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matischen Sanction  von  den  Ständen  der  Erblande  und  besonders 
Ungarns  zu  erlangen 207 

Dieselbe,  von  den  Ständen  Oesterreichs  und  Schlesiens  angenommen, 
weckt  bei  den  Ungarn  Besorgnisse,  wird  vom  Landtage  Sieben- 
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Ueichstag  von  1722.  Die  königlichen  Propositionen:  die  Annahme  der 
Pragmatischen  Sanction,  in  diesen  nur  leise  angedeutet,  soll  aus 
eigenem  Entschlüsse  der  Stände  erfolgen.  Beide  Tafeln  sprechen 
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l'Mi-nu'nc  Annahme    der  Pragmatischen    Sanction    durch    den   Reichstag 

und   die   hierauf  bezüglichen   Gesetze    . 211 

Dem   König  vorgelegte  Gesetzentwürfe  werden  theils  genehmigt,  theils 

zurückgewiesen 213 

Gebrachte    und    bestätigte  Gesetze.     Eine  Steuer   von   2,l3ö000  Gulden 

und  Lieferungen  in  Naturalien   für  das  Militär  werden   bewilligt    .        216 

Errichtung  des  Statthaltereirathes,  der  vier  ungarischen  Districtual- 
Gerichtstafeln  und  der  kroatischen  BanaUafel.  Vermehrung  der 
Ki(diter  an  der  Königlichen  und  Sejitemviraltafel.  Verbesserung 
der  Procel.iordnung .^17 

(Jfsct/.e,  welche  den  Handel  und  die  Colonisation  befördern  sollen     .        218 

Verfahren  am  Reichstag  der  katholischen  Mehrheit,  des  Klerus   und   des 

Königs   in   der  Religionssache 218 

Verordnung  Karl's  vom    18.  O.'tobcr.      Intimat  der  Statthalterei'    .    '    '        220 
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Pragmatischen  Sanction  bei  allen  Mächten,    .  221 
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l\eiih.stag  von  1728.     Streit  darüber,  olj  die  Steuer  an  der  Person  oder 

am   Grunde  der  Bauern   haftet.     Erhöhung  derselben  auf  2,500000        224 
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Karl   ernennt  nach  dem  Tode  des  Palatins  Nikolaus  Pallly  den  Herzog 

Franz  von  Lothringen  zum  Statthalter  in   Ungarn 230 

Karl  nimmt  bei  der  Wahl  des  Königs  von  Polen  Partei  gegen  Stanis- 
lans  Leszczinsky  für  den  Kurfürsten  August  ITI.  von  Sachsen,  der 
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Vermählung  Maria  Thevesia's    mit  Franz    von  Lothringen.   -  -  'J\)d    des 

Prinzen  Eugen  von  SaToyen 231 

Aufruhr  der  Serben 234 

Krieg  in  Verbindung  mit  Russland  gegen  das   Osmanische  Reich.    Drei 

unglückliche  Feldzüge.    Friede  von  Belgrad 23(i 

Tod  Karl's  III .        244 
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Innere  Zustände  von   1711  —  1740. 

I.    Der    Staat. 

Karl    versöhnt   die    politischen  Parteien,    nährt    dagegen   die  Zwietracht 

der  kirchlichen 246 

Ungarn,  durch  das  Temeser  Banat  iutegrirt,  erleidet  durch   den    \  erhist 

der  übrigen  Eroberungen  Eugen's  keinen  Nachtheil 247 

Die  kaiserliche  Regierung  misbraucht  die  Pragmatische  Samtion  zur 
Vermehrung  ihres  Einflusses  in  Ungarn  :  die  höchsten  Reichslieamten 
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Die  wiedergewonnenen  Landestheile  werden  dem  Reiche  nicht  ein- 
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Die  Steuern  und  Lieferungen  für  das  Heer  lasten  allein  auf  den  Bür- 
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II.    Col  o  nisa  t  io  n  ,   Industrie,    Handel. 

Werthlosigkeit  und  Verschleuderung  der  öden  Landstrecken.    Verdienst 

Merci's  um  das  temeser  Banat 252 
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besaß  ,  sondern  bemächtigt  sich  auch  eines  grossen  Theils  dessen, 
was  die  Ivvangelisciieii   gestiftet  haben.     Macht  ihres  Klerus  .    .    .        204 
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irrster    Abschnitt. 
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Malircgeln     zur    Verstärkung-    der    Wehrkraft     und    Verbesserung     der 
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Von  Joseph's  I.  Thronbesteigung  bis  zum  Frieden  von  Szatmär. 

1705  —  1711. 

Joseph's  Schritte  zur  Aussöhnung  und  zum  Frieden  mit  den  Ungarn. 
Forderungen  der  verbündeten  Stände  und  Absichten  Räköczy's. 
Sein  Verlangen  nach  einem  förmlichen  Bündnisse  Ludwig's  XIV. 
und  des  Kurfürsten  Maximilian  Emanuel  mit  ihm.  Sein  Marsch 
an  die  Waag  gegen  Herbeviile;  seine  Niederlage  bei  Pudmeritz. 
Sze'csenyer  Generalconvent.  Stand  der  Dinge  in  Siebenbürgen. 
Marsch  Herbeville's  und  Räköczy's  dorthin;  des  letztern  Niederlage 
bei  Zsibö.  Kärolyi  vertheidigt  Siebenbürgen.  Ein  großer  Theil  des 
Landes  jenseit  der  Donau  wieder  für  Räköczy  gewonnen.  Unter- 
handlungen beiderseitiger  Bevollmächtigter  in  Tyrnau.  1705.  — 
Versammlung  des  fürstlichen  Staatsrathes  in  Miskolcz,  Fortsetzung 
der  Friedensunterhandlungen;  plötzlicher  Abbruch  derselben.  Ge- 
such des  Palatins  und  anderer  Magnaten  an  den  König.  Eäköczy 
nimmt  Gran;  eilt  Rabutin  entgegen,  der  Kaschau  bedroht.  Unge- 
horsam des  Grafen  Forgäcs.  Gran  an  Starhemberg  übergeben. 
Rabutin  hebt  die  Belagerung  Kaschaus  auf  Niederlagen  seiner 
Heere  nöthigen  Ludwig  XIV.  Frieden  anzubieten.  Warnende  Be- 
richte Kökenyesdy's  über  die  Absichten  des  französischen  Hofs. 
Versammlung  des  Staatsrathes  in  Rosenau.  1706.  —  Vorschläge 
dem  König  ergebener  Magnaten  zur  Beruhigung  Ungarns.  Ein- 
setzung Räköczy's  zum  Fürsten  von  Siebenbürgen.  Onoder  Ge- 
neralconvent, das  Haus  Oesterreich  für  thronverlustig  erklärt. 
Manifest  des  Palatins.  Verlauf  des  Kriegs.  Räköczy's  diploma- 
tischer Verkehr  mit  den  polnischen  Gegenkönigen  und  Karl  XII. 
von  Schweden.  Zar  Peter  der  Große  bietet  Räköczy  die  pol- 
nische Krone  an;  warschauer  Vertrag.  Königlicher  Reichstag. 
Für  Räköczy  niederschlagende  Berichte  Kökenyesdy's.  Maximilian 
Emanuel    gibt    die    Hoffnung    auf    den    ungarischen    Thron    auf; 
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Ludwig  XIV.  empfiehlt  einen  preußischen  Prinzen.  Die  Armeen 
Preußens  und  Räköczy's  sollten  sich  in  Schlesien  vereinigen. 
1707.  —  Eäköczy  von  Heister  bei  Trencsin  geschlagen.  Folgen 
seiner  Niederlage.  Generalconvent  in  Patak.  1708.  —  Reichs- 
tag. Siege  der  Kaiserlichen.  Joseph  erklärt  Räköczy  und  Ber- 
csenyi  für  Hochverräther.  Räköczy  zieht  sich  an  die  obere  Theiß 
zurück,  wünscht  unter  Vermittelung  Britanniens,  der  Niederlande, 
Preußens  und  Rußlands  Frieden  zu  schließen.  1709.  —  Rä- 
köczy  verliert  das  Treffen  bei  Vadkert.  Vordringen  der  Kaiser- 
lichen. Räköczy  betreibt  die  Unterhandlungen  mit  den  erwähnten 
Mächten.  Joseph  ernennt  Johann  Pälffy  zu  seinem  Oberfeldherrn 
und  Bevollmächtigten.  Gespanschaften  und  Städte  huldigeiv  dem 
König.  Pälffy  knüpft  Unterhandlungen  mit  Kärolyi  an.  Kaschau 
belagert.  Räköczy  begibt  sich  zu  Dolgoruky  nach  Polen.  1710.  — 
Waffenstillstand.  Besprechung  Räköczy's  mit  Pälffy;  des  erstem 
Schreiben  an  den  Kaiser.  Während  seiner  Abwesenheit  in  Polen 
schließen  Kärolyi  und  Pälffy  Frieden.  Joseph's  Tod.  Räköczy 
tritt  dem  Frieden  nicht  bei,  rechnet  fort  auf  seinen  und  Ungarns 
Einschluß  in  den  allgemeinen  Frieden,  bis  der  utrechter  Friede 
(13.  April  1713)  seinen  Hoffnungen  ein  Ende  macht.     Seine  fernem 

Schicksale. 

1705  Joseph  stand  im  27.  Jahre  des  Alters,  als  er  die  Regierung  antrat. 

Von  der  Natur  besser  begabt  und  von  dem  gelehrten,  für  die  damalige 
Zeit  und  seinen  Stand  freisinnigen  Franz  Rummel  erzogen  \  war  er  un- 
gleich selbstständiger,  thätiger  und  zum  Herrschen  geeigneter  als  sein 
Vater,  der  katholischen  Kirche  zwar  gläubig  ergeben,  aber  kein  unver- 
söhnlicher Verfolger  der  evangelischen;  scheute  er  auch  die  Volksfreiheit 
nicht  so  ängstlich,  und  hegte  gegen  die  Ungarn  gerechtere  und  wohl- 
wollendere Gesinnungen.  Günstlinge  wie  Scalvinioni,  die  Leopold  be- 
herrscht und  ihn  von  der  Theilnahme  an  Staatsgeschäften  ausgeschlossen 
hatten,  hielt  er  fern  von  sich,  beschränkte  den  verderblichen  Einfluß  der 
Jesuiten  und  zog  mit  vollem  Vertrauen  den  auch  als  Staatsmann  ausge- 
zeichneten und  freisinnigen  Prinzen  Eugen  zu  Rathe.^  Durch  das  nahe 
Waffengetöse  der  unversöhnten  Ungarn  geängstigt,  hatte  Leopold  auf 
dem  Todtenbette  seinem  Sohne  dringend  empfohlen,  Frieden  mit  ihnen 
zu  machen.    Dieser  Ermahnung  bedurfte  Joseph  nicht;   wir  wissen,  daß 

Von  Ferdinand  II.  angefangen,  waren  immer  Jesuiten  die  Erzieher  der 
kaiserhchen  Prinzen  gewesen;  sie  wollten  auch  Rummel  von  dieser  Stelle 
verdrängen,  um  dieselbe  einem  der  Ihrigen  zu  verschaffen,  aber  Joseph  er- 
klarte, wenn  ihr  mir  diesen  Lehrer  entzieht,  werde  ich  keinen  andern  an- 
nehmen und  künftig  nichts  lernen.  Rummel  blieb  sein  Erzieher  und  wurde 
spater  wiener  Bischof.  —  ^  Eugen  pflegte  zu  sagen:  „Leopold  war  mir  ein 
Vater,  Joseph  ein  Bruder,  Karl  ist  mir  ein  Herr." 
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schon  früher  Aussöhnung  und  Friede  rnit  Ungarn  sein  "Wunsch  und 
Streben  gewesen  war.  Nun,  als  die  Macht  dazu  in  seineu  Händen  lag, 
beschloß  er,  um  dem  Aufstande  ein  Ende  zu  machen,  ihnen  Gerechtig- 
keit widerfahren  zu  lassen,  ihre  Constitution  und  Gesetze  wieder  in 
Kraft  zu  setzen,  aber  zugleich  die  Erblichkeit  des  Thrones,  wie  sie  der 
Reichstag  von  1687  anerkannt  hatte,  und  die  unmittelbare  Verbindung 
Siebenbürgens  mit  der  Krone  aufrecht  zu  halten.  Vorläufig  entzog  er 
die  Leitung  der  ungarischen  Angelegenheiten  dem  Minister  Harrach, 
übergab  sie  dem  Fürsten  Salm  und  ernannte  statt  des  grausamen  Heister 
den  Marschall  Herbeville  zum  Oberbefehlshaber  in  Ungarn.  In  seinem 
Auftrage  erließ  sodann  der  Palatin,  Fürst  Paul  Eszterhazy,  schon  am 
15.  Mai  ein  Rundschreiben  an  die  verbündeten  Stände.  „Es  ist  den 
Ständen  bekannt",  schrieb  er,  „daß  der  Kaiser  und  König  Joseph,  wäh- 
rend sein  Vater  lebte,  als  jüngerer  König  durch  den  Krönungseid  gebun- 
den, an  der  Regierung  nicht  theilnehraen  durfte;  daher  können  die 
Rechts-  und  Gesetzwidrigkeiten,  welche  gegen  den  Willen  des  ver- 
storbenen Königs  von  dessen  Räthen  geübt  wurden,  ihm  nicht  schuld 
gegeben  werden.  Nun  aber,  nachdem  das  Reich  an  ihn  gekommen,  hat 
er  uns  bei  seinem  königlichen  Worte  versprochen,  und  können  wir  den 
Ständen  zuversichtlich  kundthun,  daß  er  alles,  was  er  im  Krönungs- 
diplome gelobt  hat,  halten,  und  das  Krönungsdiplom  den  Gesetzen  ein- 
verleiben lassen  wird,  indem  erhofft,  daß  die  Stände  ihrerseits  dem 
Könige,  der  sich  alle  Gesetze  zu  beobachten  erbietet,  mit  wahrer  Treue 
huldigen  werden.  Ist  also  ein  Funke  von  Liebe  zum  Vaterlande  und 
christlicher  Gesinnung  in  euch,  so  geht  in  euch,  begehrt  nicht  das  Ver- 
derben des  Landes  und  ferneres  Blutvergießen,  sondern  ergreift  den 
Oelzweig  des  Friedens  und  strebt  mit  uns,  die  wir  in  der  Treue  gegen 
den  König  beharren,  Ungarn  wieder  in  den  vormaligen  blühenden  Zu- 
stand zu  versetzen.  Führet  ihr  aber  fort,  unter  dem  Vorwande  der 
Freiheit  das  Land  zu  verderben,  so  erklären  Avir  vor  Gott  und  der  Welt, 
daß  wir  genöthigt  wären ,  es  davor  mit  den  Waffen  zu  beschützen."  ^ 
Aehnliche  Kundmachungen  sandte  Kollonics  an  den  Klerus  und  der 
Militärgouverneur  in  Ofen,  Baron  Pfeffershoven,  an  die  Behörden.^ 

Hierauf  erschien  der  Secretär  des  Palatins,  Jeszenszky,  in  Erlau, 
um  mit  Szirmay,  der  auf  Befehl  des  Hofs  seit  seiner  letzten  Sendung 
dort  zurückgeblieben  war,  Räkoczy  neuerdings  Friedensanträge  vorzu- 
legen. Szechenyi,  vielleicht  des  Einverständnisses  mit  den  Aufstän- 
dischen verdächtigt,  deren  Forderungen  er  befürwortete,  wurde  diesmal 
übergangen.  Die  Abgeordneten  des  Palatins  erhielten  die  Antwort: 
Die  Frage,  mit  welchem  Rechte  Joseph  König  sei,  müsse  vor  allem  an- 
dern entschieden  werden ;  sein  Versprechen,  daß  er  dem  Königsdiplome 
gemäß  regieren  werde,  könne  den  Ständen  keineswegs  genügen,  denn 
das  Diplom  enthalte  die  Clausel :    „der  König  verpflichtet  sich,  sämmt- 

^    Das   Rundschreiben   vollständig    bei    Szalay,   VI,   240   fg.,    ein    latei- 
nischer Auszug  bei  Katona,  XXXVII,    30,    in   französischer  Uebersetzung  bei 
Lamberti,    Memoires  pour   servir   a   l'histoire  du  XVIIP   siecle,   III,  608.  — 
-  '  Bei  Szalay,  Katona  und  Lamberti,   a.  a.  0, 
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liehe  Landesbewohner  derart  bei  ihren  Rechten  und  Freiheiten  zu  er- 
halten, wie  er  und  die  Stände  am  Reichstage  übereinkommen  werden", 
wodurch  es  dem  König  ermöglicht  wird ,  welchem  Grundgesetze  immer 
bei  günstiger  Gelegenheit  eine  ihm  beliebige  Deutung  zu  geben.  Hierauf 
wurde  abermals  Szechenyi  beauftragt,  Räköczy  und  die  verbündeten 
Stände  zu  ermahnen,  sie  mögen  aufhören ,  die  Gesetzmäßigkeit  der 
Thronfolge  Joseph's  und  die  von  ihm  geleistete  Sicherstellung  der 
Nationalrechte  in  Zweifel  zu  ziehen,  was  sein  Wohlwollen  leicht  in 
Unwillen  verwandeln  könnte,  sondern  mögen  seinem  königlichen  Worte 
Glauben  schenken  und  sich  nebstbei  mit  der  Vermittelung  Britanniens 
und  Hollands  begnügen.  Der  Erzbischof,  obgleich  durch  die  frühere 
Beseitigung  gekränkt,  kam  dem  Auftrage  in  gewohnter  Weise  nach  und 
berichtete  dem  Hofe  und  den  Gesandten  der  vermittelnden  Mächte: 
„Die  im  Aufstande  begriffenen  Ungarn  wünschen  nichts  sehnlicher  als 
einen  Frieden,  der  ihre  Rechte  und  Freiheiten  sicherstelle,  und  bitten, 
daß  der  König,  der  ebenfalls  zum  Frieden  geneigt  sei,  friedlich  gesinnte 
Bevollmächtigte  entsende  und  für  die  Zwischenzeit,  bis  ein  Ausgleich 
zu  Stande  kommt,  die  Einstellung  kriegerischer  Unternehmungen  an- 
ordne." 1 

Räköczy  und  die  Häupter  des  Bundes  -wurden  zu  dieser  versöhnlich 
lautenden  Erklärung  durch  das  Verlangen  nach  Frieden  bewogen,  wel- 
clies  sich  seit  dem  Regierungsantritte  Joseph's  laut  kundthat.  Von 
neuen  Herrschern  erwarten  die  Völker  gewöhnlich  Verbesserung  der 
öffentlichen  Zustände;  da  Joseph  Wohlwollen  gegen  die  von  seinen 
Vorgängern  zurückgesetzte,  oft  raishandelte  ungarische  Nation  äußerte, 
glaubte  man  um  so  mehr,  mit  seiner  Thronbesteigung  seien  die  Ursachen 
des  verheerenden  Bürgerkriegs  geschwunden,  sei  die  Zeit  gekommen, 
die  Rechte  Ungarns  durch  einen  Friedenstractat  sicherzustellen.  Dieser 
selbst  unter  den  verbündeten  Ständen  vorherrschenden  Stimmung  Rech- 
nung tragend,  Ijefragte  Räköczy  die  Comitate,  ob  sie  die  Gewährleistung 
des  Friedensschlusses  durch  die  Königin  von  Britannien  und  die  Re- 
publik der  Niederlande  für  genügend  halten.  Die  Comitate  antworteten 
einstimmig,  daß  sie  dieselbe  zwar  annehmen,  aber  der  König  solle  außer 
derselben  noch  die  Garantie  durch  die  Könige  von  Schweden  und 
Preußen  zugeben. ^  Hierauf  soll  Räköczy  folgendes  Schreiben  an  Jo- 
sepli  gerichtet  haben:  „Der  Regierungsantritt  Ew.  Majestät  ist  das 
Gestirn,  welches  die  Wolken  und  Ungewitter  zertheilt,  die  unsere  Nation 
uoiiingen  und  beinahe  in  den  Abgrund  versenkten.  Die  Ungarn  erwar- 
ten von  Ew.  Majestät  die  Wiederherstellung  ihrer  Freiheit,  welche  das 
Volk  mit  ererbter  Treue  und  Hingabe  gegen  den  König  erwidern  wird. 
Ich  itisonderheit  war  seit  jeher  von  tiefer  Ehrfurcht  und  Ergebenheit 
gegen  die  Person  Ew.  Majestät  durchdrungen,  will  auch  jetzt  nicht  Ihre 
Regierung  böswillig  stören,  sondern  bin  im  Gegentheil  mit  der  ganzen 
Nation  bereit,  dem  rechtmäßigen  König  und  Herrn  zu  huldigen  und  für 

'  Die  Schreiben  Szechenyi's  bei  Miller,  Epist.  Archiepiscopornm  Georgii 
et  Pauli  Szöchcnyi,  TI,  177  —  178,  183.  —  2  Fiedler,  Actcnstücke  zur  Ge- 
schichte Franz  Raküczy's,  I,  282. 
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ihn  das  Leben  zu  opfern,  in  der  Hoffnung,  daß  Ew.  Majestät  dem  Un- 
recht ein  Ende  machen  werde,  welches  gehässige  Minister,  den  Namen 
und  die  Macht  eines  guten  Fürsten  misbrauchend,  unserer  Nation  zuge- 
fügt haben.'-  ^ 

Das  Schreiben  mag  immerhin,  wie  Michael  Horväth  meint  -,  unter- 
geschoben sein  oder  aus  späterer  Zeit  herrühren,  selbst  Häupter  der  ver- 
bündeten Stände  waren  geneigt,  unter  gewissen  Bedingungen  Frieden 
zu  schließen,  und  Räköczy  durfte  ihnen  nicht  offen  entgegentreten. 
Aber  was  sie  unter  Wiederherstellung  der  Freiheit  verstanden,  war  un- 
endlich mehr,  als  Joseph  zu  bewilligen  gesonnen  war.  Es  sollten  nicht 
nur  alle  gesetzwidrigen  Verordnungen  Leopold's  aufgehoben,  die  frem- 
den Truppen  für  immer  aus  dem  Lande  entfernt,  die  Regierung,  die 
Rechtspflege  und  das  Heerwesen  in  allen  ihren  Zweigea  von  denen  der 
Erbländer  gänzlich  geschieden  und  ausschließlich  Eingeborenen  anver- 
traut, sondern  auch  der  Nation  das  Recht,  den  König  zu  wählen,  zuge- 
sprochen, der  31.  Artikel  der  Goldenen  Bulle  neuerdings  in  Kraft 
gesetzt,  das  siebenbürger  Fürstenthum  wieder  aufgerichtet,  Räkoczy  als 
Fürst  und  zugleich  Herr  einiger  östlichen  Gespanschaften  anerkannt 
und  der  hierüber  geschlossene  Vertrag  von  auswärtigen  Mächten  garan- 
tirt  werden.  —  Die  "Wiederherstellung  des  siebenbürger  Fürstenthums 
wurde,  abgesehen  von  den  persönlichen  Wünschen  Räkoczy's,  zum 
Schutze  Ungarns  gegen  die  Willkür  der  Könige  für  unentbehrlich  ge- 
halten. —  Die  Evangelischen  insbesondere  forderten  außer  der  freien 
Religionsübung  die  Rückgabe  der  Kirchen,  Schulen  und  Stiftungen,  die 
ihnen  gewaltsam  entrissen  worden.  Räkoczy  war  überzeugt,  dies  alles 
werde  Joseph  gutwillig  nie  gewähren,  würde  er  aber  dazu  gezwungen, 
so  werde  der  aufgenöthigte  Vertrag  ebenso,  wie  die  frühern  gebrochen 
wurden,  von  ihm  und  seinen  Nachfolgern  gebrochen  werden.  Daher 
glaubte  er  zwar,  der  Nation  die  Entscheidung  über  Krieg  oder  Frieden 
überlassen  zu  müssen,  aber,  inwieweit  es  von  ihm  abhing,  sollten  die 
Waffen  nicht  niedergelegt  werden,  bevor  alle  jene  Rechte  und  An- 
sprüche erkämpft  seien;  daher  hielt  er  es  für  rathsam,  daß  Ungarn  sich 
vom  Hause  Oesterreich  losmache  und  dem  Kurfürsten  Maximilian  Ema- 
nuel  die  Krone  verleihe.  Sein  Gesandter  am  französischen  Hofe,  Ladis- 
laus  Kökenyesdy,  meldete  dort  am  13.  Mai:  „Die  Sache  des  Fürsten 
steht  gut;  obgleich  genöthigt,  die  Unterhandlungen  mit  dem  Kaiser  fort- 
zusetzen, beabsichtigt  er  dennoch,  vor  dem  allgemeinen  Frieden  keinen 
Separatvergleich  zu  schließen."  Der  Minister  Chamillard  antwortete  am 
19.  Mai:  „In  der  Erwartung,  daß  der  Fürst  bei  diesem  Vorsatze  beharrt, 
werde  sein  König  ihn  nach  Kräften  unterstützen,  und  habe  zum  Beweise 
dessen  das  bisherige  Hülfsgeld  auf  50000  Livres  monatlich  erhöht."' 

Räköczy  betrieb  also  die  Rüstungen  mit  verdoppeltem  Eifer.  Kä- 
rolyi  erhielt  am  26.  April  den  Auftrag,  im  Osten  der  Theiß  ein  Truppen- 
corps zu  sammeln,  auch  einen  Theil  der  Mannschaft,  mit  welcher  Georg 
Palocsay  Großwardein  seit  einiger  Zeit  umlagerte,  an  sich  zu  ziehen, 

'  Bei  Lamberti,  a.  a.  0.,  S.  607;  bei  Katona,  XXXVII,  34.  —  ^  M.  Hor- 
väth, Magyarorsz.  tört.,  IV,  346.  —    '  Fiedler,  a.  a.  0.,  S.  281. 
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und  die  Raizen  durch  die  Eroberung  ihrer  Festungen  Arad,  Jeno  und 
Gyula  zur  Unterwerfung  zu  zwingen.  ^  Der  Fürst  selbst  schickte  sich 
an,  ein  Heer  über  die  Donau  zu  führen,  in  der  doppelten  Absicht,  um 
jenen  Landestheil,  der  seit  Kärolyi's  Niederlage  bei  Kilit  in  die  Gewalt 
der  Kaiserlichen  gefallen  war,  wieder  zu  gewinnen,  und  um  einen  Theil 
der  auf  der  Insel  Schutt  stehenden  kaiserlichen  Armee  auf  sich  zu 
ziehen,  wodurch  die  Einnahme  Leopoldstadts,  das  Bercsenyi,  und 
Trencsins,  das  Ocskay  belagerte,  erleichtert  würde.  Daher  ging  Daniel 
Eszterhäzy  im  Mai  mit  10  Reiterregimentern  über  die  Donau,  und 
Bottyän  hütete  die  Schiffbrücke  zwischen  Kömlod  und  Paks,  an  deren 
beiden  Enden  Verschanzungen  errichtet  wurden.  Kärolyi  entsendete 
von  Bekes  am  Koros  die  Obersten  Bone  und  Nyiri  gegen  einen  Haufen 
Raizen,  die  Künhegyes  geplündert  hatten.  Die  Obersten  wurden  ge- 
schlagen, ihre  Kanonen  weggenommen,  Nyiri  fiel.  Hierauf  eilte  Kärolyi 
selbst  der  Horde  nach,  erreichte  dieselbe  beim  Uebergange  über  den 
Koros,  besiegte  und  verfolgte  sie  bis  Gyula,  wo  er  Lager  schlug.^  Da 
erhielt  er  Befehl,  mit  seinen  Truppen  unverzüglich  zu  der  Armee  des 
Fürsten  zu  stoßen.  Es  schmerzte  ihn,  das  kaum  begonnene  Unter- 
nehmen, mit  welchem  er  auf  seine  eigene  Bitte  betraut  worden  war, 
aufgeben  zu  müssen ;  er  machte  Einwendungen  dagegen  und  gehorchte 
erst  einem  zweiten  Befehle  und  dem  Ausspruche  Räkoczy's,  daß  das 
minder  Wichtige  dem  Wichtigern  nachstehen  müsse.  ^ 

Räkoczy  war  nämlich  entschlossen,  einen  entscheidenden  Schlag  zu 
führen,  und  wollte  deshalb  seine  sämmtlichen  Streitkräfte  vereinigen. 
Am  18.  Juni  brach  er  von  Erlau  auf,  am  25.  lagerte  er  bei  Ocsa.  Von 
hier  berief  er  am  1.  Juli  „alle  Stände,  Geistliche  und  Weltliche,  Mag- 
naten und  Adeliche,  die  des  theuren  Vaterlandes  Sache  als  die  ihrige 
betrachten,  auf  dem  räköser  Felde  am  1.  September  nicht  durch  Ab- 
geordnete, sondern  persönlich  zu  erscheinen".  „Er  berufe  sie",  sagt  er 
,  im  Ausschreiben,  „um  ihnen  das  Ergebniß  der  bisherigen  Friedensunter- 
handlungen mitzutheilen,  und  ihnen  Gelegenheit  zu  geben,  sich  entweder 
für  Krieg  oder  Frieden  zu  erklären."*  Zugleich  wollte  er,  was  im  Aus- 
schreiben nicht  erwähnt  wird,  sein  den  Evangelischen  gegebenes  Wort 
lösen  und  durch  den  Reichstag  ihre  Rechte  gewährleisten  lassen.  In 
einem  Schreiben  an  Ludwig  XIV.  vom  8.  Juli,  worin  er  für  die  Er- 
höhung der  Hülfsgelder  dankt,  sagt  er:  „Da  der  römische  König  nach 
dem  Tode  des  Kaisers  der  Nation  alles,  was  sie  wünscht,  gewähren  zu 
wollen  scheint,  nöthigten  mich  die  Umstände,  den  Reichstag  zu  berufen, 
um  den  Willen  der  Stände  zu  vernehmen.  Ich  wäre  untröstlich,  wenn 
deren  Einberufung  etwas  zur  Folge  hätte,  was  mit  meiner  Absicht,  von 
den  Ilulfsgeldern  den  stärksten  Gebrauch  zu  machen,  in  Widerspruch 
Stande."-^  ^'och  deutlicher  spricht  er  seine  Gesinnung  im  Briefe  vom 
29.  Juh  an  Kokenyesdy   aus,   vor   dem  sich    der  Kurfürst  von  Baiern 

'  L.  Szalay,  VI,  244,  nach  Originalien  im  Archive  der  Grafen  Kärolvi.  — 
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beschwert  hatte,  daß  Rakoczy  Frieden  scMießen  und  sein  Versprechen, 
ihn  auf  den  Thron  Ungarns  zu  erheben,  nicht  halten  wolle:  „Ich  ver- 
nehme mit  Verwunderung,  daß  der  Kurfürst  keine  genauere  Nachricht 
von  Paris  erhält,  da  doch  der  bei  uns  accreditirte  französische  Gesandte 
seinen  König  über  alles  Beiücht  erstattet.  Wir  können  versichern,  die 
Sache  des  Friedens  befinde  sich  noch  immer  in  dem  nämlichen  Zustande, 
in  welchem  Sie  dieselbe  gelassen  haben.  Ich  ersehe  zwar  nicht  den 
geringsten  Nutzen,  der  für  Ungarn  aus  dem  Frieden  entspringen  könnte; 
da  ich  aber  nicht  Herr  der  Sache  bin,  darf  ich  nicht  widerstreben,  wenn 
der  Friede  den  Ungarn  gefällt.  Sie  können  jedoch  dem  Baier  versichern, 
selbst  wenn  es  zum  Fiieden  kommen  sollte,  werde  Ungarn  dem  Kaiser 
keine  Hülfe  wider  ihn  leisten. . . .  Den  Reichstag  habe  ich  in  der  Absicht 
auf  den  1.  September  ausgeschrieben,  damit  die  Stände,  falls  sie  sich  in 
Friedensunterhandlungen  einließen,  außer  der  Zeit  kämen. .  .  .  Nie  werde 
ich  meinem  theuren  Vaterlande  rathen,  dem  trügerischen  Feinde  Glauben 
zu  schenken."  . .  .  Hierauf  berichtet  er,  daß  er  wider  den  Feind  ziehe, 
und  setzt  hinzu:  „Der  Friedensschluß  hängt  vom  bevorstehenden  Feld- 
zug ab;  wird  der  Feind  glücklich  sein,  so  wird  er,  seinem  gewohnten 
Uebermuthe  gemäß,  seine  gegenwärtigen  Versprechungen  zurücknehmen; 
wenn  dagegen  Gott  unsern  Waffen  Glück  schenkt,  darf  der  Kurfürst 
der  Zuversicht  sein,  daß  die  Nation  nicht  nur  den  Frieden  verwerfen, 
sondern  auch  Wahl  und  Interregnum  in  Frage  stellen  wird."  ^ 

Räköczy  schenkte  jedoch  weder  den  Verheißungen  Ludwig's  XIV., 
dessen  Glücksstern  bereits  sank,  noch  den  schönen  Worten  des  Kur- 
fürsten, der,  aus  Baiern  vertrieben,  sich  in  den  spanischen  Niederlanden 
aufhielt,  vollen  Glauben;  er  verlangte  Bürgschaft,  daß  sie  Ungarn  und 
ihn  ihrem  Vortheile  nicht  opfern  werden,  und  gab  am  29.  Juli  Koke- 
nyesdy  die  Weisung,  auf  den  Abschluß  eines  förmlichen  Bündnisses  zu 
dringen.  „Ich  sehe",  schreibt  er,  „wie  wenig  man  dem  Feinde  trauen 
dürfe;  kann  aber  Frankreich  leugnen,  daß  es  unsere  Angelegenheiten 
äußerst  lau  betrieben  habe?  Seit  meinem  Exil  konnte  ich  nie  erlangen, 
daß  es  mit  mir  ein  Bündniß  in  gehöriger  Form  eingehe,  oder  wenigstens 
die  schriftliche  Versicherung  gebe,  daß  es  ohne  Ungarn  und  mich  nicht 
Frieden  schließen  werde.  Der  König  hat  mich  zwar  unlängst  durch 
seinen  Gesandten  vertröstet,  er  wolle,  daß  mein  Gesandter  als  Gesandter 
des  Fürsten  von  Siebenbürgen  zum  Friedenscongresse  zugelassen  werde, 
und  werde  olme  mein  Mitwissen  nicht  unterhandeln;  aber  was  nutzt 
das,  wenn  ich  Ungai-n  nichts  Schriftliches  vorzeigen  kann?  Das  war 
die  Ursache,  weshalb  ich  die  Friedensunterhandlungen  bisher  fortgesetzt 
habe,  was  mir  nie  in  den  Sinn  gekommen  wäre,  wenn  ich  nicht  hätte 
besorgen  müssen,  zwischen  zwei  Stühlen  zu  bleiben.  Glaubt  man  etwa, 
daß  die  50000  Thaler  schon  alles  sind,  und  daß  sie  derentwegen  Ungarn 
und  mich  der  Ungewißheit  preisgeben  dürfen?  Der  Geist  Ungarns  wäre 
ein  anderer,  wenn  ich  von  Anfang  her  oder  auch  nur  jetzt  eine  schrift- 
liche Verbürgung,  die  der  Nation  Sicherheit  gewährte,  vorweisen  könnte. 
Sollen  wir  Krieg  führen,  so  stelle  sowol  der  König  als  der  Kurfürst 
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eine  Urkunde  aus:  1)  Sie  schließen  mit  mir  als  Fürsten  von  Sieben- 
bürgen ein  ewiges  Schutz-  und  Trutzbündniß;  werden  mit  dem  Kaiser 
über  den  Frieden  nicht  eher  unterhandeln,  als  bis  Ungarn  sich  entweder 
vom  Hause  Oesterreich  losgemacht  oder  wenigstens  seine  gesetzlichen 
Rechte  wieder  errungen  hat ;  werden  ohne  mich  sich  weder  in  Unter- 
handlung einlassen,  noch  einen  Vergleich  eingehen.  -*-  2)  Würde  Ungarn 
durch  den  Wechsel  des  Kriegsglücks  Frieden  zu  schließen  gezwungen, 
so  soll  wenigstens  der  zu  jener  Zeit  von  demselben  getrennte  Landestheil 
nebst  Siebenbürgen  mit  vollem  Souveränetätsrechte  unter  meiner,  nach 
meinem  Tode  aber  unter  Regierung  dessen  bleiben,  den  die  abgefallenen 
Stände  wählen  werden.  3)  Der  König  fährt  fort,  solange  der  Krieg 
dauert,  die  festgesetzten  Hülfsgelder  zu  zahlen.  4)  Wenn  ich  ins  Exil 
gehen  müßte  oder  in  Gefangenschaft  geriethe,  werden  beide  Fürsten 
mich  aus  derselben  befreien,  und  mir  in  Polen  so  viele  Besitzungen  und 
solche  Sicherheit  verschaffen,  daß  ich  sammt  meinen  Gefährten  standes- 
raäßig  leben  könne.  Geschieht  dies,  so  wird  es  leicht  sein,  die  Stände 
Ungarns  nicht  blos  zur  Fortsetzung  des  Kriegs  zu  bewegen,  sondern  in 
Rücksicht  auf  das  beiderseitige  Bündniß  durch  sie  alles  beschließen  zu 
lassen,  was  der  König  und  der  Kurfürst  wünschen.  Ich  halte  es  jedoch 
für  nöthig,  daß  die  Urkunde  bis  zum  Reichstage  eintreffe,  den  ich  we- 
nigstens bis  Ende  September  hinausziehen  werde."  ^ 

Mittlerweile  war  Räköczy  genöthigt  worden,  seinen  Feldzug  jenseit 
der  Donau  aufzugeben.  Er  stand  noch  im  Lager  bei  Ocsa,  als  ihm 
Daniel  Eszterhäzy  meldete:  Bottyän,  von  Glöckelsberg  geschlagen  und 
verwundet,  mußte  sich  in  seine  Verschanzungen  zurückziehen  und,  als 
der  Feind  in  dieselben  eindrang,  auch  über  die  Donau  zurückweichen, 
worauf  Glöckelsberg  die  Brücke  nebst  deren  Schutzwehren  zerstörte 
und  wieder  nach  Ofen,  von  wo  er  gekommen  war,  zurückkehrte.^ 
Ferner  berichtete  Bercsenyi:  Herbeville,  durch  einige  tausend  Dänen 
verstärkt,  beabsichtige,  das  seinem  Falle  nahe  Leopoldstadt  zu  verpro- 
viantiren,  es  sei  daher  nothwendig,  ihm  zuvorzukommen.  Da  die  Brücke 
bei  Kömlod  nicht  sobald  wieder  geschlagen  werden  konnte,  auch  die 
Lage  der  Dinge  an  der  Waag  größere  Streitkräfte  als  die  dort  stehenden 
erforderte,  verzichtete  Räköczy  auf  den  Feldzug  jenseit  der  Donau  und 
trat  den  Marsch  an  die  Waag  an.  Am  S.Juli  bei  Gyömro  stieß  Kärolyi  zu 
ihm.  ^  Mit  Unmuth  sah  er  dessen  Scharen  stark  zusammengeschmolzen. 
I>#nn  viele,  welche  Kärolyi  im  Osten  der  Theiß  aufgeboten  hatte,  griffen 
wol  zu  den  Waffen,  um  den  eigenen  Herd  gegen  die  Raizen  zu  verthei- 
digen,  verließen  aber  die  Fahnen,  als  sie  ihm  über  den  Fluß  folgen  und 
die  Heimat  jenen  Feinden  preisgeben  sollten.  Da  auch  die  Truppen 
Daniel  Eszterhäzy's,  die  Räköczy  von  jenseit  der  Donau  zu  sich  be- 
fohlen hatte,  nur  mit  Widerwillen  nach  den  obern  Landestheilen  mar- 
schirten,  was  er  den  Umtrieben  der  Friedenspartei  zuschrieb,  sprach  er 
an  demselben  Tage,  an  welchem  Kärolyi  angekommen  war,   vor  der 

'  Fiedler,  Actenstucke,  I,  284.  —  ^  Hist.  des  revol.,  V,  213.  Wagner, 
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versammelten  Menge  seinen  Schmerz  und'  seine  Entrüstung  über  die 
Feigheit  und  Treulosigkeit  derer  aus,  die  sich  scheuen,  in  den  Kampf 
für  die  Freiheit  des  Vaterlandes  zu  gehen.  ..Schließet  Frieden  mit  dem 
Feinde",  sagte  er  unter  anderm,  „vertilget  den  ruhmvollen  Namen  der 
Räköczy,  liefert  mich  meinen  Feinden  aus,  wenn  ihr  dadurch  für  euch 
und  für  unser  Volk  die  Freiheit  erlangen  könnet.  Ich  werde  gern  in 
den  finstern  Kerker  zurückkehren,  aus  dem  Gott  mich  befreit  hat,  und 
das  Blutgerüst  besteigen,  wenn  ich  weiß,  daß  ich  damit  das  Glück  des 
Vaterlandes  erkaufe.  Ist  aber  in  euch  ein  Tropfen  ungarischen  Blutes 
und  ein  Funke  von  Liebe  zu  mir,  eurem  Herrn,  Führer,  Vater  und 
Blutsverwandten,  so  rächt  unsere  Schmach  durch  Bestrafung  der  Vater- 
landsverräther. Nicht  Herrschaft,  nicht  Reichthümer  verlange  ich  von 
euch,  sondern  nur  ein  wahrhaft  ungarisches  Herz,  das  ich  an  meines 
schließen  könne,  um  mit  euch  zu  leben  und  zu  sterben."  ^  Hierauf  ließ 
er  Kärolyi  zum  Schutze  des  Landstrichs,  aus  dem  er  abzog,  zurück, 
und  erreichte  Ende  Juli  Szentbenedek  in  der  Nähe  der  Waag,  während 
Glöckelsberg  am  jenseitigen  Ufer  der  Donau  binaufmarschirte,  um  sich 
mit  HerbevUle  zu  vereinigen. 

Herbeville  hatte  den  schwierigen  Auftrag,  erst  Leopoldstadt  zu  ent- 
setzen und  dann  sich  nach  Siebenbürgen  durchzuschlagen,  wo  Rabutin 
sich  nur  noch  mühsam  in  Hermannstadt,  Kronstadt  und  Fogaras  hielt. 
Auf  der  Insel  Schutt  wartete  er  auf  Geld,  Kriegsmaterial  und  die  Ver- 
stärkung, die  Glöckelsberg  ihm  zuführte,  nach  deren  Ankunft  seine 
Armee  15000  Mann  stark  ward.  Räköczy  berief  Bercsenyi  zu  sich. 
Anton  Eszterhäzy,  der  eben  von  einem  Streifzuge  in  Mähren,  welchen 
Herbeville's  Unthätigkeit  ihm  zu  unternehmen  erlaubt  hatte,  zurück- 
gekehrt war,  stand  jenseit  der  Weißen  Berge.-  An  Zahl  dem  Feinde 
doppelt  überlegen,  aber  an  Rüstung  und  Tüchtigkeit  der  Mannschaft 
ihm  weit  nachstehend,  erdachte  Räköczy  einen  Plan,  von  dem  er  sich 
Sieg  versprach.  „Ich  hoffte",  schreibt  er  in  seinen  Memoiren,  „den 
alten  Dragoner  Herbeville,  den  ich  kannte,  in  eine  Falle  zu  locken,  in 
die  ein  anderer  nicht  leicht  ginge."  Während  er  auf  der  linken  Seite 
der  Waag  stehen  blieb,  als  scheute  er  den  Zusammenstoß,  dämmte  sein 
Ingenieuroffizier  Lemaire  bei  Zelenicz  einen  Nebenbach  der  Dudwaag 
ab,  wodurch  das  Feld  zwischen  dieser  und  der  Waag,  durch  welches 
der  Weg  nach  Leopoldstadt  führte,  überschwemmt  wurde,  und  errichtete 
hinter  demselben  Verschanzungen,  die  Anton  Eszterhäzy  mit  Fußvolk 
besetzte.  Als  Herbeville  nach  längerm  Zögern  am  5.  August  von  der 
Schutt  bei  Szered  anlangte,  stand  ihm  der  Fürst  am  linken  Ufer  der 
Waag  gegenüber,  an  welches  er  die  Schiffbrücken  hatte  hinüberziehen 
lassen.  In  der  folgenden  Nacht  gingen  Bercsenyi  und  Geczy,  jeder  mit 
4000  Reitern,  über  den  Fluß,  um  den  Feind,  dem  auf  der  einen  Seite 
die  Waag,  auf  der  andern  die  Dudwaag  und  vorn  der  überschwemmte 

*  Bei  Kaprinai,  A.  X.  fol.,  unter  den  Handschriften  in  der  Bibliothek 
der  pester  Universität.  Eine  französische  Umschreibung  der  Rede  in  Hist. 
des  revol.,  II,  .322,  wo  aber  der  Verfasser  den  Fürsten  dieselbe  nach  der 
Schlacht  bei  Pudmericz  halten  läßt.  —    ^  Fiedler,  I,  228. 
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Boden  und  die  aufgeworfenen  Schanzen  den  Weg  sperrten,  mit  Tages- 
anbruch im  Rücken  anzugreifen,  worauf  der  Fürst  ebenfalls  den  Fluß 
überschreiten  und  sich  auf  den  Feind,  der  gezwungen  wäre,  ihm  die 
Flanke  zu  bieten,  werfen  sollte.  Aber  er  wartete  vergebens  auf  das  Er- 
scheinen seiner  Reiterei  im  Rücken  der  Kaiserlichen,  auch  dann  noch, 
als  diese  zu  seiner  Freude  arglos  weiter  marschirten  und  sich  tiefer  in 
das  ihnen  gestellte  Netz  verwickelten,  und  schickte  endlich  den  General 
Buday  mit  einem  Reiterregimente  über  die  Waag,  um  zu  erfahren,  was 
dort  vorgehe.  Bercsenyi  und  Geczy  thaten  nicht  das  Geringste  von 
dem,  was  ihnen  aufgetragen  war  und,  von  ihnen  unangefochten,  ging 
Herbeville  unterhalb  der  Schanzen  mit  geringem  Verlust,  den  ihm  die 
Kanonen  derselben  zufügten,  über  die  Dudwaag.  Die  Gefahr,  in  der 
sich  die  Kaiserhchen  befanden,  war  so  groß,  daß  Graf  Johann  PalfiPy, 
der  eine  ihrer  Abtheilungen  führte,  einige  Jahre  später  dem  Fürsten 
bekannte,  er  habe  beim  Herannahen  Buday's  den  Trompeter  erwartet, 
der  sie  auffordern  werde,  die  Waffen  zu  strecken.  Noch  war  aber  die 
kaiserliche  Armee  der  Gefahr,  vernichtet  zu  werden  oder  sich  ergeben 
zu  müssen,  nicht  ganz  entronnen.  Auf  dem  Wege  über  Bresztova  nach 
Tyrnau,  den  sie  eingeschlagen  hatte,  mußte  sie  nochmals  über  die  Dud- 
waag und  ein  sumpfiges,  von  Wassergräben  durchschnittenes  Terrain 
gehen,  und  auf  Schanzen  stoßen,  die  Lamotte  aufgeworfen  hatte  und 
mit  einiger  Mannschaft  besetzt  hielt.  Anton  Eszterhäzy  bekam  den 
Befehl,  das  Fußvolk  aus  den  Schanzen  Lemaire's  in  die  von  Lamotte 
errichteten  zu  führen,  und  Bercsenyi  erbot  sich,  dem  abziehenden  Feinde 
nachzusetzen,  ihn  beim  Uebergange  über  den  Fluß  und  die  Sümpfe  unter 
den  Kanonen  der  Schanzen  anzugreifen  und  so  lange  festzuhalten,  bis 
der  Fürst  selbst  eintreffen  werde.  Allein  auch  diesmal  vollführten  die 
beiden  Generale  das  nicht,  was  sie  versprochen  hatten,  und  Herbeville 
zog  in  Leopoldstadt  ein. 

Von  Szirmay,  der  Friedensanträge  vom  Hofe  überbrachte,  erfuhr  Rä- 
köczy,  daß  Herbeville  nächstens  von  Leopoldstadt  abziehen  müsse,  denn 
es  sei  seine  Aufgabe,  um  jeden  Preis  nach  Siebenbürgen  zu  gelangen. 
Daher  wurde  im  Kriegsrathe  beschlossen,  ihm  nachzusetzen  und  eine 
Schlacht  zu  liefern.  Am  10.  August,  als  Herbeville  in  der  Nähe  von 
Tyrnau  auf  demselben  Felde  stand,  auf  welchem  Heister  am  26.  De- 
cember  des  vorigen  Jahres  gesiegt  hatte,  trat  ihm  Räköczy  bei  Cziffer 
in  den  Weg.  Die  kaiserlichen  Feldherren  wagten  nicht,  sich  hier  in 
der  Ebene  mit  dem  an  Zahl  überlegenen,  zum  größern  Theile  aus  Rei- 
terei bestehenden  Heere  der  Kuruczen  zu  schlagen,  und  bogen  in  die 
Berge  ab,  wo  der  Vortheil  des  Terrains  auf  ihrer  Seite  wäre,  wenn  jene 
sich  verlocken  ließen,  ihnen  dorthin  zu  folgen.  Räkoczy  errieth  ihre 
Absicht,  und  wollte  sich  damit  begnügen,  sie  von  der  Schutt  abge- 
schnitten zu  haben,  wo  sie  ihre  Vorräthe  niedergelegt  hatten;  aber  seine 
Offiziere  drangen  darauf,  daß  man  den  fliehenden  Feind  verfolge  und 
zur  Schlacht  zwinge,  denn  die  Armee  murre,  daß  man  ihn  entschlüpfen 
lasse,  und  brenne  vor  Begierde,  sich  zu  schlagen,  ihr  Sieg  sei  unzweifel- 

'  llibt.  des  revol.,  V,  217 — 229. 
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haft.  Vergebens  stellte  er  ihnen  vor,  ein  Kampf  mit  dem  feindlichen 
Fußvolke  im  Gebirge  sei  für  seine  größtentheils  aus  Reiterei  bestehende 
Armee  ein  höchst  gefährliches  Wagniß;  sie  ließen  nicht  ab,  auf  Ver- 
folgung der  Kaiserlichen  zu  dringen,  bis  er  endlich  gegen  seine  bessere 
Ueberzeugung  nachgab  und  den  Marsch  in  die  Berge  anordnete.  Sein 
Heer  stieß  am  11.  August  bei  Pudmericz,  in  einer  für  dasselbe  höchst 
ungünstigen  Gegend,  auf  den  Feind,  der  die  großen  Vortheile,  welche 
ihm  die  steilen  Anhöhen  und  Schluchten  darboten,  sich  zu  Nutze  machte 
und  zum  Angriff  schritt.  Die  Befehle,  die  der  Fürst  in  der  schon  an 
und  für  sich  mislichen  Lage  ertheilte,  wurden,  bei  der  Unfähigkeit  der 
meisten  Offiziere,  misverstanden  und  schlecht  oder  gar  nicht  befolgt, 
die  Reiter,  welche  Csäky  führte,  gleich  zu  Anfang  des  Gefechts  gewor- 
fen, einige  Regimenter  Infanterie  im  Thale  in  einen  Knäuel  zusammen- 
gedrängt; den  Reiterscharen  auf  dem  Berge  machte  es  der  steile  Ab- 
sturz desselben  unmöglich,  hinunter  zu  gelangen  und  in  den  Kampf 
einzugreifen;  einige  Schwadronen,  denen  der  Wind  die  Staubwolken 
vom  Kampfplatze  entgegentrieb,  glaubten,  der  siegende  Feind  rücke 
heran,  flohen  zuerst  und  rissen  die  übrigen  Truppen  mit  sich  fort.  Da 
jedoch  nur  ein  Theil  des  Heeres  in  das  Gefecht  verwickelt  gewesen  war, 
auch  die  Kaiserlichen,  vom  leichten  Siege  überrascht  und  eine  Kriegslist 
befürchtend,  die  Fliehenden  nicht  verfolgten,  so  war  der  Verlust  der 
Kuruczen  zwar  gering,  aber  desto  größer  die  Schmach.  ^  Herbeville 
führte  sein  Heer  nach  der  Schlacht  zurück  in  die  Schutt,  wohin  ihm  der 
Weg  nun  oiTen  stand.  Räköczy  sammelte  seine  zersprengten  Truppen 
in  so  kurzer  Zeit  wieder,  daß  Bercsenyi  schon  am  16.  August  von 
Tyrnau  einen  Streifzug  nach  Mähren  und  Oesterreich  unternehmen 
konnte.  Er  streifte  bis  an  die  wiener  Brücke,  trieb  dort  eine  Truppe 
auseinander,  die  Graf  Engelfort  befehligte,  und  machte  500  Gefangene. 
„Der  wiener  Hof",  schreibt  Räkoczy,  „sollte  sehen,  daß  seine  Generale 
meine  Armee  zwar  schlagen,  aber  nicht  besiegen  können."^  Die  Nieder- 
lage bei  Pudmericz  vermehrte  dennoch  die  Zahl  derer  beträchtlich,  die 
den  Frieden  wünschten. 

Von  Neitra  am  19.  August  berief  er  die  Stände  neuerdings  auf  den 
1.  September  ein,  jedoch  nicht  auf  den  Räkos,  sondern  nach  Szecseny, 
denn  seine  Hoffnung,  daß  Pest  und  der  Räkos  sich  bis  dahin  in  seiner 
Gewalt  befinden  würden,  war  nicht  in  Erfüllung  gegangen.  Zugleich 
ersuchte  er  den  Erzbischof  Szechenyi,  zu  bewirken,  daß  der  Kaiser 
zum  Reichstage  Bevollmächtigte  und  die  Gesandten  der  vermittelnden 
Mächte  schicke,  nebstbei  einen  Waffenstillstand  eingehe,  während  dessen 
es  Rabutin  gestattet  sein  solle,  Hermannstadt,  Kronstadt  und  Fogaras 
mit  Lebensmitteln  zu  versehen.  Joseph  versprach,  daß  die  Gesandten 
und  seine  Bevollmächtigten  in  Szecseny  erscheinen  würden,  den  Waffen- 
stillstand aber  nahm  er  nicht  an,  und  befahl  Herbeville,  eilig  nach 
Siebenbürgen  zu  marschiren.  ^ 

m            1  Hist.  des  revol.,  V,  230—241.  Wagner,  Hist.  Josephi,  I,  58.     Kolino- 

F  Tics  bei  Katona,  XXXVII.     Bei,  Not.  Hung.  nova,  S.  581.  —    ^  Kolinovics, 

a.  a.  O.    —     3  Katona,  XXXVII,  41.  Wagner,  a.  a.  0.:    „a  propinquo  Rä- 
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Am  letzten  August  brach  Räkoczy  mit  Bercsenyi  und  Szechenyi  von 
Neitra  nach  Szecseny  auf,  wo  er  am  6.  September  ankam  und  im 
Schlosse  "Wohnung  nahm.  Auf  freiem  Felde,  in  länglichem  Viereck, 
standen  die  Zelte  der  Stände,  in  der  Mitte,  auf  erhöhtem  Platze,  das  des 
Fürsten  und  dasjenige,  in  welchem  die  Stände  sich  versammeln  sollten. 
1705  Am  12.  September  1705  ward  der  Reichstag  eröffnet.  Anwesend 
waren:  vom  Klerus:  Der  erlauer  Bischof  Telekesy,  der  munkäcser 
griechisch-katholische  und  vier  Titularbischöfe,  das  tyrnauer,  kaschauer 
und  waitzener  Kapitel,  Abgeordnete  der  Jesuiten,  Pauliner,  Prämon- 
stratenser  und  Franciscaner,  außerdem  Pfarrer  und  Kapläne.  —  Von 
den  Magnaten:  Die  neun  Grafen:  Niklas  Bercsenyi,  Oberbefehlshaber 
der  gesammten  Armee  und  Erbobergespan  von  Ung;  Simon  Forgäcs, 
Obercommandirender  in  Siebenbürgen,  Erbobergespan  von  Borsod; 
Anton  Eszterhäzy,  kaschauer  Oberkapitän;  Franz  Barkoczy,  Erbober- 
gespan von  Zemplin;  Stephan  und  Michael  Csäky;  Daniel  und  Stephan 
Eszterhäzy,  sämmtlich  Generale;  Ladislaus  Szentivänyi,  gewesener  Prä- 
sident der  zipser  Kammer.  Die  22  Barone:  Franz  Klobusiczky,  früher 
Personal,  jetzt  oberster  Director  der  fürstlichen  Herrschaften;  Stephan 
Petröczy,  General;  Adam  Balassa;  Georg  Andrässy,  Obergespan  von 
Gömör,  General;  Matthias  Andrässy;  Nikolaus  Andrässy,  früher  Fran- 
ciscaner, jetzt  Oberst;  Franz  Andrässy;  Gottfried  Hellenbach,  Kammer- 
graf; Lorenz  und  Andreas  Zay;  Daniel  Schmidegg,  Obergespan  von 
Sohl;  Franz  und  Michael  Revay;  Emerich  Prenyi,  Obergespan  von 
Abauj;  Johann  und  Wolfgang  Prenyi;  Smitiger;  Valentin  Üjfalusy; 
Georg  Horväth-Palocsay;  Michael  Fischer,  Commandant  der  Artillerie; 
Michael  Heve;  Pankraz  Sennyey,  Oberst;  Johann  Kemeny;  N.  Cziräky; 
Alexander  Vecsay.  Alexander  Kärolyi  blieb  im  Lager  bei  Hatvan. 
Die  25  Gespanschaften  (einige  nur  durch  wenige  Edelleute  vertreten): 
Preßburg,  Neitra,  Trencsin,  Bars,  Turocz,  Sohl,  Liptau,  Neograd, 
.  Großhont,  Kleinhont,  Heves,  Szabolcs,  Borsod,  Gömör,  Torna,  Abauj, 
Zemplen,  Säros,  Zips,  Ung,  Bereg,  Szatmar,  Ugocsa,  Kraszna.  —  Mar- 
moros  und  Zaränd  waren,  weil  damals  zu  Siebenbürgen  gehörig,  nicht 
berufen.  Bihar  war  zwar  erschienen,  wurde  aber  aus  derselben  Ursache 
auf  den  bevorstehenden  Siebenbürger  Landtag  verwiesen.  ^  Zugegen 
waren  auch  die  Abgeordneten  der  oberungarischen  Frei-  und  Berg- 
städte. 2 

Nach  dem  Gottesdienste,  den  die  Katholischen  und  die  Evan- 
gelischen abgesondert  gefeiert,  versammelten  sich  sämmtliche  Stände 
im  Sitzungszelte  und  ließen  den  Fürsten  durch  Bischof  Telekesy  und 
General  Petröczy  einladen,  in  ihrer  Mitte  zu  erscheinen.  Beim  Eintritt 
in  die  Versammlung  begrüßte  er  die  Stände  mit  kurzen  Worten,  und 
ließ  sodann  durch  seinen  Secretär,  Paul  Räday,  eine  längere  Rede  vor- 
lesen.    Er  gedachte  in  derselben  seiner  Gefangenschaft,   Flucht  und 

'  Der  Brief  Räköczy's  vom  6.  September  an  Kärolyi  im  Lager  bei  Hat- 
van, Szalay,  VI,  270.  —  2  Johann  Csecsi,  Acta  conventus  Szecsenyiani, 
Handschrift  im  Nationalmuseum.  Joseph  Lugossy,  Töredek  naplö  a  szecsenyi 
gyülescröl  (Bruchstücke  des  Tagebuchs  der  szecsenyier  Versammlung),  Uj  M. 
museum,  X,  I,  46. 
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Eückkehr  ins  Vaterland,  gab  Rechenschaft  darüber,  was  er  seit  zwei 
Jahren  zur  Befreiung  desselben  gethan,  dankte  den  Ständen  für  das 
Vertrauen,  welches  sie  bisher  zu  ihm  bewiesen,  und  pries  sich  glücklich, 
durch  dasselbe  unterstützt,  die  Fremdherrschaft  gebrochen  zu  haben. 
„Die  Gesandten  des  Kaisers,  Szechenyi,  Viza,  Szirmay  und  Okolicsänyi", 
fuhr  er  fort,  „sind  hier,  um  dessen  Friedensvorschläge  vorzulegen,  und 
die  Annahme  oder  Zurückweisung  derselben  hängt  nun  von  der  Ent- 
scheidung der  Stände  ab.  Ich  aber",  so  schloß  er  die  Rede,  „trete  nun 
von  meinem  Posten  ab,  will  nichts  weiter  als  ein  einfacher  Edelmann  sein, 
auch  nur  als  solcher  am  Reichstage  theilnehmen,  und  lege  die  Landes- 
regierung in  die  Hände  der  Stände  nieder."  Hierauf  wurde  das  Schrei- 
ben der  englischen  und  niederländischen  Gesandten  vorgelesen  —  die 
erstem  waren  Sunderland  und  Stepney,  die  andern  Rechteren  undHamel- 
Bruyninx  — ,  in  welchem  sie  nach  Szecseny  zu  kommen  versprachen, 
und  um  Pässe  und  Geleit  durch  eine  hinreichende  Anzahl  Soldaten  an- 
hielten. Die  Pässe  wurden  in  der  Sitzung  des  folgenden  Tages  ausge- 
stellt, und  Ocskay,  der  an  der  Grenze  Mährens  und  Oesterreichs  den 
Befehl  führte,  die  Weisung  ertheilt,  die  Gesandten  nach  Szecseny  ge- 
leiten zu  lassen.  ^  Rakoczy  schloß  die  Sitzung  mit  einer  heftigen  Rede 
wider  jene,  die  am  Reichstage  nicht  erschienen  waren,  trotz  seines  Aus- 
schreibens, das  allen  Edelleuten  das  persönliche  Erscheinen  zur  Pflicht 
milchte,  damit  sie  von  Szecseny  sogleich  wider  den  Feind  aufbrächen. 
„Sie",  sagte  er,  „verdienen  nicht  Edelleute  zu  sein,  denn  eine  Herab- 
würdigung des  Adels  ist  es,  die  Vertheidigung  der  von  den  Vorfahren 
mit  dem  Schwerte  erkämpften  Freiheit  Söldnern,  Unterthanen  und 
Knechten  zu  überlassen."  Die  Anwesenden  stimmten  dem  Fürsten  bei; 
den  Vicegespanen  wurde  befohlen,  die  Weggebliebenen  im  Namen  des 
Fürsten  und  der  Stände  nach  Szecseny  zu  schaffen,  und  über  die  Wider- 
spenstigen die  Confiscation  ihrer  Güter  ausgesprochen.  A 
Die  anwesenden  Edelleute  aus  den  Gespanschaften  und  die  Ab- 
geordneten der  Städte,  Evangelische  mit  Ausnahme  weniger,  wollten 
vor  allem  andern  unbeschränkte  Religionsübung  und  die  ihren  Glaubens- 
genossen entrissenen  Kirchen,  Schulen  und  Stiftungen  zurückfordern, 
zweifelten  aber,  in  gemeinschaftlichen  Sitzungen  mit  den  der  großen 
Mehrheit  nach  katholischen  Magnaten  und  dem  hohen  Klerus  ihr  Ziel 
erreichen  zu  können.  Daher  kamen  sie  am  frühen  Morgen  des  16.  Sep- 
tember im  Sitzungszelte  zusammen,  constituirten  sich  als  untere  Tafel 
unter  Berufung  auf  Gesetze  und  Gewohnheit,  und  wählten  Johann  Rad- 
vanszky  zum  Präsidenten  und  Personal,  Daniel  Bulovszky  und  Stephau 
Krucsay  zu  Secretären.  Räkoczy,  den  sie  um  Bestätigung  des  Ge- 
schehenen angingen,  erklärte,  da  er  am  Reichstage  blos  als  einfacher 
Edelmann  theilnehme,  müsse  er  es  demselben  überlassen,  sich  nach 
eigenem  Gutdünken  zu  organisiren.  Der  Klerus,  den  das  Vorgehen  des 
Adels  in  Bestürzung  setzte,  eiferte  die  weltlichen  Magnaten  und  beson- 
ders die  katholischen  Generale  an,  dagegen  zu  protestiren,  daß  der 

1  Katona,   XXXVII,   90.     Miller,   II,    189  —  210.     Hist.  des  revol.,  III, 
13  fg. 
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Adel  ohne  Vorwissen  und  Zustimmung  der  beiden  obern  Stände  als 
untere  Tafel  aufgetreten  sei  und  einen  königlichen  Personal  gewählt 
habe,  auch  nicht  zu  dulden,  daß  ein  Protestant  dieses  Amt  bekleide. 
Die  weltlichen  Herren  waren  leicht  gewonnen,  worauf  sie  sammt  dem 
Klerus  sich  zum  Fürsten  begaben  und  Protestation  gegen  das  Verfahren 
des  Adels  und  der  Städteabgeordneten  einlegten.  Räköczy  antwortete 
ihnen  zwar  anfangs  dasselbe,  was  er  diesen  geantwortet  hatte,  ließ  sich 
aber  endlich  dennoch  bewegen,  zu  bewirken,  daß  deren  Beschlüsse  und 
Wahlen  für  ungültig  erklärt  und  aufgehoben  würden.  Dem  zufolge  ver- 
fügte er  sich  mit  den  Magnaten  und  Prälaten  am  15.  September  in  die 
Sitzung  der  untern  Stände,  eröffnete  ihnen,  er  habe  zwar  kein  Recht, 
die  Wahl  des  Personals  und  das,  was  sie  sonst  zum  gemeinen  Wohle 
beschlossen  haben,  zu  misbilligen,  erachte  aber  für  nöthig,  daß  die  Ab- 
haltung der  Sitzungen  und  der  Gang  der  Berathungen  geregelt  werden. 
Kaum  hatte  er  die  Worte  gesprochen,  so  erhoben  die  weltlichen  Mag- 
naten, die  Prälaten  und  der  niedere  Klerus  einstimmig  Protest  gegen 
das  Verfahren  der  Stände,  die  sich  erkühnten,  einseitig  und  in  Abwesen- 
heit der  übrigen  Berechtigten  Beschlüsse  von  solcher  Wichtigkeit  zu 
fassen,  sprachen  aus,  daß  sie  Radvanszky  nie  als  Personal  anerkennen 
würden,  und  verlangten,  daß  man  die  Anstifter  zur  Verantwortung  ziehe 
und  strafe.  Durch  die  drohenden  Aeußerungen  ihrer  Gegner  und  vor- 
nehmlich der  katholischen  Generale  eingeschüchtert,  schwiegen  die  Evan- 
gelischen. Hierauf  erklärte  der  Fürst  die  Beschlüsse  der  untern  Stände 
für  ordnungswidrig  und  nichtig,  und  schlug  vor,  zu  allererst  die  Weise 
und  Ordnung  festzusetzen,  in  welcher  die  Berathungen  gepflogen  werden 
sollen,  und  zu  entscheiden,  was  die  gegenwärtige  Versammlung  sei.  Der 
Vorschlag  wurde  beifällig  angenommen  und  die  Berathung  über  den- 
selben auf  den  nächsten  Tag  angesetzt. 

In  der  gemeinschaftlichen  Sitzung  behaupteten  die  Edelleute  als 
Vertreter  ihrer  Gespanschaften  und  die  Abgeordneten  der  Städte:  Die 
Versammlung  ist  ein  Reichstag,  muß  als  solcher  an  den  gesetzlichen  und 
üblichen  Formen  der  Reichstage  festhalten,  sich  in  zwei  Tafeln  theilen, 
die  abgesondert  rathschlagen  und  durch  Botschaften  miteinander  ver- 
kehren. Die  Einwendung  der  Gegner,  daß  nicht  sämmtliche  Gespan- 
schaften vertreten  seien,  widerlegten  sie  durch  die  Hinweisung  auf  die 
von  Bethlen  nach  Neusohl  berufene  Versammlung,  bei  der  auch  nicht 
alle  Gespanschaften  vertreten  waren,  die  aber  dessenungeachtet  als 
Reichstag  anerkannt  wurde.  Da  nahm  Bercsenyi  das  Wort:  „Die  Ver- 
sammlung ist  unstreitig  mit  der  gesammten  Reichsgewalt  bekleidet, 
dazu  aber,  daß  sie  ein  Reichstag  sei,  fehlt  die  Anwesenheit  der  höchsten 
Reichsämter.  Die  gegenwärtigen  Inhaber  derselben  abzusetzen  und  an- 
dere statt  ihrer  zu  wälilen,  wäre  weder  gerecht  noch  klug,  denn  die 
meisten  derselben  wurden  durch  Zwang  am  Erscheinen  gehindert,  und 
wurden  durch  die  Absetzung  schwer  beleidigt  und  unserer  Sache  ent- 
frenjdet.  Da  überdies  der  Kaiser  den  Beschwerden  der  Nation  abzu- 
helfen gesonnen  ist,  kann  in  unserer  Versammlung  von  Königswahl  und 
Krönung  keine  Rede,  folglich  sie,  die  der  König  nicht  einberufen  hat, 
auch  kein  Reichstag  sein.    Ahmen  wir  also  das  Beispiel  der  Polen  nach, 
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die  sich  in  dergleichen  Fällen  vermittels  eines  Eides  zur  Wieder- 
erringung  ihrer  Freiheiten  verbünden  und  ein  Oberhaupt  wählen.  Thun 
wir  dasselbe,  und  unser  Oberhaupt  sei  Räköczy.  Weil  jedoch  der  Titel 
Marschall,  welchen  die  Polen  ihrem  Oberhaupte  geben,  Räkoczy,  dem 
Fürsten  von  Geburt  und  erwählten  Landesfürsten  von  Siebenbürgen, 
nicht  geziemt,  müssen  wir  auf  einen  andern,  mehr  angemessenen  Titel 
im  Einverständnisse  mit  ihm  bedacht  sein."  Der  Antrag  wurde  mit  all- 
gemeinem Beifall  angenommen,  und  eine  Deputation  entsendet,  welche 
dem  Fürsten  den  Beschluß  der  Stände  kundmachte  und  ihn  bat,  die 
Wahl  zu  deren  Oberhaupt  anzunehmen  und  sich  zu  äußern,  welchen 
Titel  er  als  solches  zu  führen  wünsche.  Räkoczy  gelobte,  dem  Vater- 
lande noch  ferner  treu  zu  dienen.  Hierauf  wurde  ein  Ausschuß  erwählt, 
um  die  Grundzüge  des  Bündnisses  zu  entwerfen.  Man  mußte  rasch  zu 
Werke  gehen,  denn  die  Truppen  in  sämmtlichen  Lagern  mahnten  dazu 
und  drohten,  wenn  die  Stände  zögerten,  die  Staats-  und  Religions- 
angelegenheiten zu  regeln,  ihre  Säbel  zu  zerbrechen  und  auseinander- 
zugehen. 

Zwei  Tage  darauf,  18.  September,  wurde  die  Bundesurkunde  von 
Paul  Räday  vorgelesen  und  angenommen.  Dieselbe  lautete  wörtlich: 
„Wir,  die  unterschriebenen  Stände  Ungarns,  thun  vermittels  dieser  Ur- 
kunde jedermann,  dem  es  gebühret,  kund :  Da  das  nach  unbeschränkter 
Herrschaft  strebende  Haus  Oesterreich,  eidbrüchig  die  königlichen 
Diplome  übertretend,  alle  unsere  Gesetze  misachtend  und  zu  Boden 
tretend,  unsere  Nation  nicht  nur  ihrer  Freiheit  beraubte,  sondern  auch 
mit  aller  erdenklichen  Grausamkeit  verfolgte,  und  nicht  zurückschau- 
dert, viele  der  Unserigen  mit  schrecklichen  Martern  vom  Erdboden  zu 
vertilgen,  hat  der  hochgeborene  Fürst  Franz  Räkoczy,  unser  gnädiger 
Herr,  nachdem  er,  durch  Gottes  wunderbare  Führung  aus  der  Gefangen- 
schaft jener  grausamen  Herrschaft  befreit,  mit  uns  wider  das  unser 
Vaterland  vernichtende,  nach  unserm  unschuldigen  Blute  dürstende 
Haus  Oesterreich  die  Waffen  ergriffen  und  schon  seit  dritthalb  Jahren 
gekämpft  hatte,  uns  durch  sein  Einberufungsschreiben  am  L  September 
des  laufenden  Jahres  1705  zu  einem  Generalconvente  hier  auf  dem 
szecsenyer  Felde  zu  dem  Ende  versammelt,  damit  in  Angelegenheit 
dieser  Sache  mit  gemeinschaftlichem  Beschlüsse  auch  für  künftig  eine 
möglichst  zweckdienliche  Ordnung  begründet  werde.  Wir  erkannten 
•  'instimmig,  daß  wir  uns  vor  allem  ein  solches  Oberhaupt  wählen  müs- 
sen, welches,  mit  uns  durch  einen  Eid  verbunden,  die  Sache  unsers  Vater- 
landes nicht  allein  in  Betreff  des  Kriegs,  sondern  auch  hinsichtlich  der 
gesetzlichen,  kirchlichen  und  ökonomischen  Angelegenheiten  leite,  regiere 
und  mit  uns  vertheidige,  bis  wir  mit  Gott  durch  die  errungene  Wiederher- 
stellung unserer  alten  Freiheit  das  Ziel  erreicht  haben.  Es  hat  uns  ge- 
meinsam und  mit  einträchtigem  Willen  gefallen,  den  vorerwähnten 
hochgeborenen  Fürsten  zu  unserm,  der  conföderirten  Stände,  Anfüh- 
renden Fürsten  (Vezerlo  Fejedelem;  fejedelem  =  Landesfürst)  zu 
wählen,  wie  wir  ihn  auch  gewählt  haben.  Damit  dieses  um  so  größere 
Kraft  und  Beständigkeit  habe,  haben  wir  es  vermöge  folgender  beider- 
seitigen Eidschwüre  genehmigt  und  bestätigt,  ja  es  ewig  zu  halten  nicht 
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allein  uns,  sondern  auch  unsere  Nachkommen  bei  Strafe  der  Treulosig- 
keit und  des  Landesverrathes  verbunden  und  verpflichtet." 

Der  getroffenen  Anordnung  gemäß  nahmen  am  folgenden  Tage  die 
Vicegespane  den  Edelleuten  ihres  Comitats  den  Eid  ab:    „Ich  schwöre 

bei  Gott ,   das  Bündniß,  welchem  ich  aus  freiem  Willen  beitrete, 

wie  das  eigene  Leben  zu  schützen  und  zu  erhalten,  dawider  weder 
heimlich  noch  öffentlich  zu  handeln,   und  andere,   von  denen  ich  weiß 

oder  höre,  daß  sie  dawider  handeln,  anzuzeigen ,  nie  aus  demselben 

zu  treten  und  dessen  Sache  nie  zu  verlassen,  dasselbe  vielmehr  mit  allem 
Vermögen  zu  fördern  und  auszubreiten,  die  Uneinigkeit  fernzuhalten 
und  die  Eintracht,  die  Seele  des  Bündnisses,  zu  bewahren,  üeberdies 
schwöre  ich,  den  hochgeborenen  Fürsten,  Herrn  Franz  Räköczy,  als 
Anführenden  Fürsten  des  um  der  Freiheit  willen  verbündeten  ungarischen 
Volks  anzuerkennen,  zu  ehren,  seinen  Befehlen  zu  gehorchen,  seiner  und 
des  Bundes  Freunde  Freund,  der  Feinde  Feind  zu  sein,  und  in  dieser 
Sache  ihn  bis  zum  letzten  Blutstropfen  nicht  zu  verlassen.  Indem  der 
Bund  zum  Wohle  und  zur  Beglückung  der  ungarischen  Nation  ge- 
schlossen wird,  werde  ich  vor  allem  das  Wohl  des  Vaterlandes  fördern 
und  dasselbe  zu  vertheidigen  bemüht  sein,  auch  alles,  was  die  verbün- 
deten Stände  mit  gemeinsamem  Willen' verfügen,  anordnen  und  be- 
schließen, unter  keinem  erdachten  Vorwande  ohne  Furcht  und  Rücksicht 
nicht  blos  halten,  sondern  auch  mit  aller  Kraft  und  allem  Vermögen  zu 
vollbringen  streben,  wozu  ich  mich  jetzt  kraft  dieses  Eides  freiwillig 
entschließe."  Hierauf  leisteten  die  Magnaten  denselben  Eid ;  der  Klerus 
aber  gelobte,  unter  Berufung  auf  den  Amtseid,  dem  Bunde  Treue  und 
Gehorsam,  „inwieweit  es  der  katholischen  Kirche  nicht  zu- 
wider ist". 

Tags  darauf,  am  20.  September,  einem  Sonntage,  versammelten  sich 
die  Stände  im  Sitzungszelte,  wo  Bischof  Pethes  die  Messe  feierte.  Nach 
Beendigung  derselben  trat  Räköczy  vor  den  Altar  und  schwor  den  Eid, 
den  der  Bischof  vorlas:  „Ich  Fürst  Franz  Räköczy,  als  Anführender 
Fürst  der  um  der  Freiheit  des  Vaterlandes  willen  verbündeten  Stände, 
schwöre  .  . .  .,  daß  ich  das  Bündniß,  welches  die  edeln  Stände  des  unga- 
rischen Vaterlandes  zur  Wiederherstellung  ihrer  vom  Hause  Oesterreich 
verkürzten  Freiheiten  geschlossen  und  jetzt  neuerdings  bekräftigt  haben, 
wie  mein  eigenes  Leben  schätzen  und  halten,  dasselbe  heimlich  oder 
öffentlich  aufzulösen  oder  dagegen  zu  handeln,  weder  selbst  versuchen 
noch  erlauben,  vielmehr  es  mit  ganzer  Kraft  und  nach  Vermögen  för- 
dern und  auswärtige  Bundesgenossen  gewinnen  werde;  daß  ich  die  Ein- 
tracht unter  uns  bewahren  und  zu  stören  nicht  gestatten,  das  conföde- 
rirte  Ungarn  und  die  der  Freiheit  wegen  unternommene  Sache  nicht 
verlassen,  gerecht  führen  und  die  verbündeten  Stände,  nämlich  die 
Herren  vorn  Klerus,  die  Adelichen,  die  königlichen  Freistädte,  die  edeln 
Jaßen  und  Rumänen,  die  Haiducken-  und  Landstädte,  mit  einem  Worte, 
alh;  ungarisclicn,  ins  Bündniß  getretenen  adelichen  und  streitbaren,  des 
Vaterlandes  wegen  bewaffneten  Stände  in  den  gemeinsamen  gesetzlichen 
Freiheiten  und  Rechten  unsers  Vaterlandes  und  in  den  einem  jeden 
gesetzlich  bestätigten  Vorrechten  zu  stören  weder  selbst  wünschen  noch 
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erlauben,  vielmehr  sie  schützen  und  erhalten  werde.  Namentlich  gelobe 
ich,  zur  Beilegung  der  bisweilen  aus  den  Religionen  entspringenden  Zer- 
würfnisse, die  drei  im  Lande  aufgenommenen  Religionen  in  ihrer  üblichen 
Freiheit  selbst  zu  erhalten  und  erhalten  zu  lassen,  auch  alles,  was  wir 
mit  den  verbündeten  Ständen  gemeinschaftlich  verfügen,  anordnen  und 
beschließen,  nicht  nur  zu  halten  und  darauf  zu  sehen,  daß  es  gehalten 
werde,  sondern  auch  mit  ganzer  Kraft  und  nach  Vermögen  zu  voll- 
führen." Nach  der  Eidesleistung  verglich  Bischof  Telekesy  in  einer 
langen  Rede  Raköczy  mit  Moses  und  sprach  über  ihn  den  Segen.  Der 
alten  Nationalsitte  gemäß  hoben  ihn  nun  die  Grafen  Bercsenyi  und 
Forgäcs  dreimal  empor,  während  Trompeten  und  Pauken  erklangen 
und  das  stürmische  Eljen  (Lebehoch)  der  Versammlung  erscholl. 

Hierauf  las  Räday  die  Urkunde  des  Bündnisses  noch  einmal  vor, 
und  sowol  der  Fürst  als  sämmtliche  Stände  unterschrieben  sie  in  drei 
Exemplaren,  deren  eines  Räköczy  übergeben,  das  andere  im  Archive 
des  polnischen  Primas  niedergelegt,  das  dritte  auf  Verlangen  der  Evan- 
gelischen dem  Kurfürsten  Georg  von  Hannover,  nachmaligem  König 
von  Britannien,  zugeschickt  wurde.  Raköczy  machte  die  Versammlung 
darauf  aufmerksam,  daß  die  Urkunde  alle  politischen,  militärischen  und 
finanziellen  Angelegenheiten  ohne  Beschränkung  in  die  Hand  des  An- 
führenden Fürsten  lege,  daß  aber  so  unbeschränkte  Gewalt  desselben 
der  Freiheit  sehr  gefährlich  werden  könne,  und  schlug  vor,  ihm  einen 
Staatsrath  von  24  Mitgliedern  an  die  Seite  zu  setzen.  Die  Stände 
billigten  den  Vorschlag  und  wählten  hierzu  vom  Klerus:  den  Bischof 
Telekesy  von  Erlau,  Pethes,  ansarer,  und  Illyes,  semendriaer  Titular- 
bischof;  von  den  Magnaten:  Graf  Niklas  Bercsenyi,  Graf  Simon  For- 
gäcs, Graf  Franz  Barköczy,  Baron  Alexander  Kärolyi,  Graf  Stephan 
Csäky,  Baron  Stephan  Petroczy,  Baron  Stephan  Sennyey,  Graf  Daniel 
Eszterhäzy,  Baron  Lorenz  Zay;  von  selten  der  Gespanschaften  und 
Städte:  Franz  Galambos,  Adam  Vay,  Stephan  Kälmanczay,  Sigmund 
Jänoky,  Paul  Gyürky,  Stephan  Soos,  Johann  Labsanszky,  Franz  Ber- 
thüti,  Georg  Gerhard,  Stephan  Török,  Paul  Kajali,  Ladislaus  Beniczky. 
Außerdem  ward  noch  eine  Körperschaft  eingesetzt,  der  insonderheit  die 
Verwaltung  der  öffentlichen  Gelder  oblag,  und  die  in  Kaschau  ihren 
Sitz  hatte.  Mitglieder  derselben  waren:  Baron  Franz  KJobusiczk)',  Jo- 
hann Radvanszky,  Nikolaus  Krucsay,  erlauer,  und  Gabriel  Spaczay, 
neitraer  Domherr,  Alexander  Keczer,  Peter  Szirmay,  Sigmund  Horväth, 
Alexander  Platthy,  Emerich  Szentpetery,  Paul  Szepessy,  Johann  Papay, 
Paul  Prileczky,  Martin  Izdenczy,  Ladislaus  Fodor,  Baron  Georg  Horvath- 
Palocsay  und  der  Schriftführer  Franz  Olaszy. 

In  der  Sitzung  vom  21.  September  forderten  die  Evangelischen  die 
Vollstreckung  der  linzer  Friedenspunkte  und  die  Rückgabe  der  ihnen 
durch  dieselben  zugesprochenen  90  Kirchen.  Da  mit  denselben  auch 
bedeutende  Pfründen  und  Stiftungen  verknüpft  waren,  beantragte  der 
Klerus,  daß  diese  zwischen  den  Katholischen  und  Evangelischen  gleich 
getheilt  werden  soUten,  was  die  letztern  als  ein  ungerechtes  Verlangen 
zurückwiesen,  indem  sie  die  erlittenen  Drangsale  schilderten  und  ihre 
Verdienste  in  frühern  und  den  jetzigen  Freiheitskämpfen  hervorhoben. 
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„Gehet  hin  auf  die  Schlachtfelder  der  jüngstverflossenen  Jahre",  rief 
einer  der  Ihrigen  aus,  „unter  den  Grabeshügeln  derselben  ruhen  in  un- 
vergleichbar größerer  Zahl  unsere  Glaubensbrüder,  und  ihr  wollet  zum 
Danke  dafür  auch  noch  mit  dem  Wenigen  theilen,  das  uns  nach  so 
vielen  ungerechten  Beraubungen  zuletzt  übrigblieb!"  „Seit  dem  linzer 
Frieden",  sagt  Räkoczy  in  seinen  Memoiren,  „waren  viele  Ortschaften 
zur  katholischen  Kirche  zurückgekehrt,  deren  Kirchen  den  Protestanten 
zu  übergeben  eine  verkehrte  Maßregel  gewesen  wäre;  dagegen  gab  es 
protestantischen  Ortschaften  aufgedrungene  katholische  Plebane  ohne 
Gemeinde,  die  den  Zehnten  bezogen,  der,  zwischen  dem  katholischen 
und  evangelischen  Geistlichen  getheilt,  zum  Unterhalte  beider  nicht  hin- 
gereicht hätte.  Viel  Aergerniß  verursachten  die  Grundherren,  indem 
jeder  der  Gemeinde  einen  Geistlichen  seiner  Confession  geben  wollte. 
Die  Prälaten,  den  andern  Confessionsgenossen  wegen  der  in  frühern 
Zeiten  vom  Klerus  verübten  Gewaltthaten  verhaßt,  waren  auch  jetzt 
geneigt,  ihre  unrechtmäßigen  Besitzergreifungen  fortzusetzen.  Ich  mußte 
den  ersten  Reichsstand  aus  Religiosität,  Gerechtigkeit  und  Politik  scho- 
nen, war  aber  auch  verpflichtet,  den  Anhängern  anderer  Religionspar- 
teien Gei'echtigkeit  zu  gewähren,  denn  das  forderten  die  Gesetze  und 
der  Eid,  den  ich  geschworen  hatte.  Ich  strebte  daher,  die  Protestanten 
zu  bewegen,  daß  sie  mit  ihren  Ansprüchen  vom  Wege  des  Rechts  auf 
den  Weg  des  freundschaftlichen  Vergleichs  hinübertreten  mögen."  Aber 
trotz  seinen  eifrigen  Bemühungen,  Frieden  zu  stiften,  dauerte  der  Streit 
der  kirchlichen  Parteien  fort,  und  wurde  zuweilen  so  bitter  und  heftig, 
daß  er  die  Auflösung  der  Versammlung,  ja  die  Trennung  des  Bundes 
herbeizuführen  drohte.  So  drang  Bercsenyi,  vermuthlich  um  die  Be- 
friedigung der  Evangelischen  zu  hintertreiben,  darauf,  daß  die  Versamm- 
lung geschlossen  und  die  Gesammtheit  der  anwesenden  Stände  wider 
Herbeville,  der  ununterbrochen  vorrücke,  geführt  werde.  Alexander 
•Platthy  dagegen  bestand  darauf,  daß  man  den  Evangelischen  zuvor  Ge- 
rechtigkeit widerfahren  lasse,  denn  die  Wiederherstellung  der  geistigen 
Freiheit  müsse  jener  der  leiblichen  vorangehen.  „Wissen  Sie,  Herr,  mit 
wem  Sie  reden?"  fuhr  ihm  Bercsenyi  ins  Wort.  „Ich  weiß  es",  ant- 
wortete Platthy;  „ich  spreche  zu  dem  ganzen  Reichstage;  weiß  aber 
auch,  in  wessen  Namen  ich  spreche,  im  Namen  der  Gesammtheit  der 
Evangelischen,  und  habe  daher  das  Recht,  wenn  es  nöthig  ist,  auch 
scharf  zu  sprechen."  Dieser  Wortwechsel  verursachte  einen  so  argen 
Sturm,  daß  es  schwer  hielt,  die  aufgeregten  Leidenschaften  zur  Ruhe  zu 
liringen. 

Da  die  Sache  in  den  gemeinschaftlichen  Sitzungen  nicht  vorwärts 
kam,  versuchte  Räkoczy  in  gesonderten  Conferenzen  mit  jeder  der  bei- 
den Parteien  den  freundschaftlichen  Vergleich  anzubahnen.  In  einer 
derselben  mit  den  Katholischen  äußerte  er,  daß  er  die  pataker  Kirche 
den  Reforniirten  nicht  zurückgeben  wolle,  weil  in  derselben  seine  Ahnen 
ruhen,  aber  ihnen  eine  gleich  große  bauen  werde.  Der  Klerus  bat  ihn, 
auch  die  mit  jener  Kirche  verbundenen  Stiftungen  auf  die  Katholischen 
zu  übertragen.  Er  antwortete,  das  könne  er  nicht,  denn  Susanna  L6- 
räntfy  habe  den  Fluch  über  ihre  Nachkommen  ausgesprochen,  wenn  sie 
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jene  Stiftungen  der  Kirche  und  dem  Collegium  der  Reformirten  ent- 
zögen. Telekesy  meinte,  „es  wird  leicht  sein,  Ew.  Hoheit  gegen  die 
Wirkungen  dieses  Fluches  zu  sichern".  Mit  den  "Worten:  „Das  werde 
ich  nicht  thun,  Herr  Bischof,"   brachte  Räköczy  ihn  zum  Schweigen. 

Die  Gemäßigten  beider  Parteien,  namentlich  Adam  Vay  von  Seiten 
der  Evangelischen,  unterstützten  den  Fürsten  in  seinen  Bemühungen, 
und  so  kam  endlich  am  1.  October  folgender  Beschluß  zu  Stande:  „Da- 
mit die  aus  der  Verschiedenheit  der  Religion  zuweilen  entspringenden 
Zerwürfnisse  beigelegt  würden,  und  damit  der  um  der  Freiheit  des 
Vaterlandes  willen  geschlossene  Bund  vermöge  der  Einigkeit  der  Herzen 
desto  kräftiger  wirke,  hat  es  sowol  den  katholischen  wie  auch  den  evan- 
gelischen Mitgliedern  der  Stände  beliebt,  einen  freundschaftlichen  Ver- 
trag einzugehen,  und  wurde  hiermit  beschlossen:  daß  die  Bekenner  der 
augsbursfer  und  helvetischen  Confession  nach  dem  Laute  der  Gesetz- 
artikel  von  1608  und  1647  und  des  Krönungsdiploms  von  1659  im 
Lande  freie  Religionsübung  haben  sollen.  Weil  ferner  manche  ver- 
möge der  ödenburger  Gesetzartikel  sich  als  grundherrschaftliches  Recht 
die  Herrschaft  über  die  Gewissen  anmaßten,  wurde,  damit  dieses  künftig 
unter  welch  immer  denkbarem  Scheine  und  Vorwande  nicht  geschehe, 
die  Verhängung  der  gesetzlichen  Strafe  von  1647  über  den  üebertreter, 
von  welcher  Religionspartei  immer,  beschlossen.  Hieraus  folgt,  daß 
kraft  jener  Gesetze,  wenn  jemand  sich  zu  welcher  immer  der  drei  auf- 
genommenen Religionsparteien  bekennen  wolle,  es  ihm  freisteht,  die- 
jenige zu  bekennen,  die  ihm  gefällt,  und  deswegen  von  niemand  beun- 
ruhigt werden  darf  (Art.  13).  —  Damit  aber  die  Sache  jener  Kirchen, 
die  seit  1647  Gegenstand  des  Streites  sind,  durch  friedlichen  Vergleich 
geschlichtet  werde,  beliebte  es  beiden  Theilen,  daß  man  in  jeder  Gespan- 
schaft, königlichen  und  Landstadt  einen  solchen  Vergleich  eingehe,  wie  er 
aus  dem  Inhalte  des  dui-ch  den  hochgeborenen  Fürsten  herausgegebenen 
Beschlusses  ersichtlich  ist,  und  für  jeden  Fall  besonders  festgestellt 
wurde,  der  eben  die  Kraft  haben  soll,  als  wenn  er  einem  Gesetzartikel 
einverleibt  worden  wäre."  (Art.  14.)  —  Art.  15  erklärt  die  Protesta- 
tion, welche  der  Klerus  gegen  diese  Beschlüsse  vorbrachte  und  vielleicht 
später  nochmals  vorbringen  werde,  für  ungültig.  Derselbe  verpflichtet 
ferner  „den  weltlichen  katholischen  Stand,  dem  geschlossenen  Vergleiche 
gemäß  und  kraft  der  Bundesurkunde  den  evangelischen  Stand  in  seinen 
Ansprüchen  und  Rechten  zu  vertheidigen."  —  „Die  Ordnung,  welche 
durch  den  Vergleich  hergestellt  wird,  erstreckt  sich  auch  auf  die  Landes- 
theile  jenseit  der  Donau,  sodaß  jene,  die  schon  Mitglieder  des  Bundes 
sind,  und  jene,  die  künftig  in  denselben  treten,  nicht  blos  die  oben 
erwähnten  Rechte  genießen,  sondern  überdies  hinsichtlich  der  Kirchen, 
die  Gegenstand  des  Streites  waren,  die  Vereinbarung  unter  dem  Vor- 
sitze des  Fürsten  oder,  im  Falle  von  dessen  Verhinderung,  durch  eine 
hierzu  entsendete  Commission  in  der  Art  wie  diesseit  der  Donau  durch- 
geführt werde."  (Art.  16.) 

Vermöge  dieser  Beschlüsse  wurden  in  den  Gespanschaften  üng, 
Bereg,  Ugocsa  und  Szatmär  den  Evangelischen  alle  Kirchen,  bis  auf 
vier   in  der  munkäcser  Herrschaft,   mit   sämmtlichen  Besitzungen  und 
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Einkünften  zugesprochen.  In  der  zempliner  die  Kirchen  zu  Särospatak, 
Tokaj  und  Tallya  für  katholische  erklärt,  das  Vermögen  derselben  fiel 
jedoch  den  Evangelischen  zu,  und  Räkoczy  versprach,  in  Särospatak 
ihnen  eine  der  alten  ähnliche  Kirche  zu  bauen,  in  Tokaj  und  Tällya  zum 
Baue  der  neuen  beizutragen.  Der  herrliche  kaschauer  Dom  wurde  den 
Katholischen  zugesprochen.  Die  Evangelischen  erhielten  das  Collegium 
und  die  große  Kirche  in  Eperies  wieder;  sie  gelangten  auch  in  Bartfeld, 
Kesmark,  Leutschau  und  andern  Städten  nochmals  in  den  Besitz  ihrer 
Kirchen  und  Schulen.  In  der  sohler  Gespanschaft  fielen  fünf  Kirchen, 
darunter  die  in  Tot-Lipcse,  den  Katholischen  zu,  und  zwar  auf  Betreiben 
des  Grundherrn  Bercsenyi,  wiewol  die  Ortschaft  2000  lutherische  und 
nur  50  katholische  Einwohner  hatte.  Im  ganzen  genommen  wurden 
den  Evangelischen  viele  Kirchen,  die  ihnen  gebührten,  vorenthalten,  in- 
dem sich  die  katholischen  Grundherren  der  Uebergabe  derselben  an  sie 
widersetzten;  anderwärts  konnten  sie  nur  nach  großen  Schwierigkeiten 
in  den  Besitz  derselben  gelangen.  ^  Die  Widerspenstigen  konnten  sich 
auf  das  Beispiel  des  Fürsten  berufen,  der  selbst  den  evangelischen  Ge- 
meinden auf  seinen  Gütern  die  Kirchen  nicht  zurückstellte,  welche  ihnen 
seine  Großmutter,  Sophia  Bäthory,  gewaltsam  entrissen  hatte.  Aber 
auch  die,  welche  so  glücklich  waren,  ihr§  Kirchen  und  Schulen  wieder 
zu  erhalten,  freuten  sich  derselben  nur  kurze  Zeit,  wie  wir  sehen  werden. 
Die  andern  verschmerzten  bei  der  freien  Religionsübung  und  der  Er- 
neuerung der  dieselben  schützenden  Gesetze  den  Verlust  an  Gebäuden 
und  Eigenthum,  den  sie  wieder  ersetzen  durften.  Die  Eintracht  der 
verschiedenen  Glaubensbekenntnisse  war  unter  den  Verbündeten  her- 
gestellt, denn  selbst  die  Mitglieder  des  Klerus  und  die  Weltlichen,  die  es 
mit  ihnen  hielten,  bekannten,  wie  Räkoczy  berichtet,  im  vertraulichen 
Gespräche,  blos  den  Eiferern  zulieb  gegen  die  Beschlüsse  der  Versamm- 
lung protestirt  zu  haben.  Daher  durfte  der  Fürst  wol  die  Denkmünze 
prägen  lassen,  welche  auf  der  einen  Seite  drei  Opfernde  um  ein  Feuer 
auf  dem  Altare  mit  der  Unterschrift:  „Concurrunt,  ut  alant"  (sie  ver- 
einigen sich,  es  zu  nähren),  darstellt,  und  auf  der  andern  die  Inschrift 
trägt:  „Concordia  religionum  animata  übertäte  (als  die  Freiheit  durch 
die  Eintracht  der  Religionen  belebt  wurde)  anno  MDCCV  in  conventu 
Szecseniensi." 

Außer  diesen  Artikeln  sind  noch  folgende  Beschlüsse  die  wich- 
tigsten: „Indem  die  Gesandten  der  vermittelnden  Mächte  in  Szecseny 
wahrend  der  Dauer  der  Versammlung  nicht  erschienen,  erhält  der  Fürst 
die  Vollmacht,  mit  ihnen  und  dem  kaiserlichen  Hofe  die  Unterhand- 
lungen fortzusetzen  und  Verträge  zu  schließen,  die  er  jedoch  den  ver- 
bündeten Ständen  zur  Bestätigung  vorlegen  wird.  —  Der  Fürst  wird 
ermächtigt,  im  Einverständnisse  mit  dem  Staatsrathe  wider  pflichtver- 
gessene Comitatsbeamte  nach  Ermessen  zu  verfahren.  —  Die  Jesuiten 
sollen,  auf  gewisse  Orte  beschränkt,  ihrer  Bestimmung  gemäß  dem  Un- 
terrichte der  Jugend  obliegen;   die  vom  Auslande  gekommenen  Patres 

'  Die  hierauf  bezüglichen  Urltunden  sind  in  Stadt-  und  Kirchenarchiven 
größtentheils  noch  vorhanden. 
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Ungarn  binnen  vier  Monaten  verlassen;  die  eingeborenen  von  der  öster- 
reichischen Provinz  des  Ordens  sich  lossagen  und  sich  einen  eigenen 
Vorstand  auswirken,  ansonst  haben  sie  die  Ausweisung  zu  erwarten.  — 
Die  Erben  der  Opfer  des  eperieser  Gerichts  sollen  durch  den  Fürsten 
und  Staatsrath  in  ihre  contiscirten  Güter  wieder  eingesetzt  werden. 
Den  Verwandten  der  Hingerichteten  wird  das  Recht  ertheilt,  die  Mit- 
glieder des  Gerichts  auf  gesetzlichem  Wege  zu  belangen.  —  Tököli 
(sein  Ableben  am  13.  September  war  am  1.  October  noch  unbekannt) 
in  den  Besitz  seiner  Güter  wieder  einzusetzen,  beim  Friedensschlüsse 
auszubedingen,  daß  er  und  die  andern  Exulanten  nach  ihrer  Heimkehr 
unangefochten  bleiben,  und  die  Schulden,  die  sie  wegen  der  gemeinen 
Sache  gemacht  haben,  zu  bezahlen,  wird  für  billig  erachtet.  —  Der 
Fürst  ist  berechtigt,  an  den  Fiscus  gefallene  Güter  verdienten  Inländern 
nach  Belieben  zu  schenken.  —  Alle,  die  ohne  gesetzmäßige  Ursache  in 
der  Versammlung  nicht  erschienen  sind,  oder  dieselbe  ohne  Vorwissen 
und  Erlaubniß  des  Fürsten  verlassen  haben,  wird  der  Obergeneral 
Bercsenyi  statt  der  gesetzlichen  Strafe  zur  persönlichen  Insurrection 
auch  in  dem  Falle  zwingen,  daß  sie  Söldner  gestellt  haben.  —  Die  Vice- 
gespane  jeder  Gespanschaft  sollen  eine  allgemeine  Congregation  ein- 
berufen, alle  Adelichen  ohne  irgendeine  Ausnahme  zur  Leistung  des 
Bundeseides  anhalten  und  deren  Naraensverzeichniß  dem  Fürsten  zu- 
schicken; dasselbe  sollen  die  Kapitel,  die  königlichen  Städte  und  die 
Kammern,  von  selten  der  katholischen  Geistlichkeit  die  Archidiakone, 
von  Seiten  der  evangelischen  die  Superintendenten  mit  ihren  Pfarrern 
und  Predigern,  von  selten  des  Kriegerstandes  die  Generale  vornehmen. 
Die  den  Eid  verweigern  oder  brechen,  sind  als  Landesverräther  zu  be- 
strafen. —  Zu  der  feierlichen  Thronbesteigung  Räkoczy's,  des  erwählten 
Fürsten  von  Siebenbürgen,  am  29.  October,  werden  der  General  Graf 
Barkoczy,  der  Bischof  von  Ansaria,  Andreas  Pethes,  und  der  Kapitän 
von  Szatmär,  Franz  Galambos,  mit  dem  Auftrage  entsendet,  um  bei 
dieser  Gelegenheit  zu  bewirken,  daß  Siebenbürgen  und  der  ungarische 
Bund  sich  gegenseitig  verpflichten,  ohne  Zustimmung  des  andern  Theils 
mit  dem  Kaiser  nicht  Frieden  zu  schließen."  ^ 

Wir  richten  nun  den  Blick  auf  Siebenbürgen.  Noch  bevor  Simon 
Forgäcs  gegen  Ende  von  1704  dort  angekommen  war  (vgl.  IV,  575 
und  592)  befand  sich  der  kaiserliche  Obergeneral  Rabutin  schon  in 
einer  schlimmen  Lage.  Das  offene  Land  und  die  meisten  Städte  gehör- 
ten den  Kuruczen  an,  deren  Zahl  und  Kühnheit  sich  mit  jedem  Tage 
mehrten,  während  er  sich  mühsam  nur  noch  in  einigen  Städten  hielt, 
und  seine  Truppen  bei  schlechter  Verpflegung  durch  Gefechte  und  De- 
sertion  sich  verminderten.     Ein   bei   Häromszek  gewonnenes  Treffen 

1  Johann  Csecsi,  Acta  conventus  Szecsenyiani.  Lugossy,  Töredek  naplö 
a  szecsenyi  gyülesröl.  (Bruchstücke  eines  Tagebuchs  über  den  szecsenyer 
Convent.)  Hist.  des  revol.  de  Hongrie,  V,  244—258.  Katona,  XXXVII,  50  fg. 
Die  Beschlüsse,  nach  einem  gleichzeitigen  ungarischen  Manuscripte,  bei  Szalay, 
VI,  284  —  289.  Von  den  Verzeichnissen  der  Schwörenden  sagt  Räkoczy,  daß 
sie  ihm  zugeschickt  und  in  seinem  Archive  aufbewahrt  wurden.  Hist.  des 
revol.,  a.  a.  0. 
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machte  es  ihm  zwar  möglich,  Kronstadt  auf  ein  Jahr  mit  Lebensmitteln 
zu  versehen,  auch  gelang  es  ihm,  das  von  Toroezkay  hart  bedrängte 
Hermannstadt  durch  einen  glücklichen  Ausfall  zu  entsetzen  und  die  Be- 
satzung in  Deva  zu  verstärken ;  aber  um  dieselbe  Zeit  fesselte  in  Bistritz 
die  Besatzung,  auf  Antrieb  der  Bürger,  den  Commandanten  und  die 
Offiziere,  öffnete  die  Stadt  den  Kuruczen  und  ging  zu  ihnen  über.  Kurz 
darauf  wurde  Klausenburg  von  16000  Kuruczen  belagert,  und  stand  in 
Gefahr,  von  ihnen  nächstens  genommen  zu  werden.  Rabutin  wollte  die 
Besatzung,  die  Geschütze  und  die  dort  aufgehäuften  Vorräthe  retten, 
und  eilte  mit  1500  Reitern  und  600  Mann  Fußvolk,  die  er  auf  Wagen 
beförderte,  hin,  schlug  die  Kuruczen,  die  ihn  in  einem  Thale,  durch 
welches  er  marschiren  mußte,  erwarteten,  am  31.  Juli  und  zog  in 
Klausenburg  ein.  Damit  die  Stadt,  zu  deren  Schutze  gegen  erneute  An- 
griffe die  Mittel  fehlten,  dem  Feinde  nicht  zum  Stützpunkte  diene, 
sprengte  er  einen  Theil  der  Mauern,  nahm  mit  sich,  was  man  fort- 
bringen konnte,  und  kehrte  nach  Hermannstadt  zurück,  in  dessen  Um- 
gebung nun  einige  Ruhe  eintrat.  Aber  seine  Macht  reichte  kaum  über 
die  Mauern  von  Hermannstadt,  Deva,  Kronstadt  und  Fogaras  hinaus, 
und  seine  zusammengeschmolzenen  Truppen  litten  an  allem  Noth.  Seit 
länger  als  zwei  Jahren  hatten  sie  keinen  Sold  erhalten,  weil  man  in 
Siebenbürgen  keine  Steuern  eintreiben  konnte  und  von  Wien  keine 
Gelder  zuflössen.  Rabutin  griff  nun  zu  den  äußersten  Mitteln,  um  sich 
Geld  zu  verschaffen,  erpreßte  von  den  Mitgliedern  des  Guberniums  und 
den  kaiserlich  gesinnten  Edelleuten,  die  sich  in  die  genannten  Städte 
zurückgezogen  hatten,  100000  Gulden,  zog  das  in  Hermannstadt  be- 
findliche Vermögen  der  Aufständischen  ein,  schickte  das  confiscirte 
Silbergeräth  der  Teleki  in  die  Münze,  woraus  40000  Gulden  geprägt 
wurden,  und  forderte  Edelleute  und  Bürger  mit  dem  Versprechen  künf- 
tigen Ersatzes  auf,  ihr  Silber  zu  diesem  Zwecke  einzuliefern.  Der 
Mangel  an  Futter  war  so  groß,  daß  Soldaten  mit  Wagen  in  die  benach- 
barten Dörfer  ausgeschickt  wurden,  um  das  Stroh  von  den  Dächern 
zum  Unterhalte  der  Pferde  hereinzubringen.  ^ 

Die  Lage  der  Kaiserlichen  ward  noch  ungleich  schlimmer,  als  For- 
gäcs  gegen  Ende  von  1704  mit  14000  Mann  in  Siebenbürgen  einrückte. 
Seine  Streitmacht  vermehrte  sich  hier  so  schnell,  daß  er  sie  zu  Anfang 
von  1705  theilen  konnte,  und  zu  gleicher  Zeit  Hermannstadt  selbst  be- 
lagerte, Mediasch,  Deva,  Kronstadt  und  Fogaras  durch  die  ihm  unter- 
gebenen Anführer  belagern  ließ.  Mediasch  ergab  sich,  kurz  darauf 
auch  Deva;  Hermannstadt  wurde  durch  die  Belagerung  und  Besetzung 
des  Rothentliurmpasses  vom  Verkehr  mit  Wien,  der  bisher  über  die 
Walachei  unterhalten  worden,  vollständig  abgeschlossen.  Wäre  er 
rascher  zu  Werke  gegangen  und  seine  Armee  ebenso  kriegstüchtig  als 
zahlreich   gewesen,  so   hätte   er  wol  noch   größere  Erfolge   erkämpfen 

>  Memoires  sur  les  campagnes  faites  en  Hongrie  au  service  de  l'empe- 
roxir  par  le  nomte  de  Bussy -Rabutin,  in  Druck  gegeben  durch  den  Fürsten 
Karl  VOM  Lignc  (Dresden  1795).  Cserei,  S.  329  fg.  Franz  Szakäl,  Töteneti 
emlekek  a  magyar  tiep  közsegiüs  magän  cleteböl,  II,  79.  Briccius,  bei  dem- 
selben,  a.  a.  O.,   II,  97  fg. 
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können.  Räkoczy  hatte  Forgäcs  blos  den  Oberbefehl  über  die  Truppen 
übergeben,  mit  der  Regierung  Siebenbürgens  aber  einen  Staatsrath  be- 
traut, dessen  Mitglieder  Michael  Barcsay,  Michael  Teleki,  Gabriel  Jösika, 
Johann  Särossy  und  von  Seiten  der  Sachsen  Kolosväry  waren.  Die  Un- 
einigkeit, die  binnen  kurzer  Zeit  zwischen  diesem  Staatsrathe  und  dem 
Feldberrn  ausbrach,  trug  nicht  wenig  zur  Hemmung  der  Kriegsopera- 
tionen bei.  Als  Forgäcs  sich  zu  der  Versammlung  nach  Szecseny 
begab,  übertrug  er  dem  General  Paul  Grocz  einstweilig  das  Ober- 
commando.  ^ 

So  standen  die  Dinge  in  Siebenbürgen,  als  Herbeville  Anfang  Sep- 
tember 1705  von  der  Schutt  dorthin  mit  24  Regimentern  aufbrach.  Er 
nahm  den  Weg  über  Ofen,  von  wo  er  die  Generale  Schlick  und 
Glöckelsberg  mit  3000  Mann,  zum  Theil  Raizen,  vorausschickte.  So- 
bald die  Nachricht  von  seinem  Aufbruche  in  Szecseny  eingetroffen  war, 
eilte  Forgäcs  nach  Siebenbürgen  zurück,  um  den  Heeresbefehl  wieder 
zu  übernehmen.  Kärolyi,  der  bisher  die  kaiserliche  Armee  beobachtet 
und  deshalb  an  der  szecsenyer  Versammlung  nicht  theilgenommen  hatte, 
erhielt  den  Auftrag,  die  Einwohner  aus  den  Ortschaften,  die  im  Wege 
des  Feindes  liegen,  zum  Auswandern  zu  zwingen,  den  Landstrich  bis  an 
die  Grenze  Siebenbürgens  zur  Wüste  zu  machen  und  jenseit  der  Theiß 
Truppen  auszuheben.  Bottyän  wurde  angewiesen,  mit  sechs  Reiter- 
regimentern den  Feind  im  Rücken  zu  beunruhigen.  Kärolyi  vollzog 
den  erhaltenen  Befehl  mit  Einwilligung  Räkoczy's  diesseit  der  Theiß 
nicht  in  seiner  ganzen  Strenge,  und  schonte  besonders  die  Städte,  deren 
Häuser  nicht  so  leicht  wie  die  Hütten  der  Dörfer  wieder  aufgebaut  wer- 
den konnten.  Bottyän  folgte  zwar  den  Kaiserlichen  auf  dem  Fuße  bis 
an  die  Theiß,  konnte  aber  ihnen,  die  nach  allen  Seiten  gedeckt  mar- 
schirten,  nur  Marodeure  und  einige  Wagen  abnehmen.  In  Kecskemet 
und  Koros  versah  sich  Herbeville  mit  Wein,  Getreide  und  Schlachtvieh, 
erhob  auch  von  der  erstem  Stadt  20000  Gulden"^,  und  nahm  dann  den 
Weg  nicht  nach  Szolnok,  wie  man  erwartet  hatte,  sondern  wandte  sich 
gegen  Szegedin,  wo  er  über  die  Theiß  setzte.  Kärolyi  war  ihm  jedoch 
über  Tür  zuvorgekommen,  und  ließ  nun  durch  Böne  vor  ihm  her  die 
Bevölkerung  mit  allem,  was  fortgebracht  werden  konnte,  abführen,  was 
zurückblieb  vernichten,  sodaß  die  Kaiserlichen,  wohin  sie  die  Augen 
richteten,  eine  schauerliche  Einöde  mit  leeren  Dörfern  und  Städten 
sahen.  Im  leeren  Debreczin  fanden  sie  jedoch  einige  Lebensmittel  und 
Wein  genug,  sich  zu  berauschen,  weshalb  sie  nur  mit  Mühe  abgehalten 
werden  konnten,  die  Stadt  anzuzünden.  Zu  ihrem  Glücke  hatte  der 
Commandant  von  Großwardein,  Fels,  die  Cernirung  durchbrochen  und 
reiche  Vorräthe  in  die  Festung  geschafft.  Hier  konnte  Herbeville  sich 
mit  dem  Nothwendigen  versehen  und  die  Festung  zum  Stützpunkte 
seiner  Operationen  machen.  Der  Plan,  die  kaiserliche  Armee  durch 
Mangel  aufzureiben,  war  vereitelt.  ^ 

1  Hist.  des  revol.,  V,  165,  198,  204.  Cserei,  a.  a.  O.  Briccins,  a.  a.  O. 
Briefwechsel  zwischen  Forgäcs  und  Kärolyi,  bei  Szalay,  VI,  249  fg.  —  "  Wag- 
ner, Hist.  Josephi  caesaris,  S.  61.  Gregor  Balla,  Nagykörösi  kronika  (Kecs- 
kemet 1856),  S.  74.  —    3  Wagner,  a.  a.  O.,  S.  62.     Cserei,  S.  351. 
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Räkoczy  war  nach  dem  Schlüsse  des  szecsenyer  Convents  am 
10.  October  nach  Siebenbürgen  aufgebrochen  und,  als  Herbeville  Groß- 
wardein  erreichte,  bereits  in  Siebenbürgen  angekommen.  Die  Richtung, 
in  welcher  Herbeville  zuerst  marschirt  war,  ließ  vermuthen,  daß  er  über 
Lippa  in  Siebenbürgen  einrücken  wolle;  die  Wendung  auf  Szegedin  und 
Debreczin  machte  es  offenbar,  daß  er  den  Weg  dorthin  über  Szilägy- 
Somlyo  zu  nehmen  beschlossen  habe,  auf  welchem  er,  wie  man  meinte, 
nur  durch  den  karikaer  oder  den  zsiboer  Paß  die  Gebirge  übersteigen 
könne,  welche  hier  in  mehrern  hintereinander  sich  erhebenden  Reihen 
Siebenbürgen  umgeben.  Beide  Pässe,  schon  von  Natur  schwierig,  wur- 
den durch  Schanzen  und  Verhaue  noch  mehr  ungangbar  gemacht,  und 
am  1.  November  schlug  Räkoczy  bei  Magyar-Egregy,  fast  in  der  Mitte 
zwischen  beiden,  Lager,  um  den  Feind,  dem  Kärolyi,  sobald  derselbe 
sich  durch  den  einen  oder  den  andern  Paß  winden  werde,  in  den  Rücken 
fallen  sollte,  in  der  Front  anzugreifen  und,  wie  er  hoffte,  zu  vernichten. 
Des  Sieges  ganz  gewiß,  berief  er  die  Stände  auf  den  11.  November  nach 
Weißenburg,  wo  seine  feierliche  Einsetzung  zum  Fürsten  vor  sich  gehen 
sollte.  Einige  siebenbürger  Herren,  berichtet  Cserei,  riethen  ihm,  seine 
zum  größern  Theile  aus  Reiterei  bestehende  Armee  auf  dem  ihm  höchst 
ungünstigen  gebirgigen  Terrain  nicht  dem  kriegsgeübten  kaiserlichen 
Fußvolke  entgegenzuwerfen,  sondern  rückwärts  auf  dem  kereszteser 
Felde  bei  Torda  alle  seine  Streitkräfte  zu  sammeln,  und  dort  mit  mehr 
als  30000  Reitern,  10000  Mann  zu  Fuß  und  25  Kanonen  die  Schlacht 
zu  liefern.  Er  beharrte  bei  seinem  Plane,  von  dem  er  sich  die  günstig- 
sten Erfolge  versprach,  entsendete  Paul  Orosz  gegen  Hermannstadt, 
Peter  Kälnoky  gegen  Kronstadt,  um  Ausfälle  der  dortigen  Besatzungen 
zu  hindern,  befahl  Lorenz  Pekry,  Weißenburg,  wo  der  Landtag  gehalten 
werden  sollte,  zu  decken,  und  wartete  mit  22000  Streitern  bei  Magyar- 
Egregy  den  Anmarsch  des  Feindes  ab. 

Herbeville  kam  am  9.  November  in  Somlyö  an.  Der  Weg,  auf 
welchem  er  tags  darauf  den  Marsch  fortsetzte  und  die  Räköczy'schen 
Vorposten  zurücktrieb,  führte  ihn  nach  dem  karikaer  Passe,  der  an  sich 
enger  ist  und  weit  mehr  befestigt  war  als  der  zsiboer;  Räköczy  brach 
daher  ebenfalls  nach  demselben  auf.  Indessen  erhielt  Glöckelsberg 
durch  einen  walachischen  Spion  hiervon  Nachricht,  und  die  kaiserliche 
Armee  wandte  sich  plötzlich  gegen  Szibö,  brauchte  aber  zwei  bis  drei 
Tage,  um  die  dazwischen  liegenden  Gebirge  zu  umgehen,  während 
Räkoczy,  der  bei  Karika  nur  zwei  Bataillone  zurückließ,  in  einigen 
Stunden  auf  geradem  Wege  am  10.  November  abends  hingelangte,  und 
dort  Forgäcs,  den  er  zu  sich  berufen  hatte,  schon  antraf.  Er  ließ  sein 
Heer  zu  beiden  Seiten  des  Passes  Stellung  nehmen,  und  übertrug  den 
Befehl  auf  der  rechten  dem  französischen  Gesandten  Desalleurs,  auf  der 
linken  Forgäcs.  Am  selben  Abend  kam  auch  Herbeville  am  Passe  an 
und  machte  eine  Stunde  Weges  von  den  Verschanzungen  halt,  wo  seine 
Linke  durch  die  Szamos,  die  Rechte  durch  Gebirge  gedeckt  wurde.  Am 
folgenden  Tage  schickte  der  Fürst  an  Kärolyi  den  Befehl:  „Der  Feind 
hat  den  karikaer  Paß  umgangen  und  steht  bei  Zsibö;  wird  er  den  Paß 
stürmen,  so  greifen  Sie  ihn,  sobald  die  Kanonade  begonnen  hat,  mit 
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ganzer  Macht  an;  sollte  er  den  Paß  umgehen,  so  setzen  Sie  ihm  nach." 
Zu  Mittag  speiste  er  im  benachbarten  Szurdok  beim  Grafen  Ladislaus 
Csäky  zu  Mittag.  Gegen  3  Uhr  verkündigte  das  Krachen  der  Geschütze 
den  Beginn  des  Kampfes.  Er  stieg  sogleich  zu  Pferd  und  eilte  hin,  wo 
über  den  Besitz  Siebenbürgens  entschieden  werden  sollte.  Als  er  eine 
Strecke  zurückgelegt  hatte,  verstummten  zu  seiner  Verwunderung  die 
Kanonen;  kurz  darauf  sah  er  mit  Bestürzung  seine  Truppen  nach  allen 
Seiten  fliehen,  und  begegnete  Desalleurs,  der  ihm  berichtete:  „Die 
Kaiserlichen  unter  Virmond  erstiegen,  von  uns  nicht  bemerkt,  den  Berg 
ober  den  Schanzen  und  nahmen  diese  plötzlich  unter  Feuer;  unsere  In- 
fanteristen und  Kanonen  erwiderten  dasselbe  so  lebhaft,  daß  der  Feind 
zurückzuweichen  genöthigt  wurde.  Durch  eine  Schar  Dänen  verstärkt, 
schritt  er  nochmals  zum  Angriff,  nahm  die  Schanzen  und  warf  unser 
Fußvolk  nieder,  worauf  die  Reiterei  feig  die  Flucht  ergriff."  Bald  kam 
auch  Forgäcs  herbei  und  meldete:  Als  seine  Truppen  das  Corps  zur 
Rechten  geschlagen  und  die  Schanzen  genommen  sahen,  flohen  auch  sie 
in  das  Thal  hinab.  —  Die  Fliehenden  wurden  von  feindlichen  Reitern 
und  Raizen  scharf  verfolgt ;  23  Kanonen,  50  Fahnen,  viele  Wagen  und 
200  Gefangene,  darunter  Marquis  Bellegarde,  der  erst  jüngst  von  Kon- 
stantinopel gekommen  war,  fielen  den  Siegern  in  die  Hände.  Nach 
General  Schlick's  wahrscheinlich  übertriebenem  Berichte  verloren  die 
Kuruczen  bei  4000,  die  Kaiserlichen  nur  150  Todte  und  etwas  über 
300  Verwundete. 

Mit  der  Schlacht  hatte  Räköczy  in  kaum  einer  Stunde  auch  die 
Hoffnung,  den  Fürstenstuhl  zu  besteigen,  für  längere  Zeit  verloren.  Er 
schlug  den  Weg  nach  Szamos-Ujvär  ein  und  befahl  den  Trümmern 
seiner  Armee,  ihm  dorthin  zu  folgen.  Unterwegs  traf  er  das  Cavalerie- 
regiment  Sennyey's,  welches  Kärolyi  zur  Unterstützung  des  linken  Flü- 
gels schickte,  als  er  sah,  daß  er  mit  seinen  Reitern  die  Schanzen  und 
Verhaue  nicht  durchbrechen  könne,  mit  denen  der  Feind  sich  im  Rücken 
gegen  Angriffe  gesichert  hatte.  Von  der  Umgebung  des  Fürsten  und 
auch  sonst  ward  Kärolyi  des  Einverständnisses  mit  dem  Feinde  und  des 
Verraths  beschuldigt ;  der  Fürst  selbst  aber  faßte  keinen  Verdacht  wider 
ihn  und  fuhr  fort,  ihm  das  völligste  Vertrauen  zu  schenken.  Nach 
kurzem  Aufenthalte  in  Szamos-Ujvär  begab  sich  Räköczy  nach  Bethlen, 
von  wo  er  seinen  Rückzug  nach  Ungarn  ungefährdet  zu  bewerkstelligen 
hoffte.  Herbeville  zog  nach  dem  Siege  in  Klausenburg  ein.  Dort  hatten 
die  Jesuiten  dem  Fürsten  zu  Ehren,  der  am  17.  November  seinen  feier- 
lichen Einzug  hätte  halten  sollen,  einen  großartigen  Triumphbogen  mit 
seinen  Ruhm  verkündigenden  Inschriften  errichtet.  Sie  entschuldigten 
sich,  dies  gethan  zu  haben,  um  ihn,  der  sie  aus  dem  Lande  zu  vertreiben 
gedroht  hatte,  zu  freundlicherer  Gesinnung  zu  bewegen.  Herbeville 
beachtete  ihre  Entschuldigung  nicht,  und  quartierte  zur  Strafe  in  Klausen- 
burg und  an  andern  Orten  in  ihre  Klöster  die  lutherischen  Dänen  ein, 
von  denen  die  Patres  arg  geplagt  wurden.  ^  An  dem  Tage  der  Schlacht 
bei  Zsibö  erlitt  Grosz  bei  Felek  von  Rabutin,  Kälnoky  vom  Comman- 

>  Katona,  XXXVII,  74. 
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danten  Kronstadts  bei  Scentpeter  eine  Niederlage;  Pekry,  bei  Weißen- 
burg ebenfalls  geschlagen,  floh  in  die  Moldau.  In  ganz  Siebenbürgen 
wurden  die  Anhänger  Räkoczy's  von  Bestürzung  und  Furcht  ergriffen; 
die  Vornehmen,  die  nicht  hoffen  konnten,  unter  der  Menge  unbeachtet 
zu  bleiben,  flüchteten  mit  ihren  Familien  in  die  Walachei,  Moldau  und 
besonders  nach  Oberungarn;  ihre  Güter  wurden  confiscirt.  Als  Ra- 
koczy  nach  einigen  Tagen  von  Bethlen  sich  nach  seinem  festen  Schlosse 
Ecsed  begab,  begleiteten  ihn  ein  Heer  von  Flüchtigen  jedes  Geschlechts 
und  Alters.  Doch  auch  jene  Adelichen,  die  sich  vor  den  Kuruczen  in 
die  befestigten  Städte  zurückgezogen  hatten,  wurden  ihrer  Heimkehr 
nicht  froh,  denn  sie  fanden  Haus  und  Hof  rein  ausgeplündert.*  Räkoczy 
trug  die  Wiedereinnahme  Siebenbürgens  Kärolyi  auf  und  gebot  ihm,  die 
unter  seinem  Befehle  stehenden  Truppen  in  ausgedehnter  Linie  von  Des 
bis  Tasnäd  aufzustellen.  Da  aber  Kärolyi  sich  durch  die  erwähnten  Ver- 
dächtigungen so  tief  gekränkt  fühlte,  daß  er  den  Befehl  über  die  Trup- 
pen niederlegen  wollte,  versicherte  ihn  der  Fürst  seines  unbeschränkten 
Vertrauens,  und  bat  ihn,  wegen  ungegründeter  Nachreden  die  Sache  des 
Vaterlandes  nicht  aufzugeben.  Nun  gehorchte  Kärolyi,  und  nach  we- 
nigen Tagen  hatten  seine  Truppen  die  angedeutete  Stellung  einge- 
nommen.^ 

Nachdem  Bottyän  von  der  Theiß,  bis  an  die  er  dem  Heere  Herbe- 
ville's  folgte,  nach  Kecskemet  zurückgekehrt,  und  von  einer  Krankheit, 
die  ihn  dort  überfiel,  genesen  war,  brach  er  am  1.  November  nach 
Duna-Földvär  auf,  setzte  dort  mit  8000  Mann  über  den  Strom,  nahm 
erst  Simontornya,  dann  Papa  ein,  und  verweilte  einige  Tage  in  Stuhl- 
weißenburg. ^  Um  diese  Zeit  erhielt  Bercsenyi  von  der  Niederlage  Rä- 
koczy's bei  Zsibo  Nachricht.  Es  kam  nun  darauf  an,  zu  zeigen,  daß  die 
Kraft  und  der  Muth  der  verbündeten  Stände  durch  dieselbe  nicht  ge- 
brochen seien,  und  die  kaiserliche  Armee  im  Westen,  die  Johann  Pälffy 
befehligte,  im  weitern  Vordringen  aufzuhalten.  Er  schickte  daher  Jo- 
hann Csajäghy  aus,  im  Landestheile  zwischen  der  Donau  und  Theiß 
frische  Truppen  auszuheben,  zu  denen  namentlich  Kecskemet,  Koros 
und  Czegied  1000  Mann  zu  Fuß  stellen  sollten*,  und  hielt  am  21.  No- 
vember Kriegsrath  in  Tyrnau,  von  dem  folgender  Befehl  erging:  „Der 
General-Oberstwachtmeister  Johann  Bottyän  wird  von  der  Reiterei  und 
dem  Fußvolke  beiläufig  zwanzig  Fahnen  bei  sich  behalten;  die  übrigen 
wird  der  General -Oberstwachtmeister  Graf  Michael  Csäky,  dem  die 
Brigadiere  Ebeczky  und  Balogh  beigegeben  werden,  schnell  wider  die 
ober  der  Raab  bis  Steinamanger  umherschweifenden  Raizen  führen,  wo 
der  Brigadier  Kisfaludy,  der  in  dieser  Gegend  commandirt,  sich  ihm 
sogleich  anschließen  und  Befehle  von  ihm  empfangen  soll.  Bottyän 
selbst  marschire  gegen  Szentmärton  nach  den  Hasenbergen  und  lehne 
seinen  Rücken  an  dieselben.     Mittlerweile  falle  Csäky  über  die  Raizen, 

'  Hist.  des  revol.,  V,  263—280.  Cserei,  S.  351  fg.  Wagner,  Hist.  Jo- 
sephi  I.,  S.  Gl.  Johann  Irtliell,  Tagebuch,  bei  Trauschenfels,  Deutsche  Fund- 
gruben zur  Geschiclite  Siebenbürgens,  Neue  Folge,  S.  369.  —  ^  Die  Briefe 
Räkoczy's  an  Kärolyi,  im  K4rolyi'schen  Archive,  bei  Szalay,  VI,  304  fg.  — 
3  Wagner,   a.  a.  ().,    S.  66.   —    <  Szalay,  VI,  308. 


Joseph   I.   bis   zum    szatmärer  Frieden.  29 

falls  sie  standhielten,  mit  Feuer  und  Eisen  her;  sollten  sie  aber  sich  zer- 
streuen, durchstreife  er  die  Umgegend  von  Kanizsa,  befehle  jedoch  sei- 
nen Truppen  streng,  die  Murinsel  und  Steiermark  nicht  zu  beunruhigen, 
ausgenommen,  sie  würden  angegriffen.  Sodann  gehe  Csäky  über  Repcze, 
Bottyan  über  den  Landstrich  zwischen  der  Raab  und  Raabnitz,  um  sich 
in  der  ödenburger  Gespanschaft  zu  vereinigen,  von  wo  sie  nach  Oester- 
reich  einen  Trupp  von  1000  Reitern  schicken  werden,  die  nach  ihrer 
Rückkehr  die  Stadt  Oedenburg  einschließen  sollen;  General  Bottyän 
selbst  gebe  Pälffy  um  Parendorf  zu  schaffen.  Doch  treibe  ihn  die  Liebe 
zum  Vaterlande  vor  allem  andern,  nicht  zu  erlauben,  daß  das  Landvolk 
ohne  Unterschied,  ob  es  Ungarn,  Deutsche  oder  Kroaten  sind,  erbittert, 
gekränkt  und  geplagt  werde;  er  suche  sie  alle  durch  besänftigende,  in 
ihrer  Sprache  erlassene  offene  Briefe  zu  gewinnen."  ^  Die  Generale 
befolgten  den  Operationsplan,  insoweit  es  die  Umstände  erlaubten. 
Csäky  nahm  Güns  am  8.  December^;  Bottyän  brachte  Kapuvär  nebst 
Bernstein  in  seine  Gewalt,  drängte  Hannibal  Heister  durch  das  Gefecht 
bei  St.-Gotthard  nach  Steiermark ,  zwang  Pälffy,  sich  nach  Gießingen 
zurückzuziehen,  und  berannte  Oedenburg;  Ocskay  streifte  mit  seinen 
Reiterscharen  von  Preßburg  bis  Altenburg  und  Raab.  ^  Räkoczy,  der 
sein  Winterquartier  in  Munkäcs  genommen  hatte,  fand  in  diesen  ge* 
glückten  Unternehmungen  einigen  Trost  über  die  in  Siebenbürgen  er- 
littene Niederlage.  Er  schrieb  Ludwig  XIV.:  „Wunderbar  ist  die 
Gnade  Gottes,  der  uns  verlieren  und  siegen  läßt,  der  mir  zum  Ersatz 
für  ein  Stück  Siebenbürgens  den  ausgedehnten  Landestheil  jenseit  der 
Donau  geschenkt,  meine  Armee  um  12000  Mann  vermehrt  und,  nach 
des  Jüngern  Heister  Niederlage,  mir  auch  Sirmien  und  die  Bewohner 
des  Gebiets  zwischen  der  Drau  und  Save  zugewendet  hat."* 

Während  dieser  Kämpfe  in  Siebenbürgen  und  dem  Westen  Ungarns 
waren  die  Unterhandlungen,  zu  deren  Führung  der  szecsenyer  Convent 
den  Fürsten  ermächtigt  hatte,  in  Tyrnau  eröffnet  worden.  Räkoczy 
ernannte  am  6.  October,  noch  vor  seinem  Aufbruche  nach  Siebenbürgen, 
den  obersten  Befehlshaber  seiner  sämmtlichen  Truppen,  Nikolaus  Ber- 
csenyi,  den  Präsidenten  des  Kriegsrathes,  Stephan  Csäky,  den  General 
Stephan  Sennyey,  die  Räthe  Sigmund  Jänoky,  Georg  Gerhard,  Paul 
Kajali  und  Johann  Lapsanszky  zu  seinen  Bevollmächtigten,  um  über 
die  zwischen  Sr.  kaiserlich -königlichen  Majestät  und  den  verbündeten 
Ungarn  obwaltenden  Angelegenheiten  in  Tyrnau  zu  unterhandeln.  Jo- 
seph dagegen,  überzeugt,  daß  es  keinen  leichtei-n,  kürzern  und  geeig- 
netem Weg  zum  Frieden  gebe  als  einen  Waffenstillstand,  und  von  den 
vermittelnden  Mächten  benachrichtigt,  daß  dem  auch  die  misvergnügten 
Ungarn  beigestimmt,  und  deshalb  ihre  Beauftragten  angewiesen  haben, 
am  Orte  der  Verhandlungen  zu  erscheinen,  ernannte  seinerseits  den 
Geheimen  Rath,  Kammerherrn  und  böhmischen  Kanzler,  Grafen  Johann 


'  In  der  Handschriftensammlung  des  ungar.  Nationalmuseums,  Fol.  19, 
Hung.  —  '  Garädy,  Köszeg  (Güns),  kronikäja,  Uj  magyar  muzeum  (1857), 
H.  V,  201.  —  3  Wagner,  Hist.  Joseplii  I.,  S-  67.  —  *  Fiedler,  Acteustücke 
zur  Gesch.  Franz  Rukoczy's,  II,  45C. 
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Wenzel  Wratislaw,  nebst  dem  Geheimen  Rath  und  Erzbischof  von  Ka- 
locsa,  Paul  Szechenyi,  zu  Bevollmächtigten,  um  in  seinem  Namen  mit 
den  misvergnügten  Ungarn  bezüglich  auf  Ungarn  und  Siebenbürgen 
Waffenstillstand  zu  schließen.  ^ 

Am  26.  October  trafen  die  Bevollmächtigten  Räköczy's,  zvv'ei  Tage 
später  die  des  Kaisers  mit  Sunderland  und  Stepney,  Bruyninx  und 
Rechteren,  den  Gesandten  der  Königin  von  England  und  der  nieder- 
ländischen Generalstaaten,  in  Tyrnau  ein.*  Wratislaw  und  die  Ge- 
sandten der  Bundesgenossen  des  Kaisers  suchten  den  Anfang  ernstlicher 
Unterhandlungen  bis  zum  Einmärsche  Herbeville's  in  Siebenbürgen 
hinauszuschieben.  Daher  schlugen  sie  vor,  daß  die  Bevollmächtigten 
des  Kaisers  in  Preßburg,  die  der  Ungarn  in  St.-Georgen  Ihren  Sitz 
nehmen  mögen,  wodurch  Reibungen  des  beiderseitigen  Gefolges  ver- 
mieden, und  bei  der  Nähe  dieser  Städte  zu  Wien  auch  die  Verhand- 
lungen gefördert  würden.  Nach  Ablehnung  dieses  Antrags  von  selten 
der  Ungarn  begaben  die  Engländer  und  Wratislaw  sich  nach  Wien, 
sodaß  nur  Szechenyi  und  die  Niederländer  in  Tyrnau  blieben  und  über 
den  Waffenstillstand  am  1 6.  November  zum  letzten  mal  unterhandelten, 
denn  der  wiener  Hof  fand  es  nun  vortheilhafter,  sogleich  den  definitiven 
Frieden  zu  schließen.  Hierauf  gingen,  auch  die  niederländischen  Ge- 
sandten nach  Wien,  und  forderten  in  einer  Zuschrift  vom  19.  November 
die  ungarischen  Bevollmächtigten  auf,  unmittelbar  zu  Friedensunter- 
handlungen zu  schreiten  und  die  hierauf  bezüglichen  Wünsche  ihres 
Volks  kundzugeben.  ^  Bercsenyi  beschwerte  sich  am  22.  November, 
daß  die  Gesandten  in  ihrem  Schreiben  an  Räkoczy  die  Conferenz  vor- 
geschlagen hatten,  jetzt  aber,  nachdem  dieselbe  zu  Stande  gekommen, 
sie  verlassen  haben.  Am  2.  December  antworteten  die  Ungarn,  der 
Antrag,  über  den  Frieden  zu  unterhandeln,  sei  verfrüht;  ehe  sie  sich 
darauf  einlassen  könnten,  müßten  zuvor  wichtige  Fragen  zur  Sprache 
gebracht  und  entschieden  werden.  Noch  habe  Kaiser  Joseph  nicht 
erklärt,  in  welchem  Sinne  er  die  Vermittelung  der  beiden  Mächte  an- 
nehme. Das  Vollmachtschreiben  der  Königin  von  England  für  ihre 
Gesandten  mache  es  offenbar,  daß  sie  dem  Kaiser,  ihrem  Bundes- 
genossen, zulieb  die  Vermittelung  übernommen  habe,  und  es  als  ihre 
Aufgabe  betrachte,  Begnadigung  für  seine  verirrten  und  strafbaren  Un- 
terthanen  auszuwirken,  wogegen  die  verbündeten  ungarischen  Stände, 
die  keineswegs  straffällig  sind,  Widerspruch  erheben  müssen.  Ganz 
besonders  aber  hielten  die  Ungarn  eine  vorläufige  Vereinbarung  über 
die  Erblichkeit  der  Krone  und  den  31.  Artikel  der  Goldenen  Bulle  für 
unumgänglich  nothwendig.  Denn  obgleich  die  Rechtmäßigkeit  der 
Thronbesteigung  Joseph's  von  ihnen  nicht  weiter  bestritten  wurde,  was 
aus  den  Verhandlungen  und  Beschlüssen  des  szecsenyer  Convents  er- 
sichtlich ist,  so  verlangten  sie  doch  hinreichende  Bürgschaft,  daß  die 
Feststellung  der  Erblichkeit  und  die  Aufhebung  jenes  Artikels  nicht  zur 

'  Miller,  Epist.  archiepiscoporum  Georgii  Strigon.  et  Pauli  Coloc.  e  co- 
mitibus  Szechenyi,  II,  208,  212.  —  «  Kolinovics,  bei  Katona,  a.  a.  O.  — 
3  Hist.  des  rcvol.,  III,  19  fg.     Miller,  II,  215  fg. 
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Begründung  der  unumschränkten  Monarchie  gemißbraucht  werde.  Die- 
ser Antwort  und  der  Verwendung  Szechenyi's  zufolge^  schickten  die 
Gesandten  am  10.  December  den  ungarischen  Bevollmächtigten  eine 
Urkunde,  in  welcher  Kaiser  Joseph  erklärte,  daß  er  bereit  sei,  allem 
beizutreten,  was  in  den  Berathungen  der  vermittelnden  Gesandten  und 
der  Bevollmächtigten  als  recht  und  billig  und  als  eine  Maßregel  zur  Be- 
ruhigung der  Gemüther  werde  angesehen  werden.  Stepuey  versprach 
für  sich  eine  der  holländischen  gleichlautende  Vollmacht,  die  den  Ungarn 
genügte,  kommen  zu  lassen.  Am  14.  December  schrieben  die  Gesandten: 
Als  sie  sich  am  3.  September  entschlossen,  persönlich  in  Szecseny  mit 
dem  Fürsten  und  den  Ständen  in  Verkehr  zu  treten,  verlangte  der  kai- 
serliche Hof  die  vorläufige  Erklärung,  daß  die  verbündeten  Stände  nicht 
weiter  das  Erbrecht  des  Hauses  Oesterreich  in  Frage  stellen  und  an  der 
Clausel  des  Gesetzes  König  Andreas'  II.  festhalten  werden.  Später 
haben  sie,  die  Gesandten,  und  die  Mitbevollmächtigten  des  Erzbischofs 
die  Ueberzeugung  gewonnen,  daß  dieses  Verlangen  auf  Schwierigkeiten 
stoßen  werde,  welche  auf  die  Friedensunterhandlungen  störend  ein- 
wirken müßten,  und  daß  es  zweckdienlicher  sei,  die  beiden  Punkte  im 
Laufe  der  Unterhandlungen  zur  Zufriedenheit  beider  Theile  zu  entschei- 
den. Jetzt  aber  schweigt  Se.  Majestät  in  Betreff  derselben,  und  es  steht 
nicht  in  der  Macht  der  Vermittler,  sie  zur  Sprache  zu  bringen.  ^^  as 
übrigens  auch  ganz  überflüssig  ist,  denn  Se.  Majestät  hat  den  Vermittlern 
in  der  erforderlichen  Form  die  Zusicherung  gegeben,  „daß  er  beschlossen 
habe,  die  Beschwerden  des  ungarischen  Volks  auf  gesetzlichem  Wege 
abzustellen,  und  dessen  Rechte,  Gesetze  und  Privilegien  wieder  in  Kraft 
zu  setzen;  daß  es  nie  seine  Absicht  gewesen  sei,  das  königliche  Erbrecht 
zur  Begründung  unumschränkter  Willkürherrschaft  zu  benutzen".  Die 
ungarischen  Bevollmächtigten  mögen  daher  sich  zu  den  Friedensver- 
handlungen herbeilassen  und  als  der  gekränkte  Theil  ihre  Wünsche 
vorbringen. 

Hierauf  entspann  sich  ein  Wechsel  von  Zuschriften,  in  denen  die 
Ungarn  auf  eine  vorläufige  Vereinbarung  hinsichtlich  der  beiden  frag- 
lichen Punkte  drangen,  die  Gesandten  dagegen  deren  Bedenklichkeiten 
zu  zerstreuen  suchten.  Die  erstem  erklärten  in  ihren  Zuschriften  an  die 
Vermittler  am  20.  December:  Der  Zweideutigkeit  des  Wortes  Erblich- 
keit muß  durch  eine  genaue  Bestimmung  desselben  ein  Ende  gemacht 
werden;  denn  etwas  anderes  ist  die  Erblichkeit  des  Königthums,  von 
welcher  der  das  Erstgeburtsrecht  feststellende  Gesetzartikel  des  preß- 
burger  Reichstags  handelt,  und  wieder  etwas  anderes  der  erbliche  Besitz 
des  Landes,  und  das  von  den  Ministern  schon  in  Ausübung  gebrachte 
Vorgeben,  daß  Ungarn  gleich  den  übrigen  Erbländern  das  Eigenthum 
des  Hauses  Oesterreich  sei,  daß  folglich  nach  Aufhebung  des  31.  Artikels 
Andreas'  II.  das  Gesetz  nicht  auch  den  König,  wie  in  freien  Staaten, 
sondern  nur  die  Landesbewohner,  seine  erblichen  Unterthanen,  binde. 
Daher  ist  die  Versicherung  des  Königs,  daß  er  die  Einführung  einer 
despotischen   Regierung   nicht   beabsichtige,    noch   kein    hinreichender 

1  MiUer,  II,  217—223. 


32  Erstes  Buch.     Erster  Abschnitt. 

Grund,  die  Eröi-terung  der  Erblichkeit  und  des  erwähnten  Artikels  auf 
die  allgemeinen  Verhandlungen  zu  vertagen.  Auch  Oesterreich  und 
Böhmen  werden  nicht  despotisch,  sondern  nach  gewissen  Gesetzen 
regiert,  aber  dessenungeachtet  will  Ungarn  um  keinen  Preis  diesen  und 
den  andern  Erblanden  gleichgestellt,  sondern  als  freies  Reich  betrachtet 
und  nach  den  eigenen  Gesetzen  regiert  werden.  Ebenso  wenig  genügt 
das  allgemeine  Versprechen  der  Gnade  und  Gewährung  alles  dessen, 
was  recht-  und  gesetzmäßig  ist.  Wer  weiß  nicht,  daß  dergleichen  Ver- 
heißungen von  königlicher  Gnade  überall  gebräuchlich  sind?  Und  das 
ist  es,  was  von  jeher  das  Mistrauen  der  Ungarn  weckte.  Der  hohe  Hof 
verkündete,  daß  er  alles  gewähren  werde,  was  das  Volk  wünsche,  bevor 
er  auch  nur  gefragt  hatte,  „was  dieses  alles  sei";  und  auch  jetzt  hält  er 
nichts  für  so  gesetzmäßig,  daß  er  es  freiwillig,  ohne  Verhandlung  ge- 
währte. Es  scheint  daher,  daß  er  nicht  die  Gesetze  wieder  in  Kraft 
setzen,  sondern  über  dieselben  feilschen  wolle.  Die  vermittelnden  Ge- 
sandten widerlegten  am  23,December  die  Behauptungen  der  ungarischen 
Bevollmächtigten.  „Dadurch",  schrieben  sie,  „daß  die  Erörterung  der 
beiden  fraglichen  Punkte  nicht  vorläufig,  sondern  bei  den  allgemeinen 
Friedensunterhandlungen  stattfinden  soll,  erleiden  die  Rechte  der  Nation 
keinen  Abbruch,  denn  dieselben  können  damals  geltend  gemacht  werden. 
Die  Versicherung  des  Königs,  er  werde  auf  der  Erblichkeit  der  Krone 
keine  Willkürherrschaft  begründen,  kann  nicht  anders  verstanden  wer- 
den, als  daß  er  sich  mit  der  Gewalt  begnügen  wolle,  welche  ihm  die 
Gesetze  Ungarns  einräumen.  Daher  wurde  die  Regierungsart  der  Erb- 
lande hier  am  uni-echten  Orte  zur  Sprache  gebracht.  Aus  der  Auf- 
hebung des  31.  Artikels  König  Andreas'  11.  folgt  keineswegs,  daß  nicht 
auch  der  König,  sondern  nur  das  Volk  an  die  Gesetze  gebunden  sei. 
Die  verbündeten  Stände  mögen  daher  nicht  weiter  auf  eine  vorläufige 
Erklärung  des  Königs  über  die  beiden  Punkte  dringen,  weil  dadurch 
das  Zustandekommen  des  Friedens  nur  verzögert  wird."  Hierauf  ant- 
worteten die  ungarischen  Bevollmächtigten  am  28.  December:  .  . .  „Da- 
mit ersichtlich  werde,  wie  wir  das  erbliche  Königthum  vom  erblichen 
Eigenthum  unterscheiden,  und  was  uns  der  Erblichkeit,  wie  sie  in  Oester- 
reich, Böhmen  und  den  übrigen  Erblanden  besteht,  abgeneigt  macht; 
ferner,  auf  welche  Art  den  Ungarn  mit  Gewalt  Gesetze  aufgenöthigt 
wurden,  die  zu  den  größten  Beschwerden  Anlaß  geben,  erklären  wir, 
daß  wir  recht  gut  wissen,  der  König  wolle  in  Ungarn  nicht  nach  öster- 
reichischen Gesetzen  regieren.  Wir  wissen  jedoch  auch,  daß  es  zweierlei 
Erblichkeit  gibt,  die  eine  die  TIn-onbesteigung  kraft  des  Geburtsrechts, 
ohne  Hinzukommen  der  Wahl  durch  das  Volk,  die  andere  die  Herrschaft 
vermöge  des  erblichen  Eigenthumsrechts  in  den  Erblandcn.  Wir  wissen 
sodann,  daß  Oesterreich  andere  und  Böhmen  wieder  andere  Gesetze 
habe;  wissen  aber  ebenso  gut,  daß  die  landesherrliche  Erblichkeit  in 
sämmtlichen  Erbländern  ein  erbliches  Eigenthumsrecht,  mithin  das  ist, 
was  die  Deutschen  «leibeigen»  nennen.  Diese  Art  der  Erblichkeit 
strebte  man  nucli  der  Aulliebung  des  31.  Artikels  im  Decrete  An- 
dreas' H.  und  Einführung  des  erblichen  Königthums  auch  auf  Ungarn 
auszudehnen,   indem  man  vorwandte:    Da  auf  sämmtliche  Länder  des 
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Kaisers  an  Steuern  zwölf  Millionen  Gulden' ausgeworfen  wurden,  so  hat 
Ungarn,  als  das  Drittbeil  jener  Länder,  vier  Millionen  zuzahlen;  da 
ferner  das  eine  oder  andere  derselben  so  und  so  viele  Rekruten  stellt, 
soll  in  Ungarn  die  auf  dasselbe  verhältnißraäßig  fallende  Anzahl  von 
Soldaten  ausgehoben  werden.  Desgleichen  v/urde  auch  die  Polizei  nach 
Art  der  Erbländer  eingerichtet.  Und  dies  alles  geschah  im  Wege  des 
Befehls,  gegen  den  jede  Einsprache  verboten  war,  denn  die  Macht  des 
Königs  sei  vermöge  der  neuerworbenen  Rechte  und  der  Eroberung  auch 
in  Ungarn  unbeschränkt.  Hieraus  können  die  vermittelnden  Gesandten 
ersehen,  wie  wohlbegründet  das  Verlangen  der  verbündeten  Stände  sei, 
der  König  möge,  bevor  sie  sich  in  Friedensunterhandlungen  einlassen, 
die  bindende  Erklärung  geben:  daß  er  der  Erblichkeit  des  Königthums 
in  Ungarn  nicht  den  Sinn  beilege,  in  welchem  sie  in  seinen  Erblanden  be- 
steht; daß  er  folghch  ein  erbliches  Eigenthurasrecht  gleich  dem  dortigen 
auf  Ungarn  weder  besitze,  noch  ausdehnen  wolle;  daß  er  nicht  gesonnen 
sei,  mit  Ungarn  wie  mit  seinen  Erbländern,  sondern  wie  mit  einem 
Reiche  zu  verfahren,  das  vermöge  seiner  Gesetze  frei  ist;  daß  er  endlich 
nicht  einmal  daran  denke,  den  Bewohnern  desselben  ihre  Rechte  und 
Freiheiten  zu  entziehen.  *  So  hatten  denn  die  Verhandlungen,  die  zum 
Frieden  führen  sollten,  zu  Ende  von  1705  noch  gar  keinen  sichtbaren 
Fortschritt  gemacht. 

Der  Spanische  Erbfolgekrieg,  den  Joseph  für  den  Bruder  mit  nicht 
minderm  Eifer  als  Leopold  für  den  Sohn  fortsetzte,  hatte  auch  1705  für 
Ludwig  XIV.  und  den  Kurfürsten  Maximilian  Emanuel  einen  ungünstigen 
Verlauf,  obgleich  das  Reichsheer  in  Deutschland  fast  ganz  unthätig  war. 
Baiern,  das  sich  in  der  Gewalt  des  Kaisers  befand,  hatte  von  dessen 
Commissaren  unendlich  viel  zu  leiden,  mit  unerbittlicher  Härte  wurden 
Steuern  erpreßt  und  Rekruten  für  den  kaiserlichen  Dienst  ausgehoben. 
Der  Kurfürst  und  der  Marschall  Villeroi  erlitten  von  Marlborough  bei 
Tirlemont  in  den  spanischen  Niederlanden  eine  schwere  Niederlage,  trotz 
ihres  dem  feindlichen  an  Zahl  der  Truppen  weit  überlegenen  Heeres. 
In  Spanien,  wo  die  Engländer  schon  1704  Gibraltar  durch  Ueberfall 
für  sich  erobert  hatten,  rückte  Erzherzog  Karl  mit  12000  Englän- 
dern und  Holländern  aus  Portugal  ein  und  empfing  die  Huldigung  der 
Catalonier  und  Valencianer,  die  ihm  von  nun  an  mit  unerschütterlicher 
Treue  ergeben  blieben.  Prinz  Eugen,  der  in  Italien  mit  unbeschränkter 
Vollmacht  das  kaiserliche  Heer  befehligte,  hemmte  an  der  Adda  die 
Fortschritte  der  großen  französischen  Armee  unter  Vendöme.  Dieser 
als  Staatsmann  wie  als  Heerführer  ausgezeichnete  Enkel  König  Hein- 
lich's  IV.  schrieb  seinem  König,  daß  beim  gegenwärtigen  Stande  der 
Dinge  kein  härterer  Schlag  Frankreich  treifen  könnte,  als  wenn  Ungarn 
mit  dem  Kaiser  Frieden  schlösse. 

Räköczy  drang  umsonst  darauf,  daß  Ludwig  XIV.  und  der  Kurfürst 
von  Baiern  das  von  ihm  vorgeschlagene  Bündniß  (vgl.  S.  10)  schließen 
mögen.  Nach  langem  Harren  erhielt  sein  Geschäftsträger  Kökenyesdy 
den  Bescheid,   Desalleurs,   der  Geschäftsträger  des  Königs,  habe  die 

1  Hist.  des  revol.  de  Hongrie,  III,  120—133. 
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Weisung,  darüber  mit  dem  Fürsten  zu  unterhandeln;  die  Weisung  aber 
lautete,  die  Sache  solange  als  möglich  zu  verziehen  und  zuletzt  zu  er- 
klären, sein  König  könne  mit  dem  Fürsten  und  den  Ständen  erst  dann  in 
ein  förmliches  Bündniß  treten,  wenn  jener  thatsächlich  Fürst  der  Sieben- 
bürger sein  werde,  und  diese  aufgehört  haben,  Unterthanen  des  Kaisers 
zu  sein.  ^  Desalleurs  verfuhr  seiner  Weisung  gemäß.  Räköczy  wußte 
jedoch,  wie  sehr  Ludwig  bei  seinem  Misgeschicke  wünschen  müsse,  daß 
er  den  Krieg  wider  den  Kaiser  fortsetze,  und  hoffte  daher,  die  Meldung, 
sein  Friede  mit  diesem  könnte  jetzt  leicht  zu  Stande  kommen,  werde 
den  König  nöthigen,  mit  ihm  entweder  das  beantragte  Bündniß  abzu- 
schließen oder  ihn  doch  kräftiger  als  bisher  zu  unterstützen.  Daher 
schrieb  er  ihm  am  30.  December:  „. .  . .  Ew.  Majestät  sind  von  der  noch 
vor  kurzem  dagewesenen  Rührigkeit  und  Begeisterung  des  ungarischen 
Volks  hinlänglich  unterrichtet,  und  ich  kann  nur  im  Schicksale  die  Ur- 
sache der  plötzlichen  Veränderung,  Schwäche  und  Erschrockenheit 
suchen,  welche  jetzt  eingetreten  ist.  Ew.  Majestät  werden  gnädigst 
nicht  in  Zweifel  ziehen,  daß  ich  lieber  den  Tod  mit  der  Aussicht  auf 
glücklichen  Krieg,  als  die  Knechtschaft  in  den  Fesseln  eines  zwei- 
deutigen Friedens  wähle;  aber  seitdem  ich  zu  meinem  Schmerze  die  Er- 
fahrung gemacht  habe,  wie  gering  die  Zahl  derer  ist,  die  zu  sterben 
bereit  sind,  überließ  ich  die  Entscheidung  über  den  Frieden  dem  Senate, 
den  ich  auf  den  25.  Januar  1  706  zusammengerufen  habe,  und  der  sowol 
die  Instruction  der  Bevollmächtigten  wie  auch  die  Vertragspunkte  ent- 
werfen wird."'-^ 

Der  fürstliche  Staatsrath  und  andere  Häupter  der  verbündeten 
1706  Stände  versammelten  sich  im  Januar  1706  in  Miskolcz,  wohin  der  Fürst 
sie  berufen  hatte.  Eine  Kanzlei  wurde  errichtet  und  Baron  Stephan 
Sennyey  zum  Kanzler  gewählt.  Der  wichtigste  Gegenstand  der  Be- 
rathung  war  jedoch  die  Schaffung  neuer  Geldmittel.  Die  vier  Millionen 
Kupfergeld,  welche  Räköczy  hatte  prägen  lassen,  waren  verausgabt, 
und  dieses  Geld,  dessen  Nennvverth  den  innern  Werth  um  vieles  über- 
stieg, war  um  so  tiefer  gesunken,  weil  Falschmünzer  das  Land  mit  nach- 
gemachten Münzen  überschwemmten.  Daraus  folgte  eine  klägliche  Stö- 
rung des  Handels,  das  Steigen  aller  Waaren  im  Preise  und  das  gänzliche 
Verschwinden  des  Goldes  und  Silbers  aus  dem  Verkehr;  daraus  ent- 
stand auch  eine  Menge  von  Streitigkeiten,  indem  die  Schuldner  mit 
dem  im  Ueberflusse  vorhandenenen  schlechten  Gelde  ihre  Schulden 
zahlen  und  verpfändete  Besitzungen  auslösen,  die  Gläubiger  aber  das- 
selbe nicht  annehmen  wollten.  Daher  schlugen  mehrere  Mitglieder  des 
Staatsratlies,  namentlich  Alexander  Platthy,  vor,  die  Prägung  der 
Kupfermünzen  einzustellen  und  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  Steuern 
auszuschrcüben,  welche  der  Adel,  die  Magnaten  und  der  hohe  Klerus  wie 
jeder  andere  Landesbewohner  tragen  sollen,  wodurch  ein  Einkommen 
vf)n  mehr  als  vier  Millionen  Gulden  erzielt  würde.  ^    Der  Vorschlag  war 

'  Kükciiyesdy's  Denkwürdiirkeiten,  bei  Fiedler,  Actenstücke  zur  Gesch. 
Fr.tii/,  Ui'ik.Mzy's,  T,  280.  —  ^  Siedler,  II,  453—457.  —  ^  Platthy's  Vortrag 
bei   Miller,   II,  -i'J'J. 
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nahe  daran,  zum  Beschlüsse  gemacht  zu  werden,  da  nahm  Räköczy  das 
Wort:  „Das  Volk",  sagte  er,  „wurde  eben  durch  die  schweren  ihm  auf- 
gebürdeten Steuern  und  die  mit  deren  Erhebung  verbundenen  Placke- 
reien zum  Aufstande  getrieben,  daher  sei  es  nicht  rathsam,  es  zu  be- 
steuern. Das  Volk  hat  seit  Anfang  des  Kriegs  die  Lebensmittel  für  die 
Truppen  unentgeltlich  geliefert,  denn  die  Viehzucht  erfordert  wenig 
Kosten  und  Mühe,  und  das  Land  ist  an  Getreide  fruchtbar,  aber  Geld 
hat  der  Bauer  nicht.  Wie  wollen  wir  also  vom  Volke  fordern,  was  es 
nicht  hat?  Wie  Steuern  von  ihm  eintreiben,  dessen  Söhne  für  unsere 
Sache  kämpfen,  deren  Last  es  um  so  schwerer  tragen  wird,  weil  die 
Steuer  seinem  adelichen  Herrn  nicht  auferlegt  werden  darf?  Das 
Kupfcrgeld,  es  sei  noch  so  entwerthet,  möge  also,  wenn  der  Krieg  nicht 
früher  ein  Ende  nimmt,  noch  drei  Jahre  lang  geprägt,  die  Einschwär- 
zung  falscher  Münzen  durch  Bezeichnung  der  echten  durch  schwerer 
nachzumachende  Merkmale  gehindert,  und  seiner  Entwerthung  durch 
den  Beschluß,  daß  es  die  Gläubiger  annehmen  müssen,  vorgebeugt  wer- 
den." Der  Antrag  fand  Beifall,  und  es  wurde  angeordnet,  daß  der 
Nt-rmwerth  des  bisher  geprägten  Kupfergeldes  herabgesetzt,  neues  mit 
dem  nicht  leicht  nachzuahmenden  Bilde  der  Maria  geprägt  werde,  und 
die  Gläubiger  dasselbe  annehmen  müssen,  wenn  im  Schuldscheine  die 
Münzsorte  nicht  ausdrücklich  angegeben  ist.  Die  Sitzung  war  kaum 
aufgelöst,  so  drohte  Forgdcs  schon  Stephan  Szirmay  damit,  daß  er  sein 
an  ihn  verpfändetes  Gut  in  Kupfergeld  auslösen  wei-de.  Auch  sagte  das 
Gerücht,  daß  man  jenen  Beschluß  dem  ebenfalls  stark  verschuldeten 
Bercsenyi  zu  verdanken  habe."  ^ 

Das  Gesuch  der  Gespanschaften  Preßburg,  Neitra,  Trencsin,  Tu- 
rocz,  Ärva  und  Liptau  (eigentlich  einer  Partei,  welche  im  Namen  der 
gesammten  großentheils  evangelischen  Gespanschaften  auftrat)  um  Auf- 
hebung der  zu  Szecseny  wider  die  Jesuiten  gefaßten  Beschlüsse,  wurde 
im  Namen  des  Fürsten  sehr  ausführlich  und  scharf  durch  den  Kanzler 
Sennyey  beantwortet.  Die  Antwort,  die  wir  schon  mehrmals  angeführt 
haben  (IV,  530,  532),  schildert  den  verderblichen  Geist  des  ganzen 
Ordens,  deckt  die  Umtriebe  und  Vergehungen  seiner  Mitglieder  auf, 
«•rwäimt  deren  arglistiges  Verfahren  mit  Räköczy,  erklärt  sie  für  Heuch- 
ler, die  die  Religion  zu  selbstsüchtigen  Zwecken  misbrauchen,  für  Ver- 
führer der  Jugend  und  die  ärgsten  Feinde  der  bürgerlichen  Gesellschaft, 
die  man  aus  dem  Lande  verjagen  oder  doch  wenigstens  in  die  engsten 
Schranken  einschliessen  müsse.  ^ 

Den  zweitwichtigsten  Gegenstand  der  Berathungen  bildete  der 
Friede  mit  dem  König.  Stephan  Szirmay  überbrachte  dem  Fürsten  und 
den  versammelten  Ständen  eine  Aufforderung  der  vermittelnden  Ge- 
sandten, endlich  einmal  Anordnungen  zu  treffen,  damit  die  Friedens- 
unterhandlungen mit  oder  ohne  vorläufigen  Waffenstillstand  den  er- 
wünschten Fortgang  nähmen.  „Der  Staatsrath",  antwortete  der  Kanzler 
Sennyey  am  5.  Februar,  „will  einen  Beweis  seiner  Aufrichtigkeit  und 
Friedensliebe  geben  und  beschäftigt  sich  nicht  nur  mit  der  Wahl  Bevoll- 
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ruächtigter,  sondern  auch  mit  der  Feststellung  der  Punkte  des  abzu- 
schliessenden  Friedenstractats;  er  kann  sich  aber  in  keine  ernstlichen 
Friedensverhandlungen  einlassen,  wenn  in  der  vom  König  ausgestellten 
Vollmacht  nicht  unumwunden  ausgesprochen  wird:  daß  die  Erblichkeit 
der  Krone  kein  Eigenthumsrecht  begründe;  daß  die  Regenten  mit 
Ungarn  anders  als  mit  den  Erblanden  verfahren  und  dessen  Bewohner 
im  Genüsse  ihrer  Rechte  und  Freiheiten  erhalten  werden."  Die  Ge- 
sandten sprachen  am  19.  Februar  ihr  Bedauern  über  diese  Forderung 
aus,  der  Kaiser  habe,  schrieben  sie,  mehrmals  und  besonders  am  29.  Ja- 
nuar in  einem  Rescripte  erklärt,  daß  er  Ungarn  immer  den  Gesetzen, 
Rechten  und  Privilegien  des  Landes  gemäß  regieren,  auch  vermöge  der 
Erblichkeit  der  Krone  nach  keiner  unbeschränkten  und  willkürlichen 
Herrschaft  streben,  sondern  alle  Ordnungen  und  Stände  des  Reichs  im 
Sinne  der  Gesetze  bei  ihren  Rechten  und  Freiheiten  erhalten  werde,  die 
ungarischen  Bevollmächtigten  aber  halten  dieses  Versprechen  noch  im- 
mer für  ungenügend.  Die  Gesandten  sind  überzeugt,  dasselbe  sei  voll- 
gültig und  vollständig,  und  begreife  die  Abschaffung  aller  Ueberschrei- 
tungen  und  Misbräuche  in  sich;  daher  hoffen  sie,  daß  die  ungarischen 
Bevollmächtigten  ohne  weitere  Schwierigkeiten  zu  den  Friedensunter- 
handlungen schreiten  werden.  Räköczy  -und  der  Staatsrath  fanden  ent- 
weder jene  Erklärung  Joseph's  wirklich  befriedigend,  oder  hielten  es  für 
rathsam,  sich  mit  derselben  zu  begnügen,  um  nicht  die  Schuld  an  der 
Vereitelung  des  Friedens  auf  sich  zu  laden;  sie  waren  bereitwillig,  in 
Unterhandlung  zu  treten,  und  am  13.  März  theilten  die  Gesandten  den 
ungarischen  Bevollmächtigten  die  Bedingungen  mit,  unter  denen  der 
Kaiser  einen  zweimonatlichen  Waffenstillstand  vorschlug. 

Unterdessen  hatten  die  Waffen  nicht  geruht.  In  Siebenbürgen  nah- 
men die  Kaiserlichen  nach  der  Schlacht  bei  Zsibö  Szamosujvar,  Görgeny 
und  Bethlen  mit  leichter  Mühe  weg.  Deva  vertheidigte  Andreas  Csäky 
vom  November  bis  zum  22.  Februar,  an  welchem  Tage  die  Besatzung, 
nachdem  sie  alles  Genießbare  aufgezehrt  hatte,  den  Versuch  sich  durch- 
zuschlagen machte;  doch  nur  ein  Theil  bahnte  sich  mit  dem  Schwerte 
den  Weg,  der  andere  sammt  Csäky  wurde  gefangen.  Zu  Anfang  von 
1706  berief  Rabutin  den  Landtag  nach  Schäßburg,  wo  er  die  Wahl 
Räköczy's  zum  Fürsten  für  nichtig  erklären  und  die  Stände  dem  Kaiser 
huldigen  ließ. '  Kärolyi  dagegen  brach  im  März  von  Szurdok  nach 
Sieljenbürgen  auf,  stand  am  31.  bei  SzaJatna,  überfiel  am  6.  April  in 
Benedek  die  Dänen,  die  mit  Herbeville  ins  Land  gekommen  waren,  be- 
setzte am  9.  üalmägy  und  versuchte  in  der  Nacht  des  28.  Weißenburg 
zu  überrumpeln.  2  Jenseit  der  Donau  bekämpfte  Bottydn  vornehmlich 
die  Raizen;  Forgäcs,  der  dort  abermals  den  Oberbefehl  führte,  stand  an 
d(!r  Grenze  Oesterreichs  und  Steiermarks  Pälffy  und  Hannibal  Heister 
gegenüber.  3  Am  1 5.  April  wurde  den  Waffen  überall  Ruiie  geboten, 
worauf  Räköczy  und  Stepney  Endi;  April  in  Neitra  zusammentrafen 
und   sich    über  den  Waffenstillstand  einigten,    der  am  8.  Mai   bis  zum 
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letzten  Juni  geschlossen  wurde,  und  die'  beiderseitigen  Heerestheile 
fast  ohne  Ausnahme  in  den  Stellungen  beließ,  die  sie  eben  inne- 
hatten. ^ 

Der  kaiserliche  Hof  ließ  es  sich  nun  angelegen  sein,  Räkoczy,  von 
dessen  Entschließung  Krieg  oder  Friede  hauptsächlich  abhing,  zu  ver- 
söhnen. Stepney  versicherte  ihn  der  wohlwollenden  Gesinnung  des 
Kaisers,  der  seiner  Gemahlin,  ihn  während  des  Waffenstillstandes  zu 
besuchen,  erlauben  werde,  wenn  er  den  Wunsch,  sie  wiedei'zusehen,  in 
einem  Schreiben  ausspräche.  Räköczy  erwiderte,  die  Umstände  ver- 
böten ihm,  gegenwärtig  an  den  Kaiser  eine  Bitte  in  welcher  Angelegen- 
heit immer  zu  richten,  aber  seiner  Gemahlin  wolle  er  schreiben,  daß  ihr 
Besuch,  wenn  der  Kaiser  denselben  gestatte,  ihn  erfreuen  werde.  Jo- 
seph gab  ihr  die  Erlaubniß  und  trug  ihr  auf,  ihrem  Gatten  den  Abschluß 
des  Friedens  ans  Herz  zu  legen.  Kurz  darauf  erschien  Wratislaw  in 
Neuhäusel,  wo  sich  der  Fürst  mit  seiner  Gemahlin  aufliielt,  unter  dem 
Vorwande,  die  letztere  zu  besuchen.  „Als  alter  Bekannter",  schreibt 
Käkoczy,  „redete  er  offenherzig  und  versprach  mir  ein  Fürstenthum  mit 
Landeshoheit,  Sitz  und  Stimme  am  deutschen  Reichstage,  nebst  noch 
andern  für  mein  Haus  weit  vortheilhaftern  Dingen,  als  der  auf  Wahl  be- 
ruhende Besitz  des  Fürstenthums  Siebenbürgen,  indem  er  noch  bestimmt 
erklärte,  der  Kaiser  werde  nie  zugeben,  daß  ich  es  besitze.  Des  Kaisers 
Anerbietuugen,  antwortete  ich,  würden  meinem  Hause  vielleicht  großen 
Gewinn  bringen,  aber  ich,  der  ich  den  Krieg  blos  für  die  Freiheit  meines 
Vaterlandes  begonnen  habe,  berücksichtige  nie  dergleichen  Vortheile; 
zum  Vaterlande  wurde  ich  vermöge  meiner  Geburt  hingezogen,  und  jetzt 
knüpft  mich  an  dasselbe  auch  innige  Dankbarkeit  für  das  Vertrauen, 
welches  das  ganze  Volk  dadurch,  daß  es  mir  die  Regierung  übertrug, 
gegen  mich  bewiesen  hat.  Aber  ich  verlange  Siebenbürgen  nicht  einmal 
von  Sr.  kaiserlichen  Majestät;  in  dieser  Hinsicht  genügte  es  zu  meiner 
Befriedigung,  wenn  der  von  Kaiser  Leopold  und  meinem  Vorgänger 
geschlossene  Vertrag  in  Kraft  gesetzt  würde;  und  sollte  meine  Person 
dem  hinderlich  sein,  so  bin  ich  bereit,  die  Wahlurkunde  den  Ständen 
Siebenbürgens  zurückzugeben,  damit  sie  sich  den  zum  Fürsten  wählen 
könnten,  der  ihnen  gefällt,  selbst  wenn  es  mein  geringster  Diener  wäre. 
Ich   rede   mit   vollkommener   Aufrichtigkeit;   bringen   Sie   dem   Kaiser 

meine  Antwort Meine  Worte  schienen  auf  Wratislaw  einen  tiefen 

Eindruck  gemacht  zu  haben,  auch  soll  er  nach  seiner  Rückkehr  nach 
Wien  so  rühmlich  von  mir  gesprochen  haben,  daß  er  dadurch  in  Ver- 
dacht kam.  Zu  mir  aber  sagte  er  die  Worte,  die  ich  im  Gedächtnisse 
behielt,  weil  ich  Veranlassung  hatte,  mich  ihrer  zu  erinnern:  uMein 
Fürst,  Sie  verlassen  sich  auf  die  Versprechungen  jenes  Frankreich, 
welches  das  Hospital  der  durch  seine  Wortbrüchigkeit  unglücklich  ge- 
wordenen Fürsten  ist,  Sie  werden  deren  Zahl  vermehren  und  in  diesem 
Hospital  sterben.»  Ich  erwiderte,  nicht  das  Versprechen  Frankreichs, 
sondern  jenes  Pflichtgefühl,  von  welchem  ich  geredet  habe,  leitet  meine 
Entschließungen.     So  schieden  wir  voneinander.     Aber  der  wiener  Hof 
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schickte  hierauf  meine  Schwester  zu  mir,  die  ich,  wie  man  wußte,  sehr 
liebe.  Der  Kaiser  war  gegen  mich  vor  und  während  meiner  Gefangen- 
schaft freundlich  gesinnt  gewesen;  meine  Schwester  versicherte,  daß  er 
sich  in  dieser  Hinsicht  auch  seitdem  nicht  geändert  habe,  denn  die  Unge- 
rechtigkeiten, die  an  mir  begangen  worden,  seien  zu  seiner  Kenntniß 
gekommen.  Sie  wiederholte  sodann  die  Versprechungen  Wratislaw's, 
ja  sagte,  alles,  was  ich  wünsche,  sei  schon  gewährt,  das  einzige 
Siebenbürgen  ausgenommen."  ^  Doch  auch  die  Bitten  der  geliebten 
Schwester  konnten  den  Entschluß  des  hochherzigen  Mannes,  dem  treu 
zu  bleiben,  was  er  dem  Vaterlande  schuldig  zu  sein  glaubte,  nicht 
erschüttern. 

Joseph  betraute  mit  der  Führung  der  Unterhandlungen:  den  Herzog 
Karl  von  Lothringen,  Bischof  von  Osnabrück  und  Olmütz,  den  Erz- 
bischof Szechenyi,  die  Grafen  Wratislaw,  Niklas  Illeshäzy,  Franz  Lam- 
berg  und  Otto  Wolkra;  Räköczy  und  die  verbündeten  Stände  ent- 
sendeten: Bercsenyi,  Käroiyi,  Stephan  Csäky,  Sennyey,  Andreas  Petes, 
Titularbischof  von  Ansaria  und  erlauer  Propst,  Franz  Galambos, 
Sigmund  Jänoky,  Georg  Gerhard,  Paul  Kajäli  und  Johann  Lapsanszky; 
die  Bevollmächtigten  Siebenbürgens  waren:  Lorenz  Fekry,  Michael 
Teleki  und  Simon  Kemeny.  Anfang  -Juni  nahmen  die  kaiserlichen 
Unterhändler  in  Preßburg,  die  ungarischen  in  Neuhäusel  ihren  Aufent- 
halt; die  Specialgesandten  Englands  und  der  Niederlande,  Stepney  und 
Rechteren,  begaben  sich  je  nach  Bedürfniß  von  dem  einen  Orte  zum  an- 
dern. Die  Siebenbürger  blieben  wegen  der  in  ihrem  Lande  verzögerten 
Abschließung  des  Waffenstillstandes  lange  aus,  weshalb  Räköczy  zu 
ihrem  einstweiligen  Stellvertreter  Jänoki  ernannte.  Am  15.  Juni  übei'- 
gaben  die  ungarischen  Bevollmächtigten  den  vermittelnden  Gesandten 
den  vom  fürstlichen  Staatsrathe  vorbereiteten  Entwurf  des  Friedens- 
tractates.  Die  Antwort  der  Kaiserlichen  wurde  von  ihnen  erst  am 
1  2.  eJuli  in  Empfang  genommen,  nachdem  der  Waffenstillstand  bis  Mitte 
Juli  verlängert  und  eine  mittlerweile  entstandene  Schwierigkeit  beseitigt 
worden  war.  Es  ist  nöthig,  beide  Schriftstücke  mitzutheilen ,  weil  sie 
darüber,  was  die  Ungarn  forderten  und  Joseph  allenfalls  gewähren 
wollte,  die  beste  Auskunft  geben  und  die  Stellung  der  Parteien  zu  ein- 
ander deutlich  kennzeichnen.  Um  aber  Wiederholungen  zu  vermeiden 
und  die  Uebersicht  zu  erleichtern,  folgen  hier  die  23  Punkte  des  Ent- 
wurfs und  nach  jedem  die  Antwort,  beide  ins  Kurze  zusammengezogen: 

1)  Der  Friede  werde  nicht  blos  von  den  vermittelnden  Mächten, 
sondern  auch  von  Schweden,  Preußen,  Polen  und  Venedig  garantirt. 
Antwort:  Die  beste  Garantie  sind  Gesetze  und  gegenseitiges  Vertrauen 
in  die  Bereitwilligkeit,  dieselben  zu  beobachten.  Garantien  auswärtiger 
Mächte,  die  ohnedies  erst  nach  Abschluß  des  Friedens  zur  Sprache 
kommen  können,  pflegen  nur  den  Samen  des  Mistrauens  zu  streuen.  — 
2)  Siebenbürgen  werde  der  Herrschaft  des  Hauses  Oesterreich  entnom- 
men und  wähle  seinen  Fürsten.  Antwort:  Siebenbürgen  darf  von  der 
ungarischen   Krone,    zu    der   es   von    jeher  gehörte,    nicht   losgerissen 

'  Hist.  des  rcvol.,  V,  295  fg. 


Joseph  I.   bis   zum    szatmärer  Frieden.  39 

werden,  und  das  verbietet  auch  der  karjowitzer  Friede.  —  3)  Die 
gewaltsam  aufgezwungenen  Gesetze  von  1687  sollen  aufgehoben,  über 
die  Erblichkeit  der  Krone  gegenwärtig  verhandelt,  der  31.  Artikel 
Andreas'  II.  wieder  in  Kraft  gesetzt  werden.  Antwort:  Gesetze,  die 
mit  Zustimmung  der  getreuen  Stände  gegeben  wurden,  sind  nicht  aufge- 
zwungen; sollten  einige  derselben  der  Verbesserung  bedürfen,  so  wird 
der  Reichstag  diese  vornehmen ;  über  die  Erblichkeit  der  Krone  hat  sich 
Se.  Majestät  bereits  erklärt  und  seine  Rechte  vorbehalten.  —  4)  Die 
ausländischen  Truppen  sollen  das  Land  verlassen,  ungarische  die 
Besatzungen  bilden,  und  zu  deren  Unterhalt  die  hierzu  bestimmten 
königlichen  Einkünfte  verwendet  werden.  Antwort:  Die  Beschützung 
Ungarns  vor  einheimischen  und  fremden  Feinden,  die  Sicherung  der 
Erblande  und  des  deutschen  Reichs  verbieten  die  Entfernung  der  aus- 
ländischen Truppen,  am  Reichstage  soll  jedoch  über  die  Vermin- 
derung derselben  verfügt  werden.  —  5)  Die  Rechte  des  Palatins  und 
der  andern  hohen  Reichsbeamten  sollen  in  ihrem  ganzen  Umfange  wie- 
derhergestellt, zum  Falatin  und  zu  den  Kronhütern  zwei  Katholische 
und  zwei  Evangelische  candidirt  werden.  Antwort:  Es  wird  geschehen. 
—  G)  Das  Amt  und  die  Befugnisse  der  Oberkapitäne  und  des  obersten 
Heerführers  sollen  im  Sinne  des  18.  Artikels  von  1526  durch  den 
nächsten  Reichstag  wieder  ins  Leben  gerufen  werden.  Antwort:  Der 
genannte  Artikel  ordnet  an,  daß  die  oberste  Heeresführung  nach  dem 
König  dem  Falatin  gebührt;  ob  es  nöthig  sei,  hinsichtlich  der  Kapitäne 
und  des  obersten  Heerführers  neue  Anordnungen  zu  treffen,  wird  der 
Reichstag  entscheiden.  —  7)  An  die  Stelle  der  gesetzwidrigen  Behörden 
der  Kammer  und  des  königlichen  Fiscus  trete  der  gesetzliche  Schatz- 
meister, der  dem  Reichstage  Rechnung  zu  legen  hat.  Antwort:  Voraus- 
gesetzt, daß  die  Landeseinkünfte  gut  verwaltet  werden,  ist  es  gleich- 
gültig, ob  der  Verwalter  Kammer,  Fiscus  oder  Schatzmeister  heißt, 
dagegen  recht,  daß  er  dem  Reichstage  Rechnung  lege.  Die  rein  könig- 
lichen Einkünfte  aber  sind  ausschließlich  Sache  des  Königs,  und  deren 
Verwalter  nur  ihm  allein  Rechenschaft  schuldig.  —  8)  Die  Reichskrone 
und  Kleinodien  sollen  zurück  ins  Land  gebracht  und  im  Schlosse  Mu- 
räny  aufbewahrt  werden.  Antwort:  Der  gesetzliche  Ort,  wo  sie  aufbe- 
wahrt werden  sollen,  ist  das  preßburger  Schloß.  —  9)  Das  sogenannte 
neue  Erwerbs-  oder  türkische  Recht  (das  Recht  des  Königs  oder  Kai- 
sers auf  die  den  Türken  wieder  abgenommenen  Landestheile,  kraft 
dessen  diese  sein  Eigenthum  seien,  mit  dem  er  willkürlicli  verfahren 
dürfe),  sowie  jedes  andere  Waffenrecht  werde  auf  immer  abgeschafft; 
die  Güter,  welche  die  Kammer  unter  dem  Vorwande  dieses  Rechts  in 
Besitz  genommen  hat,  sollen  den  rechtmäßigen  Eigenthümern  ohne  alks 
Lösegeld  zurückgegeben,  und  diejenigen,  denen  dieselben  verkauft  oder 
geschenkt  wurden,  wegen  Entschädigung  an  die  Kammer  gewiesen  wer- 
den, Antwort :  Der  König  ist  gewillt,  dieses  Recht  abzuschaffen,  behält 
sich  jedoch  seine  sonstigen  Rechte  vor.  —  10)  Die  von  Fremden,  die 
sich  nach  dem  9.  und  10.  Artikel  von  1608  in  die  Angelegenheiten 
Ungarns  nicht  mischen  dürfen,  gegebenen  Verordnungen  seien  für 
ungültig  erklärt.    Das  seit  einigen  Jahren  erledigt  gebliebene  Kanzler- 
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amt*  sollen  geborene  Ungarn,  abwechselnd  geistlichen  und  weltlichen 
Standes,  führen;  das  nicht  ungarische  Ministerium,  die  Hofkanzlei,  die 
Hofkammer  und  der  Hofkriegsrath  dürfen  künftig  keinen  Einfluß 
auf  die  ungarischen  Angelegenheiten  üben,  Antwort:  Die  ungarische 
Hofkauzlei  wird  immer  ihren  gesetzlichen  Wirkungskreis  einnehmen; 
hinsichtlich  des  Uebrigen  ist  die  Entscheidung  des  Reichstags  abzu- 
warten. —  11)  Alle  Aemter  und  Würden,  sowol  die  geistlichen  als 
weltlichen,  die  letztern  ohne  Unterschied  der  Religion,  seien  ausschließ- 
lich eingeborenen  Ungarn  zugänglich;  desgleichen  sollen  Ausländern 
Güter  nicht  geschenkt  oder  verkauft,  sondern  verdienten  Ungarn  unent- 
geltlich verliehen  werden.  Antwort:  Bei  der  Besetzung  der  Aemter 
werden  vornehmlich  verdiente  Ungarn  berücksichtigt,  können  aber  Aus- 
länder, denen  das  Indigenat  ertheilt  worden,  nicht  ausgeschlossen  wer- 
den. —  12)  Die  Ausübung  der  aufgenommenen  Religionen  bleibe  in 
dem  Stande,  welcher  durch  die  Anordnungen  des  szecsenyer  Vergleichs 
in  einem  großen  Theile  des  Landes  schon  begründet  worden  ist  und  seiner 
Zeit  auch  in  den  übrigen  Landestheilen  begründet  werden  soll.  Künftig 
dürfen  keine  Kirchen  und  Schulen  und  deren  Besitzungen  weggenommen 
werden.  Dies  alles  werde  am  nächsten  Reichstage  durch  ein  Gesetz 
sichergestellt  und  von  den  garantirenden' Mächten  verbürgt.  Antwort: 
Für  die  Rechte  und  die  Freiheit  der  aufgenommenen  Religionen  ist 
durch  Gesetze  hinlänglich  gesorgt.  Ueber  die  Anordnungen  des  sze- 
csenyer Vergleichs  können  die  Bevollmächtigten  des  Kaisers  sich  nicht 
äußern,  weil  sie  dieselben  nicht  kennen.  —  13)  Die  Jesuiten,  die  den 
Landesgesetzen  nicht  gehorchen,  sollen  verwiesen  und  ohne  Zustimmung 
des  Reichstags  nie  wieder  aufgenommen,  ihre  Güter,  welche  einst  der 
Kirche  gehörten,  dem  Klerus,  welche  von  Familien  ihnen  geschenkt 
Worden,  diesen  zurückgegeben  werden.  Antwort:  Die  Sache  wird  der 
Entscheidung  des  Reichstags  vorbehalten.  —  14)  Die  Proceßordnung 
und  das  Gerichtsverfahren  sind  auf  den  gesetzlichen  Weg  zurückzu- 
führen;  der  Fiscus  sei  den  Gerichtsbehörden  untergeben.  Antwort: 
Der  König  wird  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  gesetzliche  Proceßordnung 
und  das  gesetzliche  Gerichtsverfahren  beobachtet,  was  dabei  fehlerhaft 
ist,  am  Reichstage  verbessert,  und  die  Freiheit  der  Gerichte  durch  nie- 
mand beeinträchtigt  werde.  —  15)  Die  von  dem  Hofe,  der  Kammer 
und  dem  Fiscus  rechtswidrig  Benachtheiligten  sollen  hinsichtlich  ihrer 
Güter  und  Familienurkunden  vollständige  Genugthuung  erhalten.  Ant- 
wort: Die  Gerechtigkeit  erfordert  es,  daß  die  rechtswidrig  Benach- 
tlieiligten  Genugthuung  erlangen;  über  jene,  die  vor,  während  und  nach 
den  Tököli'schen  Unruhen  Schaden  erlitten,  hat  der  Reichstag  bereits 
entschieden;  über  die  später  Benachtheiligten  wird  er  entscheiden.  — 
1  G)  Die  vom  verstorbenen  Kaiser  Leopold  herausgegebenen  Schenkungs- 
privilegien und  Gnadenbriefe,  VerSchreibungen  und  Verpfändungen  von 
Gutern  seien  nichtig,  desgleichen  alle  seine  Urkunden,  durch  welche 
Guter   oder    Aemter   der    gegenwärtig   Verbündeten    andern    verliehen 

'  Der  1705  verstorbene  Bischof  von  Neitra,  Adam  Matyasofszky,  verwal- 
tete das  Kanzleramt  nur  einstweili«'. 
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werden.  Antwort:  Das  bleibt  dem  nächsten  Reichstage  und  den  Ge- 
richten vorbehalten.  —  17)  Das  Kupfergeld,  welches  dringender  Be- 
dürfnisse wegen  gepi-ägt  wurde,  behalte  den  Nennwerth,  den  es  gegen- 
wärtig hat;  zur  Einlösung  desselben  sollen  die  Einkünfte  aus  den 
Bergwerken  verwendet,  künftig  Kupfermünzen  ohne  Bewilligung  des 
Reichstags  nicht  geprägt  werden.  Solche  jetzt  einzuführen,  war  man  ge- 
nöthigt,  weil  in  den  verflossenen  Jahren  an  Steuern  so  viele  Millionen 
erpreßt  und  in  Gold  und  Silber  ausgeführt  wurden,  daß  das  verarmte 
Volk  hätte  umkommen  müssen,  wenn  das  Kupfergeld  nicht  geprägt 
worden  wäre.  Antwort:  Das  Kupfergeld  wurde  zum  Verderben  will- 
kürlich von  denen  eingeführt,  die  während  dreier  Jahre  mehrere  Mil- 
lionen vom  armen  Volke  erpreßt,  aus  den  Gruben  bezogen  und  unter 
dem  Vorwande  öflfentlicher  Bedürfnisse  für  sich  ins  Ausland  geschickt 
haben.  Der  Reichstag  muß  auf  eine  Maßregel  zur  Vertilgung  des 
Kupfergeldes  denken,  und  dieselbe  mit  dem  möglichst  geringen  Schaden 
der  Landesbewohner  schnell  durchführen.  —  18)  Die  Ungarn  fühlen 
sich  dadurch  tief  gekränkt,  daß  der  karlowitzer  Friede  über  sie  ohne  sie 
geschlossen  wurde.  Künftighin  sei  es  nicht  gestattet,  ohne  Zuziehung 
des  Palatins  und  Staatsrathes  oder  von  den  Ständen  hierzu  Beauftragter 
Verträge  zu  unterhandeln  oder  abzuschließen.  Antwort:  Die  Bitte 
scheint  zwar  mit  den  Gesetzen  übereinzustimmen;  aber  beim  karlowitzer 
Friedensschlüsse  wurden  die  Ungarn  nicht  ohne  wichtige  Ursache  von 
der  Theilnahme  ausgeschlossen;  da  es  sich  aber  um  die  Zukunft  handelt, 
ist  es  rathsam,   die  Sache  dem  künftigen  Reichstage  zu  überlassen.  — 

19)  Obgleich  die  Ungarn  laut  verkündigen  dürfen,  dadurch,  daß  sie  die 
Waffen  zur  Vertheidigung  ihrer  Freiheit  ergriffen,  kein  Verbrechen  be- 
gangen, sondern  etwas  Rühmliches  gethan  zu  haben,  sollen  dennoch, 
damit  einst  ihre  That  nicht  entstellt  werde,  alle  Mitglieder  des  Bundes, 
die  lebenden  wie  die  schon  verstorbenen,  auch  solche,  die  dem  König 
früher  als  Soldaten  oder  Beamte  verpflichtet,  und  selbst  jene  Ausländer, 
die  vormals  seine  Unterthanen  waren,  vollständige  Amnestie  erhalten, 
und  die  verbündeten  Stände  überdies  für  treue  Wächter  der  Freiheit 
erklärt  werden;  diese  Amnestie  soll  sich  endlich  auch  auf  jene  Lebenden 
und  Todten  erstrecken,  die  von  der  frühem  durch  den  karlowitzer  Frie- 
den ausgeschlossen  wurden.  Antwort :  Den  Punkt  in  der  Fassung  an- 
zunehmen, in  welcher  er  vorgelegt  wurde,  wäre  für  alle  Fürsten  und 
Staaten  höchst  gefährlich.  Se.  Majestät  will  jedoch,  daß  alles  Geschehene 
vergessen  und  alles  Vergangene  vergangen  sei,  und  nach  Abschluß  des 
Friedens  alles  in  Bezug  auf  Rechte,  Güter  und  Aemter  in  den  Stand 
versetzt   werde,    in   welchem   es   vor   dem  Aufstande  gewesen   ist.  — 

20)  Da  der  Umsturz  unserer  Privilegien  besonders  in  der  Verletzung  der 
adelichen  Vorrechte  offenbar  wurde,  halten  die  verbündeten  Stände  für 
recht,  daß  der  Proceß  und  die  Verurtheilung  ihres  durchlauchtigen  An- 
führers, des  Fürsten  Franz  Räköczy,  und  des  Obergenerals,  Grafen 
Niklas  Bercsenyi,  dem  41.  Artikel  von  1608  gemäß,  nicht  nur  aufge- 
lioben,  sondern  auch  für  nichtig  erklärt  werden,  und  beide  für  ihre 
vielen  aus  Liebe  zum  Vaterlande  getragenen  Mühen  den  angemessenen 
Lohn  empfangen.     Antwort:  Zufolge  des  angeführten  Artikels  gehört 
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die  Sache  vor  den  Reichstag;  Fürst  Räkoczy  und  Graf  Bercsenyi  dürfen 
jedoch,  wenn  der  Friede  zu  Stande  kommt,  und  besonders,  wenn  sie 
dessen  Abschluß  befördern,  von  der  Huld  Sr.  Majestät  das  Beste  er- 
warten. —  21)  Die  Vorrechte  des  Adels,  der  Jaßen,  Rumänen  und 
Haiduckenstädte  sollen  ungeschmälert  erhalten;  der  Reichstag  wenig- 
stens jedes  dritte  Jahr  einberufen  werden.  Antwort:  Der  König  ver- 
bürgt die  adelichen  Vorrechte;  über  die  der  Jaßen,  Rumänen  und  an- 
derer privilegirter  Landstädte  wird  der  Reichstag  entscheiden,  und 
dieser  jedes  dritte  Jahr  gehalten  werden.  —  22)  Sämmtliche  Gesetze, 
Privilegien,  Einrichtungen,  Verträge,  Rrönungsdiplome  mit  allen  ihren 
Satzungen  und  Rlauseln  sollen  durch  einen  königlichen  Eid  bestätigt 
und  unverbrüchlich  gehalten,  endlich  weder  Edelleute  noch  Bauern  ohne 
Bewilligung  des  Reichstags  mit  irgendeiner  Steuer  belastet  werden. 
Antwort:  Die  Gesetze  u.  s.  w.  werden  reichstäglich  in  der  üblichen 
Weise  bestätigt  und  heilig  gehalten,  die  zur  Aufrechthaltung  der  könig- 
lichen Würde  und  zur  Deckung  der  öffentlichen  Bedürfnisse  erforder- 
lichen Steuern  nicht  anders  als  mit  Bewilligung  des  Reichstags  aus- 
geworfen werden.  —  23)  Alle  diese  von  der  Gesammtheit  der  ver- 
bündeten Stände  genehmigten  und  angenommenen  Punkte  sollen  in 
Gegenwart  der  Gesandten  der  garantirenden  Mächte  vollzogen  werden ; 
sodann  sollen  die  Würdenträger  und  Beamten  beider  Theile  abtreten; 
damit  der  Reichstag  eine  neue  Wahl  vornehme,  und  nachdem  auf  diese 
Weise  eine  gesetzmäßige  Regierung  gebildet  worden,  sollen  auch  die 
andern  unzähligen,  hier  nicht  erwähnten  Beschwerden  des  Landes  abge- 
stellt werden.  Antwort:  Der  Rönig  wird  den  Friedensvertrag,  sobald 
derselbe  zu  Stande  gekommen  ist,  unverzüglich  bestätigen,  und  den 
Reichstag  hierzu  und  zur  Abstellung  der  übrigen  Beschwerden  einbe- 
rufen; aber  daß  seine  Getreuen  ihre  Würden  und  Aemter  niederlegen 
und  Neuwahlen  stattfinden  sollten,  widerstreitet  der  Gerechtigkeit.  ^ 
Die  abschlägige  Beantwortung  dieses  Punktes  kränkte,  wie  man  allge- 
mein glaubte,  besonders  Bercsenyi,  der  der  Nachfolger  des  Palatins 
Eszterhäzy  werden  wollte.^ 

Am  29.  Juni  übergaben  auch  die  Siebenbürger,  die  endlich  in  Neu- 
häusel angekommen  waren,  ihren  Tractatsentwurf  den  Gesandten.  Aber 
die  kaiserlichen  Friedensunterhändler  protestirten  gegen  die  Theilnahme 
Siebenbürger  Bevollmächtigter  an  den  Verhandlungen,  noch  bevor  sie 
den  Entwurf  der  ungarischen  beantwortet  hatten,  wogegen  diese  erklär- 
ten, solange  den  Siebenbürgern  die  Theilnahme  an  den  Verhandlungen 
nicht  zugestanden  wird,  werden  sie  die  Antwort  jener  nicht  annehmen. 
Den  Gesandten  gelang  es,  den  Streit  beizulegen,  indem  sie  die  Raiser- 
licheii  bewogen,  die  Siebenbürger  unter  der  Bedingung  zu  den  Unter- 
handlungen zuzulassen,  wenn  alles,  was  sie  mit  ihnen  besonders  ab- 
schließen, von  den  Ungarn  als  gültig  anerkannt  wird,  diesen  hinwieder 

'  Katoiia,  XXXVII,  'iOG— 237.  Histoire  des  revol.,  der  ungarische  P]nt- 
wurf,  III,  r;5l ;  das,  was  seit  der  Erüfliiung  der  Unterhandlungen  vorfiel  und  die 
Antwort  der  kaiserlichen  Bevollmächtigten,  IV,  67—121.  —  '^  Katona,  a.  a.  O., 
S.  247. 
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dafür  bürgten,  daß  durch  das  Zugeständniß  jener  Bedingung  ihr  Bündniß 
mit  Siebenbürgen  keinen  Abbruch  erleiden  solle.  Hierauf  nahmen  die 
Ungarn,  wie  gesagt,  am  12.  Juli  die  Antwort  der  Kaiserlichen  in  Em- 
pfang. Da  ihnen  zur  Gegenantwort  auf  dieselbe  nur  noch  drei  Tage 
bis  zum  Ablauf  des  Waffenstillstandes  am  15.  Juli  vergönnt  waren,  er- 
sachten sie  die  Gesandten ,  die  nochmalige  Verlängerung  des  "Waffen- 
stillstandes beim  Kaiser  auszuwirken.  Allein  am  15.  Juli  meldeten 
diese,  daß  Se.  Majestät  aus  wichtigen  Gründen  die  Theilnahme  sieben- 
bürger  Bevollmächtigter  an  den  Verhandlungen  nicht  gestatte,  jedoch 
zugebe,  daß  auch  mit  den  Siebenbürgern,  die  mit  den  Ungarn  verbündet 
sind,  unterhandelt  werde.  Und  am  21.  Juli  zeigten  sie  an,  der  Kaiser 
habe  erklärt,  daß  er  ohne  Gefährdung  Siebenbürgens  und  seiner  dort 
stehenden  Armee  den  Waff'enstillstand  nicht  verlängern  könne.  Sollten 
jedoch  die  Ungarn  einwilligen,  daß  Siebenbürgen  in  dem  Verhältnisse 
bleibe,  in  welchem  es  zur  Zeit  des  karlo witzer  Friedens  stand,  allen 
Ansprüchen  auf  dasselbe  entsagen  und  sich  damit  begnügen,  daß  es  in 
die  Amnestie  mit  einbegrifi'en  werde,  so  sei  er  bereit,  den  Waff'enstill- 
stand zu  verlängern.  ^ 

Hiermit  nahmen  die  Friedensunterhandlungen,  mit  denen  es  keinem 
Theile  ein  rechter  Ernst  war,  ein  plötzliches  Ende.  Räköczy  veröffent- 
lichte die  bereits  fertige  Gegenantwort  der  Ungarn  auf  die  Antwort  der 
Kaiserlichen  unter  dem  angenommenen  Namen  „Veracius  Constantius" 
durch  den  Druck  '^^  und  seine  Bevollmächtigten  übergaben  den  vermit- 
telnden Gesandten  am  22.  Juli  ein  Schreiben,  in  welchem  sie  für  das 
Blut,  das  nochmals  fließen  wird,  denjenigen  verantwortlich  machen, 
„der  aus  ungezähmter  Herrschsucht  sie  tyrannisiren  wolle".  Am  30.  Juli 
erließ  Räköczy  aus  dem  Lager  bei  Neuhäusel  eine  Proclamation,  in 
welcher  er  dem  Volke  kundthat,  der  Krieg  müsse  wegen  der  Unversöhn- 
lichkeit  seiner  Gegner,  die  selbst  die  gerechtesten  Forderungen  zurück- 
wiesen, fortgesetzt  w^erden.  ^  Die  Magnaten  und  Bischöfe,  die  auf  der 
Seite  des  Königs  standen,  zum  größten  Theile  von  ihren  Gütern  ver- 
trieben, jetzt  ärmlich  in  Wien  lebten  und  fürchten  mußten,  wenn  Rä- 
köczy siegte,  ihre  Besitzungen  gänzlich  zu  verlieren,  setzte  der  Abbruch 
der  Unterhandlungen,  die  Vereitelung  des  sehnlich  gehofi'ten  Friedens 
in  Schrecken.  Sie  schlössen  richtig,  daß  Siebenbürgen,  das  der  König 
behaupten  und  Räköczy  nicht  aufgeben  wolle,  der  Stein  sei,  an  welchem 
die  Unterhandlungen  jetzt  scheiterten  und  künftig  scheitern  werden. 
Palatin  Eszterhäzy  trug  am  9.  August  dem  Kaiser  die  Bitte  seiner  ge- 
treuen Diener  vor,  er  möge  geruhen,  die  Unterhandlungen  wieder  anzu- 
knüpfen und  ihre  Meinung,  wie  die  größten  Hindernisse  des  Friedens 
beseitigt  werden  könnten,  zu  vernehmen.  Joseph  gestattete,  daß  der 
Palatin  die  Sache  mit  den  Magnaten  erwäge  und  ihr  Gutachten  schrift- 
lich einreiche.     Am  12.  August  riethen  sie,  Se.  .Majestät  solle  allerdings 


'  Hist.  des  revol.,  IV,  127.  —  ^  Sie  erschien  lateinisch  und  in  unga- 
rischer Uebersetzung,  mit  Anmerkungen  Raköczy's  erweitert.  Hist.  des  revol., 
IV,  220—362.  —  '  Unter  den  Handschriften  des  Nationalmnseums,  Fol.  406, 
Latina. 
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Siebenbürgen  an  Ungarn,  dessen  untrennbares  Glied  es  ist,  knüpfen, 
und  seine  Oberherrlichkeit  über  dasselbe  behaupten,  aber  dessen  Regie- 
rung einem  ihm  lehnspflichtigen,  von  den  Siebenbürgern  gewählten 
Yaida  überlassen,  wie  Rudolf  dieselbe  Sigmund  Bathory  1595  über- 
lassen hat.    Der  Vorschlag  wurde  verworfen.  * 

Damals  hatte  der  Krieg  bei'eits  von  neuem  begonnen.  Bei  dem 
Gegensatze,  in  welchem  die  hochgespannten  Forderungen  Raköczy's 
und  der  verbündeten  Stände  zu  den  mäßigen  Zugeständnissen  Joseph's 
standen,  war  die  Erfolglosigkeit  der  Unterhandlungen  vorauszusehen, 
und  beide  Parteien  hatten  daher  während  des  Waffenstillstandes  mit 
dem  größten  Eifer  gerüstet.  Guido  Starhemberg,  zum  Oberbefehlshaber 
des  Kaisers  in  Ungarn  ernannt,  stand,  als  die  Unterhandlungen  plötzlich 
abgebrochen  wurden,  mit  8000  Mann  marschbereit  bei  Kitsee*,  wohin 
ihm  der  Ban  Johann  Pälffy  eine  zuchtlose  Horde  von  einigen  tausend 
Kroaten  und  Raizen  zuführte,  die  die  Waffen  gegen  die  eigenen  Offiziere 
kehrten,  sobald  diese  sie  vom  Rauben,  Brandlegen  und  Morden  abhalten 
wollten,  von  denen  Starhemberg  1500  der  wildesten  in  ihre  Heimat 
zurückschickte  und  die  andern  in  die  deutschen  Regimenter  untersteckte, 
um  sie  zu  bändigen.^  Rabutin  hatte  Befehl,  sogleich  nach  Ablauf  des 
Waffenstillstandes  aus  Siebenbürgen  nach  Ungarn  vorzudringen,  Kaschau 
womöglich  zu  erobern  und  sich  mit  Starhemberg  zu  vereinigen.  Rä- 
köczy,  der  sich  die  Eroberung  Grans  und  mit  derselben  die  Beherr- 
schung der  Donau  zum  Ziele  des  wahrscheinlich  bevorstehenden  Feld- 
zugs genommen  hatte,  hielt  im  Lager  bei  Neuhäusel  12000  Maim  so 
bereit,  daß  sie  jeden  Augenblick  aufbrechen  konnten,  und  ließ  bei  Karva 
und  Nyergesujfalu  auf  beiden  Seiten  der  Donau  zum  Schutze  der  Brücke, 
die  dort  geschlagen  werden  sollte,  starke  Verschanzungen  durch  Lemaire 
und  Lamotte  anlegen.  —  Am  erstem  Orte,  wo  einst  eine  römische 
Legion  ihr  Lager  hatte,  stießen  die  Arbeiter  beim  Graben  auf  zahlreiche 
Alterthümer  aus  der  Zeit  Marc  Aurel's.  *  —  Kärolyi  eilte  noch  vor  der 
Kündigung  des  Waffenstillstandes  zu  seiner  Armee  jenseit  der  Theiß, 
um  Rabutin  auf  seinem  Marsche  zu  beunruhigen  und  die  Gegend  vor 
ihm  her  in  eine  Einöde  zu  verwandeln.  ^ 

Räkoczy  brach  am  1.  August  von  Neuhäusel  auf  und  stand  «m  4. 
vor  Gran.  Seine  Batterien  wurden  bei  Pärkany  am  linken  Ufer  der 
Donau  errichtet,  am  rechten  nahmen  die  Truppen  Stellung,  welche  die 
Stadt  erstürmen  sollten.  Am  10.  August  war  eine  gangbare  Bresche 
geschossen.  Der  erste  Sturm,  am  11.  August,  wurde  abgeschlagen,  aber 
schon  tags  darauf  die  Stadt  genommen  und  die  Besatzung  gezwungen, 
sich  in  die  Festung  zurückzuziehen.  Die  Mauern  derselben  widerstanden 
den  Kugeln  länger,  lagen  jedoch  am  21.  August  auch  schon  zum  Theil 
in  Ruinen,  und  am  folgenden  Tage  ließ  der  Fürst  stürmen.  Der  Sturm 
mislang  wegen  der  Steilheit  des  Berges,  und  er  befahl,  Minen  anzulegen. 
Die  Arbeit  schritt   in  dem  harten  Marmor  langsam  vorwärts,   und  als 
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man  damit  endlich  so  weit  gekommen  war;  daß  die  Minen  geladen  wer- 
den konnten,  machte  die  Besatzung  bei  Nacht  einen  Ausfall  und  be- 
mächtigte sich  der  Höhle,  von  der  aus  die  Minen  waren  getrieben 
wordtüi.  Die  Belagerten  verließen  zwar  die  Höhle  wieder,  als  sie  feind- 
liche Scharen  anrücken  sahen,  aber  Räköczy  verlor  die  Hoffnung,  Gran 
vor  der  Ankunft  Starheraberg's,  der  schon  in  Koraorn  stand,  zu  nehmen, 
und  erfuhr,  daß  Rabutin  gegen  Kaschau  vorrücke.  Er  durfte  diese 
Stadt,  von  deren  Besitz  die  Beherrschung  Oberungarns  hauptsächlich 
abhing,  nicht  in  die  Gewalt  der  Kaiserlichen  fallen  lassen,  und  wollte 
die  Belagerung  aufheben,  um  ihr  zu  Hülfe  zu  eilen.  Zuvor  machte  er 
noch  einen  Versuch,  den  Commandanten  Grans  durch  Einschüchterung 
zur  Uebergabe  zu  bewegen.  Er  ließ  ihm  melden,  die  Minen  seien  fertig, 
und  würden,  wenn  er  sich  nicht  ergebe,  sogleich  auffliegen.  Kuckländer, 
so  hieß  der  Commandant,  erschrak  und  capitulirte  am  12.  September. 
Räkoczy  ernannte  den  Obersten  Bonafoux  zum  Commandanten  in  Gran, 
befahl  Anton  Eszterhäzy,  mit  zwei  Regimentern  der  Stadt  gegenüber 
zu  lagern  und  deren  Verproviantirung  zu  vervollständigen;  Beszeredy, 
der  um  Oedenburg  stand,  trug  er  auf,  zu  Bottyän  zu  stoßen,  mit  diesem 
gemeinschaftlich  Starhemberg  zu  beobachten  und  womöglich  von  Gran 
abzulenken.  Außerdem  hatte  er  noch  einen  andern  Plan  in  Bereitschaft, 
durch  -welchen  Gran  während  seiner  Abwesenheit  gesichert  werden 
sollte.  Riviere,  einer  der  in  seinen  Diensten  stehenden  französischen 
Offiziere,  der  als  Gefangener  in  Preßburg  längere  Zeit  gewesen  und  vor 
kurzem  ausgewechselt  worden  war,  berichtete  nämlich,  das  dortige 
Schloß  habe,  seit  die  Krone  nach  Wien  gebracht  worden,  nur  eine 
schwache  Besatzung,  und  ein  kleines  der  Donau  zugewandtes  Thor 
werde  kaum  bewacht;  es  könnte  daher  einer  Truppe  leicht  gelingen,  sich 
zwischen  den  Strom  und  das  Schloß  zu  schleichen,  und  wo  nicht  dieses 
selbst  zu  nehmen,  so  doch  die  großen  Vorrathshäuser  an  der  Donau  in 
Brand  zu  stecken.  Riviere  bot  sich  znm  Wegweiser  bei  diesem  Hand- 
streich an;  Forgäcs  sollte  denselben  ausführen,  und  der  Fürst  richtete 
an  ihn,  dessen  eigensinnigen  Ungehorsam  er  kannte,  den  eigenhändig 
geschriebenen  Befehl,  auf  Umwegen,  als  wollte  er  in  Mähren  einfallen, 
gegen  Preßburg  zu  marschiren  und  zu  versuchen,  das  Schloß  zu  über- 
rumpeln. Nachdem  Rj'iköczy  diese  Vorkehrungen  getroff'en  hatte,  brach 
er  gegen  Kaschau  auf.  Er  hatte  erst  zwei  Tagemärsche  zurückgelegt, 
als  ihm  Anton  Eszterhäzy  berichtete,  daß  Starhemberg  die  Verschan- 
zungen bei  Karva  erstürmt  habe.  Die  Botschaft  bewog  ihn,  sogleich  mit 
seiner  Leibgarde  nach  Gran  zurückzukehren,  um  die  Anstalten  zu  dessen 
Vertheidigung  zu  vervollständigen.  Während  er  noch  damit  beschäftigt 
war,  langte  Starhemberg  schon  vor  der  Stadt  an,  worauf  er  seiner 
Armee,  die  unterdessen  ihren  Marsch  fortgesetzt  hatte,  nacheilte.  ^ 

Zugleich  mit  Räküczy  hatten  auch  die  kaiserlichen  Feldherren  die 
Feindseligkeiten  begonnen.  Pälff"y  setzte  in  die  Schutt  über  und  vertrieb 
die  Räköczy'schen  Obersten  Balogh  und  Tiiuröczy  aus  ihren  Schanzen, 
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wobei  diese  zwei  Kanonen  und  bei  500  Mann  verloren.  Starbemberg 
selbst  ließ  in  Hedervär  sein  Gepäck,  nahm  Kapuvar  und  kehrte  sich 
dann  gegen  die  Scharen,  die  unter  dem  General  Stephan  Andrässy 
zwischen  der  Raab  und  Raabnitz  standen.  Dagegen  wurde  Maximilian 
Starbemberg  am  28.  Juli  aus  den  Verschanzungen,  welche  die  Kaiser- 
lichen vom  Neusiedlersee  bis  Oedenburg  während  des  Waffenstillstandes 
errichtet  hatten,  durch  Bottyän  und  Beszeredy  vertrieben,  und  gezwun- 
gen, unter  den  Kanonen  Oedenburgs  Schutz  zu  suchen,  worauf  die  Sieger 
verheerend  in  Oesterreich  einfielen.  ^  Um  so  weniger  wagte  der  Mar- 
schall, es  mit  der  Armee  Raköezy's  vor  Gran,  die  der  seinen  um  vieles 
an  Zahl  überlegen  und  durch  die  starken  Verschanzungen  bei  Karva 
gedeckt  war,  aufzunehmen,  und  wartete  in  Komorn  Verstärkungen  und 
eine  günstige  Gelegenheit  ab.  Als  er  endlich  im  September  sich  in  Be- 
wegung setzte,  erfüllte  Beszeredy  den  ihm  gegebenen  Auftrag  sehr 
saumselig.  Forgäcs  blieb  in  Bösing  stehen,  trieb  Brandscbatzungen 
ein  und  verkaufte  den  Preßburgern  die  Erlaubniß,  ihre  Weinlese  unge- 
stört zu  vollenden,  statt  das  Schloß  zu  überrumpeln,  was  die  Kaiser- 
lichen genöthigt  hätte,  statt  nach  Gran,  nach  Preßburg  zu  marschiren. 
So  konnte  Starbemberg  ohne  Schwierigkeit  vor  der  erstem  Stadt  an- 
kommen, wo  er  die  feindliche  Armee  nicht  mehr  traf  und  statt  ihrer 
einen  feigen  Commandanten  fand.  Nachdem  er  die  karvaer  Schanzen, 
die,  wie  er  nach  Wien  berichtete,  vermöge  ihrer  Lage  und  Stärke  einer 
Festung  glichen,  am  26.  September  zu  beschießen  angefangen  und  schon 
am  folgenden  Tage  erstürmt  hatte  (die  Besatzung  derselben  bestand  zum 
größern  Theile  aus  Ueberläufern  vom  kaiserlichen  Heere),  nahm  er  am 
28.  September  auf  dem  Thomasberge  Stellung.  Am  9.  October  hatten 
seine  schweren  Geschütze  eine  gangbare  Bresche  geschossen.  Bonafoux 
verzweifelte,  Stadt  und  Festung  länger  vertheidigen  zu  können,  und  ca- 
pitulirte,  weil,  wie  er  vorgab,  ein  unversöhnlicher  Haß  seine  deutschen 
und  ungarischen  Truppen  entzweite.  50  Kanonen,  1000  Säcke  Mehl 
nebst  andern  bedeutenden  Vorräthen  fielen  in  der  Sieger  Hände,  und 
von  der  abziehenden  Besatzung  gingen  300  zu  den  Kaiserlichen  über. 
Die  Wiedereinnahme  Grans  verursachte  in  Wien  große  Freude.  * 

Rabutin  trat  den  Marsch  aus  Siebenbürgen  gegen  Ende  Juli  an,  zer- 
streute bei  Karika  einen  Trupp  Kuruczen  und  schlug  dann  den  Weg 
nach  Großwardein  ein,  wohin  er  Lebensmittel  für  zwei  Monate  brachte, 
aber  Pulver  und  andern  Kriegsbedarf,  der  dort  für  ihn  bereitet  sein 
sollte,  nicht  vorfand  2,  auch  die  Commandanten  Nehm  von  Peterwardein 
und  Löffelholz  von  Arad  mit  ihren  Raizen,  wie  er  gehofft  hatte,  nicht 
antraf,  denn  Karolyi  hatte  sie  am  10.  August  bei  Bekes  zurückgetrieben. 
Von  hier  marschirte  er  nach  Debreczin,  von  wo  und  aus  der  ganzen 
Umgegend  die  Bewohner  geflohen  waren,  und  wandte  sich  dann  gegen 
Csongräd,  wo  die  genannten  Commandanten  zu  ihm  stießen,  und  wegen 
der  erstickenden  Hitze  sieben  Tagc^gerastet  wurde.  Bei  Szolnok,  das 
Karolyi  in  Flammen  hatte  aufgehen  lassen,  setzte  er  über  die  Theiß.    Mit 
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Kärolyi  vereinigte  sich  hier  Bercsenyi,  der  von  der  Waag  herbeigeeilt 
war,  um  Rabutin  auf  seinem  Marsche  aufzuhalten.  Die  Streitmacht 
beider  belief  sich  jetzt  zwar  auf  12000  Mann,  da  aber  kaum  ein  Drittel 
derselben  gehörig  bewaffnet  war,  mußten  sie  sich  darauf  beschränken, 
den  Feind  zu  beunruhigen,  vor  ihm  her  die  Einwohner  aus  den  Ort- 
schaften zu  entfernen  und  die  Mühlen  anzuzünden.  So  fand  Rabutin 
auch  die  Mühlen  Erlaus  abgebrannt,  und  die  Stadt  wies  seine  Auffor- 
derung, sich  zu  ergeben,  mit  Entschiedenheit  ab.  Um  dafür  Rache  zu 
nehmen  und  Schrecken  zu  verbreiten,  zündete  er  am  22.  September 
Miskolcz  und  darauf  auch  Szikszo  an. '  Nach  einem  mühseligen  Marsche, 
auf  dem  die  hungernde  Armee  sich  zwar  kümmerlich  von  dem  nährte, 
was  3000  Raizen  aus  den  verödeten  Ortschaften  herbeibrachten,  aber  die 
zuchtlose  Schar,  von  deren  Umherstreifen  nach  Beute  die  Erhaltung  der 
andern  Truppen  abhing,  auch  trotzig  ihren  Sold  forderte  und  abzuziehen 
drohte,  kam  er  endlich  am  22.  September  vor  Kaschau  an,  das  er  am 
30.  einschloß  und  am  1.  October  zu  beschießen  anfing.^ 

Räköczy  vereinigte  sich  am  11.  October  bei  Torna  mit  Bercsenyi 
und  Kärolyi.  Am  selben  Tage  hob  Rabutin  die  Belagerung  Kaschaus 
auf.  Der  Fürst  war  unzufrieden  mit  seinen  beiden  Generalen,  die  seiner 
Meinung  nach  viel  zu  wenig  gethan  hatten,  Rabutin's  Vormarsch  aufzu- 
halten und  Kaschau  zu  entsetzen.  Die  Rettung  der  Stadt  schrieb  er 
dem  Commandanten  in  derselben,  dem  General  Radics,  der  einst  Mun- 
käcs  gegen  Caraffa  heldenmüthig  vertheidigt  hatte,  und  der  Unfähigkeit 
Rabutin's  zu.  „Dieser  geschickte  Reitergeneral",  sagt  er  in  seinen 
Memoiren,  „hielt  es  für  zu  langweilig,  sich  mit  dem  Zusammenschießen 
der  Mauern  zu  befassen;  noch  bevor  in  die  Ringmauer  Bresche  gelegt 
war,  befahl  er  den  Sturm,  der  von  der  Besatzung  abgeschlagen  wurde. 
Aus  seinem  Verfahren  ersah  ich,  daß  auch  er  nicht  tüchtiger  ist  als 
meine  Generale."  Rabutin,  den  Seuchen,  die  unter  seinen  Truppen  ein- 
rissen, und  wahrscheinlich  auch  die  Vereinigung  der  feindlichen  Streit- 
kräfte zur  Aufliebung  der  Belagerung  genöthigt  hatten,  wandte  sich 
nicht  nach  Säros  und  Zipsen,  um  dort  Winterquartiere  zu  nehmen,  wie 
Räköczy  befürchtet  hatte,  sondern  schlug  den  Weg  zurück  ein,  auf 
welchem  er  gekommen  war,  und  wurde  von  Feindesscharen,  die  ihm  zur 
Seite  und  im  Rücken  marschirten,  bis  an  die  Theiß  beunruhigt.  „Den 
tokajer  Berg",  schreibt  Räköczy,  „ließ  ich  sie  ungestört  ablesen,  denn 
der  junge  Wein,  die  süßen  Trauben,  die  kalten  Nächte  und  das  Theiß- 
wasser lichteten  ihre  Reihen  mehr  als  meine  sie  umschwärmenden 
Scharen."  Als  Rabutin  über  die  Theiß  ging,  setzte  auch  Kärolyi  hin- 
über und  folgte  ihm  bis  nach  Debreczin.  Der  erstere  quartierte  seine 
Soldaten  in  die  leeren  Häuser  der  von  ihren  Bewohnern  verlassenen 
Stadt  ein,  wie  man  vermuthete,  in  der  Absicht,  von  hier  nach  Sieben- 
bürgen zurückzukehren,  um  sich  der  Unterordnung  unter  Starhemberg 
zu  entziehen.  ^  Aber  ein  neuer  scharfer  Befehl  rief  ihn  nach  Ofen, 
welchem  zufolge  er  am  1.  Januar  1707  aufbrach,  in  Szolnok  die  dortige 
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Festung  mit  Pulver  sprengte,  den  General  Tige  mit  3000  Mann  nach 
Siebenbürgen  schickte,  und  selbst  mit  dem  Ueberreste  seiner  von  den 
Strapazen  des  Marsches  im  strengen  Winter  arg  mitgenommenen  Armee 
gegen  Ende  des  Monats  nach  Pest  gelangte.*  Nach  dem  Aufbruche  der 
Kaiserlichen  von  Kaschau  marschirte  Bercsenyi  sogleich  zurück  an  die 
Waag.  ^  Jenseit  der  Donau  besiegten  Emerich  Bezeredy  und  Adam 
Balogh  in  den  ersten  Tagen  Novembers  den  Grafen  Hannibal  Heister 
im  egervärer  Engpasse;  Heister  selbst  und  die  meisten  seiner  Offiziere 
wurden  gefangen,  seine  Kanonen  und  sämmtliches  Gepäck  erbeutet.  ^ 

Nachdem  der  Winter  den  Waffen  Ruhe  geboten,  rief  Rakoczy  den 
Staatsrath  auf  den  13.  December  nach  Rosenau.  Dorthin  beschied  er 
auch  Forgdcs  und  setzte  ihn  zur  Strafe  seines  Ungehorsams  auf  dem 
benachbarten  Schlosse  Krasznahorka  in  Haft,  ließ  ihn  von  da  in  das 
zipser  Schloß  bringen  und,  nachdem  der  Gefangene  dort  im  Einver- 
ständnisse mit  dem  Starosten  der  an  Polen  verpfändeten  Städte,  Lubo- 
mirsky,  einen  Versuch  zu  fliehen  gemacht  hatte,  nach  Munkdcs  abführen, 
wo  derselbe  bis  zum  Ende  des  Kriegs  in  anständigem  Gewahrsam  blieb. 
Seine  Bestrafung  sollte  andern  zur  Warnung  dienen.  Da  aber  die  Ge- 
fangensetzung des  hochangesehenen  Grafen  ohne  gerichtliches  Vei'fahren 
sehr  übel  genommen  werden  konnte,  trug  der  Fürst  dem  Staatsrathe  die 
Gründe  vor,  die  ihn  dazu  genöthigt  haben,  und  erklärte,  daß  er  ihn,  der 
un  dem  Verluste  Grans  schuld  sei,  darum  nicht  vor  das  Kriegsgericht 
ßtellen  Avolle,  weil  dieses  ihn  verurtheilen  würde,  was  über  sein  Ge- 
schlecht Schande  brächte.  ^ 

Zur  Versammlung  des  Staatsrathes  wurde  Räkoczy  neben  andern 
wichtigen  Angelegenheiten  besonders  durch  die  zweideutigen  Ver- 
heißungen Ludwig's  XIV.  veranlaßt,  denen  er  nur  allzu  viel  Glauben 
schenkte.  Schon  in  einem  Briefe  vom  IG.  Februar  1706  warnte  ihn 
sein  Geschäftsträger  Kökenyesdy,  dem  französischen  Hofe  nicht  unbe- 
dingt zu  vertrauen.  „Schöne  Worte  und  Geld",  schrieb  er,  „wird  der 
französische  Hof  nicht  sparen,  damit  die  Ungarn  den  Krieg  fortsetzen; 
aber  das  Bündniß,  von  welchem  das  Heil  des  Vaterlandes  abhängt,  nicht 
schließen.  Nehmen  Sie  sich  in  acht,  gnädigster  Herr,  daß  der  Gesang 
dieser  Sirene  Sie  nicht  ins  Verderben  locke.  Wenn  Frankreich  das 
Bündniß  nicht  eingehen  will,  schließen  Sie  mit  dem  Kaiser  Frieden. 
Frankreich  hat  schon  viele  ins  Verderben  geführt;  seine  Freundschaft 
ist  ein  Stab  von  Rohr,  der  nicht  nur  zusammenbricht,  sobald  man  sich 
auf  ihn  stützen  will,  sondern  auch  mit  seinen  Splittern  die  Hand  ver- 
wundet."* Kurz  danach  machte  Desalleurs  dem  Fürsten  im  Namen 
seines  Königs  Hoffnung  auf  Abschluß  des  Bündnisses  mit  ihm.  Der 
Fürst  glaubte  und  schrieb  am  10.  März  seinem  Geschäftsträger:  „Nach 
Aussage  des  Gesandten  Desalleurs  wird  der  König  von  Frankreich  da- 
durch gehindert,   mit  mir  und  dem  ungarischen  Bunde  ins  Bündniß  zu 
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treten,    weil  wir  dem  Könige  (Joseph)   nicht  abgesagt   und  uns  seiner 

Herrschaft  nicht  gänzlich  entzogen  haben Aber  er  hat  eine  Art, 

wie  es  geschehen  könne,  gefunden.  Da  der  römische  Kaiser  auf  Sieben- 
bürgen kein  Recht  hat,  ich  dagegen  vermöge  freier  Wahl  dessen  B^ürst 
bin,  will  er  mit  mir,  als  dem  Fürsten  Siebenbürgens,  Bündniß  schließen. 
Betreiben  Sie  daher  die  Feststellung  der  Punkte  dieses  Bündnisses."  * 
Kökenyesdy,  der  sich  eben  in  Brüssel  beim  Kurfürsten  von  Baiern  be- 
fand, theilte  diesem  und  dem  französischen  Minister  de  Torcy  das  Schrei- 
ben und  zugleich  die  glänzenden  Anerbietungen  mit,  welche  der  wiener 
Hof  seinem  Herrn,  wenn  er  Frieden  schlösse,  machte,  und  bat  um 
schnelle  Antwort,  indem  die  Ungarn  den  Krieg  wieder  fortsetzen  kön- 
nen, noch  wollen,  wenn  der  König  von  Frankreich  das  Bündniß  mit 
ihnen  nicht  eingeht.^  Hierauf  antwortete  de  Torcy  am  26.  April: 
„Fürst  Räköczy  hat  neulich  unmittelbar  an  den  König  geschrieben  und 
seine  Wünsche  ausgesprochen.  Die  Antwort,  in  der  ihn  Se.  Majestät 
seiner  besondern  Hochachtung  und  Gewogenheit  versichert,  desgleichen 
das,  was  Herr  Desalleurs  zu  melden  beauftragt  war,  wird  ihn  vollständig 
beruhigt  haben,  denn  er  weiß  nun,  daß  der  König  ihm  auch  künftig  alle 
nach  den  Umständen  mögliche  Hülfe  leisten  will,  bis  Ungarn  die  Bestä- 
tigung und  Verbürgung  aller  der  Rechte  und  Freiheiten  errungen  hat, 
die  ihm  gebühren."  ^  Kökenyesdy,  als  er  am  10.  Mai  dem  Fürsten  die 
Antwort  de  Torcy's  meldete,   rieth  ihm,   nur  dem  zu  glauben,   was  er 

sehen  und  greifen  könne „Es  ist  unmöglich",  schrieb  er  unter  an- 

derm,  „daß  der  König  seine  frühere  Ueberlegenheit  wieder  erlange;  er 
sieht  ein,  daß  er  die  Wünsche  Ungarns  und  Ew.  Hochgeboren  nicht  er- 
füllen könne,  und  will  darum  das  Bündniß  nicht  schließen;  weil  ihm  aber 
der  ungarische  Krieg  zum  großen  Nutzen  ist,  wird  er  solange  daran  ar- 
beiten, Ew.  Hochgeboren  und  das  Land  zur  Fortsetzung  desselben  zu 
bewegen,  bis  beide  die  Schanzen  überspringen,  die  ihnen  bisher  das 
Thor  zum  Frieden  mit  dem  wiener  Hofe  offen  gehalten Hat  Des- 
alleurs wirklich  den  Befehl,  mit  Ew.  Hochgeboren  als  Siebenbürger 
Fürsten  ein  Bündniß  zu  schließen,  so  sei  Gott  dafür  gedankt;  das  reicht 
für  jetzt  hin,  denn  in  diesem  Falle  können  wir  auch  auf  den  Abschluß 
des  Bündnisses  von  selten  Frankreichs  mit  den  verbündeten  Ständen 
hoffen.  Hat  er  aber  den  Befehl,  woran  ich  eben  zweifle,  nicht,  so  rathe 
ich  Ew.  Hochgeboren  nicht  blos,  sondern  bitte  Sie  auch,  Frankreicli 
aufzugeben  und  sich  mit  dem  wiener  Hofe  zu  versöhnen."  ....  * 

Kökenyesdy,  der  sich  nahe  am  Schauplatze  der  Begebenheiten  auf- 
hielt und  diese  mit  unbefangenen  Blicken  erwog,  bcurtheilte  die  Lage 
Ludwig's  richtig,  und  erkannte  in  den  geschraubten,  zweideutigen  Wor- 
ten, deren  sich  de  Torcy  in  seiner  Antwort  bediente,  die  Absicht  des 
Königs,  sich  durch  keinen  Vertrag  zu  binden,  sondern  Räköczy  und  die 
Ungarn,  deren  Aufstand  ihm  sehr  nützlich  war,  durch  gleisnerische  Ver- 
heißungen vom  Frieden  mit  Joseph  abzuhalten.  Räköczy  dagegen,  den 
so  viele  traurige  Erinnerungen  mistrauisch  gegen  das  Haus  Oesterreich 

'  Fiedler,  Actenstücke  zur  Gesch.  Franz  Räköczy's,  I,  290.  —    ^  Ebenda, 
I,  43.  —    3  Ebenda,  I,  291.  —    *  Ebenda,  I,  45. 
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machten,  der  nur  in  der  Losreißung  von  demselben  Heil  für  Ungarn  er- 
blickte und  von  dem  Verlangen  nach  dem  Throne  Siebenbürgens  ge- 
blendet wurde,  ließ  sich  täuschen,  und  arbeitete  im  Vertrauen  zu  Ludwig 
darauf  hin,  daß  die  Unterhandlungen  in  Tyrnau  und  Neuhäusel  zu 
keinem  Frieden  führten.  In  dem  Schreiben  an  Ludwig  vom  10.  August 
gibt  er  die  Ursachen  an,  warum  dieselben  abgebrochen  wurden  und  die 
Ungarn  wieder  die  Waffen  ergriffen.  „Doch  vor  allem  andern",  fährt 
er  sodann  fort,  „hat  uns  dazu  die  Hoffnung  bewogen,  daß  Ew.  Majestät 
aus  angeborener  Großmuth  uns  künftig  noch  wirksamer  als  bisher 
unterstützen  werden,  und  zwar  durch  den  Abschluß  eines  Bündnisses 
mit  uns,  durch  Verbürgung  unserer  Einschließung  in  den  allgemeinen 
Frieden,  und  durch  Verwendung  bei  der  Pforte,  daß  diese  unsere  Sache 
fördere.  Außerdem  setzen  wir  unsere  Hoffnung  auf  den  Sieg  der  fran- 
zösischen Heere  in  Italien,  indem  wir  nicht  zweifeln,  daß  dieselben  über 
die  Adria  bis  nach  Ungarn  vordringen  werden.  Auch  glaube  ich,  die 
Erinnerung  an  meine  Vorfahren,  die  treuen  Bundesgenossen  Ihrer 
Krone,  werde  Ew.  Majestät  geneigt  machen,  sich  der  Sache  des  Enkels 
derselben  im  Sinne  des  Vertrags  anzunehmen,  welchen  Croissy,  der  Be- 
vollmächtigte des  glorreichen  Ludwig  XHL,  mit  ihnen  geschlossen  hat, 
und  in  welchen  auch  deren  Nachkommen  aufgenommen  wurden."  '  Da- 
mals war  es  schon  höchst  zweifelhaft,  ob  Ludwig,  selbst  beim  besten 
Willen  auch  nur  einen  dieser  Wünsche  zu  erfüllen  im  Stande  sein  werde. 
Das  Heer  von  75000  Mann,  mit  welchem  Marschall  Villeroi  nach 
Holland  vordringen,  und  durch  die  Besitznahme  von  dem  reichen  Lande 
Mittel  zur  Fortsetzung  des  Kriegs  verschaffen  sollte,  wurde  von  Marl- 
borough  beim  Dorfe  Ramillies  am  23.  Mai  gänzlich  geschlagen.  Die 
Franzosen  verloren  bei  20000  Todte,  Verwundete  und  Gefangene;  ihr 
ganzes  Gepäck,  80  Kanonen,  die  Kriegskasse  u.  s.  w.  fielen  in  der  Sieger 
Hände.  Zwei  Monate  vergingen,  bis  das  zerstreute  Heer  wieder  gesam- 
melt werden  konnte,  und  Marlborough  durchzog  unterdessen  Brabant, 
Flandern  und  einen  Theil  von  Ilennegau,  nahm  dort  eine  Stadt  nach 
der  andern  und  zwang  sie,  Karl  III.  zu  huldigen.  In  Italien  hatte  Ven- 
dorae,  solange  er  befehligte,  den  Sieg  an  die  französischen  Fahnen  ge- 
fesselt, dem  Herzog  von  Savoyen  sein  ganzes  Land  bis  auf  die  Haupt- 
stadt Turin  entrissen,  auch  die  kaiserliche  Armee,  während  Prinz  Eugen 
in  Wien  weilte,  bei  Calcinato  empfindlich  geschlagen  und  über  die  Elsch 
zurückgeworfen.  Um  so  weniger  konnte  Eugen  nach  seiner  Rückkehr 
auf  den  Kriegsschauplatz  sich  mit  dem  ihm  an  Talent  ebenbürtigen,  an 
Str(;itkräften  weit  überlegenen  Vendome  messen;  er  mußte  ein  be- 
festigtes Lager  bei  Verona  beziehen  und  unthätig  zusehen,  wie  38000 
Franzosen  unter  Feuillade  seit  5.  Mai  Turin  belagerten.  Als  aber 
Konig  Ludwig  Vendume  nach  den  Niederlanden  berief,  damit  der  Feld- 
herr gut  mache,  was  der  Günstling  der  Maintenon  dort  verdorben  hatte, 
und  statt  S(;iner  dun  Herzog  von  Orleans  und  Marsin  nach  Italien 
schickte!,  da  biach  Engeji  mit  nur  24000  Mann  gegen  das  nun  vereinigte 
imd  80000  Mann   starke  französische  Heer  vor  Turin    auf,   durcheilte 

'  FiedliT,    A.  tcnstüt^kc  zur  Gosdiichtc  Franz  Räkoczy's,  II,  488. 
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(ine  Strecke  von  fast  50  Meilen,  vereinigte  sich  bei  Asti  mit  dem  Her- 
zog von  Savoyen,  der  ihm  13000  Mann  zuführte,  stand  plötzlich  zum 
Staunen  der  Franzosen  vor  Turin  und  stürmte  am  7.  September  ihre 
Linien,  während  Daun,  der  in  der  belagerten  Stadt  commandirte,  ausfiel. 
Nach  einem  Kampfe  von  zwei  Stunden  waren  die  Linien  durchbrochen, 
lagen  5000  todte  und  noch  mehr  verwundete  Franzosen  auf  dem  Platze, 
Höh  das  große  Heer  in  völliger  Auflösung  über  Pignerol  Frankreich  zu, 
und  ließ  7000  Gefangene,  200  Geschütze,  80000  Centner  Pulver  nebst 
Kugeln  und  Ungeheuern  Vorräthen  aller  Art  und  die  Pferde  von  zwölf 
Dragonerregimentern  zurück.  Italien  war  von  den  Franzosen  fast  ganz 
geräumt.  In  Spanien  drang  ein  aus  30000  Portugiesen  unter  dem  Mar- 
quis Las  Minas  und  12000  Engländern  unter  dem  Grafen  Galloway 
bestehendes  Heer  gegen  Madrid  vor,  schlug  den  Marschall  Berwick  bei 
Alcantara,  zog  in  Madrid  ein  und  rief  Karl  III.  zum  König  aus.  Spanien 
schien  für  Philipp  V.  verloren.  Frankreich  war  durch  die  gewaltigen 
Anstrengungen  für  den  verlustvollen  Krieg  so  erschöpft,  König  Ludwig 
durch  die  harten  Schläge,  die  ihn  nacheinander  trafen,  so  gebeugt,  daß 
er  den  Frieden,  den  er  schon  im  vorigen  Jahre  in  Vorschlag  gebracht 
hatte,  nun  seinen  verbündeten  Gegnern  förmlich  anbot,  und  deshalb 
besonders  mit  Holland  Unterhandlungen  anknüpfte.  Die  verbündeten 
Mächte  forderten  aber,  daß  Philipp  die  ganze  spanische  Monarchie 
herausgebe,  und  Frankreich  sich  in  die  Grenzen  zurückziehe,  die  es  im 
Westfälischen  Frieden  erhalten  hatte.  Auf  das  konnte  Ludwig  nicht 
eingehen  und  brach  die  Unterhandlungen  ab. 

So  heimlich  dieselben  auch  geführt  worden  waren,  entgingen  sie 
doch  der  Aufmerksamkeit  Kökenyesdy's  nicht,  und  die  Kunde  davon 
mußte  auch  bald  nach  Ungarn  gedrungen  sein,  wenn  der  aus  Kaschau 
vom  19.  October  datirte  Brief,  M'elchen  er  in  Mons  dem  Kurfürsten  und 
RouUier,  dem  französischen  Gesandten  bei  den  Staaten  der  Niederlande 
mittheilte,  wirklich  von  lläköczy  und  nicht  von  ihm  selbst  an  sich 
geschrieben  war.  In  diesem  Briefe  wurde  ihm  aufgetragen,  zu  erfor- 
schen, ob  das  Gerücht,  daß  der  König  von  Frankreich  mit  den  Nieder- 
landen über  den  Frieden  unterhandle,  gegründet  sei.  Der  Kurfürst 
u,estand,  daß  Ludwig  mit  einigen  Staaten  in  Unterhandlung  stehe,  deren 
Erfolg  jedoch  noch  ungewiß  sei.  Roullier  behauptete,  seinem  Könige 
sei  es  nicht  in  den  Sinn  gekommen,  Frieden  zu  schließen,  und  schickte 
den  Brief  an  seinen  Hof.  Hierauf  schrieb  ihm  Ludwig  am  25.  No- 
vember: „Nach  siebenjährigem  Kampfe  ist  es  Zeit,  an  Beendigung  des- 
selben um  so  mehr  zu  denken,  da  ich  den  Krieg  von  meiner  Seite  aus 
Friedensliebe  führte.  Indem  ich  fortwährend  trachte,  den  misvergnügten 
Ungarn  ungestörten  Frieden,  ihre  alte  Freiheit  und  ihre  Vorrechte  wie- 
der zu  verschaffen,  befahl  ich  dem  Marquis  Desalleurs,  den  Fürsten 
Räköczy  in  Kenntniß  zu  setzen,  daß  ich  meinen  Feinden  Frieden  ange- 
lioten  habe.  Aber  aus  Ihrem  Schreiben  vom  16.  des  laufenden  Monats 
irsehc  ich,  daß  diese  die  Unterhandlung  ablehnen.  Ich  glaube  meine 
aufrichtige  Liebe  zum  Frieden  hinlänglich  bewiesen  zu  haben.  Als 
Frucht  meines  Verfahrens  erwarte  ich,  ganz  Europa  werde  zur  Einsicht 
gelangen,    daß  nicht   ich,    sondern  meine  Gegner  an  der  Fortdauer  des 
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Krieges  schuld  sind,  dessen  Lasten  die  Völker  von  Tag  zu  Tag  schmerz 
lieber  empfinden.  Tbeilen  Sie  dies  dem  Baron  Vetes  mit  (de  Vetes  war 
das  Prädicat  Kokenyesdy's),  damit  er  seine  Landsleute  und  den  Fürsten 
Räköczy  von  meiner  Aufrichtigkeit  gegen  sie  versichern  könne."  ^ 
Demzufolge  schrieb  Räköczy  dem  König  am  18.  December:  „Das  ver- 
breitete Gerücht,  daß  Ew.  Majestät  Frieden  zu  schließen  beabsichtigen, 
hat  das  Volk  Ungarns  erschreckt;  aber  gemäß  der  durch  Herrn  von 
Desalieurs  mitgetheilten  gnädigen  Versicherung  zweifle  ich  nicht,  Ew. 
Majestät  werde  bewirken,  daß  meine  Gesandten,  als  Gesandte  des 
Siebenbürger  Fürsten,  die  man  zugleich  mit  den  Angelegenheiten 
Ungarns  betrauen  könnte,  am  allgemeinen  Friedenscongresse  theil- 
nehmen  werden."^ 

Jetzt,  wo  Ludwig  XIV.  im  Frieden  Rettung  von  noch  schwerern 
Verlusten  suchte,  und  seine  Macht  so  tief  gesunken  war,  daß  seine  Geg- 
ner ihm  die  Bedingungen  desselben  vorschreiben  durften;  wo  er  mithin 
auch  die  Zulassung  siebenbürger  Gesandten  zum  Congresse  und  noch 
weniger  ihre  Einflußnahme  auf  dessen  Beschlüsse  durchzusetzen  ver- 
mochte, that  Räköczy  in  unbegreiflicher  Verblendung  trotz  des  eigenen 
Misgeschicks  im  Kriege  und  der  Warnungen  seines  Geschäftsträgers 
den  Schritt,  der  nur  nach  gänzlicher  Niederwerfung  des  Hauses  Oester- 
reich  zum  Ziele  führen  konnte,  im  entgegengesetzten  Falle  aber  ihn  und 
Ungarn  der  Willkür  des  Kaisers  preisgeben  mußte.  Er  kündigte  dem 
in  Rosenau  versammelten  Staatsrathe  zuerst  an,  daß  er  im  Frühling 
nach  Siebenbürgen  gehen  werde,  um  den  Fürstenstuhl  in  hergebrachter 
feierlicher  Weise  einzunehmen.  Sodann  legte  er  demselben  die  Frage 
vor,  ob  es  nicht  gerathen  sei,  daß  Ungarn  sich  vom  Hause  Oesterreich 
lossage  und  den  Thron  für  erledigt  erkläre,  denn  das  sei  die  Bedingung, 
unter  welcher  der  König  von  Frankreich  mit  ihm  und  den  verbündeten 
Ständen  ins  Bündniß  treten  wolle  und  beim  Friedenscongresse  ihre 
■  Sache  verfechten  könne.  Nach  Räköczy 's  Berichte  hielt  der  Staatsrath 
die  Unabhängigkeitserklärung  einstimmig  für  nöthig,  indem  die  Erfolg- 
losigkeit der  Verhandlungen  in  Tyrnau  jedermann  überzeugte,  daß  wir 
auf  einen  Frieden,  durch  den  die  Rechte  und  Freiheiten  Ungarns  wieder- 
hergestellt und  verbürgt  würden,  nicht  rechnen  dürfen ;  daß  die  vermit- 
telnden Mächte,  wiewol  sie  die  Gerechtigkeit  unserer  Sache  anerkennen, 
sich  uns  zulieb  mit  dem  Kaiser  nicht  überwerfen  werden;  daß  wir  daher 
das  thun  müssen,  wovon  Frankreich  den  Abschluß  eines  Bündnisses  mit 
uns  abhängig  macht.  Ich  gab  zwar,  fährt  Räköczy  fort,  dem  Staats- 
rathe zu  bedenken,  in  welche  Gefahren  die  Unabhängigkeitserklärung 
Ungarn  stürzen,  daß  sie  ihm  bei  einer  unglücklichen  Gestaltung  der 
Dinge  das  Schicksal  Böhmens  zuziehen  könne;  aber  es  war  leicht  einzu- 
sehen, daß  ein  gemäßigteres  Verfahren,  wenn  wir  unterliegen  sollten, 
uns  m'chts  nützen,  dagegen  uns  jedenfalls  des  Bündnisses  mit  Frankreich 
v.-rlustig  machen  würde.  Es  kam  daher  zu  dem  Beschlüsse,  die  Stände, 
deren  Zustinmiuiig  zur  Unabhängigkeitserklärung  erforderlich  war,  im 
Frühling  nach  Önod  zu  berufen. 

'  Fiedler,  a.  a.  O.,  I,  47—49.  —    ^  Derselbe,  II,  474. 
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Die  Brücke  zum  Frieden  sollte  abgebrochen,  der  Krieg  auf  Leben 
und  Tod  fortgesetzt  werden ;  nothwendigerweise  mußte  man  auf  die 
Ergänzung,  Organisation  und  den  Unterhalt  der  Armee  Bedacht  nehmen. 
Schon  der  vorletzte  in  Miskolcz  tagende  Staatsrath  hatte  das  Land  in 
fiinf  Kapitänate  (Militärbezirke)  eingetheilt,  deren  jedem  ein  General 
als  Oberkapitän  vorstand;  diesem  wurde  nun  ein  Unterkapitän  und  ein 
Commissar  an  die  Seite  gesetzt,  und  dem  letztern  die  Sorge  für  den 
Sold,  die  Lebensmittel  und  die  Bekleidung  der  Soldaten  aufgetragen. 
Das  Kupfergeld  war  mit  dessen  fortschreitender  Vermehrung  so  sehr  im 
Werthe  gesunken,  daß  an  fernere  Prägung  desselben  nicht  gedacht  wer- 
den durfte,  auch  konnten  jene  Heeresbedürfnisse,  die  man  aus  andern 
Ländern  beziehen  mußte,  dafür  nicht  gekauft  werden,  und  die  Ausbeute 
an  Gold  und  Silber,  die  der  Bergbau  lieferte,  reichte  kaum  zum  Lohne 
der  Grubenarbeiter  aus;  man  war  daher  genöthigt,  zur  Besteuerung  des 
Volks  zu  schreiten.  Weil  sich  aber  voraussehen  ließ,  daß  eine  in  Geld 
erhobene  Steuer  nur  Kupfermünzen,  mit  denen  das  Land  überschwemmt 
war,  einbringen  werde,  schlug  Bei'csenyi  vor,  eine  Steuer  in  Naturalien 
und  Vieh  auszuschreiben,  welche  in  Schlesien  und  Mähren  in  gutem 
Gelde  verwerthet  werden  sollte.  Der  Vorschlag  wurde  angenommen 
und  den  östlichen  Gespanschaften  (auf  die  westlichen,  die  bald  Raköczy, 
bald  dem  König  gehorchten,  konnte  man  nicht  rechnen),  eine  solche 
Steuer,  die  beiläufig  zwei  Millionen  Gulden  eintragen  sollte,  auferlegt, 
und  mit  der  Verwerthung  derselben  der  Kammergraf,  Baron  Hellenbach, 
betraut.  ^  Diesen  Handel,  der  für  die  genannten  Provinzen  sehr  gewinn- 
voll war,  hinderte  die  kaiserliche  Regierung  nicht.  Wahrscheinlich  vom 
Staatsrathe  veranlaßt  oder  doch  mit  dessen  Zustimmung  i-ichtete  Ra- 
köczy am  20.  December  an  Königin  Anna  von  Britannien  ein  Schreiben, 
in  welchem  er  die  Sache  Ungarns  ihrem  fernem  Schutze  empfiehlt,  sie 
bittet,  wenn  trotz  seiner  den  Frieden  bezweckenden  Bestrebungen  der 
ungarische  Krieg  bis  zu  den  Friedensverhandlungen  mit  Frankreich 
dauern  sollte,  bei  denselben  sich  für  ihn  und  seine  Nation  zu  verwenden, 
und  ihren  Gesandten  aufzutragen,  daß  sie  ihn  und  diese  gegen  Hab- 
sucht und  Mishandlung  von  selten  des  wiener  Ministeriums  in  Schutz 
nehmen.^ 

Hierauf  vertagte  er  den  Staatsrath  wegen  des  bevorstehenden 
Weibnachtsfestes,  das  er  in  Kaschau  feierte.  Damals  trieb  er  die  Je- 
suiten aus  der  Stadt,  die  sich  vergeblich  darauf  beriefen,  daß  sie,  dem 
Beschlüsse  des  szecsenyer  Convents  gehorchend,  sich  von  der  öster- 
reichischen Provinz  ihres  Ordens  losgesagt  und  einen  eigenen  Vorstand 
gewählt  haben ;  er  glaubte  ihren  Worten  nicht.  ^ 

Bercsenyi  begab  sich  zurück  in  seinen  Militärbezirk  an  die  Waag. 
Dort  suchte  ihn  Lord  Sunderland  auf,  der  den  Auftrag  hatte,  zu 
erforschen,  warum  die  letzten  Friedensunterhandlungen  abgebrochen 
wurden,   und,  wie  man  annehmen  darf,  die  conföderirten  Ungarn  zur 

*  Hist.  des  revol.,  V,  .'j"27  ff^.  —  -  Protocolluni  Priiicipis  Fr.  Raköczy, 
Maniiscript  im  pcster  Nationalmiiseum,  Fol.  V,  unter  der  Aufschrift  ,,GalIica". 
—    ^  Kazy,  Hist.  universitalis  Tyruav.,   S.  174. 
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Wiederaufnahme    derselben    bewegen    sollte,    indem    man  vermuthete, 
daß  das  Unglück  der   französischen  Waffen   sie  nachgiebiger  gemacht 
habe.  1 
1707  Am  18.  Januar  1707  versammelte  sich  der  Staatsrath  abermals  in 

Rosenau,  und  am  22.  Januar  erließ  der  Fürst  gemeinschaftlich  mit  dem- 
selben das  Ausschreiben,  welches  den  Generalconvent  nach  Onod  auf 
den  1 .  Mai  berief,  „damit  den  verbündeten  Ständen  der  Bericht  über  den 
Verlauf  und  Ausgang  der  Friedensunterhandlungen  unterbreitet  und 
über  den  Fortbestand  des  Bundes  berathen  werde".  ^  Am  3.  Februar 
erging  an  die  kroatischen  und  slawonischen  Stände  die  Aufforderung, 
sich  noch  vor  dem  onoder  Convente  mit  den  ungarischen  Ständen  zu 
verbünden,  damit  sie,  wenn  das  Reich  ohne  sie  siegte,  nicht  vom  Genüsse 
der  Früchte  des  Sieges  ausgeschlossen  blieben.  ^ 

Der  Palatin  Fürst  Eszterhazy,  die  andern  Reichswürdenträger  und 
mehrere  Magnaten  von  der  königlichen  Partei,  die  vom  onoder  Con- 
vente die  Verlängerung  des  dem  Vaterlande  und  ihnen  selbst  verderb- 
lichen Kriegs  mit  verstärkter  Heftigkeit  befürchteten,  kamen  beim 
König  um  die  Erlaubniß  ein,  sich  in  Wien  versammeln,  über  die  Maß- 
regeln, welche  zum  Frieden  führten,  berathen,  und  ihm  ihre  Vorschläge 
unterbreiten  zu  dürfen,  Joseph  willfahrte  ihrer  Bitte,  und  sie  über- 
reichten ihm  zu  Ende  März  folgende  Vorschläge:  Da  die  häufigen  Ver- 
letzungen früherer  Friedensschlüsse  und  Krönungsdiplome,  und  die 
Nichtbeobachtung  dessen,  was  die  Könige  eidlich  gelobten,  dem  Volke 
so  tiefes  Mistrauen  eingeflößt  haben,  daß  es  einem  abermaligen  Friedens- 
vertrage nur  dann  Kraft  und  Bestand  beimessen  zu  können  glaubt,  wenn 
derselbe  von  auswärtigen  Mächten  garantirt  würde,  so  möge  eine  solche 
Garantie  des  abzuschließenden  Friedens,  die  das  königliche  Ansehen 
keineswegs  erniedrigt,  auch  schon  stattgefunden  hat,  zugestanden  wer- 
den. —  Siebenbürgen  ist  zwar  untrennbar  an  die  Krone  gebunden,  aber 
daraus  folgt  noch  nicht,  daß  es  unmittelbar  vom  König  regiert  werden 
müsse.  Ueberdies  hat  die  Urkunde,  durch  die  Kaiser  Leopold  ohne 
Zuziehung  des  Staatsraths,  daher  mit  Kränkung  der  Kronrechte,  die 
Verfassung  des  Landes  ordnete,  den  Siebenbürgern  die  freie  Wahl  des 
Fürsten  bestätigt.  Es  werde  ihnen  also  das  Recht  eingeräumt,  sich  einen 
Fürsten  zu  wählen,  der  dem  König  den  Treueid  leiste  und  das  Land 
regiere.  Die  mit  Siebenbürgen  verbundenen  Theile  sollen  jedoch  mit 
Ungarn  wieder  vereinigt  werden.  —  Sobald  der  Friede  geschlossen  ist, 
sollen  die  fremden  Truppen  Ungarn  bis  auf  die  Grenzfestungen  ver- 
lassen, in  denen  solche  zwar  bleiben  mögen,  aber  eine  gleiche  Zahl  ein- 
heimische neben  sich  haben  und  unter  dem  Befehle  eines  Ungarn  stehen 
sollen.  —  Die  letzten  in  Preßburg  und  Oedenburg  gehaltenen  Reichs- 
lage haben  den  Evangelischen  hinlängliche  Freiheit  verschafft;  sollten 
die  Gesetze  dieser  Reichstage  nicht  vollzogen  worden  sein,  so  sind  sie 
jetzt  in  Vollzug  zu  setzen;  was  die  Evangelischen  außerdem  noch  ver- 
langen, werde  am  nächsten  Reichstage  verhandelt.  —  Schließlich  baten 

>  Hist.  des  rcvol.,  V,  334.  —    «  Katona,  XXXVII,  340.  —   ^  Unter  den 
Ilandöchriften  des  Nationahnuseums,  IV,  6. 
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sie  den  König,  über  ihre  auf  Gesetze  und  Staatsverträge  gegründeten 
Vorschläge  baldigst  gnädigen  Beschluß  zu  fassen  und  denselben  den 
Häuptern  der  verbündeten  Stände  noch  vor  dem  onoder  Convente  durch 
seine  Abgeordneten  bekannt  zu  machen,  damit  sie  zu  neuen  Unterhand- 
lungen bewogen  und  von  geßihrlichen  Unternehmungen,  welche  ihnen 
die  Verzweiflung  eingeben  könnte,  abgehalten  würden.  ^ 

Joseph  hatte  zwar  mehrmals  erklärt,  daß  er  die  gesetzwidrigen 
Rechtsbeschränkungen  aufljeben  und  die  freie  Verfassung  Ungarns  mit 
neuen  Bürgschaften  umgeben  wolle,  hat  auch  später  durch  die  That  be- 
wiesen, daß  das  sein  wirklicher  Vorsatz  war;  aber  die  Garantie  des 
Friedensvertrags  durch  fremde  Mächte  schien  ihm  eine  so  tiefe  Erniedri- 
gung des  königlichen  Ansehens,  daß  er  sie  ablehnen  zu  müssen  glaubte. 
Noch  weniger  konnte  er  die  Sonderstellung  Siebenbürgens  unter  einem 
wenngleich  dem  König  lehnspflichtigen  Fürsten  zugeben,  denn  durch  die 
Fürsten  war  die  Herrschaft  seines  Hauses  über  Ungarn  schon  einigemal 
sehr  gefährdet  worden.  Er  beachtete  daher  jene  Vorschläge  nicht.  In 
einem  Manifeste  vom  12.  April  zählte  er  die  Schritte  auf,  die  er  zum 
Frieden  gethan,  beschuldigte  die  Häupter  der  Misvergnügten,  daß  sie 
den  Aufstand  aus  Herrschsucht  und  Eigennutz  schüren,  das  Gold  und 
Silber,  öffentliche  Bedürfnisse  vorwendeud,  zusammenraffen  und  ins 
Ausland  schicken.  „Da  sich  voraussehen  läßt",  fährt  er  sodann  fort, 
„daß  auch  die  von  ihnen  ausgeschriebene  Versammlung  sich  gegen  den 
König  verschwören  und  das  Volk,  welches  schon  unendlich  viel  gelitten 
hat,  in  noch  größere  Uebel  verwickeln  würde,  verbieten  wir  jedermann, 
bei  der  Versammlung  zu  erscheinen,  erklären  die  dort  gefaßten  Be- 
schlüsse im  voraus  für  nichtig,  und  ermahnen  unsere  Getreuen  zur  Be- 
ständigkeit, die  Aufständischen  zur  Umkehr,  solange  der  ^^  eg  der 
Gnade  nocli  offen  steht ;  die  Hartnäckigen  aber  werden  wir  mit  den 
Waffen  bekämpfen  und  über  sie  die  auf  Hochverratli  gesetzte  Strafe 
verhängen."  2 

Räköczy  brachte  den  noch  rückständigen  Theil  des  Winters  in 
Munkäcs  mit  dem  Empfange  polnischer  Herren,  wovon  später  die  Rede 
sein  wird,  und  mit  Rüstungen  zu  seinem  Zuge  nach  Siebenbürgen  zu. 
Dort  hatte  Rabutin,  als  er  nach  Ungarn  marschirte,  nur  wenige  Trup- 
pen in  den  Festungen  unter  Glöckelsberg's  Befehl  zurückgelassen.  Um 
so  leichter  konnte  Fekry  das  Land  und  die  offenen  Städte  dem  Fürsten 
gewinnen,  Görgeny  und  Bethlen  nehmen.  Nur  Hermannstadt,  Klausen- 
burg. Deva,  Kronstadt  und  Fogaras  blieben  noch  den  Kaiserlichen.  Dort- 
hin, besonders  nach  Hermannstadt,  flüchteten  jene  vom  höhern  Adel,  die 
es  mit  ihnen  hielten.  Pekry  zog  ihre  Güter  ein  und  übte  aueli  sonst  so  viel 
Kaub  und  Erpressung,  daß  das  Vertrauen  und  die  Zuneigung  zu  Räköczy 
vermindert  wurde.  Er  belagerte  Hermannstadt,  als  General  Tige,  den 
Rabutin,  wie  erwähnt  worden,  von  Szolnok  mit  üOOO  Mann  nach  Sieben- 
bürgen geschickt  hatte,  die  hunyader  Gebirge  überstieg,  bei  Broos  Daniel 

'  Datum  Viennae,  circa  finem  martii  1707;  unter  den  Acten  des  Reichs- 
tags von  1708  im  Nationalmuseum.  —  ^  M.  Horvath,  Magyarorszäg  törtenelme, 
IV,  4öl  ;   aus  einer  irleichzeitigen  Handschrift. 
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Jözsika  überrumpelte  und  unerwartet  zum  Entsätze  der  belagerten 
Stadt  heranmarschirte.  Hierdurch  genöthigt,  die  Belagerung  aufzu- 
heben, wandte  er  sich  gegen  Klausenburg,  das  er  mit  Hülfe  der 
ungarisch  gesinnten  Bürgerschaft  leichter  in  seine  Gewalt  zu  bekommen 
hoffte.  Doch  auch  von  hier  vertrieb  ihn  das  falsche  Gerücht,  daß  Ra- 
butin  selbst  an  der  Grenze  Siebenbürgens  stehe.  Und  nun  kam  Tige 
licrbei,  brandschatzte  die  Stadt,  sprengte  ihre  Mauern  und  kehrte  dann 
nach  Hermannstadt  zurück,  wurde  aber  bei  Kocsard  des  Nachts  von 
Pekry  überfallen,  und  konnte  nur  nach  bedeutendem  Verluste  an  Mann- 
schaft und  Gepäck  seinen  Marsch  fortsetzen.  Er  und  Glöckelsberg 
wagten  es  fortan  nicht,  im  Felde  aufzutreten.  ^ 

Räküczy,  dem  Siebenbürgen  bis  auf  die  genannten  Städte  angehörte, 
schrieb  den  Huldigungslandtag  nach  Maros-Väsärhely,  der  Hauptstadt 
des  Szeklerlandes,  auf  den  28.  März  aus.  Am  1.  April  traf  er  mit  den 
vom  szecsenyer  Convent  zu  seiner  Thronbesteigung  entsendeten  Ungarn 
und  von  seinen  Haustruppen  begleitet  im  benachbarten  Banda  ein,  von 
wo  er  mit  den  Ständen  unterhandelte.  Auch  auf  ihm  lastete  nämlich  der 
Verdacht  des  Strebens  nach  willkürlicher  Herrschaft  und  Erblichkeit 
des  Fürstenthums,  den  die  Siebenbürger  nicht  ohne  Grund  gegen  seine 
Vorfahren  gehegt  hatten.  Die  Stände  legten  ihm  daher  dieselbe  Capitu- 
lation  vor,  welche  Apaffy  beschworen  hatte.  Er  glaubte,  das  Ansehen 
des  Fürsten  werde  durch  sie  allzu  tief  herabgesetzt,  und  wollte,  daß  der 
Landtag  sich  mit  der  von  seinem  Ahn,  Georg  Räkoczy  1.,  ausgestellten 
oder  doch  einer  derselben  ähnlichen  begnüge.  Selbst  Katholik,  wünschte 
er  ferner,  unter  religiösem,  in  seiner  Kirche  gebräuchlichen  Ceremonien, 
die  ein  Bischof  hätte  verrichten  sollen  und  mit  königlichem  Pompe  den 
Fürsteustuhl  zu  besteigen,  was  früher  nie  geschehen  war.  Seine  Wünsche 
wurden  insoweit  erfüllt,  daß  die  Stände  am  5.  April  Michael  Apaffy  den 
Jüngern  der  fürstlichen  Würde,  deren  er  sich  durch  seine  Entsagung 
.  und  den  Aufenthalt  im  Auslande  unwürdig  gemacht,  entsetzten  und  das 
Haus  Oesterreich  der  Herrschaft  über  Siebenbürgen  verlustig  erklärten, 
ihm  die  Capitulation  Georg  Räköczy's  I.  und  das  bei  der  Krönung  der 
ungarischen  Könige  übliche  Gepränge  bewilligten;  aber  die  kirchlichen 
Ceremonien  und  deren  Abhaltung  durch  einen  katholischen  Bischof  zu- 
zugeben, ließen  sie  sich  nicht  bewegen.  Hierauf  begab  sich  der  Fürst  zu 
Pferd,  von  einem  zahlreichen  Gefolge  umgeben,  in  das  vor  der  Stadt 
aufgeschlagene  Zelt,  in  welchem  seine  Thronbesteigung  vor  sich  gehen 
sollte,  wurde  dort  von  Pekry  bewillkommnet  und  ersucht,,  die  festge- 
stclhe  Handfeste  vorlesen  zu  lassen  und  zu  beschwören.  Nachdem  die- 
scll)c  vorgelesen  worden,  trat  Räköczy  vor  den  Altar,  schwor,  sie  zu 
halten,  und  ließ  sich  dann  auf  dem  Throne  nieder.  Der  Protonotar 
redete  weitschweifig  darüber,  daß  die  guten  Fürsten  von  Gott  zur  Be- 
glückung der  Völker,  die  bösen  zur  Züchtigung  derselben  eingesetzt 
werden,   daß   aber  Räkoczy   zu  den  erstem  gehöre,   worauf  dieser  die 

'  Cserci,  S.  305  ig.  Deutsche  Fundgruben  zur  Geschichte  Siebenbürgens, 
neue  FoIro,  S.  :j71.  Koloman  Thaly,  Törtenelmi  Kaläszok  (geschichtliche  Aeh- 
ren),  Pest  1862,  S.  223.     Wagner,  a.  a.  0.,  S.  205. 
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Stände  von  seiner  väterlichen  Gesinnung  ^egen  das  Volk  versicherte, 
dann  zu  Pferd  stieg  und  unter  den  Freudenrufen  des  Volks  seinen  Ein- 
zug in  Maros-Väsärhely  hielt.  ^ 

Räköczy  eröffnete  den  Landtag  mit  einer  Rede,  in  welcher  er  als 
die  wichtigsten  Gegenstände  der  Berathungen  die  Organisation  der 
Landesverwaltung  und  Gerichte,  die  Beschaffung  der  im  Frieden  und 
noch  mehr  im  Kriege  erforderlichen  Geldmittel  und  die  Aufstellung 
eines  starken  Heeres  hervorhob,  aber  zugleich  sein  Ausfallen  über  die 
bisher  bewiesene  Lauheit  im  Kampfe  für  die  Freiheit  aussprach.  "^ 
Staatsräthe  und  Richter  wurden  ernannt,  die  Landeseinkünfte,  die  zum 
Theil  aus  den  Steuern  flössen,  und  die  Einkünfte  des  Fürsten  von- 
einander geschieden  und  unter  gesonderte  Verwaltung  gestellt.  Auch 
schlössen  die  Stände  mit  den  anwesenden  Vertretern  Ungarns  Bündniß, 
und  ernannten  ihrerseits  Michael  Mikes,  Simon  Kemeny,  Franz  Läzär 
und  Martin  Kolozsväry  zu  Abgeordneten,  die  Siebenbürgen  am  önoder 
Convent  vertreten  sollten.  Aber  trotz  der  ernsten  Mahnung,  eifrig  und 
opferwillig  für  die  Hebung  der  Kriegsmacht  zu  sorgen,  brachten  sie  das 
Gesetz,  daß  es  den  Edelleuten  freistehe,  Unterthanen,  die  ohne  ihre  Er- 
laubniß  ins  Heer  getreten  sind,  von  demselben  nach  Hause  zu  rufen,  denn 
es  könne  ein  Fürst  kommen ,  der  sich  mit  Hülfe  ihrer  eigenen  Unter- 
thanen zu  ihrem  Tyrannen  aufwerfen  würde.  Vergeblich  sträubte  sich 
Räköczy  gegen  das  seinem  Heere  verderbliche  Gesetz,  er  mußte  es  bestä- 
tigen, wenn  er  nicht  Argwohn  erregen  wollte,  und  der  Adel  machte  von 
demselben  bald  einen  solchen  Gebrauch,  der  den  Verfall  seiner  sieben- 
bürger  Armee  herbeiführte.  Selbst  die  Szekler,  die  zum  Kriegsdienste 
verpflichtet  waren,  wurden  von  demselben  durch  ihre  Vorgesetzten 
befreit,  wenn  sie  einwilligten,  deren  Felder  zu  bebauen.  Michael  Te- 
leki  und  Michael  Henter  wurden  entsendet,  um  der  Pforte  zu  melden, 
daß  Siebenbürgen  sich  vom  Hause  Oesterreich  losgesagt  und  Räköczy 
den  Fürstenstuhl  bestiegen  habe;  aber  die  Türken,  die  alles  vermieden, 
was  ein  Zerwürfniß  mit  dem  Kaiser  hätte  herbeiführen  können,  schickten 
ihnen  keine  Pässe,  und  sie  mußten  nach  langem  Warten  von  Belgrad 
zurückkehren.  Ludwig  XIV.  ließ  nun  durch  seinen  Gesandten  Räköczy 
als  Fürsten  von  Siebenbürgen  begrüßen.  Die  Magnaten,  die  sich  in  die 
von  kaiserlichen  Truppen  besetzten  Städte,  besonders  nach  Hermann- 
stadt, zurückgezogen  hatten,  veröffentlichten  eine  Protestation  gegen 
alles,  was  in  Maros-Väsärhely  geschehen  war.  ^ 

Bevor  Räköczy  Siebenbürgen  verließ,  um  sich  nach  Onod  zum  Con- 
M  nt  zu  begeben,  den  er  vom  L  auf  den  16.  Mai  verlegt  hatte'*,  trug  er 
einem  jungen  Edelmanne,  Cserei,  auf,  ein  Regiment  szekler  Lanzenreiter 
zu  errichten,  welches  er  unter  sein"fe  Hoftruppen  aufnahm,  wodurch  er 
den   kriegerischen    Geist    der   Szekler   wieder    zu   beleben    hoffte.      Li 


'  Hist.  des  revol.  de  Hongrie,  V,  338.  —  ^  Unter  den  Handschriften  des 
Nationalmiisenms,  Fol.  406.  —  '  Hist.  des  revol.,  a.  a.  O.  Articuli  trium 
nationuu  regni  Transsylv.  in  comitiis  ad  diem  28  martii  1707  indictis  conditi, 
in  der  Handscbrifteosammlung   Flevenesi's.    —    *  Katona,  XXXVII,  312. 
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gleicher  Absicht  errichtete  er  auch  eine  Garde  von  100  adelichen  Jüng- 
lingen, die  zugleich  eine  Bildungsanstalt  für  Offiziere  sein  sollte.  ^ 

Der  Conveut  wurde  wegen  Ueberschwemmung  des  onoder  Feldes 
auf  das  Feld  der  benachbarten  Ortschaft  Köröm  verlegt.  Dort  war  am 
Ufer  des  Sajo  eine  Menge  von  Zelten  zur  Aufnahme  der  Stände  er- 
richtet, über  die  das  riesenhafte  für  die  öffentlichen  Sitzungen  bestimmte 
und  das  des  Fürsten  hervorragten.  Eine  Armee  von  10000  Mann 
sollte  die  Versammlung  gegen  feindlichen  Ueberfall  sichern,  aber  wahr- 
scheinlich auch  Widerspenstige  einschüchtern.  Der  Fürst  stieg  in  seinem 
nahe  gelegenen  szerencser  Schlosse  ab.  Am  16.  Mai  waren  nur  wenige 
Magnaten  und  Abgeordnete  angekommen,  allmählich  fanden  sie  sich  in 
größerer  Anzahl  ein,  und  am  24.  Mai  ritt  Räköczy  in  glänzendem  Auf- 
zuge auf  das  körömer  Feld  hinaus,  wo  er  die  Glückwünsche  der  Ver- 
sammelten zu  seiner  Besteigung  des  siebenbürger  Fürstenstuhls  empfing, 
und  sich  in  sein  Zelt  zu  geheimen  Berathungen  mit  den  Staatsräthen 
und  Generalen  zurückzog.  ^ 

Merkmale  einer  bedenklichen  Verstimmung  und  Anfänge  des  Wider- 
strebens waren  sichtbar  geworden.  Man  war  des  langen  Krieges  müde, 
der  so  viele  Opfer  an  Gut  und  Blut  forderte,  das  Land  verheerte,  die 
Gewerbe  störte,  das  Volk  den  Erpressungen  der  Soldaten  preisgab, 
dessen  Verarmung  und  sittliche  Verwilderung  mit  sich  brachte.  Von 
den  tyrnauer  Conferenzen  hatte  man  die  Wiederkehr  des  Friedens  er- 
wartet; die  Hoffnung  wurde  getäuscht,  das  Ende  des  Kriegs  in  weite 
Ferne  gerückt,  ohne  sichere  Aussicht  auf  den  Sieg  der  verbündeten 
Stände.  Diese  Stimmung  benutzte  Paul  Okolicsänyi,  den  wir  schon  als 
Unterhändler  des  Hofs  kennen,  und  sah  sich  die  Gespanschaft  Turöcz, 
aus  der  er  stammte,  zum  Werkzeug  zur  Lockerung  des  Ständebundes 
aus.  Mit  Hülfe  seiner  zahlreichen  Verwandtschaft  und  des  Vicegespans, 
Melchior  Rakovszky,  eines  übereifrigen  Katholiken  und  Freundes  der 
Jesuiten,  gelang  es  ihm,  die  Stände  der  Gespanschaft  dahin  zu  bringen, 
daß  sie  am  1.  Januar  an  sechs  benachbarte  Gespanschaften  ein  Rund- 
schreiben sendeten,  worin  sie  die  Drangsale,,  welche  aus  dem  Kriege 
entspringen,  die  Erpressungen  und  Gewaltthätigkeiten  der  Truppen  und 
ihrer  Befehlshaber  schilderten,  und  aufforderten,  am  bevorstehenden 
Convent  zu  verlangen,  daß  jenen  Drangsalen  ein  Ende  gemacht,  und 
nicht  über  den  Krieg,  den  einige  Häupter  des  Bundes  aus  Eigennutz 
und  Herrschsucht  verlängern,  sondern  über  den  Frieden  berathen  werde. 
Dem  Rundschreiben  schlössen  sie  ein  Gesuch  an  den  Fürsten  bei,  das 
sie  ihm  aber  nicht  zuschickten.  In  demselben  wird  das  Bedauern  über 
den  Abbruch  der  Friedensunterhandlungen  ausgesprochen,  die  Verwei- 
sung mehrerer  Forderungen  durch  den  König  an  den  Reichstag,  ohne 
den  er  kein  Gesetz  geben  könne,  gebilligt,  das  Bestehen  auf  der  Ga- 
rantie fremder  Mächte  widcrrathen,  Räköczy  seines  persönlichen  Vor- 
thcils  wegen  den  Abscliluß  des  Friedens  gehindert  zu  haben,  nicht 
undeutlich   beschuldigt    und   gebeten,   den   Drangsalen   des  Kriegs    ein 

'  Hist.  des  revol.,  V,  338.  —  ^  Gaspär  Beniczky's,  fürstlichen  Privat- 
secri'tärs,  Tagebuch,  ungarische  Handschrift,  nach  Szalay,  VI,  410. 


Joseph  I.    bis   zum    szatmärer  Frieden.  59 

Ende  zu  machen  und  die  Nation  bei  ihrer  Freiheit  zu  erhalten.  Die  Be- 
hörden jener  Gespanschaften  schickten  zwar  das  Rundschreiben  und 
Gesuch  nebst  scharfer  Misbilhgung  desselben  und  Betheuerung  uner- 
schütterlicher Treue  gegen  den  Bund  an  den  Fürsten,  aber  der  Anstoß 
zu  einer  gefährlichen  Bewegung,  die  unterdrückt  werden  mußte,  war 
gegeben,  und  Räkoczy  fühlte  sich  durch  die  Beschuldigung  der  Bundes- 
häupter so  gekränkt,  daß  er  Genugthuung  fordern  zu  müssen  glaubte. 
In  den  geheimen  Berathungen  wurde  also  beschlossen,  die  Abgeordneten 
von  Turocz  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  Paul  Okolicsänyi  verhaften 
und  vor  Gericht  stellen  zu  lassen. 

Am  30.  Mai  waren  endlich  die  Abgeordneten  sämmtlicher  Gespan- 
schaften, die  neutraer,  trencsiner  und  turöczer  ausgenommen,  versam- 
melt, und  am  folgenden  Tage  ging  die  Eröffnung  des  Generalconvents 
vor  sich.  Nachdem  der  greise  Telekesy,  erlauer  Bischof,  das  Hochamt 
gehalten  hatte,  verlas  zuerst  der  Secretär  des  Staatsraths,  Stephan 
Krucsay,  das  Namensverzeichniß  der  einberufenen  Magnaten  und  Ab- 
geordneten, und  dann  eröffnete  der  Fürst  den  Convent.  Telekesy 
dankte  ihm  im  Namen  der  Stände  für  sein  unermüdetes  Wirken  zum 
Wohle  des  Vaterlandes,  worauf  er  erwiderte,  daß  er  nie  aufhören  werde, 
das  Vaterland  und  das  Volk  zu  lieben,  für  dessen  Glück  und  Freiheit 
Sorge  zu  tragen,  aber  auch  seinen  Schmerz  über  die  Gleichgültigkeit 
derer  aussprechen  müsse,  die  gar  nicht  oder  später,  als  sie  hätten  sollen, 
erschienen  sind.  Dieser  Aeußerung  zufolge  wurde  beschlossen,  die  iVus- 
gebliebenen  in  die  gesetzliche  Strafe,  Magnaten  in  800,  Edelleute  in 
400  Gulden,  zu  verurtheilen,  und  die  öffentlichen  Sitzungen  ohne  Be- 
rücksichtigung der  Abwesenden  abzuhalten.  Ueber  den  Erzbischof 
Szechenyi  und  den  Baron  Stephan  Szirmay  wurde  die  Confiscation  ihrer 
Güter  ausgesprochen,  weil  sie  bei  den  Friedensunterhandlungen  sich 
eines  landesverrätherischen  Verfahrens  schuldig  gemacht  haben. 

Am  1.  Juni  ließ  Räkoczy  eine  Rede  vorlesen,  die  seinen  Gesetzvor- 
schlägen als  Einleitung  und  Empfehlung  dienen  sollte.  Dieselbe  schob 
die  Schuld  an  der  Erfolglosigkeit  der  Friedensconferenzen  dem  wiener 
Hofe  zu,  der  darauf  ausgehe,  die  Ungarn  zu  täuschen  und  die  Grund- 
pfeiler ihrer  Verfassung  und  Freiheit  umzustürzen,  indem  er  die  Ent- 
scheidung über  die  wichtigsten  Gegenstände  dem  von  ihm  beherrschten 
Reichstage  vorbehielt,  und  seinem  aus  der  Eroberung  der  den  Türken 
entrissenen  Landestheile  hergeleiteten  Rechte  nicht  entsagte.  „Gott 
möge  lieber",  sagte  sodann  Räkoczy,  „meine  Tage  verkürzen  und  die 
Blüte  meiner  Jugend  verwelken  lassen,  als  daß  ich,  mein  theures,  mir 
blutsverwandtes  Volk,  dein  Führer  ins  Verderben  sein  sollte!  Mögen 
die  im  Joche  gemästeten  niedrigen  Verräther  deiner  Nationalität  zu 
■  leben  Dingen  ihre  Hand  bieten,  ich  will  lieber  mit  deinen  wahren 
4inen  unter  dem  Wilde  der  W^üston  und  Wälder  die  Tage  unsers 
Elends  zubringen.  Mögen  sie  auftreten  alle,  die  arglistig  unserer  Selbst- 
sucht das  Hinschwinden  des  Friedens  zuschreiben!  Mögen  auch  sie  mit 
völliger  Redefreiheit  sprechen,  die  die  Lasten  unsers  jetzigen  Bundes- 
kriegs für  drückender  halten  als  jene,  da  sie  den  Türken  und  Juden 
ihre  Kinder  und  ihre  Gattinnen  den  Deutschen  preisgaben,  und  viele  ihr 
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Leben,  das  bitterer  war  als  der  Tod,  durch  Aufhängen  endigten.  Es 
erwache  also,  theueres  Volk,  deine  Hoffnung  auf  Gott,  an  der  festzu- 
halten statt  unseru  Feinden  zu  vertrauen,  ich  dir  rathe Weil  wir 

aber  durch  unsern  Eid  und  unsere  Vaterlandsliebe  zum  Kriege  ge- 
nöthigt  wei'den,  wollen  wir  dem  Beispiele  der  Portugiesen,  Schweizer 
und  der  durch  einen  dem  unserigen  ähnlichen  Bund  vereinigten  sieben 
Provinzen  der  Niederlande  folgen;  hätten  sie  den  schweren  Krieg  ge- 
scheut, so  würden  sie  noch  jetzt  im  Joche  desselben  Feindes  seufzen, 
von  dem  wir  uns  zu  befreien  streben."  Er  schreibt  auch  die  Ent- 
werthung  des  Kupfergeldes,  „jenes  Schatzes,  aus  welchem  die  Kosten 
des  Kriegs  bisher  ohne  Belastung  der  Stände  bestritten  wurden",  vor- 
nehmlich dem  wiener  Hofe  zu.  Weil  aber  die  Menge  des  umlaufenden 
schon  so  groß  ist,  daß  man  an  Wiederherstellung  seines  Werthes  gar 
nicht  einmal  denken  könne,  bringe  er  ein  Mittel,  die  Kosten  des  Kriegs 
zu  decken,  in  Vorschlag.  Zum  Schlüsse  wird  noch  die  Errichtung 
einer  „Reichsgerichtstafel"  beantragt,  vor  die  alle  Rechtsstreite  gebracht 
und  ohne  Verzug  entschieden  werden  sollten. 

Hierauf  wurde  der  folgende  Gesetzvorschlag  nebst  Beilagen  unter- 
breitet: Der  Kamniergraf  Hellenbach  weist  nach,  daß  der  Ertrag  der 
Bergwerke,  wenn  Silber  in  Curs  gesetzt  wird,  kaum  zur  Löhnung  der 
Grubenarbeiter  hinreichen  werde.  —  Das  Einkommen  von  den  Staats- 
domänen und  Zöllen  beträgt  beiläufig  4950Ü0  Gulden;  dagegen  wurden 
im  verflossenen  Jahre  zum  Unterhalte  von  52000  Reitern  und  22000 
Mann  zu  Fuß  über  5,000000  Gulden  an  Kupfergeld  verausgabt,  und 
werden  künftig,  wenn  man  die  Besoldung  des  Heeres  auf  ein  halbes 
Jahr  beschränkt  und  andere  Ersparnisse  vornimmt,  dennoch  hierzu 
2,694640  Gulden  erforderlich  sein.  —  Daß  einerseits  Abneigung  gegen 
die  persönliche  Insurrection,  andererseits  Widerwille  gegen  Steuern  zum 
Unterhalte  der  Soldaten  herrscht,  ist  an  sich  ungereimt.  Die  Insur- 
rection mag  unterbleiben,  aber  an  ihre  Stelle  trete  die  Ablösung.  Als 
Ablösung  fallen  jährlich:  auf  den  Edelmann,  der  für  seine  Person  einen 
Reiter  zu  stellen  verpflichtet  ist,  nicht  mehr  als  60  Gulden  und  24  De- 
nare; auf  den  Besitzer  eines  Gutes  vom  Umfange  einer  Porte,  der  drei 
Reiter  zu  stellen  hat,  nicht  mehr  als  180  Gulden  und  72  Denare;  auf 
Bauern,  die  auf  einer  Porte  sitzen,  zusammen  384  Gulden,  Weizen 
953/4,  Hafer  SA^c^  preßburger  Scheffel  und  13  Stück  Schlachtvieh. 
Zugleich  mit  dieser  Steuer  wurde  die  allmähliche  Verminderung  des 
Kupfergeldes,  wovon  15  Millionen  in  Umlauf  gesetzt  worden  waren, 
aber  auch  der  Zwangscurs  desselben  beantragt. 

Die  Steuer,  welche  auch  vom  Adel,  obwol  in  geringerm  Maße  als 
vom  Bürger  und  Bauer,  und  nur  als  Ablösung  seiner  Insurrectionspflicht 
getragen  werden  sollte,  war  vielen  nicht  nach  Gefallen;  dem  Zwangs- 
curse  des  Kupfergeldes  widerstrebte  die  Mehrheit.  Die  Gegner  der  Ge- 
setzvorscliläge  scheuten  sich  jedoch,  öffentlich  wider  dieselben  zu  stim- 
men, und  beantragten,  daß  darüber  in  den  Kreissitzungen  der  Abgeord- 
neten berathen,  und  die  Ablehnung  oder  Annahme  derselben  nicht  durch 
die  Stimmen  der  einzelnen  Conventsglieder,  sondern  durch  Mehrheit  der 
Geaammtstimmen    der    vier  Kreise    entschieden    werde.      Der  Antrag 
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wurde  angenommen.  —  Es  war  nämlich  seit  einiger  Zeit  gebräuchlich 
geworden,  daß  die  Gegenstände,  über  welche  in  den  Sitzungen  des 
Reichstags  Beschluß  gefaßt  werden  sollte,  zuvor  in  den  Kreissitzungen 
der  Gespanschaften,  die  zu  dem  einen  der  vier  Kreise,  diesseit  und  jeii- 
seit  der  Donau,  diesseit  und  jenseit  der  Theiß,  gehörten,  in  welche  Ungarn 
getheilt  worden,  vorläufig  in  Berathung  genommen  wurden.  —  Daher 
wünschten  die  Stände,  als  der  Fürst  sie  am  3.  Juni  aufforderte,  über 
jene  Vorlagen  abzustimmen,  daß  die  Abstimmung  auf  den  folgenden 
Tag  verschoben  werde.  Er  genehmigte  den  Aufschub,  entschied  aber, 
daß  jede  Gespanschaft  ihre  Stimme  besonders  abgebe. 

Am  4.  Juni  wurde  zuerst  ein  Ausschuß  aus  dem  Klerus,  den  Comi- 
tats-  und  den  Städteabgeordneten  gewählt,  der  unter  dem  Vorsitze  Franz 
Klobusiczky's  das  Verzeichniß  der  Beschwerden  zu  entwerfen  hatte. 
Dann  kamen  die  auf  die  Tagesordnung  gesetzten  Vorlagen  zur  Ver- 
handlung, und  zwar  zuerst  die  Besteuerung  nach  Porten.  Die  Gegner 
derselben  machten  geltend,  daß  die  geforderten  2,694,640  Gulden  aus 
den  Bergwerken,  Zöllen  und  Heimfällen  an  den  Fiscus  gewonnen  wer- 
den könnten,  sollte  aber  das  Erträgniß  hiervon  diese  Summe  nicht  er- 
reichen, so  nehme  der  Fürst  die  verschenkten  Güter  zurück.  Dagegen 
erhoben  sich  die  Offiziere,  die  theils  ihren  Sold,  theils  die  Besitzungen, 
mit  denen  ihre  Verdienste  belohnt  worden,  gefährdet  sahen.  Der  Fürst 
beharrte  dabei,  daß  jeder  ohne  Unterschied  nach  seinem  Vermögen 
steuere,  und  setzte  es  durch,  daß  2  Millionen  bewilligt  wurden.  —  Weit 
heftiger  war  die  Opposition  gegen  den  Umlauf  des  Kupfergeldes.  Die 
Mehrheit  der  Stände  forderte,  daß  die  Pi-ägung  desselben  gänzlich  ein- 
gestellt, das  schon  ausgegebene  im  Werthe  herabgesetzt  und  bis  auf  4, 
ja  2  Millionen  eingezogen  werde.  Dagegen,  daß  es  Zwangscurs  habe, 
daß  damit  Schulden  gezahlt  und  verpfändete  Güter  ausgelöst  werden 
dürfen,  protestirten  Wohlmuth,  elefanter  Paulinerprior  im  Namen  der 
barser,  Adalbert  Sandor  im  Namen  der  neitraer,  Melchior  Rakovszky 
im  Namen  der  turoczer  Gespanschaft,  Michael  Merey  im  Namen  des 
graner  Kapitels,  Stephan  Enyiczkey,  ujhelyer  Paulinerprior,  im  Namen 
seines  gesammten  Ordens.  Der  arme  Adel  und  die  Offiziere,  die  ihren 
Sold  in  Kupfergeld  erhielten,  stimmten  sie  nieder,  die  Protestation 
wurde,  als  nicht  im  Auftrage  der  genannten  Körperschaften,  sondern 
aus  eigenem  Belieben  erhoben,  für  nichtig  erklärt.  Der  Fürst  verschob 
die  Verhandlung  über  das  Kupfergeld  auf  6.  Juni. 

Beim  Beginn  der  vierten  Sitzung,  6.  Juni,  beschwor  Räköczy  die 
opponirende  Minderheit,  von  fernerm  Widerstreben,  welches  gefährliche 
Spaltungen  unter  den  verbündeten  Ständen  herbeiführen  müsse,  abzu- 
stehen. Dessenungeachtet  protestirte  Andreas  Berkes,  der  Stellvertreter 
des  Bischofs  von  Waitzen,  neuerdings  gegen  den  Zwangscurs  des 
Kupfergeldes  im  Namen  der  13  nordöstlichen  Gespanschaften.  Ber- 
csenyi  forderte  ihn  auf,  die  schriftliche  Ermächtigung  von  der  Gesamml- 
lieit  einer  jeden  dieser  Gespanschaften  vc)rzuzeigen.  Das  konnte  er 
nicht  und  schwieg  nun.  Aber  Räköczy  erblickte  in  den  fortgesetzten 
Widersprüchen  gegen  seine  Vorlagen  Anschläge  wider  seine  Person  und 
den  Bund,  bezeichnete  als  Urheber  derselben  „jene,  die  schon  im  Januar 
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durch  lügenhafte  und  aufrührerische  Schriften  die  Gespanschaften  von 
ihm  und  dem  Senate  zu  trennen  beabsichtigten,  und  forderte  die  Ab- 
geordneten von  Turöcz  zur  Verantwortung.  Der  Vicegespan  Melchior 
Rakovszky  und  der  Comitatsnotar  Stephan  Okolicsänyi,  Paul's  Sohn, 
standen  auf  und  begannen  zu  sprechen.  Ihre  Worte  konnten  im  Ge- 
räusche der  aufgeregten  Versammlung  nicht  verstanden  werden;  der 
Fürst  rief  sie  daher  in  seine  Nähe,  ließ  das  berüchtigte  Rundschreiben 
nebst  dem  an  ihn  gerichteten,  ihm  nicht  eingeschickten  Gesuche  vor- 
lesen, und  forderte  sie  nochmals  auf,  darüber  Rede  und  Antwort  zu 
geben.  Die  beiden  Vorgeforderten  glaubten  ihre  Gespanschaft  und  sich 
selbst  nicht  besser  rechtfertigen  zu  können,  als  wenn  sie  die  Wahrheit 
dessen  bewiesen,  was  die  Schriftstücke  enthielten.  Sie  sprachen  also 
von  der  Zügellosigkeit  und  den  Erpressungen  der  einquartierten  und 
durchmarschirenden  Truppen,  von  den  Nacbtheilen,  die  das  Kupfergeld 
verursache,  von  der  übermäßigen  Belastung  und  dem  Elende  des  Volks. 
Bercsenyi  konnte  seinen  Zorn  nicht  bemeistern  und  fuhr  ihnen  mehrmals 
ins  Wort.  Daniel  Es/.terhäzy  forderte  ihre  Bestrafung  im  Namen  der 
beleidigten  Armee.  Der  Fürst  hörte  sie  ruhig  bis  zu  Ende  an  und 
sprach  dann :  „Worüber  die  Herren  klagen,  ist  großentheils  eine  unver- 
meidliche Folge  des  Kriegs,  den  zu  führen  wir  durch  die  Hartnäckig- 
keit des  wiener  Hofs  und  den  Beschluß  des  Volks,  daß  es  die  Waffen 
nicht  eher  niederlegen  werde,  als  bis  es  seine  Freiheit  wieder  errungen 
hat,  genöthigt  sind.  Aber  ich  begreife  nicht,  warum  gerade  Turöcz 
Beschwerde  erhebt,  welches  seit  Anfang  des  Kriegs  keinen  andern 
Feind  als  den  geschlagenen  GiMieral  Schlick  gesehen  hat,  welches  unsere 
Truppen  nie  in  größerer  Zahl  betreten  haben,  da  es  außerhalb  der 
Marschlinie  li(!gt.  Turöcz  schreibt  ferner  die  Drangsale,  über  die  es 
Beschwerde  führt,  der  Selbstsucht  Einiger  zu;  diese  Beschuldigung  triflft 
mich  persönlich,  denn  ich  wäre  des  Vertrauens  unwürdig,  mit  welchem 
mich  die  Stände  zum  anführenden  Fürsten  gewählt  haben,  wenn  ich 
Unordnungen  duldete.  Sind  aber  dennoch  solche  vorgefallen,  warum 
hat  das  Comitat  die  Schuldigten  nicht  bei  mir  angezeigt;  warum  bei  an- 
dern Gespanschaften  geklatl?  Hat  man  mich  für  parteiisch,  für  mit- 
schuldig an  den  vorgeblichen  Bedrückungen  gehalten?  Habe  ich  aber 
Turöcz  je  größere  Lasten  als  den  übrigen  Gespanschafteu  auferlegt?" 
Die  zur  Verantwortung  Gezogenen  wußten  auch  jetzt  nichts  Besseres 
vorzubringen  und  wiederholten  ihre  frühern  Aussagen.  Darüber  verlor 
Räköczy  seine  Mässigung;  „das  Verfahren  der  Gespanschaft  Turöcz", 
rief  er,  „ist  ein  gefährliches,  gegen  den  Bund  gerichtetes  Unterfangen, 
eine  arglistige  Aufwiegelung  wider  das  Haupt  desselben;  in  allem,  was 
wider  mich  vorgebracht  wird,  habe  ich  blos  meine  Pflicht  gethan  und 
iioffe,  daß  die  Stände  mir  Genugthuung  verschaffen  werden."  „Ich 
erwartete",  sagt  er  in  seinen  Memoiren,  „der  Convent  werde  nun  gegen 
das  turöczer  Comitat  und  dessen  Beamte  das  gerichtliche  Verfahren  an- 
ftrdnen;  weil  al>er  alle  schwiegen,  fulir  ich  fort:  Der  Convent  ist  ja  dem 
geringslen  seiner  Glieder  Gcimgtliuung  zu  geben  verpflichtet.  Dessen- 
ungcaclilet  hielt  d;is  Schweigen  an.  Idi  erblickl(^  darin  die  Billigung 
des  Verfahrens  dir  Turöczer,  mein  Herz  ward  voll  Bitterkeit;   ich  sehe. 
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mag  ich  in  der  Aufregung  gesprochen  haben,  daß  alle  Sorgen  und 
iMühen,  welche  ich  vom  Beginn  des  Kriegs  Tag  und  Nacht  getrageti 
liabe,  so  betrachtet  werden,  als  hätte  ich  dadurch  auf  Kosten  des  Vater- 
landes nur  Schätze  sammeln  wollen.  Es  bleibt  mir  daher  nichts  übrig, 
als  in  die  Hände  der  Stände  die  Würde  niederzulegen,  die  sie  mir  in 
Szecsen  übertragen  haben,  und  mich  in  mein  siebenbürger  Fürstenthuni 
zurückzuziehen.  Ich  stand  auf  und  wollte  mich  entfernen."  Klobusiczky 
hielt  ihn  zurück;  Bercsenyi  rief  den  Ständen  zu:  „Seid  ihr  so  undankbar 
gegen  euern  Befreier,  daß  ihr  ihn  lieber  sicli  entfernen  lasset,  als  daß  ihr 
ihm  Genugthuung  von  seinen  Verleumdern  verschafftet?  Ehe  das  ge- 
schehen soll,  mögen  die  Schändlichen  sterben!"  und  führte  mit  dem 
Säbel  einen  Hieb  auf  Rakovszky's  Schulter.  Karolyi,  der  neben  Ber- 
csenyi saß,  brachte  ihm  eine  Wunde  am  Kopfe  bei;  nun  blitzten  auf 
allen  Seiten  gezückte»  Säbel,  und  der  Unglückliche  hauchte  unter  vielen 
Streichen  sein  Leben  aus.  Okolicsänyi  entkam  schwer  verwundet  aus 
dem  Zelte,  wurde  draußen  von  der  französischen  Leibwache  des  Fürsten 
festgenommen  und  einem  Arzte  zur  Pflege  übergeben.  Das  Leben 
sämmtlicher  turöczer  Edelleute  schwebte  in  Gefahr.  Der  Tumult  im 
Zelte  drang  zu  den  Truppen  außerhalb  desselben;  sie  glaubten  den 
Fürsten  bedroht  und  schickten  sich  schon  an,  hineinzustürmen.  Räköczy 
sandte  ihnen  Befohl,  sich  niclit  vom  Platze  zu  rühren,  nahm  einen  Tu- 
röczer, der  sich  ihm  zu  Füßen  warf,  in  seinen  Schutz,  und  ließ  die  an- 
dern, um  sie  zu  retten,  in  Gewahrsam  bringen.  Der  blutige  Auftritt 
hatte  seinen  Unwillen  besänftigt,  und  er  that  nun  alles,  wie  er  berichtet, 
um  den  Aufruhr,  den  er  wider  Willen  erregt  hatte,  zu  stillen.  Aber 
Bercsenyi  erhob  nochmals  seine  Stimme;  was  geschehen  ist,  sagte  er, 
sei  noch  lange  nicht  genug,  gegen  Okolicsmiyi  und  die  ganze  turöczer 
Gespanschaft  müsse  das  Strafverfahren  eingeleitet  werden.  Sein  An- 
trag wurde  angenommen,  und  eine  Commission,  die  Okolicsänyi  ver- 
hören, eine  andere,  welche  die  Sache  der  übrigen  Turöczer  untersuchen 
sollte,  ernannt. ' 

Am  7.  Juni  brachte  Räköczy  in  der  Versammlung  der  Stände  das, 

'  Hist.  des  revol.,  V,  338.  Kolinovics,  bei  Katona,  XXXVII,  356  fg. 
K'iiiczky's  Tagebuch.  Diarium  et  Artiruli  oonventus  Oiiod.  Handschrift  im 
Njitjonalmusenm,  Fol.  bß'.'j,  unter  der  Aufschrift  Latina.  Rakoczy  stellt  den 
LMiizen  Auftritt  als  zufällig  entst;inden,  als  die  unvorliergcseheno  Folge  der 
Art  dar,  wie  sich  die  beiden  zur  Verantwortung  Gezogenen  zu  rechtfertigen 
suchten.  Dagegen  erblickten  seine  Gegner  darin  einen  schändlichen  verab- 
r' liefen  Plan,  dem  Convente  durch  Schrecken  die  Zustimmung  zu  allem,  was 
ilim  vorgelegt  würde,  abzunöthigen.  Dasselbe  behauptet  sogar  Kökenyesdy 
in  seinen  „Particidarites  secraites  de  la  pretendue  Diet  d'Onod  de  1707",  bei 
Fiedler,  Actenstücke,  I,  '202.  Seine  Aussage  verliert  aber  ihre  Glaubwürdig- 
keit, sobald  man  weiß,  daß  Räköczy  ihn  von  dem  (Jesandtscliaftsposten  am 
rr:inz«)sischen  Hofe  abberufen  und  sogar  gerichtlich  belangt  hat,  weil  er  einen 
in  Paris  bestellten  Schmuck  im  Werlhe  von  12000  Thalern  zu  unterschlagen 
versucht  hatte,  und  daß  er  die  ,. Particidarites"  17N  nach  dem  Sturze  des 
Fürsten  schrieb,  nm  Amnestie  und  (iunst  vom  H(de  zu  erlangen.  Daß  jedoch 
wie  die  Anwesenheit  der  Armee,  so  auch  die  gerichtliche  Verfolgung  der 
Turöczer  die  Einschüchterung  der  Opposition  bezweckte,  soll  deshalb  nicht 
bestritten  werden. 
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was  gestern  vorgefallen  war,  zur  Sprache;  er  meinte  darin  die  Hand 
Gottes  zu  erkennen,  der  die  Eid-  und  Treubrüchigen  strafe.  Da  erhob 
sich  Kärolyi,  ermahnte  die  Stände  zur  Eintracht  und  Vaterlandsliebe, 
und  schwor  dem  Bunde  den  Eid  unverbrüchlicher  Treue,  den  er  in 
Szecsen,  von  wo  er  abwesend  war,  nicht  habe  leisten  können.  Rakoczy 
dankte  ihm  und  der  Convent  befahl  den  Vicegespanen,  den  Eid  denen, 
die  ihn  noch  nicht  geschworen  haben,  abzunehmen,  und  das  Verzeichniß 
der  Vereideten  dem  Fürsten  einzusenden.  Hierauf  berichteten  die 
Staatsräthe,  die  Okolicsdnyi  verhört  hatten,  der  Angeklagte  habe  aus- 
gesagt, daß  Rakovszky  der  Urheber  und  Verfasser  des  Rundschreibens 
gewesen  sei,  daß  er  von  der  jenem  beigelegten  Zuschrift  an  den  Fürsten 
keine  Kenntniß  habe.  Der  Convent  verurtheilte  ihn  zum  Tode,  und 
sprach  seine  und  Rakovszky's  Besitzungen  den  Witwen  und  Waisen  der 
im  Freiheitskriege  Gefallenen  und  den  durch  Verwundung  zu  Krüppeln 
Gewordenen  zu.  Das  turoczer  Comitat  selbst  wurde  aufgelöst,  sein 
Gebiet  vier  benachbarten  Gespanschaften  einverleibt,  sein  Wappen  zer- 
trümmert, sein  Siegel  in  Beschlag  genommen,  seine  Fahne  über  dem 
Leichnam  Rakovszky's,  der  am  Morgen  aus  dem  Lager  geschleift  wor- 
den war,  zerrissen.  Alexander  Plathy  und  Gabriel  Beniczky,  denen  die 
Zerstückelung  der  Gespanschaft  aufgetragen  wurde,  weigerten  sich,  den 
gehässigen  Auftrag  zu  übernehmen  und  wurden  deshalb  gefangen  ge- 
setzt, jedoch  bald  freigelassen.  In  Turöcz  wurden  der  Obergespau, 
Baron  Franz  Revay,  Paul  Okolicsänyi  und  mehrere  andere  Adeliche  ein- 
gezogen und  nach  Erlau  abgeführt,  wo  sie  längere  Zeit  in  Gewahrsam 
blieben.  ^ 

Nach  diesen  beklagenswerthen  Vorgängen  wurden  am  8.  Juni  die 
unterbrochenen  Verhandlungen  über  das  Kupfergeld  wieder  aufgenom- 
men, und  kam  es  unschwer  zu  dem  Beschlüsse:  Die  Münzen  im  Nenn- 
werthe  von  20  und  10  Polturen  werden  auf  8  und  4  Polturen  herab- 
gesetzt, die  von  einer  Polture  bleiben  in  voller  Geltung;  die  Prägung 
des  Kupfergeldes  hört  gänzlich  auf;  die  Menge  des  umlaufenden  wird 
auf  2,200000  Gulden  festgesetzt,  wovon  200.000  für  den  Kreis  jenseit 
der  Donau  bestimmt  sind,  damit  auch  dort  dergleichen  Geld  umlaufe. 
Daher  sollen  Münzen  im  Betrage  von  2  Millionen  binnen  einer  be- 
stimmten Zeit  mit  gewissen  Merkmalen  bezeichnet,  die  übrigen  nach  und 
nach  eingezogen  und  eingeschmolzen  werden.  In  den  Gespanschaften 
und  einzelnen  Ortschaften  haben  eigens  dazu  gewählte  Aufseher  darauf 
zu  achten,  daß  jeder  Verkäufer  das  Kupfergeld  annehme;  wer  es  nicht 
annimmt,  verliert  seine  Waaren,  die  dem  Käufer  um  die  Hälfte  des 
Preises,  den  er  angeboten,  übergeben  werden,  die  andere  Hälfte  gebührt 
dem  Aufseher.  Es  ist  gestattet,  mit  dem  Kupfergelde  verpfändete  Güter 
auszulösen  und  Schulden  zu  bezahlen.  Gegen  den  Gläubiger,  der  das- 
selbe zurückweist  und  den  Schuld-  oder  Pfandbrief  nicht  herausgibt,  soll 
dem  125.  Artikel  von  1G47  und  52.  Artikel  von  1G52  gemäß  verfahren 
werden.^     Das  offenbar  erzwungene  Gesetz  half  den  Geldmitteln  des 

1  Die  voranstehend  Angelührten.  —  ^  Diarium  et  Articnli  conventus 
Onod. 
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Bundes  nicht  auf,  denn  kein  Machtgebot  kann  dergleichen  Münzsorten 
bei  ihrem  Nennwerthe  erhalten,  erregte  aber  das  Misvergnügen  aller, 
deren  Rechte  es  beeinträchtigte. 

Okolicsänyi,  nochmals  verhört  und  schuldig  befunden,  wurde  am 
9.  Juni  enthauptet.  Die  andern  Turöczer  hielt  man  durch  Gefängniß  für 
hinlänglich  bestraft. 

Vom  9. — 11.  Juni  beschäftigten  sich  die  Stände  mit  der  Vertheilung 
der  auf  2  Millionen  festgesetzten  Steuern,  die  jedermann,  auch  der 
Fürst,  im  Verhältniß  seines  Besitzstandas  angemessen  tragen  sollte,  auf 
die  einzelnen  Gespanschaften;  sie  beschlossen  daher  die  Berichtigung 
der  Porten  und  trafen  Anordnungen,  damit  die  Abgaben  pünktlich  er- 
hoben würden.  Die  Zölle  wurden  erhöht,  der  Preis  des  Salzes  herab- 
gesetzt. Am  13.  Juni,  zweiten  Pfingsttag,  beschloß  der  Convent  die 
Errichtung  der  vom  Fürsten  in  der  Eröffnungsrede  beantragten  Reichs- 
gerichtstafel, deren  24  Beisitzer  jährlich  von  den  Gespanschaften  vor 
dem  Feste  Allerheiligen  neu  gewählt,  deren  Sitzungen  abwechselnd  drei 
Monate  lang  in  Karpfen  und  Eperies  gehalten  werden  sollten. 

„Durch  den  Vorfall,  den  das  böse  Verfahren  der  Generale  herbei- 
geführt hatte,  höchst  betroffen,  und  dessen  eingedenk,  weshalb  ich  die 
Stände  zusammenberufen  habe",  schreibt  Räkoczy,  „legte  ich  dem 
Staatsrathe  die  Frage  vor,  ob  dessenungeachtet  die  Erledigung  des 
Thrones  ausgesprochen  werden  solle,  indem  es  an  solchen  nicht  fehlen 
werde,  die  ausschreien  werden,  die  Metzelei  sei  veranstaltet  worden,  um 
von  den  eingeschüchterten  Ständen  diesen  Beschluß  zu  erpressen.  Die 
Befragten  waren  der  Meinung,  daß  die  Ränke  der  Turöczer  nicht  den 
Aufschub,  sondern  die  Beschleunigung  des  Beschlusses  rathen."  Also 
wurde  am  14.  Juni  die  Lossagung  Ungarns  vom  Hause  Oesterreich 
beantragt  und  von  den  Ständen  ausgesprochen.  Der  Beschluß  lautet  im 
Tagebuche  des  Convents:  „Vom  heutigen  Tage  an  erkennen  "wir  den 
Kaiser  Joseph  nicht  weiter  als  unsern  König  an  und  protestiren  gegen 
seine  Herrschaft,  denn  wir  insgesammt  sind  bereit,  lieber  zu  sterben, 
als  seine  Unterthanen  zu  bleiben.  Diese  Erklärung  bekräftigen  wir 
durch  unsern  dem  Bunde  geleisteten  Eid.  Der  Thron  wird  erledigt 
bleiben,  bis  wir  am  künftigen  Reichstag  einen  neuen  König  gewählt 
haben.  Wir  wünschen,  daß  die  Absetzung  Joseph's  vom  Königthume  in 
einem  eigenen  Gesetzartikel  ausgesprochen  werde."  v_ 

Der  französische  Gesandte  Desalleurs  empfahl  im  Auftrage  Lud- 
wig's  XIV.  den  Ungarn,  den  Kurfürsten  von  Baiern,  Maximilian  Ema- 
nuel,  zu  ihrem  König  zu  wälüen,  und  Räköczy  außer  den  mit  Sieben- 
bürgen vereinigten  Theilen  Ungarns  noch  die  dreizehn  nordöstlichen 
(jlespanschaften  zu  überlassen.  Demzufolge  ward  beschlossen,  dem  Kur- 
lürsten  zu  melden,  die  Stände  seien  bereit,  ihn  feierlich  zu  ihrem  König 
zu  wählen,  sobald  er  ihnen  kundgethan  haben  werde,  daß  er  geneigt  sei, 
die  Krone  anzunehmen,  und  daß  der  König  von  Frankreich  ihm  zur  Er- 
langung derselben  behülflich  sein  wolle.  F^ür  die  Zwischenzeit  bis  zum 
Reichstage  und  der  Königswahl  wurde  Räköczy  mit  der  Regierungs- 
gewalt betraut  und,  „weil  er  bisweilen  genöthigt  sein  werde,  sich  in  sein 
Fürstenthum  zu  begeben",  Bercsenyi  zu  seinem  Stellvertreter  gewählt. 

Feßler.   V.  5 
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Am  15.  Juni  unterbreitete  der  mit  der  Ausarbeitung  des  Be- 
schwerdenverzeichnisses beauftragte  Ausschuß  seinen  Entwurf,  in  wel- 
chem besonders  die  Uebelstände,  die  aus  der  bisherigen  Art,  das  Heer 
zu  ergänzen  und  zu  verpflegen,  entsprangen,  und  die  willkürlichen  Er- 
pressungen, die  sich  die  Soldaten  erlaubten,  hervorgehoben  wurden. 
Daher  wählte  der  Convent  einen  Ausschuß,  der  ein  verbessertes  Militär- 
gesetz entwerfen  sollte.  Der  Entwurf,  den  derselbe  vorlegte,  ward 
angenommen  und  als  Gesetz  veröffentlicht.  —  Die  Evangelischen  des 
Augsburger  Bekenntnisses  hatten  mit  Bewilligung  des  Fürsten  im  April 
zu  Rosenberg  eine  Synode  gehalten,  von  der  später  die  Rede  sein  wird. 
Jetzt  wünschten  sie  gemeinschaftlich  mit  den  Reformirten,  daß  der  Con- 
vent durch  ein  Gesetz  auch  ihren  Beschwerden  abhelfe  und  ihre  Rechte 
sicherstelle.  Räkoczy  fand  es  jedoch  rathsamer,  die  Sache  nicht  vor  den 
Convent  kommen  zu  lassen,  sondern  die  Entscheidung  bei  vorfallenden 
Klagen  und  Streiten  der  Religionsparteien  zwei  Ausschüssen  des  Staats- 
rathes  zu  übertragen.  Mitglieder  derselben  waren:  Für  Unterungarn 
der  katholische  Daniel  Eszterhäzy,  der  reformirte  Gyürky,  der  luthe- 
rische Gerhard;  für  Oberungarn  der  katholische  Kalmanczay,  der  refor- 
mirte Soos,  der  lutherische  Zay. 

Die  Abgeordneten  Siebenbürgens  waren  angekommen  und  wurden 
am  20.  Juni  vom  Fürsten  in  öffentlicher  Sitzung  des  Convents  feierlich 
empfangen.  Ihre  Anrede  und  die  Antwort  auf  dieselbe  hörten  die 
Stände  stehend  an,  der  Fürst  allein  sitzend.  Sie  hielten  um  Erneuerung 
und  Bestätigung  des  Bündnisses  zwischen  Ungarn  und  Siebenbürgen  an, 
welches' der  szecsenyer  Convent  beantragt  und  der  siebenbürger  Landtag 
geschlossen  hatte;  so  wurde  denn  das  Bündniß  als  „ein  beständiges  und 
bleibendes  in  allen  Punkten  und  Artikeln,  die  das  vom  Fürsten  und  dem 
Staatsrathe  verfaßte  Instrument  enthält,  durch  einen  Gesetzartikel  be- 
kräftigt und  bestätigt". 

Zwei  Tage  später,  am  22.  Juni,  bestätigte  der  Fürst  die  24  ge- 
machten Gesetzartikel,  worauf  dieselben  von  den  Häuptern  des  Bundes 
und  Abgeordneten  der  Gespanschaften  unterschrieben  und  besiegelt 
wurden  und  der  Convent  sich  auflöste.  Der  zweite  Artikel  enthält  die 
Lossagung  vom  Hause  Oesterreich:  „Da  das  Streben  des  Hauses  Oester- 
reicli,  durch  trügerisches  und  geheimes  Untergraben  der  Grundlagen  des 
Reichs  unser  Verderben  herbeizuführen,  sein  schlechtes  Verfahren  mit 
uns  und  seine  Absicht,  uns  unter  sein  verhaßtes  Joch  zu  beugen,  schon 
daraus  genug  ersichtlich  ist,  daß  es,  die  königliche  Gewalt  und  Aucto- 
rität  misbrauchend  und  seine  in  den  Gesetzen  und  beschworenen  Krö- 
nungsdiplomen enthaltenen  Verpflichtungen  nicht  beachtend,  unter  aller- 
hand Vorwänden  zu  Gewaltthätigkeit,  Blutvergießen  und  Vernichtung 
unserer  Nation  schritt,  und  sich  nicht  so,  wie  es  einem  König  und  Re- 
genten ziemt,  sondern  wie  ein  erklärter  Feind  der  Landesbewohner 
und  ihrer  Freiheiten  benahm;  da  ferner  das  Volk  durch  zahllose  flehent- 
liche Bitten,  welche  es  den  frühern  Herrschern  und  Leopold  I.  mit  tiefer 
Unterthänigkcit  wie  irgendeiner  Gottheit  einreichte,  die  Abstellung  sei- 
ner Klagen  und  Beschwerden  nicht  erlangen  konnte,  sondern  mit  der 
Zeit  in  einen  täglich  schlimmem  Zustand  sank:  lenkte  das  schwere  Joch 
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und  die  Willkürherrschaft  unsern  Blick  auif  die  Kränkung  und  Nieder- 
tretung unserer  Freiheiten,  welche  diese  tyrannische  Regierung  vom  An- 
fang an  und  besonders   in  der  Zeit  unsers  Gedenkens  geübt  hat,   und 
welche  wir  schon  früher  durch  veröffentlichte  Sendschreiben  dem  Ür- 
theile  der   christlichen  Welt   unterbreitet   haben.     Obgleich  wir,   durch 
die  Menge  jener  Kränkungen  bewogen,  schon  durch  das  Ergreifen  der 
Waffen,   durch  den  gegen   die  grausame  Tyrannei  geschlossenen  Bund 
und   durch  Einsetzung   der  Regierung   des   anführenden  Fürsten    that- 
sächlich  und  hinreichend  wider  die  die  königliche  Gewalt  misbrauchende 
Herrschaft  protestirt,   und   uns   für  unabhängig  von   ihr  und  der  Ver- 
pflichtung, ihr  zu  gehorchen,  entbunden  erklärt  haben,  haben  wir  den- 
noch das  eingebildete  Recht  und  die  fälschlich  erhobenen  Ansprüche  des 
gegenwärtig  regierenden  Kaisers  Joseph  auf  die  Krone  Ungarns,  von 
der  er  behauptet,   daß   sie  ihm  am  preßburger  Reichstage   durch  die 
Stände  erblich  verliehen  worden  sei,  streng  geprüft.   Aber  schon  daraus, 
daß  Leopold  im  Ausschreiben  zu  diesem  Reichstage  sagt,  er  berufe  die 
Stände  auf  den  18.  October  1687,  um  seinen  erstgeborenen  Sohn  krönen 
zu  lassen,   ist   ersichtlich,   und  wir  wissen  auch,    indem   damals  das 
schreckliche  eperieser  Blutgericht,  das  jedermanns  Vermögen  und  Leben 
bedrohte,   noch  thatsächlich  bestand,   daß  Joseph  ohne  vorhergehende 
Wahl  durch   tyrannischen  Zwang  gewaltsam  auf  den  Thron   erhoben 
wurde.  —  Da  wir  ferner  die  Nichtigkeit  des  bedingungsweise  geleisteten 
Eides,   die  Ungültigkeit  der   erzwungenen  Abstimmung  und  die  Fort- 
setzung der  tyrannischen  Willkürherrschaft  kennen,  mit  welcher  er  die 
schlechten   Thaten   seines  Vaters  bestätigte,    auch   selbst   tyrannische 
Grausamkeit  übte,  und  nie  aufhörte,  das  Land  durch  arglistige  Unter- 
handlungen, durch  Waffen  und  Verwüstung  despotischer  Knechtschaft  zu 
unterwerfen;  —  da  endlich  der  Gründer  des  Reichs,  der  heilige  Stephan, 
im  L  Decret,  4.  Artikel  (vgl.  I,  117)  seinem  Sohne  Emerich  und  allen 
nachfolgenden  Königen  gebietet:     «Mache  die  Großen,  Würdenträger 
und  Krieger  nicht  zu  Knechten;   denn  wirst  du  friedfertig  sein,  so  wer- 
den sie  dich  als  König  halten  und  lieben;   wenn  du  aber  stolz,  zorn- 
müthig,  streitsüchtig  sein  und  dein  Haupt  über  sie  erheben  wirst,  werden 
die  Krieger  deine  Würde  erniedrigen  und  das  Reich  einem  andern  Über- 
ben»; mithin  der  verstorbene  Kaiser,  der  sich  über  unsere  Häupter 
iliob,  unser  freies  Land  und  dessen  Stände  zu   tyrannischer  Knecht- 
x-haft  und  lehnspflichtiger  Unterthänigkeit  erniedrigte,  und  Joseph,  der, 
nicht  erwählt,  sondern  vom  Vater  aufgezwungen,  nicht  die  gesetzmäßige, 
sondern  eine  auf  tyrannische  Willkür  sich  gründende  Thronfolge  fordert, 
diesem  Urtheilsspruche  verfallen  sind:  so  erklären  wir  kraft  dieses  ein- 
stimmigen Beschlusses  und  bestätigten  Gesetzes  uns  von  dem  Gehorsam, 
der  Ehrfurcht  und  Pflicht  gegen  den  Kaiser  Joseph  und  das  ganze  Haus 
Oesterreich  für  immer   frei    und  entbunden,   sprechen  ihm  und  seinem 
Hause  alles  Recht  auf  die  Krone  und  Regierung  unsers  Reiches  ab  und 
protestiren  dagegen;  desgleichen  erklären  wir  kraft  unserer  alten  Frei- 
heit und  des  Rechtes,   welches  uns   nach  menschlichen  und  göttlichen 
Gesetzen  gebührt,  von  niemand  gezwungen  und  aus  freiem  Willen  den 
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Thron  für  erledigt.  Außerdem  beschließen  wir  und  machen  kund,  daß 
wir  alle  Landesbewohner,  die  sich  weigern,  binnen  zwei  Monaten,  vom 
Tage  der  Veröffentlichung  des  Gesetzes  gerechnet,  unserer  Conföderation 
beizutreten,  im  Gehorsam  gegen  das  Haus  Oesterreich  beharren  und 
nicht  zur  Treue  gegen  das  Vaterland  zurückkehren,  für  unsere  offenen 
Feinde  halten,  sodaß  laut  dieses  Gesetzes  nach  Ablauf  jener  Frist  so- 
gleich und  ohne  weiteres  Verfahren  ihre  Güter  dem  Fiscus  für  immer 
verfallen,  sie  ihrer  Aemter,  Würden  und  Rechte  entsetzt  und  verlustig 
sind.  Zugleich  werden  alle  kirchlichen  Stände,  die  sich  unserm  Gesetze 
nicht  unterwerfen,  ihrer  Pfründen  unwürdig  und  aller  politischen  Rechte 
verlustig  erklärt."  ^ 

Die  leidenschaftliche  Verblendung,  in  der  sich  um  diese  Zeit  die 
Häupter  des  Bundes  befanden,  ging  so  weit,  daß  sie  sich  sogar  nach  alt- 
türkischer Weise  wider  das  Völkerrecht  vergingen.  Der  Protonotar 
Gabriel  Tolvay,  der  kurz  vor  dem  Convent  von  Wien  gekommen  war, 
um  Waffenstillstand  anzubieten,  wurde  verhaftet  und  länger  als  ein  Jähr 
in  strengem  Gewahrsam  gehalten.^ 

In  Wien  hielt  man  es  der  Würde  des  Kaisers  und  Königs  für  ange- 
messen, daß  nicht  er  selbst  die  Thaten  des  onoder  Convents  verdamme, 
sondern  die  ihm  und  dem  Herrscherhause  treu  gebliebenen  Ungarn  da- 
wider protestiren  lasse.  Also  sprach  der  Palatin,  Fürst  Paul  Eszterhäzy, 
am  29.  Juli  im  Namen  der  Sr.  Majestät  Getreuen  der  sämmtlichen  vier 
Reichsstände  das  Verdammungsurtheil  und  die  Nichtigkeitserklärung 
über  die  Beschlüsse  des  Convents  aus,  und  wiederholte  dieselbe  am 
20.  August  in  einem  an  alle  christlichen  Staaten  gerichteten  Manifeste. 
Im  letztern  wird  gesagt:  Leopold  und  Joseph  haben,  um  die  Empörung 
zu  stillen,  in  mehrern  offenen  Briefen  die  Wiederherstellung  des  frühern 
gesetzlichen  Zustandes  verheißen,  den  Aufständischen  Amnestie  zugesagt, 
sich  mit  ihnen  in  Unterhandlungen  eingelassen  und  auf  ihre  Forderungen 
eine  mit  den  Gesetzen  und  dem  königlichen  Ansehen  verträgliche  gnä-  , 
dige  Antwort  gegeben;  diese  aber  sandten  die  erwartete  Rückantwort 
nicht  ein,  nahmen  die  Kündigung  des  Waffenstillstandes  zum  Vorwande, 
hielten  gesetzwidrige  Versammlungen,  schmiedeten  unheilvolle  Plane, 
veröffentlichten  Schriften  unter  falschen  Namen,  und  wollten  uns,  die 
wir  die  Empörung  verabscheuen,  durch  Drohungen  zum  Anschluß  an 
dieselbe  nöthigen.  —  Als  beim  onoder  Convenl  die  Abgeordneten 
mehrerer  Gespanschaften  auf  Fortsetzung  der  Friedensunterhandlungen 
drangen,  verzweifelten  die  Häupter  des  Aufstandes  daran,  ihre  un- 
sinnigen Plane  durchsetzen  zu  können;  sie  fielen  deshalb  über  die 
turöczer  Abgeordneten  her,  hieben  sie  nieder  und  erzwangen  durch 
Scln-ecken  die  Annahme  der  schon  im  voraus  fertigen  Beschlüsse.  — 
Hierauf  werden  die  Klagen  gegen  Leopold  und  Joseph,  durch  welche 
der  Convent  die  Thronentsetzung  des  letztern  und  des  gesammten 
Hauses  Oesterreich  rechtfertigte,  einzeln  widerlegt.    Die  Beschlüsse  des  ; 

Diarium  et  Articuli  Conventus  Onodiens.,  unter  den  Handschriften  des 
Nationalmuseums,  Fol.  5G3,  Latina.  Katona,  XXXVII,  362—368.  —  ^  Wag- 
ner, Hibt.  Josephi,   ö.  248. 
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preßburger  Reichstags,  die  Krönung  König  Joseph's  und  die  Anerken- 
nung der  Erblichkeit  der  Krone  wurden  nicht  durch  tyrannische  Mittel 
und  durch  die  Furcht  vor  dem  eperieser  Gerichte,  das  des  Aufruhrs 
Schuldige  bestrafte,  erzwungen,  sondern  von  den  Ständen  einstimmig 
beschlossen.  Joseph  schwor  den  Krönungseid  darum  nicht  bedingungs- 
weise, weil  derselbe  die  Worte  enthielt,  „wie  der  König  und  die  Stände 
übereinkommen  werden",  denn  zu  jedem  Gesetze  ist  die  Zustimmung 
beider  erforderlich.  Die  Belehrungen,  welche  König  Stephan  der  Hei- 
lige seinem  Sohne  Emerich  gab,  der  noch  als  Prinz  starb,  sind  kein  Ge- 
setz, welches  die  folgenden  Könige  bände.  —  Sodann  wird  aus  der 
Geschichte  Ungarns  und  angeführten  Gesetzen  der  Beweis  geführt,  daß 
die  Krone  von  jeher  erblich  gewesen  sei,  und  Ungarn  nur  beim  Aus- 
gange des  jedesmaligen  Herrscherhauses  das  Recht  besitze,  sich  wieder 
einen  König  zu  wählen.  —  Der  König,  heißt  es  weiter,  ist  ausschließlich 
berechtigt,  die  Stände  zum  Reichstage  zu  berufen,  und  jede  andere  ohne 
seine  Genehmigung  veranstaltete  Versammlung  ist  Verschwörung,  und 
alles,  was  sie  beschließt,  schon  an  sich  nichtig.  Als  Verschwörung  muß 
man  aber  den  onoder  Convent  und  dessen  Beschlüsse  als  nichtig  um  so 
mehr  betrachten,  weil  der  einsichtsvollere  und  mächtigere,  auch  durch 
Aemter  und  Berühmtheit  des  Geschlechts  der  dort  versammelten  Menge 
überlegene  Theil  der  Stände  gegen  dessen  unerhörtes  und  tollkühnes 
Verfahren  vor  dem  König  protestirt  hat.  Und  treubrüchige  Empörer 
sind  die  Häupter  des  Aufstandes  auch  darum,  weil  sie  sich  ein  aus- 
schließlich königliches  Recht  anmaßten,  indem  sie  jene,  die  ihrem  Bunde 
nicht  beitraten  und  dem  König  treu  blieben,  zum  Verlust  ihrer  Güter 
und  Aemter  verurtheilten.  —  Demzufolge  erklären  der  Palatin  und  die 
Mitunterschriebenen  den  onoder  von  einigen  Treubrüchigen  und  deren 
Häuptern  zusammenberufenen  Convent  und  dessen  Beschlüsse  für  null 
und  nichtig,  die  Urheber  und  Häupter  des  Aufstandes  und  alle,  die  es 
mit  ihnen  halten,  für  Empörer,  die  durch  die  ausgesprochene  Thron- 
erledigung der  Strafe  des  Hochverraths  verfallen  sind.  Schließlich  ge- 
loben sie  dem  König  und  seinem  ^ause  unverbrüchliche  Treue,  weil  sie 
überzeugt  sind,  daß  er  alle  Stände  und  Volksklassen  des  Reichs  im  Be- 
sitze ihrer  Rechte  erhalten  und  schützen  werde.  Das  Manifest  wurde 
von  14  wirklichen  und  Titularbischöfen,  7  Domkapiteln,  9  Reichs- 
baronen, 25  Obergespanen,  40  Grafen  und  Baronen  und  13  Freistädten 
unterschrieben. ^ 

Da  die  verwegenen  Beschlüsse  des  onoder  Convents  jeden  friedlichen 
Ausgleich  mit  dem  schwer  beleidigten  Kaiser  Joseph  unmöglich  gemacht 
hatten,  war  zu  erwarten,  daß  beide  Theile  nun  alles  aufbieten  würden, 
um  den  Kampf  auf  Leben  und  Tod  zu  beginnen.  Das  geschah  jedoch 
nicht.  Gerade  jetzt  fing  die  Kraft  Rdköczy's  und  der  verbündeten 
Stände  sichtbar  zu  ermatten  an.  Alle  jene,  in  deren  Sinne  blos  die 
Wiederherstellung  der  alten  Reichsverfassung  lag,  und  deren  Hoffnung 
auf  Frieden   die  Unabhängigkeitserklärunjr   in   die   Aussicht   auf  einen 


*   Gleichzeitig    in    lateinischer   Sprache    im   Druck    erschienen.      Fiedler, 
II,  480.     Miller,    Actenstücke,   II,  313. 
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langen  erbitterten  Krieg  von  zweifelhaftem  Ausgange  verwandelte,  wur- 
den ihnen  entfremdet.  Ihre  Ilülfsmittel  wurden  täglich  mehr  erschöpft, 
und  die  Abgaben,  die  sie  deshalb  dem  Volke  aufzulegen  genöthigt 
waren,  schwächten  dessen  Eifer  für  die  Sache,  von  der  es  Befreiung  von 
drückenden  Lasten  erwartet  hatte.  Unfälle,  die  sich  häuften,  kühlten 
den  Muth  und  erschütterten  die  Treue  der  Armee.  Und  endlich  langten 
auch  die  Hülfsgelder  aus  Frankreich  spärlich  oder  gar  nicht  an.  Joseph 
dagegen  war  des  Siegs  über  den  Aufstand  gewiß,  sobald  der  Friede 
mit  Ludwig  XIV.  und  Philipp  V.  ihm  gestatten  werde,  seine  ganze 
Macht  wider  denselben  zu  kehren.  Dieser  Zeitpunkt  schien  ihm  näher 
zu  sein,  als  derselbe  wirklich  war,  und  er  fuhr  daher  fort,  seine  An- 
strengungen vornehmlich  auf  den  Erbfolgekrieg  zu  richten,  der  ihm  Sieg 
über  seine  äußern  und  innern  Feinde  verhieß. 

In  Spanien  hatte  zwar  das  Glück  den  Verbündeten  den  Rücken  ge- 
kehrt. Schon  im  September  1706  wai*en  deren  Truppen  gezwungen, 
Madrid  zu  verlassen,  und  Philipp  kehrte  dorthin  zurück.  Am  25.  April 
1707  wurde  die  vereinigte  Armee  der  Alliirten  vom  Marschall  Berwick 
bei  Alamanza  fast  gänzlich  vernichtet,  und  dadurch  die  Krone  Spaniens 
auf  Philipp's  Haupte  befestigt.  In  Italien  dagegen  blieb  das  Glück  den 
Fahnen  des  Kaisers  treu,  während  Maflborough  auch  in  den  Nieder- 
landen zwar  1706  keine  schweren  Schläge  führte,  aber  doch  die  Ober- 
hand behauptete.  Nachdem  Eugen  durch  den  Sieg  bei  Turin  die  Fran- 
zosen fast  gänzlich  aus  Oberitalien  vertrieben  und  am  16.  April  1707 
die  Huldigung  des  Herzogthums  Mailand  in  der  Hauptstadt  im  Namen 
König  Karl's  III.  von  Spanien  angenommen  hatte,  wurde  zur  Eroberung 
Neapels  geschritten.  General  Daun  trat  den  Marsch  dorthin  mit  nur 
8000  Mann  an,  stieß  fast  nirgends  auf  Widerstand  und  zog  am  7.  Juli 
unter  dem  Jubel  der  Bevölkerung  in  Neapel  ein.  Da  die  Eroberung  der 
Niederlande,  Mailands  und  Neapels  nur  dem  Hause  Oesterreich  zugute 
kam,  wollten  die  Seemächte,  daß  auch  etwas  zu  ihrem  Vortheil  ge- 
schehe, und  drangen  auf  die  Wegnahme  französischer  Häfen  am  Mittel- 
ländischen Meere.  Eugen  und  der  Herzog  von  Savoyen  brachen  daher 
zu  Anfang  Juli  mit  31000  Mann  von  Turin  auf,  durchzogen  die  Pro- 
vence und  umschlossen  Toulon  von  der  Landseite,  während  eine  englisch- 
holländische Flotte  dessen  Hafen  sperrte.  Der  Anmarsch  eines  über- 
legenen französischen  Heeres  nöthigte  jedoch  Eugen,  den  Rückweg 
anzutreten,  und  der  einzige  Gewinn  dieses  Feldzugs  war  die  Eroberung 
der  Festung  Susa  für  Savoyen.  Außer  der  Armee  in  Italien  standen 
österreichische  Regimenter  auch  am  Rhein  bei  der  deutschen  Reichs- 
armee, in  den  Niederlanden  und  in  Spanien,  sodaß  für  den  Krieg  in 
Ungarn  und  Siebenbürgen  nur  wenige  Truppen  übrig  waren. 

Durch  die  siebenbürger  Gesandtschaft,  Avelche  der  Pforte  melden 
sollte,  daß  Räköczy  den  fürstlichen  Thron  eingenommen  habe,  ließ  der 
Pascha  von  Temesvär  die  Eroberung  der  von  kaiserlichen  Truppen 
besetzten  Festungen  an  der  Grenze  des  türkischen  Gebietes,  vor  alleu 
andern  Arad^^,  dringend  anrathen  und  seine  Hülfe  hierzu  verspreclien. 
Die  Siebenbürger  drangen  auf  Befolgung  des  Rathes,  weil  durch  die 
Eroberung  dieser  Festungen  den  Armeen  des  Kaisers  der  Weg  nach 
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Siebenbürgen  abgeschnitten,  und  durch  die  Unterstützung,  welche  der 
Pascha  verhieß,  die  Pforte  wahrscheinlich  in  den  Krieg  verwickelt 
würde.  Räkoczy  dagegen  glaubte,  der  Pascha  meine  es  nicht  redlich, 
und  die  Pforte  werde  die  Festungen,  sobald  sie  erobert  würden,  als  ihr 
früheres  Besitzthum  wieder  zurückfordern,  gab  aber  endlich  den  Wün- 
schen der  Siebenbürger  nach  und  entsendete  Kärolyi  gegen  Arad.  Ka- 
rolyi  brach  am  14.  Juni  von  Onod  auf,  zog  unterwegs  Verstärkungen  an 
sich,  langte  am  5.  Juli  vor  Arad  an,  schlug  noch  am  selben  Tage  den 
Raizenführer  Tököli,  der  einen  Ausfall  machte,  zurück,  und  nahm  später 
auch  die  Vorstädte  ein.  ^  Da  aber  Pekry,  den  er  aus  Siebenbürgen  zu 
Hülfe  rief,  ihm  geradezu  jede  Unterstützung  verweigerte,  und  er  allein 
die  Stadt  und  Festung  zu  bezwingen  zu  schwach  war,  zog  er  schon  am 
25.  Juli  mit  Genehmigung  des  Fürsten  wieder  ab.  ^ 

Während  der  Abwesenheit  ßercsenyi's  zuerst  beim  onoder  Convent 
und  dann  auf  diplomatischer  Sendung  in  Polen,  befehligte  Anton  Eszter- 
hazy  die  räkoczy'schen  Truppen  im  Nordwesten.  Guido  Starhemberg, 
vom  Kaiser  zum  Oberbefehlshaber  in  Ungarn  ernannt,  erhielt  die  Wei- 
sung, vorerst  Leopoldstadt  hinreichend  mit  Kriegsmaterial  und  Lebens- 
mitteln zu  versehen,  sobald  er  sich  einiger  feindlicher  Befestigungen  im 
Gebirge  bemächtigt  haben  werde,  angriffsweise  zu  verfahren,  die  Ein- 
nahme Neuhäusel's  zu  vei'suchen,  und,  wenn  diese  gelänge,  die  Berg- 
städte zu  besetzen.  Jenseit  der  Donau  führten  Palffy  und,  ihm  unter- 
geordnet, Ebergenyi  den  Befehl;  sie  hatten  vornehmlich  die  Vereinigung 
Bottyän's  mit  Bezeredy  und  deren  Einfall  in  Oesterreich  und  Steiermark 
zu  hindern.  Pfeffershoven,  der  Commandant  in  Ofen,  schlug  am  2.  Juli 
bei  Päkozd  den  Obersten  Szekeres,  der  von  Palota  aus  Stuhlweißenburg 
ängstigte,  und  erstürmte  dann  auch  Palota.  ^  Starhemberg  sammelte  in 
der  Schutt  15  Regimenter,  kam,  unterwegs  von  den  feindlichen  Scharen 
unter  Stephan  Balogh  nur  wenig  angefochten,  am  8.  Juni  in  Leopold- 
stadt an,  versah  die  Festung  mit  den  erforderlichen  Vorräthen,  errichtete 
ein  befestigtes  Lager  bei  Szered  und  stand  im  Begriff  gegen  Eszterhäzy 
vorzurücken,  der  sich  unter  die  Kanonen  von  Neitra  zurückgezogen 
liatte,  weil  er  dem  Befehle  Bercsenyi's  gemäß  vertheidigungsweise  ver- 
fahren und  besonders  Neuhäusel  hüten  sollte.  Da  erfuhr  Starhemberg, 
daß  Ocskay  sich  anschicke,  mit  8000  Kuruczen  nach  Mähren  und 
Oesterreich  einzufallen,  wandte  sich  gegen  diesen  und  warf  ihn  ins  Ge- 
birge zurück.  Doch  schon  wenige  Tage  nachher  zerstreute  Ocskay  zwei 
Regimenter  Starhemberg's,  die  dem  Schlosse  Sasvär,  welches  die  Ku- 
ruczen verlassen  und  dann  die  Kaiserlichen  besetzt  hatten,  Lebensmittel 
zuführten.  Der  Unfall  störte  den  Marschall  nicht  in  seinen  Unter- 
nehmungen; er  nahm  nach  dreitägiger  Beschießung  am  30.  Juli  Detrekö 
ein,  bemächtigte  sich  der  Befestigungen  bei  Branyicska,  welche  die  Rä- 
koczy'schen geräumt  hatten,  legte  bei  Wägujhely  und  an  andern  geeig- 

'  Tagebuch  des  arader  Commandanten.  Kärolyi  naplöja  (Tagebuch).  — 
^  Räköczy's  Schreiben  an  Kärolyi,  Munkäcs,  den  17.  Juli  1707,  im  Archiv 
der  Grafen  Kärolyi;  nach  Szalay,  VI,  4G8 — 470.  —  ^  Wagner,  Hist.  Josephi 
Imp.,  S.  204. 
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neten  Orten  ebenfalls  Verschanzungen  an,  und  eröffnete  am  24.  August 
den  Angriff  auf  Neitra.  Er  konnte  sich  rühmen,  im  Landstriche  westlich 
der  Waag  die  Oberhand  und  feste  Stellung  gewonnen  zu  haben.  Rä- 
koczy  betrachtete  seine  Operationen  mit  solcher  Besorgniß,  daß  er  vor 
Bercsenyi  äußerte,  „wenn  der  Feind  in  dieser  Weise  zu  handeln  fort- 
fährt, so  macht  er  in  drei  Feldzügen  dem  Kriege  ein  Ende."  Starhemberg 
mußte  jedoch,  als  er  Neitra  zu  belagern  kaum  angefangen  hatte,  das 
Feld  seiner  glücklichen  Unternehmungen  verlassen  und  dem  Rufe 
Palffy's  über  die  Donau  folgen.  ^ 

Einige  kaiserliche  Räthe  schlugen  vor,  Siebenbürgen  vorderhand 
sich  selbst  zu  überlassen,  auch  den  General  Tige  mit  seinen  Truppen 
von  dort  abzuberufen,  um  den  Krieg  in  Ungarn  mit  größerm  Nachdruck 
führen  zu  können;  nach  Ueberwältigung  des  Hauptlandes,  meinten  sie, 
werde  es  leicht  sein,  das  Nebenland  zu  unterwerfen.  Joseph  aber  wollte, 
daß  Siebenbürgen  um  jeden  Preis  behauptet  und  Rabutin  aberixials  hin- 
geschickt werde.  ^  Rabutin  trat  am  6.  August  den  Hinmarsch  von  Wien 
über  Ofen  an,  und  zog  unterwegs  einen  großen  Theil  der  zehn  Regi- 
menter, die  bisher  unter  Pälffy  gestanden  hatten,  an  sich.  Hierdurch 
wurde  dieser  so  geschwächt,  daß  er  dem  bei  13000  Mann  starken 
Feinde  unmöglich  länger  Widerstand  leisten  konnte  und  Starhemberg 
zu  seiner  Unterstützung  herbeirief.  Starhemberg  stieß  mit  einem  Theile 
seiner  Truppen  zu  ihm,  und  Oesterreich  wurde  vor  einem  Einfalle  der 
Kuruczen  bewahrt.  Aber  Bezeredy,  Balogh  und  Kisfaludy  wurden  nicht 
gehindert,  in  Steiermark  einzubrechen,  Friedberg,  Hartberg  und  Grafen- 
dorf zu  plündern.^  Der  Zug  Rabutin's  nach  Siebenbürgen,  der  die 
Unternehmungen  der  kaiserlichen  Feldherren  durchkreuzte,  vereitelte 
auch  den  Plan  Räköczy's,  in  Schlesien  einen  Aufstand  zu  erregen. 
Schon  hatte  der  Fürst  dem  General  Eszterhäzy  den  Befehl  gegeben, 
Babocsay  an  die  Grenze  zu  schicken,  der  von  dort  Proclamationen  aus- 
streuen und  friedlich  nach  Schlesien  hinüberstreifen  sollte;  schon  Kä- 
rolyi  angewiesen,  die  Führung  der  Armee  an  der  Waag  statt  Eszter- 
häzy's,  mit  dem  er  unzufrieden  war,  zu  übernehmen*:  da  wurde  ihm 
klar,  daß  Rabutin  auf  dem  Marsche  nach  Siebenbürgen  begriffen  sei, 
und  er  befahl  nun  Eszterhäzy,  einen  Theil  seiner  Truppen  unter  Ocskay 
zurückzulassen,  mit  dem  andern  am  linken  Ufer  der  Donau  hinabzueilen 
Tind  den  Uebergang  Rabutin's  über  den  Strom  zu  hindern.  Dieser  be- 
werkstelligte jedoch  den  Uebergang  bei  Altofen,  noch  ehe  Eszterhäzy 
ihm  gegenüberstand.  *  Kärolyi  mußte  nun  abermals  den  gehässigen 
Auftrag  übernehmen,  durch  Verwüstung  des  Landes  und  Ueberfälle  den 
Marsch  des  Feindes  zu  erschweren.  Das  sollte  er  mit  3000  Mann  aus- 
richten, denn  der  Kern  seiner  Mannschaft  umlagerte  Großwardein.  Er 
konnte  es  daher  nicht  hindern,  daß  Rabutin  die  Raizen,  die  ihm  Tököü 

'  Arnetli,  Das  Leben  des  Grafen  Guido  Starhemberg,  S.  427  fg.  — 
Eszterhäzy,  Antal  täborkönyve  (Lagerbuch).  Wagner,  Hist.  josephi,  S.  200  fg. 
Kolinovics,  bei  Katona,  XXXVII,  327.  —  ^  Memoires  de  Bussy-Rabutin, 
S.  155.  —  3  Wagner,  a.  a.  0.,  S.  202,  204.  Hist.  des  revol.,  I.  —  *  Rä- 
köczy's Schreiben  an  Kärolyi,  im  Archiv  der  Grafen  Kärolyi,  nach  Szalay, 
S.  472.   —    ^  Wienerisches  Diarium.     Eszterhäzy,  Antal  täborkönyve. 
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zuführte,  bei  Halas  aufnahm,  am  9.  September  ohne  erheblichen  Verlust 
Szegedin  erreichte  und  über  die  Theiß  setzte.  Nun  erhielt  Kärolyi 
Befehl,  nach  Siebenbürgen  zu  eilen. 

Räküczy  hatte  in  Onod  den  Siebenbürgern  versprochen,  sich  in  ihr 
Land  zu  begeben  und  dessen  Regierung  selbst  zu  übernehmen,  wurde 
aber  durch  die  diplomatischen  Unterhandlungen,  von  denen  sogleich  die 
Rede  sein  wird,  in  Ungarn  festgehalten,  glaubte  auch,  der  Stand  der 
Dinge  erfordere  seine  Anwesenheit  im  Westen  weit  dringender  als  im 
Osten  der  Theiß,  ließ  Siebenbürgen  selbst  dann  noch  unter  Pekry's  Ob- 
hut, als  Rabutin  den  Marsch  dorthin  angetreten  hatte,  und  schickte  blos 
einen  Theil  seiner  Haustruppen  nebst  Reiterei  bin.  Pekry  entsprach 
der  Erwartung  des  Fürsten  nicht,  gerieth  beim  Herannahen  der  kaiser- 
lichen Armee  in  Verwirrung,  nahm  bald  hier,  bald  dort  Stellung,  und 
zog  sich,  als  diese,  ohne  auf  Widerstand  zu  stoßen,  bei  Deva  die  Grenze 
überschritten  hatte  und  am  30.  September  vor  Hunyad  anlangte,  auf 
Enyed  zurück.  Kärolyi,  der  wegen  eines  Haufens  Raizen,  der  sich  bei 
Bekes  sammelte,  sich  um  einige  Tage  verspätet  hatte  und  erst  am  1.0c- 
tober  bei  Klausenburg  ankam,  wurde  mit  Mistrauen  und  Kälte  aufge- 
nommen. Pekry,  der  ihm  bei  der  Belagerung  Arads  die  geforderte 
Hülfe  nicht  geleistet,  erblickte  in  dieser  Verspätung  die  Absicht,  sich 
dafür  zu  rächen;  die  Siebenbürger  wähnten  sich  vom  Fürsten,  der  sich 
Rabutin's  Marsch  nicht  nachdrücklicher  widersetzt  hatte,  nicht  selbst 
ihnen  zu  Hülfe  gekommen  war,  vernachlässigt  und  preisgegeben.  Statt 
sich  mit  Kärloyi  zu  vereinigen,  entwichen  Pekry  und  die  vornehmern 
Edelleute  nach  Ungarn,  die  Szekler  in  die  Moldau.  ^  Kärolyi,  der  allein 
gelassen  und  bei  der  feindlichen  Stimmung  der  Walachen  zu  schwach 
war,  Siebenbürgen  zu  vertheidigen,  gerieth  in  Verzweiflung.  Räkoczy 
entzog  Pekry  den  Oberbefehl  und  war  entschlossen,  ihn  vor  das  Kriegs- 
gericht zu  stellen.^  Aber  er  und  Bercsenyi  erkannten  auch,  wie  wenig 
der  Erfolg  des  Feldzugs  den  verwegenen  onoder  Beschlüssen  entspreche, 
\vie  ihre  Kraft  schwinde.  Der  letztere  schrieb  Kärolyi:  „Der  Feind  hat 
ine  Schanzen  von  Totujhely  und  Beczko  angefangen  bis  an  die  Waag 
\i)llendet  und  streift  bis  Tapolcsäny.  Die  gemeinen  Soldaten  berauben 
schon  einander;  zu  befehlen  wagt  man  ihnen  nicht.  Das  Landvolk  bittet 
nru  Erlaubniß  (dem  Kaiser)  zu  huldigen.  Die  Zukunft  wird  schlimmer 
.ils  die  Gegenwart  sein.  Der  Stand  der  Dinge  ist  an  der  Maros  wie  an 
der  Waag  derselbe;  dort  schießt  der  Walache,  hier  der  Slawe.  Das 
Unglück  ist,  daß  sich  die  Zuneigung  des  Volks  gegen  uns  verliert."^ 
m  Je  länger  der  Krieg  ohne  Entscheidung  fortdauerte  und  die  Aussicht 
auf  französische  Hülfe  schwand,  um  so  eifriger  strebte  Räkoczy  nach 
Bündnissen  auch  mit  andern  Mächten  schon  vor  dem  onoder  Convente. 
Wir  müssen  jedoch,  ehe  wir  hierüber  berichten,  einen  Blick  auf  den 
Krieg  werfen,  der  im  Norden  Europas  seit  1700  loderte.    Der  russische 

^  Hist.  des  revol..  V.  Thaly  Kälmän,  Törtenelmi  kaläszok  (geschicht- 
li'he  Aehren),  S.  248  fg.  Cserei,  S.  392.  —  -  Raköczy's  Brief  an  Kärolyi, 
vom  7.  October  1707.  Fiedler,  II,  478.  —  ^  Im  Archiv  der  Grafen  Kärolyi, 
nach  Szalay,  VI,  478—479. 
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Zar  Peter  der  Große,  die  Könige  August  IL  von  Polen  und  Friedrich  IV. 
von  Dänemark  verbanden  sich,  um  Schweden,  dessen  König,  Karl  XII., 
ein  wenig  versprechender  Jüngling  war,  ihnen  wohlgelegene  Provinzen  zu 
entreißen.  Friedrich  IV.  eröffnete  im  März  1700  den  Krieg,  indem  er  den 
Herzog  von  Holstein-Gottorp,  Karl's  Schwager,  überfiel;  Peter  rückte  in 
Ingermanland,  August  in  Livland  ein.  Der  achtzehnjährige  Karl  entfaltete 
eine  von  niemand  geahnte  Thatkraft,  landete  am  4.  August  vor  Kopen- 
hagen und  zwang  Friedrich  schon  am  18.  August  zum  Frieden.  Dann 
wandte  er  sich  gegen  Peter  und  zertrümmerte  mit  nur  8000  Schweden 
bei  Narwa  am  17.  October  das  80000  Mann  starke  russische  Heer.  Im 
folgenden  Jahre,  am  18.  Juni,  besiegte  er  bei  Riga  die  mit  einer  rus- 
sischen vereinigte  sächsische  Armee  August's.  Die  Polen,  unter  denen 
eine  zahlreiche  Partei  ohnehin  gegen  den  König,  der  sich  durch  Be- 
stechung ihnen  aufgedrungen,  feindlich  gesinnt  war,  gaben  weder  Trup- 
pen noch  Geld  zu  dem  Kriege,  den  er  wider  ihren  Willen  unternommen 
hatte.  —  Karl  setzte  es  sich  nach  diesen  Siegen  in  den  Kopf,  August  zu 
entthronen,  verwarf  dessen  Friedensanträge,  drang  unaufgehalten  immer 
weiter  vor,  und  forderte  die  Polen  auf,  dem  „meineidigen,  wortbrüchigen 
König"  den  Gehorsam  zu  kündigen  und  sich  einen  andern  zu  wählen. 
Am  24.  Mai  1702  zog  er  in  Warschau  ein,  schlug  bei  Clissow  abermals 
ein  sächsisches  Heer,  nahm  darauf  Krakau  und  zwang  August  zur 
Flucht  nach  Sachsen.  Nachdem  die  Schweden  Polen  und  Litauen 
nach  allen  Richtungen  durchzogen  und  großentheils  schon  durch  den 
Schrecken,  der  vor  ihnen  herging,  unterworfen  hatten,  rief  der  Erz- 
bischof von  Gnesen  und  Primas  von  Polen,  Cardinal  Radcziejowszky, 
das  Haupt  der  August  feindlichen  Partei,  die  Stände  auf  den  30.  Januar 
1704  nach  Warschau,  wo  es  zu  dem  Beschlüsse  kam:  August  hat  durch 
den  wider  den  Willen  der  Republik  begonnenen  Krieg  den  Thron  ver- 
wirkt, und  es  tritt  das  Interregnum  ein,  während  dessen  der  Cardinal- 
Primas  die  Regierung  führen  wird.  Der  Wahlreichstag  versammelte 
sich  am  12.  Juli  und  wählte  auf  Karl's,  durch  einen  Theil  der  schwe- 
dischen Armee  unterstützte  Empfehlung,  den  Wojwoden  von  Posen, 
Stanislaus  Leszczynski,  zum  König.  Das  schwedische  Heer  war  aber 
bei  weitem  nicht  zahlreich  genug,  um  das  ausgedehnte  polnische  Reich 
besetzen  zu  können;  August  konnte  daher  nach  Warschau  zurückkehren, 
als  Karl  1704  Lemberg  erstürmte;  später,  von  Warschau  abermals  ver- 
trieben, sich  wenigstens  seinen  Getreuen  hier  und  da  zeigen  und  ein 
neues  Heer  unter  Schulenburg  aus  Sachsen  nach  Polen  kommen  lassen, 
während  Karl  die  Russen  aus  Volhynien  und  Litauen  jagte.  Der  schwe- 
dische General  Rhenschöld  schlug  Schulenburg  und  die  mit  ihm  ver- 
einigten Russen  am  13.  Februar  170G  bei  Frauenburg  bis  zur  Vernich- 
tung, und  Karl  brach  im  Juli  nach  Sachsen  auf.  Umbekümmert  um  den 
Zorn  des  Kaisers  und  die  Protestation  des  deutschen  Reichstages  wegen 
Verletzung  des  Reichsgebietes,  nahm  er  seinen  Weg  über  Schlesien,  und 
zwang  August  durch  Besetzung  und  Brandschatzung  seines  Kurfürsten- 
thums,  am  24.  September  in  Altranstädt  bei  Lützen  den  Frieden  abzu- 
schließen, in  welchem  dieser  dem  polnischen  Throne  für  immer  entsagen 
und  Leszczynski   als  König   anerkennen  mußte.     Nach  dem  Friedens- 
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Schlüsse  blieb  Karl  noch  fast  ein  volles  Jahr  in  Sachsen.  Als  er  durch 
Schlesien  zog,  baten  ihn  die  dortigen  schwer  bedrängten  Protestanten, 
daß  er  ihnen  ihre  verlorene  Religionsfreiheit  durch  seine  Vermittelung 
wieder  verschaffe.  Joseph  wagte  es  nicht,  die  Verwendung  des  gefürch- 
teten Schwedenkönigs  zurückzuweisen,  und  gab  den  Protestanten  sogar 
viele  der  ihnen  abgenommenen  Kirchen  zui-ück.  Dies  war  es  aber, 
was  Rakoczy  den  Gedanken  eingab,  in  Schlesien  einen  Aufstand  zu 
erre"gen. 

Nachdem  der  Kurfürst  von  Baiern  seine  Abneigung,  nach  dem 
Throne  Ungarns  zu  streben,  erklärt  hatte,  ließ  Rakoczy  im  April  1706  1706 
durch  Fierviile  dem  König  August  rathen:  Da  der  posener  Wojwod  im 
Vortheil  zu  sein  scheint,  möge  August  dem  polnischen  Throne  entsagen 
und  den  ungarischen  zu  besteigen  suchen,  wodurch  er  sich  den  König 
von  Schweden  zum  Freunde  machen  könnte.  „Ich  kann",  fährt  Rakoczy 
fort,  „dem  König  seine  Erwählung  mit  Sicherheit  versprechen,  wenn  er 
mir  erlaubt,  die  Sache  in  Fluß  zu  bringen.  Er  falle  in  Schlesieo  ein, 
welches  in  seine  Gewalt  zu  bringen  und  sich  dann  mit  der  ungarischen 
Armee  zu  vereinigen  ihm  leicht  sein  wird.  Aber  nöthig  ist  es,  daß  ich 
den  schwedischen  König  von  meinem  Vorschlage  in  Kenntniß  setze, 
wozu  ich  von  August  Ermächtigung  bitte."  Die  Antwort  blieb  aus, 
und  Rakoczy  mußte  bald  auch  selbst  einsehen,  wie  sonderbar  und  aben- 
teuerlich sein  Vorschlag  sei,  den  ihm  nur  das  Verlangen  nach  einem 
Kronprätendenten  hatte  eingeben  können.  Er  trat  nun  in  emsigen 
Verkehr  mit  Stanislaus  Lesczynski  und  Karl  XII.,  der,  wenn  auch  nicht 
im  Bündniß,  so  doch  in  freundlichem  Verhältniß  mit  Ludwig  XIV.  stand. 
\m  4.  August  sandte  er  an  Stanislaus  die  Botschaft:  Vorausgesetzt, 
daß  der  König  von  Schweden  ihm  Hülfe  gewährt,  werde  er  es  für  ein 
Glück  halten,  sich  mit  Stanislaus  verbünden  zu  können.  Ungarn  wird 
zur  Königswahl  schreiten,  sobald  die  beiden  Monarchen  das  Bündniß 
mit  ihm  eingehen.  Will  der  König  von  Schweden  uns  einen  Dienst 
erzeigen,  so  weise  er  die  Schlesier  an  uns  und  verspreche  ihnen  Schutz 
als  Garant  vieler  mit  den  Protestanten  geschlossenen  Friedensverträge. 
Am  2.  September  fertigte  Rakoczy  eine  Gesandtschaft  nach  Sachsen 
ab,  die  beauftragt  war,  Karl  XII.  das  Bündniß  der  Ungarn  mit  ihm  an- 
zubieten und  die  Vortheile  zu  schildern,  die  Schweden  und  Polen  aus 
demselben  ziehen  würden.  Wenn  der  König  GOOO  Mann  Ilülfstruppen 
nach  Ungarn  schickte,  so  hofft  der  Fürst  unzweifelhaft,  die  Kaiserlichen 
zu  besiegen.  Dann  werden  die  Ungarn  sich  vom  Hause  Oesterreich  los- 
sigen  und  die  Wahl  eines  Königs  vornehmen,  dann  im  Stande  sein,  den 
/Königen  Karl  und  Stanislaus  wider  den  Zar  Hülfe  zu  leisten.  ^ 
K  Karl  hatte  auf  das  Anerbieten  noch  keine  bestimmte  Antwort 
■  gegeben,  als  Rakoczy,  der  sich  eben  anschickte,  den  Fürstenstuhl 
P  Siebenbürgens  feierlich  einzunehmen  und  die  Unabhängigkeit  Ungarns 
durch  den  onoder  Convent  aussprechen  zu  lassen,  im  Februar  1707  1707 
durch  eine  Botschaft  des  Zars  Peter  überrascht  wurde.  Dieser  war, 
während   die   Schweden    in   Sachsen   verweilten,    an   der  Spitze   eines 

'  Unter  den  Handschriften  des  National museums,  F.  V,  Aufschr.  Gallica. 
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zahlreichen  Heeres  nach  Polen  zurückgekehrt,  überzog  schnell  einen 
großen  Theil  des  Landes  und  wollte  nun  Räköczy  auf  den  Thron 
erheben,  dem  August  entsagt  hatte.  Ein  russischer  Priester,  Korbe, 
brachte  dem  Fürsten  die  Botschaft  nach  Munkacs,  und  meldete  zugleich, 
der  Zar  habe  beschlossen,  wenn  der  Fürst  die  angebotene  Krone  aus- 
schlüge, den  Prinzen  Eugen  von  Savoyen  zum  König  von  Polen  wählen 
zu  lassen.  Das  Anerbieten  setzte  Räköczy  in  große  Verlegenheit;  die 
Annahme  desselben  mußte  ihm  KarFs  XII.  Feindschaft  und  Lud- 
wig's  XIV.,  der  diesem  befreundet  war,  Misfallen  zuziehen,  was  die 
höchst  zweifelhafte  Aussicht  auf  den  wirklichen  Besitz  des  polnischen 
Throns  nicht  werth  war;  die  Ablehnung  aber  unausbleiblich  den  Zorn 
des  eigenwilligen  Zars  erregen,  und  wahrscheinlich  dessen  Verbindung 
mit  Oesterreich  und  die  Wahl  Eugen's  zur  Folge  haben.  Er  suchte  also 
sich  dadurch  herauszuhelfen,  daß  er  den  Zar  bat,  die  Sache  geheim  zu 
halten,  bis  ihm  der  polnische  Staatsrath  die  Krone  freiwillig  anbieten 
werde,  denn  er  setzte  voraus,  daß  Se.  Majestät  der  freien  Republik  Polen 
keineswegs  einen  König  aufzwingen  wolle.  Nach  Abreise  des  russischen 
Unterhändlers  ließ  er  Karl  XII.  und  Stanislaus  durch  Paul  Räday  von 
dem  Anerbieten  des  Zars  in  Kenntniß  setzen  und  sie  befragen,  ob  er  auf 
ihre  Hülfe  mit  Gewißheit  rechnen  dürfe, -wenn  Peter  zufolge  seiner  Ab- 
lehnung des  polnischen  Throns  sich  wider  ihn  mit  dem  Kaiser  ver- 
bünde. Karl  antwortete,  der  Fürst  soll  des  Zars  wegen  unbesorgt 
sein;  er  werde  nächstens  nach  Polen  zurückkehren,  die  Russen  hinaus- 
treiben und  Stanislaus  auf  dem  Throne  befestigen.  Der  Zar  dagegen 
berief  die  Polen  von  seiner  Partei  nach  Lublin  und  drängte  sie  am 
11.  August,  Räköczy  zum  König  auszurufen.  Eine  Deputation  brachte 
das  "Wahldecret  nach  Munkäcs,  wohin  sich  der  Fürst  nach  dem  önoder 
Convent  begeben  hatte.  ^ 

Der  Siebenbürger  Staatsrath,  dem  Räköczy  in  Huszt  die  Frage  vor- 
legte, ob  er  den  polnischen  Thron  ausschlagen  oder  annehmen  solle, 
sprach  sich  einstimmig  für  die  Annahme  aus.  Aber  nicht  nur  die  oben 
erwähnten  Bedenken  schreckten  ihn  von  derselben  ab,  sondern  auch  sein 
Gewissen  verbot  sie  ihm,  wie  er  in  seinen  Memoiren  sagt,  weil  er  die 
Stellung,  in  welche  er  als  König  von  Polen  gekommen  wäre,  für  unver- 
träglich mit  seinem  den  Ungarn  und  Siebenbürgern  geleisteten  Eide 
hielt,  denn  als  solcher  wäre  er  genöthigt  gewesen,  mit  dem  Kaiser  ein 
friedliches  Verhältniß  zu  pflegen,  als  Oberhaupt  des  ungarischen  Bundes 
und  Fürst  von  Siebenbürgen  dagegen  hätte  er  ihn  bekriegen  müssen. 
Er  ersann  daher  einen  Plan,  der  verwirklicht  ihm  und  den  Ungarn 
große  Vortheile  verschaffen,  die  Ansprüche  Karl's  XII.  und  Peter's 
befriedigen  und  zugleich  Ludwig  XIV.  aus  seiner  mislichen  Lage  reiten 
würde.  Ludwig  sollte  den  Frieden  zwischen  Peter  und  Karl  vermitteln, 
nach  dessen  Abschluß  mit  den  beiden  Monarchen  Bündniß  wider  Oester- 
reich schließen,  damit  der  Kurfürst  von  Baiern  auf  den  ungarischen^ 
Thron,  Stanislaus  auf  den  polnischen  und  Räköczy  zum  Besitz  Sieben-1 
bürgens  gelange.     Das  ist  der  Schlüssel,  schreibt  Räköczy,  zu  meinen] 

'  Hist.  des  revoL,  V,  369. 


Joseph  I.   bis    zum    szatmarer  Frieden.  77 

damaligen  Bestrebungen  und  Vertragen  i^it  dem  Zar.  ^  Um  seinen 
Plan  zu  verwirklichen,  sandte  er  Bercsenyi  nach  Warschau,  und  gab 
ihm,  damit  die  Gesandtschaft  mehr  Glanz  erhalte,  Klobusieczky,  Franz 
Berthuty  und  Alexander  Keczer  zu  Gefährten.  Die  Gesandten  ins- 
gesammt  erhielten  die  Weisung,  den  Zar  durch  Preisen  seiner  Macht  zu 
gewinnen  und  ihm  bemerkbar  zu  machen,  daß  dieselbe  durch  nichts 
mehr  gehoben  werden  könnte,  als  durch  ein  Bündniß  mit  dem  König 
von  Frankreich,  wodurch  zugleich  der  schwedische  König  zum  Frieden 
bewogen  würde;  daß  der  Zar,  sobald  dieser  Friede  zu  Stande  gekom- 
men, als  Vermittler  zwischen  Frankreich  und  Oesterreich  auftreten  und 
den  allgemeinen  Frieden  stiften  würde,  in  welchen  auch  die  Ungarn 
mit  eingeschlossen  werden  sollen;  daß  es  endlich,  nachdem  dies  alles 
geschehen  ist,  bei  ihm  stehen  werde,  die  Türken  zu  bekriegen  und  aus 
Konstantinopel  zu  vertreiben,  wozu  ihm  Ungarn,  Polen  und  Frankreich 
behülflich  sein  werden.'-^  Außer  der  allgemeinen  Instruction  empfing 
Bercsenyi  noch  ein  besonderes  Beglaubigungsschreiben,  welches  ihn  zu 
geheimen  Unterhandlungen  ermächtigte.  Peter  ging  auf  den  Plan  Rä- 
köczy's  ein,  behielt  sich  aber  für  den  Fall,  daß  derselbe  mislänge,  die 
Erhebung  des  Fürsten  auf  den  Thron  Polens  vor.  So  ward  denn  in 
Warschau  am  4.  September  folgender  Vertrag  geschlossen:  Die  pol- 
nische Königswahl  wird  auf  drei  Monate  hinausgeschoben;  in  der 
Zwischenzeit  wird  Räköczy  die  erforderlichen  Schritte  thun,  damit  der 
König  von  Frankreich  die  Vermittelung  zwischen  dem  Zar  und  dem 
König  von  Schweden  übernehme;  sollte  er  dieselbe  ablehnen,  so  wird 
die  Königswahl  vor  sich  gehen,  und  Räköczy  ist  verbunden,  wenn  die 
Polen  ihn  freiwillig  wählen,  die  Krone  anzunehmen;  der  Zar  dagegen 
wird  ihn  im  ruhigen  Besitze  Siebenbürgens  und  des  polnischen  Throns 
schützen,  und  den  Ungarn  zur  Wiedererlangung  und  Befestigung  ihrer 
Freiheit  behülflich  sein.  ^  Bercsenyi  war  so  fest  überzeugt,  der  franzö- 
sische Hof  werde  den  Plan  Räköczy's  bereitwillig  ergreifen,  daß  er 
dessen  Annahme  von  selten  Ludwig's  als  gewiß  ankündigte.  Peter 
schenkte  seiner  Versicherung  Glauben  und  bot  Karl  XII.  Waffenstill- 
stand auf  zwölf  Jahre  an.  Allein  Desalleurs,  durch  den  der  Fürst  seinen 
Plan  dem  französischen  Hofe  vorlegen  ließ,  hielt  denselben  für  ein  Hirn- 
gespinst, die  seinem  Könige  zugedachte  Vermittlerrolle  für  unverträglich 
mit  dessen  Vortheil  und  Ansehen,  und  stellte  die  Sache  auch  seinem  Hofe 
so  dar.  Räköczy  schrieb  es  daher  ihm  zu,  daß  sein  Plan  von  Ludwig 
verworfen  wurde;  aber  wer  unbefangen  urtheilte,  mußte  einsehen,  daß 
es  kaum  möglich  sei,  Gegner  von  so  unbiegsamem  Charakter,  wie  Peter 
'n)d  Karl  XII.,  deren  Interessen  überdies  einander  schnurbtracks  ent- 
■j;enstehen,  zu  versöhnen  und  in  einem  Bunde  zu  vereinigen;  daß  Lud- 
wig, dem  der  Friede  so  sehr  noththat,  im  Vertrauen  zu  der  noch  unge- 
kannten  rohen  Kraft  Rußlands  seine  Feinde  durch  ein  Bündniß  wider 
den  Kaiser  nicht  noch  mehr  gegen  sich  aufreizen  durfte. 

*  Hist.  des  revol.,  V,  373  fg.  —  ^  Alexandri  Kärolyi  revelationes  arca- 
norum  Rakoczian.,  bei  Pray,  Epistolae  proc,  III,  582  fg.  —  ^  Der  Vertrag 
bei  Fiedler,  I,  308.  Die  Aeußerungen  Peter's  über  die  Vermitteluug  Frank- 
reichs, bei  demselben,  I,  312. 
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Wie  wenig  Peter  im  Stande  sein  werde,  zu  erfüllen,  wozu  er  in 
obigem  Vertrage  sich  verpflichtet  hatte,  konnte  Räköczy  aus  einer 
Aeußerung  der  Gemahlin  des  Großmarschalls  Siniawsky  schließen, 
welche  ihm  Bercsenyi  am  5.  September  mittheilte.  Diese  Freundin,  die 
ihm  nach  seiner  Flucht  aus  dem  neustädter  Gefängnisse  Aufnahme  und 
Schutz  in  ihrem  Hause  gewährt  hatte,  sagte:  „Ganz  Polen  wundert  sich, 
daß  Räköczy,  obgleich  nur  bedingungsweise,  die  Krone  ohne  Einwilli- 
gung des  Reichstags  angenommen  habe;  denn  der  Zar  hat  wol  einige 
Stimmen  für  ihn  mit  Gewalt  erpreßt,  aber  kein  einziger  Senator  für  ihn 
gestimmt.  Die  Polen  wünschen  Frieden,  aber  Räkoczy's  Thronbestei- 
gung würde  Krieg  über  uns  bi-ingen.  Die  Polen  sind  der  Einmischung 
des  Moskowiters  schon  überdrüssig  und  werden,  wenn  er  besiegt  wird 
oder  abzieht,  sämmtlich  zum  Schützlinge  des  schwedischen  Königs,  zu 
Stanislaus,  übergehen."^  Der  Aufbruch  Karl's  XII.  aus  Sachsen  ver- 
eitelte den  Erfolg  der  Gesandtschaften  an  den  Zar  mit  allem,  was  daran 
hing,  vollends.  Seit  22.  August  hatten  sich  die  Schweden  dazu  an- 
geschickt, und  traten  am  selben  Tage,  an  welchem  Peter  den  Vertrag 
mit  den  ungarischen  Gesandten  schloß,  den  Marsch  über  Schlesien  und 
Polen  nach  Rußland  an.  Räköczy  rief  nun  seine  Gesandtschaft  durch 
Eilboten  von  Warschau  ab,  weil  er  sich  den  Zorn  des  bisher  unbesiegten 
Helden  nicht  zuziehen  wollte.^  Peter  ging  über  Grodno  nach  Rußland 
zurück,  wohin  ihm  Karl  auf  dem  Fuße  folgte. 

Darum  gab  aber  Räköczy  seinen  Plan  noch  nicht  ganz  auf.  Am 
15.  October  sandte  er  Kökenyesdy,  der  während  des  önoder  Convents 
nach  Ungarn  zurückgekehrt  war,  wieder  nach  den  Niederlanden  an  den 
Kurfürsten  von  Baiern  und  von  da  an  den  französischen  Hof.  Der 
erstere  sollte  zur  Annahme  der  ungarischen  Krone  bewogen  werden. 
Daher  hatte  der  Gesandte  ihm  vorzutragen:  Der  Fürst  habe  den  ihm 
angebotenen  polnischen  Thron  angenommen,  damit  der  Zar  sich  nicht 
mit  Oesterreich  verbinde,  was  für  den  Kurfürsten  sehr  nachtheilig  ge- 
wesen wäre,  dieser  wolle  daher  trachten,  daß  der  König  von  Frankreich 
die  Vermittelung  zwischen  dem  Zar  und  dem  König  von  Schweden  über- 
nehme. —  Die  Ungarn  werden  den  Kurfürsten  zum  König  wählen,  so- 
bald er  mit  einer  Armee  zu  der  ihrigen  stößt.  Die  Vereinigung  könnte 
am  leichtesten  über  Schlesien  bewerkstelligt  werden,  wohin  ihm  Räköczy 
entgegengehen  werde.  Sollte  der  Kurfürst  nicht  selbst  nach  Ungarn 
kommen  können,  so  schicke  er  15000  Mann.  Der  Fürst  wolle  sich  mit 
Siebenbürgen  begnügen  und  verlange  blos,  daß  die  Gespanschaften 
Szatmär,  Szabolcs  und  Biliar  mit  demselben  vereinigt  werden,  die  Be- 
sitzungen der  Zrinyi  und  Frangepane  als  sein  Erbe  ihm  zufallen,  und  die 
Moldau  und  Walachei,  wenn  sie  den  Türken  entrissen  würden,  ihm  ge- 
hören sollen.  ^  Noch  bevor  Kökenyesdy  sich  an  den  französischen  Hof 
begab,  schickte  Räköczy  auch  den  französischen  Grafen  Tournon  hin, 

1  Fiedler,  I,  66.  —  2  Hist.  des  revol,  V,  367  —  385.  Revelatio  arcan. 
Räköczian.,  bei  Pray,  a.  a.  O.  Kökenyesdy's  Sendsclireiben  an  den  Kurfürsten 
von  Baiern,  bei  Fiedler,  I,  74.  —  ^  Bei  Fiedler,  I,  295.  Der  Brief  Räkoczy's 
an  Ludwig  XIV.,  bei  demselben,  II,  477. 
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der  unlängst  in  seine  Dienste  getreten  war.-  Derselbe  sollte  besonders 
um  die  Abberufung  Desalleurs'  und  Sendung  eines  dem  Fürsten  und  den 
Ungarn  freundlicher  gesinnten  Gesandten  bitten. ' 

Während  Räkoczy  auswärts  so  emsig  Hülfe  suchte,  war  er  nicht 
weniger  bedacht,  auch  daheim  seine  Streitmacht  zu  vergrößern  und  sich 
Hülfsquellen  zu  öffnen.  Er  berief  um  die  Mitte  des  November  die  Staats- 
räthe  und  Abgeordneten  der  Gespanschaften  nach  Kaschau  zu  einem 
Convent,  der  bis  5.  December  beisammen  blieb.  Hier  wurde  eine  bedeu- 
tende Vermehrung  der  Truppen  beschlossen;  und  wurden  die  zum  Unter- 
halt derselben  erforderlichen  Naturallieferungen  und  Steuern  ausge- 
schrieben, die  letztern  nicht  blos  in  Kupfermünzen,  sondern  zum  Theil 
auch  in  gutem  Gelde.^ 

Nachdem  die  durch  den  onoder  Convent  ausgesprochene  Lossagiing 
Ungarns  vom  Hause  Oesterreich  jede  fernere  Unterhandlung  mit  ßä- 
köczy  und  den  verbündeten  Ständen  unmöglich  gemacht  hatte,  riethen 
der  Palatin,  Fürst  Paul  Eszterhäzy  und  andere  Magnaten  dem  König, 
neben  der  Bekämpfung  des  Aufstandes  mit  Waffen,  die  Stillung  des- 
selben auch  durch  Abhaltung  des  Reichstags  zu  versuchen,  der  seit 
19  Jahren  nicht  einberufen  worden.  Sie  konnten  darauf  hinweisen, 
daß  das  Volk  unter  den  Drangsalen  des  Innern  Kriegs  nach  Frieden 
schmachtet;  daß  viele,  durch  den  tollkühnen  onoder  Beschluß  in 
Schrecken  gesetzt,  nur  auf  eine  Gelegenheit  warten,  bei  der  sie  auf  gute 
Art  aus  dem  Bunde  scheiden  könnten,  der  viel  zu  weit  gegangen  ist; 
daß  andere,  die  ohne  Nebenabsichten  für  ihre  und  des  Vaterlandes  Frei- 
heit zu  kämpfen  glauben,  dem  Könige  huldigen  werden,  der  den  gesetz- 
lichen Weg  betritt,  um  zu  erfüllen,  was  er  versprochen  hat;  daß  endlich 
jenen,  die  im  Aufruhr  beharren,  durch  das  Ausschreiben  des  Reichstags 
der  Vorwand  benommen  werde,  unter  welchem  sie  das  Volk  zu  den 
Waffen  riefen.  Joseph  beachtete  ihren  Rath  und  schrieb  Ende  Decem- 
ber den  Reichstag  nach  Preßburg  auf  den  29.  Februar  1708  aus.  ^  1708 

Weil  die  königlichen  Ausschreiben  nicht  in  alle  jene  Gespanschaften, 
über  die  Räkoczy  gebot,  gelangten,  schickte  der  Palatin  eine  Anzahl 
derselben  an  ihn  mit  der  Bitte,  den  Frieden  und  das  Wohl  des  Vatei-- 
landes  zu  Herzen  zu  nehmen  und  sie  zu  versenden.  Räkoczy,  dem  meh- 
rere Gespanschaften  die  ihnen  zugekommenen  Einberufungsschreiben 
zugeschickt  hatten,  veröffentlichte  am  18.  Februar  von  Nagy-Käroly  ein 
Rundschreiben,  in  welchem  er  unter  anderm  sagt:  Der  kaiserliche  Hof 
habe  1G87  gesehen,  wie  nützlich  ihm  ein  Reichstag  sei,  an  welchem  er 
durch  im  voraus  gewonnene  Leute  alles  beschließen  lassen  könne,  was 
er  wolle,  und  daher  jetzt  abermals  einen  ausgeschrieben,  um  vermittels 
desselben  den  Ungarn  ein  eisernes  Joch  auf  den  Nacken  zu  legen. . . . 
Obgleich  das  Herz  eines  jeden  unter  uns  sich  darüber  empören  muß,  und 
wir  beschlossen  haben,  den  Krieg  fortzusetzen,  bis  die  Freiheit  des 
Vaterlandes  errungen  ist,  werden  wir  dennoch  denen,   die  dieser  Ver- 

'  Die  Instruction  für  Tournon,  bei  Fiedler,  I,  304;  II,  477.  —  ^  jjin 
Brief  Räküczy's,  bei  demselben,  11,479.  Hist.  des  revol.,  V,  385.  Kovacbich, 
Vestigia  comitior.,  S.  809.   —    =  Kovacbich,  a.  a.  0.,  S.  810. 
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Sammlung  beiwohnen  wollen  und  vor  uns  persönlich  erscheinen,  um  so 
weniger  die  Pässe  verweigern,  je  mehr  wir  wünschen,  unsere  aufrich- 
tigen Absichten  und  unermüdeten  Bestrebungen  für  das  Wohl  des 
Vaterlandes,  und  dagegen  die  trügerischen  Verheißungen  und  unheil- 
vollen Plane  des  Feindes  offenbar  zu  maclien.  Dem  Palatin  antwortete 
er  von  Tokaj  am  28.  Februar:  Während  der  Unterhandlungen  in  Tyr- 
nau  war  die  Zeit  da,  den  Reichstag  zu  versammeln.  .  .  .  Eszterhäzy,  der 
seiner  Nation  untreu  geworden  ist  und  ihr  Vertrauen  verloren  hat,  höre 
auf,  sein  Mittleramt  zu  erwähnen.  Er  und  die  wenigen,  die  mit  ihm 
darin,  Unterthanen  des  Kaisers  zu  heißen,  größern  Ruhm  als  in  der 
Freiheit  des  Vaterlandes  suchen,  sollen  Ungarn  nicht  dadurch  vor 
der  Welt  beschimpfen,  daß  sie  mit  aller  Gewalt  das  ganze  Volk  sein 
wollen. .  . .  Die  ihm  übersendeten  Ausschreiben  schicke  er  unerbrochen 
zurück,  weil  er  den  Inhalt  derselben  aus  jenen  kenne,  welche  ihm  die 
Gespanschaften  einlieferten,  und  weil  sie  vom  Kaiser  kommen,  den  nie- 
mand unter  uns  als  seinen  Herrn  anerkennt.  ^ 

Da  Räkoczy  und  der  Bund  den  größern  Theil  des  Landes  noch  be- 
herrschten, war  die  Zahl  derer,  die  sich  in  Preßburg  einfanden,  klein; 
bei  der  obern  Tafel  erschienen  9  Diöcesan-,  10  Titularbischöfe  und 
52  weltliche  Magnaten;  bei  der  untern  Abgeordnete  aus  den  15  Gespan- 
schaften: Preßburg,  Neitra,  Trencsin,  Bars,  Gran,  Pest,  Raab,  Oeden- 
burg,  Wieselburg,  Eisenburg,  Szala,  Somogy,  Baranya,  Weißenburg  und 
Komorn,  aus  18  Städten  und  von  2  Kapiteln,  nebst  den  Stellvertretern 
25  abwesender  Magnaten.  Die  Stände  ersuchten  den  König  durch  eine 
Deputation,  erst  dann  in  ihre  Mitte  zu  kommen,  wenn  die  Verhandlungen 
zu  einigem  Erfolg  geführt  haben,  und  zu  gestatten,  daß  sie  die  im  Auf- 
ruhr begriffenen  Mitstände  durch  den  Erzbischof  von  Gran,  Herzog 
Christian  von  Sachsen,  dürften  auffordern  lassen,  Abgeordnete  zum 
Reichstage  zu  schicken.^  Joseph  fand  es  ungeziemend,  daß  jene,  die 
der  königlichen  Einberufung  nicht  Folge  leisteten,  auch  noch  durch  die 
Stände  zum  Reichstage  geladen  werden  sollten.  Dem  erstem  Gesuche 
gemäß,  ernannte  er  am  12.  März  den  Fürsten  Adam  Liechtenstein  und 
den  Grafen  Otto  Traun  zu  seinen  Commissaren,  welche  die  königlichen 
Gesetzvorschläge  dem  Reichstage  überbrachten.  Diese  wurden  am 
4.  April  verlesen  und  enthielten  die  Ermahnung,  daß  die  Stände  alle 
Privatbeschwerden  auf  den  nächsten  Reichstag  vertagen  und  gegen- 
wärtig sich  nur  mit  solchen,  die  das  ganze  Land  betreffen,  und  über 
Maßregeln  zur  Wiederherstellung  des  Friedens  beschäftigen  mögen. 
Hierauf  begannen  die  eigentlichen  Verhandlungen  mit  der  Zusammen- 
stellung der  Bescliwerden  und  Abfassung  der  die  Beseitigung  derselben 
bezweckenden  Artikel.^  Da  beide  eine  Wiederholung  dessen  sind,  was 
schon  seit  einem  Jahrhundert  als  gekränktes  und  wiederherzustellendes 
Recht  gefordert  wurde,  auch  besonders  von  den  bei  den  tyrnauer 
Unterhandlungen    vorgebrachten    Punkten,    diejenigen    ausgenommen, 

^  Unter  den  Reichstagsschriften  im  Nationalmuseum.  —  ^  Der  Bericht 
der  Deputation  an  den  Palatin,  dat.  Viennae  7.  a.  mens.  Martii  1708,  ebenda. 
—  2  Ebenda. 
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welclie  die  Königswahl  und  Siebenbürgen  betreffen,  sich  wenig  unter- 
sclieiden,  ist  es  überflüssig,  sie  mitzutheilen.  Nur  den  6.  Artikel,  der 
die  Religionsangelegenheit  betrifft,  wollen  wir  anführen,  weil  der  kirch- 
liche Fanatismus  durch  ihn  eine  große  Anzahl  von  Staatsbürgern  in 
ihren  heiligen  Rechten  kränkte  und  neue  Ursache  zur  Zwietracht  gab. 
Die  Evangelischen  verlangten  kraft  der  Gesetze  von  1608  und  1647: 
Die  Rückgabe  der  ihnen  gewaltsam  entrissenen  Kirchen,  Schulen, 
Armenhäuser  und  liegenden  Gründe;  unbeschränkte  Freiheit,  Superin- 
tendenten, Vorsteher,  Geistliche  und  Lehrer  zu  haben,  die  berechtigt 
seien,  Eheprocesse  und  andere  kirchliche  Streitigkeiten  ihrer  Glaubens- 
genossen nach  den  Grundsätzen  ihrer  Kirche  zu  entscheiden;  Aeltern 
gemischter  Ehe  dürfen  ihre  Kinder  evangelisch  taufen  und  erziehen  las- 
sen; Evangelische  sollen  zu  katholischen  Ceremonien  nicht  gezwungen, 
von  öffentlichen  Aemtern  und  von  den  Zünften  nicht  ausgeschlossen  wer- 
den; die  Clausel,  „mit  Aufrechthaltung  des  grundherrlichen  Rechtes", 
werde  gestrichen;  jedermann  genieße  Religionsfreiheit;  Einkerkerungen, 
körperliche  Züchtigungen  und  Verurtheilungen  des  Glaubens  wegen, 
welche  besonders  die  armen  Bauern  von  ihren  Grundherren  erlitten, 
sollen  aufhören  u.  s.  w.  *  Nur  acht  der  augsburger  und  zwei  der  hel- 
vetischen Confession  Zugethane  waren  gegenwärtig;  ungeachtet  sie  mit 
Muth  und  Ernst  für  die  Gewissensfreiheit  kämpften,  wurden  sie  nieder- 
stimmt, und  der  Artikel  lautete:  „Jedermann  darf  vermöge  der  Gesetze 
von  1608,  1681  und  1687  seine  Religion  frei  ausüben;  diese  Gesetze 
sollen,  inwieweit  sie  noch  nicht  vollstreckt  sind,  ohne  Verzug  in  Wirk- 
samkeit gesetzt  werden,  wobei  die  Aufrechthaltung  des  grundherrlichen 
Rechtes  so  zu  verstehen  ist,  daß  es  von  dem  Belieben  des  katholischen 
Grundherrn  abhängt,  ob  er  auf  seinem  Gute  protestantische  Religions- 
übung und  einen  protestantischen  Geistlichen  dulden  wolle  oder  nicht; 
der  protestantische  Grundherr  dagegen  darf  katholische  Unterthanen 
und  den  katholischen  Geistlichen  von  seinem  Gute  nicht  vertreiben."  — 
Die  geringe  Aussicht  auf  Erreichung  des  beabsichtigten  Endzwecks  und 
der  abermalige  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  veranlaßten  den  König, 
die  entworfenen  Artikel  nicht  zu  beantworten  und  den  Reichstag  aufzu- 
lösen.^ Derselbe  war  noch  verfrüht.  — 
Räköczy  strebte  im  Winter,  soweit  es  seine  Geldmittel  erlaubten, 
sein  Heer  zu  vergrößern  und  gehörig  zu  rüsten,  wollte  jedoch  den  Som- 
mer hindurch  jede  größere  Schlacht  vermeiden,  um  im  Herbst  mit  unge- 
schwächter Macht  nach  Schlesien  zu  ziehen,  dort  Winterquartier  zu 
hmen,  die  misvergnügte,  seit  dem  Durchmarsche  der  Schweden  aufge- 

-gte  Bevölkerung  zum  Aufstande  bewegen,  dann  im  Frühling,  mit  dem 
Kurfürsten  Maximilian  Emanuel  vereinigt,  nach  Ungarn  zurückkehren 
und  den  Freiheitskrieg  zur  Entscheidung  bringen.  Aber  seine  Aussichten 
trübten  sich.  Kökenyesdy  berichtete  im  Februar:  Der  französische  Hof, 
der  sich  vormals  erfreut  zeigte,  daß  die  Ungarn  den  Kurfürsten  zu  ihrem 
Konig  zu  wählen  gesonnen  sind,   findet  nun  dessen  Erhebung  auf  den 

'  Ribini,  Memorabilia  August.  Confessionis,  11,  513  fg.  —    ^  Die  Artikel 
unter  den  Reiclistagsschriften. 
Fefller.    V.  6 
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ungarischen  Thron  mit  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  verknüpft. 
Er  müßte,  meint  man,  über  Polen  hingehen,  und  zwar  der  großen  Ent- 
fernung wegen  ohne  Armee;  sollte  es  ihm  dennoch  gelingen,  mit  einigen 
Truppen  hinzugelangen,  so  könnte  er,  falls  ihn  ein  Unfall  träfe,  keine 
Hülfe  erlangen.  ^  In  seinen  Erwartungen  durch  die  Arglist  des  fran- 
zösischen Hofs  bitter  getäuscht,  und  dennoch  dessen  Unterstützung  jetzt 
noch  mehr  als  früher  bedürftig,  trug  Räköczy  seinem  Geschäftsträger 
auf,  beim  König  und  beim  Kurfürsten  um  entschiedene  und  schnelle 
Antwort  anzuhalten,  ob  sie  das  Bündniß  mit  ihm  schließen  und  das 
Ihrige  thun  wollen,  damit  er  seine  Maßregeln  zu  nehmen  wisse.  Der 
Kaiser  bietet  dem  Fürsten  auch  gegenwärtig  noch  unter  der  Hand  Frie- 
den an,  und  Ungarn  ist  nach  der  langen  Anstrengung  so  erschöpft  und 
von  Geld  entblößt,  daß  es  ohne  Unterstützung  den  Krieg  nicht  länger 
fortsetzen  kann.  Es  hat  sich  in  der  Hoffnung  von  Oesterreich  losgesagt, 
daß  der  König  und  der  Kurfüi'st  ihm  nun  desto  reichlichere  Hülfe  ge- 
währen werden;  bliebe  diese  aus,  so  müßte  es  in  Verzweiflung  fallen. 
Auch  dürfe  der  Kurfürst  seinen  Marsch  oder  die  Absendung  einer  Armee 
nicht  auf  das  künftige  Jahr  (1709)  verschieben,  wenn  nicht  alles  ver- 
eitelt werden  solle.  ^  Die  Berichte,  welche  Kökenyesdj  über  den  Erfolg 
seiner  wiederholten  Bemühungen  abstattete,  lauteten  noch  niederschla- 
gender als  die  frühern.  Vom  Minister  Torcy  war  keine  bestimmte  Antwort 
zu  erlangen.  Der  Kurfürst,  zu  dem  sich  hierauf  Kökenyesdy  nochmals 
begab,  äußerte  anfangs  Zweifel,  ob  es  ihm  möglich  sein  werde,  auf  den 
Thron  Ungarns  zu  gelangen,  so  sehr  er  es  auch  wünsche,  und  gestand 
endlich  am  1.  Mai,  der  König  von  Frankreich  sei  durch  die  erlittenen 
Niederlagen  an  Kraft  so  erschöpft,  daß  er  von  ihm  keine  Hülfe  erwarten 
könne,  und  die  Hoffnung,  König  von  Ungarn  zu  werden,  aufgeben 
müsse;  auf  ihn  solle  der  Fürst  nicht  weiter  rechnen  und  sich  anderwärts 
umsehen.^  Nun  sah  Räköczy  den  Plan,  den  er  auf  Maximilian  Ema- 
nuel's  Thronerhebung  gebaut  hatte,  umgestürzt,  und  gab  seinem  Ge- 
schäftsträger die  Weisung,  an  den  französischen  Hof  zurückzukehren 
und  bestimmte  Antwort  zu  erbitten,  ob  der  König  gesonnen  sei,  das  ver- 
sprochene Bündniß  mit  ihm  zu  schließen,  die  Hülfsgelder  noch  künftig 
zu  zahlen  und  die  Rückstände  derselben  zu  tilgen,  die  schon  zu  einer 
großen  Summe  angewachsen  waren.  Die  Umstände,  antwortete  Torcy, 
haben  sich  seit  1705  geändert,  auf  anderer  Grundlage  als  der  damaligen 
müsse  jetzt  das  Bündniß  geschlossen  werden,  und  Desalleuvs  habe  daher 
bereits  die  Weisung  erhalten,  darüber  mit  dem  Fürsten  zu  unterhandeln. 
Einige  Zeit  darauf,  als  Kökenyesdy  über  die  noch  immer  nicht  erfolgte 
Auszahlung  der  rückständigen  Hülfsgelder  sich  beklagte,  erwiderte  der 
Minister,  sein  König  zahle,  wenn  es  ihm  möglich  sei.  Endlich  erhielt 
Kökenyesdy  vom  König  Audienz,  und  las  diesem  ein  Denkschreiben 
vor,  in  welchem  unter  anderm  gesagt  wurde:  Sollte  Ew.  Majestät  über 
das  Bündniß  und  die  Hülfsgelder  keine  bestimmte  Erklärung  geben,  so 

'  Die  Schreiben  Kökenyesdy's,  bei  Fiedler,  T,  81  u.  83.  —  ^  Die  Briefe 
Räköczy's  an  seinen  Gesandten  vom  6.,  21.,  31.  März  und  16.  April,  bei 
Fiedler,  I,  314  —  320.   —    ^  Die  Berichte  bei  Fiedler,  I,  90  —  92. 
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würde  der  Fürst,  der  ohne  Unterstützung  »die  Last  des  Kriegs  nicht 
länger  zu  tragen  vermag,  gezwungen  sein,  sich  mit  dem  Kaiser  zu  ver- 
söhnen, was  er  ungeachtet  der  ünabhängigkeitserklärung  noch  immer 
thun  kann.  Da  unterbrach  ihn  Torcy  mit  den  Worten:  „Das  ist  ein 
eitles  Gerede,  in  der  Macht  Raköczy's  steht  es  nicht  mehr,  Frieden,  so- 
bald er  will,  zu  schließen."  Seinen  Bericht  schließt  Kökenyesdy  mit 
dem  Ausrufe:  „Um  Gottes  willen!  Durchlauchtiger  Herr,  zögern  Sie 
nicht,  wenn  Ihnen  nicht  Genüge  geschieht,  und  zeigen  Sie,  daß  es  in 
Ihrer  Macht  steht,  Frieden  zu  schließen."  ^ 

Aber  der  französische  Hof  hatte  damals,  ohne  daß  Kökenyesdy 
etwas  davon  wußte,  schon  einen  neuen  Anschlag  in  Bereitschaft,  sich 
den  nützlichen  Verbündeten  zu  erhalten ;  ein  preußischer  Prinz  wurde 
statt  des  Kurfürsten  von  Baiern  den  Ungarn  als  Throncandidat  gezeigt. 
Der  französische  Geschäftsträger  in  Danzig,  Bonac,  schrieb  dem  Hof- 
kaplan des  preußischen  Königs  und  Consistorialrath  Jablonsky,  der 
schon  früher  den  Verkehr  der  ungarischen  Protestanten  mit  dem 
preußischen  Hofe  vermittelt  hatte,  er  sei  von  seinem  Monarchen  beauf- 
tragt, dem  preußischen  König,  wenn  dieser  es  gestatte,  Eröffnungen 
von  großer  Wichtigkeit  zu  machen.  Es  w^urde  gestattet,  worauf  Bonac 
meldete:  wenn  der  König  von  Preußen  mit  Frankreich  Frieden  schlösse, 
seine  Truppen  von  der  kaiserlichen  Armee  in  Deutschland  und  Italien 
abberiefe  und  neutral  bliebe,  sei  sein  König  bereit,  dessen  königlichen 
Titel  anzuerkennen,  ihm  hinsichtlich  alles  dessen,  weshalb  er  sich  mit 
dem  Kaiser  verbunden  hat,  Genugthuung  zu  geben,  ihn  als  Vermittler 
anzunehmen,  ihm  monatlich  50000 — GOOOO  Thaler  zu  zahlen  und  seinen 
Sohn  den  Ungarn  zum  König  zu  empfehlen.  Hierauf  theilte  Ludwig  XIV. 
die  Sache  auch  Räköczy  mit  und  forderte  ihn  auf,  sich  mit  dem  preußi- 
schen Hofe  in  Verkehr  zu  setzen.  Räköczy  war  froh,  einen  Thron- 
candidaten  gefunden  zu  haben,  der  schon  wegen  der  Nähe,  aber  auch 
wegen  der  größern  Macht  Preußens  dem  Kurfürsten  vorzuziehen  sei, 
und  schrieb  sogleich  an  König  Friedrich  I.  und  an  Jablonsky  Briefe,  in 
denen  er  den  Sohn  des  erstem  zum  König  von  Ungarn  wählen  zu  lassen 
versprach,  und  die  Kray,  sein  Waffenlieferant  in  Danzig,  an  den  Ort 
ihrer  Bestimmung  beförderte.  Friedrich  war  nicht  abgeneigt,  auf  die 
Anträge  Ludwig's  und  Räköczy's  einzugehen,  soll  auch  den  Befehls- 
habern seiner  Truppen  in  Deutschland  und  Italien  befohlen  haben,  die 
Kaiserlichen  bei  ihren  Unternehmungen,  inwieweit  es  ohne  offenbaren 
Vertragsbruch  geschehen  könne,  nicht  zu  unterstützen,  ließ  sich  aber 
weder  mit  Ludwig  noch  mit  Räköczy  tiefer  ein.  Der  fernere  Verlauf 
des  Erbfolgekriegs  für  den  erstem  und  der  Erfolg  des  vom  letztern 
beschlossenen  Feldzugs  nach  Schlesien  sollten  darüber  entscheiden,  ob 
or  sich  mit  ihnen  wider  seine  bisherigen  Bundesgenossen  vereinigen 
dürfe.  ^ 

>  Die  Berichte  bei  Fiedler,  I,  9C,  09.  —  ^  Clement,  Denkwürdigkeiten, 
bei  Fiedler,  II,  2.  Clement  kehrte  von  Frankfurt  a.  O.,  nachdem  er  seine 
Studien  an  der  dortigen  Universität  beendigt  liatte,  in  die  Heimat  zurück  und 
■wurde  Secretär  der  Fürstin  Räküczy  in  Jaroslaw,  der  ihrem  Gemahl  von 
Ludwig  XIV.    geschenkten   Herrschaft.      Hier    führte    er    die   Correspondenz, 
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Kaiser  Joseph  wandte,  wie  gesagt,  seine  Aufmerksamkeit  und  Kraft 
weit  mehr  dem  Kriege  um  die  große  spanische  Monarchie,  als  der  Be- 
kämpfung des  ungarischen  Aufstandes  zu.  Daher  wurde,  als  Prinz 
Eugen  1708  den  Befehl  über  die  kaiserliche  Armee  in  den  Niederlanden 
übernahm,  der  treffliche  Guido  Starhemberg  statt  seiner  nach  Italien 
gesendet,  und  die  oberste  Heeresführung  in  Ungarn  abermals  dem  alten 
Heister  anvertraut.  Ihm  zur  Seite  standen  Johann  Palffy  und  Viard. 
Heister  wartete  in  der  Schutt  längere  Zeit  auf  die  dänischen  Hülfstrup- 
pen,  vor  deren  Ankunft  er  wegen  der  Schwäche  seiner  Armee  seine 
Operationen  nicht  anfangen  zu  dürfen  glaubte.  Räkoczy  brachte  im 
Winter  eine  Armee  zusammen,  wie  er  sie  von  solcher  Zahl  und  Aus- 
rüstung noch  kaum  gehabt  hatte.  Bercsenyi  lagerte  an  der  Gran.  Bot- 
tyän,  an  der  Dugwaag,  beobachtete  Heister.  Ocskay,  an  der  March  mit 
3000  —  4000  Reitern  stehend,  streifte  nach  Mähren  hinüber  und  deckte 
zugleich  die  Belagerung  Trencsins,  durch  dessen  Einnahme  die  Verbin- 
dung der  nach  Schlesien  ziehenden  Armee  mit  Ungarn  gesichert  werden 
sollte.  Anton  Eszterhäzy  und  den  ihm  untergebenen  Generalen  Beze- 
redy  und  Kisfaludy  war  der  Kreis  jenseit  der  Donau  angewiesen.  Fa- 
loczy  führte  Verstärkung  nach  Siebenbürgen,  wo  Karolyi  gegen  Rabutin 
kämpfte.  Den  Kern  seiner  Armee  zog  Räkoczy  erst  im  Mai  bei  Erlau 
zusammen  und  ließ  sie  längere  Zeit  hindurch  blos  fleißig  im  Waffen- 
dienst üben,  denn  er  nahm  sich  vor,  den  Sommer  über  jedes  größere 
Gefecht  zu  vermeiden,  um  im  Herbst  mit  ungeschwächter  Macht  nach 
Schlesien  aufzubrechen.  Aber  den  Offizieren  im  Nordwesten,  die  in 
seine  Plane  nicht  eingeweiht  waren,  misfiel  eine  solche  Unthätigkeit;  sie 
konnten  nicht  begreifen,  warum  er  seine  gegenwärtige  Ueberlegenheit 
an  Zahl  und  Rüstung  der  Truppen  nicht  benutze,  einen  entscheidenden 
Sieg  über  den  schwächern  Feind  zu  erringen,  schrieben  dies  dem  Ein- 
flüsse der  französischen  Offiziere  zu  und  äußerten  laut  ihre  Unzufrieden- 
heit. Selbst  Bercsenyi,  der  allein  die  Absicht  des  Fürsten,  nach  Schle- 
sien zu  ziehen,  kannte,  hielt  es  für  einen  Fehler,  wenn  man  die  günstige 
Gelegenheit  zum  Siege  entschlüpfen  ließe,  und  drang  darauf,  daß  man 
den  Feind,  der  aus  der  Schutt  sich  nicht  herauswage,  dort  aufsuche. 
Ocskay,  der  sich  vor  Viard  von  der  March  an  die  Waag  zurückgezogen 
hatte,  rieth,  diesen  mit  überlegenen  Streitkräften  anzugreifen,  und  schlug 
auch  zwischen  Pösteny  und  Bänka  eine  Brücke,  auf  welcher  die  Armee 
die  Waag  überschreiten  sollte.  Räkoczy  war  zu  wenig  Herr  seiner 
Truppen,  als  daß  er  sich  über  deren  Unzufriedenheit  hätte  hinwegsetzen 
dürfen;  er  marschirte  daher  von  Erlau  in  die  Bergstädtc,  berief  die  Ge- 
nerale sammt  den  vornehmsten  Offizieren  zu  sich  und  legte  ihnen  seinen 
Plan,  Schlesien  in  Aufruhr  zu  bringen  und  dort  sich  mit  einer  preu- 
ßischen Armee  zu  vereinigen,  vor,  um  ihre,  wie  er  glaubte,  unzeitige 
Kampfeslust  zu  mäßigen.  Sie  schenkten  zwar  seinem  Plane  Beifall, 
behaupteten   aber,   daß  man  deshalb   keineswegs  den  Sommer  in  Un- 

welche  die  Fürstin  im  Auftrage  des  Fürsten  mit  den  Königen  Karl  XII.  und 
Stanislaus  uiiterliielt,  und  (rat  dann  1708  in  derselben  Eigenschaft  in  die  nn- 
nüttelbarcn  Dienste  Ralcöczy's. 
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tbätigkeit  zuzubringen  brauche,  daß  im  Ge^eotheil  jetzt  die  Gelegenheit 
da  sei,  die  Kaiserlichen  gänzlich  aus  Ungarn  zu  vertreiben,  und  daß 
gewonnene  Schlachten  die  Armee  nur  stärken  könnten.  Der  Fürst  gab 
nach,  es  wurde  beschlossen,  aus  der  Vertheidigung  zum  Angriff  überzu- 
gehen, den  ersten  Stoß  gegen  Viard  zu  führen,  und  die  Armee  setzte  bei 
Banka  über  die  Waag.  ^ 

Ungeachtet  Pekry  sich  in  Siebenbürgen  gar  nicht  als  tüchtiger  Feld- 
herr bewährt  hatte,  ernannte  ihn  Räkuczy  auf  Bercsenyi's  Empfehlung 
zum  Befehlshaber  des  Armeecorps,  welches  wider  Viard  zog  und  außer 
den  Truppen  Ocskay's  noch  aus  einer  starken  Abtheilung  Reiterei 
bestand.  Die  Folge  davon  war,  daß  Pekry  bei  Skalitz  geschlagen 
wurde.  Kurz  darauf  verbreitete  sich  das  Gerücht,  Trencsin  stehe  auf 
dem  Punkte,  sich  ergeben  zu  müssen,  wenn  Viard  verhindert  würde,  den 
Belagerten  Verstärkung  und  Lebensmittel  zuzuführen.  Räköczy  wollte 
Leopoldstadt  augreifen,  dessen  Einnahme  ihm  ein  Ueberläufer  als  leicht 
vorgestellt  hatte,  weil  die  Besatzung  schwach,  schlecht  versehen  und 
sorglos  sei;  weil  aber  die  Generale  darauf  bestanden,  daß  man  Viard 
und  Heister,  der  letztere  hatte  die  Schutt  bereits  verlassen,  den  Weg  nach 
Trencsin  verlege  und  ihnen  eine  Schlacht  liefere,  ließ  er  Bottyan  und 
Ocäkay  bei  Neuhäusel  zurück  und  trat  den  Marsch  gegen  Trencsin  an. 
Und  nun  geschah  wieder,  was  bisher  beinahe  jedesmal  geschehen  war, 
wenn  Räköczy,  dem  das  Talent  und  die  Kenntnisse  eines  Foldherrn 
mangelten,  in  einer  Schlacht  selbst  befehligte.  Seine  französischen  Offi- 
ziere, die  wahrscheinlich  auch  nicht  die  geschicktesten  waren,  denn  diese 
brauchte  Ludwig  XIV.  selber,  entwarfen  einen  Plan  voll  künstlicher 
Bewegungen,  Umgehungen  und  Seitenangriffe,  in  welchen  sich  die  stra- 
tegisch und  taktisch  nicht  ausgebildeten  ungarischen  Offiziere  nicht 
finden,  den  sie  nicht  ausführen  konnten;  es  entstand  Verwirrung  und 
die  Schlacht  endigte  fast  immer  mit  einer  schnellen  und  schmählichen 
Niederlage.  Die  Armee  Räköczy's  stand  am  4.  August  in  der  Nähe  von 
Trencsin  auf  einem  von  Gräben  durchschnittenen,  besonders  der  Reiterei, 
ihrem  größten  und  besten  Theile,  höchst  ungünstigem  Terrain,  als  die 
Kaiserlichen  vor  ihr  anlangten.  Heister,  dem  berichtet  worden,  Ber- 
csenyi  habe  sich  mit  Räköczy  entzweit,  deshalb  von  ihm  getrennt  und 
sei  allein  gegen  Trencsin  aufgebrochen,  war  bestürzt,  als  er  die  ganze 
Armee  der  Aufständischen  vor  sich  sab,  wollte  die  Schlacht  vermeiden 
und  suchte  unter  die  Mauern  von  Trencsin  zu  kommen.  Da  bemerkte 
Pälffy,  wie  der  feindliche  rechte  Flügel,  den  Pekry  befehligte,  die  ihm 
aufgetragenen  Bewegungen  so  ungeschickt  ausführe,  daß  er  leicht  in 
Verwirrung  gebracht  und  geworfen  werden  könne,  und  ließ  denselben 
durch  eine  Schar  Raizen  nebst  einigen  Compagnien  regulärer  Truppen 
angreifen.  Diese  wurden  zwar  von  dem  Reiterregiment,  auf  welches  sie 
zuerst  stießen,  zurückgetrieben,  aber  die  übrige  verworrene  Masse  ward 
von  solch  panischem  Schrecken  überfallen,  daß  sie  sich  auflöste  und 
floh.  Räköczy  sprengte  hin,  um  die  Fliehenden  zum  Stehen  zu  brin- 
gen; sein  Pferd,  das  schon  glücklich  über  zwei  Gräben  gesetzt  hatte, 

'  Hist.  des  revol-,  V,  385  fg. 
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Strauchelte  beim  Sprunge  über  den  dritten  und  brach  das  Genick,  wobei 
er  an  der  linken  Schläfe  eine  so  schwere  Verletzung  erlitt,  daß  er  besin- 
nungslos vom  Schlachtfelde  hinweggebracht  werden  mußte.  Sein  Fuß- 
volk wurde  großentheils  niedergehauen,  und  was  davon  übrigblieb, 
zerstreute'  sich  gänzlich  in  die  Gebirge  und  Waldungen.  ^  In  dieser 
Niederlage  ging  Räkoczy's  Glücksstern  für  immer  unter. 

Nach  seinem  Siege  zog  Heister  die  dänischen  Hülfstruppen ,  die 
endlich  angekommen  waren,  an  sich  und  rückte  vor  Neitra,  welches  der 
Commandant  Revay  auf  die  erste  Aufforderung  ihm  sogleich  übergab. 
Hierauf  verkündigte  er  eine  Amnestie  für  alle,  die  binnen  zwei  Monaten 
zur  Treue  gegen  den  Kaiser  und  König  zurückkehren,  und  gebot  zu- 
gleich die  Auslieferung  aller  Waffen  in  den  Gespanschaften  Preßburg, 
Neitra  und  Trencsin.  Von  Neitra  zog  er  gegen  Neuhäusel,  der  stärksten 
Festung  der  Aufständischen  im  Nordwesten  der  Donau.  Die  Besatzung 
zeigte  sich  zu  ernstem  Widerstände  entschlossen;  er  dagegen  wollte  mit 
der  Belagerung  keine  Zeit  verlieren,  ließ  einen  Theil  seiner  Truppen  zur 
Gernirung  Neuhäusels  zurück  und  ging  über  die  Donau  nach  dem  südwest- 
lichen Ungarn,  wo  Anton  Eszterhäzy  mit  beiläufig  6000  Mann  den  Auf- 
stand unterhielt  und  Streifzüge  nach  Oesterreich  und  Steiermark  unter- 
nahm. Dem  allen  hoffte  er  um  so  leichter  ein  Ende  zu  machen,  weil 
Bezeredy  schon  seit  längerer  Zeit  im  geheimen  Verkehr  rait  Pälffy  stand 
und  mit  seiner  Mannschaft  zu  den  Kaiserlichen  überzugehen  versprach. 
Der  Verrath  war  jedoch  unterdessen  an  den  Tag  gekommen,  worauf  der 
Oberst  Stephan  Horväth  Bezeredy  nebst  dessen  Mitschuldigen  Botka, 
Szegedi  und  zwei  andern  Offizieren  verhaftete  und  nach  Erlau  schickte, 
die  Regimenter  aber  Anton  Eszterhäzy  zuführte,  der  damals  zwischen 
der  Mur  und  Drau  stand.  So  weit  konnte  sich  Heister  von  der  obern 
Donau  nicht  entfernen,  die  kaum  unterworfenen  Landestheile  nicht 
Bercsenyi  preisgeben,  der  wieder  an  der  Gran  sein  Lager  aufgeschlagen 
hatte;  er  überließ  daher  den  Raizen  den  Kampf  mit  Eszterhäzy,  kehrte 
über  die  Donau  zurück  und  schritt  Ende  September  zur  Belagerung  ' 
Neuhäusels.  Hier  leistete  die  Besatzung  so  standhaften  Widerstand, 
daß  er  daran  verzweifelte,  die  Uebergabe  der  Festung  vor  Anbruch  des 
Winters  zu  erzwingen,  und  am  1,  October  die  Belagerung  in  eine  Ger- 
nirung verwandelte.  Um  der  Besatzung  die  Herbeischaffung  von  Lebens- 
mitteln und  Futter  zu  erschweren,  brannte  er  die  Ortschaften  um  Neu- 
häusel nieder  und  marschirte  dann  gegen  die  Bergstädte.  Bercsenyi,  der  i 
ihn  in  seinem  Marsche  nicht  aufhalten  konnte,  zündete  Leva  an,  um  die  ' 
Vorräthe  zu  vernichten,  welche  die  Kaiserlichen  dort  zu  finden  hofften, 
und  zog  sich  hinter  die  Eipel  zurück.  Diese  grausame  That  war  nur 
den  Bewolmern  der  Stadt  verderblicli,  Heister  schadete  sie  wenig;  er 
besetzte  ohne  Widerstand  die  Bergstädte  und  ward  Herr  ihrer  Gold 
und  Silbergruben. ^ 

Im  Nordwesten,  wo  das  Volk,  von  der  einen  Partei  im  Namen  des 

1  Hist.  des  revol.,  a.  a.  O.  Wagner,  Hist.  Josephi,  S.  242  fg.  Kolino- 
vics  hei  Katona,  XXXVII,  489.  Raköczy's  Sclireiben  an  Kökenyesdy  vom 
22.  Octoher,  hei  Fiedler,  I,  325.    —     ^  Dieselben, 
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rechtmäßigen  Königs,  von  der  andern  im. Namen  der  vaterländischen 
Freiheit  gemishandolt,  auf  den  Brandstätten  seiner  "Wohnungen  trauerte, 
\vurden  die  Mitglieder  des  Ständebundes  durch  den  Sieg  und  die  Fort- 
schritte der  Kaiserlichen  in  Bestürzung  und  Schrecken  gesetzt,  besonders 
da  sie  sahen,  daß  sogar  die  Treue  der  noch  übrigen  Heerestheile  wanke; 
denn  Bezeredy  und  seine  Gefährten  waren  nicht  die  Einzigen,  welche  zu 
Verräthern  der  Sache  wurden,  für  die  sie  bisher  gekämpft  hatten,  auch 
Ocskay  ging  mit  seinen  Truppen  zum  Feinde  über.  Diejenigen  vom 
Adel,  die  durch  Gesinnung  und  Thaten  mit  dem  Bunde  weniger  eng  ver- 
flochten waren,  ergriffen  die  angebotene  Amnestie  und  huldigten  dem 
König;  die  Standhaftem  und  alle,  die  von  der  Amnestie  ausgeschlossen 
zu  werden  besorgten,  flüchteten  sich  und  ihre  Familien  in  die  östlichen 
Gespanschaften,  wo  sie  nicht  nur  Sicherheit,  sondern  auch  Verpflegung 
zu  finden  hofften,  indem  ein  Beschluß  des  onoder  Convents  den  einen 
Landestheil  zur  Aufnahme  und  Versorgung  der  aus  dem  andern  Flüch- 
tigen verpflichtete.  ^  Dort  begegneten  sie  den  Flüchtlingen  aus  Sieben- 
bürgen. Kärolyi,  der  die  Autorität  des  Fürsten  in  Siebenbürgen  auf- 
recht halten  und  die  verlorenen  Landestheile  wieder  erobern  sollte,  hatte 
blos  einen  Haufen  von  mehrern  Tausenden  des  Kriegsdienstes  unkun- 
digen Volks  zusammengebracht,  das  sich  zum  Kampfe  mit  einer  geregel- 
ten Armee  nicht  eignete.  Er  nahm  zwar  Mühlenbach  mit  Sturm  und 
Bros  ergab  sich  freiwillig,  wurde  aber  vom  General  Chusani,  der  nach 
Rabutin's  Abberufung  die  Kaiserlichen  befehligte,  immer  weiter  zurück- 
gedrängt und  zuletzt  gezwungen,  nach  Ungarn  zu  weichen,  weshalb 
auch  Görgeny  nach  tapferer  Vertheidigung  sich  endlich  ergeben  mußte. 
Siebenbürgen  war  wieder  der  Herrschaft  des  Kaisers  unterworfen,  mit- 
hin das  östliche  Ungarn  von  da  und  von  Westen  bedroht.^ 

Räköczy  eilte  nach  seiner  Niederlage  nach  Erlau,  wo  ihn  der  Ge- 
sandte des  Zars,  Ukrainzow,  erwartete.  Derselbe  brachte  die  Botschaft, 
daß  der  Zar  dem  Fürsten  gewogen  sei,  die  Vollziehung  des  warschauer 
Vertrags  ernstlich  wünsche  und  seinem  Gesandten  am  wiener  Hofe 
aufgetragen  habe,  den  Vergleich  der  Ungarn  mit  dem  Kaiser  zu  fördern.^ 
Räköczy  mußte  es  in  seiner  gegenwärtigen  Lage  sehr  erwünscht  sein, 
daß  der  Zar  ihm  freundlich  gesinnt  sei  und  des  geschlossenen  Vertrags 
nicht  vergessen  habe,  obgleich  das  meiste,  was  in  demselben  festgesetzt 
worden,  jetzt  unmöglich  geworden  war.  Von  Erlau  begab  er  sich  nach 
Xagy-Käroly,  um  mit  Kärolyi  zu  berathen,  was  nun  unter  den  der- 
maligen höchst  mislichen  Umständen  geschehen  solle.  Daß  es  nöthig 
wäre,  ein  Heer  auszurüsten,  dessen  Stärke  hinreichte,  einerseits  Heister 
zurückzuwerfen,  andererseits  Siebenbürgen  wieder  zu  gewinnen,  lag  auf 
der  Hand,  aber  erkannt  wurde  zugleich  die  Unmöglichkeit,  bei  der  Ver- 
zagtheit des  Volks  ein  solches  Heer  zusammenzubringen  und,  bei  dem 
Mangel  an  allem  dazu  Erforderlichen,  zu  unterhalten;  es  kam  daher  zu 
dem  Beschlüsse,  Siebenbürgen  vorläufig  sich  selbst  zu  überlassen  und 
alle  Kraft  gegen  die  Kaiserlichen  im  Westen  zu  kehren.    Um  die  Mittel 

1  Hist.  des  revol.,  a.  a.  0.  —    ^  Cserei,  S.  306  fg.    Vgl.  Alexander  Szi- 
lagyi,  Erdelyorszäg  törtenete,  II,  408,  409.  —    ^  Hist.  des  revol.,  a.  a.  O. 


88  Erstes  Buch.     Erster  Abschnitt. 

zur  Aufstellung  des  Heeres  und  zum  Unterhalt  der  Flüchtlinge  zu  er- 
halten, berief  Räkoczy  die  verbündeten  Stände  auf  den  22.  November 
nach  Säros-Patak.  ^ 

Als  der  Convent  in  Patak  eröffnet  wurde,  waren  die  Kaiserlichen 
schon  bis  in  die  Gespanschaften  Gömör  und  Neograd  vorgedrungen  und 
vermehrte  eine  pestartige  Seuche  die  Schrecknisse  des  Kriegs.  Daher 
fehlten  viele  Mitglieder  des  Bundes  und  die  Anwesenden  blickten  mit 
bangen  Ahnungen  in  die  Zukunft;  einige,  namentlich  Alexander  Ottlik, 
riethen  sogar  zur  Aussöhnung  mit  dem  Kaiser.  Gegen  diese  fuhr 
Bercsenyi  drohend  auf;  aber  die  Stände  und  der  Fürst  verhinderten  jede 
Gewaltthat.  Die  Berathungen,  die  sich  bis  20.  December  hinzogen, 
betrafen  vornehmlich  die  Steuern  und  die  Ergänzung  des  Heeres.  Die 
Abgaben  in  Geld  wurden  bedeutend  herabgesetzt,  damit  das  Volk  bei 
gutem  Willen  erhalten  werde.  Das  Heer  sollte  aus  75  Regimentern 
bestehen,  zu  deren  Unterhalt  die  Gespanschaften  monatlich  11250  Cent- 
ner Fleisch,  750  Centner  Salz,  56250  Veka  (=  20  Liter)  Weizen  und 
Roggen,  113685  Veka  Gerste  und  Hafer  zu  liefern  und  2030  einander 
abwechselnde  Wagen  zu  stellen  hatten.  Den  Reitern  wurden  monatlich 
3  rheinische,  den  Fußgängern  3  ungarische  Gulden,  außerdem  den  Un- 
adelichen,  die  bis  zur  Beendigung  des  Kriegs  unter  den  Fahnen  bleiben 
würden,  Befreiung  aus  der  Unterthänigkeit  und  von  Steuern,  den  Inva- 
liden Verpflegung,  den  Witwen  und  Waisen  der  Gefallenen  Versorgung 
aus  dem  öffentlichen  Schatze  versprochen.  Der  Convent  regelte  auch 
die  Gehalte  der  obersten  Bundesbeamten;  er  bewilligte  dem  Fürsten 
100000,  Bercsenyi  50000,  dem  Oberlandescommissar  Stephan  Csäky 
25000  und  dem  Oberhofmeister  Adam  Vay  20000  Gulden  jährlich.  Am 
1 5.  December  wurde  auf  Antrag  des  Fürsten  ein  wöchentlicher  Bet- 
und  Bußtag  angeordnet  und  dazu  der  Freitag  bestimmt.^  Mittlerweile 
hielt  der  Convent  auch  Gericht  über  den  Verräther  Bezeredy  und  dessen 
Mitschuldige,  die  nach  Patak  gebracht  worden  waren.  Räkoczy 
wünschte  sie  zu  retten,  aber  Bercsenyi  drang  auf  ihre  Hinrichtung,  und 
Anton  Eszterhäzy  hatte  mit  den  Schriftstücken,  die  ihre  Schuld  bewie- 
sen, auch  die  Forderung  seiner  Offiziere,  daß  sie  mit  dem  Tode  bestraft 
werden  sollen,  eingesendet;  diese  mußte  beachtet  werdeti,  und  so  wur- 
den denn  Bezeredy  und  Botka,  als  die  am  meisten  Schuldigen,  zum  Tode 
verurtheilt  und  am  18.  December  enthauptet,  die  andern  drei  zu  Ge- 
fängnißstrafe  begnadigt.  Nicht  lange  danach  büßte  auch  Ocskay  seinen 
Vcrrath  mit  dem  Leben,  indem  er  von  einem  aus  Neuhäuscl  auf  Requi- 
sition ausgeschickten  Trupp  Reiter  gefangen  eingebracht  und  kriegs- 
gerichtlich zum  Tode  verurtheilt  wurde.  ^ 

Nicht  ganz  einen  Monat  vor  der  Vernichtung  des  Räköczy'schen 
Heeres  bei  Trencsin  erlitt  auch  eine  große  französische  Armee  die 
schwere  Niederlage  bei  Oudenaarde.  Nachdem  alle  Opfer,  mit  denen 
Ludwig  XIV.  den  Frieden  erkaufen  wollte,  von  den  verbündeten  Mächten 

'  Ilibt.  des  r6vol.,  V,  407.  —  ^  Ebenda.  Wagner,  Hist.  Josephi,  S.  240, 
Ein  gleiclizeitiges  Mannscript  über  die  Vorgänge  am  patakcr  Convent.  — 
'  Hist.  des  revol.,  V,  406  fg. 
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zurückgewiesen  worden  waren,  schloß  er  hmsicbtlich  Italiens  eine  Gene- 
ralcapitulation,  vermöge  welcher  er  die  Halbinsel  räumte  und  dort 
während  der  Dauer  des  Kriegs  die  Waffen  ruhten.  Von  dieser  Seite 
gesichert,  bot  er  die  Kraft  des  erschöpften  Frankreich  auf  und  sandte 
ein  trefflich  gerüstetes  Heer  von  80000  Mann  in  die  spanischen  Nieder- 
lande. Führer  desselben  war  sein  Enkel,  Herzog  von  Bourgogne,  der 
älteste  Sohn  des  Dauphin,  dem  Vendöme  als  Rathgeber  zur  Seite  stand. 
Marlborough  wich  vor  dem  mächtigen,  dem  seinen  mehr  als  doppelt 
überlegenen  Heere  nach  Löwen  zurück,  und  dasselbe  nahm  Gent  und 
Brügge  weg  und  belagerte  dann  Oudenaarde.  Da  traf  Eugen  von  Sa- 
voyen,  der  seit  der  Generalcapitulation  in  Italien  nichts  mehr  zu  thun 
hatte,  noch  eben  zur  rechten  Zeit  in  den  Niederlanden  ein,  vereinigte 
sich  mit  Marlborough,  und  die  beiden  Feldherren  zogen  nun  gegen 
Oudenaarde,  zwangen  unter  dessen  Mauern  am  11.  Juli  die  Franzosen 
zur  Schlacht,  die  Bourgogne  hatte  vermeiden  wollen,  und  errangen 
einen  glänzenden  Sieg,  der  dem  Gegner  über  8000  Gefangene  und  nicht 
weniger  Todte  und  Verwundete  kostete.  Hierauf  belagerten  sie  Ryssel 
(Lille)  und  nöthigten  es,  sich  zu  ergeben.  Auch  Brügge  und  Gent  nah- 
men sie  wieder  und  hätten  leicht  in  das  Herz  Frankreichs  eindringen 
ui)d  vor  den  Thoren  von  Paris  den  Frieden  vorschreiben  können,  wenn 
man  in  jenen  Tagen  sich  schon  zu  dem  Kriegssystem  erhoben  hätte, 
welches  in  unsern  Tagen  die  Entscheidung  so  schnell  herbeiführt. 

Räkoczy  überzeugte  sich  endlich  nach  der  Zertrümmerung  seiner 
besten  Armee  und  dem  raschen  Vordringen  der  Kaiserlichen,  denen  er 
bei  der  überhandnehmenden  Entmuthigung  des  Volks  keine  zweite  ent- 
gegenzustellen vermochte,  daß  er  mit  seiner  und  der  verbündeten  Stände 
Kraft  die  Unabhängigkeit  Ungarns  vom  Hause  Oesterreich  und  das 
Fürstenthum  Siebenbürgen  nicht  erkämpfen  könne.  Aber  auch  die 
Hoffnung  auf  die  Hülfe  jener  Mächte,  auf  die  er  bisher  gerechnet  hatte, 
schwand  immer  mehr.^  Der  Zar  wich  vor  seinem  gefürchteten  Gegner 
Karl  XII.  aus  Polen  zurück,  und  dieser  drang,  noch  immer  siegend,  in 
das  Innere  Rußlands  ein.  Ludwig  XIV.,  auf  dessen  Beistand  Räköczy 
vornehmlich  seine  Plane  gebaut  hatte,  war,  selbst  wenn  es  ihm  an  red- 
lichem Willen  nicht  gefehlt  hätte,  außer  Stande,  den  Ungarn  zu  helfen. 
Kökenyesdy,  der  wieder  auf  seinen  Gesandtschaftsposten  zurückgekehrt 
war  und  die  Erschöpfung  Frankreichs  kannte,  beschwor  daher  den 
Fürsten,  sich  durch  die  Verheißungen  des  französischen  Hofs  nicht  länger 
hinhalten  zu  lassen,  sondern  auf  Siebenbürgen  zu  verzichten  und  mit 
dem  Kaiser  Frieden  zu  schließen,  damit  er  nicht  den  Fluch  der  Ungarn 
auf  sein  Haupt  ziehe.  ^  König  Friedrich  von  Preußen,  der  wahrschein- 
lich in  den  Plan,  einen  Prinzen  seines  Hauses  den  Ungarn  zum  König 
zu  geben,  nicht  so  tief  einging,  als  Clement  von  Diensteifer  und  Jablonsky 
vom  Wunsche,  den  Protestanten  Ungarns  zu  helfen,  geblendet,  glaubten 
und  berichteten^,  schickte  den  erstem  nach  der  unglücklichen  Schlacht 

>  Bei  Fiedler,  I,  100,  102,  111.  —  2  Friedrich  war  und  blieb  der  Bundes- 
genosse Leopold's  und  Joseph's;  dafür,  daß  er  willens  gewesen,  sich  mit 
Raküczy    zu   verbünden   und    seinen  Sohn   den  Ungarn   zum  König   zu   geben, 
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bei  Trencsin  sogleich  an  den  Fürsten  zurück  und  rieth  ihm,  die  Versöh- 
nung mit  dem  Kaiser  zu  suchen;  er  werde  sich  bei  diesem  selbst  für  ihn 
verwenden  und  zugleich  den  Herzog  Marlborough  auffordern,  seinen 
Einfluß  zu  gebrauchen,  damit  auch  die  Königin  von  Britannien  und  die 
Generalstaaten  der  Niederlande  am  wiener  Hofe  ernstlich  auf  Frieden 
mit  den  Ungarn  drängen.  ^  In  der  That  blieb  Räköczy  auch  nichts 
anderes  übrig  als  Aussöhnung  und  Friede  mit  dem  Kaiser,  bevor  er 
und  die  Ungarn  gezwungen  würden,  sich  auf  Gnade  und  Ungnade  zu 
unterwerfen.  Darin  hätte  ihn  auch  der  Bericht  bestärken  sollen,  welchen 
sein  Abgesandter  Päpay  aus  Konstantinopel  brachte,  daß  die  Pforte,  von 
Frankreich  bewogen,  zwar  nicht  abgeneigt  sei,  ihn  zu  unterstützen,  aber 
dafür  die  Abtretung  Erlaus  und  einiger  anderer  Plätze  fordere.  Da- 
wider sträubten  sich  seine  Vaterlandsliebe  und  christliche  Gesinnung,^ 

Er  dankte  zwar  in  einem  Schreiben  vom  18.  October  dem  preußischen 
König  für  sein  huldvolles  Wohlwollen,  erklärte  sich  bereit,  dessen  Rath- 
schläge  zu  befolgen,  und  bat  um  Schutz  und  Verwendung;  am  selben 
Tage  schrieb  er  an  Jablonsky,  er  sei  aufgestanden,  um  die  Freiheit 
Ungarns  zn  erkämpfen  und  Frieden  zwischen  den  Religionsparteien  zu 
stiften,  und  das  letztere  sei  ihm  hier  zu  Lande  gßlungen.  Damit  aber 
der  Friede  der  verschiedenen  Kirchen  auch  anderwärts  zu  Stande 
komme  und  befestigt  werde,  sei  es  nöthig,  die  Macht  des  den  Evan- 
gelischen feindlichen  Hauses  Oesterreich  und  des  Papstes  zu  beschränken, 
was  besonders  durch  die  zweckmäßige  Durchführung  der  ungarischen 
Sache  bewirkt  würde.  Geschähe  dieses,  so  würde  es  leicht  sein,  auch 
die  Angelegenheiten  Europas  zu  ordnen  und  ein  Gleichgewicht  der 
katholischen  und  evangelischen  Staaten  zu  begründen.  Darum  sollte 
der  König  sich  mit  ihm  (Räköczy)  über  die  Besetzung  des  ungarischen 
Throns  ins  Einvernehmen  setzen  und  mit  seinen  Bundesgenossen  ver- 
ständigen, sodann  sollte  auch  mit  Frankreich  eine  Uebereinkunft  ge- 
troffen und  Oesterreich  gezwungen  werden,  den  neuen  König  von  Ungarn 
anzuerkennen,  wodurch  zugleich  die  Macht  des  Papstes  beschränkt  und 
die  Freiheit  des  Römischen  Reichs  wiederhergestellt  würde.  —  Ein 
Bund  Schwedens,  Preußens,  Britanniens,  der  Niederlande  und  Ungarns 
wäre  das  beste  Mittel  zur  Erhaltung  des  europäischen  Gleichgewichts 
und  der  Freiheit.  —  Für  Ungarn  dürfe  man  von  den  Türken  nichts 
befürchten,  denn  diese  hätten  sich  in  demselben  nie  einnisten  können, 
wenn  Zäpolya  nicht  gezwungen  gewesen  wäre,  sie  gegen  Ferdinand  I. 
zu  Hülfe  zu  rufen.  Das  könnte  übrigens  auch  jetzt  leicht  geschehen, 
wenn  sich  die  Mächte  Ungarns  nicht  annähmen.  —  Sollte  dieser  Plan 
keinen  Beifall  linden,  so  möge  über  den  Frieden  mit  dem  Kaiser,  jedoch 
in  Ungarn,  unterhandelt  werden.  Aber  andere  Bedingungen  als  die  in 
Tyrnau  gestellten  könne  er  nicht  zugestehen,  denn  unter  denselben  sei 

wenn  dessen  Feldziig   nach  Schlesien   glücken  sollte,    lindet   sich  außer  dem,  1 
was  Clement  darüber  berichtet,   kaum  ein  anderes  Zeugniß ;  aber  des  Königs  1 
Wunsch  mochte  es  sein,   durch  Unterstützung  Rakoczy's  den  gedrückten  und 
verfolgten  Evangelischen  zu  helfen. 

'  Clement,  Denkwürdigkelten,   bei  Fiedler,  II,  8.    —    "  Hist.  des  revol., 
V,  407. 
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keine,  die  nicht  auf  ausdrücklichen  Gesetzen  beruhte.  Auch  sei  die  Ga- 
rantie der  Mächte  erforderlich,  denn  ohne  sie  könne  man  der  öster- 
reichischen Regierung  nicht  trauen.^  Diese  Briefe  brachte  Clement  an 
den  preußischen  Hof  und  richtete  noch  mündliche  Botschaft  aus.  Sein 
Gefährte  war  Stephan  Dobosy,  der  den  Auftrag  hatte,  dem  König 
besonders  die  Wünsche  der  Evangelischen  Ungarns  vorzutragen.  Damit 
Jablonsky  die  Sache  kräftiger  fördern  könne,  stellte  ihm  Räköczy 
10000  Thaler  zur  Verfügung;  als  Geschenk  für  ihn  und  den  König 
schickte  er  außerdem  50  Fässer  tokajer  Wein.^ 

Von  Berlin  begaben  sich  die  beiden  Gesandten  nach  den  Nieder- 
landen in  das  Lager  Marlborough's  mit  dem  ebenfalls  vom  18.  October 
datirten  Briefe  des  Fürsten,  in  welchem  dieser  den  Herzog,  „den  helden- 
müthigen  Vertheidiger  der  Freiheit",  bittet,  die  Erfolge  seiner  glor- 
reichen Siege  auch  über  das  ferne  Ungarn  zu  verbreiten,  wo  der  Friede 
nur  darum  nicht  zu  Stande  komme,  weil  es  der  Kaiser  an  Aufrichtigkeit 
fehlen  lasse.  Er  (Räkoczy)  wünsche  auch  jetzt  nichts  inniger,  als  daß 
die  Königin  von  Britannien  und  die  Generalstaaten  der  Niederlande  ihre 
Vermittelung  fortsetzen,  und  hoffe,  der  Herzog  werde  seine  Bitten,  die 
er  in  dieser  Hinsicht  neuerdings  an  die  beiden  Mächte  richte,  durch  sein 
Ansehen  und  seine  Verdienste  unterstützen.  ^  Mündlich  sollten  die  Ab- 
gesandten vorbringen,  daß  der  Kaiser  seine  Bundespflicht  nicht  erfüllen 
könne,  solange  der  Krieg  in  Ungarn  dauere;  daß  aber  die  Ungarn, 
deren  Kraft  noch  nicht  erschöpft  sei,  nur  dann  Frieden  schließen  würden, 
wenn  ihnen  die  Sonderstellung  Siebenbürgens  und  die  Garantie  auswär- 
tiger Mächte  zugestanden  werde.'* 

Räköczy  gab  hierauf  am  22.  October  seineu  Geschäftsträgern  die 
Weisung,  dem  französischen  Hofe  anzuzeigen,  der  Fürst,  den  Frankreich 
in  seinem  Unglück  nicht  unterstütze,  sei  gezwungen,  andere  Maßregeln 
zu  seiner  Rettung  zu  ergreifen,  und  that  wirklich  etwas  später  einen 
Schritt  zur  Ausführung  dessen,  womit  er  Ludwig  XIV.  drohte.  Er  ließ 
nämlich  am  18.  November  Gabriel  Tolvay,  der  von  Wien  einen  Antrag 
auf  Waffenstillstand  überbracht  hatte  und  in  Haft  gesetzt  worden  war,  in 
der  er  sich  noch  immer  befand,  mit  Zustimmung  des  Senats  zu  sich  nach 
Patak  geleiten  und  schickte  ihn  an  den  kaiserlichen  Hof  mit  der  Bot- 
schaft zurück:  Der  Fürst  und  die  mit  ihm  verbündeten  Stände  sind  zum 
Frieden  bereit,  wenn  der  Kaiser  einwilligt:  daß  die  Königin  von  Eng- 
land und  die  Generalstaaten  der  Niederlande  die  Rechte  und  Freiheiten 
Ungarns  garantiren;  daß  Siebenbürgen  seinen  Fürsten  selbst  wähle,  der 
jedoch  zum  König  in  demselben  Verhältniß  stehen  solle,  in  welchem  die 
Fürsten  des  Römischen  Reichs  zum  Kaiser  stehen;  daß  das  aus  der 
Eroberung  hergeleitete  Recht  und  die  Commission,  welche  über  den 
Besitz  der  Güter  in  den  dem  Türken  wieder  abgenommenen  Landes- 
theilen  (commissio  neoacquistica)  entscheidet,  für  immer  abgeschafft 
seien;  daß  die  verbündeten  Stände  ohne  Austiahme  hinsichtlich  ihrer 
Person    und    ihres    Vermögens    vollständige    Amnestie    erhalten;    daß 

'  Prav,  Epist.  procemm,  III,  517.  —   ^  Derselbe,  III,  565.  —   ^  Fiedler, 
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endlich    der    nächste    Reichstag    die   Beschwerden   Einzelner    und    des 
ganzen  Landes  abstelle,  ^  ^ 

Unterdessen  schritten  die  Kaiserlichen  ohne  Widerstand  immer 
1709  weiter  vor.  Zu  Anfang  von  1709  übergab  Gaspar  Revay  Rosenberg  an 
Pälffy  und  ging  sammt  der  Besatzung  zu  ihm  über,  wodurch  der  Adel 
der  Gespanschaft  Liptau  so  eingeschüchtert  wurde,  daß  er  mit  wenigen 
Ausnahmen  dem  Kaiser  huldigte.  Nun  sollte  die  Reihe,  unterworfen 
zu  werden,  an  Zips  und  Säros  kommen.  Räköczy,  dessen  Bemühungen, 
eine  Armee  aufzubringen,  nur  geringen  Erfolg  hatten,  stellte  es  den 
Städten  der  beiden  Gespanschaften  frei,  sich  für  offene  Städte  zu  er- 
klären und  die  Kaiserlichen  ohne  Gegenwehr  aufzunehmen,  aber  die  Be- 
geisterung der  deutschen  Bewohner  derselben  für  Bürger-  und  Glaubens- 
freiheit war  so  groß,  daß  sie  das  Anerbieten  ablehnten,  ihre  Mauern 
ausbesserten  und  sich  zu  entschlossenem  Widerstände  bereiteten.^  Die 
Probe  ihrer  Standhaftigkeit  legten  sie  jedoch  erst  später  ab,  indem  der 
außerordentlich  kalte  Winter  und  die  Pest,  die  Tausende  hinwegraffte, 
die  Fortschritte  der  Kaiserlichen  hemmten  und  beiden  Theilen  geboten, 
die  Waffen  bis  Juni  ruhen  zu  lassen. 

Die  Bemühungen  Räköczy 's,  die  Vermittelung  der  Mächte  zu  er- 
langen, fanden  nicht  allein  in  Preußen,  sojidern  auch  in  England  und  den 
Niederlanden  freundliches  Entgegenkommen.  Die  Mächte  äußerten  den 
Wunsch,  Frieden  zwischen  dem  Kaiser  und  den  aufständischen  Ungarn 
zu  stiften,  so  nachdrücklich,  daß  der  wiener  Hof  ihre  Anträge  nicht 
unbeachtet  lassen  konnte,  obgleich  die  baldige  Besiegung  des  Aufstandes 
mit  Waffengewalt  kaum  noch  zweifelhaft  war.  Der  Minister,  Fürst 
Salm,  berief  die  in  AVien  anwesenden  Magnaten  zu  einer  Berathung  über 
die  Maßregeln,  die  man  zur  Beruhigung  Ungarns  ergreifen  solle,  und 
gestand,  daß  er  die  Ueberzeugung  gewonnen  habe,  man  müsse,  um  zum 
Ziele  zu  gelangen,  der  Nation  ihre  Rechte  zurückgeben.  Hierauf  wurde 
Tolvay  nach  Neuhäusel  geschickt,  wo  er  mit  Abgeordneten  Raköczy's 
über  einen  Waffenstillstand  unterhandeln  sollte.  Die  Unterhandlungen 
hatten  keinen  Erfolg,  denn  die  Bedingungen,  die  von  der  kaiserlichen 
Regierung  gestellt  wurden  und  einer  Waffenstreckung  gleichkan^en, 
weckten  den  Verdacht,  daß  es  derselben  mit  den  Unterhandlungen  kein 
Ernst  sei,  sondern  daß  den  vermittelnden  Mächten  blos  bewiesen  werden 
solle,  nicht  an  ihr  liege  es,  wenn  der  Friede  nicht  zu  Stande  komme. 
1  Das  berichtete  der  preußische  Gesandte  in  Wien,  Bertholdi,  seinem 
l  Hofe.  ^  König  Friedrich  empfahl  nun  die  Sache  der  Ungarn  der 
!  englischen  Regierung  und  den  Generalstaaten  der  Niederlande  noch 
I  dringender.  Dasselbe  that  auch  der  englische  Gesandte  am  preußischen 
Hofe,  Lord  Rabi,  später  Graf  Strafford  genannt.*  Sie  bereiteten  da- 
durch den  Abgesandten  Raköczy's,  Jablonszky  und  Clement,  bei  Marl- 
borough,  im  Haag  und  in  London  eine  freundliche  Aufnahme.   Englische 

>  Wagner,  Hist.  Josephi,  S.  248.  Bei,  Not.  Hiing.  Nov.,  S.  393.  II  Rä- 
köczy Ferencz  ös  nevezetescbb  kortärsainak  eredoti  leveleik  (Originalbriefe 
Fr.  Raköczy's.  11.  und  .seiner  merkwürdigem  Zeitgenossen),  S.  131.  —  ^  j)je 
hierauf  beziigliclieii  Urkunden  im  bnitscliaucr  Stadtarchiv.  —  ^  Fiedler,  II,  20. 
II  Räköczy  F.  es  kortärsainak  leveleik,  S.  132.  —    *  Fiedler,  II,  18. 
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Minister  äußerten,  nicht  damit  der  Kaiser  den  Krieg  gegen  Frankreich 
mit  ganzer  Macht  führe,  sondern  aus  Rechtsgefühl  und  Theihiahme  mit 
den  Schicksalen  des  ungarischen  Volks  seien  sie  gesonnen,  demselben 
einen  billigen  Frieden  zu  erwirken.  Da  aber  der  Kaiser  Siebenbürgen 
nie  an  Räköczy  abtreten  werde  und  man  ihn  dazu  nicht  zwingen  könne, 
so  stimmen  Preußen,  England  und  die  Niederlande  darin  überein,  daß 
Raküczy  statt  Siebenbürgens  einen  Theil  Ungarns  mit  landesfürstlichem 
Rechte  zu  erlangen  strebe,  wozu  sich  namentlich  die  Zips  und  einige 
benachbarte  Gespanschaften  eigneten,  deren  Besitz  ihn  ebenfalls  in  den 
Stand  setzen  würde,  die  National-  und  Glaubensfreiheit  der  Ungarn 
zu  wahren.  Zugleich  mahnten  sie  ihn  vor  jedem  Bündnisse  mit  den 
Türken  ab.  ^ 

Was  die  Mächte  riethen,  genügte  Räköczy  bei  weitem  nicht.  Er 
wußte,  daß  Joseph  ihm  ebenso  wenig  ein  landesfürstliches  Gebiet  in 
Ungarn  wie  Siebenbürgen  gutwillig  abtreten  werde,  daß  er  also  auch 
bei  dem  günstigsten  Frieden,  der  durch  die  Vermitteluug  jener  Mächte 
zu  Stande  käme,  in  den  Privatstand  zurücktreten  müßte  und  aufhörte, 
der  Vertheidiger  der  ungarischen  Freiheit  zu  sein.  Das  schien  ihm,  der 
seit  mehrern  Jahren  an  der  Spitze  seines  Volks  mit  fast  königlichem  An- 
sehen für  dessen  gutes  Recht  kämpfte,  unerträglich,  und  da  Kökenyesdy 
ihm  mittlerweile  berichtet  hatte,  König  Ludwig  habe  zwar  nochmals 
seinen  Gegnern  Frieden  angeboten,  aber  auch  versprochen,  dabei  auf 
Ungarn  und  ihn  Bedacht  zu  nehmen,  wandte  er  sich  wieder  an  diesen. 
Am  25.  April  trug  er  Kökenyesdy  auf,  dem  französischen  Hofe  anzu- 
zeigen, daß  er  nie  einen  Frieden  schließen  werde,  der  ihm  den  Besitz 
Siebenbürgens  nicht  sicherte,  selbst  wenn  er  darob  ins  Exil  wandern 
müßte.  Ferner  sei  der  wiener  Hof  den  Waffenstillstand,  den  er  bean- 
tragt hatte,  nicht  eingegangen,  und  der  Wiederausbruch  der  Feindselig- 
keiten stehe  jeden  Augenblick  zu  erwarten.  Daher  habe  er  von  der 
Pforte  die  Erlaubniß,  7000  Albanesen  in  Sold  zu  nehmen,  erbeten  und 
erhalten,  müsse  aber  im  voraus  100000  Thaler  erlegen.  Der  König 
möge  also  sein  gegebenes  Wort  lösen  und  diese  Summe  baldigst  auf 
Abrechnung  von  den  rückständigen  Hülfsgeldern  in  Konstantinopel 
zahlen  lassen,  sonst  sei  sein  Untergang  unvermeidlich. ^  Weder  diese 
noch  spätere  Mahnungen  und  Bitten  wurden  beachtet,  solange  Ludwig 
den  Frieden  von  seinen  Gegnern  zu  erlangen  hoffte.  ^ 

Zu  dem  Elend,  welches  der  verlustvolle  Krieg  über  Frankreich 
brachte,  kam  noch  der  unermeßliche  Schade,  den  die  Feldfrüchte,  Wein- 
quicke,  Obst-  und  Oelbäume  durch  den  außerordentlichen  Frost  des 
1'  tzten  Winters  erlitten.  Der  schon  ausgepreßte  Landmann  wurde  durch 
denselben  zum  Bettler  gemacht  und  das  gesammte  Volk  bei  der  durch 
den  Krieg  gehemmten  Zufuhr  von  Hungersnoth  bedroht.  Die  Schwierig- 
keit, für  den  nächsten  Feldzug  die  Magazine  zu  füllen  und  Geld  aufzu- 
treiben, schien  unüberwindlich.  König  Ludwig  ließ  also  dem  Groß- 
pensionär von  Holland,  Heinsius,  Frieden  anbieten.  Ludwig  dürfe  nur 
dann  auf  Frieden  hoffen,   lautete  die  Antwort,  wenn  Philipp  Spanien, 
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Indien,  Mailand  und  die  Niederlande  herausgebe  und  der  erstere  selbst 
einen  vortheilhaften  Handelsvertrag  gewähre.  Der  einst  so  stolze,  jetzt 
durch  seine  Niederlagen  und  den  traurigen  Zustand  Frankreichs  ge- 
beugte König  verschmähte  die  Unterhandlung  selbst  auf  solche  Be- 
dingungen nicht.  Er  sandte  den  Präsidenten  Rouillie  nach  dem  Haag 
mit  dem  Auftrage,  wenn  man  Philipp  Neapel  und  Sicilien  lasse  und  dem 
Kurfürsten  von  Baiern  seine  Lande  zurückgebe,  der  ganzen  übrigen 
spanischen  Monarchie  zu  entsagen  und  den  Abmarsch  der  französischen 
Truppen  aus  Spanien  zu  versprechen.  Die  Verhandlungen  hierüber 
wurden  im  März  gepflogen  und,  da  Rouillie  auch  noch  andere  For- 
derungen den  Holländern  bewilligte,  schien  der  Abschluß  des  Friedens 
schon  nahe  zu  sein.  Aber  nun  trafen  am  8.  und  9.  April  Eugen  und 
Marlborough  im  Haag  ein.  Der  erstere  sagte,  der  Kaiser  bestehe  un- 
abänderlich darauf,  daß  Philipp  der  ganzen  spanischen  Monarchie  ent- 
sage und  daß  Frankreich  sich  in  die  Grenzen,  die  es  im  Westfälischen 
Frieden  erhalten,  zurückziehe.  Marlborough  wollte  den  Krieg,  der  ihm 
Ehre,  Reichthum  und  Macht  brachte,  bis  zur  gänzlichen  Erniedrigung 
Ludwig's  fortsetzen.  Vergebens  sandte  Ludwig  den  Minister  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  de  Torcy,  nach  dem  Haag,  vergebens  machte 
dieser  besonders  den  Holländern  neue^  Zugeständnisse;  die  Alliirten 
trugen  am  26.  Mai  statt  des  Friedens  nur  einen  Waffenstillstand  an, 
dessen  Preis  die  Annahme  von  40  Präliminarartikeln  sein  sollte,  dar- 
unter die  Anerkennung  Karl's  HI.  als  König  der  ganzen  spanischen 
Monarchie,  die  Räumung  Spaniens  durch  Philipp  binnen  zwei  Monaten, 
die  Mitwirkung  Ludwig's,  ihn  dazu  zu  zwingen,  die  Abtretung  einer 
Reihe  von  Festungen  in  den  französischen  Niederlanden  an  Holland  und 
die  Rückgabe  Straßburgs,  Breisachs  und  Landaus  an  Deutschland.  Diese 
schmählichen  Vorschläge,  besonders  die  Zumutliung,  daß  er  selbst  seinen 
Enkel  aus  Spanien  vertreibe,  verwarf  Ludwig  und  brach  die  Unterhand- 
lungen ab.  Friede  oder  Krieg?  fragte  Kökenyesdy,  als  Torcy  aus  Hol- 
land zurückkehrte;  dieser  antwortete:  Krieg;  damit  aber  auch  der  Fürst 
seineu  Krieg  fortsetzen  könne,  wird  die  Auszahlung  der  rückständigen 
Hülfsgelder  meine  erste  Sorge  sein.  *  Später  versprach  er,  auch  Des- 
alleurs,  der  das  Vertrauen  Räköczy's  verloren  hatte,  abzuberufen  und 
einen  andern  Geschäftsträger  zu  senden.^ 

Die  Siege,  welche  die  kaiserlichen  Heere  in  Ungarn  und  den  Nieder- 
landen erfochten,  enthoben  Joseph  der  Nothwendigkeit,  unter  Vermit- 
telung  seiner  Bundesgenossen  mit  Räk(X'zy  Frieden  zu  schließen.  Aber 
deshalb  blieb  er  dem  Entschlüsse,  Ungarn  durch  Wiederherstellung  seiner 
Verfassung  und  Anerkennung  der  besondern  Rechte,  welche  jeder  Stand 
besaß,  jedoch  mit  einigen  nothwendig  erachteten  Beschränkungen,  gründ- 
lich zu  beruhigen,  getreu.  Am  9.  April  erhielt  der  Palatin  den  Auftrag, 
die  Stände  auf  den  IG.  Mai  nach  Preßburg  zur  Fortsetzung  des  vertagten 
Reichstags  zu  berufen.  Die  Stände  ersuchten  den  König,  die  im  vorigen 
Jahre  unterbreiteten  Bescliwerden  und  Wünsche  durch  günstigen  Be- 
scheid zu  erledigen.   Joseph  entsprach  gegen  Ende  Juni  ihrem  Ansuchen 

>  Fiedler,  I,  133.  —    ^  Bei  demselben,  I,  66. 
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durch  ein  Rescript  folgenden  Inhalts:  1)  .Ungarn  erlangt  nach  Aus- 
sterben der  männlichen  Nachkommen  Leopold's  I.  das  Recht,  seinen 
König  zu  wählen,  wieder.  2)  Behält,  während  die  Erblichkeit  der  Krone 
besteht,  seine  constitutionellc  Regierung  und  Rechtspflege.  3)  Mithin 
bleiben  auch  die  adelichen  Rechte  ungeschmälert ;  eine  adeliche  Person 
darf  nur  nach  ihrer  Verurtheilung  oder  wenn  sie,  vor  ihre  Richter 
gerufen,  sich  zu  erscheinen  weigert,  verhaftet  werden.  4)  Steuern  dürfen 
nur  am  Reichstage  mit  Bewilligung  der  Stände  ausgeschrieben  werden; 
im  Falle  aber,  wenn  das  Land  so  plötzlich  angegriffen  würde,  daß  keine 
Zeit,  den  Reichstag  einzuberufen,  da  wäre,  darf  ein  Ständeausschuß 
Kriegssteuern  auswerfen.  5)  Wiewol  grundsätzlich  nicht  ausgesprochen 
werden  darf,  daß  die  Rebellen,  die  zur  Treue  zurückkehren,  ihre  sämmt- 
lichen  Güter  zurückerhalten,  so  soll  dennoch  auf  ihre  schuldlosen  Fa- 
milien Bedacht  genommen  werden.  6)  Die  Ordnung  des  Finanzwesens 
fordert  es  unerläßlich,  daß  die  ungarische  Kammer  im  Zusammenhange 
mit  der  wiener  stehe.  7)  Die  die  Religionssachen  betreffenden  Gesetze 
des  preßburger  und  ödenburger  Reichstags  sollen  streng  vollzogen,  die 
neuern  gegenseitigen  Beschwerden  am  gegenwärtigen  Reichstage  in  der 
Art  beigelegt  werden,  daß  niemand  Kränkung  des  Gewissens  wider- 
fahre. Noch  bevor  Joseph  dieses  Rescript  erließ,  hatte  er  an  den 
Reichstag  das  Verlangen  gestellt,  Räköczy  und  Bercsenyi,  die  Häupter 
des  Aufstandes,  des  Hochverraths  schuldig  zu  erklären.  Die  Stände 
legten  dagegen  am  11.  Juni  Bitte  ein  und  Joseph  drang  nicht  weiter 
darauf.  Allein  schon  am  14.  Juli  vertagte  er  nochmals  den  Reichstag 
unter  dem  Vorwande  der  ausgebrochenen  Pest,  wirklich  aber,  um  die 
Erstarkung  der  Hofpartei  abzuwarten,  welche  das  ununterbrochene  Vor- 
dringen seiner  Armee  ihm  verhieß,  und  nun  erklärte  ein  königliches 
Manifest  Räköczy  und  Bercsenyi  für  Majestätsbeleidiger  und  Landes- 
feinde, ihren  Parteigenossen  dagegen,  die  sich  binnen  einem  Monat  dem 
König  unterwerfen  und  Treue  schwören  würden,  verkündete  dasselbe 
allgemeine  Amnestie.^ 

Räköczy  benahm  sich  unter  den  Schlägen  des  Unglücks,  die  ihn 
nacheinander  trafen,  im  diplomatischen  Verkehr  mit  Hochherzigkeit;  er 
sträubte  sich  gegen  jedes  Unrecht  und  jede  Erniedrigung,  die  ihm 
zugemuthet  wurde,  war  zugleich  bereit,  zum  Besten  der  Sache,  für  die 
er  kämpfte,  dem  eigenen  Vortheil  zu  entsagen,  derselben  aber  nicht  das 
Geringste  zu  vergeben.  Er  schrieb  von  Tälya  am  21.  Mai,  er  sehe,  daß 
der  französische  Hof  mit  ihm  wie  mit  einer  ausgepreßten  Pomeranzen- 
schale verfahren  wolle,  die  man  wegwerfe;  Kökenyesdy  frage  also 
ernstlich  beim  Minister  Torcy  an,  ob  man  ihm  im  Kriege,  den  er  ge- 
-Dunen  sei,  bis  zum  allgemeinen  Frieden  fortzusetzen,  helfen,  und  ihn 
nebst  Ungarn  in  diesen  einschließen  wolle,  wenn  nicht,  so  werde  er 
lieber  gleich  ins  Exil  gehen.  Auch  gab  er  von  nun  an  seinem  Geschäfts- 
träger die  Weisung,  vornehmlich  nur  die  Auszahlung  der  rückständigen 
Hülfsgelder,  die  sich  schon  auf  G50000  Livres  beliefen,  zu  betreiben.^ 
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Die  Alliirten  Joseph's  riethen  dem  Fürsten,  dem  Kaiser  mit  Anerbietung 
des  Friedens  entgegenzukommen  und  die  darauf  bezüglichen  Anträge  zu 
stellen,  wobei  er  auf  ihre  nachdrückliche  Verwendung  rechnen  dürfe. 
Am  19.  Juli  trug  er  Clement  auf,  dem  König  von  Preußen  die  Antwort 
zu  überbringen,  daß  er  des  Königs  und  seiner  Bundesgenossen  Wunsche 
gemäß  das  Bündniß  mit  den  Türken  für  jetzt  aufgebe,  aber  selbst  dem 
wiener  Hofe  den  Frieden  nicht  anbieten  könne,  denn  das  würde  dieser 
als  ein  Flehen  um  Gnade  ansehen  und  um  so  weniger  geneigt  sein,  die 
gerechten  Forderungen  Ungarns  zu  bewilligen.  Die  vermittelnden 
Mächte  mögen  daher  sowol  ihn  wie  aucli  den  wiener  Hof  auffordern, 
in  Verhandlung  über  den  Frieden  zu  treten.  Auf  Siebenbürgen  wolle 
er  zwar  für  seine  Person  gegen  Entschädigung  in  Ungarn  verzichten, 
weil  aber  die  Siebenbürger  ein  freies  Volk  sind,  sei  dazu  auch  die  Ein- 
willigung ihrer  Stände  erforderlich,  und  ihr  gesetzlich  begründetes 
Recht,  den  Vaida  selbst  zu  wählen,  müsse  jedenfalls  gewahrt  werden. 
Endlich  solle  der  Begriff  des  erblichen  Königthums  in  Ungarn  so  klar 
bestimmt  werden,  daß  das  Haus  Oesterreich  aus  demselben  nie  ein 
Recht  auf  unbeschränkte  Herrschaft  herleiten  könne,  sondern  der  König 
in  dem  Verhältnisse  zum  Volke  stehe  wie  in  England.  ^  Einige  Tage 
später  entschloß  sich  Räköczy  dennoch,  dem  Wunsche  der  Mächte  zu 
willfahren  und  schrieb  dem  Fürsten  Lamberg,  einem  der  Minister  des 
Kaisers.  Zu  ihm,  äußerte  er,  habe  er  volles  Vertrauen  u.  s.  w.  Wolle 
der  Kaiser  der  ungarischen  Nation  Frieden  gewähren,  so  sei  er  ent- 
schlossen, redlich  dazu  mitzuwirken,  daß  derselbe  zu  Stande  komme. 
Er  bitte  daher  den  Fürsten,  mit  ihm  in  brieflichen  Verkehr  zu  treten. 
Eine  Abschrift  dieses  Schreibens  schickte  er  dem  holländischen  Ge- 
sandten Hammel-Bruyninx  mit  der  Bitte,  wenn  sein  Anerbieten  bei  Hofe 
eine  günstige  Aufnahme  fände,  einen  Paß  für  den  Abgeordneten  auszu- 
wirken, den  er  nach  Wien  schicken  wolle.  ^  Lamberg  selbst  beant- 
wortete den  Brief  nicht,  sondern  trug  dem  holländischen  Gesandten  auf, 
zu  berichten,  er  könne  sich  mit  Räköczy  in  keinen  Briefwechsel  ein- 
lassen, denn  dergleichen  Angelegenheiten  müssen  auf  Befehl  des  Kaisers 
vom  gesamniten  Ministerium  erwogen  werden.  Der  Fürst  habe  sich 
spät  genug  entschlossen,  Unterhandlungen  anzuknüpfen,  ungeachtet  der 
Kaiser  schon  früher  mehrmals  die  Hand  zum  Frieden  geboten  hatte. 
Vorläufig  dürfe  er  keinen  Abgeordneten  nach  Wien  senden,  sondern 
möge  seine  Voi'schläge  einschicken,  die  der  Ministerrath  ungesäumt  in 
Berathung  nehmen  werde.  -^  Hierauf  schickte  Räköczy  trotz  der  hoff- 
nungslosen Lage,  in  welcher  er  sich  befand,  folgende  Vorschläge;  an 
Hammel -Bruyninx:  Das  Krönungsdiplom  Leopold^s  I.  werde  in  Wirk- 
samkeit gesetzt,  und  Joseph  verpflichte  sich  durch  einen  Eid  zur 
Beobachtung  desselben.  —  Die  Religionsangelegenheit  werde  dem  Be- 
schlüsse des  szecsenyer  Convents  gemäß  geordnet.  —  Die  Mitglieder 
des  Ständebundes  sollen  unbeschränkte  Amnestie,  die  Häupter  dessell)en 
hinreichende  Bürgschaft  für  ihre  Sicherheit  erhalten.  —  Der  Nation 
werde  verbürgt,   daß  das  erbliche  Königthum    nicht  in  unumschränkte 

'  Bei  Fiedler,  II,  G2.  —  ^  Bei  demselben,  II,  GG.  —  "  Bei  demselben,  II,  68. 
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Herrschaft  ausarte.  —  Das  aus  der  Erob.eruiig  hergeleitete  Recht  sei 
für  immer  abgeschafft.  —  Dies  alles  werde  am  nächsten  Reichstage 
unter  Vermittelung  des  russischen  Zars  in  Vollzug  gesetzt.  ^  Der  Ge- 
sandte erhielt  hierauf  vom  Minister  Wratislaw  die  Antwort:  der  Kaiser 
hat  den  Ausspruch  getlian,  Räköczy  schicke  Abgeordnete  zum  Reichs- 
tage, dessen  Wiedereröffnung  in  RreÜburg  bevorsteht,  das  ist  der  einzige 
gesetzliche  Weg  zum  Vergleiche  mit  ihm  und  seiner  Partei;  die  Ver- 
mittelung auswärtiger  Mächte,  welche  die  Partei  zur  Zeit  der  tyrnauer 
Unterhandlungen  hochraüthig  abgelehnt  hat,  werde  er  ferner  nicht  an- 
nehmen.- \  ^och  niederschlagender  als  der  Bescheid  des  Ministers  war 
für  Räköczy  der  Brief  Hammel's  vom  2.  November:  „Wenn  der  Fürst", 
schrieb  dieser,  „die  Erfolglosigkeit  der  tyrnauer  Verhandlungen,  die 
Unabhängigkeitserklärung  des  önoder  Convents,  die  durch  dieselbe  ver- 
ursachte Erbitterung  des  wiener  Hofs,  das  siegreiche  Vordringen  der 
kaiserlichen  Armee,  die  Rückkehr  der  meisten  seiner  Parteigenossen 
zum  Gehorsam  gegen  den  Kaiser,  das  über  die  Häupter  des  Aufstandes 
ausgesprochene  Verdamniungsurtheil  bedenke,  werde  er  nicht  fordern, 
daß  ich  die  Vermittelung,  trotz  der  Ablehnung  des  Kaisers,  ohne  noch- 
maligen Befehl  von  meiner  Regierung  zu  betreiben  fortfahre."^  Räköczy 
und  den  Seinigen  zum  Tröste  konnte  Clement  berichten,  die  vermitteln- 
'l'ni  Mächte  betrachten  die  von  ihm  gestellten  Bedingungen  als  billig  und 
mäßigt;  der  Großpensionär  Heinsius  habe  dem  Gesandten  wegen 
seines  Verhaltens  einen  scharfen  Verweis  gegeben  und  befohlen,  sich 
ernstlich  für  die  Ungarn  zu  verwenden.* 

Wirklich  hoft'nuniislos  war  die  Lage  Räköczy's  durch  den  Verlauf 
geworden,  den  der  Krieg  im  Sommer  von  1709  für  ihn  genommen  hatte. 
Die  Kaiserlichen  rückten  zwar  wegen  der  verheerenden  Pest  erst  spät 
und  mit  weniger  Truppen  als  früher  ins  Feld,  weil  der  König  von 
Dänemark  auf  Preußens  geheime  Verwendung  für  die  aufständischen 
Ungarn  seine  Hülfsschar  abgerufen  hatte;  aber  Räköczy  hatte  keine 
Armee  mehr,  die  ihre  Fortschritte  hätte  aufhalten  können.  Die  wenigen 
alten  Soldaten,  die  noch  unter  seinen  Fahnen  standen,  waren  durch 
Niederlagen  und  den  Verrath  mehrerer  Führer  entmuthigt,  und  die  An- 
werbung frischer  Mannschaften  hatte  schlechten  Fortgang,  seitdem  mit 
der  Siegeszuversicht  des  Volks  auch  dessen  ehemalige  Begeisterung 
täglich  mehr  schwand,  und  die  Fortschritte  der  Kaiserlichen  den  Auf- 
.•itand  in  einen  immer  engern  Kreis  einschlössen.*  Heister  zerstreute 
zuerst  im  Südwesten  der  Donau  die  schwachen  Heerestheile  Eszterhäzy's 
und  Balogh's,  nahm  hierauf  Sümeg  und  Simontornya  ein  und  zwang  am 
25.  August  Veßprim,  sich  zu  ergeben,  dessen  Commandanten  Eckstein 
er  mit  sieben  andern  Offizieren  hinrichten  ließ.  Von  Schrecken  ergriffen, 
Iiuldigten  die  dortigen  Gespanschaften,  Städte  und  einzelnen  angesehenen 
Edelleute  fast  ohne  Ausnahme  dem  Kaiser.  Johann  Pälffy  und  Viard 
drängten  unterdessen  Bercsenyi  aus  dem  Nordwesten  immer  weiter 
gegen  Osten,   zwangen  ihn,  die  so  lange  behauptete  Waaglinie  aufzu- 

1  Bei  Fiedler,  II,  73.    —    "  Bei  demselben,  II,  82.  —    ^  Bei  demselben, 
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geben  und  sich  auch  über  die  Gran  zurückzuziehen.  Von  Preßburg  bis 
an  die  Grenze  Zipsens  wurde  Joseph  als  Herr  und  König  anerkannt. 
Nur  das  starke  Neuhäusel  widerstand  noch,  aber  der  baldige  Fall  der 
von  aller  Verbindung  mit  einem  befreundeten  Heere  abgeschnittenen 
Festung  war  vorherzusehen.  Nach  Unterwerfung  des  westlichen  Landes 
setzte  Heister  am  1.  October  über  die  Donau  und  verkündigte  am  17. 
vom  Bars  eine  Amnestie  mit  verlängerter  Zeitfrist.  Hierauf  trat  er  den 
Marsch  nach  der  Eipel  an,  verjagte  die  dort  stehenden  Truppen  der 
Aufständischen  und  brachte  die  Schlösser  Szecseny  und  Gäcs  in  seine 
Gewalt.  In  derselben  Zeit  rückte  der  General  Sickingen  bis  Rimaszom- 
bat  vor,  in  dessen  Nähe  er  einen  Trupp  Kuruczen  schlug.  Kishout,  der 
südliche  Theil  von  Gömör,  der  nördliche  von  Heves  und  ganz  Neograd, 
in  welcher  Gespanschaft  die  Kaiserlichen  Winterquartiere  bezogen, 
unterwarfen  sich  dem  Kaiser.  ^  Ueberall,  wo  seine  Truppen  einzogen, 
erlitten  die  Protestanten  die  härteste  Behandlung,  wurden  sie  besonders 
mit  schweren  Strafen  an  Leib  und  Gut  belegt,  von  Aemtern  abgesetzt, 
ihre  Kirchen  und  Schulen  w^eggenommen,  ihre  freie  Religionsübung  ein- 
gestellt und  hier  und  da  sogar  die  Todten  in  ihren  Gräbern  nicht  ver- 
schont und  aus  den  den  Katholiken  übergebenen  Friedhöfen  geworfen.^ 
In  der  Zips  stand  Baron  Stephan  Andrässy  mit  Räkoczy'schen  Sol- 
daten und  geworbenem  Volke;  die  Städte  Leutschau  und  Kesmark 
waren,  wie  wir  berichteten,  zum  Widerstände  entschlossen.  Dorthin 
führte  Heister  im  November  einen  Theil  seiner  Ai-mee,  Lubomirsky,  der 
Starost  der  an  Polen  verpfändeten  Städte,  schloß  sich  ihm  an  und  am 
10.  November  begann  die  Belagerung  Leutschaus.  In  der  Stadt  führte 
der  Brigadier  Zelder  den  Befehl,  Dupres  stand  der  Artillerie  vor,  Sol- 
daten und  Bürger  leisteten  entschlossenen  Widerstand  und  machten 
einen  glücklichen  Ausfall,  nach  welchem  Heister  die  Belagerung  aufhob 
und  am  8.  December  vor  Kesmark  rückte.  Am  11.  wurde  das  Feuer 
auf  die  Stadt  eröffnet,  am  12.  in  der  Nacht  stand  sie  in  Flammen  und 
war  gezwungen,  die  Thore  zu  öffnen,  worauf  Heister  in  dieselbe  einzog, 
den  evangelischen  Magistrat  ab-  und  einen  katholischen  einsetzte,  eine 
Anzahl  Bürger  verhaften  und  am  16.  December  die  Magistratsräthe 
Jakob  Kray,  Martin  Länyi  und  Sebastian  Toperczer  enthaupten  ließ.  ^ 
Sein  grausames  Verfahren  bei  der  Einnahme  Kesmarks  bestärkte  die 
Leutschauer  in  dem  Entschlüsse,  sich  bis  aufs  Aeußerste  zu  vertheidigen; 
die  ganze  männliche  Bevölkerung,  vom  zwölften  Jahre  angefangen, 
wurde  am  14.  December  aufgerufen,  die  Waffen  zu  ergreifen.  Heister 
eilte  in  die  Bergstädte,  die  er  von  Räkoczy  bedroht  glaubte,  und  über- 
trug den  Oberbefehl  in  der  Zips  dem  General  Löffelbolz,  der  im  Januar 
1710  die  Belagerung  Leutschaus  wieder  eröffnete.  Von  ihm  bestocluüi, 
sprengte  Dupres  am  Abend  des  23.  Januar  den  Pulverthurm  in  die 
Luft    und    die    Kaiserlichen    dranijen    auf    der    dadurch    entstandenen 


1  Wagner,  Hist.  Josephi,  S.  304  fg.  Hist.  des  revol.,  VI,  3.  —  ^  Das 
Edict  des  Kaisers  vom  12.  Dec.  JToO,  bei  Ribini,  Memor.  aug.  Conf.,  II, 
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Bresche  stürmend  vor,  wurden  aber  diesmal  und  tags  darauf  abermals 
zurückgeworfen.  Erst  am  13.  Februar  fiel  Leutschau  durch  Verrath, 
indem  Andrässy  mit  der  Besatzung  zu  den  Kaiserlichen  überging.  ^ 
Dieses  Beispiel  muthvoUer  Treue  im  Kampfe  für  Freiheit  glaubte  ich 
nicht  unerwähnt  lassen  zu  dürfen. 

Die  ungehemmten  Fortschritte  der  Kaiserlichen  und  die  wüthende 
Pest  nöthigten  Räkoczy,  die  Trümmer  seiner  Armee  an  die  obere  Theiß 
zu  führen.  Hier  wechselte  er  häufig  seinen  Standort,  theils  um  von  der 
Seuche  noch  freie  Gegenden  aufzusuchen,  theils  um  dem  Feinde  wie 
dem  Volke  seine  Schwäche  zu  verbergen,  bis  er  endlich  gezwungen  war, 
sich  nach  Iluszt  und  Munkäcs  zurückzuziehen.  Auch  in  Siebenbürgen 
näherte  sich  nämlich  der  Aufstand  mit  schnellen  Schritten  seinem  Ende. 
Kärolyi  sollte,  ungeachtet  des  mit  dem  Fürsten  gefaßten  Beschlusses, 
Siebenbürgen  einstweilen  sich  selbst  zu  überlassen,  dennoch  im  Sommer 
von  1709  wieder  den  Versuch  machen,  dort  das  Ansehen  des  Fürsten 
zu  behaupten  und  die  Kaiserlichen  vom  Marsche  nach  Ungarn  abzu- 
halten. Als  er  dort  angekommen  war,  liefen  seine  Operationen  darauf 
hinaus,  daß  General  Kirchbaum,  Chusani's  Nachfolger  im  Oberbefehl, 
gehindert  werde,  dem  schon  seit  lange  umlagerten  Großwardein  Hülfe 
zu  bringen.  Aber  diesem  gelang  es,  sich  den  Weg  zu  öffnen,  und  nun 
löste  Kärolyi  seine  Armee  in  kleinere  Abtheilungen  auf,  die  er  den 
Volkshaufen,  die  an  mehrern  Orten  den  kleinen  Krieg  noch  unterhielten, 
zu  Hülfe  sandte.  Ein  großer  Theil  dieser  Guerrillas  bestand  aus 
Bekennern  der  griechischen  Kirche,  denn  diese  befürchteten  neue 
Beschränkungen  der  ihnen  von  Räkoczy  gewährten  vollkommenen 
Glaubensfreilieit.  Die  ungeregelten  Haufen  wurden  einzeln  besiegt  und 
zerstreut.     Räköczy  war  auch  von  Siebenbürgen  her  bedroht.^ 

Während  der  Aufstand  in  Ungarn  im  Ersterben  begriffen  war, 
trugen  sich  in  den  Steppen  der  Ukraine  Ereignisse  von  weltgeschicht- 
liclier  Bedeutung  zu.  Nachdem  Karl  XH.  die  Russen  am  7.  September 
1708  geschlagen  hatte.,  rückte  er  gegen  Moskau  vor,  wandte  sich  aber 
bei  Smolensk  plötzlich  nach  der  Ukraine,  wo  ihn  der  Kosakenhetman 
Mazeppa  mit  Hülfsmannschaft,  Lebensmitteln  und  Kriegsbedarf  zu  ver- 
stärken versprach.  Auf  dem  Marsche  durch  pfadlose  Steppen,  unge- 
heuere Waldungen  und  Moräste  erlitten  die  Schweden  große  Verluste. 
General  Löwenhaupt,  der  ihnen  16000  Mann  und  Vorräthe  jeder  Art 
aus  Livland  zuführte,  büßte  in  dreitägiger  Schlacht  gegen  die  weit  über- 
legene Macht  der  Russen  sein  Geschütz,  Gepäck  und  die  Hälfte  seiner 
Truppen  ein,  und  kam  mit  nur  noch  6000  Streitern  im  königlichen 
Lager  an.  Dort  erschien  auch  Mazeppa  als  Flüchtling  mit  einigen  tau- 
send Kosaken.  Der  Rückzug  nach  Polen  hätte  Karl  noch  retten  kön- 
nen; aber  er  marschirte  immer  tiefer  in  die  Ukraine  hinein  und  nahm 
dort  Winterquartier.  Der  schreckliche  Winter  von  1708 — 1709  ver- 
mehrte die  Noth,  ganze  Scharen  seiner  Truppen  erlagen  dem  Mangel 
und  der  Kälte.     Bei  Annäherung  des  Frühlintrs  trat  er  mit  seiner  auf 


^  Gleichzeitige  Urkunden  und  Auf/.eiclinungen   im  Archive  Leutschaus.  — 
Szilägyi,  Erdiilyorszäg  törtenete,  II,  415. 
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28000  Mann  herabgeschmolzenen  Armee  den  Marsch  nach  Moskau  an 
und  nahm  den  Weg  dorthin  über  Pultawa,  wo  die  Ilussen  große  Vor- 
räthe  aufgespeichert  hatten.  Vom  März  bis  Juni  belagerte  und  stürmte 
er  vergebens  die  woblbefestigte  Stadt,  bis  endlich  der  Zar  Peter  mit 
einem  mächtigen  Heere  erschien,  und  am  27.  Juni  wurde  die  Schlacht 
geschlagen,  in  der  10000  Schweden  fielen.  Der  schon  eines  frühem 
Tags  schwer  verwundete  König  entkam  mit  kleinem  Gefolge  über  den 
Dnjepr  in  türkisches  Gebiet;  bei  2000  Schweden,  Polen,  Kosaken  und 
Franzosen  konnten  ebenfalls  ans  jenseitige  Ufer  gelangen;  der  Rest  des 
Heeres  mußte  sich  dem  nachsetzenden  Menschikow  ergeben.  Die  bisher 
im  Norden  Europas  vorherrschende  Macht  Schwedens  war  vernichtet 
und  das  barbarische  Rußland  trat  an  dessen  Stelle. 

Um  so  wichtiger  mußte  Räkoczy  die  Gunst  des  gewaltigen  Zars 
sein,  und  doch  kam  er  in  Gefahr,  sich  dessen  Feindschaft  zuzuziehen. 
Die  über  den  Dnjepr  Entkommenen  flüchteten  sich  nach  Ungarn  unter 
der  Führung  desselben  Potocky,  der  ihn  bei  seiner  Flucht  nach  Polen 
aufgenommen  und  bei  der  Rückkehr  nach  Ungarn  mit  Mannschaft 
unterstützt  hatte.  Dem  Freunde  und  dessen  Unglücksgefährten  durfte 
er,  ohne  sich  des  größten  Undanks  schuldig  zu  machen,  Aufnahme  und 
Schutz  nicht  versagen;  überdies  empfahl- ihm  Ludwig  XIV.,  Karl  XH., 
wenn  er  nach  Ungarn  kommen  sollte,  und  zersprengte  schwedische  Sol- 
daten, die  sich  hinflüchten  würden,  freundlich  zu  empfangen.  ^  Peter 
aber  forderte  ungestüm  die  Auslieferung  der  Flüchtlinge,  drohte,  wenn 
ihm  nicht  willfahrt  würde,  mit  Einfall  und  zog  an  der  Grenze  Zipsens 
Truppen  zusammen.  Räköczy  wich  der  Forderung  dadurch  aus,  daß 
er  die  flüchtige  Schar  in  seine  Dienste  nahm  und  versprach,  ihnen  die 
Rückkehr  in  die  Heimat  oder  zum  Schwedenkönig  nicht  zu  gestatten. 
Hiermit  begnügte  sich  Peter  nicht  nur,  sondern  zwang  auch  Lubomirsky, 
seine  Mannschaft  zu  entlassen.'^ 

Auf  ihn,  der  nun  in  Polen  gebot,  setzte  Räkoczy  vornehmlich  seine 
Hoffnung,  indem  Ludwig  XIV.  immer  ohnmächtiger,  ihm  zu  helfen, 
wurde.  Der  König  hatte  seinem  Volke  die  schimpflichen  Zumuthungen 
der  AUiirten  vorgelegt,  aus  dessen  Entrüstung  über  dieselben  neue 
Kräfte  gezogen  und  frische  Heere  aufgestellt.  Marschall  Harcourt  zog 
mit  40000  Mann  nach  Deutschland  und  erfocht  dort  über  die  erbärm- 
liche Reichsarmee  nicht  unbedeutende  Vortheile.  Aber  der  Feldherr 
Villars,  der  die  mehr  als  100000  Maim  starke  Hauptarmee  nach  den 
spanischen  Niederlanden  führte,  konnte  es  nicht  hindern,  daß  Eugen 
und  Marlborough  das  feste  Dornick  eroberten,  und  erlitt  am  11.  Sep- 
tember bei  Malplaquet,  unweit  Mons,  eine  Niederlage,  die  ihn  zum 
Rückzuge  nöthigte.  Der  Weg  nach  Mons  stand  nun  den  Siegern  offen 
und  am  20.  October  ergab  sich  die  Stadt.  Der  abermals  unglückliche 
Feldzug  zwang  Ludwig,  die  abgebrochenen  Unterhandlungen  wieder 
anzuknüpfen. 

Papst  Clemens  XI.,  der  die  Sache  der  Bourbonen  gegen  Oesterreich 

'  Bei  Fiedler,  T,  147.  —  ^  ßei  demselben,  I,  3CG.  Bist,  des  revol., 
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parteiisch  begünstigt  und  sogar  wider  den  Kaiser  Krieg,  freilich  nur 
kurze  Zeit,  geführt  hatte,  mußte  sich  nun  mit  ihm  versöhnen,  Karl's  III. 
Recht  auf  Spanien  anerkennen  und  dem  ungarischen  Klerus  befehlen, 
Räkoczy  zu  verlassen  und  dem  König  sich  zu  unterwerfen,  und  der 
größere  Theil  des  Klerus  gehorchte,  besonders  nachdem  der  Bischof 
Telegdesy  für  seine  Anhänglichkeit  an  Räköczy  mit  Absetzung  von 
seinem  Bisthume  büßte.  Joseph  erließ  dagegen  noch  zu  Ende  des  für 
ihn  an  Siegen  reichen  Jahres,  am  12.December,  ein  Edict,  durch  welches 
er  die  Protestanten  Ungarns  beruhigte  und  zugleich  seinen  protestan- 
tischen Alliirten  genügte,  die  sich  hauptsächlich  ihrer  Glaubensgenossen 
wegen  für  Räköczy  so  eifrig  verwendeten.  Er  rügt  im  Edict  streng 
die  Gewaltthaten  und  Grausamkeiten,  welche  beim  Vordringen  seiner 
Armee  an  den  Evangelischen  wider  seinen  "Willen  waren  verübt  worden, 
die  Wegnahme  der  Kirchen,  Schulen  und  Stiftungen,  die  Verjagung  der 
Prediger,  die  Mishandlung  der  Lebenden  und  Ausgrabung  der  Todten; 
spricht  dann  seinen  entschiedenen  Willen  aus,  die  Evangelischen  gegen 
dergleichen  Gewaltthaten  zu  schützen  und  ihre  freie  Religionsübung  den 
Gesetzen  von  1681  und  1687  gemäß  zu  sichern;  endlich  befiehlt  er 
allen  Behörden,  die  den  Evangelischen  diesen  Gesetzen  zuwider  weg- 
genommenen Kirchen,  Schulen,  Pfarren  und  Stiftungen  unverzüglich 
zurückzugeben.  ^ 

Die  Ankunft  der  in  den  Kriegen  Karl's  XII.  gebildeten  Schar 
ermuthigte  Räköczy,  noch  einmal  das  Waffenglück  zu  versuchen,  denn 
ein  Sieg  konnte  den  erstorbenen  Muth  der  Seinen  von  neuem  beleben 
und  den  kaiserlichen  Hof  zum  Frieden  stimmen.  Er  brach  also  in  den 
ersten  Tagen  des  Januar  1710  aus  dem  nordöstlichen  Winkel  des  1710 
Landes  hervor,  zog  Kärolyi  an  sich  und  marschirte  über  Erlau  und 
Gyöngyös  auf  Vadkert  zu,  wo  er  den  General  Sickingen,  der  dort  im 
Winterquartier  lag,  zu  überrumpeln  hoffte.  Das  gelang  nicht j  bei 
Romhäny,  eine  Stunde  von  Vadkert,  brachten  ausgeschickte  Reiter  dem 
Fürsten  die  Nachricht,  daß  der  Feind  kampfbereit  entgegenkomme,  und 
nun  ordnete  auch  er  seine  Truppen  zum  Gefecht.  Dasselbe  nahm  an- 
fangs einen  für  ihn  günstigen  Verlauf,  indem  der  eine  feindliche  Flügel 
geworfen  wurde;  aber  unglücklicherweise  hielt  er  die  Reserve,  die 
Sickingen  anrücken  ließ,  für  frische  Mannschaften,  die  den  Kaiserlichen 
zu  Hülfe  eilten,  brach  das  Gefecht  ab  und  zog  sich  zurück,  ohne  ver- 
folgt zu  werden.  Die  Räumung  des  Feldes  machte  für  ihn  das  unent- 
schiedene Treffen  zur  Niederlage,  und  der  einzige  Erfolg  des  Feldzugs 
war  die  Verproviantirung  Neuhäusels,  welche  Kärolyi  glücklich  bewerk- 
stelligte.^ 

Es  war  vorherzusehen,  daß  die  Festung,  deren  Entsatz  unmöglich 
geworden,  bald  fallen  müsse,  und  daß  die  Heere  des  Kaisers,  vom 
Westen  und  aus  Siebenbürgen  vordringend,   die  Aufständischen  immer 

'  Katona,  XXXVII,  .556  fg.  Ribini,  Memor.,  11,  522  fg.  —  -  Hist.  des 
revol.,  VI,  7  fg.  Bei,  Not.  Hung.  nov.,  IV,  150.  Bercsenyi's  Brief  an  Cle- 
ment, in  welchem  die  von  Räkoczy  errungenen  Vortheile  übertrieben  werden, 
bei  Fiedler,  II,  80.     Kolinovich,  bei  Katona,  XXXVII,  383  fg. 
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enger  einschließen  und  endlich  besiegen  werden.  Trotzdem  hoffte 
Raköczy,  entweder  unter  Vermittelung  Britanniens,  der  Niederlande 
und  Pi-eußens,  einen  für  ihn  und  für  Ungarn  wo  nicht  vortheilhaften,  so 
doch  leidlichen  Frieden  zu  schließen,  oder  mit  Unterstützung  Lud- 
wig's  XIV.  und  des  Zars  Peter  den  Kampf  von  neuem  beginnen  zu 
können.  Er  bewarb  sich  daher  mit  verdoppeltem  Eifer  um  die  Ver- 
mittelung der  erstem  Mächte  und  erhielt  von  ihnen  die  oben  erwähnten 
wohlwollenden  Zusagen.  Dem  König  Ludwig  lag  er  zwar  an,  Ungarn 
und  ihn  selbst  in  den  Frieden,  über  den  er  mit  den  Alliirten  abermals 
unterhandelte,  einzuschließen;  er  strebte  aber  auch  das  zu  verwirk- 
lichen, was  ihm  Baron  Urbich,  der  russische  Gesandte  am  wiener  Hofe, 
im  vorigen  Herbst  bei  einem  Besuche  in  Nagymihäly  als  Wunsch  Feter's 
raitgetheilt  hatte.  „Der  Zar",  äußerte  Urbich,  „ist  auch  jetzt  nach  sei- 
nem Siege  bei  Pultawa  geneigt,  sich  unter  Vermittelung  Frankreichs 
mit  dem  König  von  Schweden  zu  versöhnen,  und  wünscht,  daß  König 
Ludwig  einen  Gesandten  an  ihn  schicke,  um  mit  ihm  ein  Bündniß  zu 
schließen,  vermöge  dessen  er  mit  ganzer  Macht  den  Kaiser  zum  Frieden 
mit  Frankreich  undRäköczy  zwingen  würde,  doch  solle  im  künftigen  Frie- 
den Rußland  mit  einbegriffen  sein."  ^  —  Peter  wünschte  den  Frieden 
mit  Karl  XH.,  weil  er  wußte,  daß  diesei'  die  Pforte  zum  Kriege  wider 
ihn  aufhetze;  Räköczy  durfte  also  auf  die  thatsächliche  Hülfe  des  Zars 
rechnen,  wenn  dessen  Wunsch  in  Erfüllung  ginge;  er  schickte  daher  im 
Februar  Räday  und  Nedeczky  nach  Bender,  wo  sich  Karl  XH.  nach 
seiner  Niederlage  bei  Pultawa  aufhielt,  den  Obersten  Lemaire  und  kurz 
darauf  auch  den  zipser  Propst  Brenner  nach  Paris,  um  die  beiden  Kö- 
nige für  den  Plan  des  Zars  zu  gewinnen.  Karl  erkläi'te,  er  sei  nicht 
abgeneigt,  mit  Peter  Frieden  zu  schließen  und  dessen  kaiserlichen  Titel 
anzuerkennen,  wenn  dieser  ihn  durch  eine  Gesandtschaft  seiner  versöhn- 
lichen Gesinnung  vergewisserte  und  König  Ludwig  die  Vermittelung 
übernähme.^  Lemaire,  der  den  Weg  über  Polen  eingeschlagen  hatte, 
mußte  dem  russischen  General  Janus,  um  von  ihm  einen  Paß  zu  erhal- 
ten, seine  Papiere  zur  Einsicht  übergeben,  Janus,  der  vom  kaiserlichen 
Hofe  gewonnen  war  und  später  auch  in  österreichische  Dienste  trat,  ließ 
davon  Abschrift  nehmen  und  sandte  dieselbe  nach  Wien.  Dort  erregte 
das  geplante  Bündniß  ernste  Besorgnisse;  um  es  zu  hintertreiben, 
streute  man  in  Polen  eine  Menge  von  erdichteten  Briefen  aus,  die  man 
für  Abschriften  zwischen  dem  französischen  Hofe  und  Räköczy  gewech- 
selter und  aufgefangener  Briefe  ausgab,  und  in  welchen  davon  die  Rede 
war,  die  Pforte  für  Karl  XIL  zum  Kriege  gegen  Rußland  zu  bewegen.^ 
Peter  schöpfte  daraus  Argwohn  und  wurde  in  demselben  noch  mehr 
bestärkt,  als  Potocky  mit  einem  Theile  seiner  Schar  nach  Bender  ent- 
wich.* Nur  mit  Mühe  gelang  es  Räköczy,  ihn  zu  überzeugen,  daß  jene 
Briefe  erdichtet  seien  und  Potocky  heimlich,  ohne  sein  Wissen  und 
gegen  seinen  Willen,  entwich.  •'' 


'  Ilist.  lies  revol.,  VF,  22.  —  2  Fiedler,  I,  MO,  341.  —  "  Hist.  des 
rcvül.,  VI,  22  fg.  —  ■<  Ebenda,  VI,  18  fg.  Fiedler,  I,  3-11.  —  '•>  Fiedler, 
I,  175. 
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Nachdem  die  Berathungen  über  den  'Frieden,  den  Ludwig  XIV. 
seinen  Gegnern  anzubieten  gezwungen  gewesen,  endlich  nach  lang- 
wierigen vorläufigen  Verhandlungen  in  Gertruydenburg  am  9.  März 
begonnen  hatten,  berichtete  Clement  dem  Fürsten:  Hammel -Bruyninx 
habe  die  Weisung  erhalten,  keine  Mühe  zu  sparen,  damit  der  wiener 
Hof  die  Verraittelung  Englands,  Hollands  und  Preußens  annehme  und 
sich  mit  den  Ungarn  noch  vor  dem  Abschluß  des  allgemenen  Friedens 
vergleiche.  Sollte  der  Vergleich  nicht  zu  Stande  kommen,  so  könne 
zwar  in  Gertruydenburg,  während  über  die  Bedingungen  des  Friedens 
berathen  wird,  die  Sache  des  Fürsten  nicht  zur  Sprache  gebracht  wer- 
den, aber  die  genannten  Mächte  versprechen  seine  und  Ungarns  Auf- 
nahme in  die  Schlußverhandlungen.  ^ 

Räkoczy,  dem  sich  von  zwei  entgegengesetzten  Seiten  Aussichten 
auf  Rettung  aus  seiner  bedrängnißvollen  Lage  zeigten,  war  nur  darauf 
bedacht,  den  Krieg  womöglich  bis  zu  Ende  des  Jahres  hinauszuziehen, 
damit  entweder  der  Friede  der  Alliirten  mit  König  Ludwig  auch  ihm 
Frieden,  oder  des  letztern  Bündniß  mit  dem  Zar  Unterstützung  zur 
Wiederaufnahme  des  Kampfes  bringe.  Er  beschloß  daher,  Erlau,  Szol- 
nok  und  Munkäcs  in  Vertheidigungsstand  zu  setzen  und  einen  Theil 
seiner  Truppen  über  die  Donau  zu  schicken,  um  durch  deren  Einfall  die 
Kaiserlichen  vom  Vormarsche  nach  Osten  abzuhalten,  wobei  er  darauf 
rechnete,  daß  das  Volk  jenes  Landestheils  wieder  aufstehen  werde. 
Nachdem  er  die  siebenbürger  Staatsräthe  und  Edelleute  seiner  Partei  in 
Huszt  zur  Ausdauer  ermahnt  hatte,  begab  er  sich  mit  seinen  Haus- 
truppen nach  Apäti,  wohin  auch  Kärolyi,  den  er  seit  einiger  Zeit  allein 
in  seine  Plane  einweihte,  seine  Mannschaft  von  der  Grenze  Sieben- 
bürgens brachte.  General  Baron  Palocsay  und  die  Obersten  Balogh 
und  Borbely,  zu  Führern  der  Expedition  erkoren,  brachen  sodann  auf; 
die  Kähne  und  Plätten,  auf  denen  sie  über  die  Donau  setzten,  mußten 
zu  Wagen  von  der  Theiß  hingeschafft  werden,  weil  die  kaiserlichen  Be- 
fehlsliaber,  um  Einfälle  von  jenseits  zu  verhindern,  alle  Fahrzeuge  von 
der  Donau  hatten  wegführen  lassen.  Sie  schlugen  ilir  Lager  im  bako- 
nyer  Forste  auf,  und  Balogh,  der  statt  des  erkrankten  Palocsay  den 
Oberbefehl  übernahm,  streifte  bis  in  die  Nähe  Oedenburgs.  Von  dort 
durch  Franz  Nadäsdy  zurückgedrängt,  wandte  er  sich  gegen  Güns, 
mußte  jedoch,  auch  hier  mit  überlegener  Macht  angegriffen,  in  den  Forst 
zurückkehren.  Nachdem  die  kleine  Schar  drei  Monate  lang  in  dieser 
Weise  umhergezogen  war,  ohne  etwas  auszurichten,  weil  das  einge- 
schüchterte Volk  nicht  wagte,  sich  zu  erheben,  trat  Balogh  den  Rückweg 
an,  wurde  aber,  noch  bevor  er  über  die  Donau  setzen  konnte,  von  den 
Kaiserlichen  eingeholt,  nochmals  geschlagen,  gefangen  und  auf  Befehl 
Pälffy's  enthauptet.^ 

Im  Mai  sendete  Räköczy  den  Franzosen  Herbaix  und  den  munkäcser 
griechischen  Bischof  an  Peter,  denen  ihre  vom  20.  datirte  Instruction 
unter  anderm  auftrug:   dem  Zar  vorzustellen,  seine  Ehre  fordere  es,  daß 

1  Fiedler,  II,  109  fg.  —  ^  Hist.  des  revoi.,  VI,  24  fg.  Wagner,  Ilist. 
Josephi,   S.  400  fg. 
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er  den  mit  dem  Fürsten  geschlossenen  Vertrag  halte.  „Se.  Majestät 
möge  daher  jetzt  schon  wider  den  Kaiser  auftreten,  der  die  Pforte  zum 
Krieg  wider  Rußland  aufreize  und  ihm  nie  gestatten  werde,  Er- 
oberungen in  der  Türkei  zu  machen,  wogegen  die  Ungarn  ihm  zur  Auf- 
richtung seines  Thrones  in  Konstantinopel  behülflich  sein  würden.  — 
Sollte  aber  der  Zar  sich  nicht  wider  den  Kaiser  erklären  wollen,  so 
verlasse  er  uns  dennoch  nicht  jetzt,  wo  binnen  kurzer  Zeit  unser  Ein- 
schluß in  den  Frieden  mit  Frankreich  durch  die  Verwendung  der  See- 
mächte bevorsteht.  —  Damit  wir  aber  durch  den  Kaiser  nicht  erdrückt 
würden,  ehe  der  Friede  zu  Stande  kommt,  schicke  Se.  Majestät  3000 
bis  4000  Mann  nach  Munkäcs  unter  dem  Vorwande,  daß  er  dem 
Schwedenkönig  den  Weg  durch  Ungarn  verlegen  wolle.  —  Wenn  wir 
aus  Ungarn  vertrieben  würden,  verschaffe  uns  der  Zar  Sicherheit,  unge- 
fährdet durch  Polen  in  die  Ukraine  zu  ziehen,  und  weise  uns  dort  ein 
Stück  Land  an,  auf  welchem  wir  und  die  mit  uns  Auswandernden  unter 
seiner  Oberherrlichkeit  eine  Niederlassung  gründen  könnten.  —  Durch 
die  Besetzung  von  Munkäcs  wünschen  wir  blos,  unsere  Rückkehr  nach 
Ungarn  zu  sichern,  würde  der  Zar  nicht  feindlich  wider  den  Kaiser 
handeln,  da  Munkäcs  ein  erbliches  Fürstenthum  unserer  Familie  ist. 
Doch  wäre  es  wünschenswerth,  daß  der  Zar  auch  in  die  Gespanschaft 
Marmaros,  die  zu  meinem  Fürstenthum  Siebenbürgen  gehört,  Kriegsvolk 
schicke  und  unser  Erbschloß  Ecsed  besetze,  wozu  er,  wenn  der  Kaiser 
seine  Vermittelung  zurückwiese,  was  sicher  geschehen  wird,  gewisser- 
maßen berechtigt  wäre,  sodaß  er  durch  seinen  Gesandten  in  Wien 
kühnlich  anzeigen  könnte:  weil  man  uns  Gerechtigkeit  verweigere,  so 
komme  es  ihm  zu,  uns,  seinen  Verbündeten,  zu  schützen  und  im  Besitze 
der  genannten  Plätze  zu  erhalten;  seine  Truppen  werden  jedoch  nichts 
gegen  den  Kaiser  unternehmen,  vorausgesetzt,  daß  dieser  uns  im  Besitze 
jener  Burgen  und  dessen,  was  zu  denselben  gehört,  nämlich  der  Gespan- 
schaften Szatmär,  Bereg,  Ugocsa  und  Marmaros  nicht  störe.  —  Diese 
vier  Gespanschaften  sind  unumgänglich  erforderlich,  damit  die  er- 
wähnten Truppen  mit  Lebensmitteln  versehen  würden,  aber  reichen 
nicht  hin,  dieselben  auch  zu  besolden,  weshalb  der  Zar  für  das  hierzu 
nöthigc  Geld  sorgen  müßte.  —  Sobald  die  Truppen  in  die  Festungen 
eingezogen  sind,  werde  ich  mich  gleicli  mit  meiner  gesammten  Armee 
dem  Zar  als  Bundesgenosse  anschließen  und  hoffe,  ihm  gute  Dienste  zu 
leisten."  ^ 

Was  Räköczy  besorgte,  daß  die  Armeen  des  Kaisers  in  nächster 
Zeit  herankommen  und  ihn  erdrücken  werden,  wurde  durch  die  Uneinig- 
keit Heister's  und  des  Hofkriegsraths  verspätet,  indem  jener  gegen 
Kaschau  und  Erlau  vorrücken  wollte,  dieser  aber  darauf  bestand,  daß 
er  zurückgehe  und  Neuhäusel  belagere.  Der  Streit  hierüber  ließ  es  den 
Frühling  und  einen  Theil  des  Sommers  hindurch  zu  keinen  Unterneh- 
mungen  kommen,   bis   endlich  Heister   insoweit   nachgab,    daß    er  die 


1  Bei  Fk'dlcr,  I,  175  f^.  iiiul  Ladislaus  Szalay.  II  Räkoczy  Ferencz 
biijdosasu  (Exil  Fr.  K.  II.)  (Pest  18(34),  I,  4—7.  Das  Werk  blieb  unvollendet, 
weil  Szalay  starb,  als  erst  zwei  Hefte  erschienen  waren. 
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Belagerung  Neuhäusels  Pälffy  übertrug,  der  dieselbe  Anfang  August 
eröffnete.  Schon  am  13.  August  versprachen  die  Commandanten  Szluha 
und  Ordody,  die  Festung  zu  übergeben,  wenn  binnen  zwei  Wochen 
keine  Hülfe  kommt.  Kärolyi,  der  bei  Waitzen  lagerte  und  dem  hiervon 
Anzeige  gemacht  wurde,  schickte  den  Brigadier  Nagysze;:;!  als  Com- 
mandanten hin,  der  Neuhäusel  noch  einen  Monat  vertheidigte  und 
dadurch  Pälffy  mit  einem  großen  Theile  des  kaiserlichen  Heeres  dort 
festhielt,  i 

Unterdessen  waren  die  Unterhandlungen  in  Gertruydenburg  und 
mit  ihnen  die  Hoffnung  Räkoczy's,  er  werde  in  den  Frieden  einge- 
schlossen werden,  gescheitert.  Die  Bevollmächtigten  Frankreichs  er- 
boten sich,  alle  von  den  Verbündeten  im  Haag  als  Preis  des  Friedens 
aufgestellten  Artikel  bis  auf  den  zu  unterschreiben,  in  welchem  Ludwig 
zugemuthet  wurde,  daß  er  seinen  Enkel  aus  Spanien  vertreiben  helfe. 
Als  die  Gegner  unnachgiebig  auf  demselben  beharrten,  erklärten  sie 
sogar,  ihr  König  sei  bereit,  dem  Heere  der  Alliirten  freien  Durchzug 
durch  Frankreich  nach  Spanien  zu  gestatten,  zu  den  Kriegskosten  mo- 
natlich eine  Million  Livres  beizutragen  und  dem  Kaiser  das  ganze  Elsaß 
und  Valenciennes  abzutreten.  Aber  mit  den  Zugeständnissen  Ludwig's, 
die  seine  Hülflosigkeit  verriethen,  wuchs  auch  der  Uebermuth  seiner 
Feinde;  diese  bestanden  darauf,  daß  er  selbst  ein  Heer  ausrüste,  Philipp 
entthrone  und  Spanien  zu  verlassen  zwinge.  Die  empörende  Forderung 
des  Kriegs  gegen  seinen  Enkel  wies  Ludwig  zurück  und  brach  die 
Unterhandlungen  ab,  ungeachtet  seines  abermaligen  Unglücks  im  Kriege, 
denn  auch  während  des  Congresses  hatten  die  Waffen  nicht  geruht. 
Eugen  und  Marlborough  eröffneten  bereits  am  20.  April  den  Feldzug, 
erstiegen  die  Linien  zwischen  der  Scarpe  und  Dyle,  eroberten  am 
25.  Juni  Douay  und  dann  Bethune,  St.-Venent  und  Aire,  indem  Villars 
zu  schwach  war,  ihre  Unternehmungen  zu  hindern.  Noch  schwerere 
Schläge  trafen  Philipp  in  Spanien;  dort  siegte  Guido  Starhemberg  am 
27.  Juli  bei  Almenara  und  entscheidend  am  20.  August  bei  Saragossa, 
worauf  Karl  HL  wieder  in  Madrid  einzog. 

Von  nun  an  setzte  Räköczy  seine  Hoffnung  hauptsächlich  auf  den 
Zar  Peter.  Dessen  Gesandter  am  wiener  Hofe,  Urbich,  hatte  ihn  im 
Juni  in  Munkäcs  besucht  und  ihm  eröffnet:  der  Zar  werde  nur  durch 
den  Krieg  mit  Schweden  verhindert,  den  Ungarn  beizustehen,  nach  Ab- 
schluß des  Friedens  mit  König  Karl  dürfen  sie  mit  Zuversicht  auf  seine 
Hülfe  rechnen;  er  habe  die  Weisung,  unterdessen  darauf  zu  dringen, 
daß  der  Kaiser  die  Vermittelung  des  Zars  zu  ihren  Gunsten  annehme 
und  ihn  als  Kaiser  anerkenne  und,  falls  dies  verweigert  würde,  Wien 
sogleich  zu  verlassen.  ^  Um  so  tröstlicher  war  für  Räköczy  die  Bot- 
schaft, welche  ihm  Kökenyesdy  nebst  einem  Beglaubigungsschreiben  des 
Königs  aus  Frankreich  am  20.  September  nach  Szerencs  brachte.  Sie 
lautete:  Ludwig  nimmt  die  vom  Fürsten  im  Auftrage  des  Zars  ihm 
gemachten  Anerbietungen  an,  will  dessen  Frieden  mit  dem  König  von 

'  Hist.  des  revol.,  VI,  27.     Wai^ner,  Hist.  Josephi,  S.  405.  —    ^  Käköc/.y's 
Brief  an  Clement,  bei  Fiedler,  II,  106. 
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Schweden  vermitteln,  das  Bündniß,  in  welches  auch  die  Ungarn  auf- 
genommen werden  sollen,  schließen,  und  wird  sogleich  einen  Gesandten 
an  den  Zar  schicken.  *  Räköczy,  der  an  die  Aufrichtigkeit  der  Ver- 
heißungen Peter's  und  der  Aeußerungen  Ludwig's  glaubte,  war  nun 
darauf  bedacht,  Zeit  zu  gewinnen,  bis  dies  alles  zur  Wirklichkeit  kom- 
men und  ein  russisches  Heer  anrücken  werde;  er  wollte  deshalb  dem 
Kaiser  Frieden  unter  den  annehmbarsten  Bedingungen  anbieten.  Da- 
mit man  aber  in  Frankreich  an  ihm  nicht  irre  werde,  meldete  er  sein 
Vorhaben  dem  Minister  Colbert,  Marquis  deTorcj,  mit  der  Bitte,  daraus 
keinen  Verdacht  zu  schöpfen.^  Hierauf  sandte  er  Kökenyesdy  an  den 
Zar  mit  der  Botschaft  von  König  Ludwig  und  dem  Auftrage,  die  Sen- 
dung russischer  Truppen  nach  Ungarn  zu  betreiben,  die  unter  dem  Vor- 
wande,  daß  die  Rückkehr  des  schwedischen  Königs  gehindert  werden 
solle  und  daß  die  Truppen  wegen  des  Mangels  an  Lebensmitteln  in 
Polen  "Winterquartiere  in  Ungarn  zu  nehmen  gezwungen  seien,  ohne  die 
geringste  Beleidigung  des  Kaisers  einrücken  könnten.^ 

Die  Verheißungen,  welche  Urbich  im  Namen  seines  Zars  gege- 
ben, waren  leere  Worte.  Peter  wollte  von  Joseph  als  Kaiser  aner- 
kannt werden,  dazu  sollte  diesen  sein  Verkehr  mit  Räkoczy  geneigter 
machen.  Als  der  Gesandte  wahrnahm,  daß  das  Mittel  gerade  das 
Gegentheil  bewirken  könnte,  bot  er  zwar  einmal  die  Vermittelung  des 
Zars  an,  erklärte  aber  zugleich,  sein  Herr  wünsche  die  Wiederher- 
stellung des  Friedens  in  Ungarn  als  guter  Nachbar,  wolle  jedoch  dem 
Kaiser  nicht  die  geringste  Unannehmlichkeit  bereiten.  Ludwig  aber 
trieb  die  Pforte  zum  Kriege  gegen  Rußland  zu  derselben  Zeit,  als  er 
vorgab,  daß  er  mit  Peter  Bündniß  schließen  wolle.*  Aufrichtig  strebten 
dagegen  die  drei  protestantischen,  mit  dem  Kaiser  verbündeten  Mächte, 
den  Ungarn  einen  billigen  Frieden  auszuwirken,  aber  ihre  Bemühungen 
waren  bei  dem  unaufhaltsamen  Vordringen  der  kaiserlichen  Heerestheile 
bereits  fruchtlos  geworden.  Palmes,  der  Gesandte  Englands  in  Wien, 
schrieb  seinem  berliner  Collegen  Raby,  am  kaiserlichen  Hofe  wolle  man 
von  Unterhandlungen  nichts  mehr  hören;  den  Ungarn  bleibe  nichts  an- 
deres übrig,  als  um  Gnade  zu  bitten  und  zwar  ohne  Zögern,  denn  auch 
diese  zu  erlangen,  wird  immer  schwieriger  werden,  weil  bei  Hofe  schon 
viele  die  Hände  gierig  nach  den  ungarischen  Gütern  ausstrecken,  deren 
Confiscation  bevorstehe,  und  sich  freuen,  daß  die  Häupter  der  Auf- 
ständischen sich  weigern,  die  Gnade  des  Kaisers  anzurufen.  Es  ist 
wahrlich  zu  verwundern,  daß  die  Ungarn  noch  zögern,  dieses  einzige 
Rettungsmittel  zu  ergreifen.  ■'' 

Joseph  dachte  edler  als  jene  Habsüchtigen,  die  sich  durch  das  Un- 
glück anderer  bereichern  wollten;  eben  jetzt,  als  es  bei  ihm  stand,  den 
Aufstand  in  Blut  und  Thränen  zu  ersticken,  wählte  er  das  rechte  Mittel, 
Ungarn  wirklich   zu  beruhigen,  indem  er  den  Feldhcrrnstab  nebst  der 

1  Hist.  (Il'S  revol.,  II,  29  fg.  Kükeiiycsdy's  Briefe,  bei  Fiedler,  I,  ICS, 
173.  —  ^  Bei  Fiedler,  I,  174.  —  ^  Kökcnyesdy's  Scbreiben  an  den  Zar 
(Moskau,  6.  Febr.  1711).  bei  Fiedler,  I,  189,  bei  Szalay,  a.  a.  O.,  S.  31.  — 
*  Desselben  Briefe  (Willanow,  7.  Nov.  1710),  bei  Fiedler,  I,  184,  187.  — 
5  Bei  Fiedler,  II,   1'23  fg. 
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Vollmacht,  zu  unterbandeln  und  abzuschließen,  endlich  in  die  Hand 
eines  Ungars  legte,  der  ein  Herz  für  das  Vaterland  und  dessen  Freiheit 
hatte,  der  gleich  entfernt  von  politischem  wie  von  religiösem  Fanatis- 
mus war  und  sowol  das  Vertrauen  seines  Königs  als  auch  seines  Volks 
besaß.  Er  berief  nämlich  Heister  ab  und  ernannte  den  Ban,  Grafen 
Johann  Pälffy,  zum  Obercommandirenden  und  Bevollmächtigten.  Wir 
wollen  denen  nicht  nachsprechen,  die  sagen,  daß  Pälffy  in  hoher  Gunst 
bei  Joseph  stand,  weil  seine  Tochter  dessen  Freundin  gewesen  sei,  da 
seine  Eigenschaften  und  Verdienste  die  Wahl  des  Kaisers  hinreichend 
rechtfertigen. 

Nachdem  sich  Neuhäusel  am  24.  September  ergeben  hatte  \  began- 
nen jene  concentrischen  Operationen,  durch  welche  die  Aufständischen 
nach  dem  äußersten  nordöstlichen  Winkel  des  Landes  gedrängt  wurden. 
Pälffy  selbst  marschirte  von  Neuhäusel  gegen  Erlau,  damals  der  stärk- 
sten Festung  zwischen  der  Donau  und  Theiß.  Viard  rückte  gegen  die 
Hegyalja  vor,  wo  Räköczy  mit  seinen  Haustruppen  stand.  Chusani 
überschritt  die  siebenbürger  Grenze  und  führte  einen  Theil  seiner  Armee 
vor  Szoluok,  das  Csajäghy  ihm  schon  drei  Tage  nach  seiner  Ankunft 
überlieferte.  Löffelholz  endlich  drang  aus  der  Zips  in  Säros  ein.  Die 
unablässigen  Fortschritte  der  Kaiserlichen  nach  allen  Seiten  verbreiteten 
Verwirrung  und  Schrecken  unter  den  Aufständischen;  die  einzelnen 
Heerestheile,  bis  auf  die  fürstlichen  Haustruppen,  stoben  auseinander; 
die  Adelichen,  die  auf  Amnestie  nicht  hofften  oder  dieselbe  nicht  erbitten 
mochten,  flüchteten  sich  nach  dem  vom  Feinde  noch  nicht  besetzten 
Nordosten.  Räkoczy  übergab  die  Führung  seiner  Haustruppen  Anton 
Eszterhäzy  mit  der  Weisung,  jedes  Gefecht  zu  vermeiden,  sich  vielmehr 
im  Nothfalle  auf  Munkäcs  zurückzuziehen,  und  begab  sich  nach  Ungvär, 
um  von  da  nach  Polen  zum  Fürsten  Dolgoruky  zu  reisen.  Unterwegs 
traf  er  mit  einem  ganzen  Heer  Flüchtlinge  zusammen.    „Nie  in  meinem 

Leben",   schreibt  er,   „hat  mich  schmerzlicheres  Mitleid  ergriffen 

Schnee  bedeckte  schon  den  Boden,  als  ich  einer  langen  Reihe  von  Wa- 
gen der  aus  der  untern  Gegend  flüchtigen  Edelleute  und  Offiziere  begeg- 
nete; Frauen  streckten  nach  mir  die  Hände  aus,  betheuerten  schluchzend 
die  Treue  ihrer  Galten  und  flehten  nur  um  Obdach  und  Nahrungsmittel 
für  diese;  vor  Kälte  klappernde  Kinder  füllten  die  Wagen,  die  sich  im 
halbgefrorenen  Kothe  kaum  bewegen  konnten.  Ihr  trauriger  Zustand 
ergriff  mich  tief,  und  ich  that  für  sie,  was  möglich  war."^  Und  nun 
wurden  die  Aufständischen  von  einem  Schlage,  von  einem  Verluste  nach 
dem  andern  getroffen.  Eszterhäzy  ließ  sich  von  Viard  bei  Liszka  über- 
raschen und  von  sämmtlichen  Haustruppen  des  Fürsten  blieb  blos  das 
liegiment  Charriere's  beisammen,  das  aus  800  Polen  und  deutschen 
L'oberläufern  bestand  und  sich  in  Ordnung  zurückzog.  ^  Infolge  dieses 
>ieges  nahmen  die  Kaiserlichen  Säros-Patak  und  Tokaj.  Hierauf  mar- 
hirte   auch  Viard   in   die   Gespanschaft   Säros,   zwang  Eperies   nach 

'  Hist.  des  revöl.,  VI,  29.  Wagner,  Hist.  Joseph!,  S.  396.  Bei,  Not. 
Hung.  nov.,  I\',  1)77.  —  -  Hist.  des  revol.,  VI,  3ü  fg.  —  -  Hist.  des  revol., 
VI,  32  fg. 
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kurzer  Belagerung,  sich  zu  ergeben,  und  erschien  am  4.  December  vor 
Bartfeld,  das  ihm  .noch  an  demselben  Tage  die  Thore  öffnete  und 
1500  Gulden  zahlte.^  Hierauf  kam  die  Reihe,  belagert  zu  werden, 
an  Kaschau,  der  festesten  und  wichtigsten  Stadt  Oberungarns.  Erlau 
war  schon  am  1.  December  in  die  Gewalt  der  Kaiserlichen  gefallen,  in- 
dem die  Besatzung  den  Brigadier  Prenyi  zwang,  ihnen  die  reichlich  mit 
Vorräthen  aller  Art  versehene  Festung  zu  übergeben.^ 

Noch  ehe  die  erwähnten  Verluste  die  Kraft  Räkoczy's  zu  fernerm 
Widerstände  gänzlich  gebrochen  hatten,  erkannte  er,  daß  der  Tag  nahe 
sei,  an  welchem  er  und  die  andern  Häupter  des  bereits  aufgelösten 
Ständebundes  Ungarn  werden  verlassen  müssen.  Er  trug  daher  am 
23.  October  Clement  auf,  den  König  Friedrich  I.  von  Preußen  um  Auf- 
nahme und  Schutz  für  sich  und  jene  zu  bitten,  die  mit  ihm  ins  Exil  zu 
gehen  genöthigt  wären.  Da  er  aber  die  Sache,  für  die  er  bisher  ge- 
kämpft, noch  immer  nicht  als  verloren  aufgab,  sollte  Clement  nebstbei 
trachten,  daß  Preußen  und  die  Seemächte  das  Versprechen,  sich  für 
Ungarn  zu  verwenden,  welches  sie  zufolge  seiner  ihnen  unterbreiteten 
Friedensvorschläge  gegeben,  auch  während  seines  Exils  erfüllen  mögen, 
und  daß  namentlich  die  englische  Regierung  sich  hierzu  schriftlich  ver- 
bindlich mache.  ^  Hierauf  entließ  er  am  16.  November  Simon  Forgacs 
aus  der  Haft  und  gestattete  ihm,  sich  nach  Polen  zu  begeben.  Die- 
selbe Erlaubniß  ertheilte  er  Anton  Eszterhäzy,  und  da  Daniel  Eszter- 
hdzy  im  belagerten  Kaschau  befehligte,  Bercsenyi  aber  auf  einer 
Sendung  an  Dolgoruky  in  Polen  abwesend  war,  hatte  er  von  den  an- 
gesehensten Generalen  nur  noch  Kärclyi  bei  sich,  dessen  militärische 
und  staatsmännische  Fähigkeiten  er  im  Feldzuge  von  1709  schätzen 
gelernt  hatte  und  dem  er  seit  der  Zeit  sein  vollstes  Vertrauen  schenkte.* 
Diesem  übergab  er  die  Führung  der  wenigen  noch  übrigen  Truppen 
nebst  der  Leitung  aller  andern  Angelegenheiten,  und  reiste  in  den  ersten 
1711  Tagen  von  1711  selbst  zu  Dolgoruky,  den  Peter  in  Polen  zurück- 
gelassen hatte.  Aber  wie  bitter  wurden  da  die  Hoffnungen  getäuscht, 
die  er  aus  den  Berichten  ßercsenyi's  geschöpft  hatte.  Dolgoruky  sagte 
ihm,  der  Zar  wünsche  zwar  den  Frieden  mit  Schweden  und  das  Bündniß 
mit  Frankreich,  habe  aber  Bericht  erhalten,  daß  der  französische  Ge- 
sandte Desailleurs  den  Sultan  zum  Kriege  wider  Rußland  für  Schweden 
reize,  und  daß  die  Türken  sich  dazu  auch  bereits  rüsten;  mithin  sei  der 
ganze  Plan  zunichte  geworden  und  der  Zar  genöthigt,  des  Kaisers 
Freundschaft  zu  suchen.  ^ 

Unterdessen  nahmen  die  von  Pälffy  mit  Kärolyi  schon  früher  ange- 
knüpften Unterhandlungen  einen  derartigen  Fortgang,  daß  die  Hülfe 
Rußlands  und  die  Vermittelung  anderer  Mächte  entbehrlich  wurden, 
wenn  Räkoczy  und  die  Ueberreste  des  Ständebundes  ihre  Forderungen 
ermäßigten   und  sich  mit  der  Wiederherstellung  der  Reichsverfassung, 

^  Aufzeichnungen  im  Archiv  der  bartfeldcr  evangelischen  Gemeinde.  — 
2  Hist.  des  revol.,  a.  a.  O.,  bei  Fiedler,  II,  124.  Wagner,  Hist.  Joscphi,  T, 
390.  —  3  Fiedler,  II,  131.  —  *  Hist.  des  revol.,  VI,  14.  —  *  Bei  Fiedler, 
S.   184,  187. 
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wie  sie  Joseph  anbot,  begnügten.  Pülffy  hatte  nämlich  noch  am  17,  No- 
vember von  Pest  Kiirolyi  in  einem  Schreiben  als  Freund  ermahnt,  das 
Heil  des  Vaterlandes,  sein  und.  seiner  Familie  Wohl  zu  bedenken,  in 
Erwägung  der  Hoffnungslosigkeit  eines  fernem  Widerstandes  zur  Treue 
gegen  den  König  zurückzukehren  und  deshalb  einen  vertrauenswürdigen 
Mann  zu  ihm  zu  schicken;  er  stehe  dafür  gut,  daß  ihn  dieser  Schritt 
nicht  gereuen  werde.  ^  Kärolyi  theilte  den  Brief  dem  Fürsten  mit  und 
antwortete  mit  dessen  Zustimmung:  es  werde  dem  Grafen  zum  höchsten 
Ruhme  gereichen,  wenn  er  zur  Beendigung  des  unheilvollen  Kriegs  ein 
anderes  Mittel  fände  als  die  Waffen;  gegenwärtig  lasse  sich  von  Unter- 
handlungen mehr  Erfolg  als  früher  erwarten,  er  möge  daher  einen 
Waffenstillstand  bewilligen.  Der  Träger  der  Antwort  und  Vertrauens- 
mann war  der  biharer  Vicegespan  und  debrecziner  Stadtrichter  Georg 
Komäromy.  ^  Pälffy  bewilligte  einen  kurzen  Waffenstillstand,  versprach 
jedoch,  denselben  zu  verlängern,  wenn  sich  Aussicht  auf  Erfolg  zeigte, 
und  sprach  den  Wunsch  aus,  persönlich  mit  Kärolyi  zusammenzukom- 
men. Während  der  Abwesenheit  Räköczy's  in  Polen  schrieb  Pälffy, 
der  bis  Källo  vorgerückt  war,  noch  mehrmals  an  Kärolyi;  am  10.  Ja- 
nuar berief  er  ihn  dringend  zu  sich  und  verpfändete  seine  Ehre  und  sein 
noch  nie  gebrochenes  Wort,  daß  ihm  nicht  die  geringste  Kränkung 
widerfahren  solle,  wenn  er  der  Einladung  Folge  leistet.  Drei  Tage 
später  antwortete  Kärolyi  aus  Gyula,  begab  sich  auch  wahrscheinlich 
nach  Källö  und  eilte  nach  Munkäcs,  um  mit  dem  Fürsten  Rücksprache 
zu  nehmen,  mit  dem  Pälffy  ebenfalls  in  persönlichen  Verkehr  zu  treten 
wünschte.  Da  Räköczy  noch  nicht  zurückgekehrt  war,  hielt  er  am 
23.  Januar  um  nochmalige  Verlängerung  des  Waffenstillstandes  an,  die 
Pälffy,  trotz  mancherlei  Bedenken,  wie  er  sagte,  bis  30.  Januar  ge- 
währte, damit  er  beweise,  wie  sehr  ihm  der  Friede  am  Herzen  liege; 
bis  zu  diesem  Tage  aber  kehre  der  Fürst  zurück  und  schicke  ihm  einen 
Geleitsbrief,  denn  eine  weitere  Frist  könne  und  werde  er  nicht  geben. 
Räköczy,  dem  Kärolyi  selbst  nachgereist  war,  kam  endlich  an  und 
schickte  Pälffy  den  Geleitsbrief  nebst  der  Meldung,  daß  er  am  29.  Ja- 
nuar in  Vaja  mit  ihm  zusammentreffen  wolle.  Unterwegs  nach  dem  ge- 
nannten Orte,  machte  er  in  Kis-Värda  halt,  wo  sich  bei  12000  Männer 
versammelt  hatten.  Er  musterte  diese  und  eröffnete  ihnen  dann,  daß  er 
sich,  von  Vaterlandsliebe  und  dem  Verlangen  nach  Frieden  bewogen, 
nach  Vaja  begebe,  um  dort  mit  Pälffy  zu  unterhandeln,  der  im  Namen 
des  Kaisers  der  Nation  die  Wiederherstellung  und  Erhaltung  ihrer  Frei- 
heit verspreche.  Er  werde  alles  thun,  damit  ein  Vergleich  und  Friede 
zu  Stande  komme,  sollte  das  aber  mislingen,  so  bleibe  nichts  übrig,  als 
für  das  Vaterland  zu  sterben.  Nach  Beendigung  der  Rede  befahl  er  den 
höhern  Offizieren,  Staatsräthen  und  Adelichen,  seine  Rückkehr  in  Apäti 
abzuwarten,  damit  er  ihnen  den  Erfolg  der  Unterhandlungen  mittheile.  ^ 
Noch  am  selben  Tage  unterredeten  sich  Räköczy  und  Pälft'y  nach 

1  Katona,  XXXVII,  6,  17.  —  ^  Hist.  des  riivol.,  VI,  31.  —  ^  Hist.  des 
revol.,  VI,  3G.  Die  Briefe  Pälffy's  und  Räköczy's,  bei  Pray,  Epist.  pruc,  III, 
351.     Szalay,  a.  a.  0.,  '24,  25.     Wagner,  Hist.  Josephi,  S.  51 1. 
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Tisch  allein  und  ganz  zwanglos  miteinander  bis  tief  in  die  Nacht. 
Pälffy  rieth  dem  Fürsten  dringend,  ein  Bittgesuch  an  den  Kaiser  zu 
richten,  dessen  wohlwollende  Gesinnungen  gar  nicht  bezweifeln  lassen, 
daß  er  sowol  Ungarns  als  Siebenbürgens  Freiheiten  und  Rechte  wieder- 
herstellen und  denen,  die  wider  ihn  die  Waffen  trugen,  Amnestie  ge- 
währen werde.  Die  gänzliche  Besiegung  des  Aufstandes  stehe  unaus- 
bleiblich bevor;  versäume  der  Fürst  die  Gelegenheit,  den  Krieg  durch 
einen  Vertrag,  der  die  Rechte  der  Nation  sichere,  ein  Ende  zu  machen, 
so  werden  die  Minister  dies  zum  Vorwand  nehmen,  um  Ungarn  das 
Schicksal  zu  bereiten,  welches  Böhmen  nach  der  Schlacht  bei  Prag  traf. 
Was  seine  Person  betrifft,  so-  gibt  es  keine  Würde,  keine  Gunst  und 
keine  Güter,  die  er  von  der  Huld  des  Kaisers  nicht  erwarten  dürfte,  das 
eine  Fürstenthum  Siebenbürgen  ausgenommen.  Räkoczy  antwortete: 
Er  wolle  an  den  Kaiser  ein  Bittgesuch,  wie  er  es  für  angemessen  halte, 
richten,  obgleich  er  wisse,  daß  er  keine  Antwort  erlangen  werde.  Er 
wünsche  zwar,  daß  in  den  Vertrag  nichts  anderes  aufgenommen  werde, 
als  was  der  Nation  zum  Vortheil  gereiche,  könne  aber  erst  nach  Be- 
rathung  mit  seinem  Senate  und  den  verbündeten  Ständen  Vorschläge 
machen.  Auch  verspreche  er,  dem  Senate  und  den  Ständen  alles  redlich 
vorzutragen  und  alles,  was  sie  beschließen  werden,  als  ihr  Anführer  zu 
genehmigen  und  zu  bestätigen;  aber  selbst  werde  er  an  dem  allen  keinen 
Theil  nehmen,  denn  er  wisse,  daß  die  Minister  des  Kaisers  das  Volk 
nicht  in  ruhigem  Genüsse  des  Vertrags  lassen  werden  und  daß  er  dann 
als  Verräther  angesehen  werden  könnte,  der  dem  Wohle  der  Nation  den 
eigenen  Vortheil  vorangesetzt  habe.  Am  folgenden  Tage  trug  er  in 
Apäti  den  dort  versammelten  Offizieren,  Räthen  und  Herren  vor,  daß  er 
Palffy  als  redlich  erkannt  habe,  aber  dessen  gewiß  sei,  daß  der  Hof 
ganz  anders  denke,  dessenungeachtet  werde  er,  auf  Pälffy's  Wunsch,  an 
den  Kaiser  ein  Huldigungsschreiben  schicken,  damit  ihm  nicht  der  Vor- 
wurf gemacht  werde,  daß  er  die  Gelegenheit,  das  Land  zu  beruhigen, 
versäumt  habe.  Sollte  der  Vertrag  ungeachtet  alles  dessen  nicht  verein- 
bart werden,  so  mögen  sie  die  letzte  Kraft  zur  Rettung  des  Vaterlandes 
und  ihrer  Familien  aufbieten.  * 

Am  3.  Februar  schickte  Räköczy  das  Huldigungsschreiben  an  Pälffy. 
Es  begann  mit  den  Worten :  „Gleichwie  der  Kampf  und  die  Einigung 
des  Volks  während  sieben  Jahren  von  der  Beeinträchtigung  seiner  Frei- 
heiten zeugte,  so  könnte  ich  jetzt,  nachdem  die  meisten  Gespanschaften 
zur  Treue  gegen  Ew.  Majestät  zurückgekehrt  sind,  der  Rachsucht  und 
Halsstarrigkeit  beschuldigt  werden,  wenn  ich  es  unterließe,  die  Wieder- 
herstellung des  Friedens  auf  solche  Art  zu  suchen,  daß  sowol  der  Ver- 
gießung des  Bürgerblutes  ein  Ende  gemacht,  als  auch  dem  gänzlichen 
Verderben  des  Vaterlandes  vorgebeugt  werde.  Ich  weiß,  es  werden  sich 
viele  finden,  die  über  meine  Huldigung  so  denken,  daß  sie  die  Veranlas- 
sung des  Kriegs  auf  mich  schieben,  um  die  Gültigkeit  des  wider  mich 
verkündigten  Urtheils  auch  ferner  behaupten  zu  können.  Ich  bitte 
jedoch  unterthänig,  daß  Ew.  Majestät  mir  erlaube,  die  Gründe,  die  ich 
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zu  meiner  Vertheidigung  vorbringen  kann,  zu  wiederholen."  Und  nun 
bittet  er  den  König,  sich  zu  erinnern,  daß  er  während  seines  Aufenthalts 
in  Wien  sich  um  dessen  Huld  beworben  habe,  durch  die  geheimen  Ver- 
folgungen seiner  Feinde  ins  Gefängniß  geworfen  worden  sei,  in  den 
Briefen  und  Bittgesuchen,  die  er  im  Kerker  zurückgelassen,  auch  die 
Ursachen  seiner  Flucht  angegeben  habe.  „Zwei  Jahre",  fährt  er  fort, 
„hatte  ich  das  Elend  des  Exils  erduldet,  als  ich  meine  Verurtheilung 
durch  ein  gesetzwidriges  Gericht  vernahm,  und  nur  von  meiner  Nation, 
die  ihre  Freiheiten  auch  in  meiner  Person  gekränkt  sah,  Rettung  hoffen 
konnte.  Ich  kehrte  also  nicht  mit  fremdem  Kriegsvolke,  sondern  auf 
das  Recht  gestützt,  in  mein  Vaterland  zurück  und  verkündigte  das  mir 
und  dem  Lande  angethane  Unrecht  in  einem  Manifeste,  welches  nichts 
anderes  enthält  als  das,  was  jüngst  auch  der  Reichstag  zu  Preßburg 
Ew.  Majestät  vorgetragen  hat.  Die  Nation  fühlte  es  und  ergriff  zur 
Vertheidigung  ihrer  Rechte  und  Freiheiten  (die  auch  der  Vater  Ew. 
Majestät  beschworen  hatte),  die  Waffen Unter  dem  Geräusche  der- 
selben berief  ich  den  Reichstag  nach  Szecseny  und  legte  dort  alle  Ge- 
walt, welche  mir  bis  dahin  durch  das  Gesetz  zur  Führung  der  Waffen 
war  gegeben  worden,  in  die  Hände  der  Reichsstände  nieder;  sie  gaben 
mir  dieselbe  zurück,  erwählten  mich  zum  anführenden  Fürsten  der  Ungarn 
und  verpflichteten  mich  zur  Vertheidigung  der  Rechte  durch  Angelobung 

gegenseitiger  Treue Ich  strebte,  meinem  Eide  und  meiner  Pflicht  zu 

genügen,  wie  ich  es  schuldig  war."  ....  Hierauf  erwähnt  er  seine  auf 
Vergleich  und  Frieden  gerichteten  Bemühungen.  „Wenn  die  in  Kürze 
angeführten  Gründe",  sagt  er  zum  Schlüsse,  „in  den  Augen  Ew.  Majestät 
als  rechtfertigend  erscheinen,  so  flehen  wir  die  Gerechtigkeit,  wo  nicht, 
die  väterliche  Gnade  Ew.  Majestät  an,  daß  auch  wir  alle,  die  wir  bis- 
her die  Waffen  zu  führen  genöthigt  w'aren,  der  Wiedereinsetzung  in 
die  Rechte  und  Freiheiten  des  Landes  (die  auch  durch  den  Schwur 
Ew.  Majestät  bestätigt  sind)  und  in  unsere  Güter  theilhaftig  werden 
mögen."  . . . .  ^ 

Pälffy  stellte  an  diesem  Huldigungsschreiben  aus:  daß  Räkoczy  den 
Kaiser  Sacrata  caesarea  regia  Majestas  und  Domine  benignissirae  statt 
Sacratissima  etc.  und  clementissime  titulire,  sich  servitor  statt  servus 
unterschreibe;  daß  er  den  Hof  glauben  machen  wolle,  er  und  sämmtliche 
Ungarn,  die  es  mit  ihm  hielten,  seien  berechtigt  gewesen,  die  Waffen  zu 
ergreifen;  daß  er  für  alle  Theilnehmer  am  Aufstande  Rückgabe  der 
Güter  erbitte,  statt  dieselbe  nur  für  sich  und  Kärolyi  zu  erbitten  und 
hinsichtlich  der  übrigen  nur  nebenbei  die  Hoffnung  auszusprechen,  Seine 
Majestät  werde  auch  sie  nicht  ohne  Trost  lassen.  Dessenungeachtet 
schickte  Pälffy  das  Schreiben  sogleich  nach  Wien.^  Räköczy  ant- 
wortete: „Glauben  Sie,  Herr  Graf,  ernstlich,  oder  wollen  Sie  blos  mir 
die  Meinung  beibringen,  daß  das  Ministerium  jene  Titulaturen  so,  wie 
Sie  schreiben,  aufnehmen  werde?  Ich  wollte  damit  die  Seiner  Majestät 
schuldige  Ehrfurcht  nicht  verletzen,  und  wenn  nur  die  Verbesserung 
derselben   nöthig   war,   so  wäre   ich   bereit   gewesen,   noch   einmal   zu 
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schreiben.  Was  den  zweiten  Punkt  anbelangt,  so  gehört  die  Seele  des 
Menschen  Gott,  sein  Blut  seinem  Herrn,  seine  Ehre  ihm  selbst,  woraus 
folgt,  daß  ich  mich  als  Rebellen  nicht  bekenne  und  nie  bekennen  werde; 
hierüber  mögen  Sie  selbst  urtheilen,  möge  Johann  Pälffy  dem  kaiser- 
lichen Feldmarschall  Antwort  geben.  Hinsichtlich  des  dritten  Punktes 
habe  ich  schon  in  Vaja  erklärt,  daß  ich  meinen  Schwur  nicht  brechen 
und  ohne  jene,  an  die  mich  und  die  an  mich  ein  gegenseitiger  Eid  bindet, 
die  Waffen  nicht  niederlegen  darf,"  ^ 

Einige  Tage  nachher  berief  Räkoczy,  der,  wie  weiter  unten  berichtet 
wird,  von  befreundeten  Mächten  ermuthigende  Zusicherungen  erhielt, 
seine  ungarischen  und  siebenbürger  Staatsräthe  nach  Salänk,  wo  er  den 
erstem  eröffnete,  daß  er  durch  ein  an  den  Kaiser  gerichtetes  Schreiben 
zwar  in  Unterhandlung  getreten  sei,  aber  ohne  ihre  Zustimmung  nichts 
abschließen  dürfe;  sie  mögen  daher  sich  erklären,  wieviel  man  in  An- 
betracht der  mislichen  Lage  von  den  Bedingungen,  die  in  Neuhäusel  vor 
den  tyrnauer  Unterhandlungen  gestellt  worden,  aufgeben  könne,  ohne 
den  Eid,  daß  die  Waffen  nicht  eher  niedergelegt  werden  sollen,  als  bis 
die  Freiheit  des  Vaterlandes  erkämpft  sei,  zu  brechen.  Sie  stimmten 
einmüthig  dafür,  daß  man  von  diesen  Bedingungen  nichts  nachlassen 
dürfe.  Sodann  trug  er  ihnen  vor,  wag  vom  russischen  Zar  zu  hoffen 
sei,  und  fragte,  ob  sie  es  für  besser  hielten,  daß  er  sich  nach  Ablauf  des 
Waffenstillstandes  in  Munkäcs  einschließe  oder  nach  Polen  gehe,  um 
sich  mit  dem  Zar  persönlich  zu  besprechen.  Alle  meinten,  es  sei  rath- 
samer,  daß  er  sich  zum  Zar  begebe.  Den  Siebenbürgern  kündigte  er 
au,  Pälffy  versichere,  daß  der  Kaiser  ihnen  jedes  Zugeständniß  machen 
und  nur  das  Eine  nicht  zugeben  wolle,  daß  sie  einen  eigenen  Fürsten 
haben  sollen;  er  dürfe  der  Regelung  ihrer  Angelegenheiten  durch  einen 
billigen  Vertrag  nicht  im  Wege  stehen  und  sei  bereit,  dem  Fürstenthume 
zu  entsagen,  wenn  sie  ihn  seines  Eides  entbänden.  Sie  dankten  für  das 
großmüthige  Anerbieten,  wiesen  es  aber  zurück  und  erklärten,  daß  sie 
ihm  wohin  immer  folgen  werden,  wenn  er  für  ihren  Unterhalt  sorgte.^ 
Hierauf  brach  Räköczy  sogleich  nach  Lemberg  auf,  wo  er  den  Zar  zu 
treffen  hoffte.  ^  Bevor  er  die  Grenze  überschritt,  erließ  er  von  Alsö- 
Vereczke  am  20.  Februar  ein  Patent  des  Inhalts:  Wir  wünschten  sehn- 
lich, unsere  Freiheit  entweder  durch  beharrlichen  Kampf  zu  erringen 
oder  durch  einen  aus  demselben  sich  ergebenden  Friedenstractat  zu  er- 
langen. Um  dieselbe  auf  die  letztere  Art  zu  erlangen,  schritten  wir  zu  den 
gegenwärtigen  Unterhandlungen;  da  aber  deren  Erfolg,  bevor  wir  die 
Resolution  des  Kaisers  erhalten  haben,  zweifelhaft  ist,  bringt  es  mein, 
des  anführenden  Fürsten,  Beruf  mit  sich,  daß  ich  mich  auch  an  fremde 
Mächte  wende,  damit  wir  entweder  durch  die  gegenwärtigen  Unterhand- 
lungen den  Frieden  oder,  wenn  dies  nicht  gelänge,  durch  Fortsetzung 
des  Kriegs  unser  Ziel  erreichen.  Ich  halte  es  daher  für  zweckdienlich, 
mit  fremden  Mächten  persönlich  zusammenzutreffen,  und  übertrage  für 
die   kurze  Zeit   meiner  Abwesenheit   die  Führung   der  Angelegenheiten 
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meinem  Feldmarscliall  Kärolyi.  Demzufdge  verbiete  ich  jedermann, 
hinzugehen  und  eidbrüchig  zu  werden,  oder  ohne  Paß  vom  Marschall 
sich  ins  Ausland  zu  begeben,  wo  jetzt  noch  keine  Sicherheit  zu  finden  ist, 
und  befehle  ich  allen  aufs  strengste,  bis  zu  meiner  Rückkehr  sich  nach 
Anordnung  des  Marsclialls  bei  ihren  Abtheilungen  aufzuhalten,  und  der 
gemeinen  Mannschaft,  bei  ihrem  Regimente  zu  bleiben.  Allen  jenen,  die 
sich  hiernach  richten,  verbürge  ich  mich,  wenn  sie  vom  Vertrage  ausge- 
schlossen würden,  oder  dieser  nicht  zu  Stande  käme,  im  Auslande  nicht 
blos  einen  sichern  Aufenthalt,  sondern  auch  Dienst  bei  auswärtigen 
Mächten  zu  verschaffen.^  Kärolyi,  den  der  Fürst  zu  seinem  Stellver- 
treter machte,  war  damals  von  Pällfy  schon  gewonnen  und  gebrauchte 
die  ihm  übertragene  Gewalt,  den  Frieden  zu  Wege  zu  bringen.  Des- 
gleichen machte  die  Aussicht  auf  Amnestie,  Rückgabe  confiscirter  Güter 
und  "Wiederherstellung  der  Freiheit  Ungarns,  die  Pälffy  im  Namen  des 
Königs  verhieß,  Edelleute,  Räthe  und  Offiziere  zur  Niederlegung  der 
Waffen  und  Unterwerfung  geneigt. 

Daß  der  kaiserliche  Hof  diese  Zugeständnisse  machte,  damit  der 
Friede  sobald  als  möglich  geschlossen  werde,  dazu  trug  die  Veränderung, 
welche  bei  der  englischen  Regierung  seit  April  1710  vorgegangen  war, 
vieles  bei.  Das  englische  Volk  fing  an,  trotz  aller  Siege,  die  seinem 
Stolze  schmeichelten,  die  Lasten  des  langen  Kriegs  zu  fühlen  und  nach 
Frieden  zu  verlangen.  Eben  zu  der  Zeit,  als  diese  Umwandlung  in  der 
Stimmung  des  Volks  schon  bemerkbar  wurde,  fiel  die  Herzogin  Marl- 
borough  ihres  übermüthigen  Betragens  wegen  bei  der  Königin  Anna, 
die  sie  unumschränkt  beherrscht  hatte,  in  Ungnade;  das  benutzten  die 
Tories,  um  den  Herzog  und  das  Whigministerium  zu  stürzen  und  den 
Erbfolgekrieg  zu  beendigen.  Die  Gewalt  des  erstem  wurde  beschränkt, 
sein  Schwiegersohn  Godolphin,  erster  Lord  des  Schatzes,  mußte  aus 
dem  Ministerium  scheiden,  Harley,  der  nachherige  Graf  Oxford,  und 
St. -John,  später  Viscount  Bolingbroke  genannt,  traten  in  dasselbe,  ver- 
drängten daraus  bald  die  noch  übrigen  Whigs  und  am  10.  October  wurde 
auch  das  Parlament  aufgelöst.  Das  neue  Parlament  war  dem  Tory- 
ministerium  günstig,  das  nun  Schritte  that,  ohne  Rücksicht  auf  Englands 
Bundesgenossen,  Oesterreich  und  Holland,  ja  selbst  mit  Aufopferung 
derselben,  Frieden  mit  Ludwig  zu  schließen.  Als  Vorwand  hierzu  konnte 
auch  der  Wechsel  des  Kriegsglücks  in  Spanien  dienen,  wo  Vendome  am 
13.  December  den  englischen  General  Stanhope  bei  Brihuega  und  am  fol- 
genden Tage  Starhemberg  bei  Villaviciosa  schlug,  worauf  Karl  Madrid 
wieder  verlassen  mußte  und  fast  nichts  weiter  als  Barcelona  und  Tar- 
ragona  übrig  behielt.  Der  katholische  Geistliche  Gaultier,  bisher  fran- 
zösischer Spion,  wurde  im  Januar  1711  als  Unterhändler  heimlich  nach 
Paris  geschickt;  der  Kaiser  sollte  gedrängt  werden,  mit  den  auf- 
ständischen Ungarn  einen  billigen  Vergleich  einzugehen  und  seine  ganze 
Macht  gegen  Ludwig  und  Philipp  zu  kehren,  damit  sie  desto  schneller 
zum   Frieden   gezwungen    würden,    aber   auch    England    fernerhin   die 
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Last  des   für  Oesterreich   geführten  Kriegs   nicht   größtentheils   tragen 
müsse. 

Das  Toryministerium  nahm  sich  also  der  Ungarn  weit  eifriger 
als  das  frühere  wighistische  an.  Im  Herbst  1710  trug  Lord  Raby,  der 
Gesandte  in  Berlin,  Clement  auf,  die  Forderungen  zusanimenzustellcn, 
welche  die  Ungarn  in  ihrer  gegenwärtig  mislichen  Lage  als  äußerste 
Bedingungen  des  Friedens  machen  zu  müssen  glauben.  Clement  entwarf 
einen  Tractat,  in  welchem  er  unter  anderm  hervorhob,  daß  Siebenbürgen 
in  den  Stand  zurückversetzt  werden  müsse,  der  durch  den  1686  mit 
Apaffy  geschlossenen  Vertrag  begründet  wurde.  Raby  billigte  den 
Entwurf  und  empfahl  denselben  seiner  Regierung;  ferner  beantragte  er 
die  Ernennung  Lord  Feterborough's  zum  Gesandten  in  Wien,  weil  die- 
ser, früher  Befehlshaber  der  englischen  Truppen  in  Spanien,  großes  An- 
sehen besitzen  werde.  Peterborough  wurde  zum  Gesandten  am  öster- 
reichischen Hofe  ernannt  und  erhielt  den  Auftrag,  darauf  zu  dringen, 
daß  der  Kaiser  im  Frühling  sein  vollständiges  Contingent  stelle  und, 
damit  dies  möglich  sei,  mit  den  Ungarn  auf  Grund  der  von  ihnen 
gestellten  sehr  gemäßigten  Bedingungen  Frieden  schließe.  ^  Er  wies, 
als  er  noch  im  Haag  verweilte,  seinen  Legationssecretär  Falraes  an, 
den  Abschluß  des  Friedens  mit  Räköczy  und  dessen  Bundesgenossen 
nachdrücklich  zu  betreiben.  Dieselbe  Weisung  erhielt  Hammel-Bruyninx 
von  den  niederländischen  Generalstaaten.  Palmes  schrieb  am  27.  Januar 
und  4.  Februar  in  dem  Berichte  über  den  Erfolg  seiner  Bemühungen  an 
Lord  Raby:  „Der  hiesige  Hof  ist  seit  seinen  Siegen  sehr  übermülhig 
und  achtet  die  Ungarn  für  nichts.  Vor  der  Einnahme  Erlaus  hätte  man 
vielleicht  die  Friedensbedingungen  in  Erwägung  genommen;  jetzt  glaubt 
man,  den  Ungarn  das  Joch  schon  auf  den  Nacken  geworfen  zu  haben 
und  will  von  keiner  Vennittelung  hören.  Die  Minister,  namentlich  der 
Obersthofmeister  Wratislaw,  sind  wider  jede  Friedensunterhandlung 
und  wollen  die  unbedingte  Unterwerfung  mit  den  Waflen  erzwingen. 
Selbst  Prinz  Eugen,  der  gerechteste  und  edelmütbigste  unter  ihnen, 
meint,  eine  Vereinbarung  sei  nicht  anders  möglich,  als  daß  die  Ungarn 
um  Gnade  bitten."'^  Als  aber  der  kaiserliche  Hof  von  den  Vorscldägen 
Kenntniß  erhielt,  welche  Peterborough  bezüglich  auf  Ungarn  überhaupt 
und  auf  die  Glaubensfreiheit  der  Evangelischen  insbesondere  mitbringe, 
und  welche  man,  so  misliebig  sie  auch  seien,  bei  der  Oesterreicli  schon 
ungünstigen  Gesinnung  der  englischen  Regierung  nicht  schlechterdings 
ablehnen  dürfe,  änderten  sich  die  Ansichten  selbst  jener  Minister,  die 
einem  Vertrage  mit  den  Aufständischen  am  heftigsten  widerstrebt  hatten, 
obgleich  eben  damals  das  nichts  weniger  als  demülhig  um  Gnade 
flehende  Schreiben  Räköczy's  angekommen  war.  Am  11.  Februar  fand 
eine  geheime  Berathung  statt,  in  welcher  beschlossen  wurde,  der  eng- 
lischen Regierung  zuvorzukommen  und  ohne  ihre  und  anderer  Mäclite 
Einllußnahme  einen  Vertrag  mit  Räköczy  und  den  Aufständischen  zu 
Wege  zu  bringen.  Zu  diesem  Behufe  erliielt  Palffy  ausgedehntere  Voll- 
macht,   zu  iiiitcrh;iiideln    und   abzuschließen,  jedoch  mit  der  Vorschrift, 
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daß  er  sich  mit  der  Gesammtheit  der  verbündeten  Stände  in  nichts 
einlasse,  sondern  die  einzelnen  Häupter  derselben  zu  gewinnen  trachte.  ^ 
Mit  den  erweiterten  Vollmachten  für  ihn  und  als  sein  Gehülfe  wurde 
der  Kriegsrath  Locher  entsendet.^  Als  Peterborough  am  23.  Februar 
ankam  und  schon  tags  darauf  zuerst  vor  dem  Prinzen  Eugen  und  am 
folgenden  Tage  vor  dem  Kaiser  selbst  die  ungarische  Sache  zur  Sprache 
brachte,  antwortete  man  ihm:  Räkoczy  hat  ein  huldigendes  Bittgesuch 
an  den  Kaiser  gerichtet;  die  Unterhandlungen  mit  ihm  und  den  Auf- 
ständischen sind  in  vollem  Zuge  und  nehmen  einen  so  günstigen  Verlauf, 
daß  der  Friede  sicher  noch  während  des  Winters  zum  Abschluß  kommen 
wird.  Der  Kaiser  wird  daher  im  nächsten  Feldzuge  auch  alle  jene 
Truppen  verwenden  können,  die  bisher  in  Ungarn  festgehalten  wurden. 
Peterborough  traute  jedoch  diesen  Worten  nicht  und  forschte  nach  dem 
wahren  Stande  der  Dinge.  Den  eingegangenen  Erkundigungen  zufolge 
schrieb  er  an  Raby  am  28.  Februar:  „Bei  meiner  Ankunft  fand  ich  die 
Angelegenheiten  Rakoczy's  durch  den  frühern  Gesandten  sehr  vernach- 
lässigt ....  Mir  liegt  die  Sache  der  Ungarn  gewiß  am  Herzen  und  ich 
beabsichtige  für  sie  auf  jede  Weise  zu  wirken  . . . .,  hege  jedoch  die  Be- 
sorgniß,  der  Fürst  werde  bei  den  gegenwärtigen  Vereinbarungen  ge- 
täuscht werden,  indem  auch  Kärolyi  nur  für  sich  arbeitet,  und  halte  es 
für  nöthig,  ihn  zu  warnen.  Mir  wird  zwar  nicht  gestattet,  einen  Kurier 
an  ihn  zu  schicken,  ich  werde  aber  trachten,  ihm  dennoch  Nachricht  zu 
geben."  ^ 

König  Friedrich  I.  von  Preußen,  den  Räköczy  gebeten  hatte,  ihm 
und  allen,  die  genöthigt  wären,  Ungarn  zu  verlassen,  ein  Asyl  in  seinen 
Staaten  zu  öffnen,  trug  seinem  Gesandten,  Grafen  Metternich,  ebenfalls 
auf,  sich  beim  österreichischen  Hofe  für  den  Frieden  mit  den  Auf- 
ständischen zu  verwenden*,  und  stellte  am  21.  Februar  eine  Urkunde 
aus,  vermöge  welcher  er  dem  Fürsten,  seiner  Familie  und  allen,  die  mit 
ihm  ihre  Zuflucht  nach  Preußen  nehmen  würden,  Aufnahme,  Schutz, 
freie  Religionsübung  und  alle  Rechte  preußischer  Staatsbürger  zu- 
sicherte. ^  Dagegen  schwand  die  Aussicht  auf  die  gehoffte  Hülfe  Ruß- 
lands. Kökenyesdy,  den  Räkoczy,  wie  wir  wissen,  an  den  Zar  gesendet 
hatte,  traf  diesen  in  Moskau,  hatte  am  G.  Februar  eine  Unterredung  mit 
dem  Kanzler  Golowkin,  die  Peter  im  Nebenzimmer  anhörte,  auch  wur- 
den ihm  zweimal  Tag  und  Stunde  angekündigt,  zu  welcher  der  Zar  ihn 
empfangen  wolle,  der  aber  beide  male  so  viel  Tokajer  getrunken  hatte, 
daß  die  Audienz  unterbleiben  mußte.  Unglücklicherweise  brachte  der 
Secretär  des  Gesandten  in  Konstantinopel  am  23.  Februar  den  Bericht, 
daß  der  dortige  französische  Gesandte  Desalleurs  die  Pforte  zum  Kriege 
wider  Rußland  für  Schweden  unablässig  hetze.  Darüber  gcrieth  Peter 
in  heftigen  Zorn  gegen  Frankreich  und  Räköczy,  die  mit  ihm  ein  hinter- 
listiges Spiel  getrieben,  und  Kökenyesdy  mußte  froh  sein,  daß  er  nicht 
nach  Sibirien  geschickt,  sondern  blos  weggewiesen  wurde.     Er  rietb 

•  Bei  Fiedler,  II,  148,  149,  158.  —  ^  Brief  Pälffy'.s  an  Ebergenyi,  bei 
Szalay,  a.  a.  0.,  S.  39.  —  »  Bei  Fiedler,  II,  148,  157.  —  *  Bei  Fiedler,  II, 
125,  148.   —    *  Bei  Fiedler,  II,   148.     Szalay,  a.  a.  O.,  S.  41. 
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daher  dem  Fürsten,  nach  Ungarn  zurückzukehren  und  sich  mit  Palffy, 
so  gut  es  ginge,  zu  einigen,  sonst  werde  der  von  seinem  Haupte  ver- 
lassene Adel  ohne  ihn  die  Amnestie  annehmen.  Später,  von  Königs- 
berg am  30.  März,  warnte  er  ihn,  dem  Zar  zu  nahen,  der  unlängst  im 
Rausche  seinen  einzigen  Sohn,  weil  Menschikow  ihn  verklagte,  zu 
hängen  befahl.  ^ 

Räköczy  wartete  in  der  polnischen  Ortschaft  Stry  noch  auf  die  Zu- 
sammenkunft mit  Peter  und  eine  günstige  Wendung  seiner  Sache,  als 
Locher  die  erweiterte  Vollmacht  für  Pälffy  brachte  und  die  Entschei- 
dung mit  schnellen  Schritten  schon  herannahte.  Pälffy  lud  ihn  und 
Kärolyi  nach  Debrecziu ,  um  nun  auf  Grund  dessen ,  was  der  Kaiser 
bewilligte,  über  den  Frieden  zu  unterhandeln.  Räkoczy  selbst  folgte 
zwar  der  Einladung  nicht,  ermächtigte  aber  Kärolyi  hinzugehen.  Dieser, 
der  den  Stand  der  Dinge  richtiger  beurtheilte,  auch  mit  Pälffy  ununter- 
brochen in  Verkehr  stand  und,  wie  gesagt,  schon  durch  glänzende  Ver- 
sprechungen gewonnen  war,  einigte  sich  bald  über  die  Bedingungen, 
welche  der  Bevollmächtigte  des  Kaisers  den  Aufständischen  zu  be- 
willigen habe,  und  schwor  am  14.  März  heimlich  dem  König  Treue. 
Am  selben  Tage  erließ  Pälffy  die  Kundmachung,  welche  wir  abgekürzt 
hier  mittheilen:  1)  Kraft  der  von  Seiner  Majestät,  unserm  Herrn, 
ertheilten  Vollmacht  wird  dem  Fürsten  hinsichtlich  seines  Kopfes  und 
seiner  Güter  Amnestie  gewährt,  sodaß  er  mit  seinen  Dienern  im  Lande 
ungefährdet  wohnen  könne ....  Die  Festungen  (Kaschau,  Munkäcs, 
üngvär,  Huszt  Kövär)  übergebe  er  unter  Eid  in  demselben  Zustande,  in 
welchem  sie  gegenwärtig  sind,  wodurch  er  keine  Verkürzung  am  Ein- 
kommen erleiden  soll,  indem  der  Kaiser  die  Besatzungen  unterhalten 
wird.  2)  Wenn  der  Fürst  die  Auslieferung  seiner  Söhne  (sie  befanden 
sich  in  Wien)  verlangte,  werde  er  an  den  Hof  gewiesen.  3)  Die  Herren, 
Edelleute  und  Oberoffiziere  von  des  Fürsten  Anhang,  die  gegenwärtig 
sich  im  Lande  aufhalten,  dürfen  jeder  für  sich  Begnadigung  bezüglich 
ihres  Kopfes  und  ihrer  Güter  bitten;  die  Begnadigung  der  gemeinen 
Mannschaft  steht  außer  Frage.  4)  Daß  hierin  die  Ausländer  und 
Siebenbürger  mit  einbegriffen  sind,  ist  nicht  zu  bezweifeln.  5)  Wenn 
die  Güter  der  Witwen  und  Waisen,  deren  Gatten  und  Väter  während 
des  Aufstandes  gestorben  sind,  in  Frage  kämen,  soll  sich  die  Antwort 
darauf  beschränken,  daß  man  mit  den  Witwen  hinsichtlich  ihrer  Güter 
den  Eheverträgen  und  den  Gesetzen  gemäß  verfahren  werde,  die  Be- 
gnadigung der  Waisen  aber,  weil  der  Fiscus  die  Güter  bereits  in  Besitz 
genommen  hat,  bei  Seiner  Majestät  nachgesucht  werden  müsse.  G)  Für 
die  Herren  und  Adelichen,  die  Ungarn  bereits  verlassen  haben,  wird 
Seine  Majestät,  wenn  sie,  von  aufrichtiger  Reue  bewogen,  zurückzu- 
kehren wünschen,  auf  die  Weise  sorgen,  daß  ihnen  von  ihren  Gütern  in 
Form  einer  Pachtung  ein  anständiger  Unterhalt  angewiesen  wird. 
7)  Indem  der  König  nichts  inniger  wünscht,  als  daß  die  Gesetze,  Ge- 
wohnheiten und  Freiheiten  des  Landes  unversehrt  bleiben,  so  wird  er 
dieselben  auch  künftig  heilig  halten,   auch  nicht   erlauben,   daß  dieser 

'  Bei  Fiedler,  I,  201,  213,  210.     «zaiay,  a.  a.  0.,  S.  43,  bO. 
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allgemeinen  Amnestie  zuwider  Ursache  zu  neuen  Zwistigkeiten  und 
Processen  gegeben  werde.  Ferner  wird  es  jedermann  und  besonders  den 
zu  den  obern  Ständen  Gehörenden  freigestellt,  die  Bestätigung  dieser 
Amnestie  durch  den  Reichstag  der  Ordnung  gemäß  zu  verlangen.  Dies 
alles  werde  dem  Fürsten  Franz  Räkoczy  selbst  und  seinen  Anhängern 
zur  Danachrichtung  angezeigt,  damit  sie  höchstens  binnen  drei  bis  vier 
Wochen  für  sich  Sorge  trügen.  ^ 

Von  Pälft'y  und  Locher  gesendet,  eilte  Kärolyi  mit  dieser  Kund- 
machung zu  Räköczy  nach  Stry.  Dort  traf  er  seine  Gegner  Bercsenyi, 
Anton  Eszterhäzy  und  Forgäcs,  die  dem  Fürsten  riethen,  ihn  zu 
verhaften.  Dieser  hegte  jedoch  noch  keinen  Verdacht  gegen  den  Mann, 
dem  er  am  meisten  traute,  und  wies  das  Ansinnen  zurück.^  Am 
27.  März  machte  er  zu  den  einzelnen  Punkten  des  Manifestes  folgende 
Bemerkungen:  Zu  1)  Er  erinnere  sich  nicht,  in  seinem  Schreiben  an  den 
Kaiser  etwas  gebeten  zu  haben,  das  sich  blos  auf  ihn  und  seine  Hofleute 
bezöge;  was  er  gebeten,  betreffe  alle,  die  sammt  ihm  einander  eidlich 
verbunden  seien.  Ihrer  Gesammtheit  unterstehen  auch  die  Festungen, 
weshalb  deren  Rückgabe  nicht  von  ihm,  sondern  vom  ganzen  Bunde  ge- 
fordert werden  müsse.  Zu  2)  Er  hoffe,  der  hohe  Hof  werde  diesen  Punkt 
bei  der  Unterhandlung  nicht  in  Frage  stellen,  weil  derselbe  dadurch 
Veranlassung  zu  ernstem  Verdacht  geben  würde.  Zu  3)  Dieser  Punkt 
müsse  deutlicher  erklärt  werden,  denn  dem  Wortlaute  nach  scheint  es, 
daß  den  auf  meiner  Seite  stehenden  Herren,  Adelichen  und  Ober- 
offizieren, die  sich  im  Lande  befinden,  die  Amnestie  bezüglich  auf  Kopf, 
Güter  und  Aemter  nicht  versprochen,  sondern  ihnen  nur  die  Befugniß, 
darum  zu  bitten,  gegeben  würde.  Desgleichen  scheint  4)  die  sieben- 
bürger  Herren  Offiziere  und  Adelichen  von  der  Begnadigung  auszu- 
schließen. 5  und  6)  stehen  im  Widerspruch  mit  7,  denn  in  letzterm 
wird  gesagt,  Seine  Majestät  wolle  vor  allem  die  Gesetze,  Gewohnheiten 
und  Freiheiten  Ungarns  heilig  halten,  wir  bezweifeln  daher  nicht,  daß 
der  König  in  diese  allgemeine  Amnestie  auch  die  Witwen  und  Waisen 
und  die  außer  Land  sich  Aufhaltenden  mit  verstehe  und  einbegreife. 
Ueberdies  müsse  den  Evangelischen  ihre  Religionsfreiheit  verbürgt  wer- 
den, was  zu  ihrer  dauernden  Beruhigung  unumgänglich  nöthig  ist.  Die 
gnädige  Bewilligung  des  Kaisers  und  die  Kundmachung  des  Pleni- 
potentiärs  machen  es  ihm  zur  Pflicht,  die  verbündeten  Stände  zusammen- 
zurufen, er  bitte  daher  um  Verlängerung  des  Waffenstillstandes.^  Der 
Fürst  gab  Kärolyi  den  Auftrag,  die  verbündeten  Stände  nach  Huszt  zu 
berufen. 

Die  Zusammenkunft  der  zerstreuten,  zum  Theil  ins  Ausland  ge- 
flohenen Stände,  die  noch  am  Bunde  festhielten,  war  mit  großen 
Schwierigkeiten  verknüpft  und  erforderte  längere  Zeit.  Pälffy  glaubte 
daher,  daß  Räkoczy  dieselbe  eben  nur,  um  Zeit  zu  gewiimen,  zur 
Sprache  gebracht  habe;  er  beweg  Kärolyi,  von  dem  ihm  durch  Räkoczy 

^  Bei  Fiedler,  II,  159,  177.  Pray,  Epist.  proc,  III,  550.  —  ^  ijjst.  des 
revol.,  VI,  48.  —  ^  Fiedler,  I,  352  fg.  Pray,  a.  a.  0.,  S.  554.  Szalay,  Rä- 
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ertheilten  Auftrage  Gebrauch  zu  machen  und  die  verbündeten  Stände, 
so  viele  sich  deren  in  der  Nähe  befanden,  sogleich  nach  Szatmär  zu 
berufen.  Von  der  Sehnsucht  nach  Frieden  getrieben,  eilten  die  Anführer 
der  Truppen,  die  Adelichen  aus  den  benachbarten  und  die  zahlreichen 
Flüchtlinge  aus  den  westlichen  Gespanschaften  und  aus  Siebenbürgen 
hin.  Am  4.  April  legte  ihnen  Kärolyi  die  von  Pälffy  verkündeten 
Friedensartikel  nebst  den  Bemerkungen  des  Fürsten  zu  denselben  vor, 
welch  letztere  ungetheilten  lauten  Beifall  fanden.  Um  so  freudiger 
wurde  die  Versammlung  überrascht,  als  am  6.  April  der  biharer  Vice- 
gespan  und  debrecziner  Stadtrichter,  Georg  Komäromy,  eine  neue 
Kundmachung  Pälffy's  brachte,  in  welcher  jene  Artikel  großentheils 
den  Bemerkungen  des  Fürsten  entsprechend  lauteten:  1)  Räköczy  und 
seinen  Parteigenossen  wird  hinsichtlich  ihrer  Person  und  ihrer  Güter 
vollständige  Amnestie  gewährt,  wenn  sie  bis  27.  April,  mit  dem  auch 
der  Waffenstillstand  endet,  den  Treueid  leisten  und  die  in  ihrer  Gewalt 
befindlichen  Festungen  übergeben.  2)  Dieselbe  Amnestie  wird  den 
Offizieren  und  den  in  Waffen  stehenden  Ständen  ertheilt.  3)  Die  Wit- 
wen und  Waisen  jener  verstorbenen  Gatten  und  Väter,  deren  Güter 
confiscirt  wurden,  sollen  den  Gesetzen  gemäß  befriedigt  werden,  4)  Die 
Siebenbürger,  die  sich  in  die  Moldau  und  Walachei  flüchteten ,  haben 
vermittels  des  Generals  Steinville  um  ihre  Amnestirung  einzukommen. 
5)  Seine  Majestät  wird  die  Gesetze  und  Freiheiten  Ungarns  wahren  und 
aufrecht  erhalten.  Das  war  mehr,  als  die  Versammelten  erwartet  hat- 
ten; also  nahmen  sie  ohne  Bedenken,  ohne  die  Zustimmung  des  Fürsten 
abzuwarten,  die  dargebotenen  Friedensartikel  an  und  drangen  auf  die 
Verkündigung  derselben  ohne  Aufschub.  Das  berichtete  Kärolyi  dem 
Fürsten  noch  am  selben  Tage  in  gewundenen  Worten,  die  Schuld  auf 
Böswillige  schiebend,  die  dem  Bunde  entsagt  haben,  äußerte,  daß  dessen 
Gegenwart  höchst  nöthig  sei,  und  meldete  zugleich,  daß  er  die  Stände 
dennoch  nach  Huszt  berufen  werde,  was  freilich  nicht  geschah.  Die 
Versammelten  aber  entsendeten  am  7.  April  Abgeordnete  an  den 
Fürsten  mit  der  Erklärung,  er  und  die  Stände  müssen  einsehen,  daß  sie 
außer  Stande  seien,  den  Krieg  fortzusetzen  und  die  Ankunft  russischer 
Hülfe  abzuwarten;  selbst  wenn  er  mit  dem  Zar  ein  Uebereinkommen 
getroffen  hätte,  müßten  sie  dennoch,  wenn  sie  zurückwiesen,  was  ihnen 
jetzt  angeboten  werde,  sich  entschließen,  ins  Exil  zu  wandern.  Sie  halten 
('S  daher  für  besser,  daß  der  Fürst  in  ilu-e  Mitte  komme,  um  den  Frieden 
abzuschließen.  Wenn  aber  der  Fürst  und  seine  Anhänger  zur  Rückkehr 
sich  nicht  entschlössen,  so  sollen  die  Abgeordneten  ihn  bitten,  daß  er 
die  Stände  von  der  Eidespflicht  gegen  ihn,  den  anführenden  Fürsten, 
entbinde. ' 

Das  in  Szatmär  Vorgegangene  erfüllte  Räkoczy  mit  bitterni  Schmerz, 
dem  er  in  einem  offenen  Schreiben  an  die  Stände  Ausdruck  gab.  Er 
warnte  sie,  sich  durch  die  trügerischen  Friedensbedingungen,  die  ihnen 
angeboten  werden,  verlocken  zu  lassen,  sich,  ihre  Nachkommen  und  das 
Vaterland  ins  Verderben  zu  stürzen.     Da  er  Kärolyi  für  den  Urheber 

»  Bei  Pray,  a.  a.  O.,  S.  554.     Szalay,  a.  a.  0.,  S.  51  fg. 
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jener  Vorgänge  und  zwar  nicht  mit  Unrecht  hielt,  so  goß  er  über  ihn 
seinen  Unwillen  aus.  „Derjenige",  schrieb  er,  „den  ich  in  meine  innigste 
Freundschaft  aufgenommen,  mit  dem  ich  gleichsam  meine  Liebe  und 
Seele  getheilt  hatte,  hat  mein  Vertrauen  gemisbraucht,  seine  Befugniß 
überschritten,  nicht  allein  mich,  sondern  auch  das  Vaterland  ins  Ver- 
derben gestürzt;  aber  auch  ihn  wird  die  Strafe,  der  Ocskay  und  Beze- 
redy  verfielen,  um  so  schwerer  treffen,  je  größer  und  gefährlicher  seine 
Gottlosigkeit  ist."  Räkoczy  gesteht  selbst  in  seinen  Memoiren,  er  habe 
sich  in  dem  Manifeste  so  bitter  über  Kdrolyi  geäußert,  weil  er  einen 
Aufstand  gegen  ihn  erregen  wollte.  ^ 

Räküczy's  Widerspruch  verhallte  wirkungslos.  Dagegen  ward  das 
schon  seiner  Vollendung  nahe  Friedenswerk  plötzlich  durch  den  Tod 
Kaiser  Joseph's  gefährdet,  der  am  17.  April  den  Pocken  erlag.  Kaum 
hatte  der  weise  menschenfreundliche  Monarch  die  Augen  geschlossen,  so 
schmiedeten  den  Ungarn  feindliche  Höflinge,  darunter  selbst  ungarische 
Herren,  die  nach  den  confiscirten  Gütern  der  Aufständischen  gelüstete, 
Plane,  das,  was  er  bewilligt  hatte,  rückgängig  zu  machen,  den  Aufstand 
mit  Gewalt  zu  unterdrücken  und  zu  rächen.  Zugleich  mit  der  Anzeige 
von  Joseph's  Tode  erhielt  Pälffy  von  der  Kaiserin -Mutter,  Eleonora, 
welche  die  Regierung  bis  zur  Ankunft  König  Karl's  aus  Spanien  über- 
nommen hatte,  den  Befehl,  die  Fortsetzung  der  Unterhandlungen  dem 
General  Chusani  zu  überlassen  und  nach  Wien  zu  kommen.  PälflFy 
kannte  die  Urheber  dieses  Befehls  und  ihre  Absichten,  also  ließ  er  durch 
Locher  antworten:  er  sei  zwar  bereit,  die  ihm  vom  seligen  Kaiser  ver- 
liehene Vollmacht  niederzulegen,  auf  den  Ruhm,  Ungarn  beruhigt  zu 
haben,  den  man  ihm  beneide,  zu  verzichten  und  sich  nach  Wien  zu 
begeben;  aber  Ihre  Majestät  möge  bedenken,  daß  der  Wechsel  der  Lei- 
tung die  weit  gediehenen  Unterhandlungen  stören  müsse;  daß  Kärolyi 
und  die  übrigen  Aufständischen  dem  Ausländer  Chusani  das  Vertrauen 
nicht  schenken  werden,  mit  welchem  sie  dem  Ungar  PälflFy  entgegen- 
kamen; daß  des  letztern  Abberufung  leicht  den  Argwohn,  man  wolle  die 
durch  ihn  im  Namen  des  seligen  Kaisers  bewilligten  Zugeständnisse 
zurücknehmen,  wecken  und  neue  Unruhen  veranlassen  könnte.^  Pälflfy 
wartete  jedoch  den  Gegenbefehl,  der  ihn  auf  seinem  Posten  zu  bleiben 
ermächtigen  sollte,  nicht  ab;  er  verheimlichte  den  Tod  Joseph's,  um 
etwaige  Zweifel  der  Aufständischen  an  der  Bestätigung  des  abzu- 
schließenden Vertrags  durch  König  Karl  nicht  aufkommen  zu  lassen, 
und  betrieb  die  Unterhandlungen  mit  verdoppeltem  Eifer,  um  anderer- 
seits auch  den  Cabalen  am  Hofe  mit  einer  vollendeten  Thatsache 
entgegenzutreten.  In  der  Absicht  sandte  er  den  General  Ebergenyi, 
Kärolyi  zwei  Abgeordnete  nach  Kaschau,  denen  es  gelang,  den 
Commandanten,  Daniel  Eszterhäzy,  und  die  Bürgerschaft  zu  bewe- 
gen, daß  sie  am  "27.  April,  dem  letzten  Tage  des  Waflfenstillstandes, 
die  Stadt  übergaben.  Am  selben  Tage  brachten  Pälffy  und  Kärolyi 
in  des  letztern  Schloß  zu  Nagykäroly  die  Artikel  des  Friedensvertrags 

•  Pray,  a.  a.  O.  Szalay,  a.  a.  O.  Hist.  des  revol.,  VI,  49.  —  '  Wagner, 
Ilist.  Josephj,  S.  418. 
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ins  Reine.  Hierauf  begab  sich  Locher  am  29.  April  in  das  Lager  der 
verbündeten  Stände  zwischen  Szatmar  und  Majteny,  in  welches  Kärolyi 
mehr  als  10000  Reiter  zusammengezogen  hatte;  hier  wurden  die  Artikel 
vorgelesen  und  nach  kurzer  Berathung  angenommen.  Tags  darauf  kam 
Pälffy  selbst  hin.  Nachdem  er  Heerschau  gehalten  hatte,  bildeten 
149  Fahnenträger  um  ihn  einen  Kreis,  in  dessen  Mitte  Kärolyi  und  die 
Offiziere  den  Treueid  in  seine  Hände  schworen,  der  erstere  dem  König 
für  die  Amnestie  und  ihm  für  seine  Bemühungen  dankte.  Nachdem  das 
geschehen  war  und  die  Fahnenträger  die  Fahnen  in  den  Boden  gesteckt 
1711  hatten,  löste  sich  das  Lager  auf.  ^  Am  30.  Mai  wurde  der  Friedens- 
vertrag in  Szatmar  feierlich  verkündigt. 

1)  Dem  Fürsten  Rdkoczy  wird  hinsichtlich  seines  Lebens  und 
sämmtlichen  unbeweglichen  und  beweglichen  Vermögens,  mit  Ausnahme 
des  zur  Ausrüstung  der  Festungen  Gehörenden,  sovvol  in  Ungarn  als 
auch  in  Siebenbürgen,  Begnadigung  zugesichert,  jedoch  unter  der  Be- 
dingung, daß  er  binnen  drei  Wochen  den  Treueid  leiste  und  die  in  sei- 
nem Besitz  befindlichen  Festungen  kaiserlichen  Besatzungen  übergebe 
und  die  seinigen  entlasse.  Wenn  der  Fürst  in  Ungarn  nicht  wohnen 
wollte,  darf  er  nach  abgelegtem  Eide  sich  nach  Polen  entfernen.  Nach 
Erfüllung  der  Bedingungen  werden  ihm  auch  seine  Söhne  zurück- 
gegeben. 

2)  Dieselbe  Amnestie  bezüglich  auf  Personen  und  Güter  wird  allen 
ungarischen  und  siebenbürger  Herren  geistlichen  und  weltlichen  Standes, 
Adelichen  und  Oberoffizieren  ertheilt,  sowol  jenen,  die  im  Lande  gegen- 
wärtig, als  auch  jenen,  die  beim  Fürsten  im  Auslande  sind,  selbst  wenn 
manche  unter  ihnen  früher  einen  Revers  von  sich  gegeben  und  denselben 
später  gebrochen  hätten,  nur  müssen  sie  binnen  drei  Wochen  Treue 
schwören.  Sie  alle  erhalten  ihre  Güter  sogleich  zurück,  auch  wenn  diese 
durch  Schenkung   oder  Kauf  sich  schon   im  Besitz   anderer   befänden. 

.Von  der  neoaquistischen  Commission  hat  niemand  etwas  zu  befürchten, 
denn  dieser  wahrhaftige  Friede  schließt  jeden  ähnlichen  Hintergedanken 
aus.  Auch  wird  unter  der  Niederlegung  der  W^affen  nichts  anderes  als 
das  Aufhören  der  Feindseligkeiten  verstanden,  sodaß  die  Herren,  die 
Adelichen  und  deren  Diener,  der  nationalen  Sitte  gemäß,  ihre  Waffen 
auch  fernerhin  tragen  dürfen.  Säramtliche  gemeine  Mannschaft  erhält 
ebenfalls  Begnadigung,  ohne  in  kaiserlichen  Dienst  zu  treten  gezwungen 
zu  sein.  Den  Ausländern  werden  Pässe  zur  Rückkehr  in  die  Heimat 
ausgestellt.  Auch  den  Ueberläufern  von  den  kaiserlichen  Regimentern 
soll  kein  Leid  widerfahren;  sie  müosen  jedoch  zu  ihren  Regimentern 
zurückkehren. 

3)  Seine  Majestät  wird  die  Gesetze  über  Glaubensfreiheit  sowol  in 
Ungarn  als  in  Siebenbürgen  treu  beobachten;  hätten  die  Religions- 
parteien noch  etwas  zu  bitten,  so  dürfen  sie  es  entweder  jetzt  gleich 
oder  am  Reichstage  vorbringen. 

4)  Den  Witwen  und  Waisen,  deren  Gatten  und  Väter  während  des 

'  Der  Brief  Palffy's  an  den  Prinzen  Eugen,  Debrcczin,  2.  Mai  1711,  bei 
Szalay,  a.  a.  ().,  S.  63. 
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innern  Kriegs  umgekommen  sind,  werden  alle  jene  Güter  zurück- 
gegeben, die  nicht  andern  verkauft  oder  verschenkt  worden  sind,  hin- 
sichtlieh dieser  aber  wird  der  Reichstag  verfügen. 

5)  Die  sich  in  weiterer  Entfernung  von  Ungarn  auflialten,  als  daß  sie 
bis  zur  festgesetzten  Zeit  zurückkehren  könnten,  erhalten  die  im  zweiten 
Artikel  zugesicherte  Gnade,  wenn  sie  sich,  sobald  es  möglich  ist,  beim 
Hofe  oder  bei  Pälflfy  oder,  wenn  es  Siebenbürger  sind,  bei  Steinville 
melden  und  eine  genügende  Ursache  der  Verspätung  angeben.  Wieder- 
einsetzung in  ihre  Aemter  und  Würden  haben  jedoch  sowol  diese  wie 
auch  alle  andern  nur  im  Wege  der  besondern  Gnade  Sr.  Majestät  zu 
erwarten. 

6)  Die  Amnestie  erstreckt  sich  in  ähnlicher  Weise  auch  auf  die 
Kriegsgefangenen. 

7)  Der  während  des  letzten  Waffenstillstandes  verursachte  Schade 
>oll  gegenseitig  ersetzt  werden. 

8)  Damit  alle  Besorgniß  und  alle  Ungewißheit  beseitigt  werde,  soll 
der  gegenwärtige  Friedensvertrag,  nachdem  derselbe  von  Sr.  Majestät 
bestätigt  worden,  unverzüglich  an  die  Gespanschaften  zur  Veröffent- 
lichung versendet  werden. 

9)  Se.  Majestät  wird  sowol  Ungarns  wie  auch  Siebenbürgens 
Rechte,  Freiheiten  und  Gesetze  auch  künftig  aufrecht  halten  und  nicht 
erlauben,  daß  irgendjemand  der  gewährten  Begnadigung  zuwider  ver- 
folgt und  bedrängt  werde. 

10)  Den  Landesbewohnern  bleibt  das  Recht,  am  künftigen  Reichs- 
tage alle  ihre  Beschwerden  vorzubringen  und  deren  Erledigung  von 
Sr.  Majestät  mit  voller  Freiheit  zu  erbitten;  daher  darf  niemand  bezwei- 
feln, daß  Se.  Majestät  durch  treue  Beobachtung  der  ungarischen  und 
Siebenbürger  Gesetze  und  Verleihung  der  Aemter  an  Eingeborene  be- 
weisen wolle,  er  sei  gegen  Ungarn  und  Siebenbürgen  väterlich  gesinnt; 
dagegen  erwartet  Se.  Majestät,  das  so  ganz  den  Gesetzen  und  der  Con- 
stitution gemäß  regierte  Volk  werde  sich  von  keinem  andern  an  Treue 
gegen  den  König  übertreffen  lassen. 

11)  Wenn  der  Fürst,  durch  triflige  Ursachen  verhindert,  bei  der 
Eidesleistung  und  Vollziehung  der  Artikel  nicht  persönlich  zugegen  sein 
könnte,  ist  ilim  gestattet,  beides  durch  einen  Bevollmächtigten  vollziehen 
zu  lassen  und  die  Amnestie  anzunehmen.  Desgleichen  soll  ihm  erlaubt 
sein,  die  Uebergabe  der  Festungen,  die  Entlassung  der  Truppen  und  die 
Eidesleistung  nach  der  vorgeschriebenen  Formel  auf  zwei  oder  drei 
Wochen  hinauszuschieben.  ^ 

Die  Kaiserin  Eleonnra  bestätigte  als  Regentin  am  26.  Mai  den 
Friedensvertrag.  Zwei  gerechte  Forderungen  der  Ungarn:  1)  daß  jene, 
die  schon  früher  die  vormals  verkündigte  Amnestie  angenommen  und 
sich  zur  Treue  gegen  den  König  verpflichtet  iiatten,  in  den  Vertrag  ein- 
geschlossen seien ;  2)  daß  die  Güter  der  Verstorbenen  oder  im  Kriege 
Umgekommenen,  die  keine  directen  Erben  hinterhvssen  haben,  nicht  an 

'  Die  oben  nur  dem  Inhalt  nach  mitgetheilte  Uriiundc  bei  Wagner,  Hist. 
Josephi,  S.  420.     Katona,  XXXVII,  644. 
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den  Fiscus  fallen,  sondern  auf  die  erbberechtigten  Verwandten  über- 
gehen sollen,  waren  von  den  königlichen  Bevollmächtigten  nicht  unter 
die  Friedensartikel  aufgenommen  worden.  Kärolyi  wandte  sich  deshalb 
an  Eleonora  und  erhielt  von  ihr  das  Versprechen,  daß  sie  die  Bewilli- 
gung beider  Forderungen  bei  ihrem  Sohne  auswirken  wolle.  Alles  deutete 
darauf  hin.  daß  die  kaiserliche  Regierung  den  Friedensvertrag  zu  halten 
gesonnen  sei.  Aber  die  eigennützigen  ungarischen  Magnaten,  von  denen 
schon  die  Rede  war,  fingen  diesseit  und  jenseit  der  Donau  an,  früher 
oder  durch  den  szatmärer  Frieden  Amnestirte  gerichtlich  und  rein 
gewaltthätig  zu  verfolgen;  mehrere  derselben  wurden  verhaftet  und  vom 
Protonotär  verurtheilt,  andere  ohne  gerichtliches  Verfahren  eingekerkert 
und  ihrer  Besitzungen  beraubt.  Endlich  wurden  Kärolyi  die  ihm  als 
Belohnung  für  seine  Bemühungen  beim  Abschluß  des  Friedens  ver- 
sprochenen 50000  Gulden  streitig  gemacht.  Nachdem  König  Karl  zu 
Anfang  des  folgenden  Jahres  in  ^\'ien  angekommen  war  und  den 
Friedensschluß  zu  bestätigen  versprochen  hatte,  wußten  sie  es  zu  hin- 
dern, daß  die  Bestäticrungsurkunde  ausgefertigt  und  veröffentlicht  werde. 
Kärolyi  eilte  daher  nach  Wien,  wo  er  bald  entdeckte,  daß  die  höchsten 
Staatsbeamten  Ungarns,  namentlich  der  Palatin,  Paul  Eszterhäzy,  der 
Oberstlandesrichter  Georg  Erdödy  und  der  Kanzler  Nikolaus  Illeshäzy 
die  Bestätigung  durch  den  König  bis  zum  Reichstage  hinauszuziehen 
suchen,  um  durch  denselben  die  allgemeine  unbeschränkte  Amnestie  in 
eine  ausnahmsweise  und  beschränkte  verwandeln  zu  lassen,  und  nun 
brachte  er  es  mit  Hülfe  Eugen's  und  des  Ministers,  Fürst  Frautson,  da- 
hin, daß  die  Verurtheilungen  aufgehoben  und  die  Gefangenen  in  Freiheit 
gesetzt  wurden,  daß  vermittels  der  kaiserlichen  Hofkanzlei  an  die 
ungarische  dem  Palatin  und  dem  Oberstlandesrichter  der  strenge  Befehl 
erginfir,  keine  dem  szatmärer  Vertraire  zuwiderlaufenden  Verordnungen 
zu  erlassen,  daß  der  Friede  vom  König  bestätigt  und  in  Ungarn  und 
Siebenbürgen  veröffentlicht  wurde.  Ihm  wurden  statt  der  50000  Gulden, 
weil  es  an  Geld  fehlte,  Güter  verliehen,  die  heute  Millionen  werth  sind.  ^ 
Nach  Joseph's  Tode  gelangten  die  Jesuiten  wieder  zu  Ansehen  und  Ein- 
fluß, und  hiermit  nahmen  auch  die  Bedrückungen  der  Evangelischen 
neuerdings  ihren  Anfang.  Auf  Befehl  der  Kaiserin  Eleonora  wur- 
den sie  durch  die  Befehlshaber  der  Truppen  aus  den  Magistraten  der 
Städte  gestoßen,  ihre  Kirchen,  Schulen  und  Stiftungen  weggenommen, 
ihr  öffentlicher  Gottesdienst  überall  beschränkt,  an  vielen  Orten  ganz 
eingestellt,  und  da  sich  ihrer  niemand  annahm,  blieb  die  Religionsfreiheit 
vernichtet. 

Ein  von  Pälffy  und  Locher  am  29.  .Vpril  unterfertigtes  Exemplar 
des  szatmärer  Friedensvertrags  wurde  Räköczy  unverzüglich  zuge- 
schickt. Da  er  aber  den  Termin  von  drei  Wochen  verstreichen  ließ, 
ohne  eine  Erklärung  zu  geben  oder  einen  Bevollmächtigten  zu  schicken, 
schritt  Pälffy  zur  Einnahme  von  Ecsed,  Huszt,  Somlyö  und  Kövär,  die 
sich  ohne  Widerstand  ergaben.  Munkäcs,  das  nach  dem  Willen  d'.-s 
Fürsten    als    neutraler   Platz    betrachtet    werden    sollte,    vertheidigte 

'  Kärolyi,  Autobiographie, 
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Sennyey  länger  als  einen  Monat,  bis  zum  23.  Juni.  Räkoczy  hatte  eben 
erst  in  seinem  Schreiben  an  die  verbündeten  Stände  abermals  seine 
unüberwindliche  Abneigung  ausgesprochen,  einen  Frieden  einzugehen, 
wobei  die  Rechte  und  Freiheiten  Ungarns  nebst  seiner  eigenen  Sicher- 
heit durch  nichts  ^Yeiter  als  durch  das  Wort  des  Königs  verbürgt  wür- 
den. Dennoch  würde  er  sich  vielleicht  entschlossen  haben,  dem  szat- 
märer  Vertrage  beizutreten,  der  mehr  gewährte,  als  man  bei  dem 
damaligen  Stande  der  Dinge  erwarten  durfte,  und  den  alle  seine  Partei- 
genossen bis  auf  wenige  seiner  standhaftesten  Anhänger  angenommen 
hatten,  wenn  Joseph,  dem  er  die  treue  Vollziehung  der  Friedensartikel 
zutrauen  konnte,  mittlerweile  nicht  gestorben  wäre.  ^  Sein  Tod  machte 
es  einerseits  zweifelhaft,  ob  der  neue  König  sich  durch  das  Wort  des 
verstorbenen  gebunden  glauben  und  den  von  diesem  nicht  einmal  bestä- 
tigten Vertrag  halten  werde.  Andererseits  war  vorauszusehen ,  daß 
dieser  Todesfall  in  den  Verhältnissen  der  europäischen  Staaten  zu- 
einander wichtige  Veränderungen  herbeiführen  werde,  von  denen  sich 
Räkoczy  eine  vortheilhafte  Wendung  seiner  Angelegenheiten,  wol  gar 
die  Verwirklichung  seiner  Plane  versprach.^  Außerdem  gelang  es  ihm, 
den  xVrgwohn  des  Zars  Peter,  mit  dem  er  um  Mitte  April  in  Jaworow 
zusammentraf,  zu  zerstreuen  und  dessen  Gunst  wieder  zu  gewinnen.  ^ 
Dagegen  konnte  er  nicht  außer  Acht  lassen,  was  Clement  am  25.  April 
aus  Berlin  schrieb:  Ein  preußischer  Staatsmann  habe  geäußert,  der 
Friede  zwischen  Frankreich  und  den  verbündeten  Mächten  werde  nach 
des  Kaisers  Tod  zwar  bald  geschlossen  und  die  spanische  Monarchie, 
die  man  an  Oesterreich  ganz  nicht  wolle  kommen  lassen,  getheilt  wer- 
den ;  aber  die  Ungarn  mögen  auf  die  Versprechungen  Englands  und 
Hollands  nicht  allzu  sicher  rechnen,  denn  es  ist  sehr  fraglich,  ob  diese 
deren  Einschließung  in  den  Frieden  durchsetzen  werden.*  Auch  ver- 
diente der  Rath  Kökenyesdy''s  erwogen  zu  werden:  „Frankreich  hat 
Ew.  Hoheit  zu  seinem  Vortheil  gebraucht,  jetzt  bedarf  es  Ihrer  nicht 
mehr  und  wird  sich  um  Sie  so  wenig  kümmern,  als  wenn  es  Sie  nie 
gekannt  hätte.  Nach  meiner  Ansicht  thäte  Ew.  Hoheit  am  besten,  sich 
in  die  Arme  des  Erzherzogs  Karl  zu  werfen,  der,  um  das  Volk  nicht 
abzuschrecken  und  die  Kaiserkrone  zu  erlangen,  Sie  besser  aufnehmen 
wird,  als  Sie  vermuthen."-''  Räkoczy  schwankte  also  noch,  ob  er  den 
szatmärer  Frieden  annehmen  oder  verwerfen  solle,  als  er  wegen  der 
Belagerung  der  Festung  Munkäcs,  die  er  für  neutral  erklärt  und  dadurch 
zu  behalten  gehofft  hatte,  am  28.  Mai  bei  Pälffy  Klage  führte:  „Ich 
kann  nicht  begreifen",  schreibt  er,  „wie  man  ohne  Bruch  dessen,  was 
Sie  als  Bevollmächtigter  des  Kaisers  der  Nation  zugesichert  haben, 
meine  Güter  einziehen  und  von  mir  die  Eidesleistung  verlangen  könne, 
bevor  der  Reichstag  einberufen  worden  und  der  König  den  Eid  ge- 
schworen hat,  nacli  dessen  Ablegung  erst  gesetzmäßig  der  Treueid 
von   den  Landesbewohnern   gefordert  werden   darf.     Um   also   meine 

*  Rakoczy's  Briefe  an  Clement,  bei  Fiedler,  II,  177.  —  ^  Desselben 
Brief  an  denselben,  bei  Fiedler,  II,  179.  —  ^  Szalay,  a.  a.  O.,  S.  64.  — 
'  Bei  Szalay,  S.  58.    —     ^  Bei  Fiedler,  I,  222. 
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Gesinnungen  sowol  vor  dem  Hofe  als  auch  vor  der  gesetzmäßigen  Re- 
gierung darzulegen,  und  zugleich  die  Absicht  und  den  Sinn  derer  kennen 
zu  lernen,  denen  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  die  Wahrung 
unserer  Gesetze  obliegt,  will  ich  einen  Abgeordneten  senden,  und  eo 
meinerseits  mit  den  mir  Gleichgesinnten  zur  Erlangung  eines  ungestörten 
dauerhaften  Friedens  beitragen,  zu  dem  Gott  einen  so  wunderbaren 
Weg  geöffnet  hat,  und  zu  dessen  Zustandekommen  auch  ich  bisher  mit- 
zuwirken gewünscht  hatte."  ^ 

Aber  das  Mistrauen  gegen  die  österreichische  Regierung,  die  Scham, 
von  denen  Gnade  anzunehmen,  die  er  jahrelang  bekriegt  und  des 
Throns  verlustig  erklärt  hatte,  der  Widerwille,  von  dem  Range  eines 
Landesfürsten  in  den  Stand  eines  Privatmanns  und  Unterthans  hinabzu- 
steigen, siegten  endlich  über  alle  Bedenklichkeiten;  er  beschloß,  den 
Frieden  nicht  anzunehmen,  obgleich  er,  bei  der  eigenen  gänzlichen  Ohn- 
macht, seine  Hoffnung  nur  auf  die  Versprechungen  der  Mächte  setzen 
konnte,  von  denen  er  schon  bisher  wenig  mehr  als  Worte  erhalten  hatte. 
Er  that  es  zu  seinem  Unglück.  Nach  dem  Tode  Kaiser  Joseph's  konnte 
es  keinem  Staatsmanne  einfallen,  dem  König  Philipp  die  ganze  spanische 
Monarchie  zu  entreißen,  um  sie  dem  Erzherzog  Karl  einzuräumen,  der 
jetzt  Ungarn,  Böhmen  und  Oesterreich  erbte,  dessen  Wahl  zum  römisch- 
deutschen  Kaiser  gewiß  war,  wodurch  die  Zeiten  KarFs  V.,  ja  noch 
drohender,  hätten  zurückkehren  mögen.  Die  Erhaltung  des  Gleich- 
gewichts gebot,  auf  die  ursprünglich  beabsichtigte  Theilung  der  spa- 
nischen Monarchie  zurückzugehen  und  dadurch  zugleich  dem  langen 
Kriege  um  dieselbe  ein  Ende  zu  machen.  Ludwig  XIV.  öffnete  sich 
nun  die  sichere  Aussicht,  durch  den  Frieden,  den  die  englische  Regie- 
rung mit  einseitigem  Parteieifer  betrieb,  zu  dem  Ziele  zu  gelangen,  das 
er  im  Kriege  zu  erreichen  schon  verzichtet  hatte;  er  brauchte  nicht 
weiter  Oesterreich  durch  Räköczy  zur  Theilung  seiner  Streitmacht  zu 
zwingen.  Die  Alliirten  Oesterreichs,  namentlich  England,  durften  dem 
Kaiser  vorher  rathen,  daß  er  mit  Siebenbürgen  oder  einigen  ungarischen 
Gespanschaften  den  Frieden  mit  Räköczy  erkaufe,  um  mit  ganzer  Kraft 
Spanien  mit  allen  Nebenländern  und  Ungeheuern  Colonien  zu  erkämpfen, 
konnten  aber,  sobald  man  ihm  nur  einige  Nebenländer  zu  überlassen  ge- 
dachte, ihm  diese  Abtretung  nicht  weiter  zumuthen.  Ueberdies  hatten 
Ungarn  und  Siebenbürgen  sich  mit  ihrem  König  ausgesöhnt,  Avodurch 
das,  was  vordem  die  Sache  einer  Nation  gewesen,  zur  Privatangelegen- 
heit Räköczy's  herabgesunken  war. 

Diese  bittere  Erfahrung  mußte  er  sogleich  machen.  Nur  Peter  und 
sein  Schützling,  König  August  von  Polen,  schienen  ihn  noch  immer  als 
einen  nützlichen  Verbündeten  zu  betrachten,  den  sie  nicht  untergehen 
lassen  wollen.  Am  I  8.  Juni  konnte  er  Fierville,  der  in  der  letzten  Zeit 
Ludwig's  Geschäftsträger  bei  ihm  war,  schreiben:  der  französische  Hof 
vernachlässige  ihn  zwar  gänzlich  in  seiner  gegenwärtigen  bedrängten 
Lage,  liabe  die  Zahlung  der  Hülfsgclder  eingestellt  und  beobachte  gegen 
ihn  ein  tiefes  Schweigen,  aber  er  höre  nicht  auf,  im  Interesse  des  Königs 

'   Bei  Fiedh-r,  I,  354.     Bei  Szalay,  a.  a.  O.,  .S.  68. 
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thätig  zu  sein,  und  habe  eben  jetzt  dafür  mit  vollständigem  Erfolg 
gewirkt.  Der  Zar  wünscht  die  Vermittelung  König  Ludwig's,  um  mit 
Schweden  und  der  Türkei  Frieden  zu  schließen,  bietet  dagegen  seine 
Vermittelung  beim  allgemeinen  Frieden  an,  wird  einen  Gesandten  an 
den  König  schicken,  nach  dessen  Bündniß  er  Verlangen  trägt,  und  ver- 
spricht, wenn  sein  Wunsch  in  Erfüllung  ginge,  meine  gerechte  Sache 
mit  Waffen  zu  unterstützen.  König  August  will  seine  Truppen  vom 
Heere  der  Alliirten  in  den  Niederlanden  zurückziehen  und  feindlich 
gegen  sie  auftreten,  ist  auch  bereit,  die  Krone  Ungarns  anzunehmen; 
sollte  aber  König  Ludwig  dies  nicht  genehmigen,  so  möge,  wenn  der 
Krieg  noch  fortdauert,  zwischen  den  Armeen  beider  Könige  eine  ge- 
heime Neutralität  bestehen.  Der  Zar  hat  sich  von  mir  mit  dem  Ver- 
sprechen verabschiedet,  daß  er  mit  Aufopferung  des  eigenen  Vortheils 
Frieden  schließen  wolle,  um  Ungarn  und  mir  mit  ganzer  Macht  und  in 
eigener  Person  beistehen  zu  können.  Ist  es  also  der  Wunsch  des  fran- 
zösischen Hofs,  daß  ich  mich  zu  diesen  großen  Dingen  bereite,  so  hoffe 
ich,  daß  man  auch  für  meinen  und  derer  Unterhalt  sorgen  werde,  die 
mein  Schicksal  theilen  wollen.  *  Mittlerweile  kam  Kökenyesdy  von 
Moskau  nach  Paris,  wo  er,  noch  ohne  Nachricht  von  der  Aussöhnung 
Peter's  mit  Räköczy,  wieder  um  Unterstützung  des  letztern  anhielt.  Der 
Minister  Torcy  fertigte  ihn  mit  der  Erklärung  ab.  Sc.  Majestät  könne 
sich  nicht  entschließen,  Räköczy,  der  im  Begriff  stehe,  sich  dem  öster- 
reichischen Monarchen  zu  unterwerfen  und  sich  vom  Landesfürsten  zum 
Privatmann  erniedrigt  habe,  noch  ferner  zu  unterstützen,  und  habe  ihm 
befohlen,  Kökenyesdy  als  Geschäftsträger  wenigstens  so  lange  nicht  an- 
zuerkennen, bis  man  wissen  werde,  welchen  Entschluß  Räkcczy  zuletzt 
fassen  werde.  Ludwig  selbst  äußerte  sogar  vor  seinen  Hofleuten:  „Das 
Glück  Räköczy's  war  immer  größer  als  sein  Verhalten  (conduite); 
würde  er  dasselbe  benutzt  haben,  so  besäße  das  Haus  Üesterreich  jetzt 
keinen  Fuß  breit  Land  in  Ungarn;  aber  er  ist  eine  löcherige  Tasche,  hat 
sein  Geld  auf  Prunk  verschwendet,  und  ihm  Geld  zu  geben  wäre  absicht- 
liche Vergeudung."  ^  Nachdem  Kök^ij^sdy,  endlick  durch  den  Fürsten 
über  die  Verabredung  mit  Peler''^nd  xVugust  neb*  seinen  darauf  ge- 
bauten Plauen  unterrichtet,  dieselben  dem  König  Ludwig  vorgetragen 
hatte,  überzeugten  sich  dieser  und  sein  Minister,  daß  Räköczy  au  Bei- 
tritt zum  szatmärer  Frieden  und  Unterwerfung  nicht  denke,  und  äußer- 
1«  n  freundlichere  Gesinnung.  Aber  Peter  wurde  am  Pruth  mit  einem 
Theile  seiner  Armee  eingeschlossen  und  nur  dadurch  gerettet,  daß  seine 
(iemahlin  Katharina  den  Großvezir  Baitadschi  Mehemet,  den  Karl  XH. 
schwer  gekränkt  hatte,  durch  ein  demüthiges  Schreiben  und  reiche  Ge- 
schenke den  Weg  zu  öffnen  und  Frieden  zu  schließen  bewog.  Und  nun 
lehnte  Ludwig  das  Bündniß  mit  dem  Zar,  zu  dem  er  ohnehin  nie  geneigt 
gewesen,  und  die  Anträge  des  polnischen  Königs,  an  dessen  Aufrichtig- 
keit er  zweifelte,  gänzlich  ab.  Hiermit  war  für  Räköczy  die  Möglich- 
keit, den  Krieg  in  Ungarn  erneuern  zu  können,  für  immer  geschwunden*, 

'  Bei  Fiedler,  I,  356.  Bei  Szaiay,  a.  a.  O.,  S.  72.  —  ^  Der  Briefwechsel 
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wiewol  der  König  die  Auszahlung  der  rückständigen  Hülfsgelder  und 
ihm  außerdem  20000  Livres  monatlich  bewilligte.  ^ 

Nun  blieb  Räkoczy,  der  seinen  Aufenthalt  in  Danzig  genommen, 
nur  noch  die  Hoffnung,  bei  dem  bevorstehenden  Friedensschlüsse  das  zu 
erlangen,  was  er  als  sein  und  Ungarns  gutes  Recht  und  als  eine  Sache 
ansah,  deren  sich  Frankreich,  England,  Holland  und  Preußen  ernstlich 
annehmen  müßten.  Dabei  verkannte  er  die  Lage  der  Dinge  so  sehr, 
daß  er  die  Anerbietungen,  welche  ihm  der  kaiserliche  Hof  auch  jetzt 
noch  unter  der  Hand  machen  ließ,  zurückwies  und  von  seinen  An- 
sprüchen nicht  das  Mindeste  nachgab.  In  zwei  Denkschriften,  welche 
Clement  Ende  August  und  im  September  einreichte,  bat  er  die  englische 
Königin,  zu  bewirken,  daß  der  König  Karl  vor  seiner  Krönung  sich  zur 
Wahrung  der  Rechte  Ungarns  verpflichte  und  ihm  Siebenbürgen  als 
Lehen  der  ungarischen  Krone  überlasse,  wie  auch,  daß  Ungarn  und  er 
in  den  Frieden  mit  Frankreich  eingeschlossen  werden.^  Die  Minister 
rietheu  ihm,  sich  vermittels  Karolyi's  mit  dem  kaiserlichen  Hofe  auszu- 
söhnen. Er  antwortete,  durch  einen  Vergleich  würde  er  alles,  was  in 
Ungarn  Gesetzwidriges  geschehen  sei,  als  rechtsgültig  anerkennen;  nur 
als  Fürst  von  Siebenbürgen  sei  er  im  Stande,  die  Freiheit  Ungarns  zu 
schützen,  und  könne  daher  nur  als  solcher  dorthin  zurückkehren. 
Mittlerweile  war  Utrecht  als  Ort  des  Friedenscongresses  erwählt  und 
Graf  Strafford  zum  Bevollmächtigten  Englands  bei  demselben  ernannt 
worden.  Diesem  ließ  Räköczy  durch  Clement  30000  Gulden  anbieten, 
wenn  er  ihm  zum  Besitz  Siebenbürgens  verhülfe,  erhielt  aber  die  Ant- 
wort, England  könne  am  kaiserlichen  Hofe,  dessen  Zorn  er  sich  zuge- 
zogen, für  den  Fürsten  nichts  thun,  werde  am  Congresse  sich  zwar  nach 
Möglichkeit  für  ihn  verwenden,  aber  auch  er  müsse  alles  aufbieten, 
damit  seine  Sache  dort  vorgenommen  und  günstig  entschieden  werde.  ^ 
Aehnliche  und  auf  dieselben  Gründe  gestützte  Bitten  richtete  Räkoczy 
an  Ludwig  XIV.  theils  durch  seinen  bisherigen  Geschäftsträger,  theils 
durch  den  zipser  Propst  Brenner,  der  sich  den  Bevollmächtigten  Frank- 
reichs beim  Congresse  anschließen  und  ihn  dort  vertreten  sollte.  Der 
erstere  übergab  am  1.  December  dem  König  und  dem  Dauphin  Denk- 
schriften, in  denen  er  diese  Bitten  vortrug.*  Hierauf  erklärte  ihm  der 
Minister  Torcy,  die  Ungarn  haben  den  szatmärer  Frieden  geschlossen 
und  den  Erzherzog  Karl  als  ihren  rechtmäßigen  König  anerkannt,  sein 
König  könne  daher  ihnen  nicht  helfen  und  wolle  auch  von  ihnen  nichts 
wissen.  Für  den  Fürsten  werde  er  sich  in  Utrecht  insoweit  verwenden, 
als  es  sein  eigenes  Interesse  erlaube,  dessen  Aufopferung  ihm  nicht 
zugemuthet  werden  könne.  Sollte  es  nidit  gelingen,  dem  Fürsten  Sieben- 
bürgen zu  verschaffen,  so  werde  Se.  Majestät  ihm  in  Frankreich  eine 
solche  Stellung  bereiten,  daß  er  darüber  sein  Misgeschick  vergessen 
werde.  ■'' 

•  Bei  Fiedler,  I,  247,  250.  —  *  Fiedler,  II,  268.  —  "  Fiedler,  II,  244, 
251.  —  *  Bei  Fiedler,  I,  260,  263.  Bei  Szalay,  a.  a.  0.,  S.  201  fg.,  204  fg.  — 
^  Bei  demselben,  S.  25'.).  Bald  nach  Empfang  dieses  Berichts  rief  Raküczy 
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richtlich,    weil   derselbe   sich    weigerte,    seinem    Nachfolger   Brenner   die    im 
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Am  29.  Januar  1712  wurden  die  Unterliandlungen  in  Utrecht  1712 
eröffnet.  Brenner  hatte  aus  Furcht  vor  Öesterreich  es  nicht  gewagt 
hinzugehen,  und  Räkoczy  deshalb  dem  muthigern  Clement  aufgetragen, 
ihn  dort  zu  vertreten.  Durch  diesen  ließ  er  vergebens  den  Bevoll- 
mächtigten Englands  beim  Congresse,  dem  Bischof  von  Bristol  und 
Grafen  Strafford,  jedem  50000  Thaler  versprechen,  wenn  er  vermöge 
ihrer  Befürwortung  zum  Fürstenthum  Siebenbürgen  gelangte.  Sie 
durften  das  von  England  schmählich  verlassene  Öesterreich  nicht  noch 
mehr  beleidigen.  Die  französischen  Commissare  brachten  zwar  die 
Sache  Ungarns  und  Räköczy's  zur  Sprache,  aber  ihnen  war  es  damit 
nicht  Ernst,  sie  wollten  nur  einen  Druck  auf  Öesterreich  üben,  um  es  in 
andern  Dingen  nachgiebiger  zu  machen.  Holland,  das  sich  von  England 
treulos  der  Willkür  Ludwig's  preisgegeben  sah  und  sich  deshalb  an 
Öesterreich  inniger  anschloß,  durfte  nicht  den  unversöhnlichen  Gegner 
desselben  in  Schutz  nehmen.  Wenn  die  Seemächte  und  Preußen  sich 
dennoch  für  Räköczy  verwendeten,  so  thaten  sie  es  vornehmlich  in  der 
Absicht,  den  Evangelischen  Ungarns  in  ihm  eine  Stütze  zu  geben.  Das 
merkte  der  kaiserliche  Principalbevollmächtigte,  Graf  Sinzendorf,  und 
versicherte,  der  Kaiser  werde  den  Evangelischen  freie  Religionsübung 
und  jede  andere  billige  Forderung  aus  freiem  Entschlüsse  gewähren,  nur 
möge  man  sich  hier  in  die  Innern  Angelegenheiten  Oesterreichs  nicht 
mischen  und  Räköczy's  nicht  weiter  annehmen.  Körtvelyesy,  den  die 
Evangelischen  Ungarns  nach  Utrecht  gesendet  hatten,  suchte,  seit  sich 
die  Dinge  für  Räkoczy  ungünstig  gestalteten,  zu  bewirken,  daß  die 
Religionsangelegenheit  für  sich,  ohne  Beimischung  einer  andern,  ver- 
handelt werde.  Heinsius,  Großpensionär  von  Holland,  erklärte,  die 
Evangelischen  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  dürften  vom  katholischen 
Räkoczy  kaum  hinreichenden  Schutz  zu  erwarten  haben,  man  solle  also 
ihre  Sache  von  der  seinigen  trennen.  ^  Räköczy  trug  Clement  auf,  die 
ihm  höchst  nachtheilige  Trennung  zu  hindern,  und  gab  diesem  die 
Gründe  an  die  Hand,  mit  denen  er  wider  dieselbe  ankämpfen  solle. ^ 
Clement  that  es  in  einer  Denkschrift,  die  er  drucken  ließ,  und  in  der  er 
den  Beweis  führte:  daß  die  Glaubensfreiheit  der  Evangelischen  mit  dem 
szecsenyer  Vergleiche,  den  der  Fürst  zu  Stande  gebracht,  die  kaiser- 
liche Regierung  aber  aufgehoben  habe,  stehe  und  falle;  daß  es  Täu- 
schung sei,  dieselbe  von  Kaiser  Karl  zu  erwarten,  den  seine  von  Jesuiten 
beherrschte  Mutter  leite;  daß  die  Sonderstellung  Siebenbürgens  und 
dessen  Recht,  den  Fürsten  zu  wählen,  wodurch  allein  die  religiöse  und 
bürgerliche  Freiheit  Ungarns  gesichert  werde,  selbst  durch  den  Frieden 
von  Münster  anerkannt  wurden;  daß  mithin  Räköczy,  der  zum  Fürsten 
gewählt  worden,  um  des  Rechts  und  der  Freiheit  willen  Siebenbürgen 
besitzen  müsse.  ^  Aber  Diplomaten  fragen  nicht  nach  Rechtsgründen, 
und  so  beschlossen  denn  die  Bevollmächtigten  Englands,  Hollands  und 
Preußens,  dem  Kaiser  zu  empfehlen,  daß  er  die  evangelischen  Kirchen 

vorigen  .Jahre  für  den  Fürsten  gekauften  Diamanten  herauszugeben  und  über 
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Ungarns  in  den  Stand  von  1647  zurückversetze  ^,  wodurch  jede  Bezug- 
nahme aufRäköczy  vermieden  wurde,  dessen  Aussichten  sich  von  Tag  zu 
Tag  mehr  verschlimmerten.  Cardinal  PoHgnac,  einer  der  französischen 
Bevollmächtigten,  meldete  ihm  zwar  am  5.  Juli,  er  habe  den  gemessenen 
Befehl  vom  König  erhalten,  seine  Sache  beim  Congresse  nachdrückhch 
zu  verfechten,  und  werde  dies  auch  aus  eigener  Neigung  thun^;  aber 
schon  kurz  nachher  berichtete  ihm  Clement,  der  venetianische  Gesandte 
habe  ihm  eröffnet,  daß  die  englischen  und  französischen  Bevollmächtigten 
auf  seine  Frage,  inwieweit  sie  die  Ansprüche  Rakoczy's  geltend  machen 
würden,  antworteten :  insoweit,  daß  er  zum  Besitz  seiner  Erbgüter  ge- 
lange, mehr  könnten  sie  unter  den  obwaltenden  umständen  weder  aus- 
wirken noch  auszuwirken  trachten.  ^ 

Räköczy  selbst  erwartete  nicht  einmal  soviel.  Am  17.  August 
schrieb  er  an  Clement,  daß  die  Zugeständnisse,  welche  der  Kaiser  am 
Reichstage  denUngarn  machte,  und  das  Verhalten  derer,  die  von  seiner 
Partei  abfielen,  für  ihn  die  Möglichkeit  eines  Separatvergleichs  in  immer 
weitere  Ferne  rücken;  daß  er  triftige  Gründe  habe,  zu  glauben,  der 
wiener  Hof  wolle  ihm  sogar  seine  Erbgüter  nicht  zurückgeben;  denn 
derselbe  sehe  die  versöhnliche  Stimmung  Ungarns  mehr  und  mehr  zu- 
nehmen, und  habe  die  Gesandten  Hollands,  Preußens  und  Polens,  die  sich 
für  ihn  verwendeten,  unwillig  abgewiesen.  *  Strafford  belebte  jedoch  im 
September  seine  Hoffnung  von  neuem,  indem  er  ihm  versicherte,  Holland 
müsse  trotz  seines  Widerstrebens,  die  ihm  zugestandenen  Bedingungen 
anzunehmen,  dem  Frieden,  dessen  Abschluß  bevorstehe,  beitreten,  und 
dann  werden  England  und  Holland,  mit  Frankreich  vereinigt,  einen 
solchen  Druck  auf  Oesterreich  üben,  daß  seine  Wiedereinsetzung  in  den 
Besitz  Siebenbürgens  zu  hoffen  sei.-''  Hierdurch  ermuthigt,  sandteer 
Clement  nach  London,  der  der  Königin  Anna  nochmals  ein  Gesuch  um 
Unterstützung  überreichte,  und  schiffte  sich  im  November  selbst  dorthin 
,  ein.  Aber  der  österreichische  Gesandte  beschwerte  sich  beim  Minister 
Oxford  über  die  Anwesenheit  eines  Räköczy 'sehen  Geschäftsträgers 
und  sprach  die  Hoffnung  aus,  der  Minister  werde  denselben  nicht  em- 
pfangen, England  den  Kaiser,  dessen  Interessen  es  bei  den  Friedens- 
unterhandlungen so  wenig  beachte,  nicht  auch  noch  durch  Unterstützung 
seiner  rebellischen  Unterthanen  kränken.  Dieser  Beschwerde  zufolge 
erhielt  zuerst  Clement  einen  abschlägigen  Bescheid,  und  sodann  Rä- 
köczy, als  er  von  Hüll  dem  Minister  Bolingbroke  seinen  Wunsch,  per- 
sönlich in  London  zu  erscheinen,  meldete,  zur  Antwort,  er  möge  sich 
nicht  hinbemühen,  denn  die  Königin  kömie  ihn  nicht  empfangen  und  sich 
nicht  in  seine  Angelegenheiten  mischen. '^  Die  englische  Regierung 
Stellte  ein  Schiff  zu  seiner  Verfügung,  das  ihn  nach  Frankreich  brachte, 
1713  wo  er  sich  im  Februar  1713  nahe  bei  Paris  zuerst  in  Challiot  und  spä- 
ter, nachdem  seine  dortige  Wohnung  durch  eine  Feuersbrunst  zerstört 
worden,  in  Passy  aufhielt. 

'  Bei  Fiedler,  II,  355.  —  ^  Bei  demselben,  II,  374.  —  '  Bei  demselben,' 
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Kurz  nachher  sah  er  auch  seine  letzte  Hoffnung  scheitern.  Der 
Friede,  auf  welchen  er  sie  gesetzt  hatte,  kam  endlich  nach  dem  Dictate 
Englands  und  Frankreichs  zu  Staude,  und  die  Urkunde  desselben  wurde 
in  Utrecht  am  11.  April  von  den  Bevollmächtigten  aller  betheiligten 
Mächte  bis  auf  die  des  Kaisers  und  Deutschen  Reichs,  die  größere  Voi-- 
tbeile  als  die  ihnen  zugestandenen  zu  erkämpfen  hofften,  unterschrieben. 
Die  Kurfürsten  von  Baiern  und  Köln  wurden  in  ihre  sämmtlichen  Lande 
und  Rechte  wieder  eingesetzt,  aber  Räkoczy's  und  der  mit  ihm  verbün- 
deten Ungarn  wurde  mit  keinem  Worte  gedacht;  sie  blieben  ihrem 
Schicksal  überlassen.  Arm  und  hülflos,  überdies  mit  der  Sorge  für  die 
(getreuen,  die  auch  das  Unglück  von  ihm  nicht  trennte,  belastet,  blieb 
liäkoczy  nichts  anderes  übrig,  als  sich  zu  überwinden  und  bei  dem 
Hülfe  zu  suchen,  der  ihn  getäuscht  und  ins  Unglück  gestürzt  hatte.  Am 
27.  April  schrieb  er  Ludwig:  Die  Briefe,  die  er  an  den  König  geschrie- 
ben, seien  die  Ursache  seiner  Verhaftung  gewesen ;  nur  Dankbarkeit  für 
dieWohlthaten,  welche  er  nach  der  Flucht  aus  dem  Gefängnisse  und  wäh- 
rend seines  Exils  in  Polen  von  demselben  empfangen,  habe  ihn  getrie- 
ben, den  Krieg  ohne  Geld  anzufangen.  Die  ganze  Nation  schloß  sich 
an  ihn  an,  um  ihre  Freiheit  zu  erkämpfen,  und  sein  Heer  vermehrte  sich 
auf  75000  Mann.  Mangel  an  Geld,  das  Ausbleiben  der  Hülfstruppen 
und  Waffensendungen,  um  die  er  gebeten,  wie  auch  die  Ueberlegenheit 
des  Feindes  verursachten,  daß  er  besiegt  und  das  ungarische  Volk  um 
die  Früchte  des  Kampfes  gebracht  wurde.  Aber  sein  Krieg  war  dem 
König  nützlich;  seine  Feinde  selbst  beschuldigen  ihn,  daß  er  sie  hin- 
derte, ihre  Heere  anderwärts  zu  gebrauchen,  daß  er  durch  Wegnahme 
der  Transporte  und  Geldsendungen  und  durch  unablässige  Einfälle  in 
die  österreichischen  Erblande  den  Erfolg  ihrer  Unternehmungen  wider 
l'^rankreich  und  Spanien  sehr  erschwerte,  ja  vereitelte.  Endlich  haben 
'  r  und  seine  Gefährten  die  ihnen  durch  Pälffy  gemachten  Anträge 
/u rückgewiesen,  weil  es  das  Interesse  des  Königs  forderte.  „Wie 
traurig  wäre  meine  jetzige  Lage",  fährt  er  fort,  „indem  ich  alles  auf- 
opfert habe,  meine  Gattin  im  Elend,  meine  Kinder  in  der  Gefangen- 
■  liaft  schmachten,  wenn  ich  nicht  unter  dem  Schutze  eines  so  groß- 
nu'ithigen  Königs  wie  Ew.  Majestät  stände."  Hierauf  bittet  er,  daß  der 
Kunig,  dem  letzten  Artikel  des  Westfälischen  Friedens  gemäss,  die 
Wiedereinsetzung  der  ungarischen  Exulanten,  die  in  Polen  mit  bitterer 
Noth  kämpfen,  in  ihre  Güter  und  Rechte  beim  Abschlüsse  des  Friedens 
mit  dem  Kaiser  und  Reiche  nicht  blos  betreibe,  sondern  als  Bedingung 
'lisselben  fordere,  zugleich  ihn  und  seine  Gefährten  wegen  der  Dienste, 
welche  sie  Frankreich  geleistet  haben,  in  ihrer  gegenwärtigen  hülflosen 
Lage  unterstütze,  denn  die  Verheißungen  Ew.  Majestät  sind  es  haupt- 
sächlich gewesen,  was  die  Ungarn  bewog,  sich  zu  verbinden  und  die 
Unabhängigkeit  auszusprechen,  was  ihn  berechtigte,  sie  des  Einschlusses 
in  den  allgemeinen  Frieden  zu  versichern.  Ew.  Majestät  möge  daher  die 
Zahlung  der  rückständigen  Hülfsgelder  anordnen  und  das  ihm  während 
seines  Aufenthalts  in  Danzig  verliehene  Monat.sgeld  von  20000  Livres 
auch   für  die  Zukunft    bewilligen,   damit    er   auch    für   seine  Gefährten 
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sorgen  konnte.  ^  —  Ludwig  setzte  das  Monatsgeld  auf  6000  Livres 
herab  und  zahlte  die  Rückstände  mit  600000  Livres  in  Anweisungen 
auf  das  pariser  Stadthaus,  die  um  mehr  als  ein  Drittel  unter  dem  haaren 
Gelds  standen.^ 

Am  7.  Juni  schickten  auch  die  in  Polen  sich  aufhaltenden  Exulanten, 
die  Grafen  Bercsenyi,  Simon  Forgäcs,  Anton  Eszterhäzy  und  Michael 
Csäky,  Adam  Vay,  Georg  Gerhardt,  Johann  Päpay  und  Samuel  Ebeczky 
in  ihrem  und  der  übrigen  Namen  an  den  König  ein  Bittgesuch  um  Unter- 
stützung und  die  Erlaubniß,  nach  Paris  zu  kommen.  Paul  Rüday, 
Johann  Hellenbach,  Alexander  Keczer,  Alexander  Nedeczky,  Johann 
Sreter  und  Paul  Länyi,  die  dem  szatmarer  Frieden  anfangs  nicht  bei- 
getreten und  nach  Polen  gegangen  waren,  nahmen  später  die  von  der 
kaiserlichen  Regierung  noch  oiTen  gehaltene  Amnestie  an  und  verab- 
schiedeten sich  am  15.  Aug.  1711  vom  Fürsten.^  Der  Minister  Torcy 
gab  auf  das  Gesuch  der  zuerst  Genannten  den  Bescheid,  vor  dem 
Friedensschlüsse  mit  dem  Kaiser  könne  ihnen  weder  eine  Unterstützung, 
noch  die  Erlaubniß,  nach  Paris  zu  kommen,  bewilligt  werden;  aber  bei 
den  Friedensunterhandlungen  werde  der  König  das  Mögliche  thun,  für 
sie  Amnestie  und  Rückgabe  der  Güter  auszuwirken,  und  wenn  dies 
nicht  gelingen  sollte,  künftig  für  ihren  Unterhalt  sorgen.  * 

Zu  diesen  Friedensunterhandlungen,  auf  welche  auch  Räkoczy  ver- 
tröstet worden,  traten  am  26.  Nov.  auf  dem  Schlosse  zu  Neustadt 
Prinz  Eugen  und  Marschall  Villars  zusammen,  und  Frankreichs  Ueber- 
gewicht  war  dabei  zufolge  errungener  Siege  so  groß,  daß  es  viel  zu 
Gunsten  des  Fürsten  und  der  andern  Exulanten  hätte  durchsetzen  kön- 
nen; aber  Ludwig  hielt  auch  diesmal  nicht  Wort  und  suchte  nur  für  sich 
neue  Vortheile  zu  gewinnen,  und  so  blieben  denn  jene  auch  vom  Rastadter 
1714  Frieden,  der  am  17.  Febr. ']  714  unterzeichnet  wurde,  ausgeschlossen. 
Nun  erst  that  Räkoczy  bei  einigen  deutschen  Fürsten  Schritte,  um  durch 
ihre  Vermittelung  mit  Kaiser  Karl  in  Unterhandlung  zu  treten,  und 
wollte  Abgeordnete  und  sogar  seine  Gemahlin  nach  Wien  schicken. 
Aber  der  kaiserliche  Hof,  der  Ungarn  versöhnt  und  ruhig  sah  und  Rä- 
koczy nebst  den  andern  Exulanten  bei  ihrer  Mittellosigkeit  nicht  mehr 
zu  fürchten  brauchte,  lehnte  jede  Unterhandlung  mit  ihm  ab,  und  war 
nicht  einmal  zu  bewegen,  ihm  seine  Kinder  auszuliefern. 

Als  er  die  Unterhandlungen  mit  dem  Kaiser  anknüpfen  wollte,  bat 
er  Ludwig,  um  die  Kosten  derselben  bestreiten  zu  können,  sein  Jahrgeld 
wenigstens  auf  100000  Livres  zu  erhöhen  und  auch  den  andern  Exu- 
lanten die  versprochene  Unterstützung  zu  gewähren.  Der  König  will- 
fahrte seiner  Bitte  und  bewilligte  nun  Bercsenyi,  Eszterhäzy,  Forgäcs 
und  Csäky  8000,  Vay  5000,  Gerhardt  2000,  Päpay,  Krucsay  und  eini- 
gen andern  1500  Livres  jährlich.*''  Rjiköcz}'  hielt  sich,  solange  Ludwig 
lebte,  unter  dem  Namen  Graf  Särosy  am  Hofe  auf,  wo  er  vom  König 
mit  Auszeichnung  behandelt   und   in  dessen   nächste  Umgebung   aufge- 

1  Bei  Fiedler,  II,  495-  —  -  Memoires  du  Duo  de  Saint-Sinion,  X,  408  fg. 
—  *  Bei  Szalay,  II,  Räkoczy  Ferencz  bujdosäsa,  S.  153.  —  <  Bei  Fiedler, 
II,  498,  619.  —  s  Bei  Fiedler,  II,  620. 
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nonimen  wurde,  durch  Anspruchslosigkeit  upd  gefälliges  Betragen  sich 
beliebt  machte,  jedoch  keine  hohe  Meinung  von  sich  weckte.  „Wenn 
mau  ihn  näher  kennen  lernte",  schreibt  Saint-Simon  in  seinen  Memoiren, 
„mußte  man  sich  wundern,  wie  es  möglich  war,  daß  er  einst  der  Führer 
einer  großen  Partei  gewesen  sei  und  so  viel  Geräusch  in  der  Welt  ge- 
macht habe."^  Am  1.  Sept.  ]715  starb  Ludwig,  und  da  sein  Urenkel  1715 
Ludwig  XV.  erst  fünf  Jahre  alt  war,  fiel  die  vormundschaftliche  Regie- 
rung dem  nächsten  Vetter  des  jungen  Königs,  dem  Herzog  Philipp  IL 
von  Orleans  zu.  Das  wüste  Treiben  und  die  schamlosen  Ausschweifungen 
dos  Regenten  und  seines  Hofs  waren  Räköczy's  sittlichem  Ernste  so  an- 
stößig, daß  er  sich  nach  Grosbois  in  die  Nähe  eines  Camaldulcnser- 
klosters  zurückzog,  wo  er  in  stiller  Abgeschiedenheit  im  Umgange  mit 
wenigen  auserlesenen  Freunden  und  in  religiösen  tiebungen  sein  Mis- 
geschick  zu  vergessen  strebte.  Als  Peter  der  Große  1717  den  franzö-  1717 
sischen  Hof  besuchte,  begab  auch  er  sich  hin  und  hatte  mit  dem  Zar 
mehrere  Unterredungen.  ^  Nach  dessen  Abreise  aber  verließ  auch  er 
Frankreich,  das  er  nie  wiedersehen  sollte,  und  ging,  von  der  Pforte  auf 
Anstiften  des  spanischen  Ministers,  Cardinal  Alberoni,  berufen,  in  die 
Türkei.  Seine  Gemahlin  blieb  in  Frankreich,  wo  sie  1723  starb.  Die 
altern  Exulanten,  die  Genossen  seiner  Kämpfe,  begleiteten  ihn;  mehrere 
der  Jüngern  traten  in  französische  Dienste,  in  denen  es  der  Sohn  Bercse- 
nyi's,  Ladislaus,  bis  zum  Marschall  brachte,  und  Nachkommen  Anton 
Esztorhäzy's  nehmen  nocli  in  unserer  Zeit  wichtige  Stellen  im  Heere  und 
in  der  Diplomatie  Frankreichs  ein.  Räköczy  wurde  auf  türkischem  Ge- 
biete ehrenvoll  aufgenommen,  aber  nach  dem  Friedensschlüsse  von 
Passarovitz  auf  Verlangen  Oesterreichs  zuerst  von  der  ungarischen 
Grenze  nach  Konstantinopel  entfernt  und  1720  in  Rodosto  am  Mar-  1720 
marameere  mit  seinen  Gefährten  internirt.  Die  Pforte  gab  ihm  zum 
Unterhalte  täglich  70  Thaler,  wovon  der  gemeinsame  streng  geregelte 
Haushalt,  den  er  mit  seinen  Gefährten  führte,  bequem  bestritten  wer- 
den konnte.  Auch  schickte  er  sich  dem  äußern  Anscheine  nach  in  seine 
Lage,  beschäftigte  sich  mit  Schreiben,  Drechseln,  Gärtnereiu  und  ließ 
Bauten  aufführen,  konnte  aber  die  Rolle,  die  er  einst  gespielt  hatte, 
nicht  vergessen,  entwarf  unablässig  Plane,  und  suchte,  so  oft  Oesterreich 
in  Mishelligkciten  und  Kriege  verwickelt  wurde,  Verbindungen  mit  des- 
sen Gegnern  anzuknüpfen,  um  wieder  auftreten  und  seine  Fahnen  in 
Ungarn  noch  einmal  entfalten  zu  können.  Hier  übergehen  wir  jedoch 
diese  Entwürfe,  weil  sie  füglicher  dort  erwähnt  werden  können,  wo  von 
den  Begebenheiten,  mit  denen  sie  zusammenhingen,  die  Rede  sein  wird, 
und  begnügen  uns  nur  noch,  einiges  aus  den  letzten  Zeiten  Räköczy's 
mitzutheilen.  Eszterhäzy  starb  1723,  Bercsenyi  zwei  Jahre  später. 
Der  jüngere  Sohn  des  Fürsten,  Georg,  entfloh  1727  aus  Wien  und  kam  1727 
nach  Rodosto.  Die  Freude  des  Vaters,  wenigstens  einen  der  beiden 
Söhne,  die  ihm  als  unmündige  Kinder  entrissen  worden,  wiederzusehen, 
wurde   durch   dessen   gänzlichen  Mangel    an   Bildung   schmerzlich  ver- 

*  Memoires  du  Duc  de  Saint-Simon.  a.  a.  0.  —    ^  Desselben  Mi'moires, 
Tom.  XV. 
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bittert,  indem  jene  Menschen,  denen  die  kaiserliche  Regierung  die  beiden 
Söhne  in  Obhut  gegeben  hatte,  so  grausam  waren,  sie  fast  gar  nicht 
unterrichten  zu  lassen.  Räkoczy  schickte  den  jungen  Mann  nach  Frank- 
reich, damit  er  dort  wenigstens  einige  Bildung  erhalte.  Dort  starb  der- 
selbe, von  der  Welt  unbeachtet.  Auch  dem  altern  Sohne  Joseph  gelang 
es  1734,  aus  seiner  Haft  zu  entkommen  und  über  Venedig  im  Herbst  zu 
seinem  Vater  zu  gelangen.  Dieser  kränkelte  damals  schon  und  beschloß 
1"35  am  8.  April  1735  sein  stürm-  und  wechselvolles  Leben,  59  Jahre  alt. 
Dem  Testamente  gemäß,  welches  er  schon  drei  Jahre  früher  aufgesetzt 
hatte,  wurde  durch  die  Exulanten  sein  Herz  in  das  Camaldulenserkloster 
bei  Grosbois  geschickt,  sein  Leichnam  in  der  Jesuiten-  (jetzt  Bene- 
dictiner-)  Kirche  zu  Konstantinopel,  neben  dem  Grabe  seiner  Mutter, 
der  heldenmüthigen  Helena  Zrinyi,  begraben.  Von  allen  den  Reich- 
thümern,  die  er  einst  besessen  hatte,  hinterließ  er  bei  seinem  Tode 
2  Dukaten  und  500  Thaler  in  baarem  Gelde,  einige  Schmucksachen  von 
geringem  Werthe  und  einige  Forderungen  an  Frankreich,  die  nie  bezahlt 
wurden.  — ■  Nach  seinem  Tode  stellte  es  die  Pforte  den  Exulanten  frei, 
in  Rodosto  zu  bleiben  oder  die  Türkei  zu  verlassen ;  sie  zogen  das 
erstere  vor.  ^ 

1  Hist.  des  revolutions  de  Hongrie,  VI.  Die  Briefe  des  Clement  Mikes 
von  Rodosto  an  in  Ungarn  zurückgebliebene  Freunde.  Er  war  der  erste 
Kammerherr  des  Fürsten  im  Exil. 
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Innere  Zustände  unter  Leopold  I.  und  Joseph  I.    1657 — 1711. 
I.    Der  Staat. 

Das  königliche  Ungarn.  Die  ungarische  Nation  ermattet  und  er- 
liegt zwar  endlich  im  langwierigen  Kampfe  wider  den  Absolutismus, 
rettet  aber  dennoch  ihre  Constitution  der  Hauptsache  nach.  — 
Siebenbürgen,  nur  dem  Namen  nach  mit  der  Krone  wieder  vereinigt, 
thatsächlich  von  Ungarn  geschieden,  erleidet  Schmälerung  seiner 
Rechte.  —  Die  der  türkischen  Herrschaft  unterworfenen  Landes- 
theile;  ihre  Entvölkerung  und  politischen  Einrichtungen  während 
derselben;    ihre  Zustände  nach  der  Rückeroberung. 

n.    KirchellT^^esen. 

Die  katholische  Kirche,  die  nicht  aufgehört  hatte,  die  Staatskirche 
zu  sein,  sollte  durch  gewaltsame  MaL>regeln  zur  alleinigen  Ungarns 
gemacht  werden.  —  Verfolgungen  erzwingen  Abfall  vom  Pro- 
testantismus, ohne  ihn  ausrotten  zu  können.  —  Räköczy's  Aufstand 
verschafft  den  Evangelischen  kurze  Ruhe;  Synode  der  Lutherischen 

in  Rosenberg. 

m.    Schulen. 

Verfall  der  Volkserziehung  durch  die  Umwandlung  der  evange- 
lischen Volksschulen  in  katholische  herbeigeführt.  —  Die  katho- 
lischen Gymnasien  erhalten  Zuwachs  an  Zahl  und  Vermögen,  indem 
ihnen  die  den  Evangelischen  abgenommenen  Stiftungen  und  Ge- 
bäude übergeben  wurden.  —  Die  Evangelischen  A.  B.  sorgen  für 
den  Fortbestand  ihrer  höhern  Lehranstalten.   —    Die  Reformirten, 
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namentlich  im  Theißlande,   bleiben  im  Besitze  ihrer  höhern  Schu- 
len.   —    Blühender  Zustand   der  Volks-    und    höhern   Schulen    in 

Siebenbürgen. 

lY.   Ungarische  und  siebenbüi'ger  Literatur. 

Theologie   und  Philosophie;  —    Poesie,   Zrinyi,   Liszti,   Gyöngyösi, 
Volksdichtung.  —  Sprachkunde;  —  Profan-  und  Kirchengeschichte. 

I.  Der  Staat. 

1.    Das  küiiiglichc  Ungarn. 

V  ernichtung  der  Constitution,  Entnationalisirung  und  Vereinigung 
Ungarns  mit  den  österreichischen  Erblanden  zu  einer  absolulen  Monar- 
chie, Ausrottung  des  Protestantismus  und  Alleinherrschaft  des  Katholi- 
cismus  waren  das  Ziel,  nach  welchem  Leopold  während  seiner  neunund- 
vierzigjährigen  Regierung  unablässig  strebte;  Wiedervereinigung  Sieben- 
bürgens mit  der  Krone  und  Rückeroberung  beinahe  aller  den  Türken 
unterworfenen  Landestheile  die  großen  Erfolge,  welche  er  dem  Glücke, 
der  Hülfe  fremder  Mächte  und  dem  Talente  großer  Feldherren  bei 
geringem  eigenen  Verdienste  verdankte. 

Alles,  was  die  Könige  aus  dem  Hause  Oesterreich  seit  1CÜ4  zum 
Umsturz  der  Verfassung  und  zur  Unterdrückung  des  Protestantismus 
unternahmen,  war  an  dem  Freiheitssinne  und  Glaubenseifer  der  Ungarn 
gescheitert,  die  in  standhaftem  Kampfe  wider  Despotismus  und  Ge- 
wissenszwang Staatsverträge  und  Gesetze  errangen,  welche  die  bürger- 
liche und  religiöse  Freiheit  verbürgten.  Aber  die  Verhältnisse,  die  ihren 
Sieg  erleichtert  hatten,  gestalteten  sich  zur  Zeit  LeopokFs  weit  un- 
günstiger. Seinen  letzten  Vorgängern  war  es  gelungen,  die  Stände- 
verfassungeu  der  Erblande  aufs  äußerste  zu  beschränken,  den  Protestan- 
tismus dort  fast  gänzlich  auszurotten  und  dadurch  den  Ungarn  ihre 
frühern  nützlichsten  Verbündeten  zu  entziehen.  Siebenbürgen,  dessen 
Fürsten  die  Vorkämpfer  in  den  Freiheitskriegen  gewesen,  ward  durch 
innere  Unruhen  und  die  Misgunst  der  Pforte  immer  ohnmächtiger.  Das 
Reich  der  Osmanen,  von  dem  jeder  Aufstand  unterstützt  worden,  war 
vom  Gipfel  seiner  Macht  bereits  tief  gesunken.  Die  Kraft  der  ungari- 
schen Nation  selbst  wurde  nach  dem  Uebcrtritt  der  meisten  Magnaten 
von  der  evangelischen  zur  katholischen  Kirche  und  die  Feindseligkeit 
der  Religionsparteien  gegeneinander  gelähmt.  Voll  Furcht  und  Absclieu 
gegen  jede  Art  von  Freiheil,  und  getrieben  von  seinen  herrschsüchtigen 
Ministern,  den  Todfeinden  Ungarns,  schritt  Leopold  kühnci-,  unabläs- 
siger und  gewaltthätiger  als  alle  seine  Vorgänger  dazu,  Ungarn  katho- 
lisch und  zur  Provinz  eines  österreichischen  Gesammtstaates  zu  machen, 
und  glaubte,  durch  die  erwähnten  Umstände  begünstigt,  zweimal  schon 
sein  Ziel  erreicht  zu  haben.  Zum  erstem,  das  Volk  zur  Rückkehr  in  den 
Schos  der  römischen  Kirche  zu  zwingen,   boten  der  fanatische  Klerus 
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und  die  neu  bekehrten  Magnaten  mit  dem  den  Proselyten  eigenen  Eifer 
die  Hand,  wie  wir  uns  erinnern,  ohne  zu  bedenken,  daß  Verträge  und 
Gesetze,  sobald  eine  ihrer  Satzungen  gebrochen  ist,  auch  in  den  übrigen 
hinfällig  werden.  Zu  spät  erwachten  sie  aus  ihrer  Verblendung;  als  sie 
die  Rechte  des  Adels  und  die  gesamrate  Verfassung  durch  das  despo- 
tische Verfahren  des  Hofs  bedroht  sahen;  der  Bund,  den  sie  zur  Rettung 
derselben  stifteten,  die  Vesselenyi'sche  Verschwörung,  wurde  durch  Hin- 
richtung, Einkerkerung  und  Confiscation  Schuldiger  und  Schuldloser 
unterdrückt,  wobei  besonders  die  Evangelischen  die  grausamste  Verfol- 
gung erlitten,  und  endlich  als  Vorwand  gebraucht,  durch  das  Patent  vom 
27.  Februar  1673  die  Verfassung  Ungarns  aufzuheben.  Nicht  die  Mag- 
naten, die  die  Sorge  um  ihre  Güter  und  Würden  von  jedem  kühnern 
Schritte  abhielt,  nicht  der  hohe  Klerus,  den  die  Unterdrückung  der  Pro- 
testanten für  den  Verlust  der  Constitution  entschädigte  —  beide  be- 
schränkten sich  auf  Bitten  und  Vorstellungen  — ,  verbannte  Flüchtlinge 
riefen  das  Volk  zur  Vertheidigung  seiner  bürgerlichen  und  religiösen 
Freiheit  auf;  es  erhob  sich  und  zwang  namentlich  unter  Tököli's  Führung 
Leopold,  den  Reichstag,  den  er  seit  neunzehn  Jahren  nicht  abgehalten 
hatte,  einzuberufen,  1681  den  Wiener  Frieden  abermals  zu  bestätigen, 
die  Verfassung  wiederherzustellen  und  den  Evangelischen  wenigstens 
beschränkte  Religionsübung  zu  versprechen. 

Dies  alles  hatte  jedoch  nur  so  lange  Bestand,  als  die  Bedrängniß 
Leopold's  dauerte.  Nachdem  die  Türken  besiegt,  ein  großer  Theil  des 
ihrer  Herrschaft  untergebenen  Landes  nebst  Ofen  ihnen  abgenommen, 
der  Aufstand  niedergeworfen  und  durch  das  furchtbare  eperieser  Blut- 
gericht Schrecken  über  das  ganze  Land  verbreitet  worden,  machte  Leo- 
pold das  Eroberungsrecht  geltend  und  vernichtete  die  Verfassung  nicht 
wie  früher  abermals  mit  Einem  Schlage,  sondern  fing  an,  sie  Stück  für 
Stück  hinwegzuräumen.  Zuerst  wurde  der  Reichstag  1687  genöthigt, 
«lern  Wahlrechte  zu  entsagen,  die  Erblichkeit  des  Thrones  nach  Ordnung 
(l'-r  Erstgeburt  in  männlicher  Linie  des  Hauses  Habsburg  auszusprechen, 
und  den  31.  Artikel  der  Goldenen  Bulle  abzuschaffen.  Trotz  der  feier- 
lichsten Zusagen,  daß  Ungarn  im  ungeschmälerten  Besitze  aller  seiner 
übrigen  Rechte  und  Freiheiten  bleiben  und  nie  nach  königlicher  Willkür 
wie  die  österreichischen  Erblande  regiert  werden  solle,  wurden  hierauf 
sogleich  weitere  Plane  zum  Umsturz  seiner  Constitution  geschmiedet, 
1  i-sen  die  kaiserlichen  Minister  die  Regierung  an  sich,  ergingen  Macht- 
»prüche  von  der  kaiserlichen  Hofkanzlci,  der  Hofkammer  und  dem  Hof- 
kriegsrathe,  schrieb  endlich  Leopold  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
eine  unerschwingliche  Steuer  aus,  der  auch  der  Adel  unterworfen  wurde. 
Die  höchsten  Würdenträger  des  Reichs  und  Magnaten  wagten  es  auch 
diesmal  nicht,  gegen  den  offenbaren  Staatsstreich  Widerspruch  zu  er- 
heben, sie  beschränkten  sich  abermals  auf  Vorstellungen  und  Bitten,  und 
sachten  die  ihnen  auferlegte  Steuer  auf  das  schon  überbürdete  Volk  zu 
wälzen.  Aber  der  mittlere  und  niedere  Adel,  desgleichen  die  Bürger 
der  Städte  waren  bereit,  zur  Vertheidigung  ihrer  Rechte  und  Glaubens- 
freiheit aufzustehen,  das  Landvolk  erhob  sich  gegen  seine  aufs  unerträg- 
lichste gesteigerte  Belastung  und  gegen  den  Glaubenszwang,  den  es  weit 
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mehr  als  die  übrigen  Volksklassen  zu  erdulden  hatte.  So  eilten  denn, 
als  Räkoczy  seine  Fahnen  entfaltete,  Tausende  unter  dieselben,  die 
Städte  öffneten  ihm  ihre  Thore,  die  Gespanschaften  untergaben  sich 
seiner  Führung,  in  kurzer  Zeit  stand  der  grüßte  Theil  des  Landes  unter 
Waffen.  Nach  zweijährigem  vergeblichen  Kampfe  mit  dem  Aufstande 
sah  Leopold  alle  die  Plane,  die  er  während  seiner  ganzen  Regierung 
verfolgt  hatte,  vereitelt,  und  rieth  auf  dem  Sterbebette  seinem  Sohne,  die 
Ungarn  zu  versöhnen. 

Joseph,  weiser  und  gerechter  als  sein  Vater,  bot  sogleich  beim  An- 
tritt der  Regierung  die  Hand  zum  Frieden  mit  dem  redlich  gemeinten 
Versprechen,  die  Verfassung  des  Reichs  nebst  allen  Rechten  und  Frei- 
heiten der  Stände,  mit  Ausnahme  der  Königswahl  und  des  ol.  Artikels 
der  Goldenen  Bulle,  anzuerkennen  und  aufrecht  zu  halten.  Sie  wurde 
zurückgewiesen,  denn  das  Mistrauen,  welches  der  öftere  Bruch  des 
königlichen  Wortes  und  feierlicher  Verträge  geweckt  hatte,  war  zu  groß. 
Räköczy  und  die  verbündeten  Stände  setzten  den  Krieg  noch  fünf  Jahre 
lang  fort  und  sprachen  sogar  die  Entthronung  des  Hauses  Oesterreich 
aus,  bis  endlich  die  Kraft  des  Volks  im  langen  unentschiedenen  Kriege 
ermattete,  die  versöhnlichen  Anerbietungen  des  Königs  mehr  und  mehr 
Gehör  fanden  und  sein  Sieg  unzweifelhaft  wurde.  Aber  nicht  umsonst 
hat  Ungarn  in  den  langwierigen  Innern  Kriegen  die  schweren  Opfer  an 
Gut  und  Blut  gebracht,  es  hat  bewiesen,  daß  man  ihm  die  Willkürherr- 
schaft nicht  aufzwingen  könne.  Joseph  war  überzeugt,  daß  das  freiheit- 
liebende Volk,  wenn  es  mit  Gewalt  unter  das  Joch  gebeugt  würde,  bei 
der  nächsten  Gelegenheit  dasselbe  brechen  und  sich  in  Freiheit  setzen 
werde;  also  bot  er  auch  als  Sieger  die  Wiederherstellung  der  Verfassung 
an  und  der  Friede  von  Szatmär  verbürgte  dieselbe  neuerdings. 

So  retteten  die  Ungarn  im  schweren  Kampfe  gegen  die  gewaltige 
Macht  des  länderreichen  Hauses  Oesterreich,  der  mit  kurzen  Unter- 
brechungen hundert  Jahre  gedauert,  ihre  Verfassung  zu  derselben  Zeit, 
als  die  meisten  Völker  Europas  sieh  die  ihrige  von  Fürsten,  die  über 
keine  andern  Länder  geboten,  entreißen  ließen,  als  der  Absolutismus  in 
unserm  Welttheile  vorherrschend  wurde.  Auf  die  Königswahl  mußten 
sie  zwar  verzichten,  und  das  Gesetz,  welches  den  Ständen  das  Recht 
verlieh,  sich  dem  gesetzwidrigen  Verfahren  des  Königs  mit  bewaffneter 
Hand  zu  widersetzen,  ohne  dadurch  Treubruch  zu  verschulden,  wurde 
aufgehoben;  aber  das  war  nicht  Verlust,  sondern  Gewinn.  Die  Königs- 
wahl bestand  ohnehin  mehr  dem  Namen  nach  als  in  Wirklichkeit,  indem 
dennocli  jedesmal  derjenige  Prinz  des  königlichen  Hauses,  dem  nach  der 
Ordnung  der  Erstgeburt  der  Thron  gebührt  hätte,  ausgerufen  und  ge- 
krönt wurde,  und  sie  würde,  wenn  sie  je  zur  Wirklichkeit  gekomnien 
wäre,  über  Ungarn  all  das  Unheil  gebracht  haben,  von  welchem  Wald- 
reiche unausbleiblich  zerrüttet  werden.  Ein  Gesetz,  welches  bewaffneten 
Widerstand  gegen  gesetzwidrige  Willkür  des  Regenten  gestattet,  ist  eine 
beständige  Aufforderung  zu  Aufständen  wider  schwache  Regierungen, 
wider  den  starken  Despotismus  aber  ganz  uiniütz;  dagegen  erhebt  sich 
jedes  Volk  wider  Tyrannei,  sobald  V(;rzweiflung  oder  Kraftgefühl  es 
dazu  treiben,  und  sein  Aufstand  wird  durch  Sieg  zur  Revolution,  welche 
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Freiheit  bringt,  durch  Niederlage  zur  Rebellion,  die  mit  Kerkern  und 
Blutgerüsten  endet,  gleichviel  ob  ein  derartiges  Gesetz  besteht  oder 
nicht.  Als  Schutzwehr  gegen  Verfassungsbruch  blieb  den  Ungarn  das 
Inauguraldiploni,  welches  jeder  König  vor  der  Krönung  auszustellen 
und  zu  beschwören  hat.  Hiermit  wird  zwar  die  Beobachtung  der  Ver- 
fassung seinem  Gewissen  anheimgegeben,  aber  doch  eigenmächtigen 
Handlungen  und  Anordnungen  der  Stempel  der  Gesetzwidrigkeit  und 
des  Eidbruchs  aufgedrückt,  und  dadurch  deren  Ungültigkeit  an  sich  selbst 
ausgesprochen.  Den  Ungarn  aber  wurde  ihre  in  langwierigem  und 
schwerem  Kampf  gerettete  Verfassung  das  theuerste  Gut,  das  sie  den 
Nachkommen  unversehrt,  wie  sie  es  von  ihren  Vätern  geerbt  hatten, 
überliefern  wollten;  sie  hielten  daher  an  ihr  mit  einer  Zähigkeit  fest, 
bei  der  sie  sich  aus  Besorgniß,  dieselbe  zu  erschüttern,  selbst  gegen  heil- 
same Veränderungen  sträubten,  bis  endlich  das  große  Jahr  1848  auch 
die  zeitgemäße  Umgestaltung  dieser  „Constitutio  avita"  und  zugleich 
wieder  blutige  Kämpfe  herbeiführte,  aus  denen  sie  neugestaltet  und  be- 
festigt hervorging. 

2.    Siebenbürgen. 

Leopold  hatte  sich  zwar  nach  den  Siegen  über  die  Türken  der  Herr- 
schaft über  Siebenbürgen  und  der  mit  demselben  vereinigten  östlichen 
Gespanschaften  Ungarns  Schritt  für  Schritt  durch  erzwungene  Verträge 
bemächtigt,  aber  die  Erinnerung  an  die  im  Vergleiche  mit  dem  Zustande 
Ungarns  glückliche  Zeit,  als  es,  wenngleich  unter  Oberherrlichkeit  der 
Pforte,  ein  eigener  blühender  Staat  gewesen,  war  im  Volke  nicht  er- 
loschen, und  das  Verlangen,  dies  wieder  zu  werden,  durch  den  schonungs- 
losen Despotismus  einer  militärischen  Verwaltung,  die  weder  Gesetze 
noch  Verträge  achtete,  genälirt  worden.  Die  meisten  Ungarn  und  Szekler, 
selbst  Sachsen  und  Walachen  standen  auf,  um  Räköczy  auf  den  Fürsten- 
stuhl zu  setzen,  und  die  vorgebliche  Wiedervereinigung  Siebenbürgens 
mit  der  Stephanskrone  ward  erst  durch  den  szatmärer  Frieden  vollendet. 
Wir  sagen  die  vorgebliche,  denn  wiewol  Leopold  als  König  von  Ungarn 
die  Herrschaft  über  Siebenbürgen  an  sich  nahm,  war  doch  der  kaiser- 
liche Hof  keineswegs  gesonnen,  durch  die  Vereinigung  Siebenbürgens 
mit  Ungarn  die  Kraft  des  letztem  zu  stärken.  Daher  hatte  sich  Leopold 
sogleich  nach  der  Besitznahme  des  Landes  zu  dessen  Großfürsten  er- 
klärt, eine  von  der  ungarischen  unabhängige  siebenbürger  Hofkanzlei  in 
Wipn  errichtet  und  dadurch  in  Siebenbürgen  ein  eigenes  von  Ungarn  ge- 
trenntes Staatswesen  hergestellt,  bei  dem  auch  einige  von  Ungarn  los- 
gerissene Gespanschaften  bis  auf  die  jüngste  Zeit  blieben.  Allein  diese 
Selbständigkeit  Siebenbürgens  war  ein  bloßer  Schein,  an  die  Stelle  der 
Abhängigkeit  vom  Mutterlande  trat  die  Unterwerfung  unter  die  kaiser- 
liciie  Regierung;  das  Gubernium,  welches  die  einheimische  Regierungs- 
behörde sein  sollte,  wurde  bald  der  Hofkanzlei  untergeordnet,  die  von 
der  kaiserlichen  Befehle  erliielt,  mithin  zur  bloßen  Vollziehungsbehörde 
dieser  Befehle  erniedrigt.  Getrennt  von  Ungarn  war  Siebenbürgen  über- 
haupt zu  schwach,  willkürliche  Eingriffe  in  seine  verfassungsmäßigen 
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und  durch  das  Leopoldinische  Diplom  verbürgten  Rechte  abzuwehren; 
nur  ein  Ivostbares  Gut,  die  Glaubensfreiheit,  behauptete  es  trotz 
mancherlei  Anfechtungen  von  selten  der  kaiserlichen  Regierung. 

3.    Die  der  türkischen  Herrschaft  unterworfenen 
Landestheile.^ 

In  der  ersten  Hälfte  der  Regierung  Leopold's  hatten  die  Türken  ihre 
Eroberungen  in  Ungarn  am  weitesten  ausgedehnt,  in  der  zweiten  Hälfte 
wurden  ihnen  dieselben  durch  die  Verknüpfung  günstiger  Umstände  bis 
sm?  das  Temeser  Gebiet  für  immer  entrissen.  Hier  ist  demnach  der 
passendste  Ort,  die  Zustände  zu  betrachten,  welche  die  Einfälle  und 
anderthalbhundcrtjährige  Herrschaft  der  Türken  geschaffen  haben,  und 
deren  Nachwirkungen  zum  Theil  auch  gegenwärtig  noch  fortdauern. 
Dem  Kerne  der  türkischen  Armeen,  den  Janitscharen  und  Sipahi,  zogen 
die  Renner  und  Brenner,  die  Freiwilligen  und  Tataren  voraus;  diese 
Horden  ergossen  sich  wie  eine  verheerende  Flut  über  weite  Landstrecken, 
plünderten  und  verbrannten  die  offenen  Ortschaften,  mordeten  die  Ein- 
wohner oder  schleppten  sie,  am  liebsten  jüngere  Frauen,  Jünglinge  und 
Kinder,  in  die  Sklavex'ei;  weit  mehr  als  "die  geregelten  Truppen,  die  in 
geschlossenen  Heeressäulen  marschirten,  richteten  sie  die  grausamen 
Verwüstungen  an,  welche  jeder  Einfall,  jeder  Kriegszug  der  Türken 
zurückließ.  Friedensschlüsse  und  Unterjochung  machten  diesen  Ver- 
heerungen kein  Ende,  denn  der  kleine  Krieg  hörte  nie  auf,  aus  den 
Festungen  und  Palanken  (Blockhäusern)  fielen  die  Türken  in  das  könig- 
liche, die  ungarischen  und  kaiserlichen  Truppen  in  das  türkische  Gebiet 
ein,  und  die  freien  Haiduken  und  Raizen  der  letztern  wetteiferten  im 
Plündern  und  Zerstören  mit  den  Horden  der  erstem.  Die  Bewohner 
Siebenbürgens  und  der  benachbarten  Gegenden  konnten  sich  bei  feind- 
lichen Einfällen  in  ihre  bewaldeten  Gebirge  retten,  denen  des  Westens 
boten  die  dort  häufigem  Städte  und  Festungen  Schutz  und  ZuÜucht;  nach 
dem  Abzug  des  Feindes  kehrten  sie  in  der  Hoffnung,  bei  einem  aber- 
maligen Einfalle  desselben  ebenfalls  entrinnen  zu  können,  auf  die  Brand- 
stätten zurück  und  bauten  ihre  Wohnungen  wieder  auf.  Anders  in  den 
weiten  Ebenen  zwischen  der  Donau  und  der  Theiß  und  jenseit  des  letz- 
tem Flusses;  da  gab  es  weder  Gebirge  noch  Waldungen  und  nur  wenige 
befestigte  Plätze;  das  fiiehende  Landvolk  wurde  von  den  streifenden 
Horden  ereilt,  niedergehauen  und  gefangen,  noch  bevor  es  irgendeinen 
der  entfernten  Zufluchtsorte  erreicht  hatte.  Die  dem  Blutbade  Ent- 
gangenen sammelten  sich  daher  in  einigen  schon  bedeutendem  Ort- 
schaften, wo  die  vermehrte  Zahl  der  Einwohner  si(;h  wenigstens  gegen 
Ueberfälle  jener  Horden  vertheidigen  konnte,  brachten  der  neuen  Heimat 
iljr(!  Felder  zu,  und  aus  der  Vereinigung  der  umliegenden  Dörfer  mit 
derselben  erwuchsen  jene  volkreichen  Ortschaften  und  Städte  mit  ver- 

'  Diesen  bis  iiuf  die  neuere  Zeit  wenig  beachteten  Theil  der  Gescliichte 
Ungarns  erforschte  und  Iicarbeitete  mit  großer  Sorgfalt  Franz  Salanion  in  dem 
Werke-.  „Magyarorszag  a  török  höditäs  Eoräban"  (Ungarn  zur  Zeit  der  türki- 
schen Eroberung),  Pest  18G4,  Bd.  1. 
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hältnißmäßig  noch  weit  größerm  Landbesitze,  die  wir  im  ungarischen 
Tieflande  in  meilenweiter  Entfernung  voneinander  ohne  dazwischen- 
liegende Dörfer  antreffen.  —  Das  Stadtgebiet  Debreczius  hat  einen  Um- 
fang von  zehn,  Szegedins  von  fünfzehn,  Szabadhas  (Mariatheresianopel) 
von  noch  weit  mehr  Quadratmeilen.  —  Aber  große  Landstrecken  wur- 
den fast  gänzlich  verödet,  namentlich  Slawonien,  das  Temeser  Banat, 
die  Gespanschaften  Bäcs,  Bodrog,  Bekes,  Csongräd,  Csanad.  Eine  er- 
greifende Schilderung  der  Wüste,  zu  welcher  das  von  der  Natur  geseg- 
nete, vormals  größtentheils  von  Magyaren  bevölkerte  Tiefland  geworden 
war,  lesen  wir  in  den  Nachrichten  über  den  Marsch  des  Herzogs  Karl 
von  Lothringen  1687  von  Szegedin  nach  Siebenbürgen:  „Nirgends  findet 
sich  eine  Ader  trinkbaren  Wassers  —  das  stinkende  Wasser  der  Sümpfe 
wollte  nicht  einmal  das  Vieh  trinken  — ,  nirgends  ein  grünender  Baum, 
unter  welchem  der  Reisende  hätte  ausruhen  können.  Gras,  Unkraut  und 
Gestrüpp  waren  so  dicht  und  hoch,  daß  das  Fußvolk  kaum  hindurch- 
gekommen wäre,  wenn  dieReiterei  nicht,  gleichsam  eine  Furche  brechend, 
einen  Pfad  geöffnet  hätte.  Nirgends  auf  der  ganzen  Ungeheuern  Ebene 
gibt  es  ein  beherbergendes  Obdach,  ja  nicht  einmal  eine  Spur  von  Men- 
schen, außer  einigen  Rohrhütten  der  Hirten."  —  In  solchen  verödeten 
Landstrecken  wurden  aus  den  Gemarkungen  der  zerstörten  Ortschaften 
Pußten,  die  deren  Namen  beibehielten  und  auf  denen  gegenwärtig  zer- 
streute Meierhöfe,  auch  von  Häuslern  und  Taglöhnern  bewohnte  Ort- 
schaften, aber  selten  eigentliche  von  Bauernwirthen  besetzte  Dörfer 
stehen. 

Nachdem  Soliman  sich  1641  Ofens  bemächtigt  hatte,  wurden  der 
Adel  und  die  vornehmsten  Bürger  aus  der  Stadt  vertrieben,  nur  kleinere 
Handelsleute,  Handwerker,  Arbeiter  und  Juden  durften  zurückbleiben, 
und  in  die  leeren  Paläste  und  Häuser  zogen  Türken  ein.  Dasselbe  ge- 
schah in  andern  Städten,  die  erobert  wurden;  die  reichern  Einwohner, 
welche  die  Belagerung  und  Erstürmung  überlebten,  mußten  den  Türken 
Platz  machen,  die  sich  über  das  Land  nicht  ausbreiteten,  sondern  sich  fast 
ausschließlich  in  den  Städten  niederließen;  denn  ihre  Nation,  die  selbst 
im  Hauptlande  ihres  europäischen  Reichs,  im  Süden  des  Balkans,  weniger 
zahlreich  als  die  unterjochten  Völkersciiaften  war,  konnte  in  die  ent- 
fernten Eroberungen  keine  Schwärme  aussenden.  Der  ihnen  unter- 
worfene Theil  Ungarns  wurde  daher  eigentlich  nur  militärisch  besetzt; 
selbst  in  den  Städten  wie  Ofen,  Temesvär,  Erlau,  welche  die  Sitze  ihrer 
Herrschaft  waren,  gab  es  außer  den  wechselnden  Besatzungen  und  Be- 
amten, zu-  und  abreisenden  Geschäftsleuten  nur  wenige  Türken,  die  sich 
dort  bleibend  ansässig  gemacht  hatten.  Diese  unstete,  dem  Volks- 
charakter nach  ohnehin  indolente  Bevölkerung  gab  die  Städte,  in  denen 
sie  Herr  war,  einer  traurigen  Verödung  preis;  die  durch  Belagerung 
oder  Erstürmung  zerstörten  Gebäude  wurden  nicht  wiederhergestellt, 
nicht  einmal  die  Schutthaufen  weggeräumt;  Paläste  und  Wohnhäuser 
befanden  sich  in  zunehmendem  Verfall,  durchlöcherte  Dächer,  mit  Bretern 
oder  Steinen  ausgefüllte  Fenster  und  eingestürzte  Mauern  waren  überall 
sichtbar;  Schmuz,  Ucberresto  geschlachteter  und  Aeser  gefallener  Thiere 
verunreinigten  die  Gassen  und  Höfe.    Außer  den  Festungswerken  und 
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Bädern,  die  den  Türken  ein  unentbehrliches  Bedürfniß  sind  und  zu  deren 
Erbauung  naturwarnie  Quellen  einluden ,  wurde  nichts  ausgebessert, 
nichts  neu  gebaut.  Zusammengestürzte  Mauern  und  Bruchstücke  von 
Säulen  und  Statuen  bezeichneten  in  Ofen  und  Visegräd  die  Plätze,  wo 
einst  die  stolzen  Königsburgen  und  die  Paläste  der  Magnaten  gestanden 
hatten.  Welches  Interesse  hätte  die  Paschen  bewegen  sollen,  Monu- 
mente zu  erhalten,  für  die  sie  keinen  Sinn  hatten,  und  eine  Stadt  zu  ver- 
schönern, die  sie  bald  wieder  verließen,  oder  sonst  einen  Türken,  das 
Haus  zu  bauen,  welches  er  nur  zeitweilig  bewohnte?* 

Soliman,  der,  wie  wir  uns  erinnern,  Siebenbürgen  und  das  Land 
im  Osten  der  Theiß  dem  Sohne  Johann  Zapolya's,  Johann  Sigmund, 
als  Vasallenstaat  überlassen  hatte,  verleibte  seine  übrigen  Eroberungen 
in  Ungarn  dem  Osmanischen  Reiche  als  Provinz  unmittelbar  ein  und 
theilte  sie  gleich  dessen  andern  Provinzen  in  15  Sandscbake,  deren 
Zahl  später  durch  neue  Eroberungen  vermehrt  wurde.  Sein  Enkel, 
Murad  III.,  der  von  1574  — 1595  herrschte  und  in  allen  unmittelbar 
zu  seinem  Reiche  gehörenden  Ländern  die  Obereintheilung  in  Ejalete 
einführte,  theilte  auch  das  türkisch-ungarische  Gebiet  in  die  vier  Ejalete 
Ofen,  Temesvär,  Kanizsa  und  Erlau,  von  denen  1610  das  erste  zehn, 
das  zweite  sechs  und  die  beiden  letztern  jedes  vier  Sandschake  um- 
faßten; das  Sandschak  Esseg  gehörte  zu  Bosnien.'''  Den  Ejaleten  stan- 
den Paschen  von  drei  Roßschweifen,  den  Sandschaken  Sandschake  oder 
Bege  vor.  Die  oberste  Verwaltung  des  Ganzen  lag  in  den  Händen  des 
Pascha -Statthalters  zu  Ofen.  ^ 

Ebenfalls  zur  Zeit  Soliman's  richtete  der  Defterdar,  Finanzvervvalter, 
Halil  auch  das  Defter,  Steuerregister  ein,  welches  mit  den  durch  Er- 
weiterung des  türkischen  Gebietes  und  Friedensschlüsse  herbeigeführten 
Veränderungen  bis  zum  Ende  der  osmanischen  Herrschaft  in  Ungarn 
volle  Gültigkeit  behielt.  (Vgl.  III,  532.)  Gänzlich  verwüstete  und  ent- 
völkerte Ländereien,  von  denen  kein  Einkommen  zu  erwarten  stand, 
wurden  in  das  Defter  nicht  eingetragen.  Die  größern  Städte,  wahr- 
scheinlich auch  volkreichere  Dörfer,  blieben  Staatsgut  und  steuerten 
dem  Sultan,  in  dessen  Schatz  auch  alle  Zölle,  Marktgelder  und  Abgaben 
von  verkauften  Gegenständen  jeder  Art  flössen.  Ansehnliche  Land- 
strecken nebst  den  darauf  befindlichen  Ortschaften  wurden  zum  Unter- 
halte der  Paschen  und  Bege  ausgeschieden;  das  übrige  Gebiet  wurde 
in  Lehen  getheilt,  von  denen  die  größern  Siamet,  die  kleinem  Timar 
hießen.  Die  Inhaber  dieser  nicht  erblich,  sondern  nur  auf  Lebenszeit 
verliehenen  Lehen,  die  Sipahi,  waren  zu  persönlichem  Kriegsdienste  mit 

'  Stephan  Gerlach,  Beschreibung  seiner  Reise  nach  Konstantinopel  auf 
der  Donau  1573.  Bei  Ladislaus  Szalay,  Adalekok  a  magyar  nemzet  törtere- 
teliez  (Beiträge  zur  Gesch.  des  ungar.  Volks),  Pest  1861.  Bocatino,  Schil- 
derung Ofens,  das  er  1605  besuchte,  bei  Matthias  Bei,  Adparatus  ad  bist. 
Ilungariae,  S.  332  —  334.  Bericht  Leslic's,  der  als  Gesandter  Leopold's  I. 
ICOfJ  ülicr  Ofen  nach  Konstantinopel  ging.  Fr.  Salamon,  S.  163—176.  — 
^  Dsfheial  sadc,  übersetzt  von  Bernauer,  die  Uebersetzung,  Manuscript,  in  der 
BihliotiicU  der  ungarischen  Akademie.  Salamon,  S.  247.  —  ^  Dieselbe  Ein- 
thciluug  bestand  in  allen  unmittelbaren  Provinzen.  Hammer,  Staatsverfassung 
des  Osmanischen  Reichs,  Bd.  1. 
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einer  der  Größe  des  Lehens  angemessetien  Zahl  Bewaffneter  ver- 
pflichtet. Die  Einwohner  der  Städte,  die  dem  Sultan  vorbehalten  waren, 
blieben  persönlich  frei,  Häuser  und  Grundstücke  ihr  Eigenthuni,  das  sie 
vererben,  tauschen  und  veräußern  konnten.  Dagegen  wurden  die  Be- 
wohner der  Dörfer  und  Marktflecken  Ünterthanen  der  Lehnsträger,  die 
an  die  Stelle  der  frühern  Grundherren  traten;  für  sie  bestand  die  Frei- 
zügigkeit nicht;  der  Lehnsherr  war  berechtigt,  die  Ausgewanderten 
selbst  nach  Verlauf  von  fünfzehn  Jahren  zar  Rückkehr  zu  nöthigen; 
ohne  seine  Einwilligung  durften  sie  Grundstücke  und  Häuser  weder 
tauschen  noch  verkaufen;  er  konnte  denen,  die  ihr  Feld  drei  Jahre  lang 
nicht  bebauten  oder  ihre  Abgaben  nicht  entrichteten,  dasselbe  weg- 
nehmen und  andern  geben.  ^ 

Jeder  selbständige  Stadt-  oder  Dorfbewohner  zahlte  den  Charadsch, 
die  Toleranzsteuer,  welcher  dem  Gebote  Mohammed's  zufolge  in  moham- 
medanischen Ländern  Christen  und  Juden  unterworfen  waren.  Der 
Charadsch  wurde  von  Soliman  auf  50  Aspern,  gleich  einem  ungarischen 
Gulden  oder  50  Denaren,  festgesetzt,  floß  in  den  Staatsschatz  und  wurde 
deshalb  von  den  Ungarn  Sultanssteuer  genannt.  —  Von  den  im  Defter 
verzeichneten  Thorwegen  oder  Hausstellen  und  den  dazu  gehörigen 
Grundstücken  wurde  die  Grundsteuer  erhoben,  die  ursprünglich  eben- 
falls 50  Asper  betrug.  Beide  Steuergattungen  wurden  in  der  folgenden 
Zeit  erhöht.  Die  dritte  Steuer  war  der  sogenannte  Zehnt,  den  die  christ- 
lichen Ungarn  von  den  Feldfrüchten  jeder  Gattung,  von  Kälbern,  Schafen, 
Federvieh  und  den  Bienenstöcken  entrichten  mußten,  der  aber  bei  den 
meisten  Gegenständen  nicht  der  zehnte,  sondern  gewöhnlich  mehr,  oft 
der  fünfte  Theil  und  sogar  die  Hälfte  des  Erträgnisses  war.  Auch  wurde 
derselbe  beim  Getreide  nicht  vom  jährlichen  Erträgnisse,  sondern  nach 
der  willkürlichen  Annahme,  daß  dieser  oder  jener  Complex  von  Grund- 
stücken so  oder  so  viel  tragen  müsse,  eine  bestimmte  Menge  von  Früch- 
ten entweder  in  natura  oder  deren  Werth  in  Geld  erhoben.  Dazu 
kamen  noch  ein  Zuschlag  im  Betrage  eines  Metzens  von  dreißig,  die 
Lieferung  von  Futter  für  die  Pferde  der  Sipahi  und  die  außerordent- 
lichen Steuern,  die  von  Zeit  zu  Zeit  ausgeschrieben  wurden.  Die  Grund- 
steuer und  den  Zehnten  nebst  den  Zuschlägen  bezogen  von  den  Kriegs- 
lehnen die  kriegspflichtigen  Lehnsträger,  die  Paschen  und  Bege,  von 
den  ihnen  statt  eines  Gehalts  angewiesenen  Ländereien,  der  Sultan  von 
den  Städten  und  Ortschaften,  die  als  Staatsgut  verzeichnet  waren.  Für 
Rinder-  und  Schweineheerden,  die  auf  den  vielen  unangebauten  Feldern 
und  in  Waldungen  weideten,  wurde  blos  ein  unbedeutendes  Weidegeld 
gezahlt;  Pferde  und  sonstiges  Zugvieh  waren  steuerfrei,  was  viel  zur 
Hebung  der  Viehzucht  beitrug. 

Diese  regelmäßigen  Steuern  würden  noch  erträglich  gewesen  sein, 
wenn  nicht  Ungerechtigkeiten  bei  ihrer  Eintreibung,  andere  Abgäben 
und  Leistungen  und  willkürliche  Erpressungen  hinzugekommen  wären. 
Sie  wurden  von  so  vielen  Hausstellen  eingetrieben,  als  deren  im  Defter 
verzeichnet  waren,  wenngleich  di(j  Zahl  derselben  abgenommen  hatte, 

»  Hammer,  a.  a.  O.,  I,  347  fg.     Salamon,  S.  182,  183. 
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und  solche  überbürdete  Ortschaften  waren  oft  genötbigt,  an  den  Sultan 
selbst  um  Abhülfe  zu  appelliren.  Die  Eintreibung  der  Abgaben  geschah 
durch  Jauitscharen,  die  dabei  schonungslos  verfuhren,  auf  Kosten  der 
Ortschaften  lebten  und  sich  Erpressungen  zu  ihrem  Vortheile  erlaubten. 
Schwer  bedrückt  waren  besonders  die  auf  den  Lehen  Ansässigen.  Die 
meisten  Inhaber  der  Siamete  und  Timare  wohnten  in  den  Städten  oder 
lagen  als  Besatzung  in  den  Festungen ;  diese  konnten  und  andere  wollten 
nicht  ihr  Lehn  selbst  bewirthschaften  und  gaben  es  mit  seltenen  Aus- 
nahmen in  Pacht.  Daher  w^urden  ihre  Unterthanen  zwar  von  den  Fron- 
arbeiten auf  dem  Felde,  welche  sie  vormals  ihrem  frühern  adelichen 
Grundherrn  geleistet  hatten,  großentheils  befreit,  aber  sie  mußten  dafür 
den  nunmehrigen,  wo  immer  sich  diese  aufhielten,  Getreide,  Futter  und 
Holz,  das  oft  nur  in  weiterer  Entfernung  zu  finden  war,  zuführen,  ihnen 
Butter  und  Honig  liefern,  Wagen  und  Gespanne  zu  Reisen  und  zur 
Fortschaffung  von  allerhand  Gegenständen  stellen.  Dabei  verfuhren  die 
Lehnsträger,  die  ihr  Gut  nicht  erblich  besaßen,  schonungslos  und  suchten 
auf  jede  Weise  soviel  als  möglich  zu  erpressen,  wozu  sie  auch  ihr  Recht, 
kleinere  Vergehungen  zu  bestrafen,  benutzten,  indem  sie  Stockschläge 
und  andere  Strafen  mit  Geld  ablösen  ließen.  Kaum  besser,  in  manchen 
Stücken  noch  schlimmer  daran  waren  die  Bewohner  der  den  Paschen 
und  Begen  zugewiesenen  Ortschaften.  Sie  hatten  dieselben  Abgaben 
und  Lasten  zu  tragen,  aber  ihre  Herren  wurden  häufig  gewechselt,  kein 
Pascha  und  Sandschak  wußte,  wie  lange  er  an  seiner  Stelle  zu  bleiben 
hat,  ob  er  nicht  nächstens  schon  versetzt  oder  verungnadct  und  hin- 
gerichtet wird;  darum  benutzte  jeder  die  ungewisse  Zeit  des  Besitzes  und 
der  Macht,  sich  zu  bereichern.  Die  drückendste  Last  waren  jedoch  die 
Staatsfronen,  die  allen  Bewolinern  des  türkisch -ungarischen  Gebietes 
ohne  Unterschied  auferlegt  worden.  Dieselben  bestanden  in  Friedens- 
zeiten in  oft  vierzig-  und  mehrtägigen  Arbeiten  bei  den  Festungen,  in 
Zufuhren  von  Lebensmitteln,  Futter,  Holz  und  Munition  zu  denselben, 
und  die  Last,  die  der  Bevölkerung  dadurch  aufgebürdet  wurde,  war  um 
so  drückender,  weil  sie  nicht  allein  bei  den  benachbarten,  sondern 
auch  bei  weit  entlegenen  Festungen  fronen  mußte.  In  Kriegszeiten 
mußten  dem  Heere;  Lebensmittel  und  andere  Bedürfnisse  nachgeführt 
und  zu  solchem  Behufe  Wagen  und  Lastthiere  gestellt  werden.  Von  den 
entfernten  Festungen  und  aus  den  Feldzügen  kehrten  Menschen  und 
Thiere  häufig  erst  nach  langer  Zeit,  oft  nie  wieder  heim.  Wurde  irgendwo 
der  Druck  unerträglicli,  so  verloren  sich  die  Einwoliner  nach  und  nach 
aus  ihrer  Ortschaft  oder  verließen  dieselbe  insgesammt  plötzlich  und 
zogen  in  entlegenere  Städte  oder  in  das  königlich(!  Gebiet,  woliin  die 
Gewalt  ihres  Grundherrn  nicht  leichte.  Dieser,  dem  das  luenschenleere 
Gut  kein  Einkommen  lieferte,  suchte  nun  durch  Versprechungen  und 
Verträge  die  Ausgewanderten  zur  Rückkehr  oder  andere  zur  Ansiede- 
lung zu  locken;  aber  viele  Dörfer  blieben  für  immer  wüst,  andere  wurden 
erst  nach  längerer  Zeit  wieder  bevölkert.  Es  geschah  jedoch  auch,  daß 
der  Lehnsträger  die  Bewohner  des  Dorfs  selbst  vertrieb,  weil  er  die 
Felder  mit  größerm  Vortheil  einer  benachbarten  Ortschaft  verpachten 
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konnte  und,   sobald  das  Dorf  wüste  geworden,   keine  Mannschaft  zu 
unterhalten  brauchte. ' 

Am  besten  erging  es  jenen  Städten,  die  dorn  Sultan  steuerten,  ob- 
gleich sie  nebst  den  Abgaben  dieselben  Staatsfionen,  auch  Lieferungen 
für  das  Serail  und  den  Statthalter  zu  Ofen  zu  machen  hatten  und  da- 
bei die  Habsucht  der  Paschen,  Sandschake  und  Steuereinnehmer  be- 
friedigen mußten.  xVber  sie  hatten  keine  Grundherreu  und  waren  den 
Erpressungen  dieser  kleinen  Tyrannen  nicht  unterworfen ;  ihre  Bürger 
waren  die  unbeschränkten  Eigenthümer  ihrer  Liegenschaften,  über  die 
HC  ungehindert  verfügen  durften;  die  Steuern,  die  sie  entrichteten,  über- 
schritten nicht  das  Maß  der  Erträglichkeit;  den  Zehnten  lösten  sie  mit 
Geld,  einige  die  Slaatsfronen  mit  andern  Leistungen  ab,  wie  Koros 
und  Kecskemet  mit  Salpetersieden.  Die  Volkszahl  wuchs  durch  Zu- 
wanderungen aus  den  Dörfern,  und  ihre  Feldmarken  gewannen  eine 
weite  Ausdehnung.  Die  Städte,  nicht  einzelne  ihrer  Bürger,  die  dadurch 
in  das  Verhältniß  der  Unterthänigkeit  getreten  wären,  pachteten  die 
Lehen  der  Sipahi  zu  billigen  Preisen,  behielten  die  Pachtung  eine  Reihe 
von  Jahren  und  verwandelten  diese  häufig  in  ihr  Eigenthum,  auch  nah- 
men sie  wüste  herrenlose  Ländereien  in  Besitz.  Auf  diese  Weise  ge- 
langten Koros,  Kecskemet,  Arokszälläs,  Bereny  und  andere  Städte  des 
Niederlandes  zu  einem  Landbesitz  im  Umfange  von  mehrern  Quadrat- 
nieilen.  Die  weiten  Strecken,  deren  Theile  als  Pußten  den  Namen  der 
Ortschaften  behielten,  die  einst  daraufgestanden  hatten,  konnten  zwar 
nicht  zum  Getreidebau  verwendet  werden,  denn  dazu  fehlte  es  an 
Arbeitskraft,  und  der  erweiterte  Anbau  hätte  Erhöhung  der  Abgaben, 
namentlich  des  Zehnten  zur  Folge  gehabt;  sie  wurden  aber  als  gemein- 
schaftliche Weideplätze  verwendet,  und  in  den  großen  Heerden  halb- 
wilden Viehs,  welches  auf  denselben  graste,  bestand  der  Reichthum  der 
Städte.  2 

Denselben  Steuern  und  sonstigen  Lasten  waren  auch  die  Edelleute 
unterworfen,  die  fast  durchgängig  in  den  dem  Sultan  vorbehaltenen 
Städten  wohnten,  um  nicht  zu  Unterthanen  eines  türkischen  Lehns- 
trägers hinabzusinken.  Als  aber  Bocskay  und  ein  großer  Theil  der 
Ungarn  sich  mit  der  Pforte  gegen  Rudolf  verbündet  hatten  und  unter 
Theilnahme  jenes  siebenbürger  Fürsten  der  Friede  von  Zsitvatorok  1606 
schlössen  wurde,  erlangten  die  Edelleute  des  türkischen  Gebietes  Be- 
M-.iung  von  allen  Abgaben  und  Fronen  aus  dem  (Jrunde,  weil  der 
ungarische  Adel  seinem  Könige  keine  Steuern  enlricljtet.  Ein  anderer 
Artikel  desselben  Friedens  setzt  fest,  daß  die  Steuern  nur  in  den  Ort- 
<  haften,  die  nahe  zu  den  türkischen  Festungen  liegen,  durch  Soldaten, 
in  den  entferntem  aber  durch  die  Ortsrichter  erhoben  werden  sollen, 
und  Soldaten  zu  deren  Eintreibung  nur  dann  ausgeschickt  werden  dürfen, 
wenn  die  Richter  sie  nicht  einbrächten.  ^ 

Die  Herrschaft    der  Türken   erstreckte   sich   anfangs   nur  über  die 

»  Vgl.  Fr.  Salamon,  S.  177  fp.  —  *  Derselbe,  S.  222  fg.  —  s  Condi- 
tiones  pacis  et  foederis  inter  Roman,  et  Turcicum  Imperatores  etc  Art  17 
Corp.  jar.  H.,  I,  650.  '      ' 
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Umgegend  der  von  ihnen  eroberten  festen  Plätze,  so  weit  die  Waffen 
der  Besatzungen  reichten,  was  darüber  hinauslag,  gehorchte  einstweilen 
noch  dem  Könige,  und  die  Furcht  vor  Raub  und  Bedrückung  schreckte 
die  Einwohner  ab,  sich  unter  die  Botmäßigkeit  der  Türken  zu  begeben. 
Wahrscheinlich  in  der  Absicht,  zu  beweisen,  daß  er  den  Edelleuten 
ihre  Besitzungen  nicht  gänzlich  entreißen  und  den  Bauern  nicht  größere 
Lasten,  als  die  sie  bisher  getragen,  auflegen  wolle,  verfügte  Soliman, 
daß  die  letztern  die  Hälfte  der  üblichen  Steuern,  Abgaben  und  Fronen 
dem  Sultan  und  seinen  Lehnsträgern,  die  andere  Hälfte  dem  König  und 
ihren  frühern  Grundherren  entrichten  sollen.  ^  Im  Frieden,  den  sein 
Nachfolger  Selim  IL  mit  Maximilian  1567  schloß,  wurde  dieses  zwei- 
theilige Verhältniß  der  inmitten  des  türkischen  Gebietes  liegenden  En- 
claven  bestätigt.  Mit  der  Zeit  verschwanden  dieselben  immer  mehr  und 
mehr;  von  Waitzen  an  der  Donau  und  jenseit  der  Theiß  von  Tokaj 
hinab  bis  zur  bosnisch- serbischen  Grenze  dehnte  sich  das  dem  Sultan 
gänzlich  unterworfene  Land  aus,  welches  ausschließlich  den  Türken 
steuerpflichtig  war.  Die  frühern  Grundherren,  die  sich  im  königlichen 
Gebiete  oder  in  Siebenbürgen  niedergelassen  hatten,  konnten  hier  die 
ihnen  einst  zugesprochene  Hälfte  der  Abgaben  allein  vom  guten  Willen 
ihrer  vormaligen  Unterthanen  erhalten  oder  bisweilen  durch  ausge- 
schickte Haiduken  und  Hußaren  eintreiben.  Sie  gaben  jedoch  ihre  An- 
sprüche auf  die  ihnen  entrissenen  Güter  nicht  auf  und  legten  Rechts- 
verwahrungen bei  den  Comitatsbehörden  ein.  Aber  an  den  Grenzen  der 
beiden  Gebiete,  die  selbst  durch  Friedensschlüsse  nie  festgestellt  wur- 
den, gab  es  in  den  Landestheilen  des  Königs  wie  in  denen  des  Sultans 
eine  Menge  von  Ortschaften,  für  die  jene  Theilung  der  Abgaben  und 
Leistungen,  von  beiden  Mächten  durch  Gesetze  und  Verträge  bestätigt, 
bis  zum  Ende  der  türkischen  Herrschaft  fortbestand. 

Das  Verhältniß  der  Mohammedaner  und  Christen  zueinander,  das 
Gerichtswesen  und  die  Gemeindeordnung  waren  den  Vorschriften  des 
Korans  und  den  im  osmanischen  Reiche  bestehenden  Normen  gemäß 
eingerichtet.  Den  Ungarn  wurde  von  den  Gewalthabern  und  gemeinen 
Türken  mit  dem  bei  den  Moslems  tief  gewurzelten  Hasse  gegen  Giaur 
begegnet;  das  Tragen  eines  Turbans,  besonders  eines  weißen,  war  ihnen 
streng  verboten^,  desgleichen  der  Besitz  und  Gebrauch  von  Kriegs- 
waffen. Dessenungeachtet  warben  die  Paschen  und  Sandschake  unter  der 
Hefe  des  Volks  Freiwillige,  die  sogenannten  Martaloczen,  die  von  ihnen 
als  leichte  Truppen  gebraucht,  von  ihren  Landsleuten,  weil  sie  sich  dazu 
gebrauchen  ließen  und  ein  zuchtloses,  räuberisches  Gesindel  waren,  lief 
verachtet  wurden.  Auch  wurden  bisweilen  Waffen  unter  die  christliche 
Bevölkerung  vertheilt,  damit  diese  sich  gegen  die  Einfälle  der  Haiduken 
und  Ilußaren  vertheidigen  könnten.^  —  In  der  Hauptstadt  jedes  Sand- 
schaks  hatten  ein  Kadi  und  ein  Mufti  ihren  Sitz;  der  Mufti  gab,  wenn 
er  darum  angegangen  wurde,  ein  Fetwa  über  die  Gesetzmäßigkeit  der  j 

1  GesetKartikel  22  von  1548.  Corp.  jiir  H.,  I,  422.  —  ^  Das  Verbot  be- 
lästigte die  Ungiirii  nicht,  denn  sie  behielten  ilire  gewöhnliclic  Kbüdung  bei. 
Nagykörüsi  kroniiia,  S.  16.  —   '  Fr.  SaUimon,  S.  2Gü. 
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vorliegenden  Sache,  und  der  Kadi  fällte  das  Urtheil.  ^  In  den  Lehns- 
ortscliaften  gehörten  Polizeisachen  und  Vergebungen,  deren  Strafe  mit 
einer  Geldbuße  abgelöst  werden  durfte,  vor  den  Sandschak  und  die  In- 
haber der  Siamete,  die  darüber  ohne  gerichtliche  Formen  entschieden 
und  daraus  den  größtmöglichen  Gewinn  zu  ziehen  wußten.-  In  den 
kaiserlichen  Städten  mußten  alle  Rechtsialle  vor  das  ordentliche  Gericht 
des  Kadi  gebracht  werden.  ^  Doch  galt  diese  Vorschrift  in  der  Regel 
nur  für  Ortschaften,  in  denen  Türken  in  größerer  Zahl  wohnten,  und  für 
Streitsachen  zwischen  Moslems  und  Christen.  Wie  im  ganzen  osm;ini- 
schen  Reiche  Christen  und  Juden  gestattet  ist,  Processe,  in  die  kein 
Moslem  verwickelt  ist,  ihren  eigenen  weltlichen  oder  geistlichen  Vor- 
gesetzten zur  Entscheidung  vorzulegen,  so  war  es  auch  den  Ungarn  er- 
laubt, sich  untereinander  „nach  ihren  närrischen  Gewohnheiten"  Recht 
zu  sprechen.  Die  Dorfrichter  mit  ihren  Geschworenen  urtheilten  über 
Erbschaftssachen,  Streitigkeiten  zwischen  Verkäufern  und  Käufern, 
Schuldforderungen,  kleine  Vergehungen  u.  s.  w.  Die  Magistrate  der 
Städte  entschieden  in  allen  derartigen  Rechtssachen  von  welcher  Wich- 
tigkeit immer  und  fällten  selbst  Todesurtheile,  zu  deren  Vollstreckung 
jedoch  gewöhnhch  die  Uebelthäter  an  den  Sandschak  abgeliefert  oder 
dessen  Genehmigung  eingeholt  wurde.  Die  Gemeindeordnung,  zwar 
keine  verbriefte,  aber  eine  thatsächlich  bestehende,  gewährte  den  Dör- 
fern und  noch  mehr  den  Städten  unbeschränkte  Selbständigkeit  in  der 
Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten;  sie  wählten  sich  ihre  Richter,  Rnths- 
männer  und  sonstigen  Vorstände,  verfügten  über  das  Gemeindevermögen, 
vertheilten  die  Summe  der  ausgeworfenen  Abgaben  und  Fronen  auf  die 
einzelnen  Einwohner,  schlössen  Pacht-  und  Kaufverträge  unabhängig 
von  der  türkischen  Obrigkeit.  Adeliche  Herren  konnten  sich  dadurch 
den  Besitz  ihres  Gutes  sichern,  daß  sie  dasselbe  den  Feldmarken  einer 
Stadt  einverleibten,  oder  ein  unsicheres  Besitzthum  durch  Verkauf  an 
eine  Stadt  verwertheten. 

Merkwürdig  und  ein  Zeugniß  von  der  tiefgewurzelten  Anhänglich- 
keit der  Ungarn  an  ihre  Staatsverfassung  ist  es,  daß  im  türkischen  Ge- 
biete neben  den  Ejaleten  und  Sandschaken  einige  ungarische  Comitate, 
von  den  Türken  unbeachtet  und  auf  den  freiwilligen  Gehorsam  des 
Volks  gestützt,  fortbestanden.  Sobald  nämlich  eine  Gespanschaft  unter- 
jocht worden  war,  flüchteten  die  Edelleute,  die  nicht  Sklaven  des  Sul- 
tans sein  wollten,  in  eine  benachbarte  noch  freie  und  richteten  in  dor- 
>rlben  ihr  Comitat  auf,  welches  alle  gesetzlichen  Obliegenheiten  und 
Rechte  zu  üben  fortfuhr.  Hierüber  geben  namentlich  die  Protokolle 
des  pester  Comitats,  mit  dem  während  der  Herrschaft  der  Türken  Pills 
und  Seit  sich  vereinigten,  viel  Aufklärung;  sie  sind  von  1G3S  —  1GS8 
vorräthig.  Das  pester  Comitat  schlug  seinen  Sitz  zu  Fülek  in  der 
Neograder  Gespanschaft  auf,  wo  auch  die  Heveser  und  Aeußere-Szol- 

'  Mehrere  solcher  Fetwa  theilt  Salamon  mit.  —  ^  Bei  demselben,  S.  2G0  fg. 
—  '  Ein  Fermaii  des  Sultans,  der  den  Städten,  „die  frei  sind",  dieses  Recht 
zuspricht,  und  ein  Fetwa  des  Mufti,  der  einem  Steuereinnehmer  das  Recht, 
Unterthanen  des  Sultans  um  Geld  zu  strafen,  abspricht,  bei  Salamon,  S.  257 
und  250. 
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noker  eine  Zeit  lang  ihren  Sitz  hatten.  Ein  Vicegespan  stand  dem 
Ganzen,  vier  Stuhlrichter  standen  den  \der  Stuhlbezirken  vor;  zu  den 
einberufenen  Versammlungen  erschienen  auch  die  in  der  den  Osmanen 
unterw^orfenen  Gespanscbaft  zurückgebliebenen  Adelichen  und  Abge- 
ordnete jener  Städte,  die  nicht,  wie  Ofen  und  Pest,  völlig  unter  türki- 
scher Obi'igkeit  standen,  sondern,  wie  Kecskemet  und  Nagykörös,  ihre 
eigene  Verwaltung  hatten.  Verordnungen  wurden  erlassen,  Statute  ge- 
macht, Abgeordnete  zu  den  königlichen  Reichstagen  entsendet,  die  dort 
gebrachten  Gesetze  vollzogen  und  die  dort  ausgeschriebenen  Steuern 
durch  die  Stuhlrichter  erhoben,  die  Ortschaften  zu  Fronen  für  ihre 
frühern  Grundherren  und  bei  den  ungarischen  Festungen  angehalten. 
Die  Comitatsgerichte  forderten,  daß  man  sich  mit  allen  Klagen  und 
Rechtssachen  an  sie  wende,  citirten  die  Parteien,  veranstalteten  Unter- 
suchungen, fällten  Urtheile  und  ließen  sie  durch  ihre  Organe  voll- 
strecken. Die  Fahrlässigkeit  der  Türken  war  so  groß,  das  Hängen  der 
Nation  an  ihren  Staatseinrichtungen  so  innig,  daß  diese  aus  der  Heimat 
verdrängten  und  aller  äußern  Macht  entbehrenden  Comitate  die  Hin- 
neigung zu  den  Sitten  der  Türken,  das  Einverständniß  mit  ihnen,  die 
Berufung  an  ihre  Gerichte  für  Verbrechen  erklären  und,  wie  aus  den 
erwähnten  Protokollen  ersichtlich  ist,  sogar  bisweilen  mit  dem  Tode  der 
Schuldigen  bestrafen  konnten.  Daß  aber  trotz  aller  von  ihnen  erlas- 
senen Verbote  viele  Klagen  und  Rechtssachen  dennoch  vor  den  türki- 
schen Richter  gebracht  wurden  und  gebracht  werden  mußten,  ist  so 
natürlich,  daß  es  kaum  gesagt  zu  werden  braucht.  Und  in  den  Streitig- 
keiten der  Religionsparteien  war  er  eben  der  unparteiischste  und  ge- 
rechteste Richter.  Auch  ist  es  kaum  nöthig  zu  erinnern,  daß  in  jenen 
Gespanschaften,  wo  die  Bevölkerung  bis  auf  einige  Ortschaften  und  mit 
ihr  der  Adel  fast  gänzlich  ausgerottet  worden  war,  auch  die  Comitats- 
körperschaft  unterging,  * 

Die  hier  geschilderten  Zustände  der  den  Türken  unterworfenen 
Landestheile  machen  es  kaum  erklärlich,  daß  die  Ungarn  im  17.  Jahr- 
hundert sich  mit  diesem  ihrem  Erbfeinde  nach  vieljährigen  Kriegen  und 
trotz  alles  von  ihm  erlittenen  Ungemachs  wider  ihren  König  verbünden 
und  sogar  wünschen  konnten,  unter  die  Oberherrlichkeit  des  Sultans 
zu  kommen.  Aber  der  regellose  Despotismus  der  Pforte,  der  den  Stadt- 
und  Dorfgemeinden  fast  unbeschränkte  Selbstverwaltung  gestattete  und 
unter  dem  die  Comitate  fortbestehen  durften,  schien  erträglicher  als  das 
systematische,  auf  Vernichtung  der  Freiheit,  verfassungsmäßiger  Ein- 
richtungen und  selbst  der  Nationalität  gerichtete  Verfahren  der  eben- 
falls fremden  kaiserlichen  Regierung.  Man  hielt  die  zeitweiligen  will- 
kürlichen Erhöhungen  der  Sultanssteuer,  der  andern  Abgaben  und 
Fronen,  den  Uebermuth  und  die  Erpressungen  der  Paschen  und  Sipahi 
und  die  Raubsucht  der  durchmarschirenden  türkischen  Heere  wenigstens 
nicht  für  drückender  als  die  Jahr  für  Jahr  gesteigerten,  häufig  gleich- 


^  Auf  die  Selbstverwaltung  ihrer  Angelegenheiten  und  Gerichtsbarkeil 
der  Städte  und  Ortschaften,  wie  auch  auf  das  Bestehen  ungarischer  Comitate 
im  lürkischen  Gebiete  bezügliche  Urkunden  bei  Fr.  Salamon,  S.  262  fg. 
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falls  eigenmächtig  ausgeschriebonen  Steuern  und  Fronen  der  könig- 
lichen Landestheile,  als  die  Gewaltthaten  der  kaiserlichen  Generale  und 
Mishandlnngen,  welche  das  Volk  von  den  ausländischen  Truppen,  die 
auf  seine  Kosten  lebten,  zu  erleiden  hatte.  Den  Protestanten  insbe- 
sondere war  der  Fanatismus  der  Moslems,  bei  dem  sie  Duldung  fanden, 
weniger  furchtbar  als  der  Glaubenseifer  ihrer  katholischen  Mitchristen, 
von  dem  sie  grausam  verfolgt  wurden.  Der  verhältnißmäßig  glückliche 
Zustand  Siebenbürgens  endlich  weckte  die  Hoffnung,  Ungarn  werde 
gleich  diesem  unter  osmanischer  Oberherrlichkeit  sich  einheimischer 
selbstgewählter  Könige,  constitutioneller  Freiheit  und  des  Friedens  er- 
freuen können. 

Dessenungeachtet  blieben  Türken  und  Ungarn  einander  immer  fremd. 
Die  Moslems  stoßen  unterjochte  Völker  verächtlich  von  sich  und  for- 
dern den  Uebertritt  zum  Islam  als  unerläßliche  Bedingung  der  Auf- 
nahme in  ihren  Nationalverband;  die  Ungarn  dagegen  hielten  zu  fest 
an  ihrem  Glauben  und  Vaterlande,  als  daß  sie  sich  zum  Abfall  von 
beiden  hätten  entschließen  können;  freiwilhge  Uebertritte  kamen  daher 
nur  selten  und  einzeln  vor.  Jene  Communen  und  Comitate,  welche  die 
Fremdherrschaft  überdauerten,  belebten  fortwährend  den  Nationalgeist, 
bewahrten  volksthümliche  Staatseinrichtungen,  unterhielten  die  Verbin- 
dung der  abgetrennten  Landestheile  mit  den  übrigen  und  bewirkten  die 
leichte  und  schnelle  Wiedervereinigung  derselben.  Sobald  die  Türken 
von  irgendwo  vertrieben  wurden,  waren  die  Ortsobrigkeiten  vorhanden, 
kehrte  das  Comitat  aus  dem  Exil  zurück,  beide  konnten  sogleich  in 
Thätigkeit  treten,  und  auf  diese  Weise  ging  überall  die  Reorganisation 
von  selbst  vor  sich,  wo  sie  die  Regierung  nicht  absichtlich  hinderte. 
(Vgl.  IV,  524.)  Aber  der  fünfzehnjährige  Krieg,  der  zu  diesem  Ziele 
führte,  kostete  abermals  furchtbare  Opfer  an  Gut  und  Blut,  brachte  über 
das  unglückliche  Land  neue  Verwüstung  und  Entvölkerung;  nun  erst 
wurden  Ortschaften,  die  bis  zum  Ausbruche  desselben  bestanden  hatten, 
zerstört,  andere,  die  sich  unter  der  türkischen  Herrschaft  gehoben 
hatten,  sanken  in  tiefen  Verfall,  und  die  Ueberreste  früherer  Zeiten 
wurden  vollends  vernichtet.  Der  Aufbau,  die  Wiederherstellung  des 
Zerstörten  ging  in  den  unruhvollen  Zeiten,  die  nach  dem  Frieden  von 
Karlowitz  eintraten,  nur  langsam  vor  sich,  und  die  Spuren  der  Ver- 
wüstung waren  nach  Jahren  noch  überall  sichtbar.  ^ 

'  Das  Tagebuch  der  Lady  Marie  Wortley  Montagu,  Countess  of  Mar,  die 

1717  mit  ihrem  zum  Gesandten  Englands  bei  der  Porte  ernannten  Geuialil  durch 

den  Westen  Ungarns  nach  Konstantinopel  reiste,  enthält  hierüber  merkwürdige 

Notizen.      Ihr   gefiel   die  Ebene   von   Raab    bis    Ofen;    „diese   ist    indessen'-, 

.sagt  sie,  „größtentheils  unangebaut  und  unbewohnt,  indem  sie  durch  Bürger- 

nnd  Türkenkriege    verwüstet   wurde.  .  .  .     Nichts   kann   in    der  That  trauriger 

in,    wenn  man  durch  Ungarn  reist  und  an  die  vormalige  Blüte  des  Landes 

iikt,    als    diese   so   schöne  Landstrecke   fast   ganz   entvölkert   zu   selien. . .  . 

'ten,  einst  der  Sitz  der  Könige,    deren  Palast  zu  den  herrlichsten  Gebäuden 

1   iier  Zeit  gehörte,  liegt  seit  der  letzten  Erstürmung  gänzlich  in  Ruinen,  denn 

außer  den  Bastt'i»-n  und  dem  Schlosse,    in  welchem  der  Commandant  wohnt, 

ist  kein  Stadttheil  wiederhergestellt  worden."    Von  Ofen  ging  die  Reise  weiter 

über  Adony  und  Földvär.     „Beide",    berichtet   die   Lady,    „waren    unter   der 

10* 
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In  den  verwüstenden  Kriegen,  die  seit  den  Tagen  Sigmund's  eine 
Menge  von  Ortschaften  vom  Erdboden'  hinwegfegten,  wurden  auch 
viele  begüterte  Adelsfamilien  ausgerottet,  andere  ihrer  Besitzungen  be- 
raubt, und  die  Nachkommen  mancher  mochten,  in  Armuth  und  Elend 
hinabgesunken,  in  dem  langen  Zeiträume  selbst  ihr  Recht  auf  die  von 
ihren  Ahnen  einst  besessenen  Güter  vergessen  haben.  Es  gab  also 
nach  der  Vertreibung  der  Türken  viel  wirklich  hei*renloses  Land,  und 
viele,  deren  Ansprüche  auf  Güter,  die  ihren  Vorfahren  gehört  haben 
sollten,  erst  erwiesen  werden  mußten.  Leopold  I.  setzte,  wie  schon  er- 
wähnt worden  (IV,  525),  eine  Commission  ein,  die  mit  dem  barbarisch- 
lateinischen Namen  „neoacquistica"  bezeichnet,  dergleichen  Ansprüche 
zu  prüfen  und  über  dieselben  zu  entscheiden  hatte.  Sie  bestand  auch 
unter  seinen  Nachfolgern  bis  auf  Maria  Theresia  fort,  fällte  aber  ihre 
Entscheidungen  theils  mit  übertriebener  Strenge,  indem  sie  die  Bei- 
bi"ingung  von  Urkunden  forderte,  deren  viele  bei  der  Zerstörung  der 
glaub wüi'digen  Orte  und  Vernichtung  der  Familienarchive  in  Verlust  ge- 
rathen  waren;  theils  urtheilte  sie  mit  Parteilichkeit  zu  Gunsten  der 
Mächtigen.  Auf  diese  Weise  fielen  in  den  verödeten  Landestheilen  viele 
Ländereien,  deren  Masse  an  Zahl  der  Meilen  einem  kleinen  Königreiche 
gleichkam,  an  den  Staat.  Die  größtentheils  äußerst  fruchtbaren  Land- 
strecken hatten  damals,  weil  sie  wüste  und  menschenleer  waren,  wenig 
Werth,  Um  dieselben  zu  bevölkern,  wurden  die  aus  der  Türkei  herüber- 
gekommenen Serben  dort  angesiedelt;  andere  durch  Bildung  und  Fleiß 
nützlichere  Colonisten  wurden  einerseits  durch  die  noch  fortdauernde 
Kriegsgefahr  abgeschreckt,  sich  in  diesen  Gegenden  niederzulassen, 
andererseits  fehlte  es  der  Regierung  an  Eifer  und  Einsicht,  sie  durch 
Gewährung  von  Vortheilen  herbeizuziehen.  Dagegen  belohnte  sie  mit 
Tausenden  von  Jochen  (das  Joch  beiläufig  =  1 Y3  □Kilometer)  wirkliche 
und  sein  sollende  Verdienste,  mit  andern  Tausenden  bezahlte  sie  Staats- 
gläubiger  und  noch  andere  Tausende  wurden  zu  kaum  glaublich  niedri- 
gen Preisen  verkauft.  —  Von  dergleichen  Vergebungen  und  Verkäufen 
an  In-  und  Ausländer  rührt  der  Ursprung  oder  wenigstens  der  Reich- 
thum  mancher  jetzigen  Adels-  und  Magnatenfamilien  her.  —  Die  Lände- 
reien, welche  der  Verschleuderung  entgingen,  sind  gegenwärtig  der 
werthvoUste  Theil  der  ungarischen  Staatsgüter;  sie  könnten,  wenn  sie 
colonisirt  würden,  mit  der  Zeit,  von  Städten  und  Dörfern  bedeckt,  ein 
Sitz  des  Wohlseins  und  Reichthums  werden  und  auch  dem  Staate  weit 

tiirkisclien  Herrschaft  ansehnliche  Städte,  jetzt  liegen  sie  in  Ruinen.  .. .  Dieser 
Landestheil  ist  stark  bewaldet. . .  .  Die  geringe  Bevölkerung,  welche  Ungarn 
bewohnt,  nährt  sich  leicht  genug;  sie  besitzt  kein  Geld,  aber  Wald  und  Feld 
liefern  ihr  reichliche  Nahrungsmittel.  .  ,  .  Den  Einwohnern  war  befohlen,  uns 
mit  allen  Bedürfnissen  und  so  vielen  Pferden,  als  wir  wünschten,  unentgelt- 
lich zu  versehen;  aber  Sir  Wortley  wollte  die  armen  Dorfbewoliner  nicht 
bedrücken  und  bezahlte  alles,  was  wir  nöthig  hatten,  nach  vollem  Werthe. 
Diese  unerwartete  Großmuth  überraschte  die  Leute  so  sehr,  daß  sie  uns  l)ei 
der  Abreise  fettes  Geflügel  und  andere  dergleichen  Geschenke  aufdrangen." 
Von  Esseg  sagt  die  Lady,  „diese  unter  der  türkischen  Herrscliaft  wohlhabende 
und  volkreiche  Stadt,  die  einen  ausgebreiteten  Handel  trieb,  ist  jetzt  ein 
Trümmerhaufen."     M.  Horväth,  Magyarorszäg  türtenelme,  V,  33  fg. 
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mehr  Nutzen  bringen  als  bei  der  gegenwärtig  noch  üblichen  Verpach- 
tung der  ausgedehnten  Pußten,  was  die  dort  vor  nicht  viel  mehr  als 
hundert  Jahren  gegründeten,  jetzt  volkreichen,  blühenden  Städte  und 
wohlhabenden  Dörfer  beweisen. 


II.  Kii'cheuwesen. 

Was  sich  auf  dem  kirchlichen  Gebiete  während  Leopold's  I.  Regie- 
rung und  zu  der  Zeit,  als  Joseph  die  Herrschaft  über  Ungarn  mit 
Räkoczy  theilte,  zugetragen  hat,  hing  mit  den  übrigen  Begebenheiten 
bald  als  Ursache,  bald  als  Wirkung  derselben  so  eng  zusammen,  daß 
das  meiste  davon  schon  ausführlich  berichtet  wurde  und  wenig  nachzu- 
holen übrigbleibt.  Nur  in  Siebenbürgen  und  den  mit  demselben  ver- 
bundenen ungarischen  Landestheilen  herrschte  seit  Johann  Sigmund 
Zäpolya  bis  auf  ApafFy  der  Protestantismus  vor;  die  katholischen  Bis- 
thümer  von  Weißenburg  und  Großwardein  waren  eingegangen,  und  der 
Bischof  der  griechischen  Kirche  war  dem  reforrairten  Superintendenten 
untergeben  ^,  dabei  bestand  jedoch  vollkommene  Glaubensfreiheit.  In 
Ungarn  selbst  hatte  die  katholische  Kirche  eigentlich  nie  aufgehört, 
Staatskirche  zu  sein.  Auch  zu  der  Zeit,  als  sich  der  größte  Theil  des 
Adels  und  des  Volks  zum  Protestantismus  bekannte,  blieben  die  katho- 
lischen Bischöfe  und  andern  Prälaten  im  Besitze  der  Reichsstandschaft 
und  ihrer  großen  Güter;  auch  nachdem  die  Türken,  soweit  ihre  Erobe- 
rungen sich  erstreckten,  sich  der  Kirchengüter  bemächtigt  und  mehrere 
Bischöfe  aus  ihren  Sprengein  vertrieben  hatten,  waren  diese  noch  immer 
Reichsstände,  die  als  solche  für  ihre  Kirche  wirken  konnten,  während 
jene,  deren  Sprengel  und  Güter  im  königlichen  Gebiete  lagen,  zugleich 
ihre  Reichthümer  zum  Nutzen  derselben  verwendeten.  Wir  gedachten 
bereits  der  großartigen  Stiftungen  des  graner  Erzbischofs,  Päzmän. 
Dem  von  ihm  in  Wien  gegründeten  Priesterseminar  schenkte  einer  seiner 
Nachfolger,  Szelepcsenjd,  400000  Gulden  und  hinterließ  bei  seinem 
Tode,  14.  Januar  1685,  Gold-  und  Silbergeräthschaften  im  Werthe  von 
170000  Gulden.  (Vgl.  IV,  414.)  Der  andere,  Georg  Szechenyi,  hatte, 
als  er  am  18.  Februar  1695  99  Jahre  alt  starb,  zwei  Millionen  Gulden 
zur  Stiftung  von  Kirchen,  Schulen  und  Hospitälern  verwendet.^  Diese 
Stellung  und  die  Reichthümer  der  kirchlichen  Würdenträger  nebst  der 
eifrigen  Unterstützung  der  Könige  hatten  der  katholischen  Kirche  schon 
zum  entschiedenen  Uebergewicht  über  die  beiden  unter  sich  veruneinten 
evangelischen  verholfen,  als  Leopold  den  Thron  bestieg.  Er  und  seine 
Rathgeber  begnügten  sich  damit  nicht;  sie  betrachteten  es  als  ihre 
heiligste  Aufgabe,  die  katholische  Kirche  nicht  blos  zur  herrschenden, 
sondern  zur  alleinigen  zu  machen.  Kein  Recht  und  kein  Gesetz,  das  er 
beschworen  hatte,  achtend,  verschaffte  Leopold  derselben  gewaltthätig 
die  Gotteshäuser,  Pfarreien,  Schulen  und  Stiftungen,  welche  die  Ge- 

'  Szilägyi,  Erdelyorszäg  törtenete,  II,  390,  426.  —  -  Podhradczky  Jozsef, 
Szechenyi  György  esztergomi  ersek  elese,  im  Uj  magyar  museum,  Jahrgang  VII, 
I,  22  fg. 
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meinden  bei  ihrem  Uebertritte  zur  evangelischen  Kirche  als  ihr  Eigen- 
thum  mit  sich  hinübergenommen,  und  sogar  jene,  die  sie  selbst  gegründet 
und  gebaut  hatten.  Auch  mußten  die  Evangelischen  den  Zehnten  dem 
katholischen  Bischof  oder  Pfarrer  entrichten,  und  wo  der  letztere  den 
Zehnt  nicht  bezog,  dessen  Gehalt  aufbringen.  Nun  gab  es  zwar  an  den 
meisten  Orten,  wo  dieser  Wechsel  stattgefunden,  Kirchen  und  Pfarreien 
ohne  Gemeinde,  aber  auch  dem  strebte  man  abzuhelfen;  die  Evangeli- 
schen, deren  Religionslehrer  man  geächtet,  deren  Religionsübung  man 
verboten  hatte,  wurden  gezwungen,  den  katholischen  Gottesdienst  zu 
besuchen,  bei  Processionen  mitzuziehen,  sich  bei  Begräbnissen  katho- 
lischer Priester  zu  bedienen,  ihre  Kinder  in  die  katholischen  Schulen 
zu  schicken.  Um  einen  evangelischen  Gottesdienst  zu  besuchen  und  das 
Abendmahl  zu  feiern,  um  Taufen  und  Trauungen  durch  Geistliche  ihres 
Glaubens  verrichten  zu  lassen,  mußten  sie  nach  den  Articularkirchen 
wandern  und  obendrein  dem  katholischen  Pfarrer  die  Stolgebühren  ent- 
richten. Nur  Grundherren  durften  Hauskaplane  haben  und  stille  An- 
dachten mit  ihrer  Familie  halten,  an  denen  aber  weder  benachbarten 
Adelichen  noch  den  Dorfbewohnern  theüzunehmen  erlaubt  war.  Nach 
der  Besiegung  der  Türken  und  desTököli'schen  Aufstaudes  nahm  Leopold 
selbst  die  unbedeutenden  Zugeständnisse- zurück,  die  er  den  Evangeli- 
schen in  der  Bedrängniß  gemacht  hatte,  und  ließ  über  sie  noch  härtere 
Verfolgungen  ergehen;  man  lockte  sie  durch  Belohnungen  und  trieb  sie 
durch  Mishandlungen  in  den  Schos  der  katholischen  Kirche.  So  bewirkte 
man,  daß  Dörfer,  Städte  und  ganze  Gegenden,  in  denen  der  Protestan- 
tismus breite  Wurzeln  geschlagen  hatte,  zu  derselben  bekehrt  wurden 
und  dort  keine  oder  nur  wenige  Evangelischen  übrigblieben.  Auch  den 
Serben  wurden  die  ihnen  bei  ihrer  Einwanderung  verheißenen  Gerecht- 
same großentheils  entzogen,  ihrer  viele  und  noch  mehr  andere  Bekenner 
der  griechischen  Kirche  zur  Union  mit  der  römischen  genöthigt. 

Die  siegreiche  Erhebung  Räköczy's  verschaffte  den  Verfolgten  Ruhe 
und  Glaubensfreiheit,  und  der  szecsenyer  Vertrag,  vermittels  dessen  die 
verschiedenen  Religionsparteien  sich  friedlich  einigten,  sollte  ihnen  die- 
selben für  immer  sichern.  Die  Bekenner  der  Augsburger  Confession 
benutzten  den  günstigen  Zeitpunkt  zur  Organisirung  ihrer  Kirche.  Ihre 
Prediger  und  Lehrer,  weltliche  Herren  als  Patrone  der  Dorfgemeinden 
und  Beschützer  der  gesammten  Kirche,  und  Abgeordnete  der  Stadt- 
geraeinden  versammelten  sich  im  April  1707  in  großer  Anzahl  zu 
Rosenberg  in  der  Gespanschaft  Liptau  unter  dem  Vorsitze  Stephan 
Pctroczy's  zu  einer  gesetzgebenden  Synode.  Durch  Beschluß  derselben 
wurden  vier  Superintendenzen  oder  Kirchendistricte  errichtet:  der  erste 
umfaßte  die  Gespanschaften  Zips,  Säros,  Zemplen,  Abauj,  Ung,  Berej;, 
Ugocsa,  Szatmär  und  Biliär;  der  zweite  die  Gespanschaften  Bars,  Hont 
Pest,  Pills,  Solt,  Neograd,  Sohl,  Turöcz,  von  Gran  und  Koniorii  die 
Bezirke  jenseit  der  Donau;  der  dritte  die  Gespanschaften  Preßburg, 
Neitra,  Trencsin,  Liptau,  Ärva,  die  diesseit  der  Donau  gelegenen  Theile 
der  Gespanschaften  Gran  und  Komorn;  der  vierte  die  Gespanschaften 
Gömör,  Kishont,  Torna,  Borsod,  Heves  und  Szolnok.  Jedem  dieser 
Kirchendistricte  wurde  ein  diesmal   von  der  Synode  ernannter,  nachi 
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dessen  Abgang  aber  von  den  Gemeinden,  dem  Adel  und  den  Predigern 
zu  erwählender  Superintendent  und  sicher  auch  ein  weltlicher  Inspector 
vorgesetzt.  Der  letztere  wird  zwar  in  den  Acten  der  Synode  nicht  er- 
wähnt, da  aber  beide  evangelische  Kirchen  seit  langer  Zeit  weltliche 
Inspectoren  hatten  (vgl.  IV,  273),  ist  es  kaum  denkbar,  daß  man  sie 
nicht  beibehalten  haben  sollte.  Die  Districte  zerfielen  in  Seniorate, 
die  damals  gewöhnlich  Contubernia  genannt  wurden.  Drei  Consistorien 
wurden  eingesetzt,  deren  eins  jenseit  der  Donau  bestehen  sollte,  die 
als  Gerichte  über  Ehe-  und  Testamentsachen ,  außerdem  über  alle  An- 
gelegenheiten, die  von  den  Contubernien  an  sie  gelangten,  zu  urtheilen 
hatten.  Die  Weiterberufung  sollte  von  ihnen  an  die  Synode  gehen.  Die 
liturgischen  Verordnungen  zeugen  von  einem  überwiegenden  Einflüsse  der 
Laien,  die  zu  der  Einfachheit  des  reformirten  Gottesdienstes  hinneigten; 
es  wurde  verboten,  während  des  Gottesdienstes  bei  Tage  Kerzen  in  den 
Karchen  anzuzünden;  die  Prediger  sollten  Gebete,  Evangelien  und  Epi- 
steln nicht  absingen,  sondern  mit  deutlicher  Stimme  vorlesen;  lateinische 
Gesänge  und  lärmende  Musik,  nächtliche  Beerdigungen  und  das  Vor- 
tragen des  Kreuzes  bei  Begräbnissen  wurden  untersagt.  Dennoch  setz- 
ten der  Superintendent  Krman  und  andere  starre  Orthodoxe  es  durch, 
daß  man  die  Pietisten,  die  auf  thätige  Frömmigkeit  mehr  hielten  als  auf 
Dogmen,  verdammte  und  der  Besuch  der  Universität  Halle  verboten 
wurde,  weil  der  ehrwürdige  Spener  und  andere  Männer,  die  man  als 
Pietisten  des  Abfalls  vom  strengen  Lutherthume  beschuldigte,  an  der- 
selben lehrten.*  Aber  alle  diese  Beschlüsse  fingen  kaum  an,  ins  Leben 
zu  treten,  als  sie  schon  Kraft  und  Gültigkeit  verloren.  Der  szecsenyer 
Vertrag  wurde  im  Frieden  von  Szatmär  nicht  bestätigt;  die  Evangeli- 
scheu verloren  gleich  nach  Abschluß  des  letztern  alle  die  Vortheile  und 
Rechte,  die  der  erstere  ihnen  gewährt  hatte,  und  der  Reichstag  von  1715 
erklärte  die  Synode  für  ein  gesetzwidriges  Conventikel  und  ihreBeschlüsse 
für  nichtig.*  Schon  früher,  wie  wir  wissen,  wurden  den  Evangelischen 
die  Kirchen,  welche  ihnen  der  szecsenyer  Vergleich  zurückgegeben, 
wieder  abgenommen  ^,  wodurch  ihre  öffentliche  Religionsübung  aber- 
mals auf  die  Bethäuser  in  den  königlichen  Freistädten,  die  wenigen 
Ortschaften,  die  ihre  Kirchen  unter  den  Verfolgungen  behalten  hatten, 
und  die  zwei  Articularkirchen  in  jeder  Gespanschaft  (vgl.  IV,  391)  be- 
schränkt wurde,  zu  denen  die  Gläubigen,  die  ihre  religiösen  Bedürfnisse 
befriedigen  wollten,  mehrere  Meilen  weit  zu  wandern  hatten. 

m.  Schulen. 

Durch  die  Religionsverfolgungen  gerieth  die  Volkserziehung,  die 
sich  mit  der  Ausbreitung  der  Kircbenreformation  in  Ungarn  fröhlich 
entwickelt  hatte,  in  tiefen  Verfall.    Die  katholischen  Elementarschulen, 

^  Die  Beschlußurkunde  der  Synode  mit  den  Unterschriften  und  Siegeln 
des  Präsidenten  ,  der  Superintendenten  und  angesehensten  Mitglieder  beiludet 
sich  im  Archive  des  evang.  Generalconvents  A.  ß.  zu  Pest.  Die  Acten  der- 
selben sind  gleichzeitig  durch  Druck  veröfientliclit  wurden.  Vgl.  Ribini,  Memo- 
rabilia,  II,   166,  334.  —  '  Derselbe,  II,  184.  —  '  Derselbe,  II,  176. 
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die  in  den  meisten  Städten  und  Dörfern  an  Stelle  der  abgeschafften  pro- 
testantischen traten  und  in  die  auch  die  evangelischen  Aeltern  ihre  Kin- 
der zu  schicken  gezwungen  wurden,  ersetzten  diese  bei  weitem  nicht. 
Die  „Schulmeister",  welche  man  anstellte,  so  gut  man  sie  vorfand,  waren 
großentheils  unfähige  Leute  und  standen  zu  ihren  Pfarrern  in  einem 
Verhältnisse,  das  sie  zu  deren  Dienern  herabwürdigte;  der  Unterricht, 
den  sie  ertheilten,  erstreckte  sich  selten  weiter  als  auf  Lesen,  Erlernen 
einiger  Gebete  und,  wenn  es  hoch  kam,  etwas  Schreiben  und  Rechnen. 
Ueberdies  war  die  Zahl  der  Dörfer  nicht  gering,  die  statt  der  aufge- 
hobenen evangelischen  Schule  keine  andere  erhielten.  Wo  und  soviel 
es  möglich  war,  sorgten  zwar  die  evangelischen  Kirchengemeinden  und 
Aeltern  trotz  aller  Verbote  und  gewaltsamen  Störungen  durch  Privat- 
schulen für  bessern  Unterricht  der  Jugend,  aber  diese  waren  unzuläng- 
lich und  wurden  oft  auseinandergetrieben.  Schriften  einfacher  Bürger  aus 
der  Zeit  vor  und  nach  der  Verfolgung  zeigen,  miteinander  verglichen, 
um  wieviel  schon  die  nächste  Generation  an  Bildung  hinter  ihren  Vätern 
zurückblieb. 

Die  höhern  katholischen  Schulen  nahmen  an  Zahl  und  Vermögen 
zu,  indem  die  den  Protestanten  abgenommenen  Gebäude,  Stiftungen 
und  Beiträge  aus  den  städtischen  Kassßn  meistentheils  zur  Gründung 
neuer  oder  bessern  Dotirung  der  schon  vorhandenen  verwendet  wurden. 
Die  Lehrer  an  denselben  waren  fast  durchgängig  Ordensbrüder,  beson- 
ders Jesuiten,  wie  an  dem  den  Lutherischen  wieder  entrissenen  eperieser 
Collegium,  Das  blühende  Gymnasium  in  Bartfeld  wurde  gänzlich  unter- 
drückt, und  durch  die  Stiftung  von  6500  Gulden,  welche  der  Schloß- 
hauptmann von  Budetin,  Peter  Hrabofszky,  für  dasselbe  1656  gemacht 
hatte,  von  dem  katholischen  Magistrat  1674  für  die  Stadt  in  Beschlag 
genommen.  ^  Die  Protestanten  Augsburger  Bekenntnisses  ließen  jedoch 
ihre  liöhern  Lehranstalten  nicht  eingehen;  was  diese  verloren  hatten, 
suchten  sie  durch  freiwillige  Beiträge  und  jährliche  Sammlungen  soviel 
möglich  zu  ersetzen,  und  jederzeit  fanden  sich  auf  ausländischen  Hoch- 
schulen gebildete  Männer  von  Gelehrsamkeit,  die  ein  kärglicher  Gehalt 
und  Ueberbürdung  mit  Lehrgegenständen  nicht  abschreckten,  sich  dem 
Lehrerstande  zu  widmen.  Auf  diese  Weise  wurden  die  lutherischen 
Lyceen  in  Preßburg,  Oedenburg,  Eperies,  Käsmark  nebst  einigen 
kleinern  Gymnasien  erhalten  und  leisteten  im  Verhältniß  ihrer  bedrück- 
ten Lage  und  geringen  Mittel  unleugbar  sehr  viel.^  Ein  günstigeres 
Schicksal   hatten  die  Collegien  der  Reformirten.     Sophia  Bäthory  be- 

'  Hrabofszky  hatte  den  damaligen  evangelischen  Magistrat  der  ganz  evan- 
gelischen Stadt,  als  Patron  der  Kirche  und  des  (iymnasiunis,  mit  der  Ver- 
waltung der  Stiftung  betraut  und  ausdrücklich  verfügt,  zu  welchen  Zwec^ken 
dieselbe  verwendet  werden  solle.  —  Von  1082  —  8(j,  dann  von  1700 —  10 
war  der  Magistrat  wieder  evangelisch,  und  die  Kirchengemeinde  trat  in  den 
Besitz  der  Stiftung,  die  ihr  aber  1710  abermals  genommen  wurde.  Sie 
brachte  hierauf  die  Sache  vor  den  König  und  Reichstag,  ohne  mehr  auszu- 
riclilen,  als  daß  sie  auf  den  Reclitsweg  verwiesen  wurde.  Dieser  war  jedoch 
so  dornenvoll,  daß  sie  18-11  (nach  130  Jahren)  mit  der  Stadt  einen  Vergleich 
schloß,  vermöge  dessen  ihr  diese  2000  Fl.  C.-M.  zahlte.  —  ^  y„\^  Ribini, 
Meniorabilia,  II,  127  fg. 
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raubte  zwar  das  särospataker  seiner  Stiftangen  und  verjagte  die  Pro- 
fessoren und  Studenten,  aber  von  Franz  Raköczy  I.  und  vollständiger 
Franz  Räkoczy  II.  wiederhergestellt,  blieb  es  auch  nach  dem  szatniärer 
Frieden  in  dem  Stande,  in  welchen  die  beiden  Fürsten  es  gesetzt  hatten. 
Das  zu  Debreczin  erlitt  wol  während  der  innern  Kriege  manche  Störun- 
gen, aber  der  Schutz  des  Fürsten  Apaffy,  zu  dessen  Gebiete  die  Stadt 
gehörte,  bewahrte  es  in  der  ärgsten  Zeit  vor  schwerem  Ungemach,  und 
seine  nebst  anderer  Wohlthäter  Freigebigkeit  vermehrte  ansehnlich  die 
frühern  Stiftungen. ^  Das  größte  Verdienst,  welches  sich  die  beiden 
CoUegien  und  die  reformirten  Lehranstalten  überhaupt  erwarben,  ist  die 
Pflege  der  ungarischen  Nationalität  und  Sprache. 

In  Siebenbürgen,  wohin,  solange  es  seine  eigenen  Fürsten  hatte,  der 
Arm  der  kaiserlichen  Regierung  nicht  reichte  und  wo  er  später  durch 
Verträge  und  die  Besoi-gniß  vor  Erschütterung  der  noch  unbefestigten 
Herrschaft  zurückgehalten  wurde,  genossen  die  Schulen  der  verschie- 
denen Glaubensbekenntnisse  Schutz  und  Unterstützung.  Das  von  Beth- 
len  zu  "VVeißenburg  gegründete  Collegium  wurde,  als  nach  Georg 
Räkoczy's  Niederlage  in  Polen  Türken  und  Tataren  die  Stadt  über- 
fielen, zerstört;  die  Professoren  und  Studenten,  die  nicht  umkamen, 
flohen  nach  Klauseuburg  und  setzten  ihre  Studien  am  dortigen  Gym- 
nasium der  Reformirten  fort,  bis  Apaffy  1664  das  Collegium  nach  Nagy- 
Enyed  verlegte  und  sein  eigenes  Castell  zu  dessen  Aufnahme  einrichten 
und  erweitern  ließ.  Hier  blühte  es  unter  der  Leitung  seines  Ober- 
curators,  des  Kanzlers  Johann  Bethlen,  schnell  wieder  auf.  Demselben 
gelehrten  und  als  Schriftsteller  ausgezeichneten  Staatsmanne  verdankte 
auch  das  reformirte  Gymnasium  in  Szekely-Udvarhely  seine  Gründung. 
Den  von  Sophia  Bäthory  aus  Patak  vertriebenen  Professoren  und 
Studenten  räumte  Apaffy  die  Gebäude  des  vormaligen  weißenbur"-er 
Collegiums  ein,  in  denen  sie  bis  zu  ihrer  Rückkehr  nach  Patak  blieben, 
was  die  Entstehung  des  dortigen  Gymnasiums  veranlaßte.  Mit  diesen 
höhern  Lehranstalten  der  Reformirten  wetteiferten  um  den  Vorrang  in 
Zweckmäßigkeit  der  Einrichtung  die  lutherischen  der  Sachsen.  Das  in 
Hermannstadt  erhob  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
zu  seiner  höchsten  Blüte.  Dagegen  erlitt  das  kronstädter  1689  durch 
die  Feuersbrunst,  welche  die  Gebäude  und  die  reiche  Bibliothek  ver- 
zehrte, einen  Verlust,  von  dem  es  sich  nicht  wieder  erholte.  Die  kleinern 
Gymnasien  in  Bistritz,  Schäßburg  und  Mediasch  fingen  um  diese  Zeit 
an,  sich  zu  heben.  Die  sächsischen  Volksschulen  in  Städten  und  Dör- 
fern befanden  sich  bei  deren  Wohlhabenheit  und  unter  der  Leitung  der 
Pfarrer  in  einer  Verfassung,  vermöge  deren  sie  Gesittung  und  Wohl- 
stand sichtbar  förderten  und  eine  geistig  gesunde  Bevölkerung  erzogen. 
—  Aehnliches  kann  man  von  den  Lehranstalten  der  Unitarier  rühmen, 
die  statt  des  ihnen  16Ü2  abgenommenen  und  den  Katholischen  über- 
gebenen  Gymnasialgebäudes  in  Klausenburg  ein  neues  erbauten.  —  Den 

'  Rtivc-sz  Imre,  Magyar  protestans  egyhazi  es  iskolai  figyelmezo  (Eme- 
rich  R.,  Ung.  protest.  Kirchen-  und  Schulenbeobachter,  Debreczin  1870), 
Heft  VIU,  S.  409,  410. 
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katholischen  Schulen  wandte  sich  die  Gunst  Apaffy's  in  größerm  Maße 
zu  als  den  Schulen  der  von  den  übrigen  Kirchenparteien  fast  unablässig 
angefochtenen  Unitarier.  Die  durch  Landesgesetze  verwiesenen  Jesuiten 
legten  ihr  Ordenskleid  ab  und  durften  in  Siebenbürgen  bleiben  und  un- 
gehindert in  ihren  Schulen  zu  Kolosmonostor  und  Szekely-Udvarhely 
lehren.  Nachdem  Leopold  sich  der  Herrschaft  über  Siebenbürgen  be- 
mächtigt hatte,  wurde  ihnen  selbstverständlich  aller  mögliche  Vorschub 
zutheil,  ihre  Zahl  mehrte  sich,  und  die  katholischen  Schulen,  namentlich 
auch  das  neuerrichtete  klausenburger  Gymnasium,  kamen  fast  aus- 
schließlich unter  ihre  Leitung. '  —  Nur  die  Schulen  der  zur  orientali- 
schen Kirche  sich  bekennenden  Walachen  befanden  sich  in  einem  trau- 
rigen Zustande  oder  waren  eigentlich  kaum  vorhanden.  Das  arme 
verwahrloste  Volk  fühlte  in  seiner  Roheit  weder  das  Bedürfniß,  noch 
hatte  es  die  Mittel,  für  Unterricht  zu  sorgen,  und  seine  andern  Kirchen 
zugethanen  Herren,  der  ungarische  Adel  und  die  Sachsenstädte,  waren 
wenig  geneigt,  für  dasselbe  Schulen  zu  errichten;  also  blieb  nicht  nur 
die  Menge,  sondern  selbst  der  größte  Theil  der  Geistlichkeit  in  tiefer 
Unwissenheit  und  dumpfem  Aberglauben. 

IV,  Literatur. 

Der  fünfzigjährige,  im  ganzen  siegreiche  Kampf  um  religiöse  und 
bürgerliche  Freiheit  vom  Anfang  bis  über  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
hinaus,  hob  das  Nationalgefühl  der  Ungarn,  welches  sich  in  zunehmen- 
der geistiger  Thätigkeit  und  lebhaftem  Eifer  für  ihre  Sprache  äußerte. 
Diese  kam  im  öffentlichen  Leben  neben  der  lateinischen  mehr  und  mehr 
in  Gebrauch;  sie  erklang  in  den  Ständeversammlungen,  welche  die 
Führer  in  jenen  Kämpfen  einberiefen;  die  Zahl  der  Lehrer,  die  sich  bei 
ihren  wissenschaftlichen  Vorträgen  ihrer  bedienten ,  der  Schriftsteller, 
die  Werke  in  ihr  verfaßten,  der  Dichter,  die  sie  mit  mehr  Kunst  hand- 
habten, und  der  Forscher,  die  sie  selbst  zum  Gegenstand  ihrer  Unter- 
suchungen machten,  nahm  täglich  zu.  So  hatte  die  ungarische  Literatur 
sich  stetig  entwickelt  und  erhob  sich  zu  einer  vielverheißenden  Blüte 
eben  um  die  Zeit,  als  Leopold's  Despotismus  das  Volk  abermals  zum 
Kampfe  um  seine  theuersten  Güter  herausforderte.  Die  Blüte  welkte 
leider,  nachdem  Ungarn  im  langen,  wechselvollen  Kampfe  unterlegen 
war  und  das  sie  nährende  Nationalgefühl  ermattete. 

Im  ungarischen  Mutterlande  sank  die  theologische  Literatur,  wäh- 
rend sich  andere  Fächer  der  Wissenschaft  hoben,  von  der  Stufe  hinab, 
welche  sie  in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  erreicht  hatte.  Die 
katholische  Kirche  Ungarns  hat  in  diesem  Zeiträume  keinen  Dogmatiker, 
Moralisten  und  Kanzelredner  aufzuweisen,  welcher  im  Scharfsinn  der 
Beweise,  in  Kraft  und  Reinheit  der  Sprache  sich  Päzmän,  Telegdi  und 
andern  Theologen  des  frühern  auch  nur  näherte.^  Selbst  die  Polemik 
gerieth  in  Verfall;   man   verketzerte  wol   noch  fortwährend   die  Pro- 

'  Szilagyi  Sändor,  Krdelyorszäg  törtenete,  II,  422 — 425.  —  ^  Vgl.  Toldy 
Ferencz,  Magyar  nemzeti  irodaloiu,  I,  65. 
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testanten,  hörte  aber  auf,  den  Protestantismus  mit  Gründen  zu  bestreiten, 
seit  man  ihn  mit  roher  Gewalt  unterdrücken  konnte  und  dessen  Bekenner 
durch  die  neueingeführte  Censur  und  die  Furcht,  als  Lästerer  der  katholi- 
schen Religion  Strafe  zu  erleiden,  zum  Schweigen  verurtheilt  waren.  Die 
Evangelischen  Aiigsburger  Bekenntnisses  legten  auf  alleTheile  der  Theo- 
logie und  die  als  Ilülfswissenschaft  derselben  betrachtete  Philosophie  ein 
großes  Gewicht.  Damit  nicht  zufrieden,  daß  die  einheimischen  Theo- 
logen an  den  Universitäten  des  Auslandes  studirten,  beriefen  sie  noch 
von  da  Professoren  für  ihre  hühern  Schulen  und  Pfarrer  für  ansehn- 
liche Stadtgemeinden.  Unter  den  vom  Auslande  Berufenen  war  vor 
allen  berühmt  Pomarius,  der  erste  Rector  des  eperieser  Collegiums. 
Allein  die  meisten  dieser  gelehrten  Theologen  verleugneten  das  Princip 
des  Protestantismus,  die  freie  Forschung,  waren  im  strengsten  Ortho- 
doxismus befangen  und  thaten  deshalb  wenig  für  die  Fortbildung  der 
theologischen  Wissenschaften;  ihre  Vorträge  und  Werke  waren  fast  aus- 
schließlich auf  unveränderte  Wahrung  und  Vertheidigung  des  in  den 
symbolischen  Büchern  enthaltenen  Lehrbegriflfs  gerichtet,  und  da  sie 
lateinisch  geschrieben,  entheben  sie  uns,  die  wir  uns  hauptsächlich  mit 
der  ungarischen  Literatur  beschäftigen,  der  Verbindlichkeit,  sie  und 
ihre  vergessenen  Schriften  zu  nennen.  *  Später,  unter  den  grausamen 
Religionsverfolgungen,  die  kurz  darauf  ausbrachen,  welche  die  auslän- 
dischen Theologen  vertrieben,  die  einheimischen  ins  Elend  oder  Exil 
stießen  und  die  Censur  herbeiführten,  wer  hätte  da  den  Muth  gehabt, 
protestantisch -theologische  Werke  zu  schreiben?  In  den  Zwischen- 
räumen aber,  wo  der  günstige  Fortgang  der  Freiheitskriege  den  Evan- 
gelischen aufzuathmen  gestattete,  waren  sie  viel  zu  sehr  mit  den  äußern 
Angelegenheiten  ihrer  Kirche  beschäftigt,  als  daß  viele  hierzu  Muße  ge- 
funden hätten.  Unter  den  wenigen,  die  sich  dennoch  dazu  aufgelegt 
tühlten,  treffen  wir  den  Superintendenten  Stephan  Pilarik  an,  der  Predig- 
ten, „Zwölfjährige  evangelische  und  epistolische  Arbeit"  (Dresden  1691) 
und  eine  Anleitung  zum  christlichen  Leben,  „Geistliche  Himmelsleiter" 
(Dresden  1706),  herausgab.^  —  In  Siebenbürgen  und  den  mit  ihm  ver- 
bundenen ungarischen  Gespanschaften,  wo  die  vier  staatlich  anerkannten 
Kirchenparteien  gleiche  Rechte  genossen  und  keine  Censur  der  freien 
Meinungsäußerung  Schranken  setzte,  war  die  Thätigkeit  auf  theologisch- 
philosophischem Gebiete  nie  reger  als  im  vorliegenden  Zeiträume.  Die 
1  i'l'ormirten  Theologen,  die  großentheils  ungarisch  schrieben,  ziehen  zu- 
'  ist  unsern  Blick  auf  sich.  Sie  gaben  sich  zwar  vornehmlich  mit  Polemik 
wider  den  Katholicismus  und  Unitarismus  ab,  bearbeiteten  aber  auch 
andere  Fächer  der  Theologie  mit  Erfolg.  Der  Uebertritt  der  Fürstin 
Sophia  Bäthory,  auch  ihres  Sohnes  Franz  Räkoczy's  I.,  zur  katholischen 
Kirche,  veranlaßte  1663  Stephan  Czegledi  und  den  Jesuiten  Sämbär 
zum  Wechsel  von  Streitschriften,  deren  Ton  gemäßigt  war,  bis  die 
pataker  Professoren  Posahäzy  und  Matkö  in  den  Federkrieg  eintraten, 
der  dann  durch  mehrere  Jahre  in  einer  Weise  geführt  wurde,  die  nur 

'  Job.  Sam.  Klein,  Nachrichten  von  den  Lebensumständen  und  Schriften 
evangelischer  Prediger  in  ganz  Ungarn.  —   ^  Ribini,  Memorabilia,  II,  112. 
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bei  völliger  Zügellosigkeit  der  Presse  möglich  war.  Georg  Csipkes' 
dogmatisch-polemisches  Werk  „Igaz  hit"  (Der  wahre  Glaube)  (Hermann- 
stadt 1666)  und  „Uebersetzung  der  Bibel  ins  Ungarische  aus  dem  Ori- 
ginaltexte" (Leyden  1717)  sind  Muster  der  richtigen  und  reinen  Sprache.* 
Verdienstlicher  als  durch  seine  Streitschriften  that  sich  Michael  Szath- 
märnemeti  durch  seine  „Halotti  centuria"  (100  Leichenreden),  „Evange- 
liumi  dominica"  (Predigten  über  die  Evangelien),  „Mennyei  tärhäz 
kulcsa"  (Schlüssel  der  himmlischen  Schatzkammer,  Gebetbuch),  1675 — 
1686,  hervor.  Michael  Tofeus,  reformirter  Bischof  und  Apaffy's  Hof- 
prediger, erregte  das  größte  Aufsehen  durch  „Szent  Zsoltärok  resolutiöja" 
(Erläuterung  der  heil.  Psalmen)  (Klausenburg  1683),  Predigten,  in  wel- 
chen er  in  Gegenwart  des  Fürsten  die  Sünder  geiselte  und  selbst  die 
Vornehmsten  des  Hofs  nicht  schonte.  Matko  verfaßte  außer  seinen 
Streitschriften  gegen  Stimbär  eine  Erklärung  der  Bücher  Mosis  und  des 
Briefs  an  die  Hebx'äer.  Der  Eifer  für  theologische  Studien  war  in 
Siebenbürgen  so  verbreitet,  daß  außer  den  Theologen  von  Beruf,  die 
wir  alle  hier  nicht  namhaft  machen  können,  auch  gelehrte  Weltliche 
und  die  höchstgestellten  Staatsmänner  sich  denselben  widmeten.  Johann 
Kemeny,  der  nachmalige  unglückliche  Fürst,  gab  1659  „Gileadi  balsa- 
mom"  (eine  Erklärung  der  Psalmen)  heraus.  Fürst  Apaffy  übersetzte 
Wendelin's  zwei  Bände  starkes  Werk  über  die  christliche  Glaubenslehre 
ins  Ungarische  und  ließ  die  Uebersetzung,  über  1000  Quartseiten,  auf 
seine  Kosten  mit  einer  Vorrede  drucken,  in  welcher  er  es  für  seine 
Pflicht  erklärt,  das  Volk  nicht  allein  durch  von  ihm  angestellte  und  be- 
soldete Lehrer,  sondern  auch  durch  eigene  Mühe  zur  richtigen  Erkennt- 
niß  Gottes  zu  führen. 

Zum  großen  Aergerniß  der  Orthodoxen,  die  an  der  scholastischen 
Philosophie  hingen,  brachten  einige  Siebenbürger,  die  an  den  nieder- 
ländischen Universitäten  studirt  hatten,  von  da  neue  philosophische  und 
theologische  Ansichten  in  die  Heimat.  Georg  Märtonfy  trug  in  Debre- 
czin  unangefochten  die  Dialektik  des  Petrus  Ramus  vor,  der  mit  ein- 
seitiger Heftigkeit  nicht  allein  die  Scholastik,  sondern  auch  Aristoteles 
selbst  verdammt.  ^  Martin  Deesi  und  Paul  Cserndtoni  in  Enyed,  Stephan 
Pataki  in  Särospatak  verkündeten  die  Lehrsätze  des  scharfsinnigen 
Denkers  Descartes.  Das  hätten  die  orthodoxen  Theologen  noch  hin- 
gehen lassen,  so  gefährlich  ihnen  diese  Lehrsätze  auch  schienen,  aber 
daß  jene  Lehrer  in  den  theologischen  Vorträgen  die  wirklich  sonder- 
baren Ansichten  des  leydener  Professors  Coccejus  (er  behauptete,  die 
Wörter  der  Bibel  müssen  in  jeder  ihrer  möglichen  Bedeutungen  genom- 
men werden,  fand  daher  das  ganze  Neue  Testament  schon  im  Alten  und 
erklärte  die  Dogmatik  für  die  Lehre  von  den  Bündnissen  Gottes)  ver- 
breiteten, konnten  sie  ihnen  nicht  verzeihen.  Sie  glaubten,  die  neue 
Philosophie  und  ihre  theologischen  Meinungen  müßten  zum  Socinianis- 
mus,  wol  gar  zum  Atheismus  führen,  und  bewogen,  namentlich  Tofeus, 
den  Fürsten,  auf  den  15.  Juni  1673  nach  Radnöth  eine  Synode  zu  be- 
rufen, vor  die  sich  die  Irrlehrer  stellen  mußten.    Franz  Rhedei  führte 

1  Franz  Toldy,  a.  a.  O.,  S.  65,  66.  —   ^  Derselbe,  S.  87. 
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als  Stellvertreter  des  Fürsten  den  Vorsitz;*  die  Angeklagten  gewannen 
durch  ihre  Vertheidigung  die  weltlichen  Mitglieder  der  Synode  und 
kamen  mit  dem  Gelübniß  davon,  sich  in  ihren  theologischen  Vorträgen 
anstößiger  Meinungen  zu  enthalten;  nur  Deecsi  wurde  von  der  Pi-ofessur 
auf  eine  Pfarre  versetzt,  Csernätoni  aber  erhielt  die  Befugniß,  die  Philo- 
sophie des  Descartes  noch  ferner  vorzutragen,  weil  man  niemand  das 
Recht,  zu  philosophiren,  entziehen  könne.  —  Balthazar  Räkosi,  Pro- 
fessor an  der  Schule  der  Unitarier  zu  KJausenburg,  hielt  Vorträge  und 
schrieb  über  Burgersditsch'  Philosophie.  Superintendent  Gregor  Almäsy 
gab  für  die  unitarischen  Gemeinden  ein  Gesangbuch,  einen  Katechismus 
und  ein  Buch  über  Kirchenzucht  1694  heraus.  —  Unter  den  großen- 
theils  auf  deutschen  Universitäten  gebildeten  Theologen  der  lutherischen 
Sachsen  zeichneten  sich  als  Schriftsteller  in  lateinischer  Sprache  beson- 
ders aus:  Jakob  Schnitzer,  Lehrer  am  hermannstädter  Gymnasium,  der 
1658  —  81  mehr  als  dreißig  dogmatisch -philosophische  Abhandlungen 
drucken  ließ;  Johann  Gorgias,  gekrönter  deutscher  Dichter  und  Mit- 
glied des  Schwanenordens,  verfaßte  eine  Metaphysik  (Kronstadt  1665); 
Georg  Hutter  veröffentlichte  größere  und  kleinere  Abhandlungen  theils 
dogmatischen,  theils  philosophischen  Inhalts,  die  zu  ihrer  Zeit  hoch- 
geschätzt wurden.  Die  aus  Ungarn  geflüchteten  Elias  Landiver,  vor- 
mals Professor  am  eperieser  CoUegium,  dann  Director  der  Schule  zu 
Hermannstadt,  und  Isaak  Zabanius,  der  in  der  Heimat,  in  Preßburg, 
und  Eperies  gelehrt  hatte  und  darauf  in  Siebenbürgen  an  mehrern  Orten 
von  1667 — 1700  wirkte,  geriethen  in  heftigen  Streit  über  die  Atome 
und  hinterließen  mehrere  theils  im  Druck  erschienene,  theils  Manuscript 
gebliebene  Werke.  ^ 

Die  Poesie  blieb  in  Siebenbürgen  bei  der  vorherrschenden  Rich- 
tung der  Geister  auf  Theologie  und  Philosophie  gänzlich  stumm,  wo- 
gegen in  Ungarn  Dichter  auftraten,  deren  Gesänge  in  Behandlung  des 
Stoffs,  kunstgerechtem  Versbau  und  zum  Theil  auch  in  dichterischem 
Schwung  die  frühern  übertrafen.  Graf  Nikolaus  Zrinyi,  geboren  am 
1.  März  1618,  umgekommen  bei  einer  Jagd  am  18.  November  1664, 
den  wir  als  Bau  von  Kroatien,  ausgezeichneten  Staatsmann  und  Feld- 
herrn, auch  als  politischen  und  militärischen  Schriftsteller  bereits  kennen 
gelernt  haben,  nimmt  unter  ihnen  den  ersten  Rang  ein.  In  kleinem  Ge- 
dichten, die  er  Idyllen  nennt,  beklagen  Jäger  und  Hirten  die  Hartherzig- 
keit ihrer  Geliebten,  beweint  Ariadne  die  Treulosigkeit  des  Theseus  und 
Orpheus  den  Tod  seiner  Gattin.  ^  Sein  Epos  „Szigeti  Veszedelem"  (Szi- 
gets  Fall)  verherrlicht  in  fünfzehn  Gesängen  die  Heldenthat  seines  Ahnen, 
Nikolaus  Zrinyi.  Die  Muse,  die  er  anruft,  ist  Maria,  die  Mutter  des 
Heilands.  Gott  beschließt ,  die  Ungarn  ihrer  Sünden  wegen  durch  die 
Türken  zu  züchtigen,  und  läßt  der  Furie  Alekto  durch  den  Erzengel  ge- 
bieten, Soliman  zum  Krieg  wider  Ungarn  zu  reizen.  Die  Furie  erscheint 
dem  Sultan  im  Traume  in  der  Gestalt  seines  Vaters  Selim  und  fordert 
ihn  zum  Feldzug  nach  Ungarn  auf.  Er  gehorcht,  bricht  mit  furchtbarer 
Macht  auf  und  marschirt  gegen  Erlau;    aber   die   Niederlage,   welche 


'  Szilägyi,  a.  a.  O.,  S.  427—445. 
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Zrinyi  einem  seiner  Feldherren  beibringt,  erbittert  ihn  so  sehr,  daß  er 
sich  gegen  Sziget  wendet,  um  Rache  zu  nehmen.  Zrinyi  gelobt,  sich 
für  das  Vaterland  zu  opfern  und  in  der  Vertheidigung  Szigets  zu  sterben, 
wogegen  ihm  die  Verheißung  wird,  Soliman  werde  zuvor  sterben,  dann 
erst  er  fallen  und  die  Festung  erobert  werden.  Die  Mächte  der  Hölle 
stehen  den  Türken  vergebens  bei;  Zrinyi  schlägt  alle  ihre  Angriffe  und 
Stürme  ab  und  weist  die  glänzenden  Versprechungen  zurück,  durch  die 
sie  ihn  sich  zu  ergeben  verlocken  wollen.  Aber  die  blutigen  Kämpfe 
raifen  seine  todesmuthigen  Mitstreiter  hin,  die  Zahl  derselben  vermin- 
dert sich  mit  jedem  Tage,  die  Vorwerke  der  Festung  werden  vom  Feinde 
genommen.  Da  stirbt  Soliman,  und  die  Verheißung  ist  erfüllt.  Die 
Türken  stürmen  — ;  Zrinyi  feuert  die  Seinen  zum  letzten  Kampfe  an 
und  wirft  sich  mit  der  kleinen  Schar  den  andringenden  Tausenden  ent- 
gegen; er  und  sie  fallen  kämpfend,  von  den  Kugeln  der  Janitscharen 
niedergestreckt,  aber  ihre  Seelen  werden  von  Engeln  in  den  Himmel 
geführt.  Die  Charaktere  der  handelnden  Personen  werden  treffend  dar- 
gestellt, die  Kämpfe  lebhaft  geschildert,  eingewebte  Episoden  bringen 
Wechsel  in  die  Erzählung;  allein  das  Versmaß,  Strophen  von  vier  gleich- 
gereimten Alexandrinern,  verbreitet  über  das  Ganze  eine  auffällige  Ein- 
tönigkeit, wogegen  der  Hexameter,  für  tlen  die  ungarische  Sprache  sich 
vortrefflich  eignet,  der  Rede  mehr  Kraft  und  Schwung  gegeben  hätte. 
Zrinyi  ließ  seine  frühern  Gedichte  und  das  Epos  unter  dem  Titel  „Adriai 
tengernek  Sirenäja"  in  Wien  1651  drucken;  seine  sämmtlichen  Werke 
gaben  zuletzt  Gabriel  Kazinczy  und  Franz  Toldy  (Fest  1853)  heraus. 

Der  Zriniade  steht  weit  nach  des  Baron  Ladislaus  Liszti  Epopöe 
„Mohäcsi  veszedelem".  Liszti  holt  weit  aus,  erzählt,  ohne  sich  des  Stoffs 
mit  poetischem  Geiste  zu  bemächtigen,  die  Begebenheiten  der  Reihe 
nach,  wie  sie  sich  zugetragen  haben,  in  breiter  Sprache  und  mit  Bei- 
mischung vieles  Fremdartigen,  wodurch  der  Leser  ermüdet  wird.  Sein 
Versmaß,  eine  aus  neun  kurzen  gereimten  Zeilen  bestehende  Strophe,  ist 
spielend  und  für  ein  Epos  unpassend.  Ausgaben:  erste  (Wien  1653), 
sammt  andern  Dichtungen  Liszti's  (Pest  1813)  von  Joseph  Ürmenyi ; 
letzte,  Pest  im  Nemzesi  könyvtär  (Nationalbibliothek). 

Stephan  Gyöngyösy,  geboren  um  1625,  trat  als  Jüngling  in  des  Pala- 
tins,  Franz  Vesselenyi,  Dienste,  wurde  später  von  diesem  aucli  in  politischen 
Angelegenheiten  gebraucht,  begleitete  dessen  Witwe,  Maria  Szecs,  in  die 
Gefangenschaft  nach  Wien,  war  nach  ihrem  Tode  Abgesandter  der  Ge- 
spanschaft Gömör  an  den  Reichstagen  von  1681  und  1687  und  erwarb 
sich  um  dieselbe  nachher  als  deren  Vicegespan  bedeutende  Verdienste.  Er 
beschäftigte  sich  mit  Poesie  von  Jugend  an  bis  zu  seinem  Tode  1  704  und 
verfaßte  Dichtungen  verschiedener  Gattung  mit  Ausnahme  des  eigent- 
lichen Epos.  „Muränyi  Venusz"  ist  eine  romantische  Schilderung  der 
Persönlichkeit  seiner  Herrin,  Maria  Szecs,  und  ihrer  abenteuerlichen 
Vermählung  mit  Vesselenyi.  Gedruckt  in  Leutschau  1664  und  bis  1779 
noch  sechsmal.  „Kemeny  Jänos",  eine  historisch-romantische  Erzählung, 
welche  im  ersten  Buch  Kemeny's  Liebe  zu  Anna  Lunyay,  im  zweiten 
seine  Leiden  in  der  Gefangenschaft  unter  den  Tataren,  seine;  Rückkehr 
in  die  Heimat  und  heimliche  Vermählung  mit  Anna,   im  dritten  seine 
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Erwählung  zum  Fürsten  von  Siebenbürgen,  seinen  Krieg  und  Tod  in 
der  Schlacht  schildert  (Leutschau  1693  und  bis  1775  noch  sechsmal). 
.,R6zsakoszorii"  (Kranz  von  Rosen),  ein  religiös -lyrisches  Gedicht  in 
drei  Gesängen,  dessen  Gegenstand  das  Leben  Jesu  ist  (Leutschau  1690 
und  noch  zweimal).  „A  csahird  Cupido"  (Der  trügerische  C.)  (Leutschau 
1695  und  bis  1772  noch  viermal).  Von  den  andern  Dichtungen  Gyön- 
gyösy's  erwähnen  wir  noch  „Charikla"  in  dreizehn  Gesängen ,  eine  freie 
Umarbeitung  von  Heliodor's  Theagenes  und  Chariklea,  sein  letztes  Werk, 
welches  schon  die  Merkmale  durch  das  Alter  geschwächter  Geisteskraft 
an  sich  trägt  (Leutschau  1700  und  bis  1763  noch  viermal).  Sämmtliche 
Werke  Gyöngyösy's,  aber  unvollständig,  gab  Dugonics  heraus  (2  Bde., 
Pest  1796).  Auserlesene  Werke  Franz  Toldy  (2  Bde.,  Pest  1863). 
Bei  Gyöngyösy  vermißt  man  Phantasie  und  Erfindung,  scharfe  Charakter- 
zeichnung, spannende  Verwickelung  der  Geschichte  und  wirksame  Grup- 
pirung  der  Geschehnisse;  seine  Erzählung  hält  sich  streng  an  wirkliche 
Begebenheiten  und  deren  Zeitfolge.  Ueberdics  verlieren  seine  Dichtungen 
durch  das  Spielen  mit  der  griechischen  Mythologie  und  durch  reflecti- 
rende  Betrachtungen  viel  von  ihrem  poetischen  Werthe.  Aber  sein  Ver- 
dienst liegt  in  der  Darstellung;  seine  Sprache  ist  rein  und  bilderreich, 
seine  alexandrinischen  Verse  sind  vollkommen  regelrecht  und  fließend ; 
er  fesselt  durch  überraschende  Wendungen,  lebhafte  Beschreibung  von 
Gegenständen,  treffende  Schilderung  menschlicher  Gefühle  und  Stellen 
von  unleugbarer  Schönheit.  Diese  Vorzüge  bewirkten,  daß  er  mehr  als 
hundert  Jahre  lang  als  der  einzige  classische  Dichter  Ungarns  galt.  ^ 

Neben  den  Werken  der  genannten  vorzüglichsten  Dichter  sind  nocli 
Dichtungen  meistentheils  erotischen  Inhalts,  deren  Verfasser  fast  sämmt- 
lich  der  höhern  Aristokratie  angehörten,  in  Handschriften  auf  uns  ge- 
kommen, die  erst  in  der  neuern  Zeit  gesammelt  und  herausgegeben 
wurden. 2  In  höherm  Maße  als  diese  Erzeugnisse  einer  aufwallenden 
dichterischen  Laune  nimmt  unsere  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  die 
Volkspoesie,  welche  in  der  drang-  und  sturmvollen  Zeit  von  1670—171 1 
den  aufgeregten  Gemüthern  entquoll.  Unbekannte  Verfasser  erzählen 
in  kunstlosen  Versen  die  erschütternden  Begebenheiten,  bei  denen  sie 
thätig  oder  leidend  betheiligt  waren.  In  wehmüthigen  Klageliedern  über 
die  grausamen  Religionsverfolgungen  äußert  sich  warme  Innigkeit  des 
(flaubens  und  unerschütterliches  Vertrauen  auf  Gott.  Aus  patriotischen 
Dichtungen  spricht  der  Schmerz  über  das  Unglück  des  Vaterlandes.  In 
Kriegsliedern  ertönt  Kampfeslust  und  Siegeszuversicht.  Die  Partei- 
liäupter,  vor  allen  Tököli  und  Räköczy,  werden  gepriesen,  die  Gegner 
höhnt  und  verwünscht.  Aus  der  Menge  dieser  Volkspoesien  heben 
ir  hervor:  „Tököli  haditanäcsa"  (T.  Kriegsrath),  413  Verse  (1681); 
rököli  Imreröl  es  Zrinyi  Ilonäröl",  eine  geschichtliche  Dichtung  von 
-UOO  Versen  (1685).  Räköczy's  Charakter  scheint  auf  die  Volkspoesien 
seiner  Zeit  Einfluß  ausgeübt  zu  haben;  sie  sind  weniger  stürmisch,  aber 
von  tieferm  Gefühl ;  ihm  folgten  in  die  Verbannung  wehmüthige  Nach- 

'  Vgl.  Franz  Toldy,  a.  a.  O.,  S.  71—76.  —   «  Ein  Verzeichniß  derselben 
bei  Franz  Toldy,  a.  a.  O.,  S.  77. 
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klänge  ergebener  Treue;  einer  der  Streiter,  der  bis  ans  Ende  mit 
ihm  gefochten,  Gerson  Veres  Dälnoki,  beschrieb  den  langen  Krieg  in 
1082  Versen.  1 

Für  ungarische  Sprachkunde  hatte  schon  in  der  ersten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  Albert  Molnär  durch  seine  Grammatik  und  sein  Lexi- 
kon die  Bahn  geöffnet  (vgl.  IV,  153),  auf  welcher  ihm  Georg  Csipkes, 
„Hungaria  illustrata"  (Franeker  1655),  der  Jesuit  Paul  Pereszlenyi, 
„Grammatica  linguae  Hungariae"  (Tyrnau  1682),  und  Paul  Kövesdi, 
evangelischer  Prediger  in  Oedenburg,  folgten.  Allein  die  Genannten 
lehrten  die  ungarische  Sprache  blos  praktisch,  ohne  in  ihr  eigenthüm- 
liches  Wesen  einzudringen,  und  zwängten  sie  in  die  ihr  gänzlich  fremden 
grammatikalischen  Formen  der  lateinischen  ein.  Gegen  eine  solche 
oberflächliche  und  naturwidrige  Behandlung  derselben  hatte  sich  schon 
früher  Stephan  Katona  Geleji  erklärt  und  auf  etymologische  Forschung 
gedrungen,  „Magyar  grammatikäcska"  (Weißenburg  1645).  Der  ge- 
lehrte Buchdrucker  Nikolaus  Kis  Totfälusi  beachtete  in  seinen  Aus- 
gaben der  Bibel,  die  er  in  Klausenburg  druckte,  die  Etymologie  sorg- 
fältig und  rechtfertigte  sein  Verfahren  durch  die  „Ratiocinatio  de 
orthographia,  quae  sparsim  in  nostris  Bibüis  exhibetur  instituenda" 
(geschrieben  in  Amsterdam,  gedruckt  in  der  „Apologia",  Klausenburg 
1687).  Aber  bei  der  noch  völligen  Unkenntniß  der  der  ungarischen 
stammverwandten  Sprachen  geriethen  die  Sprachforscher  auf  Irrwege; 
sie  leiteten,  weil  die  ungarische  Sprache  wie  die  hebräische  den  Besitz 
anzeigende  Personal -Suffixe  hat  und  einige  Biegungsarten  des  Zeit- 
wortes beider  einander  ähneln,  die  erstere  von  der  letztern  ab;  worin 
Franz  Otrokocsi  so  weit  ging,  daß  er  die  Magyaren  geradezu  von  den 
Hebräern  abstammen  läßt,  „Origines  Hungariae"  (Franeker  1693).^  Das 
größte  Verdienst  um  die  ungarische  Sprachkunde  erwarb  sich  Franz 
Päriz-Päpai.  Nach  Vollendung  seiner  Studien  auf  ausländischen  Hoch- 
schulen trug  dieser  als  Arzt,  Historiker,  Tlieolog  und  Sprachforscher 
gleich  ausgezeichnete  Gelehrte  an  der  heidelberger  Universität  Philo- 
sophie vor,  kehrte  1776  in  sein  Vaterland  zurück  und  ward  Professor 
am  enyeder  Collegium.  Hier  verfaßte  er  sein  „Dictionarium  Latino- 
Hungaricum",  welches  durch  die  Menge  der  angegebenen  Wörter,  An- 
führung von  Redensarten  und  Sprichwörtern  die  frühern  Lexica  über- 
traf und  aus  dem  Gebrauch  verdrängte,  in  welchem  es  sich  allein  bis  in  die 
neuere  Zeit  behauptete,  vviewol  es  die  grammatikalisch -etymologische 
Entwickelung  der  Wörter  und  die  feinern  Unterschiede  ihrer  Bedeutung 
noch  vermissen  lässt.  Päriz-Päpai  übergab  das  Wörterbuch  vor  dessen 
Drucklegung  dem  pataker  Professor  Johann  Tsetsi  zur  Durchsicht  und 
Verbesserung,  der  mit  demselben  zugleich  „Observationes  orthographico- 
grammaticae  de  recta  hungarice  scribendi  et  loquendi  ratione"  (Leutschau 

J  Thaly  Kälmän,  Regi  magyar  vitezi  enekek  es  elegyos  dalok  (alte  nng. 
Soldatcngesänge  und  gemischte  Lieder,  2  Bde.,  Pest  1864);  Adalekok  a 
Thököly  es  Räköczikor  irodaloni  türtenetelez  (Beiträge  zur  Literaturgeschichte 
der  Zeit  TGköly's  und  Raköczy's,  Bd.  1);  A  biijdosök  es  'J'hököly  kora  (Die 
Zeit  der  Exulanten  und  T.),  von  1670—1700;  Riiköczi  kora  170^  —  35  (Pest 
1872).  —  Franz  Toldy,  a.  a.  O.,  S.  9  fg. 
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1708),  herausgab  und  die  Regeln,  die  ec  in  dieser  Schrift  aufstellte, 
beim  Drucke  des  Lexikons  anwendete,  wodurch  er  bei  dessen  weiter 
Verbreitung  und  lang  dauerndem  Ansehen  die  Grammatik  und  Ortho- 
graphie unleugbar  sehr  verbesserte,  aber  auch  die  fehlerhafte  Schreibart 
ts  und  tz  statt  es  und  cz  für  lange  Zeit  in  Gebrauch  brachte.  ^  —  In 
dem  in  Rede  stehenden  Zeiträume  hat  weder  Ungarn  noch  Siebenbürgen 
einen  Philologen,  der  die  griechische  oder  lateinische  Sprache  in  hervor- 
ragender Weise  bearbeitete,  aufzuweisen. 

Auffallend  klein  ist  in  Ungarn  die  Zahl  derer,  welche  in  dem  Zeit- 
räume voll  wichtiger  Begebenheiten  diese  ausführlicher  beschrieben  oder 
überhaupt  historische  Werke  verfaßten.  Die  Ereignisse  folgten  hier  so 
rasch  aufeinander,  daß  sie  sich  der  ruhigen  Erwägung  entzogen  und  wol 
häufig  kurz  aufgezeichnet,  aber  selten  im  Zusammenhange  geschichtlich 
dargestellt  wurden;  sie  waren  andererseits  so  erschütternd,  daß  sie  die 
Neigung,  sich  mit  entfernter  liegenden  geschichtlichen  Dingen  zu  be- 
schäftigen, für  sich  liinwegnahmen.  Nur  Paul  Kovacs  von  Liszna,  Pro- 
fessor in  Debreczin,  fand  genug  Muße,  seine  „Magyar  krönika"  (Debre- 
czin  1692)  zu  schreiben,  welche  den  Zeitraum  von  268 — 1464  umfaßt. 
In  vorgefaßten  Meinungen  befangen,  sucht  er  aus  misverstandenen  oder 
gewaltsam  gedeuteten  Stellen  griechischer  und  römischer  Autoren,  aus 
dem  ähnlichen  Klange  einzelner  Wörter  und  Ortsnamen  zu  beweisen, 
daß  die  Ungarn  von  den  Hunnen  abstammen,  die  Szekler  in  Sieben- 
bürgen zurückgebliebene  Hunnen  und  die  siebenbürger  Sachsen  Ab- 
kömmlinge der  Gothen  sind.  Der  von  uns  oft  angeführte  Isaak  Babo- 
csay,  Notar  in  Tarczal,  schildert  nicht  blos  die  Schicksale  seiner  Stadt, 

sondern  auch  die  Zustände  des  ganzen  obern  Theißgebietes  von  1670 

1700,  „Fata  Tarcaliensia",  „Tarczal  varosänuk  föbb  Vciltozäsai",  bei 
Rumy,  „Monumenta  Hung."  (Pest  1815  und  1817),  Bd.  1.  „Säros- 
pataki  krönika",  von  einem  unbekannten  Verfasser,  und  Balthasar  Bar- 
tha's  „Debreezeni  kronika"  enthalten  manche  Nachrichten,  die  sich 
anderswo  nicht  finden.  Die  erstere  erschien  im  „Törteneti  tär",  Bd.  4, 
und  besonders  Pest  1857;  die  andere  Debreczin  1664  und  Wien  1819. 
Unter  den  Tagebüchern  ragen  die  bisher  bekannt  gewordenen  Emerich 
Tököli's  von  1678,  1689,  1693  und  1694  hervor;  sie  spiegeln  seinen 
hohen  Geist  und  seine  selbst  im  Unglück  ungebrochene  Thatkraft  ab 
und  werfen  ein  helles  Licht  auf  die  Begebenheiten  der  genannten  Jahre. 
— ■  Reicher  als  Ungarn  ist  Siebenbürgen,  das  mehr  Ruhe  genoß,  an  Auf- 
zeichnungen, Chroniken  und  eigentlichen  Geschichtswerken  aus  dieser 
Periode,  von  denen  wir  die  wichtigsten  hier  nennen.  Johann  Szalardi's 
„Siralmas  magyar  krönika"  (Ung.  Klagechronik)  beginnt  mit  der  Tren- 
nung Ungarns  durch  Ferdinand  L  und  Zäpolya  in  zwei  Reiche  und 
endigt  beim  Tode  Johann  Keraeny's  1662.  Die  Oberherrlichkeit  der 
Pforte  über  Siebenbürgen  betrachtet  er  als  ein  unabwendbares  Uebel, 
und  die  Versuche,  es  derselben  zu  entziehen,  als  die  Ursache  aller  Drang- 
sale, die  es  trafen.  Die  Chronik  (abgedruckt  im  „Nemzeti  könyvtür" 
[Pest  1852])  ist  das  erste  ungarisch  geschriebene  größere  Geschichts- 

1  Franz  Toldy,  a.  a.  O.,  S.  95. 
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werk  und  schon  darum  benaerkenswerth.  David  Rozsnyay,  Dolmetsch 
an  der  Pforte  unter  Apaffy,  berichtet  Begebenheiten,  die  sich  von  Wla- 
dislaus  II.  bis  Raköczy  II.  zutrugen  und  webt  der  Erzählung  Urkunden 
ein,  welche  er  in  Konstantinopel  gesammelt  hatte.  Was  sich  davon  er- 
halten hat,  gab  Alexander  Szilagyi  (Pest  1866  und  1871)  heraus.  Michael 
Csereij  von  Nagyajta,  geboren  21.  October  1668,  gestorben  1756, 
arbeitete  an  seiner  „Erdely  historiäja"  von  1709 — '1712,  nahm  jedoch 
später  Veränderungen  vor,  wie  eingeschobene  Dinge  aus  späterer  Zeit 
und  die  voneinander  abweichenden  Handschriften  beweisen.  Nach  flüch- 
tiger Erwähnung  der  wichtigsten  Begebenheiten  aus  der  Geschichte 
Ungarns  und  Siebenbürgens  beginnt  sein  Werk  mit  der  Einsetzung 
Apaffy's  zum  Fürsten  und  schließt  mit  1712.  Sein  Blick  erweitert  sich 
einerseits  über  die  Grenzen  Siebenbürgens  und  Ungarns  und  betrachtet 
die  heimischen  Ereignisse  im  Zusammenhange  mit  dem,  was  sich  in 
Europa  zutrug;  andererseits  spricht  er  zu  viel  von  dem,  was  ihm  persön- 
lich begegnete,  wodurch  seine  Geschichte  die  Gestalt  von  Memoiren  er- 
hält; sein  Stil  ist  einfach  und  würdig;  obgleich  strenger  Calviner,  läßt 
er  sich  doch  nie  zu  gehässigen  Aeußerungen  gegen  Andersglaubende  ver- 
leiten; aber  der  kaiserlichen  Partei  angehörend,  wird  er  oft  ungerecht 
gegen  die  Gegner  derselben.  Herausgegeben  wurde  sein  Werk  zuletzt 
von  Gabriel  Kazinczy  im  „Nemzeti  könyvtär"  (Pest  1852).  Als  wich- 
tige Quelle  für  die  Geschichte  und  Berichtigung  der  von  dem  Vor- 
genannten oft  vernachlässigten  Chronologie,  wie  auch  wegen  der  Glaub- 
würdigkeit des  in  die  Staatsangelegenheiten  eingeweihten  Verfassers 
muß  erwähnt  werden:  „Bethlen  Miklös,  Egyidöben  erdelyi  canzellär, 
Elete,  magätöl  igazän  iratott,  kit  az  isten  tud"  (Nikolaus  B.,  einer  Zeit 
Siebenbürger  Kanzlers,  Leben,  von  ihm  selbst,  den  Gott  kennt,  wahr- 
heitsgetreu geschrieben),  von  1642 — 1703,  herausgegeben  von  Szalay, 
Tört.  Emlekek,  Bd.  2  und  3.*  Die  vorzüglichen  Historiker  Sieben- 
bürgens, Wolfgang  und  Johann  Bethlen,  schrieben  lateinisch.  Der  erstere, 
geboren  1629,  gestorben  1669,  siebenbürger  Kanzler,  hatte  die  Absicht, 
eine  Geschichte  Siebenbürgens,  von  der  mohäcser  Schlacht,  1526,  bis 
auf  seine  Zeit,  zu  schreiben,  schloß  sie  jedoch,  durch  vielfache  Amts- 
arbeiten, wie  er  sagt,  an  der  Fortsetzung  gehindert,  schon  mit  dem 
XVI.  Buche,  das  bis  1609  reicht.  Den  Druck  des  inhaltreichen  Werks 
vereitelte  sein  früher  Tod.  Benkö  ergänzte  das  schadhaft  gewordene 
Manuscript  und  gab  es  unter  dem  Titel:  „Wolfgangi  de  Bethlen  historia 
de  rebus  Transsilvanicis"  (Hermannstadt  1792),  sechs  starke  Bände,  her- 
aus. Johann  Bethlen,  ebenfalls  Kanzler,  Vater  des  obenerwähnten  Niko- 
laus, geboren  1613,  gestorben  1687,  gab  den  ersten  Theil  seines  Werks 
„Rerum  Transsilvanicarum  Libri  IV",  der  die  Geschichte  Siebenbürgens 
von  1629 — 1663  enthält,  selbst  heraus  (Hermannstadt  1666);  die  Fort- 
setzung bis  1673,  die  er  bei  seinem  Tode  in  Handschrift  zurückließ, 
wurde  von  Iloränyi  (Wien  1783)  herausgegeben.  Das  mit  kritischer 
Erforschung  der  Urkunden  und  Unparteilichkeit  geschriebene  Werk 
ist  für  die   Geschichte  Siebenbürgens   von  hoher  Wichtigkeit.  —  Die   | 

»  Vgl.  Franz  Toldy,  a.  a.  O.,  S.  81,  82,  101,  102.    A.  Szilagyi,  453—497. 
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sächsichen  Geschichtschreiber,  Martin  Miles  und  Laurenz  Töppelt 
mähen  sich  ab,  zu  erweisen,  daß  die  Sachsen  seit  uralter  oder  "wenig- 
stens  seit  KarFs  des  Großen  Zeit  in  Siebenbürgen  wohnen;  Johann 
Tröster  findet  sogar  schon  300  Jahre  vor  Christus  Deutsche  in  Sieben- 
bürgen, macht  die  Dacier,  die  Hunnen,  die  im  Norden  Ungarns  heimischen 
Slawen  und  die  Polen  zu  Deutschen.  Valentin  Frank  von  Frankenstein 
allein  bekämpft  diese  Ausgeburten  nationaler  Eitelkeit  und  verficht  die 
historisch  erwiesene  Ansiedelung  der  Sachsen  unter  Geisa  II.  um  1240 
(Hermannstadt  1696). 

Auch  die  Kirchengeschichte,  besonders  die  siebenbürger-ungarische, 
fand  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  fleißige  Bearbeiter. 
Paul  Ember  Debreczeni,  erst  in  mehrern  Orten,  dann  in  Debreczin,  zu- 
letzt in  Liszka  Prediger  und  dort  1710  gestorben,  ist  der  Verfasser  der 
„Historia  ecclesiae  reformatae  in  Hung.  et  Trans.",  die  von  Friedrich 
Lampe  unter  eigenem  Namen  (Utrecht  1729)  herausgegeben  wurde 
(vgl.  III,  635,  N.  1).  Franz  Päriz-Päpai  schrieb  „Rudus  redivivum,  seu 
breves  rerum  ecclesiasticarum  Hungaricarum  juxta  et  Transsilvanicarum 
inde  a  prima  reformatione  commentarii"  (Hermannstadt  1684;  Zürich 
1723).  Anonym  erschien  „Historia  diplomatica  religionis  evangelicae  in 
Hungaria"  mit  einem  „Appendix",  der  die  Urkunden  enthält  (Halber- 
stadt 1710).  Wallaszky  nennt  den  Rechtsgelehrten  Michael  Okolicsä- 
nyi  als  Verfasser.  Die  drei  inhaltreichen,  auf  Urkunden  sich  stützenden 
"Werke  sind  die  bedeutendste  Quelle  für  die  siebenbürger  und  ungarische 
Kirchengeschichte  seit  der  Reformation  bis  auf  ihre  Zeit.  Georg  Hanner, 
lutherischer  Prediger  und  Superintendent  in  Siebenbürgen,  beginnt  seine 
„Historia  ecclesiae  Transsilvanicae"  (Frankfurt  1694),  mit  dem  Aussteigen 
Noah's  aus  der  Arche  und  der  Religion  der  „dacisch- teutonischen"  Ur- 
einwohner, läßt  diese  erst  arianische,  dann  katholische  Christen  werden 
und  kommt  auf  die  Zeit  der  Reformation  (Bd.  1 — 3).  Zum  Glück 
macht  den  größern  Theil  des  Werks  der  4.  Band,  der  die  Geschichte  der 
Kirchenparteien  in  Siebenbürgen  und  besonders  der  Begebenheiten  seit 
Bocskay  enthält.  Johann  Tröster  liefert  im  „Svetonius  Papalis"  eine 
Lebensbeschreibung  der  Päpste  bis  auf  Innocentius  XI.  (Hermannstadt 
1657 — 1658)  drei  Auflagen.  Seine  werthvollern  kirchenhistorischen 
Aufzeichnungen  blieben  ungedruckt.  David  Hermann's  „Annales  eccle- 
siastici"  von  1520 — 1659  wurden  von  Lucas  Grafius  bis  1703  fortgesetzt. 
Außer  den  Annalen  schrieb  Hermann  Abhandlungen  über  das  Kirchen- 
recht und  ein  Werk  über  die  kirchlichen  Verhältnisse  der  Sachsen  in 
zwei  Bänden.^ 

»  Szilägyi,    a.  a.  O.,   S.  453  fg.  und  468.  —  '^  Derselbe,   S.  459  —  462. 
Franz  Balogh,  A  magyar  protestans  egyhäz  törtenelem  reszletei,  S.  2  fg. 
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Erster  Abschnitt. 


Von  Karl's  III.  Thronbesteigung  bis  zur  Zeit  nach  dem  Frieden 
von  Passarovitz.    1711 — 1722. 

Karl  III.  —  Sein  Aufbruch  aus  Spanien ;  seine  Wahl  und  Krönung 
zum  römisch-deutschen  Kaiser;  sein  Einzug  in  Wien.  —  Bestätigung 
des  szatmärer  Friedens.  —  Ausschreibung  des  Reichstags.  Absicht, 
die  Thronfolge  auf  die  weibliche  Linie  des  Erzhauses  auszudehnen; 
Einwilligung  des  kroatischen  Landtags;  Ablehnung  des  Reichstags; 
das  Recht  Ungarns,  nach  Ausgang  der  männlichen  Nachkommen- 
schaft von  Leopold  I.  den  König  zu  wählen,  durch  das  Krönungs- 
diplom und  ein  Gesetz  bestätigt.  Krönung.  —  Stürmische  Verhand- 
lungen über  den  szatmärer  Frieden  und  die  Religionsangelegenheit; 
des  Königs  die  letztere  betreffendes  Rescript;  Vertagung  des  Reichs- 
tags. 1712.  —  Fortsetzung  des  Spanischen  Erbfolgekriegs;  Congreü 
und  Friede  von  Utrecht;  der  letztere  von  Karl  nicht  angenommen; 
Friedensschlüsse  in  Rastadt  und  Basel.  —  Pragmatische  Sanction. 
—  Hartes  Edict  wider  die  Evangelischen.  Einberufung  des  Reichs- 
tags; heftige  Parteikämpfe;  Gesetze  über:  den  szatmärer  Frieden, 
Treubruch  und  Hochverrath,  die  Religionsübung  der  Evangelischen, 
die  Einführung  eines  stehenden  Heers  und  beständiger  Steuern,  die 
Auslösung  verpfändeter  und  die  Wiedervereinigung  mit  dem  Reiche 
zurückeroberter  Landestheile  u.  s.  w.  1714—1715.  —  Krieg  mit  den 
Türken;  Pälffys  Gefecht;  Eugen's  Sieg  bei  Peterwardein;  Einnahme 
Temesvärs  und  des  ganzen  Banats;  Kriegsereignisse  an  andern 
Orten.  —  Geburt  und  Tod  eines  Kronprinzen.  1716.  —  Geburt  der 
Prinzessin  Maria  Theresia.  —  Türkische  Friedensanträge  zurück- 
gewiesen; Rüstungen,  Anstalten  zur  Sicherung  Ungarns  gegen  be- 
fürchtete Einfälle  der  Exulanten.  —  Eugen's  Sieg  bei  Belgrad; 
Uebergabe  Belgrads ;  Kriegsereignisse  in  Kroatien  und  an  der  untern 
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Donau.  —  Kühne  Entwürfe  der  spanischen  Königin  Elisabeth  und 
Alberoni's;  die  Spanier  erobern  Sardinien.  Räköczy  und  seine  Ge- 
fährten folgen  der  Berufung  in  die  Türkei.  —  Karl  beruft  Magnaten 
und  Abgeordnete  nach  Preßburg  und  befiehlt,  was  Ungarn  steuern 
und  leisten  müsse.  1717.  —  Friedensunterhandlungen  mit  der  Pforte. 
Friede  von  Paßarovitz.  1718.  —  Die  Spanier  erobern  einen  großen 
Theil  Siciliens;  die  Q,uadrupleallianz  des  Kaisers,  Frankreichs,  Eng- 
lands und  Hollands  dictirt  Spanien  den  Frieden  und  nöthigt  Sa- 
voyen,  dem  Kaiser  Sicilien  zu  überlassen  und  dafür  Sardinien  hin- 
zunehmen. 1718—1720.  —  Thätigkeit  der  vom  Reichstag  entsendeten 
Commissionen.    1720—1722. 


IVarl,  als  König  von  Ungarn  III.,  als  romisch-deutscher  Kaiser  VI., 
geboren  am  1.  October  1685,  stand  seinem  Bruder  Joseph  an  Fähigkeit, 
einen  großen  Staat  zu  regieren,  weit  nach.  Er  war  wol  gutmüthig  und 
rechtlich  gesinnt,  besaß  aber  weder  den  weitreichenden  Blick,  um  seine 
ausgedehnte,  verschiedene  Länder  und  Völker  mit  ungleichen  Verfas- 
sungen einschließende  Monarchie  überschauen  zu  können,  noch  den 
Scharfsinn,  das  überall  und  jederzeit  Rathsame  und  Nothwendige  zu  er- 
kennen, noch  die  Thatkraft,  Unternehmungen  mit  Entschlossenheit  und 
Erfolg  durchzuführen.  Dagegen  hielt  er  viel  auf  Förmlichkeiten,  wo- 
durch die  Anstellung  einer  Menge  sonst  überflüssiger  Beamten  erfordert, 
der  Gang  der  Staatsgeschäfte  verschleppt  und  gewöhnlich  die  günstige 
Zeit  zum  Handeln  versäumt  wurde.  Eine  Folge  dieser  Vorliebe  war  es, 
daß  er  auf  Verträge  einen  übermäßigen  Werth  legte  und,  sobald  solche 
abgeschlossen  waren,  auch  dessen,  was  er  zu  erlangen  wünschte,  gewiß 
zu  sein  glaubte.  Dabei  belasteten  eine  glänzende  Hofhaltung,  prächtige 
Feste  und  die  übertriebene  Freigebigkeit,  mit  welcher  er  Geschenke  und 
Gnadengehalte  austheilte,  die  schlechtgeordneten  und  durch  Kriege  er- 
schöpften Finanzen  mit  unnützen  Ausgaben,  während  es  gewöhnlich  zu 
den  nöthigsten  an  den  erforderlichen  Mitteln  fehlte.  Bei  der  ihm  ange- 
borenen Milde  und  seinem  unleugbaren  Rechtsgefühl  vergaß  endlich  der 
fromme  Zögling  des  Jesuiten  Braun  nur  allzu  oft,  daß  er  auch  den 
Nichtrömisch-Katholischen  Gerechtigkeit  schulde. 

Als  Karl  seinem  Bruder  in  Ungarn  und  den  österreichischen  Erb- 
ländern nachfolgte,  war  Spanien  bereits  für  ihn  verloren.  Die  Castilier 
und  Aragonier  standen  wider  ihn,  den  König  von  der  ketzerischen  Eng- 
1710  länder  und  Holländer  Gnaden,  in  Waffen;  am  9.  December  1711)  hatten 
der  englische  General  Stanhope  bei  Brihuega  und  am  folgenden  Tage 
Starhembcrg  bei  Villaviciosa  von  Vendtmie  schwere  Niederlagen  erlitten, 
denen  zufolfrc  er  Madrid  /Aun  zweiten  mal  hatte  räumen  und  sich  nach 
Barcelona  zurückziehen  müssen;  England  war  im  Begriffe,  mit  seinen 
Gegnern  Philipp  und  Ludwig  XIV.  Frieden  zu  schließen,  und  nach  dem 
Tode  seines  Bruders,  dessen  Erbe  er  wurde,  forderte  es  selbst  die  Staats- 
klugkeit,  die  Vereinigung  der  spanischen  und  österreichischen  Monarchie 
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nicht  zu  gestatten.  Unter  solchen  Umständen  hätte  es  ihm  nicht  uner- 
wünscht sein  sollen ,  Spanien  auf  ehrenvolle  Weise  verlassen  zu  können, 
um  die  andern  ererbten  Kronen  auf  sein  Haupt  zu  setzen.  Aber  ihm 
fiel  es  äußerst  schwer,  dem  Lande  zu  entsagen,  als  dessen  König  er  sich 
von  Jugend  an  betrachtet,  für  das  er  eine  so  große  Vorliebe  gefaßt  hatte, 
daß  er,  wenn  es  auf  ihn  angekommen  wäre,  jenen  Kronen  die  spanische 
vorgezogen  haben  würde.  ^  Und  die  Catalonier,  die  Philipp  schon  darum 
haßten,  weil  ihm  die  Castilier  anhingen,  waren  Karl,  der  ihre  Freiheiten 
bestätigt  hatte  und  achtete,  so  treu  ergeben,  daß  sie  noch  immer  mit  un- 
erschütterlicher Standhaftigkeit  für  ihn  kämpften  und  ihn  nicht  fort- 
ziehen lassen  wollten.  Als  englische  und  holländische  Kriegsschiffe  unter 
dem  Admiral  Norris  in  den  Hafen  von  Barcelona  einliefen,  um  ihn  ab- 
zuholen 2,  widersetzten  sie  sich  seiner  Abreise,  ohnerachtet  er  gleichsam 
als  Pfand,  Spanien  nicht  aufgeben,  sondern  behaupten  zu  wollen,  seine 
Gemahlin  Elisabeth  von  Braunschweig  als  Regentin  zurückließ.  Nur 
mit  Hülfe  der  Kapuziner  in  dem  Barcelona  benachbarten  Kloster 
San-Jeronimo,  in  welches  er  sich  oft  zurückgezogen  hatte,  gelang  es  ihm, 
heimlich  am  17.  September  auf  die  Schiffe  zu  entkommen  und  abzu- 
segeln. Für  diesen  Dienst  wurden  der  Guardian  und  Lector  als  Landes- 
verräther von  den  Cataloniern  vor  der  Klosterpforte  aufgehängt,  die 
andern  Mönche  von  Karl  nach  Wien  berufen,  wo  er  ihnen  auf  dem  Neu- 
markt ein  Kloster  baute  und  sie  reichlich  belohnte.  ^ 

Karl  landete  in  Genua,  von  wo  er  sich  nach  Mailand  begab,  um 
sich  den  italienischen  Staaten,  die  ihm  Eugen's  Siege  verschafft  hatten, 
als  ihr  Herrscher  zu  zeigen.  In  der  Zwischenzeit  war  er  trotz  aller 
Gegenbemühungen  Ludwig"s  XIV.  am  12.  October  zum  Kaiser  gewählt 
worden,  worauf  er  am  19.  December  mit  großer  Pracht  in  Frankfurt 
einzog  und  am  22.  December  gekrönt  wurde. 

Am  25.  Januar  1712  hielt  er  seinen  ebenfalls  prächtigen  Einzug  in  1712 
Wien.  Hier  fand  er  an  Eugen  von  Savoyen,  Johann  Pälffy  und  dem 
Minister  Fürst  Trautson  Räthe,  die  ihm  ein  versöhnliches,  mildes  Ver- 
fahren gegen  die  am  Aufstande  betheiligt  Gewesenen  als  das  edel- 
müthigste  und  zugleich  zweckdienlichste  Mittel,  Ungarn  völlig  zu  be- 
ruhigen, dringend  empfahlen.  Vergebens  trachteten  ungarische  Magnaten, 
die  Avährend  des  Bürgerkriegs  dem  Könige  treu  geblieben  waren,  sich 
für  erlittene  Verluste  und  Kränkungen  rächen  und  durch  confiscirte 
Güter  der  Aufständischen  entschädigt  werden  wollten,  den  gutmüthigen 
Monarchen  für  ihre  Absicht  zu  gewinnen.  Er  befolgte  die  Rathschläge 
jener  von  Rachsucht  und  Eigennutz  nicht  verblendeten  Männer.  Schon 
kurz  nach  seiner  Ankunft  empfing  er  Alexander  Kärolyi,  dessen 
frühere  Thaten  vergessend  und  nur  die  spätem  Verdienste  würdigend, 
und  nahm  die  Bitten  und  Beschwerden,  welche  derselbe  vortrug,  gnädig 

'  Arneth,  Maria  Theresia's  erste  Regierungsjahre  (Wien  1863),  I,  4.  — ^ 
2  Wagner,  Hist.  Josephi  I.,  S.  432.  —  ^  Foßier,  Geschichte  der  Ungarn  und 
ihrer  Landsassen,  X,  6.  Er  fand  die  Nachrichten  hierüber  im  Kapuziner- 
kloster der  nach  Wien  versetzten  Mönche,  in  der  Zeile,  welche  Karl  für  sich 
hatte  erbauen  lassen  und  in  welche  er  sich  fast  jährlich  auf  einige  Tage 
zurückzog,  um  sich  frommen  Uebungen  zu  widmen. 
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auf.  Die  erstem  betrafen,  wie  schon  erwähnt  worden,  zwei  beim  Ab- 
schluß des  szatmärer  Friedens  der  Entscheidung  des  Königs  überlassene 
Gegenstände,  nämlich:  daß  jene,  die  schon  vor  dem  Frieden  zufolge  einer 
verkündigten  Amnestie  zur  Treue  gegen  den  König  zurückgekehrt  waren, 
in  demselben  miteinbegriffen  seien,  und  daß  die  Güter  der  während  des 
Aufstandes  ohne  Erben  gestorbenen  oder  gefallenen  Theilnehmer  an 
demselben  nicht  an  den  Fiscus  fallen,  sondern  den  erbberechtigten  Seiten- 
verwandten übergeben  werden  mögen.  Die  Beschwerden  bezogen  sich 
auf  häufige  Verletzungen  des  szatmärer  Friedens,  indem  trotz  der  durch 
diesen  zugesicherten  unbeschränkten  Amnestie  und  der  von  der  Königin- 
Mutter  vorläufig  gegebenen  Bestätigungsurkunde,  in  welcher  sie  sagte: 
„Die  väterliche  Huld  und  Gerechtigkeitsliebe  des  Königs  vergibt  alle 
vormaligen  Vergehungen  und  erlaubt  nicht,  dieselben  nochmals  in  Frage 
zu  ziehen",  am  Aufstande  Betheiligte  in  Proceß  genommen  und  verur- 
theilt,  andere  ohne  richterliches  Verfahren  eingekerkert  und  ihrer  Güter 
beraubt  worden  waren.  ^  Karl  schrieb  hierauf  den  Krönungsreichstag 
am  2.  Februar  auf  den  3.  April  aus,  und  am  30.  März  bestätigte  er  den 
Frieden  von  Szatmär.  Die  Urkunde  wiederholt  die  durch  die  Königin 
Eleonora  vorläufig  ausgestellte  Bestätigung  desselben  von  Wort  zu  Wort 
und  fügt  darauf  hinzu:  „Wir  wollen  das -alles  halten  und  bestätigen  kraft 
unserer  königlichen  Vollgewalt  auch  das  alles,  dessen  Genehmigung 
durch  uns  Ihre  Majestät,  unsere  geliebte  Mutter,  als  Beweis  sich  noch 
weiter  erstreckender  Gnade  zum  Besten  und  zum  Tröste  der  Witwen, 
Waisen,  gesetzlichen  Erben  und  allen,  die  zur  Treue  gegen  uns  zurück- 
gekehrt sind,  verheißen  hat."^  Zugleich  erging  der  Befehl,  jene  Pro- 
cesse  aufzulassen,  die  Urtheile  aufzuheben  und  die  Gefangenen  in  Frei- 
heit zu  setzen. 

Die  bereits  zahlreich  in  Preßburg  versammelten  Stände  ordneten  vor 
allem  an,  daß  die  Reichskrone,  welche  beim  Vordringen  der  Räköczy'- 
schen  Scharen  nach  Wien  gebracht  worden  war,  zurück  auf  das  preß- 
burger  Schloß  gebracht  werde,  worauf  die  Kronhüter  Michael  Pälffy 
und  Adam  Kollonics  das  Nationalkleinod  mit  großer  Feierlichkeit  nach 
seinem  gesetzlichen  Verwahrungsorte  geleiteten.  Am  Hofe  und  dem- 
zufolge auch  am  Reichstage  wurden  besonders  über  zwei  Gegenstände 
schon  vorläufig  Berathungen  gepflogen.  Es  tauchte  nämlich  die  Frage 
auf,  ob  Karl,  der  Erbkönig,  noch  ferner,  wie  seine  Vorgänger,  die  ver- 
möge vorangegangener  Wahl  den  Thron  bestiegen,  das  Krönungsdiplom 
vor  der  Krönung  oder  erst  nach  derselben  ausstellen  solle.  Wichtiger 
als  diese  Frage  war  der  zweite  Gegenstand.  Als  Leopold  I.  nach 
Karl's  H.  Tode  die  spanische  Monarchie,  die  er  kraft  seiner  Abstam- 
mung und  früherer  Verträge  der  beiden  Zweige  des  Hauses  Habsburg 
erben  sollte,  am  12.  December  1703  seinem  zweitgeborenen  Sohne  Karl 
überließ  und  den  erstgeborenen  Joseph  zu  seinem  Nachfolger  in  Ungarn 
und  den  österreichischen  Erblanden  bestimmte,  wurde  auch  eine  zweite  ^ 

*  Alexander  Kärolyi's  Autobiographie.  —  ^  In  der  Zeitschrift  „Hazänk" 
(Unser  Vaterland),  Jahrgang  II,  S.  257  fg.  Stephan  Szilägyi,  Törteneti  tär, 
VII,  233. 
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geheime  Urkunde  vollzogen,  welche  festsetzte:  Falls  der  Mannsstamm 
des  einen  der  Brüder  ausstürbe,  sollen  die  männlichen  Nachkommen  des 
andern  nach  der  Reihe  der  Erstgeburt  dessen  sämmtliche  Länder  erben; 
wenn  aber  der  Mannsstamm  beider  ausginge,  ihre  ganzen  Monarchien 
auf  die  weiblichen  Linien  ebenfalls  in  der  Reihe  der  Erstgeburt  über- 
gehen. Da  nun  Karl,  obwol  seit  vier  Jahren  vermählt,  1712  noch  keine 
Kinder  hatte,  stand  das  Erlöschen  des  Hauses  Oesterreich  in  männlicher 
Linie  und  damit  auch  die  Trennung  Ungarns  von  dessen  übrigen  Län- 
dern zu  befürchten,  denn  dem  Erbfolgegesetze  von  1687  und  dem 
Krönungsdiplome  Joseph's  gemäß  trat  das  Recht  Ungarns,  den  König 
zu  wählen,  mit  dem  Ausgange  der  männlichen  Nachkommenschaft  Leo- 
pold's  I.  wieder  in  Wirksamkeit.  Es  mußte  also  für  Karl  und  alle,  denen 
der  Fortbestand  der  Gesammtmonarchie  und  des  erzherzoglichen  Hauses 
am  Herzen  lag,  höchst  wichtig  sein,  daß  die  Erbfolge  auf  die  weibliche 
Linie  desselben  ausgedehnt  werde,  nämlich  auf  die  beiden  Töchter  Jo- 
seph's,  Marie  Josephine  und  Amalie,  und  auf  die  drei  Töchter  Leopold's, 
EHsabetha,  Anna  und  Magdalena.  Aber  die  erwähnte  eigenmächtige 
Festsetzung  der  weiblichen  Thronfolge  war  ein  tiefes  Geheimniß  und 
die  Sache  selbst  noch  nicht  öffentlich  angeregt  worden. 

Vorläufig  sollte  jetzt  Kroatien  dafür  gewonnen  werden,  um  durch 
dessen  Zustimmung  auf  Ungarn  eine  Nöthiguug  zu  üben.  Am  kroati- 
schen Landtag,  den  der  Bau  Graf  Johann  Pälffy  auf  den  9.  März  nach 
Agram  einberufen  hatte,  damit  derselbe  die  Abgeordneten  zum  Reichs- 
tag wähle,  trug  der  Bischof  von  Agram,  Emerich  Eszterhäzy,  vor  — 
ohne  irgendeinen  höhern  Auftrag,  behauptete  der  König  — ,  die  Stände 
mögen  zu  den  vielen  Beweisen  der  treuesten  Ergebenheit  gegen  das 
Haus  Oesterreich  noch  den  hinzufügen,  daß  sie  das  Erbrecht  der  weib- 
lichen Linie,  falls  die  männliche  erlöschen  sollte,  aussprächen.  Die 
Ungarn  und  Böhmen  sind  im  Begriffe  es  zu  thuu,  und  die  Kroaten,  die 
beizustimmen  genöthigt  sein  werden,  dürften  sich  das  Verdienst,  jenen 
zuvorzukommen  und  die  ersten  gewesen  zu  sein,  welche  in  solcher  Weise 
die  Thronfolge  auch  auf  die  weibliche  Linie  des  um  sie  hochverdienten 
Herrscherhauses  ausdehnten,  nicht  entgehen  lassen.  Der  Vorschlag  wurde 
vom  Ban  unterstützt,  und  die  Stände  beschlossen:  sie  seien  bereit,  den- 
jenigen Abkömmling  von  weiblicher  Linie  des  Hauses  Oesterreich  als  König 
anzunehmen,  der  zugleich  über  Oesterreich,  Steiermark,  Kärnten  und 
Krain  herrschen  werde.  Der  Kaiser  möge  jedoch  die  Freiheiten  Kroatiens 
bestätigen  und  die  Rechte  des  Bans  den  ungarischen  Staatsbehörden  gegen- 
über aufrechthalten.  Hiermit  verbanden  sie  das  Versprechen ,  daß  ihre 
Abgeordneten  am  Reichstage  den  Antrag  auf  Annahme  der  weiblichen 
Erbfolge  stellen  würden.  Nachdem  die  Angelegenheit  auf  diese  Weise 
in  Gang  gebracht  worden,  meinte  der  ungarische  Staatsrath,  den  Karl 
befragte,  daß  eben  jetzt,  vor  der  Ausstellung  des  Krönungsdiploms,  der 
geeignetste  Zeitpunkt  da  sei,  die  weibliche  Erbfolge  durch  den  Reichs- 
tag festsetzen  zu  lassen,  denn  „der  König  stehe  bewaffnet  im  Lande  und 
die  Nation  sei  in  Furcht,  sodaß  sie  es  nicht  wagen  werde,  seinen  Wün- 
schen zu  widerstreben,  sondern  sich  beeilen  werde,  das  Verdienst  mit 
den  Kroaten  zu  theilen".    Als  der  Reichstag  sich  mit  Vorberathungen 
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über  das  Krönungsdiplom  beschäftigte,  bot  sich  Gelegenheit  dar,  die 
Sache  zur  Sprache  zu  bringen.  Es  wurde  jedoch  nur  leise  darauf  hin- 
gedeutet, um  vorerst  die  Meinung  der  Stände  zu  erforschen.  Aber  wenn 
diese  ja  geneigt  gewesen  wären,  das  mit  dem  Aussterben  des  habsburger 
Mannsstammes  wieder  ins  Leben  tretende  Recht  der  Nation,  ihren  König 
zu  wählen,  aufzugeben,  was  sie  nicht  waren,  mußte  schon  der  Umstand, 
daß  man  sich  zuerst  an  die  Kroaten  gewendet,  um  die  Ungarn  in  eine 
Zwangslage  zu  versetzen,  und  jene  ihr  Gelüste,  sich  vom  Hauptlande  zu 
trennen,  unverhohlen  ausgesprochen  hatten,  der  Sache  nachtheilig  sein. 
Die  Mehrheit  der  Stände  erklärte  also,  Verhandlungen  über  die  Aus- 
dehnung der  Erbfolge  auf  die  weibliche  Linie  des  Herrscherhauses  seien 
noch  gar  nicht  an  der  Zeit,  da  das  jugendliche  Alter  des  königlichen 
Paares  begründete  Hoffnung  auf  Nachkommenschaft  gebe.  Sie  bestand 
zugleich  auf  Ausstellung  des  Krönungsdiploms  vor  der  Krönung  und 
Beibehaltung  jenes  Punktes  in  derselben ,  welcher  der  Nation  das  Recht 
der  Königswahl  nach  dem  Erlöschen  des  regierenden  Hauses  im  Manns- 
stamme zuspricht.  Dem  Streite  hierüber  machte  erst  die  Ankunft  des 
Königs  in  Preßburg  am  18.  Mai  ein  Ende,  indem  er  die  beiden  frag- 
lichen Gegenstände  fallen  ließ.  ^ 

Die  königlichen  Propositionen,  welch'e  am  20.  Mai  verlesen  wurden, 
erwähnten  außer  den  Gegenständen,  welche  am  Reichstag  von  1708  ver- 
handelt worden,  aber  wegen  Auflösung  desselben  nicht  zum  gesetzlichen 
Abschluß  gelangt  waren,  nämlich  die  Verbesserung  der  Rechtspflege  und 
Staatsverwaltung,  die  Sicherung  der  Landesgrenzen,  die  billigere  Ver- 
theilung  der  öffentlichen  Lasten  und  die  Inartikulirung  des  szatmärer 
Friedens.  Ferner  ersuchte  Karl  die  Stände,  Beschwerden  und  Wünsche, 
die  schon  von  Joseph  befriedigend  beantwortet  und  durch  Gesetze  er- 
ledigt worden  seien,  nicht  nochmals  vorzubringen,  indem  weder  er  ge- 
sonnen sei,  die  Beschlüsse  seines  Vorgängers  umzuändern,  noch  es  der 
Stände  würdig  wäre,  von  dem,  was  sie  schon  einmal  beschlossen  haben, 
abzuweichen.  Endlich  äusserte  er  den  Wunsch,  den  Reichstag  wegen  der 
Friedensunterhandlungen  in  Utrecht,  die  seine  Thätigkeit  in  Anspruch 
nehmen,  baldmöglichst  zu  beendigen.  Tags  darauf,  am  21.  Mai,  stellte 
Karl  das  Krönungsdiplom  aus,  wie  es  die  beiden  Tafeln,  das  von  Joseph 
ausgestellte  zum  Muster  nehmend,  entworfen  hatten.  ^  Dasselbe  enthielt 
fünf  Punkte:  1)  Der  König  werde  alle  Rechte  und  Freiheiten  Ungarns 
und  der  mit  diesem  verbundenen  Länder  selbst  unversehrt  wahren  und 
andere  zur  Beobachtung  derselben  anhalten.  2)  Die  Krone  durch  die 
von  den  Ständen  erwählten  Hüter  im  Lande  bewahren  lassen.  3)  Die 
Landestheile,  die  schon  zurückerobert  wurden,  und  die  künftig  erobert 
werden,  mit  dem  Reiche  vereinigen.  4)  In  Ermangelung  männlicher 
Nachkommen  von  ihm  tritt  das  Recht  der  Nation,  den  König  zu 
wählen ,  wieder  in  Kraft.  5)  So  oft  einer  seiner  männlichen  Nachkom- 
men gekrönt  wird,  hat  dieser  die  voranstehenden  Gewährleistungen  an- 

*  Salamon  Ferencz,  A  magyar  kirälyi  szck  betöltese  esa  pragmatica  sonc- 
tio  törtenese  (Die  Besetzung  des  ungar.  königl.  Throns  und  Geschichte  der^ 
Pragmatischen  Sanction),  Pest  1866,  S.  85  fg.  Diarium  des  Reichstags.  — ] 
2  Salamon,  a.  a.  O.,  S.  95. 
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zunehmen  und  zu  beschwören.  *  Am  folgenden  Tage  wurde  Karl,  nach- 
dem er  dieses  Diplom  durch  einen  Eid  bekräftigt  hatte,  mit  einer  früher 
nie  gesehenen  Pracht  gekrönt. 

Die  Stände,  durch  die  Schritte  des  Hofs,  die  weibliche  Erbfolge  ein- 
zuführen, beunruhigt,  glaubten  ihr  Recht  der  Königswahl,  das  nach  dem 
Aussterben  des  königlichen  Mannsstammes  wieder  in  Wirksamkeit  treten 
sollte  und  bei  der  bisherigen  Kinderlosigkeit  Karls  iu  nicht  ferner  Zeit 
treten  konnte,  durch  das  Krönungsdiplom  nicht  hinreichend  gesichert. 
Sie  sahen  ferner  die  Verfassung  gefährdet  durch  die  wie  in  Joseph's,  so 
auch  in  Karl's  Krönungsdiplom  eingeschobene  Clausel:  „Der  König  ge- 
lobt,  die  Rechte,  Freiheiten,  Gesetze  und  Gewohnheiten  treu  und  heilig 
in  der  Weise  zu  halten,  wie  er  und  die  Stände  am  Reichstage  gemein- 
schaftlich über  deren  Sinn  und  Gebrauch  übereinkommen  werden."  Es 
wurde  also  das  Gesetz  gebracht:  „Se.  Majestät  genehmigt,  daß  beim 
Ausgange  der  männlichen  Nachkommenschaft  von  König  Leopold  das 
alte  und  gewährleistete  Recht  der  Stände,  den  König  zu  wählen,  in 
Wirksamkeit  tritt,  desgleichen  erklärt  Se.  Majestät,  nicht  anders  als 
nach  den  bestehenden  oder  künftig  reichstäglich  gegebenen  Gesetzen 
regieren  zu  wollen  und  stellt  die  Stände  hinsichtlich  der  Clausel:  Kwie 
über  deren  Gebrauch  und  Sinn  derselben  n.  s.  w.»,  gegen  jede  Abreißung 
von  Landestheilen  und  eine  Regierung  nach  der  Art  der  andern  Pro- 
vinzen vollständig  sicher.*'^ 

Die  Bestätigung  des  szatmärer  Friedens  durch  den  König  zu  hinter- 
treiben, war  denen  nicht  gelungen,  die  durch  confiscirte  Güter  der  Auf- 
ständischen für  erlittene  Verluste  entschädigt  und  für  ihre  Treue  gegen 
den  König  belohnt  werden  wollten;  sie  suchten  nun  am  Reichstage 
dessen  Aufnahme  in  die  Gesetze  zu  vereiteln,  damit  derselbe  ein  bloßer 
Vertrag  des  Königs  mit  den  Aufständischen  bliebe,  der  mit  der  Zeit  im 
Wege  der  Gesetzgebung  oder  durch  gerichtliche  Entscheidung  umgeän- 
dert und  wenigstens  theilweise  aufgehoben  werden  könnte.  Dagegen 
drangen  die  durch  den  Friedensschluß  hinsichtlich  ihrer  Personen  und 
Güter  amnestirten  Theilnehmer  am  Aufstande  darauf,  daß  derselbe,  wie 
der  wiener  und  linzer  Friede,  seinem  Wortlaute  nach  vollständig  den 
Reichsgesetzen  einverleibt  werde  und  dadurch  unumstößliche  Gültigkeit 
erhalte.  Johann  PälfFy,  dessen  Werk  der  Friede  war,  unterstützte  ihr 
Verlangen,  und  Kärolyi,  dessen  eigene  Sicherheit  in  Frage  stand,  bot 
den  Einfluß,  den  er  bei  Hofe  erlangt  hatte,  auf,  um  die  Absichten  jener 
Räch-  und  Habsüchtigen  zu  vereiteln.  Prinz  Eugen  und  Graf  Sinzen- 
dorf,  der  kaiserliche  Bevollmächtigte  beim  Congreß  in  Utrecht,  berich- 
teten, Räkoczy  betriebe  dort  seine  Einsetzung  in  das  Fürstenthum  von 
Siebenbürgen  und  die  Sicherstellung  der  Rechte  Ungarns  im  allgemeinen 
Frieden  mit  unermüdetem  Eifer,  werde  von  England  und  Holland  wenig- 
stens nicht  abgewiesen,  von  Frankreich  aber  nachdrücklich  unterstützt 
(vgl.  S.  127 — 128).    Sie  riethen  daher  ernstlich  zu  allem,  was  die  Ruhe 


'  Corpus  jiir.  Hung.,  II,  92,  unter  den  Gesetzen  von  1715,  denn  erst 
denen  wurde  das  Diplom  wegen  Auflösung  des  Reichstags  von  1712  einver- 
leibt. —  2  A.  a.  0.,  S.  93,  Art.  III. 
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Ungarns  befestige,  damit  man  den  Bestrebungen  Räköczy's  mit  dem 
Hinweis  auf  die  vollständig  zufriedengestellte  ungarische  Nation  wirk- 
sam entgegentreten  könnte.  Demzufolge  entschieden  sich  Karl  und  seine 
Minister  dafür,  daß  der  szatmärer  Friedensvertrag  den  Gesetzen  einver- 
leibt werde.  Aber  die  Gegner  der  Einverleibung  setzten  es  durch,  daß 
die  Artikel  desselben  nicht  einfach  ihrem  Wortlaute  nach  in  die  Gesetze 
eingetragen,  sondern  einzeln  in  Verhandlung  genommen  und  namentlich 
jene,  welche  die  Amnestie  betrafen,  durch  besondere  Gesetze  zum  großen 
Nachtheile  der  am  Aufstand  betheiligt  Gewesenen  geändert  wurden. 
Der  zweite  Punkt  z.  B.  sichert  diesen  in  seiner  ursprünglichen  Fassung 
die  unverzügliche  Zurückgabe  auch  solcher  confiscirten  Güter  zu,  die 
schon  durch  Schenkung,  Verkauf  oder  Verpfändung  in  den  Besitz  anderer 
übergegangen  sind.  Im  Gesetz  dagegen  lautet  er:  „Die  Güterconiisca- 
tionen  bleiben  in  Gültigkeit .  .  .  jenen,  die  dadurch  Unrecht  zu  erleiden 
glauben,  steht  der  Proceßweg  offen". . .  „Damit  aber  die  Väter  durch 
Ausdehnung  der  Strafe  auf  ihre  Kinder  desto  wirksamer  vom  Verbrechen 
der  Empörung  abgeschreckt  würden,  sollen  künftig  alle  beweglichen 
und  unbeweglichen,  auch  die  avitischen  und  mit  vollem  Eigenthumsrechte 
besessenen  Güter  der  Rebellen  mit  Ausschließung  der  Kinder  jedes 
Alters  und  der  Verwandten  vom  Fiscus  eingezogen  werden,  wobei  blos 
die  Rechte  und  Ansprüche  jener  Verwandten  vorbehalten  werden,  die 
in  der  Treue  unwandelbar  beharrten;  das  Los  der  am  Verbrechen  des 
Vaters  unschuldigen  Kinder  wird  einzig  und  allein  der  Gnade  des  Königs 
anheiragestellt."  ^ 

Nicht  weniger  heftig  war  am  Reichstage  der  Streit,  den  die  Religions- 
angelegenheit veranlaßte.  Die  Evangelischen  hatten,  wie  oben  (S.  l^T) 
erwähnt  worden,  einen  eigenen  Abgeordneten,  Körtvelyesy,  nach  Utrecht 
gesandt,  um  zu  bewirken,  daß  die  Rechte,  welche  sie  durch  Staatsver- 
träge und  Gesetze  erlangt  hatten,  und  namentlich  die  freie  Religions- 
übung im  allgemeinen  Friedensschluß  garantirt  würden.  Die  BevoU- 
•  mächtigten  der  protestantischen  Staaten  stellten  einen  hierauf  bezüglichen 
Antrag  und  unterstützten  auch  Räköczy's  Sache  hauptsächlich  deshalb, 
weil  dieser  ihren  ungarischen  Glaubensgenossen  Religionsfreiheit  ver- 
schafft hatte  und  von  ihm  auch  die  fernere  Beschützung  derselben  zu  er- 
warten stand.  Sinzendorf  lehnte  den  Antrag  ab,  weil  derselbe  eine 
innere  Angelegenheit  der  österreichischen  Monarchie  betreffe  und  nicht 
vor  den  Congreß  gehöre,  versprach  aber,  der  Kaiser  werde  die  Evange- 
lischen Ungarns  vollkommen  zufriedenstellen.  Demzufolge  beschlossen 
1712  die  Vertreter  Englands,  Hollands  und  Preußens  im  April  1712,  die 
Sicherstellung  der  Religionsfreiheit  im  Friedensschlüsse  nicht  weiter  zu 
betreiben,  sondern  vom  Kaiser  zu  verlangen,  daß  er  die  Evangelischen 
Ungarns  in  alle  die  Rechte  wieder  einsetze,  die  ihnen  der  Reichstag  von 
1647  gewährte.^  Sie  thaten  es.  Aber  Art.  III  des  szatmärer  Friedens- 
vertrags lautete  hierüber  unbestimmt  und  zweideutig:  „Se.  Majestät 
wird  hinsichtlich  der  Religionsfreiheit  die  gebrachten  Reichsgesetze  in 

»  Art.  IX  von  1715,    Corpus  jur.    Hung.,   II,  95.   —    ^  Fiedler,    Acten- 
stücke  zur  Geschichte  Räköczy's,  II,  2,  9,  355. 
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Kraft  erhalten,  den  Bekennern  der  Augsburgischen  und  Helvetischen 
Confession  die  Religionsübung  sowol  in  Ungarn  als  in  Siebonbürgen 
nebst  den  darauf  bezüglichen  Stiftungen  gewähren,  auch  ist  den  nun  zu 
Gnaden  Aufgenommenen  der  Weg  nicht  verschlossen,  sich  mit  ihren  Be- 
schwerden an  Se.  Majestät  oder  an  den  Reichstag  zu  wenden."  Hierauf 
erließ  die  Königin-Witwe,  Eleonora,  am  28.  September  1711  an  die 
Gespanscbaftsbehörden  den  Befehl,  Kirchen,  Schulen  und  Stiftungen, 
welche  während  der  „Rdkoczy'schen  Unruhen"  der  einen  oder  andern 
Religionspartei  weggenommen  wurden,  derjenigen  zurückzugeben,  welche 
vor  dem  Ausbruche  der  Unruhen  im  Besitze  derselben  gewesen  war.  ^ 
Dieser  Befehl  nahm  den  Evangelischen  alles  wieder  ab,  was  sie  an  recht- 
mäßigem frühern  Eigenthum  durch  den  szecsenyer  Vergleich  gewonnen 
hatten,  so  unter  andern  auch  das  Collegium  zu  Eperies.  Sie  hielten  das 
Verfahren,  welches  wider  sie  eingeschlagen  wurde,  für  eine  Verletzung 
des  szatmärer  Friedensartikels,  der  ihnen  doch  unleugbar  freie  Religions- 
übung und  den  Besitz  jener  Gebäude  und  Stiftungen,  auf  die  sie  ein  un- 
bestreitbares Recht  hatten,  zugestand,  und  die  Fürsprache  der  genannten 
Staaten  ermuthigte  sie,  am  Reichstage  das  zu  fordern,  wozu  sie  die  von 
den  Ständen  anerkannten  und  von  einer  Reihe  von  Königen  beschworenen 
Gesetze  und  Staatsverträge  berechtigten.  Als  sie  hier  auf  den  heftigsten 
Widerstand  stießen,  der  ihnen  die  Hoffnung,  auch  nur  etwas  zu  erlangen, 
benahm,  wandten  sie  sich  mit  einem  Bittgesuch  an  den  König,  das  von 
Abgeordneten  eingereicht  wurde,  deren  Wortführer  der  reformirte  Faul 
Räday  war.  „Der  katholische  Stand",  klagten  sie,  „widersetzt  sich  offen- 
bar der  Freiheit  der  aufgenommenen  (receptarum,  soviel  als  gesetzlich 
anerkannten)  Religionen,  indem  er  sich  nicht  scheut,  nicht  nur  die  frühern 
Gesetze,  Friedensschlüsse  und  Krönungsdiplome,  sondern  auch  die  öden- 
burger  von  ihm  gegen  den  Willen  der  Evangelischen  gemachten  Gesetze 
gänzlich  umzustoßen  und  dadurch  den  Samen  neuer  Unruhen  auszu- 
streuen." Es  lasse  sich  nicht  leugnen,  daß  die  Religionen  des  Augs- 
burger und  Helvetischen  Bekenntnisses  im  szatmärer  Frieden  „aufge- 
nommene" genannt  werden,  welche  Benennung  die  Evangelischen  auf- 
geben weder  können  noch  wollen.  Sie  wollen  die  Trübsale  und  Ver- 
folgungen, welche  die  Evangelischen  erlitten  haben,  nicht  erwähnen, 
damit  die  christliche  Versöhnung,  welche  sie  ernstlich  suchen,  nicht  durch 
Erbitterung  der  Gemüther  gehindert  werde;  weil  aber  der  in  Oedenburg 
1681  gebrachte  XXVI.  Artikel  durch  die  wunderlichen  Deutungen  der 
Commissionen  (sie  waren  zur  Schlichtung  der  Religionsstreitigkeiten 
entsendet)  einen  verkehrten  und  mit  demselben  nicht  übereinstimmenden 
Sinn  erhalten  hat,  sehen  sie  sich  gezwungen,  zu  bitten,  daß  dieser  Artikel 
den  frühern  Gesetzen,  Friedensverträgen  und  Diplomen  gemäß  umge- 
ändert werde."  Diese  Bitte  haben  sie  schon  am  vorigen  Reichstage  dem 
König  Joseph  vorgetragen,  da  aber  der  Reichstag  nicht  beendigt  wurde, 
müssen  sie  dieselbe  wiederholen.  Sie  bitten  damit  nichts  Neues,  nichts, 
was  nicht  die  Eintracht  und  den  Frieden  förderte,  nichts,  was  nicht  mit 
der  unverbrüchlichen  Treue  gegen  den  König  übereinstimmte.    Und  das 

'  Ribini  Memorabilia,  II,  176  fg. 
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bitten  nicht  wenige,  sondern  jene,  welche  in  Ungarn  die  Katholischen 
an  Zahl  übertreffen,  obgleich  sie  am  Reichstag  in  der  Minderheit  sind, 
weil  sie  wegen  ihres  Glaubens  nicht  als  Abgeordnete  hingesandt  wurden. 
Eine  so  bedeutende  Menge  von  Landesbewohnern  erwartet  mit  Bangig- 
keit Erhörung  ihrer  Bitte,  die  ihnen  nur  gewährt  werden  könne  durch 
Gestattung  einer  allgemeinen  freien  Religionsübung  im  Sinne  der  Ge- 
setze, durch  Beschränkung  der  grundherrlichen  Rechte  in  Betreff  der 
Religion  und  durch  Abstellung  des  Misbrauchs  ihrer  Gewalt,  den  sich 
die  Commissare  erlauben.  Das  Los  der  Evangelischen,  heißt  es  am 
Schlüsse  des  Gesuchs,  ist  schlimmer  als  das  der  Anabaptisten,  nicht- 
unirten  Griechen  und  Juden,  die  nur  geduldet  sind  und  dennoch  unge- 
hindert ihre  Religion  üben  dürfen. ^^  König  Karl,  an  dessen  Hofe  Jesuiten, 
Kapuziner  und  andere  Priester  nach  Joseph's  Tod  großen  Einfluß  ge- 
wonnen hatten,  war  nicht  gesonnen,  das  Wort  seines  Bevollmächtigten 
am  Congresse  einzulösen  und  der  Fürsprache  seiner  schon  schwanken- 
den Bundesgenossen  Gehör  zu  schenken;  er  stimmte  vielmehr  mit  dem 
Klerus  und  den  katholischen  Ständen  am  Reichstage  darin  überein ,  die 
Evangelischen  in  die  ihnen  gewaltsam  entrissenen  Rechte  nicht  wieder 
einzusetzen.  Also  gab  er  ihnen  am  IL  Juli  den  Bescheid,  daß  die  ihre 
Religion  betreffenden  Gesetze  des  ödenburger  und  preßburger  Reichs- 
tags pünktlich  werden  beobachtet  werden.  Damit  konnten  sie  nicht  zu- 
frieden sein  und  suchten  nun  abermals,  am  Reichstage  zu  erlangen,  was 
ihnen  der  König  verweigert  hatte.  Noch  dauerte  der  erneuerte  Kampf 
der  Parteien  über  die  Religionsangelegenheit  fort,  und  waren  auch  die 
Gesetze  über  Hochverrath,  die  neoacquistische  Commission  und  andere 
Gegenstände  noch  nicht  zu  Stande  gekommen,  als  der  Reichstag  unter 
dem  Vorwande  einer  überhandnehmenden  Seuche  am  28.  September  auf- 
gelöst wurde. 

Der  Reichstag  hatte  es  abgelehnt,  sich  in  Verhandlungen  über  die 
weibliche  Erbfolge  einzulassen,  das  Recht  der  Nation,  nach  dem  Aus- 
sterben des  Leopoldinischen  Mannsstammes  wieder  den  König  zu  wäh- 
len, behauptet,  und  durch  seine  feste  Haltung  den  König  genöthigt,  das- 
selbe im  beschworenen  Krönungsdiplom  anzuerkennen.  Aber  deshalb 
gab  Karl  den  Plan,  den  weiblichen  Zweigen  seines  Hauses  die  Erb- 
schaft des  ungarischen  Throns  zu  sichern,  keineswegs  auf,  sondern  fuhr 
fort,  darüber  mit  Magnaten  und  einflußreichen  Mitgliedern  der  Stände- 
tafel zu  unterhandeln.  Am  L  Juli  legte  er  dem  ungarischen  Staatsrathe 
die  Frage  zur  Beantwortung  vor:  „wie  der  Thron  besetzt  werden  solle, 
wenn  er  stürbe,  ohne  männliche  Nachkommen  zu  hinterlassen?"  Unter 
dem  Vorsitze  des  Palatins,  Paul  Eszterhäzy,  bericth  der  Staatsrat!)  hier- 
über und  reichte  am  8.  Juli  dem  Könige  sein  Gutachten  ein,  welches  sich 
blos  auf  die  Töchter  Leopold's  und  Joseph's  bezog,  da  Karl  noch  keine 
Kinder  hatte.  Um  den  Gefahren  eines  Interregnums  vorzubeugen,  riethen 
sie,  die  weibliche  Erbfolge  noch  dem  gegenwärtigen  Reichstage  ge- 
schäftsmäßig zu  unterbreiten.  Die  Annahme  derselben  sei  jedoch  nur 
unter  folgenden  Bedingungen  zu  erlangen:    Daß  eine  Erzherzogin  zur 

1  Ribini,  a.  a.  O.,  S.  532  fg. 
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präsumtiven  Thronfolgerin  gewählt  werde,. die  andern  für  sich  und  ihre 
Nachkommen  der  Erbfolge  für  immer  eidlich  entsagen,  die  Erblande 
durch  Vertrag  und  Bündniß  dieselbe  Erzherzogin  als  ihre  Landesfürstin 
annehmen  und  zugleich  festsetzen,  wie  viel  sie  zur  Vertheidigung  Ungarns 
gegen  die  Türken  beizutragen  haben;  —  daß  die  präsumtive  Thron- 
folgerin sogleich  ein  Diplom  ausstelle,  in  welchem  sie  sich  verpflichtet, 
die  Rechte  und  Freiheiten  Ungarns  unversehrt  zu  erhalten;  —  daß  der 
Palatin  die  Regierung  führe,  wenn  sie  bei  ihrer  Thronbesteigung  noch 
minderjährig  wäre;  aucli  kein  auswärtiges  Ministerium  sich  in  die  An- 
gelegenheiten Ungarns  mische;  —  daß  sie  mit  Einwilligung  der  Stände 
Ungarns  und  der  andern  Lander  vermählt  werde,  ihr  Gemahl  katholisch 
sei  und  sich  krönen  lasse;  —  daß  der  König  dieses  wichtige  Zugeständ- 
iiiß  seinerseits  durch  Zugeständnisse  erwidere,  also  erkläre,  auf  welche 
Begünstigung;  Ungarn  hinsichtlich  der  Vertheidigung  gegen  die  Türken 
rechnen  könne;  in  seinen  geheimen  Staatsrath  Ungarn  aufnehme,  weil 
Ungarn  durch  die  vorgeschlagene  Thronfolge  einer  Erzherzogin  in  eine 
nähere  und  beständige  Verbindung  mit  dessen  andern  Ländern  käme, 
und,  weil  diese  Länder  zugleich  Theile  des  Deutschen  Reichs  sind,  das 
Verhältniß  zwischen  jenen  und  Ungarn  festsetzen  lasse;  —  daß  der 
König  den  Reichstag  durch  Abstellung  der  Landesbeschwerden  erfreue 
und  zur  Annahme  einer  derartigen  weiblichen  Erbfolge  geneigt  mache. 
Dies  alles  sollte  noch  dem  gegenwärtigen  Reichstag  vorgelegt  und  un- 
gesäumt vollzogen  werden.*  Das  Gutachten  bezweckte  die  Gründung 
einer  neuen  Dynastie,  die  nicht  im  Sinne  Karl's  und  seines  Hofs  lag; 
nach  ihrer  Meinung  sollte  die  Thronfolge  auf  alle  weiblichen  Linien  des 
erzherzoglichen  Hauses  ausgedehnt,  dadurch  der  Fortbestand  der  Ge- 
samratmonarchie  und  die  Herrschaft  des  erzherzoglichen  Hauses  über 
dieselbe,  wenn  auch  nur  in  seinen  weiblichen  Linien,  auf  Jahrhunderte 
hinaus  gesichert  werden.  Das  Gutachten  schloß  überdies  außer  der  einen 
präsumtiven  Thronerbiii  nicht  nur  die  übrigen  Töchter  Leopold's  und 
Joseph's,  sondern  auch  die  Töchter  aus,  die  dem  Kaiser  Karl  geboren 
werden  konnten.  Ferner  konnte  er  das,  was  er  bei  der  Krönung  be- 
schworen hatte,  nicht  vor  demselben  Reichstage  widerrufen.  Endlich 
war  es  nicht  rathsam,  gerade  jetzt  die  weibliche  Thronfolge  in  auf- 
fallender Weise  einzuführen ,  da  sicli  die  beim  Congreß  in  Utrecht  ver- 
sammelten Mächte  und  namentlich  auch  England  gegen  dieselbe  erklärt 
hatten.  Karl  genehmigte  also  das  Gutachten  des  ungarischen  Staats- 
raths  nicht,  verschob  die  Feststellung  der  weildichen  Erbfolge  auf  eine 
günstigere  Zeit  und  löste  den  so  wenig  willfährigen  Reichstag  auf 

Seine  Aussichten  auf  Spanien  verdüsterten  sich  indessauf  denSchlacht- 
l'f'ldern  und  am  Congresse  immer  mehr,  und  die  von  dem  letztern  bereits 
ausgesprochene  Zerstückelung  der  spanischen  Monarchie  wies  warnend 
darauf  hin,  welches  Schicksal  den  unter  seiner  Herrschaft  vereinigten 
andern  Reichen  nach  seinem  Tode  bevorstehen  könne.    So  entschloß  er 


'  Budapest!  szenile,  XIX,  2C7,   von  Ladislaiis  Szalay  mitgetheilt.     Sala- 
mon,    A   magvar    kiralyi    szek    besöltese    es    a   pragmatica   sanctio    törtenete, 
S.  97   fg. 
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sich  denn  schon  sechs  Monate  nach  der  Auflösung  des  ungarischen 
Reichstags  einen  entscheidenden  Schritt  zu  thun.  Auf  seinen  Befehl 
1713  versammelten  sich  am  19.  April  1713  alle  in  Wien  anwesenden  kaiser- 
lichen Geheimräthe  im  Berathungssaale  der  Burg;  er  selbst  ließ  sich  auf 
dem  Throne  nieder,  und  Prinz  Eugen  führte  das  Präsidium.  Zuerst 
wurden  die  obenerwähnten  zwei  Urkunden  vom  12.  September  1703 
vorgelesen,  in  deren  erster  Leopold  die  spanische  Monarchie  seinem 
zweiten  Sohne  Karl  überläßt  und  den  erstgeborenen  Joseph  zu  seinem 
Nachfolger  in  Ungarn  und  den  österreichischen  Erblanden  bestimmte, 
in  der  zweiten,  bis  dahin  geheim  gebliebenen,  ein  gegenseitiger  Erb- 
vertrag geschlossen  wird,  vermöge  dessen  in  beiden  Monarchien  beim 
Ausgange  der  männlichen  Linie  des  einen  Bruders  die  männlichen  Nach- 
kommen des  andern  und  beim  Aussterben  des  Mannsstammes  beider  ihre 
weiblichen  Nachkommen  immer  in  der  Reihe  der  Erstgeburt  einander 
nachfolgen  sollten.  Hierauf  wurde  dem  geheimen  Rathe  folgende  Ur- 
kunde, die  Pragmatische  Sanction,  vorgelegt:  „Aus  den  vor- 
gelesenen Urkunden  konnte  jedermann  von  dem  ins  Leben  getretenen 
und  durch  Eide  bekräftigten  Erbvertrag  der  Linien  Joseph's  und  KarFs, 
welche  ihre  gegenseitige  Erbfolge  regelt,  Kenntniß  erhalten.  Derselben 
zufolge  fielen  Sr.  kaiserlichen  Majestät -ausser  den  spanischen  Reichen 
und  Provinzen,  welche  ihm  die  Kaiser  Leopold  und  Joseph,  seligen  An- 
denkens, übertragen  hatten,  nachdem  sein  älterer  Bruder,  ohne  männliche 
Nachkommen  zu  hinterlassen,  gestorben  war,  auch  dessen  sämmtliche 
erblichen  Reiche  und  Provinzen  anheim  und  sollen  bei  seinen  ehelichen 
männlichen  Nachkommen,  solange  es  deren  gibt,  in  ihrer  Gesammtheit 
ungetrennt  nach  dem  Rechte  und  in  der  Ordnung  der  Erstgeburt  bleiben. 
Nach  dem  Erlöschen  der  männlichen  Linie  Sr.  kaiserlichen  Majestät 
aber,  welches  Gott  gnädig  abwenden  möge,  sollen  dieselben  auf  seine 
ehelichen  Nachkommen  in  weiblicher  Linie  jederzeit  nach  dem  Rechte 
■  und  in  der  Ordnung  der  Erstgeburt  und  ebenfalls  ungetrennt  übergehen; 
ferner  soll  nach  dem  Aussterben  und  Abgange  der  Nachkommen  Sr. 
kaiserlichen  Majestät  in  beiden  Linien  die  Erbfolge  in  sämmtlichen  nicht 
zu  trennenden  Reichen  und  Provinzen  an  die  Töchter  seines  Bruders, 
des  Kaisers  Joseph,  und  deren  eheliche  Nachkommen  in  der  erwähnten 
Weise  und  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  gelangen ;  demselben  Rechte 
gemäß  und  in  derselben  Ordnung  sollen  die  übrigen  Erzherzoginnen  der 
hier  angegebenen  Begünstigungen  und  Heimfälle  theilhaftig  werden.  Dies 
alles  ist  nämlich  so  zu  verstehen:  Daß  die  Erbfolge  nebst  allem,  was 
dazu  gehört,  nach  den  Zweigen  der  vom  gegenwärtig  herrschenden  Karl 
und  der  diesen  folgenden  von  Joseph  abstammenden  hinterbliebenen 
weiblichen  Nachkommen  sämmtlichen  Zweigen  des  erzherzoglichen 
Hauses  dem  Rechte  der  Erstgeburt  gemäß  und  in  der  aus  diesem  fließen- 
den Ordnung  gebührt,  in  Betreff  dessen  die  Aufrechthaltung  öffentlich 
festgesetzt  wird.  Aus  dieser  Absicht  wurden  jene  für  immer  gültigen 
Uebereinkommnisse,  Anordnungen  und  Verträge  zur  Ehre  Gottes  und 
zur  Wahrung  sämmtlicher  Erbländer  gemacht  und  von  Sr.  kaiserlichen 
Majestät  Vater,  Bruder  und  ihm  selbst  mit  Eiden  bekräftigt.  Se.  kaiser- 
liche Majestät  wird  daher  diese  Anordnungen  aufrecht  halten  und  geruht 
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seine  Geheimen  Räthe  und  Minister  zu  ermahnen  und  ihnen  zu  befehlen, 
daß  sie  streben  und  sich  beeifern,  diese  Uebereinkommnisse  und  Ver- 
träge zu  beobachten,  aufrecht  zu  halten  und  zu  vertheidigen,  weshalb 
Se.  kaiserliche  Majestät  sie  von  der  Verpflichtung,  dieselben  geheim  zu 
halten,  entbindet."  ^ 

Nachdem  wir  die  Ereignisse  in  Ungarn  seit  dem  Regierungsantritte 
Karl's  bis  hierher  betrachtet  haben,  ist  es  nöthig,  daß  wir  den  Blick  auf  den 
Gang  des  Spanischen  Erbfolgestreites  richten.  Der  unerwartete  Tod  Jo- 
seph's  gab  dem  durch  Parteigeist  bewirkten  Umschwünge  der  englischen 
Politik  das  Gepräge  klar  sehender  Staatsweisheit.  Hatte  England  vor  dem- 
selben für  die  Erbfolge  Karl's  auf  den  spanischen  Thron  den  jahrelangen 
Krieg  gefühx't,  um  die  Gefahr  abzuwenden,  mit  welcher  die  Freiheit 
Europas  bedroht  wurde,  wenn  des  schon  übermächtigen  Ludwig's  XIV. 
Enkel  denselben  bestiege,  so  war  es  jetzt  aus  demselben  Grunde  unzu- 
lässig, daß  dem  Beherrscher  Ungarns,  Böhmens  und  der  österreichischen 
Lande,  dessen  Haupt,  wie  vorauszusehen  war,  auch  die  deutsche  Kaiser- 
krone schmücken  werde,  die  ganze  spanische  Monarchie  zufalle.  Sein 
unbestreitbares  Erbrecht,  ohnehin  bei  der  Nachfolge  auf  Thronen  nicht 
eins  mit  dem  Privaterbrechte,  mußte  dem  großen  Gesammtinteresse 
des  Gleichgewichts  weichen.  Also  beschlossen  England  und  Holland  die 
Theilung  der  spanischen  Monarchie,  und  ein  Congreß  der  am  Kriege  be- 
theiligten Mächte  sollte  sich  in  Utrecht  versammeln,  um  auf  dieser 
Grundlage  den  Frieden  zu  Staude  zu  bringen.  Ludwig  und  Philipp 
ließen  sich  die  Theilung  gefallen,  der  Widerspruch  Karl's,  der  die  ganze 
spanische  Monarchie  als  sein  rechtmäßiges  Erbe  forderte,  wurde  nicht 
beachtet,  und  vier  Tage  nach  seinem  Einzug  in  Wien,  am  29.  Januar 
1712,  fand  die  Eröffnung  des  Congresses  statt,  bei  dem  Graf  Sinzendorf  1712 
sein  Principalbevollmächtigter  war. 

Die  Friedensverhandlungen  hatten  keinen  Stillstand  der  Kriegs- 
operationen bewirkt.  In  den  spanischen  Niederlanden  überstieg  Marl- 
borough  im  August  1711  die  starken  Schanzlinien,  welche  Villars  zwi-  1711 
sehen  Arras  und  Bouchain  errichtet  hatte,  zwang  diesen  zum  Rückzug 
und  am  13.  September  Bouchain  sich  zu  ergeben.  Das  war  seine  letzte  1712 
That  im  Spanischen  Erbfolgekrieg.  Schon  zu  Anfang  des  folgenden 
Jahres  wurde  er  von  der  Armee  abberufen,  vor  dem  Parlament  wegen 
Veruntreuung  öffentlicher  Gelder  angeklagt  und  von  der  Königin  Anna 
aller  seiner  Aemter  und  Würden  entsetzt.  Vergebens  reiste  Eugen  nach 
London,  er  konnte  seinen  Waffengefährten  von  der  schmachvollen  Ver- 
urtheilung  nicht  retten,  die  englische  Regierung  nicht  vom  Abfall  vom 
Kaiser  zurückhalten.  Der  neue  Feldherr  Englands,  Herzog  Oi'mond, 
unterstützte,  geheimen  Befehlen  gemäß,  Eugen  in  seinen  Unternehmungen 
nicht,  meldete  ihm  am  25.  Juni,  er  habe  den  Auftrag,  nach  drei  Tagen 
einen  zweimonatlichen  Waffenstillstand  Englands  mit  Frankreich  be- 
kannt zu  machen,  dem  die  Verbündeten  beitreten  mögen,  widrigenfalls 

•  Magyar  jogtadomänyi  közlöny  (Ungar,  rechtswissenschaftlicher  Bericht- 
erstatter), Jahrgang  18G6.  Das  Original  der  Urkunde  ist  zwar  deutsch,  da 
es  mir  aber  nicht  zu  Gebote  steht,  übertrage  ich  es  aus  der  ungarischen 
Uebersetzung  bei  Salamon,  a.  a.  O.,  zurück  ins  Deutsche. 
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seine  Regierung  die  Zahlung  der  Subsidien  einstellen  werde,  zog  im  Juli 
ab  und  besetzte  sogar  Gent  und  Brügge,  wodurch  diese  Städte  mit  ihren 
Hülfsquellen  den  Kaiserlichen  verschlossen  wurden.  Nach  seinem  Ab- 
zug war  die  Armee  Albemarle's  zu  schwach,  um  Mariennes,  wo  Eugen 
seine  Magazine  hatte,  zu  decken;  Villars  vernichtete  sie  am  25.  Juli  bei 
Dennin  und  eroberte  Mariennes,  wodurch  er  die  Oberhand  im  Felde  ge- 
wann. Eugen,  mit  dessen  Heere  sich  die  holländischen  Truppen  ver- 
einigt hatten,  war  gezwungen,  die  Belagerung  von  Landrecy  aufzuheben, 
und  konnte  es  nicht  hindern,  daß  Villars  im  September  und  October 
mehrere  Plätze  einnahm.  Nachdem  Karl  Spanien  verlassen  hatte,  wandte 
sich  dort  das  Glück  noch  mehr  von  seinen  Fahnen  ab,  obgleich  die  Cata- 
lonier   mit   ungebrochenem  Muthe   für  ihn  kämpften;   er   sah   sich   ge- 

1713  zwungen,  am  14.  März  1713  einen  Evacuationstractat  zu  schließen  und 
seine  Truppen  aus  Catalonien,  Majorca  und  Ivica  zurückzuziehen. 

Mittlerweile  wurden  die  Friedensverhandlungen  eigentlich  nur  von 
England  und  Frankreich  in  Paris  geführt  und  die  abgemachten  Artikel 
dem  Congresse  zur  Annahme  vorgelegt.  Holland,  dessen  Interessen  und 
dem  Kriege  gebrachten  großen  Opfern  dieselben  nicht  entsprachen, 
sträubte  sich,  sie  anzunehmen;  aber  der  für  die  Verbündeten  zu  dieser 
Zeit  unglückliche  Verlauf  des  Kriegs  z\vang  es,  sich  dem  Dictate  der 
beiden  Mächte  zu  unterwerfen.  So  kam  denn  der  Utrechter  Friede,  das 
heißt  die  Reihe  von  Friedensschlüssen,  die  dort  vollzogen  wurden,  zu 

1713  Stande.  Frankreich  schloß  am  11.  April  1713  mit  England,  Holland, 
Portugal,  Preußen  und  Savoyen;  Spanien  am  13.  Juli  mit  England  und 
Savoyen  Frieden.  Philipp  V.  behielt  Spanien  und  dessen  alle  Colonien 
in  Amerika,  Asien  und  Afrika,  mußte  aber  für  sich  und  seine  Nach- 
kommen auf  die  französische  Krone  Verzicht  leisten,  die  Niederlande, 
Neapel,  Sardinien  und  den  größten  Theil  des  Herzogthums  Mailand  dem 
Kaiser  Karl  überlassen,  das  übrige  mailändische  Gebiet  und  Sicilien  an 
den  Herzog  Victor  Amadeus  von  Savoyen  abtreten,  der  zugleich  den 
königlichen  Titel  und  die  Anwartschaft  auf  den  Thron  Spaniens  nach 
dem  Erlöschen  der  Nachkommenschaft  Philipp's  erhielt.  Spanien  be- 
willigte England  große  Handelsvortheile  und  trat  an  dasselbe  die  Festung 
Gibraltar  nebst  den  Eilanden  Minorca  und  Ivica,  Frankreich  weite  Land- 
strecken im  nördlichen  Amerika  und  die  zu  den  Kleinen  Antillen  ge- 
hörige Insel  St.-Christoph  ab;  beide  Staaten  erkannten  die  protestan- 
tische Thronfolge  in  England  an  und  verpflichteten  sich,  den  Präten- 
denten Jakob  Stuart  nicht  weiter  zu  unterstützen.  Holland  erlangte 
außer  Handelsvortheilen  eine  Barriere  gegen  Frankreich,  d.  h.  das  Recht, 
in  eine  Reihe  von  Festungen  der  von  nun  an  österreichischen  Niederlande 
Besatzungen  zu  legen,  die  der  Kaiser  bezahlte.  Preußen  bekam  einen 
Tlieil  von  Geldern  nebst  andern  Landschaften,  auch  Neufchätel  und 
Vahmgin.  Die  Kurfürsten  von  Baiern  und  Köln  erhielten  ihre  Lande 
und  Würden  zurück. 

Die  Völker,  die  man  wie  Heerden  vertheilte,  wurden  nach  der  Ge- 
wohnheit der  Diplomaten  um  ihre  Zustimmung  nicht  gefragt.  Die  thei- 
lenden  Mächte,  die  mehr  oder  weniger  gewannen,  waren  oder  schienen 
wenigstens  zufrieden  mit  dem,  was  sie  bekamen.    Kaiser  Karl  aber,  auf 
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sein  früheres  Glück  und  sein  Recht  vertrauend,  verwarf  den  Frieden, 
der  ihm  nur  die  mit  seinen  Reichen  nicht  zusammenhängenden  Neben- 
länder Spaniens  zusprach.  Auch  das  Deutsche  Reich  nahm  den  Frieden 
nicht  an,  und  das  catalonische  Volk  erhob  sich  kühn  gegen  das  Dictat, 
durch  welches  ihm  ein  beliebter  König  genommen  und  ein  verhaßter 
aufgezwungen  wurde.  Der  Krieg  dauerte  also  nach  dem  Friedens- 
scbluss  am  Oberrhein  und  in  Catalonien  fort.  Auf  dem  erstem  Kampf- 
platze führte  ihn  Karl  kraftlos,  indem  er,  von  Deutschland  äußerst 
schwach  unterstützt  und  ohne  andere  Bundesgenossen,  der  Macht  Frank- 
reichs nicht  gewachsen  war.  Villars  breitete  sich  mit  seinem  gewaltigen 
Heere  am  linken  Rheinufer  aus,  eroberte  am  20.  August  Landau  und 
brandschatzte  die  offenen  Städte,  überschritt  sodann  den  Strom,  trieb 
auch  jenseit  desselben  Brandschatzungen  ein  und  bemächtigte  sich  am 
30.  September  Freiburgs.  Da  erkannte  Karl  die  Unmöglichkeit,  Frank- 
reich ohne  Bundesgenossen  zu  besiegen,  und  nahm  endlich  für  sich  und 
das  Reich  einen  schlechtem  Frieden  an,  als  er  in  Utrecht  würde  erhalten 
haben.  Eugen  und  Villars  waren  die  Unterhändler  dieses  Friedens,  der 
in  Rastadt  am  6.  März  1714  für  Oesterreich  und  zu  Baden  in  der  1714 
Schweiz  am  7.  September  für  das  Deutsche  Reich  unterzeichnet  wurde. 
Karl  und  Philipp  schlössen  gar  nicht  förmlich  Frieden.  Mit  unerschütter- 
lichem Heldenmuthe  setzten  dagegen  die  Catalonier  den  Krieg  wider 
Philipp,  der  ihnen  ihre  freie  Verfassung  nehmen  wollte,  auch  dann  noch 
fort,  als  Karl  seine  Truppen  aus  Spanien  zurückgezogen  und  seine  Ge- 
mahlin abberufen,  Ludwig  dagegen  seinem  Enkel  Hülfe  wider  sie  ge- 
schickt hatte;  sie  vertheidigten  sich,  obgleich  sich  selbst  überlassen  und 
ohne  Hoffnung,  zu  siegen,  noch  ein  Jahr  lang  in  Barcelona,  bis  endlich 
der  Marschall  von  Berwick  die  Stadt  am  11.  September  erstürmte.  Ver- 
gebens hatte  sich  Karl  in  Rastadt  und  Baden  bemüht,  für  seine  treuen 
Catalonier  Amnestie  und  Erhaltung  ihrer  Verfassung  auszuwirken,  — 
Philipp  vernichtete  dieselbe  ebenso  wie  die  Valencias  und  Aragoniens 
nach  dem  Eroberungsrechte  — ,  Oesterreich,  dem  auch  Mantua  über- 
lassen wurde,  dessen  letzten  Herzog  Kaiser  Joseph  geächtet  hatte,  ver- 
lor gerade  so  viel  an  innerer  wahrer  Macht,  als  ihm  an  Ausdehnung  seiner 
auswärtigen  Besitzungen  zugestanden  wurde. 

Der  Friede  war  in  Rastadt  kaum  geschlossen,  so  mußten  die  Evan- 
gelischen Ungarns  schon  für  den  Abfall  der  protestantischen  Bundes- 
genossen von  Oesterreich  büßen,  indem  nun  keine  Rücksicht  auf  diese 
den  kaiserlichen  Hof,  sie  zu  schonen,  nöthigte.  Der  graner  Erzbischof, 
Cardinal  Christian  August  von  Sachsen,  und  die  andern  Bischöfe  hatten 
eine  heftige  Klagschrift  eingereicht,  in  welcher  sie  die  der  Augsburger 
und  die  der  Helvetischen  Confession  Zugethanen  beschuldigten:  „daß 
dieselben  den  Gesetzen  und  königlichen  Patenten,  welche  um  des  Frie- 
dens willen  erlassen  worden,  nicht  gehorchen  wollen;  daß  sie  die  wäh- 
rend des  Aufstandes  außer  den  Articularorten  auch  an  andern  Orten  auf 
welche  Art  immer  eingeführte  öffentliche  Uebuug  ihrer  Religion  fort- 
setzen; daß  jeder  Edelmann,  was  doch  nur  den  Magnaten  und  vorneh- 
mern Edelleuten  erlaubt  wurde,  auf  seinem  Wohnsitze  Kapellen  baut 
und  Prediger  hält,  dort  die  Verrichtung  geistlicher  Functionen  gestattet 
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und  die  Bewohner  des  Dorfs  und  benachbarter  Ortschaften  an  den  An- 
dachten theihiehmen  läßt ;  daß  die  Lehrer  und  Prediger  in  den  Articular- 
orten  zahlreicher  sind  als  nöthig  ist,  verkleidet  die  benachbarten  Ort- 
schaften besuchen,  dort  amtiren  und  dadurch  den  katholischen  Plebanen 
ihr  Einkommen  entziehen;  daß  die  Evangelischen  ihre  Schulen,  sogar 
solche,  in  denen  Theologie  und  Philosophie  gelehrt  werden,  vermehren; 
daß  Leute  ihres  Bekenntnisses  katholischen  Kirchen  gebührende  Stiftungen 
und  Einkünfte  gewaltsam  vorenthalten,  den  Plebanen  schulditj;e  Lei- 
stungen verweigern  und  dadurch  die  Kirche  Gottes  betrügen;  daß  die 
Evangelischen  die  katholischen  Festtage  nicht  beobachten,  auch  in  der 
Advents-  und  Fastenzeit  Hochzeiten  und  Tanzunterhaltungen  veran- 
stalten und  noch  andere  Excesse  zum  Schimpf  der  katholischen  Religion 
begehen."  Demzufolge  erließ  König  Karl  am  28.  April  ein  Edict,  wel- 
ches die  obigen  Klagepunkte  wörtlich  anführt  und  den  Anhängern  des 
Augsburger  und  Helvetischen  Bekenntnisses  gebietet:  sich  den  Gesetzen 
und  königlichen  Patenten  anzubequemen,  die  Uebung  ihrer  Religion 
außerhalb  der  Articularorte  einzustellen,  die  Stol-  und  andern  Gebühren 
den  katholischen  Plebanen  zu  entrichten,  die  niedern  und  höhern  Schu- 
len, die  vor  der  Rebellion  nicht  bestanden,  aufzulösen  und  die  Lehrer 
zu  entlassen,  die  Geräthschaften  und  heiligen  Gefäße  der  Kirchen  den 
katholischen  Plebanen  auszuliefern,  die  Festtage  zu  feiern  und  alle 
Skandale  zu  vermeiden,  überhaupt  alles  in  den  vor  und  bis  zu  den  Un- 
ruhen dagewesenen  Stand  zurückzuversetzen.  Die  Uebertreter  dieser 
Gebote  werden  mit  strengen  unausbleiblichen  Strafen  bedroht.  ^ 

Kurz  nach  diesem  Edicte  erfolgte  die  Einberufung  des  vertagten 
Reichstags  auf  den  8.  September  nach  Preßburg.  Das  erste,  was  die 
Stände  hier  vornahmen,  war  die  Wiederbesetzung  des  Palatinats,  wel- 
ches im  März  1713  durch  den  Tod  des  Fürsten  Paul  Eszterhäzy  war 
erledigt  worden.  Die  einstimmige  Wahl  fiel  auf  den  Oberstlandesrichter, 
Grafen  Niklas  PälfFy^,  worauf  die  Würde  des  Oberstlandesrichters  Graf 
'  Stephan  Kohäry  erhielt.  Am  18.  October  fand  die  Krönung  der  Königin 
Elisabeth  und  die  Ueberreichung  des  gebräuchlichen  Krönungsgeschenkes 
statt.  Hierauf  bestellte  der  König  zu  seinem  Commissar  beim  Reichs- 
tage den  Grafen  Traun  und  reiste  dann  nach  Wien  zurück. 

1714         Am  Reichstage,  der  bis  10.  Juni  1715  zusammenblieb,  standen  sicli 
bis    auch  jetzt,  wie  vor  zwei  Jahren,  feindliche  Parteien  gegenüber,  die  lange 

l'^15  und  heftig  miteinander  rangen.  Diejenigen,  die  damals  aus  Eigennutz 
und  Rachsucht  die  förmliche  Einverleibung  des  szatmärer  Friedens  in 
die  Reichsgesetze  hintertrieben  hatten,  rüttelten  auch  jetzt  noch  an  dem- 
selben und  suchten  insonderheit  die  allgemeine  Amnestie  zu  beschränken, 
wogegen  sich  natürlich  alle  am  Aufstande  Betheiligten  erhoben.  Johann 
Pälffy  erschien  fünfmal,  Kärolyi  dreimal  vor  dem  König,  um  ihn  zu 
bitten,  daß  er  die  Gültigkeit  dessen  wahre,  was  in  seinem  Namen  und 
durch  ihn  selbst  verbürgt  worden  war.  Der  Streit  dauerte  mit  zunehmen- 
der Erbitterung  fort,  bis  endlich  Eugen  von  Savoyen  bewirkte,  daß  Karl 

'  Ribini  Memorabilia,  II,  Appendix,  S.  542  fg.  —   ^  Corpus  jur.  Hung., 
II,  94. 
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den  Gegnern  der  Amnestie  Stillschweigen  gebot.  *  Dessenungeachtet  er- 
hielt das  Amnestiegesetz,  der  LIX.  Artikel,  die  für  die  vormaligen  Auf- 
ständischen kränkende  Fassung:  „Obgleich  die  Häupter  der  letzten 
Rebellion,  Räküczy  und  Bercsenyi,  wie  auch  alle  ihre  Anhänger  jedes 
Standes  und  Ranges,  vor  dem  Abschluß  des  szatmärer  Vertrags  für  Re- 
bellen erklärt  und  als  solche  verurtheilt  worden  waren,  hat  Se.  Majestät 
dennoch  ....  die  Schärfe  dieses  Urtheils  durch  den  szatmärer  Vertrag  ge- 
mildert ....  und  diesen  Häuptern  und  ihren  Anhängern  einzeln  und  ins- 
gesammt,  nicht  allein  denen,  die  bald  und  sogleich,  sondern  auch  andern, 
die  bis  zur  festgesetzten  Frist  zu  der  dem  Könige  schuldigen  Treue 
zurückkehren  würden,  eine  allgemeine  Amnestie,  Gnade  und  ewiges 
Vergessen  aller  Vergehungen  und  alles  des  Schadens,  welchen  sie  Sr. 
Majestät  und  dessen  Getreuen  zugefügt  haben,  gewährt.  DaaberRäkoczy, 
Bercsenyi  und  einige  andere  in  der  festgesetzten  Frist  nicht  zurück- 
kehrten, um  die  Amnestie  und  Gnade  zu  ergreifen,  und  in  der  frevel- 
haften Rebellion  noch  hartnäckig  verharren  . . . .:  so  werden  sie  insge- 
samnit  und  einzeln  kraft  des  gegenwärtigen  Gesetzes  für  öffentliche 
Feinde  ihres  gesetzmäßigen  Königs  und  des  Vaterlandes,  Hochverräther 
und  ümstürzer  der  wahren  Freiheit  verurtheilt,  die  man  überall  ver- 
folgen und  einfangen  soll,  damit  sie  die  verdiente  Strafe  erleiden,  und 
ihre  Güter  für  den  Fiscus  verfallen  erklärt.  Auch  wird  allen  Landes- 
bewohnern jede  Correspondenz  und  sonstiger  Verkehr  mit  ihnen  bei  Strafe 
des  Majestätsverbrechens  verboten.  —  Jene  aber,  die  bei  Gelegenheit 
des  Vertragsschlusses  oder  innerhalb  der  damals  anberaumten  Frist  oder 
auch  vor  dem  Vertrage  selbst  persönlich  zurückgekehrt  sind  und  den 
Treueid  geleistet  haben,  werden  dem  szatmärer  Vertrag  gemäß  von 
jener  Verurtheilung  losgesprochen  und  überdies  der  königlichen  Gnade 
tlieilhaftig  gemacht."'^  Dagegen  wirkten  die  Herren,  welche  sich  vom 
Aufstande  ferngehalten,  für  sich  ehrenvolle  Erwähnung  ihrer  Verdienste 
und  materielle  Vortheile  aus.  So  spricht  der  LH.  Artikel  jene  unter 
ihnen,  die  durch  die  Räköczy'schen  Unruhen  ihrer  Güter  oder  der  Nutz- 
nießung derselben  beraubt  worden,  von  der  Verzinsung  der  Anlehen, 
die  sie  vor  dem  Aufstande  gemacht  hatten,  während  der  Jahre  von 
1  702 — 1710  gänzlich  los  und  gewährt  ihnen  zur  Rückzahlung  des  Kapi- 
tals selbst,  wenn  es  über  1000  Fl.  beträgt,  eine  dreijährige,  von  der  Ver- 
öffentlichung des  Gesetzes  zu  berechnende  Frist  nebst  dem  Nachlasse 
der  halben  Zinsen  für  die  drei  Jahre,  verpflichtet  sie  jedoch,  das  Kapital 
gehörig  sicherzustellen.  Hinsichtlich  solcher  Anlehen  aber,  welche  sie 
von  hartnäckigen  Rebellen,  deren  Güter  an  den  Fiscus  gefallen  sind, 
aufgenommen  haben,  verspricht  ihnen  der  König  huldvolle  und  freigebige 
Derücksichtigung  ihrer  Verdienste.  ^ 

Noch  heftiger  war  der  Kampf  der  unduldsamen  Katholiken  und  der 
schwerbedrückten  Evangelischen.  Den  letztern  war  im  szatmärer  Frie- 
den zwar  blos  im  allgemeinen  und  ohne  genaueres  Eingehen  ins  Ein- 
zelne, aber  dennoch  freie  Religionsübung  verbürgt  worden.    Trotzdem 

'  Karolyi,  Autobiographie.  —  *  Corpus  jur.  Hung.,  II,  109.  —   ^  Ebenda, 
S.  110. 
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bestätigte  ein  königliches  Patent  vom  28.  April  von  neuem  allen  den 
Zwang  und  alle  die  Beschränkungen  ihrer  Glaubensfreiheit,  welche  ihnen 
das  Patent,  die  berüchtigte  Explanatio,  Leopold's  vom  2.  April  1691  * 
auferlegt  hatte.  Sie  brachten  also,  nachdem  ihnen  vom  König  Unrecht 
statt  Gerechtigkeit  widerfahren  war,  ihre  Sache  vor  den  Reichstag, 
wozu  sie  der  genannte  Friede  ausdrücklich  berechtigte.  Ihre  vorzüglich- 
sten und  unerschrockensten  Redner  waren:  von  selten  der  Lutherischen 
Niklas  Szirmay  und  Paul  Okolicsänyi,  von  selten  der  Reformirten  Paul 
Räday  und  Ladislaus  Vay.  Den  heftigsten  Sturm  erregten  die  Evan- 
gelischen durch  ihre  Berufung  auf  die  Friedensschlüsse  von  Wien,  Nikols- 
burg  und  Linz,  die  als  unumstößliche  Staatsverträge  und  Fundamental- 
gesetze ihrer  Kirche  Gleichberechtigung  mit  der  katholischen  und  deren 
Bekennern  freie  Religionsübung  verbürgen.  Die  vom  Fanatismus  ver- 
blendeten Gegner  vergaßen,  daß  ebendiese  Friedensschlüsse  auch  ihre 
bürgerlichen  Rechte  und  die  gesammte  Verfassung  Ungarns  sicherstellen, 
daß  folgerecht  mit  der  Gültigkeit  des  einen  ihrer  Punkte  auch  die  der 
übrigen  aufhöre,  und  erklärten  die  dort  den  Evangelischen  eingeräumten 
Rechte  für  Zugeständnisse,  die,  durch  Rebellion  erzwungen,  schon  au 
sich  ungültig  seien,  und  es  vollends  durch  die  Protestation  des  Klerus, 
des  ersten  Reichsstandes,  würden.  Sie  hatten  die  Mehrheit  am  Reichs- 
tage, wie  auch  die  gleichen  Anschauungen  des  Hofs  für  sich  und  setzten 
es  durch,  daß  folgendes  Gesetz,  der XXX.  Artikel,  gemacht  wurde:  „Nach 
vielem  Streite  über  die  Religiousangelegenheit,  der  selbst  bei  der  Vor- 
lage der  fertigen  Gesetze  noch  fortgeführt  wurde,  und  nach  den  unter- 
thänigsten  Recursen  beider  Theile  an  den  König,  hat  Se.  Majestät  es 
endlich  aus  Gnade  und  Huld  für  gut  befunden,  daß  die  Gesetzartikel 
von  1681  und  1687  nach  ihrem  wahren  nunmehr  festgestellten  Sinne 
noch  (adhuc)  aufrecht  gehalten  und  als  erneuert  und  bestätigt  ange- 
sehen werden  sollen.  Auch  hat  Se.  Majestät  angeordnet,  wenn  und  in- 
wieweit dieselben  nicht  vollzogen  oder  im  Laufe  der  Zeit  von  beiden 
Theilen  durch  Misbräuche  und  Streitigkeiten  verletzt  worden  wären,  so 
soll  dieses  von  Commissaren,  die  vom  Reichstage  zu  entsenden  sind, 
untersucht  und  nach  abgestattetem  Bericht  an  den  König  dessen  Ent- 
scheidung gemäß  beigelegt,  vollstreckt  und  alles  in  den  gesetzlichen 
Stand,  wie  es  die  Artikel  und  königlichen  Erklärungen  (explanationes) 
fordern,  wiederhergestellt  und  aufrecht  gehalten  werden.  Sollte  sich 
durch  eine  solche  Entscheidung  ein  Privatmann  Augsburgischer  oder 
Helvetischer  Confession  hinsichtlich  seiner  Person  oder  Religion  be- 
drückt fühlen,  so  wisse  er,  daß  er  sich  in  seinem  persönlichen  und  nicht 
im  Namen  der  Gesammtheit  an  den  König  zu  wenden  hat."  Zu  den 
Commissaren,  die  das  Gesetz  namhaft  macht,  wurden  vom  König  aus- 
schlitißlich  kalholische  Magnaten,  von  den  Ständen  katholische  und  evan- 
gelische Magnaten  und  Adeliche  ernainit.  Das  Religionsgesetz  war  für 
die  Protestanten  äußerst  bedrohlich:  Das  eingeschobene  Wörtcheii 
„noch"  machte  selbst  die  Gültigkeit  der  genamiten  Artikel,  die  ihnen 
nur  die  beschränkteste  Religionsübung  gestatteten,  von  der  Gnade  des 
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Königs  abhängig,  sodaß  er,  sobald  es  ihm  beliebte,  dieselben  auflieben 
und  über  die  Evangelischen  jede  Art  von  Drangsal  ergehen  lassen  durfte. 
Das  Recht,  sich  mit  ihren  Beschwerden  an  den  Reichstag  zu  wenden, 
welches  ihnen  der  Friede  von  Szatmär  neuerdings  gewährt  hatte,  wurde 
ihnen  entzogen,  und  in  der  zur  Schlichtung  der  Religionsangelegenheit 
aasgesandten  Commission  überwogen  die  Katholiken  sie  an  Zahl  und 
Macht,  weshalb  sie  von  derselben  nur  neue  Beschränkungen  und  ver- 
mehrten Druck  zu  erwarten  hatten.  Der  XXXI.  Artikel  erklärt  die 
Synode  der  Lutherischen  zu  Rosenberg  für  ein  gesetzwidriges  Cuiiveu- 
tikel,  in  welchen)  sie  das  Land  in  Diöcesen  zu  theilcn,  Aemter  und  Wür- 
den unter  ungebührlichen  Titeln  zu  schaffen  und  manches  gegen  die 
katholische  Religion  zu  beschließen  sich  erkühnt  haben;  spricht  die  Nich- 
tigkeit aller  Acten  und  Beschlüsse  derselben  aus  und  verbietet  den  Evan- 
gelischen beider  Confessionen ,  kleinere  oder  größere  Versammlungen, 
unter  welchem  Namen  immer,  ohne  Erlaubniß  des  Königs  zu  halten,  wie 
auch  Sammlungen  oder  CoUecten  zu  veranstalten  und  Abgaben  aufzu- 
erlegen. ^ 

Während  man  den  Protestanten  die  ihnen  vermöge  der  erwähnten 
Friedensschlüsse  und  Gesetze  gebührenden  und  jeden)  Menschen  an- 
geborenen unveräußerlichen  Rechte  verweigerte,  wurde  die  von  Leopold 
und  Karl  vorgenommene  Wiedereinsetzung  katholischer  Bischöfe  und 
Orden  in  ihre  vormals  besessenen  Güter  und  V^erleihung  neuer  an  sie 
vom  Reichstage  rühmend  gut  geheißen,  erhielten  einige  Aebte  und 
Pröpste  den  Sitz  unter  den  Magnaten  und  die  Abgeordneten  der  Jesuiten 
an  der  Ständetafel,  wurden  mehrere  Orden,  darunter  der  der  Piaristen, 
der  sich  übi-igens  durch  seine  Schulen  verdient  machte,  als  gesetzlich 
aufgenommen  anerkannt,  und  geschah  vieles  zur  Erhebung  der  katholi- 
schen Kirche.  Unter  anderm  wurde  dem  graner  Erzbischof  vom  Kaiser 
der  fürstliche  Rang  und  Titel  verliehen.^ 

Bei  dem  Eifer  des  einen  Theils  der  Stände,  einen  sprechenden  Be- 
weis ihrer  Treue  zu  geben,  und  des  andern,  sich  von  der  Schuld  des  Auf- 
-  Kindes  zu  reinigen,  war  1712  ein  Gesetz  entworfen  worden,  welches 
den  Hochverrath  (crimen  laesae  majestatis)  vom  Treubruch  unterschied, 
auch  Handlungen,  die  es  nicht  sind,  als  erstem  bezeichnete  und  ein  Ver- 
fahren wider  die  desselben  Angeklagten  gestattete,  das  ihnen  den  Schutz 
der  Gesetze  entzog.  Der  Eifer  hatte  sich  1715  schon  abgekühlt  und  der 
Erwägung  Raum  gemacht,  wie  gefährlich  dieses  Gesetz  jedern)ann  wer- 
den könnte.  Daher  wurden  nun  im  VII.  Artikel  für  Hochverrath  nur 
jene  Vergehungen  erklärt,  die  im  II.  Buch,  Kapitel  51,  Stephan  des 
Heiligen  und  in  andern  Gesetzen  als  solche  angeführt  werden.  Die 
Einziehung  des  Hochverraths  Beschuldigter  ohne  vorläufige  Citation 
wurde  zwar  gestattet,  aber  die  Contiscation  ihrer  Güter  vor  der  Verur- 
theilung  verboten.  Auch  wurde  es  „dem  Belieben  des  Königs,  dem  das 
Urtheil  über  die  Sache  unmittelbar  zukomn)t,  überlassen,  wenn  er  per- 
sönlich über  ein  so  schweres  Verbrechen  richten  will,  dasselbe  inner- 
oder  außerhalb  des  Landes  mit  seinen  ungarischen  Räthen  und  nach  den 

'  Ribini  Memor.,  II,   179.     Corpus  jur.  llmig.,  II,  179.  —   ^  Ebenda. 
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vaterländischen  Gesetzen  zu  untersuchen  und  zu  richten;  wenn  er  aber 
das  Gericht  nicht  persönlich  halten  will,  nach  seinem  Gefallen  Ungarn 
zu  Richtern  zu  ernennen,  die  innerhalb,  nicht  außerhalb  des  Landes  und 
nach  den  einheimischen  Gesetzen  die  Untersuchung  vornehmen,  das  Ur- 
theil  sprechen  und  den  ganzen  Proceß  Sr.  Majestät  unterbreiten  sollen. 
Wie  überhaupt  bei  allen  todeswürdigen  Verbrechen  ist  auch  bei  dem  des 
Hochverraths,  während  der  Proceß  läuft,  keine  Bürgschaft  zulässig,  weil 
keine  für  den  Kopf  hinreicht  und  die  Flucht  des  Angeklagten  wie  des 
Bürgen  besoi-gt  werden  muß.  —  In  Fällen  des  Treubruchs  darf  der  Be- 
schuldigte, wenn  er  nicht  auf  der  That  ergriffen  wird,  ohne  vorher- 
gegangene gerichtliche  Citation  nicht  eingezogen,  und  dürfen  die  übrigen 
gesetzlichen  Formalitäten  unter  keinerlei  Vorwand  umgangen  werden." 

Der  VIII.  Artikel  ordnete  neben  der  zur  Vertheidigung  des  Landes 
unzureichenden  Adelsinsurrection  die  Aufstellung  eines  aus  einheimi- 
schen und  fremden  Truppen  gebildeten  stehenden  Heeres  an  und 
führte  zugleich  zum  Unterh.dte  desselben  eine  bleibende  Steuer  ein,  statt 
der  bisher  von  Zeit  zu  Zeit  bewilligten  Kriegsubsidien.  Das  Recht,  den 
Betrag  derselben  zu  bestimmen,  blieb  dem  Reichstage  vorbehalten.  Nur 
im  Falle  eines  feindlichen  Einfalls  und  daraus  entstehenden  plötzlichen 
Kriegs,  der  die  mit  der  Einberufung  und  den  Verhandlungen  des  Reichs- 
tags verknüpfte  Verzögerung  nicht  gestattet,  wird  der  König  ermächtigt, 
die  höchsten  Würdenträger  des  Reichs  und  so  viele  Magnaten  und  Ab- 
geordnete der  Gespanschaften  und  Städte  als  möglich  zusammenzurufen, 
damit  sie  die  erforderliche  Summe  bewilligen.  Dergleichen  Versamm- 
lungen erhielten  den  Namen  „Concursus  regnicolaris".  Aber  auch  das 
Gesetz,  daß  der  König  den  Reichstag  jedes  dritte  Jahr  einberufen  solle, 
wird  erneuert. 

Der  X.  Artikel  oi'ganisirte  die  neoacquistische  Commission  in  drei 
Abtheilungen,  denen  als  Sitz  Preßburg,  Kaschau  und  Agram  angewiesen, 
zum  Präsidenten  der  ersten  der  Palatin  oder  Oberstlandesrichter,  der 
zweiten  der  Obersttruchseß  (Tavernicus),  der  dritten  der  Ban  von 
Kroatien  bestellt  und  zu  deren  Beisitzern  lauter  Ungarn  ernannt  wurden. 
Weil  der  letzte  Türkenkrieg  dem  König  viel  Geld  kostete,  welches  er 
zumeist  zu  hohen  Zinsen  aufnahm  und  noch  schuldete,  hat  die  Commission 
denen,  die  ihr  Recht  auf  zurückeroberte  Güter  genügend  erweisen,  einen 
angemessenen  Thcil  jener  Kosten  aufzulegen. 

Der  XVII.  Artikel  sprach  neuerdings  die  Unabliängigkeit  der  unga- 
rischen Ilofkanzlei  von  allen  kaiserlichen  Ilofbehörden  aus,  mit  denen 
sie  in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  als  ihnen  gleichgestellte  Be- 
hörde verkehren  soll.  Der  XVIII.  Artikel  erklärt  zwar  die  ungarische 
königliche  Kammer  für  unabhängig  von  der  kaiserlichen,  gestattet  aber 
auf  das  Verlangen  des  Königs  in  wahrhaft  befremdender  Weise,  daß  sie 
zur  Erleichterung  der  Geschäfte  mit  der  kaiserlichen  in  Verbindung 
stehe,  vermittels  derselben  ihre  Angelegenheiten  dem  König  unterbreite 
und  dessen  Anordnungen  empfange. 

Ferner  beschloß  der  Reichstag  die  Auslösung  lazigiens  und  Kuma- 
niens,  die  dem  Deutschen  Orden  für  500000  Gulden  verpfändet  waren, 
und   deren  Wiedereinsetzung   in  ihre  frühern  Privilegien.     Die  Pfand- 
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summe  sollte  zur  einen  Hälfte  von  der  Kammer,  zur  andern  von  den 
Ständen  binnen  drei  Jahren  abgezahlt  werden,  —  Ofen,  Pest,  Gran, 
Stuhhveißenburg  und  Szegedin  erhielten,  „ohnerachtct",  bemerkt  das 
hierauf  bezügliche  Gesetz,  „ihre  neuen  Einwohner  von  den  frühern  ganz 
verschieden  sind",  den  Hang  und  die  Hechte  königlicher  Freistädte 
wieder;  Debreczin  und  Szatmär-Nemeti  wurden  zu  solchen  erhoben,  das 
erstere  unter  der  Bedingung,  daß  dort  eine  katholische  Pfarrkirche  ge- 
gründet werde.  —  Die  Stände  wünschten  die  Wiedervereinigung  der  den 
Türken  entrissenen  Gespanschaften  Pozsega,  Verocze,  Syrmien,  Valko, 
Csongräd,  Csanäd,  Arad,  Bekes,  Zaränd,  Torontäl  und  Szöreny,  des- 
gleichen der  an  Siebenbürgen  abgetretenen  Marmaros,  Kraszna,  Kovär 
und  Inner -Szolnok  mit  Ungarn  und  deren  gesetzmäßige  Organisirung, 
aber  der  König  verschob  die  Erfüllung  des  Wunsches  bis  zu  der  Berich- 
tigung der  Grenzen  dieser  und  anderer  Gespanschaften,  zu  deren  Durch- 
führung eine  Commission  entsendet  worden  war.  Außer  den  Commis- 
sioneu,  welche  die  Religionsangelegenheiten  schlichten  und  die  Grenzen 
der  Gespanschaften  regeln  sollten,  wurden  noch  mehrere  andere  ent- 
sendet, welche  über  die  für  nöthig  erkannten  Reformen  der  Regierungs- 
und Verwaltungsbehörden,  der  Gerichte,  der  Besteuerung  und  des  Heer- 
wesens berathen  und  Entwüi-fe  ausarbeiten  und  diese  dem  nächsten 
Reichstag  vorlegen  sollten. 

Karl  bestätigte  am  10.  Juni  alle  136  Beschlüsse  des  Reichstags  und 
verlieh  ihnen  dadurch  Gesetzeskraft,  mithin  auch  dem  HL  Artikel,  wel- 
cher das  Recht  der  Nation,  nach  dem  Aussterben  der  männlichen  Nach- 
kommen Leopold's  wieder  den  König  zu  wählen,  von  neuem  bekräftigte. ^ 
Daß  er  das  that,  ohnerachtet  die  pragmatische  Sanction  schon  als 
Familiengesetz  seines  Hauses  bestand,  darf  man  eben  nicht  als  Heuchelei 
betrachten.  Die  Reichsstände,  ohne  deren  Mitwirkung  und  Zustimmung 
über  die  Thronfolge  nichts  festgesetzt  werden  durfte,  hielten  noch  so 
viel  auf  ihr  Wahlrecht,  daß  es  die  größte  Erbitterung  erregt  haben 
würde,  wenn  er  den  Artikel  nicht  bestätigt  hätte.  Die  Klugheit  gebot 
ihm,  die  Zeit  abzuwarten,  bis  sie  sich  mit  der  weiblichen  Erbfolge  mehr  be- 
freundet haben  würden.  Bald  darauf  wurde  auch  der  Eifer,  mit  welchem 
er  die  pragmatische  Sanction  betrieb,  durch  die  Schwangerschaft  der 
Kaiserin  Elisabeth  und  noch  mehr  durch  die  im  Frühling  des  folgenden 
Jahres  erfolgte  Geburt  eines  Sohnes  gemäßigt. 

Die  Erschöpfung  Ungarns  durch  den  siebenjährigen  innern  und  der 
u-iterreichischen  Erblande  durch  den  gleichzeitigen  elfjährigen  Erbfolge- 
krieg, der  den  Frieden  mit  Frankreich  nothwendig  gemacht  hatte,  hielt 
Karl  oder  eigentlich  den  Prinzen  Eugen,  der  damals  noch  dessen  Ent- 
schlüsse bestimmte,  nicht  ab,  sich  schon  zwei  Jahre  nachher  in  einen 
Krieg  mit  der  Türkei  einzulassen.  Des  Sultans  Ahmed  HI.  kriegerischer 
( Iroßvezir,  Damad-Ali,  erachtete  den  Zeitpunkt  für  günstig,  um  Morea, 
welches  im  Frieden  von  Karlovitz  an  Venedig  überlassen  werden  mußte, 
wieder  zurückzuerobern.  Die  Republik  konnte  bei  ihrer  zunehmenden 
■■Schwäche  der  türkischen  Macht  nicht  widerstehen ;  die  andern  europäi- 
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sehen  Staaten,  dachte  er,  werden  sich,  durch  den  langen  Erbfolgekrieg  er- 
schöpft und  miteinander  uneins  in  den  Krieg  nicht  einmischen,  und  über- 
dies wußte  er,  daß  die  Bewohner  Moreas  sich  nach  der  Rückkehr  unter  die 
türkische  Herrschaft  wie  nach  einer  Erlösung  von  den  Bedrückungen  sehn- 
ten, die  sie  von  den  zur  Verwaltung  des  Landes  gesandten  habsüchtigen 
und  gegen  die  griechische  Kirche  unduldsamen  Nobili  erlitten.  Um  einen 
Vorwand  zum  Kriege  zu  haben,  fing  der  Großvezir  mit  Venedig  wegen 
der  Wegnahme  einiger  Piratenschiffe  und  der  Unterstützung,  die  es 
asiatischen  aufständischen  Paschen  gewährt  habe,  Händel  an  und  for- 
derte als  Genugthuung  dafür  die  Abtretung  Moreas.   Da  die  Forderung, 

1714  wie  vorauszusehen  war,  abgewiesen  wurde,  ließ  er  gegen  Ende  von  1714 
ein  gewaltiges  Heer  nach  Morea  aufbrechen  und  eine  Flotte  auslaufen. 

1715  Im  Mai  1715  kam  ein  Gesandter  der  Pforte  nach  Wien,  um  auszuwirken, 
daß  der  Kaiser  neutral  bleibe.  Dagegen  rief  Venedig  durch  seinen  Bot- 
schafter, Peter  Grimaldi,  den  Kaiser  als  Bundesgenossen  und  Mitcontra- 
henten  des  karlovitzer  Friedens  zur  Hülfeleistung  auf.  Karl  ließ  durch 
Eugen,  den  Präsidenten  des  Oherhofkriegsrathes,  seine  Vermittelung  an- 
bieten, die  von  der  Pforte  abgelehnt  wurde.  Unterdessen  hatte  das  tür- 
kische Landheer  das  schwach  vertheidigte  Morea  mit  Hülfe  der  misver- 
gnügten  Einwohner  binnen  wenigen  Monaten  eingenommen,  die  Flotte 
die  Inseln  Cerigo  und  Tine,  wie  auch  die  beiden  Festungen  Suda  und 
Spina,  welche  die  Venetianer  noch  auf  Candia  besaßen,  erobert,  und  der 
Großvezir,  das  Schreiben  nicht  beachtend,  in  welchem  ihn  Eugen  im 
September  ernstlich  zum  Frieden  ermahnte,  den  Krieg  fortgesetzt. 

Der  vom  Glück  begünstigte  Friedensbruch  erregte  am  kaiserlichen 
Hofe  Besoigiiiß,  die  Pforte,  übermüthig  geworden  durch  den  Sieg,  wel- 
chen sie  am  Pruth  1711  über  den  Zar  Peter  erhalten  hatte,  und  die 
leichten  Triumphe,  die  sie  Venedig  entrang,  könnte  die  Rückeroberung 
ihres  in  Ungarn  verlorenen  Gebietes  versuchen,  und  diese  Besorgniß 
wurde  noch  erhöht  durch  die  sichere  Kunde  von  großen  Rüstungen,  die 
sie  mache.  Eugen,  der  die  Ueberzeugung  hegte,  die  Monarchie,  die 
man  die  österreichische  nenne,  müsse,  um  blühend  und  mächtig  zu 
werden,  nicht  in  Deutschland,  sondern  in  Ungarn  ihren  Schwerpunkt 
suchen  und  sich  längs  der  Donau  nach  Süden  hin  ausdehnen,  auch  des 
Siegs  über  die  ungelenken  und  schlecht  geführten  türkischen  Heere  ge- 

1716  wiß  war,  brachte  es  dahin,  daß  am  13.  April  1716  mit  Venedig  Bündniß 
gesclilossen  wurde.  Der  Kaiser  wünschte  jedoch  noch  immer  den  Krieg  zu 
vermeiden  und  bewarb  sich  um  die  Vermittelung  Englands  und  Hollands 
zur  Erhaltung  des  Friedens.  Aber  die  Pforte  erklärte  ihm  am  16.  Juli 
den  Krieg,  und  der  Großvezir  ging  noch  im  selben  Monat  mit  einer 
Armee,  die  bei  200000  Mann  zählte,  über  die  Save  und  schlug  auf  den 
Anhöhen  um  Karlovitz  Lager. 

Eugen  hatte  in  der  Voraussicht,  daß  alle  Schritte  der  Diplomatie  zur 
Erhaltung  des  Friedens  erfolglos  sein  würden,  schon  im  vergangenen 
Winter  die  Rüstungen  mit  solchem  Nachdruck  betrieben,  daß  im  Früh- 
ling ein  zahlreiches  Heer  marschfertig  dastand,  die  Festungen  im  süd- 
lichen Ungarn  verstärkt  und  mit  allen  Bedürfnissen  reichlich  versehen 
waren,  und  eine  Flotille  auf  der  Donau  schwamm.     Als  der  Großvezir 
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über  die  Save  setzte,  lagerte  er  bereits  .mit  70000  Mann  bei  Futak, 
Unter  iliin  befehligten  die  Marschälle  Siegbert  Heister  das  Fußvolk, 
Johann  PälfFy  die  Reiterei;  die  Generale  Herzog  Alexander  von  Wür- 
temberg,  Merci,  Nadäsdy,  LöfFelholz,  Max  Starhemberg,  Ebergenyi,  be- 
rühmt durch  seine  kühnen  Streif'züge,  und  andere  führten  die  einzelnen 
Abtheilungen.  Eugen  schickte  von  hier  Pälfiy  mit  3000  Reitern  und 
500  Fußgängern  aus,  um  über  die  Stärke,  Stellung  und  Absicht  des 
Feindes  Kunde  einzuziehen,  mit  der  Weisung,  sich  in  kein  ernstes  Ge- 
fecht einzulassen.  Als  Pälffy  über  Peterwardehi  hinausgegangen  war, 
stieß  er  am  2.  August  auf  die  ihm  vielfach  überlegene  Vorhut  der  Tür- 
ken, der  er  sich  nicht  mehr  entziehen  konnte.  Der  Kampf,  den  er  auf- 
nehmen mußte,  dauerte  nach  Eugen's  Bericht  an  den  Kaiser  vier  Stunden, 
ohne  daß  der  Feind  auch  nur  eine  Hand  breit  Terrain  gewann;  unter 
Pälffy  wurden  zwei  Pferde  getödtet;  mehrere  Oberoffiziere  fielen,  andere 
wurden  verwundet,  General  Breunern  wurde  gefangen,  als  sein  Pferd 
todt  zusammenbrach  und  er  ein  anderes  besteigen  wollte.  In  der  fünften 
Stunde  hielt  Pälffy  es  endlich  für  gerathen,  den  Kampf  abzubrechen 
und  trat  fechtend  den  Rückzug  an,  den  er  in  guter  Ordnung  ausführte. 
Das  glänzende  Gefecht,  das  trotz  der  Ueberzahl  des  Feindes  nicht  mehr 
als  400  Mann  Todte  und  Verwundete  kostete,  wurde  vom  Feldherrn 
und  den  Truppen  als  Vorzeichen  des  Siegs  gefeiert.  Die  Vorhut  des 
Feindes,  mit  welcher  Pälffy  gefochten  hatte  und  die  ihm  bis  Peterwar- 
dein  gefolgt  war,  blieb  dort  stehen,  woraus  geschlossen  Avurde,  daß  Ali 
die  Festung  belagern  wolle.  Eugen  rief  daher  den  Heerestheil,  den  er 
bei  Szegedin  zurückgelassen  hatte,  eilig  herbei,  schlug  zwei  Brücken 
über  die  Donau,  auf  denen  das  Fußvolk  noch  am  selben  Tage  auf  das 
rechte  Ufer  hinüberging  und  das  verschanzte  Lager  bezog,  welches 
Caprara  vor  22  Jahren  errichtet  hatte.  Am  folgenden  Tag  führte  Pälffy 
die  Reiterei  über  den  Strom  und  am  4.  August,  nachdem  auch  die  Trup- 
pen von  Szegedin  angekommen  waren,  war  dort  die  ganze  Armee  ver- 
einigt. Eugen  nahm  wahr,  daß  der  Feind  sein  schon  an  sich  starkes 
Lager  eifrig  durch  Schanzen  und  Gräben  verstärke;  um  ihm  also  nicht 
Zeit  zu  lassen,  seine  Stellung  noch  mehr  zu  befestigen,  beschloß  er,  ihm 
schon  am  folgenden  Tage  die  Schlacht  zu  liefern  und  ertheilte  die  er- 
forderlichen Befehle. 

Die  Schanzen  des  Lagers  bildeten  zwei  fast  parallele  Linien,  die  von 

der  Festung  rechts  nach  der  Donau  liefen.   Der  tags  zuvor  ausgegebenen 

^Schlachtordnung  gemäß  stellten  sich  am  Morgen  des  5.  August  der  Her- 

BOg  von  Würtemberg  und  der  Feldzeugmeister  Regal  mit  sechs  Regi- 

'mentern  zu  Fuß,  nach  links  vorgeschoben,  außerhalb  der  Scbanzlinien, 

der  Herzog  von  Bevern,   Harrach    und  Lüflelholz  ebenfalls   mit   sechs 

{Regimentern  Fußvolk  rechtswärts  zwischen  den  beiden  Linien  auf,  wäh- 

Irend  hinter  der  zweiten  Linie  nur  fünf  Bataillone  zurückblieben.     Die 

Leiterei   bildete   die   beiden  Flügel,   der   grüßte  Theil  derselben  unter 

*älffy  den  ausgedehntem  linken,  und  vier  Regimenter  unter  Ebergenyi 

auf  engerm  Räume,  den  rechten.    Um  7  Uhr  eröffnete  der  Herzog  von 

Würtemberg  die  Schlacht  mit  einem  glänzenden  Angriff  auf  das  Lager 

des  Feindes  und  nahm  zehn  Kanonen.    Fast  zu  gleicher  Zeit  trieb  Pälffy 
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die  Sipahi  in  die  Flucht,  und  dei-  Sieg  schien  auf  der  linken  Seite  der 
Kaiserlichen  schon  gewonnen  zu  sein.  Ihre  rechte  Mitte  kämpfte  je- 
doch anfangs  nicht  mit  gleichem  Glücke.  Die  hier  stehenden  Regi- 
menter geriethen  in  Unordnung,  als  sie  aus  den  Schanzen  zum  Angriff 
vorrückten;  die  Janitscharen  drangen  in  die  hierdurch  entstandenen 
Lücken  ein,  trieben  die  verworrenen  Scharen  zurück  und  fingen  an,  die 
Schanzen  zu  ersteigen,  achteten  aber  in  der  Hitze  des  Kampfes  nicht 
darauf,  daß  ihre  rechte  Seite  durch  die  Flucht  der  Ihrigen  entblößt  sei. 
Da  sah  Eugen  den  Augenblick  des  Siegs  gekommen;  er  befahl  Pälffy, 
den  Stürmenden  in  die  entblößte  Flanke  zu  fallen,  und  dieser  durch- 
brach an  der  Spitze  von  vier  Kürassierregiraentern  ihre  Reihen;  bald 
griff  der  Herzog  von  Würtemberg  in  den  Kampf  ein,  und  auch  die  in 
die  Schanzen  zurückgedrängten  Regimenter  sammelten  sich  und  schritten 
wieder  zum  Angriff.  Die  Janitscharen,  von  allen  Seiten  umringt  und 
von  den  geschlagenen  Ihrigen  im  Stiche  gelassen,  konnten  nicht  länger 
Stand  halten  und  wichen  zurück.  Vergebens  eilte  der  Großvezir  Ali 
von  der  Anhöhe  herbei,  von  welcher  er  die  Schlacht  leitete;  weder  seine 
Zurufe  noch  Säbelhiebe  konnten  die  Fliehenden  zum  Stehen  bringen. 
Als  er  vollends  die  kaiserliche  Reiterei  gegen  seine  Wagenburg  an- 
sprengen sah,  ergriff'  ihn  solche  Verzweiflung,  daß  er  sich  mit  einer  An- 
zahl von  Offizieren  in  das  dichteste  Kampfgewühl  stürzte,  wo  er  bald, 
von  einer  Kugel  getroffen,  vom  Pferde  sank.  Nach  dem  Fall  des  Feld- 
herrn ward  die  Flucht  allgemein,  und  noch  vor  12  Uhr  mittags  hatte 
Eugen  den  vollständigsten  Sieg  errungen,  den  160  eroberte  Geschütze, 
ebenso  viele  Fahnen  und  5  Roßschweife  bezeugten.  Die  andere  Beute 
an  Waffen  und  Schießbedarf,  Pferden,  Lastthieren  und  Schlachtvieh, 
Lebensmitteln  und  sonstigem  Gepäck  war  unermeßlich.  Der  Verlust  der 
Türken  wurde  auf  GOÜO  Todte  geschätzt,  der  der  Kaiserlichen  betrug 
bei  3000.  Darunter  befanden  sich  die  Generale  Wallenstein,  Lanken, 
Honsbruck  und  Brennern,  der  in  der  Wagenburg  in  Fesseln  erschossen 
gefunden  wurde,  und  fünf  Oberste.  ^ 

Eugen  wußte  nicht  blos  zu  siegen,  sondern  den  Sieg  auch  zu  be- 
nutzen. Sogleich  nach  der  Schlacht  ließ  er  Pälffy  mit  dem  größten 
Theile  der  Reiterei  gegen  Temesvär  aufbrechen,  um  die  Verstärkung 
dieses  letzten  Bollwerks  zu  hindern,  das  die  Türken  noch  in  Ungarn  be- 
saßen und  das  ihnen  nun  entrissen  werden  sollte.  Am  14.  August  folgte 
er  mit  der  ganzen  Armee  nach,  setzte  am  2G.  bei  Zenta  über  die  Theiß 
und  stand  zu  Ende  des  Monats  trotz  aller  Schwierigkeiten,  die  er  auf 
dem  Marsche  durch  den  verödeten  bahnlosen  Landstrich  zu  überwinden 
hatte,  vor  Temesvär,  dessen  Stärke  durch  seine  Lage  in  Sümpfen  ver- 
mehrt wurde.  Die  Stadt  lag  am  linken  Ufer  der  Bega,  von  tiefen, 
nassen  Gräben  und  festen  Mauern  nn"t  Basteien  und  Thürmen  umgeben; 
vor  ihr  gegen  Norden,  auf  der  sogenannten  Insel,  mitten  in  Sümpfen, 
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dehnte  sich  die  größere,  mit  hohen  Wällen  .und  aus  der  Bega  gespeisten 
Gräben  befestigte  Vorstadt  aus;  gegenüber,  am  südlichen  Ufer  des 
Flusses,  stand  die  Citadelle,  um  die  sich  die  kleinere,  ebenso  befestigte 
Vorstadt  hinzog;  18000  Mann,  die  mit  allen  erforderlichen  Mitteln  ver- 
sehen waren,  vertheidigten  die  Festung.  In  nassen  Jahren  verwandelten 
die  Ueberschwemmungen  der  Bega  die  Umgegend  in  einen  Sumpf,  der 
den  Zugang  zur  Stadt  nur  auf  der  Nordseite  frei  ließ.  Diesmal  machte 
es  die  anhaltende  Dürre  möglich,  der  Stadt  auch  von  andern  Seiten  bei- 
zukommen; Eugen  wählte  jedoch  zum  Angriffe  die  nördliche  Seite,  wo 
der  trockenere  und  festere  Boden  die  Belagerungsarbeiten  erleichterte. 
Pälffy  nahm  jenseit  des  Flusses  mit  der  Reiteiei  Stellung,  denn  von 
Süden  hatte  man  den  Anmarsch  eines  feindlichen  Heers  zu  erwarten. 
Nachdem  die  Laufgräben  bis  an  die  Gräben  der  nördlichen  Vorstadt  ge- 
trieben waren  und  der  Commandant  der  Festung,  Mehemed-Pascha,  die 
Aufforderung,  dieselbe  zu  übergeben,  abschlägig  beantwortet  hatte,  be- 
gann die  Beschießung  dor  erstem  aus  schweren  Geschützen.  Da  kehrte 
der  Hußarenoberst  Babocsay  von  einem  Streif/.uge  mit  der  Nachricht 
zurück,  daß  eine  zahlreiche  türkische  Armee  von  der  Donau  heranrücke, 
worauf  Eugen  mit  zwölf  Bataillonen  Infanterie  über  den  Fluß  ging  und 
in  das  Lager  Pälffy's  einzog.  Am  23.  September  stand  die  angemeldete 
Armee,  über  20000  Mann  stark,  vor  demselben  und  griff  es  wiederholt 
an,  trat  aber,  jedesmal  zurückgeschlagen,  noch  am  nämlichen  Tage  den 
Rückmarsch  nach  jenseit  der  Donau  an.  Nach  dem  Abzug  des  Feindes 
begab  sich  auch  Eugen  wieder  in  sein  Lager.  Einige  Tage  später  waren 
gangbare  Breschen  in  die  Wälle  der  Vorstadt  geschossen,  und  er  be- 
schloß, sie  am  1.  October  mit  Sturm  zu  nehmen.  Obgleich  ein  heftiger 
Regenguß  in  der  vorhergehenden  Nacht  das  Unternehmen  erschwerte, 
brachte  es  dennoch  der  Herzog  Alexander  von  Würtemberg  an  der  Spitze 
von  30  Bataillonen  und  ebenso  vielen  Grenadiercompagnien  in  einem 
blutigen  Kampf  zu  Ende,  in  welchem  er  selbst,  mehrere  hohe  Ofiiziere 
und  1500  Mann  verwundet  und  500  getödtet  wurden.  Der  Verlust  der 
Türken  war  an  Todten  und  Verwundeten  noch  größer  und  betrug  an 
Gefangenen  500,  die  sie  bei  ihrer  Flucht  in  die  innere  Stadt  zurückgelassen 
liatten.  Eugen  führte  nun  in  der  genommenen  Vorstadt  Batterien  gegen 
die  innere  Stadt  auf  und  beschoß  sie  mit  solchem  Erfolg,  dass  die  Be- 
satzung schon  am  13.  October  capitulirte.  Die  Uebergabe  ging  am 
IG.  October  vor  sich.  Die  Besatzung  und  die  Einwohner,  die  die  Stadt 
verlassen  wollten,  durften  jene  mit  ihrem  Gepäck,  diese  mit  ilirem  be- 
weglichen Gut  nach  Belgrad  abziehen,  erhielten  hierzu  1000  Fuhrwerke 
und  ein  Geleite  von  500  Ilußaren,  für  deren  ungefährdete  Rückkehr 
zurückgehaltene  Geiseln  bürgten.  Mit  Temesvär  wurde  auch  der  ganze 
dazu  gehörige  Landstrich  von  der  türkischen  Herrschaft  befreit.  Eugen 
übertrug  die  Verwaltung  desselben  dem  General  Merci,  der  in  einer 
Reihe  von  Jahren  dessen  Wohlthäter  wurde.  Das  Heer  ließ  er  zum 
größten  Theil   im   südlichem  Ungarn  Winterquartiere   beziehen, '     Die 
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Vortheile,  die  er  sicli  dadurch  für  den  künftigen  Feldzug  bereitete,  wogen 
in  den  Augen  des  sonst  menschenfreundlichen  Helden  schwerer  als  die 
fast  unerträgliche  Last,  die  er  dadurch  dem  Lande  auflegte,  das  sich 
von  der  türkischen  Herrschaft  und  den  verwüstenden  Kriegen  noch  nicht 
erholt  hatte. 

Die  Siege  Eugen's  weckten  in  den  Nebenländern  des  osmanischen 
Reichs  die  Hoffnung  auf  Befreiung  von  der  Tyrannei  der  Paschen  und 
der  kaum  bessern  phanariotischen  Hospodare.  Hospodar  der  Walachei 
war  in  dieser  Zeit  Nikolaus  Maurocordato,  ein  Sohn  Alexander  Mauro- 
cordato's,  des  türkischen  Gesandten  beim  karlovitzer  Friedenscongresse, 
von  dem  Eugen  sagte,  er  sei  schlimmer  als  ein  Pascha.  Im  Bewußtsein, 
vom  Volke  gehaßt  zu  werden,  befürchtete  er  Aufruhr  und  verdächtigte 
besonders  die  Bojaren  und  Priester  der  Absicht,  mit  Hülfe  des  Kaisers 
das  türkische  Joch  abzuschütteln,  ließ  daher  ihrer  viele  in  den  Kerker 
werfen  und  mehrere  hinrichten.  Einigen  gelang  es  jedoch,  nach  Sieben- 
bürgen zu  fliehen,  wo  sie  den  Militärgouverneur,  Marschall  Steinwill, 
baten,  ihr  Land  von  dem  Tyrannen  zu  befreien.  Steinwill,  dem  Eugen 
aufgetragen  hatte,  den  Türken  in  der  Moldau  und  Walachei  so  viel 
Schaden  als  nur  möghch  zu  thun,  gab  dem  Grenzkapitän  Dettin  den 
Auftrag,  mit  einer  Schar  Soldaten  ohjie  Geräusch  nach  Bukarest  zu 
marschiren  und  Maurocordato  gefangen  zu  nehmen.  Das  Unternehmen 
gelang;  Dettin  schlich  sich  in  die  Hauptstadt  des  Hospodars  ein,  über- 
raschte und  bi-achte  ihn  nach  Hermannstadt.  Die  aus  den  Kerkern  Be- 
freiten flüchteten  sich  nach  Siebenbürgen.  Der  Bruder  des  gefangenen 
Hospodars  setzte  sich  in  gutes  Einvernehmen  mit  Steinwill  und  kaufte 
fernere  Einfälle  in  die  Walachei  mit  einer  großen  Summe  Geld  ab.  Die 
Truppe,  welche  in  die  Moldau  einrückte,  zerstörte  zwar  die  jaszväsarer 
Burg,  wurde  aber  kurz  darauf  gänzlich  aufgerieben.  In  Bosnien  be- 
lagerte General  Draskovics  Novi,  Oberst  Diller  Szabäcs,  beide  mußten 
jedoch  mit  Verlust  abziehen.  Nur  Nikolaus  Petras  that  hier  den  Türken 
bedeutendem  Schaden  und  vertrieb  sie  aus  einigen  festen  Plätzen,  die  er 
sodann  zerstörte.  Im  Landstriche,  dem  General  Merci  vorstand,  hatten 
die  Türken  nach  der  Einnahme  Temesvärs  noch  die  drei  Plätze Pancsovy, 
Ujpalanka  und  Orsova  nicht  geräumt;  er  zog  aus,  um  ihnen  dieselben 
zu  entreißen.  Die  beiden  erstem  ergaben  sich  ohne  Widerstand.  Da- 
gegen wurde  Orsova  hartnäckig  vertheidigt,  bis  der  Spätherbst  da  war, 
und  Merci  die  Belagerung  aufhob,  um  seine  Truppen  nicht  den  aufreiben- 
den Strapazen  derselben  in  der  schlechten  Jahreszeit  auszusetzen.* 

Die  Freude  Kaiser  Karl's  über  diese  Siege  wurden  im  Herbste  durch 

den  Tod  seines  im  Frühling  geborenen  Sohns  schmerzlich  verbittert;  es 

konnte  ihm  jedoch  Trost  gewähren,  daß  seine  Gemahlin  sich  abermals 

1717  in  gesegneten  Umständen  befand  und  am  13.  März  1717  eine  Tochter, 

Muiia  Theresia,  die  nachmalige  K<)nigin  Ungarns  und  Kaiserui  gebar. 

Die  bisher  im  Felde  erlittenen  Verluste  demüthigten  die  Türken  und 
ließen  sie  bei  längerer  Dauer  des  Kriegs  noch  größere  befürchten.  Der 
kaiserliche  Gesandte  Fleischmann,  der  nach  der  Gewohnheit  der  Pforte, 

1  Arneth,  a.  a.  O.;  Schmitt,  a.  a.  O. ;  Ferrari,  a.  a.  0. 


r 


Karl   III.  bis  nach  dem  Frieden  von  Paßarovitz.  193 


Gesandte  der  A'Jächte,  mit  denen  sie  in  .Zerwürfniß  gerietb,  einzu- 
sperren, in  Haft  gehalten  wurde,  erhielt  nun  den  Auftrag,  dem  Kaiser 
zu  melden,  daß  der  Sultan  Frieden  zu  schließen  wünsche.  England,  in 
dessen  Interesse  es  schon  damals  lag,  daß  die  üsmanen  im  Besitze  Kon- 
stantiiiopels  und  der  Straße  blieben,  welche  das  Mittelländische  Meer 
mit  dem  Schwarzen  verbindet,  ließ  Wortley  Montagu,  der  zum  Gesandten 
bei  der  Pforte  ernannt  war,  über  Wien  nach  Konstantinopel  reisen,  um 
den  kaiserlichen  Hof  für  den  Frieden  zu  stimmen  und  die  Vermittelung 
seines  Königs,  Georg's  I.,  anzubieten.  Aber  der  kaiserliche  Hof,  nament- 
lich der  Leiter  desselben,  Prinz  Eugen,  versprach  sich  von  der  Fort- 
setzung des  Kriegs  noch  weit  wichtigere  Yortheile  als  die  bisher  er- 
rungenen und  gedachte  der  Pforte  den  Frieden  noch  nicht  oder  nur 
gegen  große  Opfer  zu  gewähren.  Das  Anerbieten  Englands  wurde  mit 
Kälte  aufgenommen,  der  Pforte  geantwortet,  der  Kaiser  fühle  sich  durch 
die  Verhaftung  seines  Gesandten  schwer  beleidigt,  wolle  der  Sultan  den 
Frieden  wirklich,  so  müsse  er  denselben  nach  Wien  entlassen,  damit  er 
dem  Kaiser  des  Sultans  Wünsche  vortrage.  Hierauf  wurde  Fleischmann 
in  Freiheit  gesetzt  und  nach  Wien  gesandt,  aber  die  Friedensvorscbläge, 
die  er  überbrachte,  wurden  unannehmbar  gefunden,  denn  die  Pforte  for- 
derte Temesvär  zurück,  und  da  sie  bei  den  weitern  Unterhandlungen 
auf  dieser  Forderung  bestand,  blieben  auch  die  Bemühungen  Wortlev's 
für  den  Frieden  erfolglos.  Eugen,  dem  Wortley  seinen  zum  Frieden 
rathenden  Bericht  an  den  kaiserlichen  Hof  zur  Einsicht  und  Weiter- 
beförderung zugeschickt  hatte,  schrieb  dem  Kaiser  von  Pancsova  am 
15.  Juni:  „Unsere  Sachen  stehen  nicht  so  schlecht,  daß  wir  dergleichen 
Bedingungen  annehmen  müßten." ' 

Das  durfte  der  Prinz  mit  voller  Zuversicht  schreiben.  Der  Plan  für 
den  bevorstehenden  Feldzug,  dessen  Ziel  vor  allem  die  Eroberung  Bel- 
grads sein  sollte,  war  entworfen,  jede  Vorkehrung,  den  Sieg  zu  sichern, 
mit  tiefer  Einsicht  und  dem  größten  Nachdruck  getroffen.  Die  Armee, 
deren  größter  Theil  in  den  südlichem  Gegenden  Ungarns  überwintert 
hatte,  ward  schnell  zusammengezogen  und  langte  nicht  ermüdet  durch 
weite  Wege  auf  dem  Kriegsschauplatz  an,  wo  sie  einheimische  und  von 
deutschen  Fürsten  in  Sold  genommene  Truppen  verstärkten.  Die  Donau- 
flotille  hatte  einen  Zuwachs  an  Schiffen  erhalten,  darunter  neun  größere 
mit  46  Kanonen.  Durch  die  Errichtung  gefüllter  Magazine  an  der  Grenze 
war  für  alle  Bedürfnisse  des  Kriegs  reichlich  gesorgt.  Den  Glanz  des 
Heers  erhölite  eine  Anzahl  jüngerer  Prinzen  und  vornehmer  Herren,  die 
sich  bei  demselben  einfanden,  um  unter  dem  berühmten  Feldherrn  die 
Kriegskunst  zu  erlernen.^  Dabei  war  auch  für  die  Erhaltung  der  Ruhe 
in  Ungarn,  im  Rücken  der  Armee,  gesorgt  worden.  Es  hatten  sich  näm- 
lich Gerüchte  verbreitet,  daß  Anton  Eszterhäzy  und  andere  Exulanten 
in  Polen  einen  Einfall  in  die  nordöstlichen  Gespanschaften  vorbereiten, 
Bercsenyi  sich  in  Kroatien  einzubrechen  rüste,  und  Räköczy  selbst  in 
Siebenbürgen  auftreten  wolle.  Einerseits  erhielt  daher  Virmont,  der 
Gesandte  am  polnischen  Hofe,  die  Weisung,  alle  Schritte  zu  thun,  damit 
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der  Einfall  nicht  gestattet  werde,  andererseits  Steiiiwill  den  Befehl,  ein 
wachsames  Auge  auf  alles  zu  haben,  was  in  Siebenbürgen  vorgehe,  und 
jeden  Aufstand  im  Keime  zu  ersticken.  Feldmarschall -Lieutenant 
Alexander  Kärolyi  wurde  beauftragt,  in  jeder  Gespanschaft,  von 
Neograd  angefangen  bis  Siebenbürgen,  eine  Schar  Bewaffneter  aufzu- 
stellen, den  General  Bagosy  an  die  polnische  Grenze  marschiren  und 
die  dortigen  Pässe  durch  Verhaue  befestigen  zu  lassen.  General  Viard 
wurde  mit  beiläufig  30000  Reitern  nach  Teraesvär  geschickt,  damit  er 
nach  Bedürfnis  Kärolyi  oder  Steinwill  unterstütze.  Diese  Gerüchte  er- 
wiesen sich  bald  als  blinder  Lärm;  die  wenigen  Exulanten  in  Polen, 
ebenso  Bercsenyi,  hatten  kaum  die  Mittel,  ihr  Leben  kümmerlich  zu 
fristen,  geschweige  denn  einen  Einfall  zu  unternehmen,  und  Räkoczy 
saß  um  diese  Zeit  noch  ruhig  in  Grosbois^  Dem  zuiolge  erhielt  Viard 
Befehl,  sich  der  Armee  Eugcn's  anzuschließen.' 

Am  15.  Juni  war  diese,  61  Bataillone  Fußvolk  von  Heister  und 
176  Escadronen  Reiterei  von  Pälffy  befehligt,  bei  Pancsova  im  Ueber- 
gang  über  die  Donau  begriffen  und  traf  vor  Belgrad  uoa  einen  Monat 
früher  ein  als  das  türkische  Heer,  welches  der  Großvezir  Chalil  damals 
bei  Nissa  erst  zusammenzog.  Diesen  Vorsprung  machte  sich  Eugen  treff- 
lich zu  Nutze..  Nachdem  er  am  18.  Juni  die  Festung  und  Umgegend  in 
Augenschein  genommen  und  den  Winkel,  den  der  Zusammenfluß  der 
Save  mit  der  Donau  bildet,  gewählt  hatte,  um  dort  sein  Lager  aufzu- 
schlagen, ließ  er  sogleich  die  Arbeiten  an  den  Schanzen  beginnen,  mit 
welchen  er  dasselbe  nach  innen  gegen  Ausfälle  aus  Belgrad,  das  Mustafa- 
Pascha  mit  beiläufig  oOOOO  Mann  und  600  Kanonen  vertheidigte,  und 
nach  außen  gegen  die  Angriffe  des  feindliclien  Heers  befestigte,  dessen 
Anmarsch  er  zu  erwarten  hatte,  denn  es  war  vorauszusehen,  daß  die 
Pforte  ihre  ganze  Macht  aufbieten  werde,  um  „das  Haus  des  heiligen 
Kampfes"  zu  retten.  Die  Verbindung  mit  Ungarn  über  beide  Ströme 
.wurde  durch  Brücken  mit  stark  verschanzten  Köpfen  gesichert.  Die 
Flotille  legte  sich  an  beide  Seiten  der  über  die  Donau  führenden,  einer- 
seits um  sie  wider  die  belgrader  Schiffe  zu  sichern,  andererseits  um  den 
von  unten  heraufkommenden  die  Zufahrt  zur  Festung  zu  sperren.  Mittler- 
weile wurden  die  Türken  aus  Semlin  vertrieben  und  dadurch  für  die  Be- 
lagerung ein  Stützpunkt  gewonnen.  Noch  waren  sowol  die  zum  Schutz 
als  die  zum  Angriff  dienenden  Werke  nicht  vollendet,  da  brach  am 
13.  Juli  ein  Ungewitter  los,  welches  die  Brücken  zerriß,  die  Schifte 
durcheinanderwarf,  einige  versenkte  und  die  niedrigem  Stellen  des 
Lagers  überschwemmte.  Die  Besatzung  der  Festung  benutzte  die  da- 
durch entstandene  Verwirrung,  eine  zahlreiche  Schar  setzte  über  die 
Save  und  begann  die  Brücke  über  dieselbe  vollends  zu  zerstören,  wurde 
jedoch  von  den  Truppen,  die  den  Brückenkopf  hüteten  und  kräftige 
Unterstützung  erhielten,  nach  Belgrad  zurückgeworfen.  Einen  ähnlichen 
Ausgang  hatte  ein  zweiter  Ausfall  am  17.  Juli  auf  die  noch  nicht  voll- 
endeten Verschanzungen  bei  der  Donaubrücke  nach  anfangs  günstigem 
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Erfolge.  Einige  Tage  nachher  waren  die  Brücken  und  alles,  was  das 
Ungewitter  sonst  zerstört  hatte,  wiederhergestellt,  die  Laufgräben  genug 
weit  getrieben  und  die  Batterien  aufgestellt,  die  ein  so  wiiksames  Feuer 
gegen  die  Festung  eröffneten,  daß  deren  Geschütze  mehr  und  mehr  zum 
Schweigen  gebracht  wurden. 

Nun  erst,  in  den  letzten  Tagen  des  Juli,  langte  der  Großvezir  mit 
einem  furchtbaren  Heere  von  200000  Mann  an,  schlug  sein  Lager  kaum 
weiter  als  einen  Kanonenschuß  hinter  dem  kaiserlichen  auf,  befestigte 
dasselbe  ebenfalls  und  nahm  dieses  unter  heftiges  Feuer.  Die  Belagerer 
wurden  zu  Belagerten  und  waren  von  vorn  den  Angriffen  der  Besatzung 
Belgrads,  im  Rücken  des  ihnen  dreifach  überlegenen  türkischen  Heers 
ausgesetzt,  die  ihnen  um  so  verderblicher  werden  konnten,  wenn  sie 
nach  einem  verabredeten  Plane  zu  gleicher  Zeit  unternommen  würden. 
Im  türkischen  Lager  befand  sich  Johann  Vekony,  einer  jener  Streiter 
Räköczy's,  die  nach  dem  szatmärer  Frieden  dem  Kaiser  nicht  huldigen 
wollten  und  in  türkische  Dienste  traten.  Er  hatte  seinen  Sinn  geändert, 
als  sich  Temesvär  ergab  und  die  Besatzung  freien  Abzug  erhielt.  Da- 
mals sagte  er  zu  Pälfly,  jetzt  gehe  er  mit  den  Türken  fort,  werde  aber 
im  künftigen  Feldzuge  mit  sichern  Nachrichten  über  die  Stärke  und  Ab- 
sichten des  Großvezirs  vor  dem  Prinzen  erscheinen.  Ihn,  der  sich  als 
Ungar  am  leichtesten  durch  das  kaiserliche  Lager  in  die  Festung  schlei- 
chen konnte,  sandte  Chalil  mit  einem  Schreiben  an  Mustafa,  mit  welchem 
er  sich  bei  Eugen  einstellte.  Der  Prinz  befahl  ihm,  dasselbe  dem  Festungs- 
commandanten zu  übergeben  und  mit  dessen  Antwort  zu  ihm  zurückzu- 
kehren. ^  Durch  die  Antwort,  die  ihm  Vekony  brachte,  über  den  Plan 
der  feindlichen  Heerführer  unterrichtet,  berief  Eugen  am  15.  August  die 
Häupter  seiner  Armee  zu  einer  Berathung,  in  welcher  das  türkische 
Lager  am  künftigen  Morgen  anzugreifen  beschlossen  und  die  Schlacht- 
ordnung entworfen  wurde.  Die  Generale  Viard  und  Browne  sollten, 
dieser  mit  sieben  Reiterregimentern,  jener  mit  acht  Bataillonen  die 
äußern  Schanzen  besetzen,  vier  andere  Bataillone  die  der  Festung  zugekehr- 
ten Werke  gegen  Ausfälle  decken.  Die  übrige  Armee  erhielt  Befehl,  um 
Mitternacht  in  aller  Stille  aus  dem  Lager  zu  ziehen  und  jede  Abtheilung 
derselben  den  ihr  angewiesenen  Platz  einzunehmen,  das  Gros  der  In- 
fanterie unter  Alexander  von  Würtemberg  im  Centrum,  die  Reiterei 
unter  Pälffy  auf  beiden  Flügeln,  fünfzehn  Bataillone  unter  Seckendorff 
hinter  der  Schlachtreihe  als  Reserve.  Der  Commandant  der  Belagerungs- 
artillerie wurde  angewiesen,  während  der  Schlacht  die  Festung  so  heftig 
als  möglich  zu  beschießen. 

Noch  vor  Anbruch  des  Tags  und  bei  dichtem  Nebel,  der  alles  in 
Finsterniß  hüllte,  setzte  sich  die  Armee  schweigend  in  Bewegung  und 
wurde  vom  Feinde  nicht  früher  bemerkt,  als  bis  die  Vorhut  des  rechten 
Flügels,  mit  dem  Pälffy  voranging,  unvermuthet  auf  einen  Graben  stieß, 
den  die  Türken  in  derselben  Nacht  gegen  die  Save  zu  ausgehoben  und 
mit  Janitscharen  besetzt  hatten.  Diese  vernahmen  das  Geräusch  der 
nahenden  Reitergeschwader  und  lärmten  das  Lager  auf.    Während  die 
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plötzlich  Uebenaschten  zu  den  Waffen  griffen,  setzten  die  Vorhut  und 
das  zweite  Treffen  Palffy's  über  di-n  Graben,  hieben  in  die  noch  unent- 
wickelten Scharen,  die  sich  ihnen  entgegen  warfen,  ein  und  jagten  sie  in 
die  Flucht.  Zu  gleicher  Zeit  führte  Starhemberg  die  Bataillone  von 
der  rechten  Mitte  gegen  die  linke  Seite  des  feindlichen  Lagers;  sie 
drangen  im  Sturmschritt  vor,  erstiegen  die  ümschanzungen,  trieben,  was 
ihnen  entgegentrat,  vor  sich  her  und  nahmen  die  Kanonen,  deren  Be- 
deckung niedergemacht  oder  geflohen  war.  Weiter  zurück  sammelten 
sich  die  Fliehenden  zwar  wieder  zum  Gefecht,  aber  in  der  Front  vom 
Fulävolk  und  in  den  Flanken  von  der  Reiterei  angegriffen,  mußten  sie 
trotz  ihrer  großen  Ueberlegenheit  an  Zahl  nochmals  in  Unordnung 
weichen.  Unterdessen  hatte  sich  der  mörderische  Nachtkampf  auch  auf 
der  rechten  Seite  des  türkischen  Lagers  entsponnen;  das  kaiserliche  Fuß- 
volk erstürmte  auch  hier  die  Schanzen.  Der  Plan,  den  mehr  als  zwei- 
fach überlegenen  Feind  zu  überfallen,  zu  überflügeln,  in  die  Mitte  zu- 
sammenzudrängen und  dann  durch  einen  kräftigen  Vorstoß  auf  seine 
Front  zu  schlagen,  schien  gelungen:  da  drohte  der  dichte  Nebel  der 
Armee,  deren  Fortschritte  er  bisher  ungemein  begünstigt  hatte,  verderb- 
lich zu  werden.  Ihr  rechter  Flügel  war  zu  weit  gegen  die  Save  vor- 
gegangen, wodurch  zwischen  ihm  und  dem  Centrum  eine  weite  Lücke 
entstand,  in  welche  die  Türken,  die  hier  auf  keinen  Widerstand  stießen, 
immer  tiefer  eindrangen  und  sich  einnisteten.  Zum  Glück  verbarg  ihnen 
der  dichte  Nebel  den  Ungeheuern  Vortheil,  der  ihnen  daraus  erwachsen 
war.  Es  war  8  Uhr,  als  der  Wind  den  Nebel  zerstreute,  und  nun  er- 
kannten sie,  welche  siegverheißende  Stellung  ihnen  der  Zufall  verschafft 
habe,  und  fingen  an,  dieselbe  zu  benutzen.  Aber  auch  Eugen  erblickte 
die  große  Gefahr  der  Seinen  von  der  Anhöhe,  auf  welcher  er  den  Gang 
der  Schlacht  beobachtete,  eilte  sogleich  zur  zweiten  Reihe  des  P'ußvolks 
am  linken  Flügel  und  führte  sie  selbst  wider  den  vordringenden  Feind, 
und  der  Herzog  von  Würtemberg  wandte  sich  ebenfalls  gegen  denselben. 
Ein  mörderisches  Gefecht  entspann  sich,  in  welchem  die  Türken  ihre 
Stellung  behaupteten,  bis  sie  von  Viard,  den  Eugen  aus  dem  Lager  mit 
seinen  Reiterregimentern  herbeirief,  in  der  Flanke  angegriffen,  sich  ge- 
nöthigt  sahen,  hinter  den  noch  nicht  genommenen  Schanzen  ihres  Lagers 
Zuflucht  zu  suchen.  Dort,  von  einer  zahlreichen  Artillerie  gedeckt,  stellte 
sich  das  türkische  Fleer  zum  letzten  Kampf  auf  Die  sieggewohnten 
Scharen  Eugen's  erstürmten  trotz  der  Kanonen,  die  Furchen  in  ihre 
Reihen  rissen,  auch  diese  mittlem  Schanzen  und  warfen  den  Feind  aus 
seiner  letzten  Stellung.  Um  9  Uhr  war  der  Sieg  auf  der  ganzen  Schlacht- 
litiie  errungen,  verwandelte  sich  der  Rückzug  der  Türken  in  wilde 
Flucht,  auf  der  noch  ihrer  viele  von  der  nachsetzenden  Reiterei  nieder- 
gemacht und  vom  aufgestandenen  Landvolk  erschlagen  wurden.  Ihr 
gosammter  Verlust  wurde  auf  20 — 22UOO  Todte  geschätzt.  Den  Kaiser- 
lichen kostete  der  Sieg  bei  1500  Todte,  unter  denen  sich  der  älteste 
Sohn  Palffy's  befand,  und  3500  Verwundete.  Obgleich  der  Verlust  der 
Türken  groß  war,  war  er  doch  im  Verhältniß  zu  ihrer  Menge  nicht  so 
groß,  daß  sie  sich  nicht  von  ihrem  Schrecken  hätten  erholen  und,  wenn 
sie  die  feindliche  Armee  in    ordnungsloser  Plünderung  des  Lagers  be- 
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griffen  gesehen,  umkehren  und  die  Schlacht  erneuern  können.  Eugen 
zog  daher,  sobald  der  Kampf  aufgehört  hatte,  seine  Truppen  auf  die 
benachbarten  Anhöhen  zurück  und  schickte  blos  Abtheilungen  der  Ba- 
taillone aus,  die  Beute  aus  dem  eroberten  Lager  abzuholen.  Diese  war 
unermeßlich;  200  Kanonen,  50  Fahnen,  9  Roßschweife,  3000  beladene 
Fuhrwerke  und  eine  solche  Menge  von  Lastthieren  wurden  eingebracht, 
daß  man  drei  Kamele  um  einen  Gulden  kaufen  konnte.  Eugen  pries  im 
Siegesberichte  die  Tapferkeit  der  ganzen  Armee,  hob  jedoch  besonders 
die  Verdienste  Pälffy's,  Alexander's  von  Würtemberg,  des  PVldmarschall- 
Lieutenants  Veteran!  und  des  Obersten  Khevenhüller  hervor. 

Die  schönste  Frucht  des  Siegs  w^ar  Belgrad,  Die  Besatzung  und  die 
Einwohner  sahen  mit  Entsetzen  die  Niederlage  und  Flucht  des  großen 
Heers,  das  sie  von  der  Belagerung  befreien  sollte,  und  steckten,  an 
fernerer  Hülfe  verzweifelnd,  noch  am  selben  Tage  die  weiße  Fahne  aus. 
Sie  erhielten  freien  Abzug  mit  allem  beweglichen  Hab  und  Gut,  mußten 
aber  Waffen  und  alles  Heergeräth  zurücklassen.  Am  22.  August  gab  es 
keine  Türken  mehr  in  Belgrad,  das  sie  volle  196  Jahre  besessen  hatten.^ 
Sie  waren  überhaupt  überall  in  diesen  Landestheilen  nach  der  Nieder- 
lage des  gewaltigen  Heers  so  eingeschüchtert,  daß  sie  nirgends  recht 
standhielten.  Ein  zahlreicher  Trupp,  der  ausgeschickt  war,  Ujpalanka 
wiederzunehmen,  räumte  vor  der  weit  kleinern  Schar,  mit  welcher  ihnen 
Joseph  Eszterhäzy  entgegentrat,  das  Feld  nach  kurzem  Gefecht  und  ließ 
10  Kanonen  und  alles  Gepäck  zurück.  Einen  ähnlichen  Sieg  gewann 
General  Splenyi  über  einen  andern  Heereshaufen,  der  von  Orsova  in 
das  Temeser  Banat  eingefallen  war;  er  trieb  denselben  mit  nicht  mehr 
als  1500  Mann  zurück,  erschien  vor  Orsova,  und  die  Festung,  von  der 
Merci  ein  Jahr  früher  wegen  des  tapfern  Widerstandes,  den  er  fand,  hatte 
abziehen  müssen,  stand  vor  ihm  offen,  indem  die  Besatzung  zu  Schiff  auf 
der  Donau  davonfloh.  In  Kroatien  dagegen  fochten  die  Türken  mit 
mehr  Muth  und  wol  deshalb  die  Kaiserlichen  mit  weniger  Glück.  Der 
tapfere  General  Petras,  der  Zwornik  belagerte,  ward  dort  schwer  ver- 
wundet und  mußte  abziehen.  Die  Generale  Draskovics  und  Königsegg 
wurden  von  Novi,  das  sie  erobern  sollten,  zurückgetrieben  und  verloren 
auf  dem  Rückzug,  abermals  geschlagen,  beinahe  ihre  ganze  Mannschaft. 
Eugen  schrieb  diese  Unfälle  nicht  blos  ihrer,  sondern  auch  des  Ober- 
befehlshabers, Hannibal  Heister's,  Unfähigkeit  und  Fahrlässigkeit  zu  und 
forderte,  daß  man  anstatt  ihrer  fähigere  Männer  hinschicke. '■^ 

Beklagenswerther  als  diese  nicht  schwer  wiegenden  Unfälle  war  die 
Verwüstung,  welche  Siebenbürgen  und  das  nordöstliche  Ungarn  gleich- 
zeitig mit  Eugen\s  Siegen  erlitt.  Kärolyi,  dem  die  Hut  des  letztern  an- 
vertraut war,  hatte  durch  Kundschafter  erfaliren,  daß  der  Khan  der 
Krim  einen  neuen  Einfall  bereite,  und  dcshall)  den  Hoflvriegsrath  um 
Ermächtigung  ersucht,  die  Mannschaften  der  ihm  untergebenen  Gespan- 
-ihaften  zusanimenzuzieiien.    Sie  wurde  ihm  verweigert,  wahrscheinlich 
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weil  man  dem  Gerücht  glaubte,  daß  Anton  Eszterhäzy  und  andere  Exu- 
lanten mit  den  Tataren  ins  Land  kämen,  und  befürchtete,  daß  jene 
Mannschaften  zu  ihnen  übergehen  könnten.  Kärolyi  konnte  daher  nichts 
weiter  thun,  als  daß  er  die  Grenzpässe  durch  Verhaue  befestigen  ließ. 
Bald  darauf  brachen  bei  15000  Tataren,  die  der  Sohn  des  Khans  an- 
führte, aus  der  Moldau  in  Siebenbürgen  ein,  hieben  die  deutschen  Sol- 
daten, die  den  Borgoer  Paß  hüteten,  nieder  und  kamen  raubend  und 
plündernd  bis  Szamos-Üjvär.  Von  hier  kehrte  der  eine  Theil  mit  dem 
Raube  und  den  Gefangenen  in  die  Moldau  zurück,  der  andere  wandte 
sich  über  die  Gespanschaften  Inner-Szolnok  und  Kovar  gegen  üjbänya, 
das  sie  am  22.  August  erreichten.  Nun  bot  Kärolyi  auf  eigene  Verant- 
wortung die  Bewohner  der  Haiduken-Städte  und  Jazigiens  auf.  Eugen 
schickte  Viard  mit  zwei  Regimentern  nach  Siebenbürgen  und  Martigny 
mit  vieren  an  die  obere  Theiß.  Underdessen  zog  die  Horde  an  Szatmär 
vorüber  und  verheerte  die  Gegend  am  Szamos  und  die  ügocsaer  Ge- 
spanschatt.  Doch  ehe  noch  Kärolyi  oder  Martigny  Hülfe  brachten,  über- 
fiel Bagosy  die  Tataren  des  Nachts  mit  kaum  mehr  als  100  Mann  und 
jagte  ihnen  solchen  Schrecken  ein,  daß  sie  über  Hals  und  Kopf  gegen 
Marmaros  flohen  und  mehr  als  3000  Gefangene,  die  sie  mit  sich  ge- 
schleppt, zurückließen.  Kurz  darauf  wurden  sie  während  eines  starken 
Gußregens  in  einem  engen  Thale  vom  Landvolk  überfallen,  das  ihnen 
wieder  viele  Gefangene  und  einige  Tausend  geraubte  Pferde  abnahm, 
und  endlich  von  Kärolyi  eingeholt  und  gänzlich  aus  dem  Lande  gejagt. 
General  Salzer,  Befehlshaber  in  Großvvardein,  und  Oberst  Kuckländer, 
Commandant  in  Huszt,  klagten  Kärolyi  bei  Eugen  an,  daß  er,  nur  auf 
seine  Sicherheit  bedacht,  der  Verheerung  der  Tataren  ruhig  zugesehen 
habe.  Aber  der  Prinz,  der  das  Verfahren  des  Oberhofkriegsraths  aus 
eigener  Erfahrung  kannte,  schrieb  am  1  5.  September  Kärolyi  einen  Brief, 
in  welchem  er  dessen  zweckmäßige  Anstalten,  Eifer  und  Treue  unter 
.  schwierigen  Umständen  lobte,  und  bewirkte  überdies,  daß  ihn  der  Kaiser 
zum  wirklichen  und  besoldeten  Feldmarschall-Lieutenant  erhob,  indem 
er  früher  blos  diesen  Titel  erhalten  hatte.  ^ 

Während  durch  die  Siege  Eugen's  das  königlich  ungarische  Gebiet 
erweitert  wurde,  kam  Kaiser  Karl  in  Gefahr,  die  italienischen  Länder, 
die  ihm  durch  die  Friedensschlüsse  von  Utrecht  und  Rastadt  statt  der 
gesammten  spanischen  Monarchie  gelassen  worden,  zu  verlieren.  Lud- 
wig XIV.,  in  seiner  Familie  höchst  unglücklich,  hatte  seinen  einzigen 
ehelichen  Sohn,  seinen  ältesten  Enkel  und  dessen  dritten  Sohn  sterben 
gesehen,  sodaß  er  außer  dem  König  Philipp  V.  von  Spanien  nur  den 
fünfjährigen  Urenkel  hinterließ,  der  ihm  als  Ludwig  XV.  auf  dem  Thron 
nachfolgte.  Der  schwächliche  Knabe  schien  wenig  Lebenskraft  zu  be- 
sitzen; sollte  er  sterben,  so  war  der  Herzog  Philipp  von  Orleans,  den 
das  Parlament,  das  Testament  Ludwig's  XIV.  umstoßend,  zum  Regenten 
ernannt  hatte,  der  Erbe  der  französischen  Krone,  deim  der  Utrechter 
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Friede  schloß  Philipp  V.  von  der  Thronfolge  in  Frankreich  aus.  Daher 
war  es  für  den  Herzog-Regenten  die  wichtigste  Angelegenheit,  diesen 
Frieden  in  Kraft  zu  erhalten,  dagegen  für  den  spanischen  König,  den- 
selben zu  umgehen  und  aufzuheben.  Nach  dem,  was  den  Völkern  fromme, 
wurde  nicht  gefragt.  Der  französische  Hof  änderte  also  seine  bisherige 
Oesterreich  feindliche  Politik  und  näherte  sich  demselben  in  dem  Maße, 
in  welchem  das  Zerwürfniß  mit  Spanien  sich  verbitterte.  Der  geistes- 
kranke König  Philipp  blieb  zwar  selbst  unthätig,  aber  seine  zweite  Ge- 
mahlin, die  herrschsüchtige,  geistig  begabte  Elisabeth  von  Parma,  und 
ihr  Vertrauter,  Cardinal  Alberoni,  ein  kühner  und  den  größten  Unter- 
nehmungen gewachsener  Mann,  die  unter  seinem  Namen  Spanien  regier- 
ten, entwarfen  den  verwegenen  Plan,  die  von  Spanien  losgetrennten 
Länder  wieder  zu  erwerben  und  für  ihren  König  die  Regentschaft  und 
Thronfolge  in  Frankreich  zu  erlangen,  doch  hauptsächlich  in  der  Ab- 
sicht, da  dessen  Sohne  aus  erster  Ehe  die  Krone  Spaniens  gebührte,  den 
Kindern  der  Elisabeth  andere  Throne  zu  verschaffen.  Zu  diesen  End- 
zwecken wurden  in  Frankreich  Verschwörungen  und  Aufstände  ange- 
stiftet, sollte,  um  England  zu  bescliäftigen,  der  Kronprätendent  Jakob 
Stuart  im  Bündnisse  mit  Karl  XII.  und  dem  Zar  Peter  unterstützt  wer- 
den, wurden  Intriguen  jeder  Art  gesponnen  und  alle  Kräfte  Spaniens 
aufgeboten.  Hierdurch  beunruhigt,  schlössen  Frankreich,  Enghmd  und 
Holland  am  4.  Januar  1717  eineTripleallianz  zur  Erhaltung  des  Utrechter 
Friedens.  Alberoni  wurde  jedoch  dadurch  nicht  abgeschreckt,  zur  Aus- 
führung jener  Plane  zu  schreiten  und  den  ersten  Angriff  gegen  den  Kaiser 
zu  richten,  mit  dem  der  Friede  noch  nicht  geschlossen  und  der  in  den 
Krieg  mit  den  Türken  verwickelt  war.  Unter  dem  Vorwande,  Venedig 
wider  die  Türken  beizustehen,  ließ  er  eine  Flotte  mit  Landtruppen  ins 
Mittelländische  Meer  abgehen,  die  im  August  auf  Sardinien  landete  und 
es  schnell  eroberte.  Damit  der  Erfolg  der  spanischen  Waffen  erleichtert 
werde,  suchte  er  dem  Kaiser  auch  in  Ungarn  Verlegenheiten  durch 
Räköczy  zu  bereiten,  forderte  diesen  auf,  sich  in  die  Türkei  zu  begeben, 
um  mit  deren  und  Spaniens  Hülfe  sein  Recht  auf  Siebenbürgen  geltend 
zu  machen,  und  bewog  die  Pforte,  ihn  als  Kampfgenossen  zu  berufen, 
liäköczy  zweifelte  zwar,  daß  die  Türken  im  Stande  seien,  den  Kaiser 
zu  besiegen,  hatte  auch  zu  der  Macht  und  Redlichkeit  Alberoni's  kein 
rechtes  Vertrauen  und  konnte  kaum  hoffen,  daß  die  Ungarn,  so  zahl- 
reich auch  sein  Anhang  unter  ihnen  und  so  groß  ihre  Unzufriedenheit  mit 
der  Regierung  sein  mochte,  nach  der  erst  vor  wenigen  Jahren  erlittenen 
Niederlage,  selbst  wenn  er  mit  fremdem  Kriegsvolke  unter  ihnen  er- 
>chiene,  aufstehen  würden;  aber  das  Verlangen  nach  dem  Vaterland  und 
der  Wunsch,  wieder  eine  Rolle  zu  spielen,  überwogen  alle  Bedenklich- 
keiten; er  brach  mit  mehrern  seiner  Kampfes-  und  Schicksalsgefährten 
am  15.  September  aus  Frankreich  auf  und  landete  am  10.  October  in 
Gallipoli.  Er  kam  zu  spät;  di(!  Pforte,  deren  Muth  gebrochen  war,  suchte 
bereits  ihr  Heil  im  Frieden  und  ging  auf  den  Vorschhig,  ihn  an  die  Spitze 
einer  christlichen  Armee  von  lOOÜÜ  Mann  zu  stellen,  nicht  ein.* 

'  Ueber  die  Ursachen,  welche  Räköczy  bewogen,    sich  in  die  Türkei  zu 
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Da  die  erwähnten  Umtriebe  des  spanischen  Hofs  leicht  einen  allge- 
meinen europäischen  Krieg  entzünden  konnten,  suchten  England  und 
Holland  ura  so  eifriger,  zwischen  dem  Kaiser  und  der  Pforte  Frieden 
zu  stiften.  Die  letztere,  die  von  der  Fortsetzung  des  Kriegs  nur  noch 
größere  Verluste  zu  befürchten  hatte,  that  hierzu  bereitwillig  den  ersten 
Schritt,  und  am  5.  September  meldete  der  gewesene  Befehlshaber  in 
Belgrad,  Mustafa- Pascha,  dem  Prinzen  Eugen  in  einem  Schreiben  den 
Wunsch  des  Sultans,  sich  mit  dem  Kaiser  auszusöhnen.  Der  Antrag  war 
dem  kaiserlichen  Hofe  sehr  willkommen,  denn  der  Friedensschluß  ver- 
bürgte dem  Kaiser  Karl  den  Besitz  werthvoller  Eroberungen  und  machte 
es  ihm  möglich,  mit  ungetheilter  Macht  die  hinterlistigen  Angriffe  Spa- 
niens abzuwehren  und  in  einem  europäischen  Krieg,  wenn  ein  solcher 
wirklich  ausbrechen  sollte,  aufzutreten.  Eugen  antwortete  daher,  der 
Kaiser  sei  nicht  abgeneigt,  sich  in  Unterhandlungen  einzulassen. 

Weil  das  wider  die  Türken  stehende  Heer  bis  zum  wirklichen  Ab- 
schluß des  Friedens  nicht  vermindert  werden  durfte  und  der  Stand  der 
europäischen  Angelegenheiten  die  Aufstellung  eines  zweiten  erfordern 
konnte,  mußten  wol  die  Mittel  zu  dem  einen  und  dem  andern  Zwecke 
bereitet  werden,  aber  zu  bedauern  war  es,  daß  Ungarn  seine  Kräfte 
übersteigende  Lasten  aufgebürdet  wurden.  Der  König  bediente  sich  der 
ihm  durch  den  Reichstag  von  1715  ertheilten  Ermächtigung  und  berief 
die  obersten  Reichswürdenträger  nebst  andern  Magnaten,  wie  auch  Ab- 
geordnete der  nähern  Gespanschaften  und  Städte  nach  Preßburg  (con- 
cursus  regnicolaris  wurden,  wie  schon  erwähnt,  dergleichen  seither 
üblich  gewordene  Versammlungen  genannt),  nicht,  damit  durch  sie  be- 
rathen  und  bewilligt  würde,  was  das  Land  leisten  solle,  sondern  damit 
ihnen  angekündigt  werde,  was  es  leisten  müsse.  Der  Commissar,  Graf 
Thürheim,  ein  Ausländer,  forderte  im  Namen  des  Königs,  daß  Ungarn 
abermals  dem  größten  Theile  des  Heers  Winterquartiere  gebe  und  für 
.  das  folgende  Jahr  2,900000  rheinische  Gulden  steuere.  Uns  scheint  die 
Summe  für  ein  Land  von  der  Ausdehnung  Ungarns  unbedeutend,  aber 
damals  war  sie  bei  dem  weit  höhern  Werthe  des  Geldes  schon  an  sich 
groß  und  für  das  entvölkerte,  ruinirte,  durch  zweimalige  Winterquartiere 
einer  zahlreichen  Armee  erschöpfte  Ungarn,  wo  überdies  der  Bürger 
und  Bauer  allein  alle  Staatslasten  trug,  beinahe  unerschwinglich.  Die 
Versammlung  bat  also  den  König  dringend,  die  Zahl  der  Truppen,  die 
im  Lande  überwintern  sollten,  zu  vermindern  und  die  Kriegssteuer  heral)- 
zusetzen.  Sie  erhielt  den  Bescheid,  die  Armee  müsse  in  der  Nähe  des 
Kriegsschauplatzes  überwintern,  und  die  großen  Kosten  des  Kriegs  ge- 
statten keine  Herabsetzung  der  geforderten  Steuer,  auch  werde  diese 
nicht  allzu  drückend  sein,  wenn  sie  auf  die  Gespanschaften  mit  Berück- 
sichtigung der  Volksmenge  und  deren  größerer  oder  geringerer  Wohl- 
habenheit verthcilt  werde;  Ungarn  müsse  12  Reiterregimentern  und 
TjO  Bataillonen  Fußvolk  Winterquartieie  einräumen  und  zu  deren  Ver- 
pflegung die  geforderte  Summe  bis  Ende  April  unausbleiblich  auf- 
begeben und  die  Vereitcliitif;  der  Absichten,  die  dadiircli  erreicht  werden 
sollten,  Mich.  Horväth,  Magyarorszäg  törtenelnie,  V,  44  fg. 
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Illingen,  denn  der  Krieg  werde  für  sein  Wohl  und  seine  Vergrößerung 
gefülirt.  * 

Die  Friedensunterhandlungen,  die  den  Winter  über  von  1717  auf 
1718  vermittels  der  Gesandten  Englands  und  Hollands  geführt  wurden,  ITIS 
nahmen  besonders  nach  der  Absetzung  Chalirs  und  der  Ernennung  des 
Kaimakams  Ibrahim,  der  des  Sultans  Eidam  und  das  Haupt  der  Friedens- 
partei an  der  Pforte  war,  zum  Großvezir  einen  schnellern  Fortgang. 
Alan  kam  überein,  daß  die  Abgeordneten  der  Kriegführenden  nebst  den 
Gesandten  der  vermittelnden  Mächte  in  Paßarovitz,  einer  Ortschaft  Ser- 
biens, nahe  am  Einflüsse  der  Morawa  in  die  Donau,  zusammenkommen 
und  auf  Grundlage  des  gegenwärtigen  Besitzes  den  Frieden  abschließen 
sollen.  Der  Kaiser  entsendete  dorthin  den  Feldzeugmeister  Virmont, 
den  Hofkriegsrath  Talmann  und  Fleischraann,  den  vormaligen  Gesandten 
in  Konstantinopel;  Venedig  Ruzzini;  die  Pforte  den  Silidar  Ibrahim, 
Mohammed  Efendi  und  den  Hospodar  der  Walachei,  den  Bruder  des 
nach  Siebenbürgen  gefangen  abgeführten  Maurocordato;  England  wurde 
von  Robert  Sutton,  Holland  von  Coliers  vertreten.  Eugen  stand  mit 
seiner  marschbereiten  Armee  bei  Belgrad,  der  Großvezir  bei  Nissa. 
Gleich  bei  der  ersten  Zusammenkunft,  die  am  5.  Juni  stattfand,  forderten 
die  kaiserlichen  Bevollmächtigten  die  Auslieferung  Räköczy's  und  seiner 
Mitexulanten  Forgacs,  Bercsenyi,  Csäky  und  Vay;  die  Türken  berich- 
teten darüber  an  die  Porte,  und  diese  antwortete:  „Der  Padischah  wolle 
lieber  seine  Hauptstadt  preisgeben,  als  die  Schmach  des  verletzten  Gast- 
rechts auf  sich  laden."  Bei  den  folgenden  Zusammenkünften  machten 
die  Abgeordneten  Karl's  Anspruch  auf  ganz  Serbien  und  die  ganze 
Walachei,  weil  diese  Länder  zum  Gebiete  Belgrads  und  Temesvärs  ge- 
hören, in  deren  Besitz  sich  der  Kaiser  befinde,  und  außerdem  auf  Ersatz 
der  Kriegskosten.  Venedig  verlangte  Morea  und  was  es  sonst  im  Kriege 
verloren  hatte,  zurück.  Die  Türken  dagegen  wollten  vom  Ersätze  der 
Kriegskosten  nichts  hören,  an  den  Kaiser  nur  die  Theilc  der  genannten 
Länder  abtreten,  die  thatsächlich  in  seine  Gewalt  gefallen  waren,  und 
Venedig  nichts  von  dem  zurückgeben,  was  sie  erobert  hatte.  Aber  Eugen 
wünschte  wegen  des  in  Italien  schon  ausgebrochenen  Kriegs,  daß  der 
Friede  ohne  Verzögerung  geschlossen  werde,  und  trat  ins  Mittel,  indem 
t  r  Virmont  ermahnte,  nicht  übertriebene  Forderungen  zu  machen,  welche 
die  Türken  nicht  zugestehen  können,  und  dem  Großvezir  mit  Erneue- 
rung der  Feindseligkeiten  drohte,  wenn  seine  Abgeordneten  sich  noch 
länger  sträubten,  auf  die  ihnen  gestellten  Bedingungen  einzugehen.  So 
kam  denn  der  Friede  mit  dem  Kaiser  und  Venedig  schnell  zu  Stande 
und  wurden  beide  Urkunden  am  21.  Juli  unterzeichnet.  Vermöge  des 
mit  dem  Kaiser  abgeschlossenen  Vertrags  sollten  die  Flüsse  Aluta,  Donau, 
Timok,  kleine  Morawa,  Drina,  Save  und  Unna  die  Grenze  zwischen  dem 
kaiserlichen  Gebiete  und  der  Türkei  bilden;  mithin  trat  die  Pforte  von 
der  Walachei  den  westlich  von  der  Aluta  gelegenen  Landstrich,  von 
Serbien  und  von  Bosnien  die  nördlichen  Theiie  ab.  Die  Sicherheit  der 
Grenzgebiete,   die    freie  Religionsübung   der  Christen   im    osmanischen 
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Reiche,  der  ungehinderte  Handelsverkelir ,  die  Benutzung  der  Grenz- 
flüsse und  die  gegenseitige  Auslieferung  der  Kriegsgefangenen  wurden 
in  derselben  Weise  wie  im  karlovitzer  Frieden  geregelt.  Die  Pforte  ver- 
pflichtete sich,  die  ungarischen  Exulanten  nach  einem  im  Innern  des 
Reichs  gelegenen  Orte  zu  interniren.  Die  Venetianer  erhielten  zum  Er- 
sätze für  Morea  und  andere  Einbußen  blos  einige  Plätze  in  Dalmatien; 
die  Republik  erfuhr  solchergestalt  vom  Kaiser  dieselbe  Vernachlässigung, 
welche  Holland  beim  Utrechter  Frieden  von  England  erfahren  hatte. 
Trotz  aller  wiederholten  Gesetze  war  abermals  kein  Ungar  zu  den 
Friedensunterhandlungen  beigezogen  worden.^ 

Mittlerweile  waren  die  Spanier  1718  auf  Sicilien  gelandet,  das  von 
Truppen  fast  gänzlich  entblößt  war.  Sie  nahmen  am  i  3.  Juli  Palermo, 
breiteten  sich  über  den  größten  Theil  der  Insel  aus  und  eroberten  am 
29.  September  Messina.  Damals  waren  dem  Uebermuthe  ihrer  Königin 
und  Alberoni's  schon  Schranken  gesetzt.  Am  2.  August  schlössen  Kaiser 
Karl,  Frankreich  und  England  ein  Bündniß,  die  Quadrupleallianz  ge- 
nannt, weil  sie  Hollands  Beitritt  voraussetzten,  der  aber  nicht  erfolgte. 
Durch  die  Verbündeten  wurde  Spanien  das  Gesetz  des  Friedens  dictirt, 
so  wie  es  von  Frankreich  und  England  entworfen  und  vom  Kaiser  un- 
weigerlich genehmigt  war.  Vermöge  desselben  sollte  der  Kaiser  auf  die 
spanische  Krone,  Philipp  V.  auf  die  vormals  spanischen  Länder  wechsel- 
seitig die  Entsagung  leisten,  welche  sie  bisher  noch  nicht  geleistet 
hatten.  Der  Kaiser  sollte  Sicilien  statt  Sardiniens  erhalten,  die  letztere 
Insel  aber  König  Victor  Amadeus,  der  durch  seine  Doppelseitigkeit  die 
Mächte  beleidigt  hatte,  in  Tausch  für  die  erstere  hinnehmen.  Dabei 
waren  die  Alliirten  so  nachgiebig  oder  schwach,  dem  zweijährigen  Sohne 
Philipp's  V.  und  Elisabeth's ,  Don  Carlos,  Toscana  nach  dem  Tode  des 
letzten  Herzogs  aus  dem  Hause  Medici,  Parma  und  Piacenza  nach  dem 
ebenfalls  bevorstehenden  Aussterben  der  Farnese  zuzusprechen.  Dessen- 
ungeachtet verschmähten  Elisabeth  und  Alberoni  den  Frieden  unter 
diesen  Bedingungen.  Aber  am  22.  August  schlug  der  britische  Admiral 
Byng  die  spanische  Flotte  entscheidend;  die  wider  den  Herzog-Regenten 
Philipp  von  Orleans  angezettelte  Verschwörung  wurde  entdeckt,  der  in 
der  Bretagne  angestiftete  Aufstand  unterdrückt,   und  ein  französisches 

1719  Heer  drang  1719  in  Biscaya  ein;  die  Flotte,  welche  den  Prätendenten 
nach  England  bringen  sollte,  wurde  durch  Stürme  zerstreut;  Karl  XH. 
flel  vor  Friedrichshall,  und  sein  Tod  vereitelte  das  Bündniß  mit  dem  Zar 
Peter;  der  Kaiser  hatte  Frieden  mit  den  Türken  geschlossen  und  sandte 
Truppen  nach  Sicilien;  Holland  endlich  trat  dem  Bündnisse  bei,  das  nun 
wirklich  eine  Quadrupleallianz  wurde.  Spanien,  das  nicht  einen  Ver- 
bündeten hatte,  während  seine  Feinde  immer  furchtbarer  wurden,  wich 
der  Nothwendigkeit ;  vorerst  wurde  Alberoni  als  der  Unruhestifter  aus 

1720  dem  Lande  verbannt  und  dann  der  Friedensentwurf  im  Haag  1720  am 
17.  Februar  unterzeichnet;  Nebendinge,  welche  derselbe  unbestinnnt  ge- 
lassen, sollte  ein  Congreß  zu  Cambrai  entscheiden. 

'  Katoriii,  XXXVIII,   :371.      Ariictli,  II,  418,  5'29.      Hammer,  IV,   102. 
Diiriioiit,   VllI,  020. 
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Die  Coramissioncn,  welche  der  Reichstag  von  1715  entsendet  hatte, 
damit  sie  Entwürfe  zu  den  für  nöthio;  erachteten  Reformen  vorbereiteten, 
begannen  erst  nach  dem  Abschlüsse  des  Friedens  mit  der  Türkei  und 
mit  Spanien  1720  ihre  Arbeiten.  Diejenige,  welche  mit  der  Abfassung 
von  Vorschlägen  zu  einer  gerechtern  Vertheilung  der  Steuern  und  anderer 
Lasten  beauftragt  war,  saß  1720  in  Preßburg  unter  ihrem  Präsidenten, 
dem  Erzbischof  von  Kalocsa,  Cardinal  Emerich  Csäky,  zuerst  zusammen. 
Denn  über  die  Steuer  von  2.9000U0  rheinischen  Gulden  und  die  Bequar- 
tierung  der  Truppen,  die  der  König  vom  erwähnten  Regnicolarconcurse 
gefordert  hatte  und  die  das  Volk  tragen  mußte ,  wurden  so  bittere  Kla- 
gen geführt,  daß  es  gleichermaßen  im  Interesse  der  Regierung  und  des 
Landes  lag,  beide  Lasten  durch  eine  dem  Vermögensstande  angemessene 
Vertheilung  erträglicher  zu  machen.  Der  Commission,  die  dieses  be- 
wirken sollte,  dienten  zwei  von  den  letzten  Reichstagen  angeordnete 
Schätzungen  zur  Grundlage  ihrer  Arbeiten;  die  Berathungen  wurden  in 
vier  Abtheilungen,  die  den  vier  Kreisen  Ungarns  entsprachen,  gepflogen, 
die  Ergebnisse  derselben  in  gemeinschaftlichen  Sitzungen  nochmals  er- 
wogen und  das  für  zweckmäßig  Befundene  angenommen.  Da  aber  jeder 
Kreis,  jede  Gespanschaft  und  jede  Stadt  danach  trachtete,  daß  sie  so 
wenig  wie  möglich  belastetwürden,  wurde  zwar  die  Abstellung  einiger  Mis- 
Iiräuche  und  gar  zu  auffallender  Bevorzugungen  oder  Benachtheilungen 
vorgeschlagen,  aber  der  Entwurf  zu  einer  gerechten  Vertheilung  der  Steuern 
und  Lasten  auf  die  Gespanschaften  und  Städte  kam  nicht  zu  Stande.  ^ 

Die  beiden  Commissionen,  welche  den  Auftrag  hatten,  Pläne  zur 
Verbesserung  der  Justiz,  Regierung,  Staatsverwaltung  und  des  Heers  zu 
entwerfen,  hatten  ebenfalls  zuerst  den  Cardinal  und  Erzbischof  Csäky, 
nach  dessen  Erkrankung  aber  den  Bischof  von  Veßprim,  Grafen  Emerich 
Eszterhäzy,  zu  ihrem  Präsidenten.  Die  Entwürfe,  die  sie  ausarbeiteten, 
wurden  dem  Reichstag  unterbreitet. 

Die  Commission,  welche  die  Religionsangelegenheit  ordnen  sollte, 
«röfJ'nete  ihre  Sitzungen  in  Pest  am  15.  März  1721  unter  dem  Präsidium  1721 
des  Oberstlandesrichters  Stephan  Kohäry.  Die  Evangelischen  hatten 
seit  dem  letzten  Reichstage  neue  Bedrückungen  erlitten;  fast  unmittelbar 
nach  dessen  Schluß  waren  ihnen  namentlich  in  der  Gespanschaft  Eisen- 
burg Kirchen  und  Schulen  weggenommen,  ihre  Prediger  und  Lehrer  ver- 
jagt, einige  in  Kerker  geworfen  worden.  Zufolge  ihrer  Klagen  verbot 
zwar  Karl  am  IC.  October  der  Comitatsbehörde  dergleichen  Gewalt- 
thaten,  setzte  die  Evangelischen  aber  nicht  wieder  in  den  Besitz  des 
ihnen  Geraubten  und  befahl  sogar  1718  die  Wegnahme  noch  anderer 
Kirchen,  weil  diese  ihnen  1681  nicht  gehört  haben  sollten.  Tief  gekrankt 
erhoben  die  Evangelischen  in  der  Zuschrift,  die  sie  am  17.  April  der 
Commission  einreichten,  im  allgemeinen  Beschwerde  über  die  Drangsale, 
die  sie  unablässig  erduldeten,  und  forderten,  unter  Berufung  auf  den 
wiener  und  linzer  Frieden,  überall  und  für  alle  Volksklassen  unbe- 
schränkte Religionsübung,  ferner,  daß  niemand  zum  Uebertritt  zur 
katholischen  Kirche,  zur  Ablegung  des  Eides  bei  -Maria  und  den  Heiligen, 

'  Alexander  Kan-lvi.   Autubioprapliie.     Kr  war  Mitf,'lied  der  Commission. 


i 


204  Zweites  Buch.     Erster  Abschnitt. 

zur  Theilnahme  an  Ceremonien  und  Processionen,  die  dem  evangelischen 
Glauben  widerstreiten,  gezwungen,  die  Erziehung  der  Kinder  aus  ge- 
mischten Ehen  in  der  einen  oder  andern  Religion  dem  Willen  der  Aeltern 
überlassen,  die  Führung  der  Matrikel  den  evangelischen  Predigern  zu- 
rückgegeben, der  Besuch  auswärtiger  Universitäten  evangelischen  Stu- 
direnden  freigestellt  werde  u.  s.  w.  Die  an  Zahl  und  Macht  überlegenen 
katholischen  Mitglieder  der  Commission  wollten  weder  den  Beschwerden 
der  Evangelischen  abhelfen ,  noch  ihren  Forderungen  genügen ;  sie  ver- 
langten daher  die  Angabe  der  einzelnen  Fälle,  in  denen  den  Evangeli- 
schen Unrecht  gethan  worden  sei,  um  die  Verhandlungen  in  die  Länge  zu 
ziehen  und  dadurch  resultatlos  zu  machen;  sie  erwiderten  deren  Berufung 
auf  die  erwähnten  Friedensschlüsse  mit  der  Behauptung,  daß  dieselben 
ungültig  seien,  weil  der  Klerus  dawider  protestirt  habe.  Als  die 
Evangelischen  verlangten  und  der  König  befahl,  daß  diese  Protestation 
im  Original  vorgezeigt  werde,  legten  sie  ein  Schriftstück  ohne  Datum 
und  Siegel  vor,  das,  wo  nicht  untergeschoben,  doch  schon  deshalb  un- 
gültig war.  Nachdem  der  erbitterte  Streit  vier  Monate  gedauert  hatte 
und  jede  Aussicht  auf  irgendeinen  Erfolg  geschwunden  war,  vertagte 
der  König  die  Commission  auf  deren  eigene  Bitte  auf  unbestimmte  Zeit 
am  10.  August  und  befahl  zugleich,  daß  bis  zu  dem  abermaligen  Zu- 
sammentritt und  der  Entscheidung  derselben  die  Religionsangelegenheit 
1722  in  ihrem  gegenwärtigen  Stande  bleiben  solle.  Als  die  Commission  1722 
in  Preßburg  wieder  zusammensaß,  sandte  ihr  Karl  die  den  Evangelischen 
höchst  nachtheilige  Explanation  oder  Erklärung  der  Religionsgesetze  zu, 
welche  Leopold  1G91  erlassen  hatte.  Die  katholischen  Mitglieder  mein- 
ten, der  König  habe  es  gethan,  damit  die  Explanation  der  Commission 
zur  Richtschnur  diene;  die  evangelischen  dagegen  behaupteten,  das 
könne  unmöglich  die  Absicht  des  Königs  sein,  weil,  wenn  dies  der  Fall 
wäre,  die  über  die  Religionssache  vom  ödenburger  und  preßburger 
Landtag  gebrachten  Gesetze  vernichtet  würden.  Das  gab  wieder  zu  lang- 
wierigen Streitigkeiten  Veranlassung.  Es  zeigte  sich  jedoch  in  der  Folge, 
wie  wir  sehen  werden,  daß  die  Katholischen  den  Sinn  KarFs  richtig  er- 
rathen  hatten.  Da  also  auch  in  Preßburg  keine  Einigung  über  gewisse 
Punkte  erfolgte,  die  dem  Reichstag  als  Resultat  der  Berathungen  hätten 
vorgelegt  werden  können,  so  unterbreiteten  beide  Parteien  der  Commis- 
sion gesondert  ihre  Acten  dem  König  zur  Entscheidung. ' 

'   Lampe,  Hist.  ecclesiae  Reform.,  S.  04.0.    Ribini  Mcmorab.   Aug.  Coiif., 
II,   185  fg. 
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Von  der  Annahme  der  pragmatisclien  Sanction  diiicli  den  Reichstag 
bis  znm  Tode  Kaifs  III.    1722  —  1740. 

Die  Gewährleistung  der  pragmatischen  Sanction  der  Endzweck  der 
eifrigsten  Bemühungen  Karl's.  Die  Töchter  Joseph's  entsagen  ihren 
Ansprüchen  auf  die  Erbfolge.  Die  pragmatische  Sanction  von  Oester- 
reich,  Schlesien  und  Siebenbürgen  anerkannt  1719 — 1722.  —  Reichs- 
tag von  1722:  Annahme  der  pragmatischen  Sanction,  darauf  bezüg- 
liche und  andere  Gesetze.  Errichtung  der  vier  Districtualtafeln  in 
Ungarn  und  der  Banaltafel  in  Kroatien;  Vermehrung  der  Richter 
an  der  königlichen  und  Septem viraltafel ;  Verbesserung  der  Proceß- 
ordnung.  Gesetze  zur  Förderung  des  Handels  und  der  Einwande- 
rung. Die  Religionssache  der  Evangelischen  vom  Reichstag  an  den 
König  gewiesen;  dieselbe  betreffende  Rescripte  und  Verordnungen 
des  Königs.  Intimat  der  Statthalter  ei,  1722 — 1725.  —  Congreß  in 
Cambrai.  Karl's  ßündniß  mit  Spanien,  das  die  pragmatische  Sanc- 
tion garantirt;  Gegenbündniß  Britanniens  und  Frankreichs  und 
anderer  Mächte;  Congret>  in  Soissons;  Vertrag  zu  "Wien  geschlossen; 
Karl  bringt  Opfer,  Britannien  und  Holland  garantii'en  die  prag- 
matische Sanction.  1725—1731.  —  Reichstag  von  1728:  Streit  dar- 
über, ob  die  Steuer  an  der  Person  oder  am  Grunde  des  Bauers 
hafte;  Erhöhung  derselben  auf  2,500000  Gulden.  Der  Eid  bei 
Maria  und  den  Heiligen  von  den  Evangelischen  gefordert.  Gesetze. 
—  Resolution  des  Königs  in  der  Religionssache;  Protest  des  Car- 
dinais Althan  gegen  dieselbe.  Verordnung  des  Königs  über  die 
Beeidigung  der  Evangelischen;  sein  Befehl,  die  Resolution  in  Voll- 
zug zu  setzen.  1731—1732.  --  Herzog  Franz  von  Lothringen,  mit 
der  Kronprinzessin  verlobt,  wird  nach  des  Palatins,  Nikolaus  Pälffy, 
Tod,  Statthalter  in  Ungarn,  kein  Reichstag,  kein  Palatin.    1732.  — 
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August  II.,  Kurfürst  von  Sachsen  und  König  von  Polen,  desgleichen 
Karl  Albert,  Kurfürst  von  Baiern,  die  gegen  die  pragmatische 
Sanction  protestirt  hatten,  wünschen  die  Vermählung  ihrer  erst- 
geborenen Söhne  mit  Maria  Theresia;  in  den  deutschen  Erbländern 
wird  dieselbe  mit  dem  bairischen  Kurprinzen  gewünscht.  —  Karl 
mischt  sich  in  die  polnische  Eönigswahl  zu  Gunsten  des  Kurfürsten 
von  Sachsen,  August  III.,  der  dafür  die  pragmatische  Sanction  an- 
erkennt, geräth  darüber  mit  Frankreich  und  Spanien  in  Krieg  und 
tritt  im  Frieden  von  Wien  an  das  letztere  Keapel  und  Sicilien,  an 
Sardinien  einen  Theil  Mailands  ab;  Herzog  Franz  überläßt  Loth- 
ringen an  Frankreich  und  erhält  dafür  Toscana;  Frankreich  garantirt 
die  pragmatische  Sanction.  1735  — 1736.  —  Vermählung  Maria 
Theresia's  mit  dem  Herzog  Franz.  Eugen's  Tod.  1736.  —  Aufruhr 
der  Serben.  1734 — 1736.  —  Krieg  mit  der  Türkei,  drei  unglück- 
liche Eeldzüge,  Friede  von  Belgrad,  Verlust  der  Eroberungen  in 
der  Walachei,  in  Serbien  und  Bosnien  und  Belgrads.  1737 — 1739.  — 
Kari's  Tod.    1740. 


U  aber  die  ersten  elf  Jahre  von  Kari's  III.  Regierung,  in  denen  ein 
großer  Feldherr  und  weiser  Staatsmann  seine  Entschlüsse  lenkte,  ver- 
breitet eine  Reihe  glücklicher,  zum  Theil  ausgezeichneter  Erfolge  schim- 
mernden Glanz.  Dem  spanischen  Throne  mußte  er  zwar  entsagen,  aber 
die  schönsten  Länder  Italiens  und  die  reichen  Niederlande  vermehrten 
die  Zahl  seiner  Staaten;  die  deutsche  Kaiserkrone  erhielt  er  trotz  aller 
Gegenbemühungen  Frankreichs;  das  durch  langjährige  Aufstände  tief 
aufgewühlte  Ungarn  kam  zur  Ruhe;  herrliche  Siege  über  die  Türken 
verschafften  demselben  nicht  nur  seine  alten  Grenzen  wieder,  sondern 
auch  einen  ansehnlichen  Theil  seiner  ehemaligen  Nebenländer;  der 
spanische  Hof  wurde  zur  Herausgabe  seiner  hinterlistig  gemachten  Er- 
oberungen und  zum  Frieden  gezwungen.  Dagegen  wirft  meist  selbst- 
verschuldetes Misgeschick  dutdvle  Schatten  auf  die  fcdgenden  Jahre  seiner 
Regierung.  Seine  Bestrebungen  und  Unternehmungen  waren  wol  größten- 
theils  rechtlich  begründet  und  sollten  seiner  Absicht  nach  das  Wohl  der 
Monarchie  befördern  und  deren  Fortbesland  als  untheilbares  Ganzes 
sichern;  aber  er  achtete  nicht  auf  die  wirkliche  Lage  der  Dinge  und  auf 
die  weisen  Rathschläge  Eugen's,  setzte  einer  einzigen  Angelegenheit,  an 
der  er  mit  leidenschaftlicher  Verblendung  festhielt,  alles  andere  nach; 
vernachlässigte  die  Mittel,  durch  welche  Staaten  blühend  und  mächtig 
werden,  und  ergriff"  Maßregeln,  die  gerade  das  Gegentheil  von  dem  be- 
wirkten, was  er  bezweckte.  Die  Monarchie  sank  in  Entkräftung;  die 
Kriege,  in  die  er  sich  ohne  Noth  verwickelte,  wurden  so  unglücklich, 
zum  Theil  so  jämmerlich  geführt,  daß  der  eine  ilmi  Neapel  und  Sicilien, 
der  andere  die  von  Eugen  den  Türken  entrissenen  Lande  kostete;  und 
nach  seinem  Tode  entbrannte  ungeachtet  aller  Vorkehrungen  und  Ver- 
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träge,  durch  welclio  er  die  Tliroiilülge  seiner  Toeiiter  vor  jeder  Anfech- 
tung bewahrt  zu  haben  ghiubte,  ein  Kampf,  der  die  Monarchie  an  den 
Rund  des  Untergangs  brachte. 

Unerschütterliche  Begründung  der  in  der  pragmatischen  Sanction 
1713  aufgestellten  Erbfolgeordnung  war  der  Zweck,  Avelchen  Karl  be- 
sonders nach  dem  Tode  seines  einzigen  Sohnes  Leopold  zur  höchsten 
Aufgabe  seines  Lebens  machte,  dem  er  seine  eifrigsten  Bestrebungen 
widmete  und  die  größten  Opfer  zu  bringen  bereit  war.  ihn  glaubte  er 
dadurch  am  sichersten  zu  erreichen,  dass  die  pragmatische  Sanction  von 
den  Erzherzoginnen  als  unumstössliches  Familienstatut  anerkannt,  von 
den  Ständen  seiner  Länder  als  dauerndes  Staatsgesetz  angenommen  und 
von  den  Mächten  Europas  gewährleistet  werde.  In  erster  Reihe  sollte 
jedoch,  wenn  ihm  ein  Sohn  versagt  bliebe,  die  Thronfolge  seiner  Töchter 
Maria  Theresia,  geboren  13.  Mai  1717,  Maria  Anna,  geboren  1718,  und 
Maria  Amalia,  geboren  1724,  außer  aller  Frage  gestellt  werden.  In 
dieser  Absicht  ließ  er  1718  beim  Abschluß  der  Quadrupleallianz  in  Lon- 
don die  Erbfolge  in  den  Niederlanden  und  italienischen  Reichen,  in 
deren  Besitz  ihn  der  Friede  von  Rastatt  gesetzt  hatte,  seinen  männlichen 
und  weiblichen  Nachkommen  durch  England,  Frankreich  und  Holland 
verlnirgen.  Da  aber  Kaiser  Leopold  1703  zum  Erben  Ungarns  und  der 
böhmisch-deutschen  Länder  seinen  Sohn  Joseph  eingesetzt  hatte,  war 
CS  nwiglich,  daß  dessen  Töchter  ein  Näherrecht  auf  dieselben  bean- 
spruchen würden:  darum  mußte  die  ältere,  Maria  Josephine,  1719  am 
Tage  vor  ihrer  Trauung  mit  Friedrich  August,  Kurfürsten  von  Sachsen 
und  nachmaligem  König  von  Polen,  allen  Ansprüchen  auf  die  Erbfolge 
in  allen  jenen  Ländern  entsagen,  und  die  jüngere,  Maria  Amalia,  als  sie 
sich  1722  mit  dem  Kurfürsten  von  Baiern,  Karl  Albert,  vermählte,  eine 
gleiche  Urkunde  untersclu-eiben. 

Gleichzeitig  schritt  Karl  dazu,  die  pragmatische  Sanction  von   den 
Ständen   seiner   sämmtlichen  Reiche   als   bleibendes  Staatsgesetz  aner- 
kennen zu  lassen.    In  den  böhmischen  und  deutschen  Erbländern,  wo  die 
">tändeverfassung  nur  noch  dem  Namen  nach  bestand  und  der  Wille  des 
ionarchen  als  Gesetz  galt,  war  kein  Widerspruch  zu  befürchten,  und 
die  Anerkennung  der  in  der  pragmatischen  Sanction  festgesetzten  Erb- 
folgeordnung und  Untheilbarkeit  der  Monarchie  durch  die  Stände  nicht 
■1    mehr   als    eine    Formalität,    die   man  jedoch    bei  einer  Sache  von 
Icher  Tragweite  für  unumgänglich  nöthig  hielt,  um  ihren  Bestand  für 
die  Zukunft  zu  sichern.    Oesterreich,  von  dem  sich  das  Erzhaus  nannte 
und  auf  dessen  Willfährigkeit  man  besonders  rechnete,  sollte  den  andern 
Ländern  mit  gutem  Beispiele  vorangehen;  seinem  Landtage  wurde  dem- 
nach die  pragmatische  Sanction   1720  zuerst  vorgelegt   und  von  dem- 
selben am  22.  April  angenonuuen.    Noch  im  nämlichen  Jahre  geschah 
dieses  auch  in  Schlesien. 

Anders  standen  die  Dinge  in  Ungarn,  das  seine  Constitution  bewahrt 
hatte.  Hier  konnte  kein  Gesetz  ohne  Zuthuii  des  Reichstags  geniacht, 
um  so  weniger  über  die  Thronfolge  für  undenkliche  Zeiten  entschieden 
werden.  Und  hier  mußte  Karl,  nach  dem,  was  an  den  Reichstagen  1712 
und  lll')  vorgegangen  war,  zu  schließen,  auf  Widerstand  gefaßt  sein. 
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In  dem  kurzen  Zeiträume  seit  dem  letzten  Reichstag  war  jedoch  eine 
merkliche  Umwandlung  der  herrschenden  Stimmung  vorgegangen.  In 
der  Bestätigung  jenes  Gesetzes,  in  welchem  das  Recht  der  Ungarn,  nach 
dem  Erlöschen  des  Leopoldinischen  Mannsstammes  abermals  den  König 
zu  wählen,  ausgesprochen  wurde,  desgleichen  in  der  Bereitwilligkeit,  n)it 
welcher  er  die  Einführung  nöthiger  Reformen  dem  Reichstage  überließ, 
erblickte  man  Beweise,  daß  Karl  nichts  erzwingen  wolle,  nicht  wie  sein 
Vater  nach  unumschränkter  Gewalt  strebe,  sondern  die  Rechte  der 
Nation  zu  achten  und  der  Constitution  gemäß  zu  regieren  entschlossen 
sei.  Die  Siege,  welche  Eugen  mit  Truppen  aus  allen  Ländern  des 
Kaisers,  ihres  Königs,  über  die  Türken  erkämpft,  durch  die  er  diese 
gänzlich  aus  Ungarn  vertrieben  und  dessen  Gebiet  erweitert  hatte,  über- 
zeugten die  Stände,  wie  wohlthätig  für  ihr  Land  die  Verbindung  mit 
jenen  andern  Ländern  sei.  Ueberdies  boten  die  Commissionen,  welche 
die  vorzunehmenden  Reformen  beriethen,  den  ihnen  Vorsitzenden,  von 
Karl  für  seine  Absichten  gewonnenen  Prälaten  und  Magnaten  vielfache 
Gelegenheit,  die  Mitglieder  derselben  ebenfalls  dafür  zu  gewinnen.  ^  Die 
Evangelischen  endlich,  von  ihren  katholischen  Mitbürgern  feindselig  be- 
handelt, konnten  nur  vom  König  Milderung  des  harten  Drucks  erwarten, 
der  auf  ihnen  lastete,  und  suchten  durch  Bereitwilligkeit,  seine  Wünsche 
zu  erfüllen  —  freilich  vergeblich  — ,  seine  Huld  zu  erlangen.  Diese 
günstigere  Stimmung  der  Ungarn  bewog  Karl,  ihnen  die  pragmatische 
Sanction  vorzulegen,  noch  bevor  sie  von  den  Böhmen  und  Miederländern 
angenommen  worden,  wahrscheinlich,  um  sie  nicht  in  eine  kränkende 
Zwangslage  zu  versetzen,  wenn  sie  die  letzten  wären,  deren  Zustimmung 
er  verlangte. 

Aber  bei  einem  großen  Theile  des  Adels  war  der  Widerwille  gegen 
die  weibliche  Thronfolge  noch  nicht  ganz  verschwunden,  und  die  prag- 
matische Sanction  misfiel  selbst  dem  Hofe  ergebenen  Magnaten  und 
Staatsbeamten,  einerseits,  weil  sie,  alle  weiblichen  Linien  des  Herrscher- 
hauses zur  Thronfolge  berechtigend,  eine  Menge  von  Prätendenten 
schaffe,  unter  denen  das  Näherrecht  des  einen  oder  andern  schwer  zu 
erweisen  sein  und  Veranlassung  zu  Erbfolgekriegen  geben  werde;  anderer- 
seits, weil  sie,  die  Untreimbarkeit  sämmtlicher  Länder  aussprechend,  eine 
Gesammtmonarchie  stifte  und  dadurch  die  Selbständigkeit  Ungarns  ge- 
fährde. Ihr  Sehnlicher  Wunsch  war  es  daher,  aus  dieser  Lage,  in  der 
sie  entweder  dem  Verlangen  des  Königs  oder  den  Rechten  des  Vater- 
landes zuwiderhandeln  müßten,  durch  die  Geburt  eines  Kronprinzen 
oder  dadurch  befreit  zu  werden,  dass  die  erstgeborene  Tochter  Karl's, 
Maria  Theresia,  einfach  zur  j)räsumtiven  Thronfolgerin  erklärt,  den 
Ständen  j('d()ch  Einfluß  auf  die  Wahl  ihres  Gemahls  eingeräumt  werde. ^ 
Karl  und  seine  Räthe  kannten  die  Stinmiung  der  Stände,  glaubten  daher 
vorsichtig  verfahren  und  die  Annahme  der  pragmatischen  Sanction  in 


'  Alexander  Käroly,  Autobiographie.  —  -  Das  Gutachten  des  ungarisclien 
Stiiatsratl)s,  oben  S.  17G  fg.  Da.s  {Schreiben  des  Talatins,  Nikolaus  Paitiy,  an 
seinen  Protonotar  Franz  Szluha  vom  2j.  Februar  1722  und  des  letztem  Ant- 
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Ungarn  dadurch  einleiten  zu  müssen,  daß -diese  zuvor  in  den  Neben- 
ländern  stattfinde.  Da  Kroatien  sich  schon  früher  für  die  weibliche 
Erbfolge  erklärt  hatte,  durfte  man  zuversichtlich  erwarten,  daß  es  auch 
gegen  die  vom  König  festgesetzte  Ausdehnung  und  Ordnung  derselben 
nichts  einwenden  und  seinen  Abgeordneten  am  Reichstag  für  dieselbe 
zu  stimmen  auftragen  werde.  Man  brauchte  also  die  pragmatische  Sanc- 
tion  nur  noch  von  den  Siebenbürgern  anerkennen  zu  lassen,  ehe  man  sie 
den  Ungarn  unterbreitete,  und  das  war  leicht  zu  erlangen,  indem  die 
Verfassung  des  Fürstenthums  nur  dem  Namen  nach  bestand,  die  Gewalt 
aber  in  der  Hand  des  dort  commandirenden  Generals,  damals  war  es  Vir- 
mont,  lag.  Diesem  diente  das  Gubernium  zum  Werkzeug,  die  von  Wien 
kommenden  Befehle  auszuführen  und  die  Stände  am  Landtag,  den  er  als 
königlicher  Commissar  leitete,  für  die  Absichten  des  Hofs  zu  gewinnen.  So 
wurden  denn  die  Vertreter  der  drei  siebenbürger  Nationen  und  der  unga- 
rischen Theile  auf  den  19.  Februar  1722  nach  Hermannstadt  einberufen.  1722 
Nachdem  einige  vorbereitende  Sitzungen  abgehalten  worden  waren,  er- 
schien General  Virraont,  begleitet  von  den  Mitgliedern  desGuberniums,  im 
Versammlungsaale  der  Stände,  empfahl  ihnen  die  vom  König  beschlossene 
Erbfolgeordnung  für  die  weiblichen  Zweige  seines  Hauses  zur  Annahme, 
und  die  pragmatische  Sanction  wurde  als  Staatsgesetz  ausgerufen. ' 

Hierauf  schrieb  Karl  einen  Reichstag  auf  den  20.  Juni  nach  Preß- 
burg aus.  Im  Ausschreiben  sagte  er:  er  habe  gewünscht,  dem  XIV.  Art. 
von  1715,  der  die  Einberufung  des  Reichstags  in  jedem  dritten  Jahr 
anordnet,  schon  früher  zu  genügen,  sei  aber,  es  zu  thun,  durch  die  im 
Osten  und  Westen  ausgebrochenen  Kriege  verhindert  worden.  Nachdem 
nun  friedliche  Zeit  eingetreten  sei,  berufe  er  aus  väterlicher  Fürsorge  für 
sein  geliebtes  Erbkönigreich  Ungarn,  das  durch  seine  und  seiner  Vor- 
fahren siegreiche  Waffen  vom  Joche  der  Türken  befreit  und  erweitert 
worden,  den  Reichstag,  damit  durch  der  treuen  Stände  Zustimmung  zu 
seinen  Absichten  und  Förderung  derselben  Anordnungen  gemacht  wür- 
den, welche  die  innere  Ruhe  befestigen  und  zum  Schutze  gegen  Angriffe 
von  aussen  dienen  könnten.  Damit  ferner  Einrichtungen  geschaffen 
würden,  welche  die  nachbarliche  freundschaftliche  Eintracht  und  Eini- 
gung mit  den  andern  von  Gott  ihm  und  seinem  Hause  untergebenen 
Ländern  begründen  und  dadurch  den  Bewohnern  Ungarns  Frieden  und 
Wohlthat  bringen  sollen.^  Was  unter  diesen  Einrichtungen  zu  verstehen 
sei,  war  nach  den  erwähnten  Vorgängen  offenkundig,  und  so  mögen 
denn  mehrere  Gespanschaften,  und  wahrscheinlich  alle  Städte  und 
geistlichen  Stifter  ihre  Abgeordneten  mit  dem  Auftrage,  für  die  weib- 
liche Thronfolge  zu  stimmen,  zum  Reichstag  geschickt  haben.  Aber 
Karl  wünschte  mehr,  er  wollte,  die  Annahme  seiner  Erbfolgeordnung 
solle  durch  die  Stände  ohne  Beantragung  von  seiner  Seite  beschlossen 
werden,  damit  sie  als  ein  freier,  selbsteigener  Beschluß  der  ungarischen 
Nation  erscheine.  Das  zu  bewirken,  war  nun  die  Aufgabe  der  Vertrauten 
des  Hofs.    Sie  unterhandelten  mit  den  einflußreichsten  Mitgliedern  beider 

'  Approbatae  et  compilatae  conätituliones  principatus  Transilvaniae,  III,  14. 
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Tafeln  und  sprachen  dafür  in  den  Kreissitzungen  der  untern  ^ ;  sie  wiesen 
darauf  bin,  daß  die  ausgesprochene  Untrennbarkeit  der  sämmtlicben  Erb- 
lande und  Ungarns,  nicht  die  Verschmelzung  des  letztern  mit  den  erstem 
zu  einem  Staate,  sondern  die  Vereinigung  aller  unter  einem  Monarchen 
aus  dem  Hause  Oesterreich  bezwecke,  solange  dieses  besteht;  daß  die 
Selbständigkeit  und  Verfassung  Ungarns  durch  Gesetze  gesichert  werden 
könne;  daß  die  Erkenntlichkeit  des  Königs  um  so  größer  sein  werde, 
wenn  ihm  die  Reichsstände  unaufgefordert  die  Annahme  der  weiblichen 
Erbfolge  entgegenbrächten.  Das  müsse  aber,  sagten  sie,  ohne  Verzug  ge- 
schehen, denn  die  Ankunft  des.  Königs  sei  am  4.  Juli  zu  erwarten.  Die 
Gestaltung  des  Reichstags  trug  viel  dazu  bei,  daß  ihre  Bemühungen 
einen  alle  Erwartung  übertreffenden  Erfolg  hatten.  Magnaten  waren 
156  erschienen,  darunter  8  Reichsbarone  und  die  beiden  Kronhüter, 
33  Prälaten  und  7  Ausländische,  die  das  Indigenat  besaßen.  Die  Stände- 
tafel bestand,  nach  Abzug  von  64  Stellvertretern  abwesender  Magnaten, 
blos  aus  21 7  Mitgliedern,  denn  die  Gespanschaften  Arad,  Torontäl, 
Csanäd,  Temes,  Krasso,  Bihar  und  der  District  Kövär  waren,  weil  noch 
nicht  mit  Ungarn  vereinigt,  auch  nicht  einberufen  worden.  Unter  den 
217  finden  wir  15  Beisitzer  der  königlichen  Tafel,  10  Kroaten,  60  Ab- 
geordnete der  Städte,  43  der  Kapitel  und  nur  89  der  Gespanschaften. 
Noch  bevor  alle  Abgeordneten  angekommen  waren,  am  30.  Juni, 
hielten  beide  Tafeln  ihre  erste  öffentliche  Sitzung.  Der  Ständetafel  saß 
statt  des  erkrankten  Personals  der  V^icepalatin,  Stephan  Nagy,  vor.  Auf 
seinen  Antrag  wurde  eine  Deputation  zur  Begrüßung  der  Magnaten- 
tafel entsendet,  die  darauf  ebenfalls  die  Stände  begrüßen  und  auffordern 
ließ,  das  königliche  Ausschreiben  in  Verhandlung  zu  nehmen  und  ihre  , 
Meinung,  zu  welchem  Endzweck  Se.  Majestät  den  Reichstag  berufen 
habe,  den  Magnaten  kund  zu  machen.  Hieraufsagte  der  Vicepalatin  in 
ungarischer  Sprache  mit  wenigen  Worten:  Die  Stände  wissen  es,  der 
König  habe  sie  berufen,  Anordnungen  zur  Erhaltung  der  Ruhe,  Förde- 
rung der  AVohlfahrt  und  zum  Schutze  des  Landes  zu  treffen  und  beson- 
ders für  den  Fall,  wenn  Se,  Majestät  keine  männlichen  Erben  hinter- 
ließe, bei  Zeiten  für  einen  Thronfolger  zu  sorgen,  damit  die  Gefahr  und 
das  Unglück,  welche  aus  einem  Interregnum  entspringen  könnten,  ver- 
hütet würden.  Und  nun  führte  der  Palatinal-Protonolar,  Franz  Szluha, 
vormals  ein  eifriger  Anhänger  Räkoczy's,  in  einer  pomphaften,  phrasen- 
reichen lateinischen  Rede  den  Beweis,  die  Ausdehnung  der  Thronfolge 
auf  den  weiblichen  Zweig  des  Hauses  Oesterreich  sei  für  Ungarn  nöthig 
und  heilsam;  damit  geschehe  nichts  Neues,  denn  jedesmal  nach  dem  Aus- 
sterben des  herrschenden  Mannsstamms  seien  die  königlichen  Töchter 
oder  deren  Nachkommen  auf  den  Tlu-on  gesetzt  worden;  das  Kindes- 
alter der  nächsten  präsumtiven  Kronerbin  dürfe  keine  Besorgnisse  ver- 
ui.-sachen,  denn  sie  erbe  die  Tugenden  ihrer  Ahnen.  „Sehet  da",  rief  er 
zum  Schluß,  „die  durch  unsere  Abstimmung  auf  alle  Zeiten  auszudeh- 

^  Die  Abgeordneten  eines  jeden  der  vier  Kreise  Ungarns  pflegten  vi)n- 
einvinder  abgesondert  über  die  vorliegenden  Gegenstände  zu  berathen  und  Be- 
selilüsse  zu  fassen,  die  dann  in  gemeinschaftlichen  Sitzungen  der  untern 
Tafel  zur  Verhandlung  und  Abstimmung  kamen. 
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iiende  Erbfolge  des  durchlauchtigsten  HauseS  Oesterreich  auch  in  weib- 
licher Linie!  Es  lebe  ewig  zur  Ehre  Gottes  und  zum  Heile  seiner 
Völker!  Es  lebe  hoch!"  Die  Stände  wiederholten  das  Lebehoch  drei- 
mal, und  die  pragmatische  Sanction  war  hiermit  von  ihnen  vorläufig  an- 
erkannt. Das  wurde  den  Magnaten  gemeldet,  und  auch  sie  nahmen  die- 
selbe unter  Lebehochrufen  für  das  Herrscherhaus  an.  * 

Eine  Deputation  von  40  Mitgliedern  der  obern  und  22  der  untern 
Tafel  überbrachte  dem  König  nach  Wien  die  Botschaft  von  dem  vor- 
läufigen Beschlüsse  des  Reichstags.  Der  Sprecher  derselben,  Cardinal 
Emerich  Csäky,  ersuchte  den  König,  das  Anerbieten  der  Stände  anzu- 
nehmen, und  sagte  unter  anderm:  „Ungarn  glaubt  und  hofft  zuversicht- 
lich, sein  Wohl  und  das  Wohl  der  andern  Erbländer  Ew.  Majestät  sei 
fest  gegründet,  wenn  es  mit  ihnen  unter  der  Regierung  Ew.  Majestät 
und  Ihrer  Nachkommen  beiderlei  Geschlechts  in  heilsamer  Einigung- 
Stehen  wird.  Es  glaubt  und  hofft  zuversichtlich,  für  die  Fortdauer  und 
Aufrechthaltung  seiner  Privilegien  und  Freiheiten  nicht  allein  neue  Bürg- 
schaften und  Stützen  zu  gewinnen,  sondern  auch,  dass  die  Gnaden  und 
Gaben  Ew.  Majestät  und  Ihrer  Nachkommen  von  beiden  Geschlechtern 
sich  ura  so  reichlicher  ergießen  werden."  Karl  antwortete  nach  seiner 
Gewohnheit  mit  wenigen  Worten :  Er  habe  das  Anerbieten  der  Stände 
mit  Wohlgefallen  vernommen;  genehmige  die  Annahme  der  weiblichen 
Erbfolge,  werde  auf  alles,  was  zum  Wohle  des  Landes  und  der  Stände 
dienen  könne,  seine  Sorge  richten  und  versichere  sie  seiner  Gewogenheit. 

Am  7.  Juli  hielt  der  König  mit  seiner  Gemahlin  seinen  Einzug  in 
Preßburg.  Tags  darauf  berief  er  die  Stände  aufs  Schloss  und  überreichte 
seine  Propositionen  dem  graner  Erzbischof,  der  sie  dem  Palatin  ein- 
händigte. Hierauf  folgte  die  förmliche  Eröffnung  dos  Reichstags  im 
Sitzungsaale  der  Magnaten.  Der  Palatin,  Graf  Nikolaus  Pälffy,  verlas 
die  Propositionen:  Der  Plönig  forderte  die  Stände  auf,  ihren  Beschluß 
über  die  Erbfolge  der  weiblichen  Zweige  seines  Hauses  in  die  Form  von 
Gesetzen  zu  bringen  und  diese  ihm  zu  unterbreiten.  Sodann  wies  er  auf 
die  Nothwendigkeit  hin,  die  Steuerlast  dem  Volke  durch  billige  Ver- 
theilung  zu  ei'leichtern,  und  machte  zahlreiche  Mängel  und  üebelstände 
namhaft,  die  er  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen  wünsche.  Zugleich  gab 
er,  um  die  Bereitwilligkeit,  mit  der  die  Stände  seinen  Wünschen  ent- 
gegengekommen waren,  zu  erwidern,  ungebeten  die  Erklärung  von  sich: 
„Er  werde  die  Stände  Ungarns  und  der  mit  demselben  verbundenen 
Theile,  Reiche  und  Provinzen  bei  ihren  Rechten,  Privilegien,  Gewohn- 
heiten und  Gesetzen,  die  bisher  bewilligt  und  gebracht  worden  sind  oder 
am  gegenwärtigen  und  an  künftigen  Reichstagen  werden  gebracht  wer- 
den, erhalten  und  bestätige  dieselben." 

'  Die  Vorgänge  an  diesem  höchst  wichtigen  Reichstag  schildern  die  Be- 
richte der  Abgeordneten  in  den  Comitats-  und  Stadtarchiven.  Die  Rede 
Szluha's  erschien  im  Druck,  ein  Exemplar  derselben  ist  in  der  Bibliothek 
des  Natioiialmuseums  in  Pest  vorhanden.  Die  erst  nach  der  Sitzung  ange- 
kommenen Abgeordneten  der  Gespanschaften  Zeuiplin,  Abaiij  und  Ung  er- 
klärten am  6.  Juli  nachträglich  den  Beitritt  ihrer  Gespanschaften  zu  dem  Be- 
schluß des  Reichstags.     Vgl.  Salamon,  a.  a.  O.,  S.  HO  fg. 
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Am  16.  Juli  legte  der  Vicepalatin  Szlnha  der  Ständetafel  zwei  fertige 
Gesetzentwürfe  über  die  weibliche  Erbfolge  vor,  die  von  ihr,  desgleichen 
von  der  Magnatentafel  unverändert  angenommen  und  am  18.  Juli  vom 
König  genehmigt  wurden.  Im  ersten  Gesetze  danken  die  Stände  zu- 
vörderst, daß  Se.  Majestät  ihre  Rechte  ungebeten  bestätigt,  sodann,  dass 
er  ihren  Beschluß,  nach  dem  Erlöschen  seines  Mannsstamms  die  Krone 
Ungarns  auf  die  weiblichen  Zweige  seines  Hauses  erblich  zu  übertragen, 
nicht  nur  angenommen  habe  —  „sondern  auch  für  Ungarn  und  die  mit 
dessen  Krone  verbundenen  Theile,  Reiche  und  Provinzen  diese  Erbfolge 
in  derselben  Reihe  der  Erstgeburt  wie  bei  den  männlichen  Erben  und 
nach  der  von  Sr.  Majestät  für  Ihre  andern  inner-  und  außerhalb  Deutsch- 
lands gelegenen  untrennbaren  Reiche  und  Provinzen  und  bei  gleichem 
verwandtschaftlichen  Grade  der  Geschlechter  mit  Rücksicht  auf  das  Vor- 
recht der  Männer  vorgeschriebenen,  festgesetzten,  veröffentlichten  und 
angenommenen  Ordnung  gemäß  geregelt,  gehalten  und  bewahrt  wissen 
wolle,  sodaß  sein  weiblicher  oder  männlicher  Erbe,  der  die  Reiche  und 
Provinzen  des  Erlauchten  Hauses  Oesterreich  vermöge  des  erwähnten, 
im  Erlauchten  Hause  Oesterreich  eingeführten  Statuts  der  Erstgeburt 
erbt,  mit  demselben  erblichen  Rechte  der  Nachfolge  im  gegenwärtigen 
und  allen  künftigen  Fällen  auch  als  unbezweifelter  König  Ungarns  und 
der  mit  demselben  verbundenen  Theile,  Reiche  und  Provinzen,  die 
gleichermaßen  als  untheilbar  anzusehen  sind,  betrachtet  und 
gekrönt  werde".  —  Dieses  Gesetz  sagt  hiermit  ausdrücklich,  daß 
Ungarn  durch  die  pragmatische  Sanction,  die  es  freiwillig  angenommen 
und  dessen  Rechte  und  Verfassung  der  König  neuerdings  bestätigt  hat, 
keineswegs  mit  den  andern  Ländern  des  Hauses  Oesterreich  zu  einem 
Staate  verschmolzen  wird,  sondern  ein  selbständiges  Königreich  bleibt, 
welches  mit  ihnen  nur  einen  und  denselben  König  auch  aus  dem  weib- 
lichen Zweige  des  Hauses  Oesterreich  haben,  also  in  Personalunion 
stehen  soll.  Es  spricht  ferner  aus,  daß  Ungarn  und  seine  Nebenläuder 
für  sich  ebenso  wie  die  andern  öster>reichischen  Länder  miteinander  einen 
untrennbaren  Staatskörper  bilden. 

Das  zweite  Gesetz  führt  zuerst  die  Gründe  an,  durch  welche  die 
Stände  bewogen  wurden,  die  Erbfolge  den  nächsten  weiblichen  Linien 
des  regierenden  Hauses  zuzusprechen,  und  lautet  dann:  „Die  Stände 
übertragen  für  den  Fall,  daß  keine  männlichen  Nachkommen  von  Sr.  ge- 
heiligten k.  k.  Majestät  da  wären,  was  Gott  gnädig  abwenden  möge, 
das  Erbfolgerecht  auf  Ungarns  Reich  und  Krone  und  die  mit  derselben 
verbundenen  Theile,  Reiche  und  Provinzen,  die  schon  zurückerobert 
sind  oder  künftig  zurückerobert  werden,  auch  auf  das  weibliche  Ge- 
schlecht des  Erlauchten  Hauses  Oesterreich,  damit  es  sie  beherrsche  und 
regiere;  und  zwar  in  erster  Reihe  auf  die  von  Sr.  jetzt  regierenden  k.  k. 
Majestät,  nach  dem  Aussterben  auf  die  vom  verewigten  Joseph,  und  nach 
deren  Aussterben  auf  die  vom  verewigten  Leopold,  den  weiland  Kaisern 
und  Königen,  abstammenden  rechtmäßigen  römisch-katholischen  Nach- 
kommen und  Erzherzoi^e  von  Oesterreich  beiderlei  Geschlechts,  nach 
dem  Rechte  und  der  Ordnung  der  Erstgeburt,  wie  dieselbe  von  Sr.  jetzt 
regierenden  Majestät  in  seinen  in  und  außer  Deutschland  liegenden  erb- 
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lieben  Reichen  und  Ländern  eingeführt  wurden,  welche  Länder  sie  nach- 
einander und  zusammen  untheilbar  und  untrennbar  sammt  Ungarn  und 
1     dessen  Theilen,   Reichen   und  Provinzen    erblich    besitzen  sollen.     Die 
Stände  nehmen  hiermit  die  besagte  Erbfolge  an  und  setzen  diese  weib- 
liche, im  Hause  Oesterreich  eingeführte  und  anerkannte  Erbfolge  in  der 
oben  angegebenen  Ordnung  fest,  dehnen  jedoch  auf  dieselbe  den  L  und 
1     IL  Gesetzartikel  von  1687,  wie  auch  den  I.  und  IL  von  1715  aus.    Sie 
verfügen  demnach,  daß  das  weibliche  Geschlecht  des  Hauses  Oesterreich, 
der  vorläufig  zu  Erben  erklärten  Erzherzoge,   bei  ihrer  Krönung  sich 
verpflichten  sollen,  selbe  Erbfolg»  anzunehmen  und  als  güllig  anzuer- 
*     kennen  und  zugleich  die  vorerwähnten  von  Sr.  geheiligten  k.  k.  Majestät 
\     ebenfalls   im    voraus    bestätigten    diplomatischen    (im    Krönungs-   oder 
[     Inauguraldiplom  gewährleisteten)   und  andern   vorhergehend   erklärten 
!     Freiheiten  und  Vorrechte  der  Stände  des  Königreichs  und  der  mit  dem- 
selben verbundenen  Theile,  Reiche  und  Provinzen  aufrecht  zu  halten. 
Die  Stände  behalten  sich  ihr   hergebrachtes   altes   und    angenommenes 
Recht,  die  Könige  zu  wählen  und  zu  krönen,  mit  der  Erklärung  vor,  daß 
i    dasselbe   nur   nach  dem  gänzlichen  Aussterben   des  vorgenannten  Ge- 
I    schlechts  wieder  in  Wirksamkeit  treten  wird."  —  Indem  das  Gesetz  die 
Erbfolge   auf  die   Töchter  Karl's,  Joseph's   und   Leopold's  und  deren 
Nachkommen  beschränkt,  weicht  es  von  der  durch  Kaiser  Karl  verkün- 
digten und  von  Oesterreich  angenommenen  pragmatischen  Sanction  ab, 
die  dasselbe  auf  alle  Abkömmlinge  des  Erzhauses  in  weiblicher  Linie 
ausdehnt.     Es  hält  ferner  an  dem  Grundsatz    des   ungarischen  Staats- 
rechts fest,  daß  der  Kronerbe  nicht  mit  dem  Tode  des  Königs  zugleich 
König  wird,  sondern  daß  ihn  die  Nation  als  solchen  erst  dann  anerkennt 
und  die  von   ihm    erlassenen  Anordnungen    und  vollzogenen  Acte   der 
königlichen  Gewalt  als  zu  Recht  bestehend  betrachtet,  nachdem  er  die 
Aufrechthaltung    ihrer    Verfassung,    ihrer    Rechte    und    Freiheiten    im 
Krönungsdiplome  gewährleistet,  den  Eid  darauf  abgelegt  hat  und  ge- 
krönt worden  ist.     Dadurch,  daß  die  Stände  es  sich  vorbehalten,  daa 
alte  Recht,  die  Könige  zu  wählen,   nacli   dem  Aussterben  des  Hauses 
Oesterreich  in  den  zur  Thronfolge  berufenen  Zweigen  wieder  in  Wirk- 
samkeit treten  zu  lassen,  wird  mittelbar  die  bloße  Peisonalunion  Ungarns 
mit  den  böhmischen  und  deutschen  Erblanden  entschieden  ausgesprochen, 
da  ein  Zeitpunkt  vorhergesehen  wird,  in  welchem  die  Verbindung  mit 
ihnen  durch  die  Wahl  eigener  Könige  aufgelöst  werden  kann. 

Gleichzeitig  mit  der  pragmatischen  Sanction  zogen  die  Stände  auch 
die  von  den  entsendeten  Commissionen  vorgelegten  Reformvorschläge 
in  Berathung.  Sie  kamen  zu  der  Ueberzeugung,  daß  es  unmöglich  sei, 
die  große  Aufgabe  in  der  kurzen  Zeit  eines  Reichstags  zu  lösen,  wählten  da- 
her 1.3  Gegenstände  aus,  die  sie  für  die  wichtigsten  und  einer  Verbesserung 
am  dringendsten  bedürftig  hielten,  und  baten  den  König,  daß  er  ihnen 
gestatte,  diese  vor  allen  übrigen  vorzunehmen  und  zugleich  sich  erkläre, 
ob  er  gewonnen  sei,  die  sie  betreffenden  Entwürfe  der  Commissionen 
zu  genehmigen.  Am  16.  langte  die  Antwort  Karl's  herab:  er  würde  der 
Bitte  der  Stände  gern  entsprechen,  allein  es  sei  ihm  nicht  möglich,  über 
alle  die  Sachen,  welche  sie  vor  den  übrigen  zu  erledigen  wünschen,  so- 
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gleich  eine  bestimmte  Entscheidung  zu  fassen,  da  manche  reifliche  Ueber- 
fegung   erheischen    und    einige   in   untrennbarem   Zusammenhange   mit 
andern  stehen.     Um  ihnen  jedoch  einen  Beweis  seiner   huldvollen  Ge- 
sinnung zu  geben ,  wolle  er  seine  Ansichten  darüber  aussprechen.    Der 
Beschluß  der  Stände,  einen  Statthaltercirath  zu  errichten,  gereicht  ihm 
zur  Freude;  er  wird  die  23  Mitglieder,  aus  denen  derselbe  bestehen  soll, 
ernennen,  nur  mögen  die  Stcände  zuvor  einen  Fond  zu  deren  Besoldung 
ausfindig  machen.    Die  Vorschläge:  daß  das  arme  steuernde  Volk  die 
Steuer  (sie  war  zum  Unterhalte  der  stehenden  Armee  bestimmt)  zwei 
Jahre  lang  nicht  in  Geld,  das  es  nicht  hat,  sondern  in  Naturalien  ent- 
richte; daß  die  Ober-Kapitänate  (Generalate),  welche  sich  nach  der  Ver- 
treibung der  Türken  in  der  Mitte  des  Landes  befinden,  an  die  Grenzen 
verlegt;   daß  die  überflüssigen  Festungen  geschleift;   für   die   Reiterei, 
deren  Bequartierung  für  das  Volk  besonders  drückend  ist,  Kasernen  er- 
baut; für  die  Verpflegung  des  Militärs  ungarische  Commissariate  errichtet 
werden  sollen,  schlagen  so  sehr  in  alle  Fächer  der  Staatsverwaltung  ein, 
daß  er  sie  von  allen  Seiten  erwägen  und  besonders  das  Gutachten  des 
Oberhof kriegsraths  einziehen  müsse,  ehe  er  einen  Ausspruch  thue.    Er 
werde  indessen  Anordnungen  treffen,  damit  die  bestehende  Militärdienst- 
Vorschrift  bis  zur  Einführung  einer  neu^n  pünktlich  beobachtet  und  den 
Misbräuchen  und  Ausschreitungen,  die  beim  Militär  eingerissen  sind,  wie 
den   unbefugterweise   geforderten  Gespannen,  dem  Weinschanke,   dem 
Fleischverkaufe,  der  Zollerhebung  und  andern  Dingen,  die  sich  die  Regi- 
menter anmaßen  und  über  die  die  Stände  Klage  führen,  Einhalt  gethan 
werde.     Deshalb  und  damit  der  etwa  zugefügte  Schade  ersetzt  werde, 
halte  er  die  Errichtung  von  Kriegscommissariaten  für  zweckmäßig.   Die 
Wiedervereinigung  der  zurückeroberten  Provinzen  wird  er  in  Erwägung 
ziehen,  sobald  er  diejenigen  vernommen  hat,  deren  Meinung  darüber  zu 
berücksichtigen  ist.    In  Betreff  der  übrigen  ihm  unterbreiteten  Entwürfe: 
daß  die  Besitzungen  ausgestorbener  Familien  nicht  an  den  Fiscus  fallen, 
sondern  auf  die  verwandten  Zweige  übergehen;  daß  die  Notaprocesse  {. 
(Anklagen  wegen  Beleidigung  öffentlicher  Behörden,  Widersetzlichkeit 
gegen   deren  Befehle   und  gerichtliche  Urtheile),  Fälle   der  Majestäts- 
beleidigung ausgenommen,  abgeschafft;  daß  der  Preis  des  Salzes  herab- 
gesetzt; daß  die  von  den  Landesbewohnern  ausgeführten  eigenen  Erzeug- 
nisse von  der  Hälfte  des  Dreißigsten  (Grenzzolles)  befreit;  daß  die  könig- 
lichen Binnenzölle  und  Mauthen  auch  für  die  Unadelichen   aufgehoben 
werden  mögen,  wird  er  das  Gutachten  des  Fiscus  und  der  Kammer  ver- 
nehmen  und  dann  den  Ständen  einen  Bescheid  geben,  in  welchem  sie  J 
abermals   einen   Beweis,   wie   sehr  er  Ungarn  gewogen   sei,   erblicken 
werden.    Bis  dahin  mögen  sie  die  Berathungen  über  die  von  den  Com- 
missionen  vorbereiteten  Entwürfe  in   systematischer  Reihenfolge  eifrig-^ 
fortsetzen.  ^ 

Um  die  Einigung  des  Reichstags  mit  dem  König  über  den  Inhalt  und  | 
die  Form  der  zu  machenden  Gesetze  zu  beschleunigen,  ersuchten  ihn  die  J 
Stände,  seinen  Aufenthalt  in  Preßburg  zu  verlängern  und  brachten  ihm;j 
ein  Ehrengeschenk  von  25000  Gulden  dar.    Karl  blieb  wol  noch  einige'- 
Tage  länger,  als  er  angekündigt  hatte,  aber  sobald  sein  heißester  Wunsch 
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erfüllt  und  das  Gesetz,  in  welchem  Ungarn  die  pragmatische  Sanction 
unwiderruflich  annahm,  fertig  war,  reiste  er  am  I8.  Juli  nach  Wien  ab, 
iiaclidem  er  noch  die  kaiserlichen  Minister  Gundacker,  Starhemberg  und 
Fratiz  Kinszky  zu  seinen  Commissaren  am  Reichstag  ernannt  hatte. 

Hierauf  beschäftigte    sich    der   Reichstag   theils   mit    den    Reform- 
entwürfen, theils  mit  den  Landesbeschwerden,  von  denen  die  meisten, 
trotz   wiederholter  Gesetze,   noch   immer   nicht  beseitigt   waren.     Am 
2.  October  wurden  mehr  als  dreißig  Gesetzentwürfe,  und  am  2.  December 
noch    andere   dem  König  zur   Bestätigung   vorgelegt.     Einer    darunter 
handelte  von  einem  gegenseitigen  Schulzbünduiß  mit   den  Ständen  der 
böhmischen  und  österreichischen  Länder,  welches  die  durch  die  prag- 
matische  Sanction    herbeigeführte   Union    mit    diesen   Ländern   nöthig 
mache.    Karl  erklärte  ein  solches  Büudniß  für  ganz  überflüssig,  denn  er 
habe  den  Beruf  und  ^Yillen,  alle  ihm  untergebenen  Länder  gegen  innere 
und  äußere  Gefahren  zu  schützen,  worauf  die  Stände  den  Gesetzentwurf 
zurücknahmen.    Aber  nicht  hinsichtlich  jeden  Gesetzes,  das  dem  König 
misliebig  war,  das  er  verwarf  oder  dessen  Abänderung  er  forderte,  be- 
wiesen sich  die  Stände  so  nachgiebig.     Besonders  unbiegsam  waren  sie 
da,  wo  es  sich  um  die  Integrität  des  Reichs  und  um  die  Sicherstellung 
ihrer  Rechte  und  Privilegien  handelte,  die  bis  auf  die  neueste  Zeit  in 
vieler  Hinsicht  mit  der  Erhaltung  der  Verfassung  und  Selbständigkeit 
Ungarns  gleichbedeutend  waren.    Sie  glaubten  nämlich,  ihre  Rechte  und 
Privilegien   seien   durch  die  Bestätigung  derselben   in  den   königlichen 
Fropositionen  und  deren  Gewährleistung  in  den  Gesetzen  über  die  prag- 
matische Sanction  nicht  hinreichend  gesichert  und  machten  ein  eigenes 
Gesetz,   durch  welches   dieselben  ausdrücklich  anerkannt   und  für  alle 
Zeiten  verbürgt  werden  sollten.  Dieses  lautete:  „IH.  Artikel.  Die  Stände 
erneuern  und  verleiben  den  Reichsgesetzen  ein  jene  Freiheiten,  Privi- 
legien, Immunitäten  und  Vorrechte,  die  sie  haben,  desgleichen  die  Ge- 
setze, die  schon  gebracht  sind  und  die  künftig  gebracht  werden,  auch  im 
Tripartitum  (Verböczi's)  in  den  Artikeln  H  und  X  von  IGbl  und  andern 
bestätigten  Gesetzen  enthalten  und  in  Uebereinstimmung  mit  den  Arti- 
keln IV  von  1687,  II  und  III  von  1715,  die  hier  bestätigt  werden,  zu 
verstehen  sind.    Diese  wolle  Se.  k.  k.  Majestät  aufrechthalten   und  von 
den  Seinigen  jedes  Standes  und  Ranges  halten  lassen.     Ebenso  sollen 
auch   seine  Nachfolger,   die  gesetzmäßigen  Könige   Ungarns,   sie   auf- 
rechtzuhalten  verpflichtet  sein.'-    Ein  Gesetz,   das   die   Privilegien   des 
Adels  im  weitesten  Umfange  für  alle  Zeiten  ge^ien  jede  Beschränkung 
>ichern  sollte,  dabei  so  dictatorisch  lautete,  als  käme  den  Ständen  auch 
iür  sich  allein  das  Recht  der  Gesetzgebung  zu,   lag  nicht  in  den  An- 
<  hauungen  Karl's  und  seiner  Minister,  die  auf  Beschränkung  jener  Pri- 
vilegien ausgingen  und  dem  König  das  Recht  vorbehielten,  die  ihm  zur 
Bestätigung  unterbreiteten  Gesetze,  wenn  sie  seinem  Sinne  nicht  ent- 
-iirachen,  zu  ändern.    So  behauptete  denn  Karl  in  seiner  Resolution,  um 
:ie  Rechte  und  Freiheiten  der  Stände  sicherzuatellen,  bedürfe  es  keines 
•  igenen  Gesetzes,  indem  dieselben  durch  seine  in  dt^n  Propositionen  ent- 
lialtene  Bestätigung  und  in  den  Gesetzen,  welche  die  weibliche  Erbfolge 
anerkennen   und  regeln,  hinreichend  gewährleistet  seien.     Er  versagte 
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seine  Genehmigung  auch  dem  Gesetzvorschlag  „über  die  Wiedervereini- 
gung der  zur  ungarischen  Krone  gehörenden  Landestheile  mit  derselben. 
Dieser  sprach  aus:  noch  am  gegenwärtigen  Reichstage  sollen  die  außer- 
halb der  Reichsgrenzen  liegenden  Provinzen  dem  Reiche  einverleibt,  die 
innern  Landestheile,  in  denen  die  gesetzmäßige  Verwaltung  noch  nicht 
wieder  eingeführt  worden  ist,  als  Gespanschaften  organisirt  und  Sieben- 
bürgen in  das  frühere  Verhältniß  zu  Ungarn  gesetzt  werden. 

Die  erwähnten  und  andern  Gesetzvorschläge,  über  die  der  König  mit 
dem  Reichstage  nicht  übereinstimmte,  veranlaßten  Unterhandlungen,  die 
durch  Rescripte  und  Petitionen  geführt  wurden.  Da  keine  Einigung  er- 
folgte, Karl  die  Beendigung  des  Reichstags  vor  seiner  Abreise  zur  lO'ö- 
nung  nach  Prag  wünschte  und  noch  viele  wichtige  Gegenstände  zu  er- 
1723  ledigen  waren,  erließ  er  am  12.  April  1723  ein  Rescript,  in  welchem  er 
die  Stände  autforderte,  eine  Deputation  aus  ihrer  Mitte  zu  entsenden, 
damit  diese  mit  seinen  Coramissaren  eine  Vereinbarung  über  jene  Ge- 
setze zu  Wege  brächten,  hinsichtlich  deren  die  königlichen  Resolutionen 
von  den  Gesetzentwürfen  der  Stände  abweichen,  die  vereinbarten  Gesetz- 
entwürfe dem  Reichstag  zur  Verhandlung  und  dann  dem  König  zur  Be- 
stätigung vorgelegt  würden.  Auf  diese  Weise  kam  das  Gesetz,  welches 
die  Rechte  und  FKeiheiten  der  Stände  verbürgt,  zu  Stande:  „III.  Artikel. 
Se.  geheiligte  k.  k.  Majestät  bestätigt  gnädig  und  wird  aufrechthalten 
alle  sowol  urkundlichen  als  jede  andern  Rechte,  Freiheiten,  Privilegien, 
Immunitäten,  Vorrechte,  gebrachten  Gesetze  und  erprobten  Gewohn- 
heiten sämmtlicher  getreuen  Stände  des  Reichs  und  der  mit  diesem  ver- 
bundenen Theile,  die  in  Uebereinstimraung  mit  den  Artikeln  I  und  II 
des  gegenwärtigen  Reichstags  und  im  Sinne  der  Artikel  I,  II  und  III 
vom  Jahre  1715  und  mit  der  dort  enthaltenen  Eidesformel  zu  verstehen 
sind.  Gleichermaßen  werden  die  Nachfolger  Sr.  Majestät,  die  gesetzlich 
zu  krönenden  Könige  Ungarns  und  der  mit  ihm  verbundenen  Theile,  die 
Stände  des  Reichs  und  der  mit  ihm  verbundenen  Theile  in  dem  unge- 
schmälerten Besitze  der  vorerwähnten  Immunitäten  und  Gesetze  erhalten, 
welche  Se.  Majestät  auch  von  den  Seinigen  jedes  Standes  und  Ranges 
wird  beobachten  lassen."  —  Art.  IV  bestätigt  das  Ansehen  und  die  Macht- 
befugniß  des  Palatins  und  zugleich  Statthalters.  —  Art.  V  gewährleistet 
das  Privilegium  der  Magnaten,  Prälaten  und  Adelichen,  daß  sie  ohne 
Citation  und  Urtheilsspruch  selbst  in  Criminalfällen ,  nur  Hochverrath 
allein  ausgenommen,  weder  an  ihrer  Person  noch  an  ihrem  Vermögen 
verletzt  und  beschädigt  werden  dürfen.  —  Art.  VI  spricht  sie  für  alle 
Zeiten  von  Steuern  und  Abgaben  jeder  Art  frei  und  verpflichtet  sie  blos, 
wenn  der  König  sie  aufruft,  zur  Insurrection.  —  Art.  VII  ordnet  noch- 
mals an,  daß  der  Reichstag  jedes  dritte  Jahr  gehalten  werde.  —  Art.  VIII. 
Der  König  verspricht,  daß  er  und  seine  Nachfolger  in  Ungarn  residiren 
werden,  so  oft  es  wichtige  europäische  Angelegenheiten  gestatten.  — 
Art.  IX  zählt  die  Verbrechen  auf,  die  als  Hochverrath  (crimina  laesae 
Majestatis)  zu  betrachten  und  mit  Verlust  des  Kopfes  und  der  Güter  zu 
bestrafen  sind.  —  Art.  X  bestimmt,  daß  jene  Thaten  und  Handlungen, 
die  früher  für  Treubuch  galten,  nun  als  „Thaten  größerer  Gewalt"  (actus 
majoris  potentiae)  angesehen  und  je  nach  der  Schwere  des  Vergehens 
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bestraft  werden  sollen.  Das  Gesetz  über  die  Wiedervereinigung  der 
zurückeroberten  Landestheile  mit  der  Krone  erlitt  mancherlei  Beschrän- 
kungen. —  Art.  XX.  Die  Stände  danken,  daß  Se.  Mujestät  beschloß, 
noch  während  des  Reichstags  Schritte  zur  Wiedervereinigung  der  in  der 
Mitte  Ungarns  liegenden  Kameral-  und  Militärorte  zu  thun,  und  bitten, 
er  möge  sie  baldmöglichst  als  Comitate  organisiren.  —  Art.  LXXXVIII 
wird  eine  Commission  ernannt,  welche  die  Einverleibung  des  warasdiner 
Generalats,  Korbaviens  und  Likas  in  Kroatien  durchführen  sollte.  Die 
eroberten  Provinzen  und  Siebenbürgen  werden  nirgends  erwähnt.  — 
Art.  XXIII.  Die  Generalate  sollen  an  die  Grenzen  verlegt,  die  über- 
flüssig gewordenen  befestigien  Plätze  aufgelassen  werden.  An  Steuern 
wurden  nach  längern  Unterhandlungen  in  Geld  2,138000  Gulden  und 
Lieferungen  von  Lebensmitteln  und  Futter  für  das  Militär  von  den  Stän- 
den bewilligt,  ohne  daß  darüber  ein  Gesetz  gemacht  wurde. 

Durch  die  Errichtung  des  Statthallereirathes  (consilium  regium  lo- 
cum  tenentiale)  sollte  bei  der  dauernden  Abwesenheit  des  Königs  eine 
einheimische  Regierung  begründet  und  Ungarn  dem  Einflüsse  der  kaiser- 
lichen Minister  entzogen  werden.  „Se,  Majestät",  sagt  Art.  XCVII,  „er- 
richtet den  Statthaltereirath,  der  zum  Präsidenten  den  Palatin  und  22 
Räthe  haben  soll,  die  der  König  aus  den  Prälaten,  Magnaten  und  Ade- 
lichen aller  Reichstheile  ernennen  wird."  „  Diese  Regierungsbehörde", 
ordnet  Art.  CI  an,  „wird  von  keinem  andern  Hofdicasterium  abhängen; 
das,  was  sie  dem  König  vorzutragen  hat,  vermittels  Zuschriften  ihm 
vortragen,  der  König  ihr  durch  Decrete  oder  Rescripte  Bescheid  geben. 
Mit  den  andern  Erbländern  und  deren  Behörden  wird  sie  nicht  in  un- 
mittelbarem Verkehr  stehen,  sondern  die  Angelegenheiten,  die  sie  mit 
ihnen  abzumachen  hat,  dem  König  vorlegen."  Andere  Gesetze  über- 
lassen dem  Statthaltereirathe  Dinge  von  der  größten  Wichtigkeit.  Aber 
der  Reichstag  beging  einen  großen  Fehler  dadurch,  daß  er  die  Instruction, 
wie  der  Statthaltereirath  zu  verfahren  habe,  nicht  entwarf  und  den  Ge- 
setzen einverleibte,  sondern  die  Ertheilung  derselben  dem  König  über- 
trug, Sie  <,erieth  dadurch  an  die  kaiserlichen  Minister,  die  vermittels 
derselben  ihren  Einfluß  auf  die  von  ihnen  unabhängig  sein  sollende  Re- 
perungsbchörde  begründeten,  und  um  so  leichter  übten,  da  der  König 
lerselben  einen  kaiserlichen  Rath  als  Commissar  zugesellte,  der  ihren 
Sitzungen  beiwohnte  und  ihr  Verfahren  überwachte.  Sie  erließ  ihre  Ver- 
'ordnungen,  „Intimate",  im  Namen  des  Königs  und  in  der  Form,  als 
•wenn  sie  von  ihm  selbst  ausgingen. 

Die  Gerichte  und  die  Proceßordnung  erhielten  Umgestaltungen,  die 
für  die  Rechtspflege  vortheilhaft  waren.  Für  jene  Rechtsfälle,  die  bisher 
len  Protonotaren  zugewiesen  waren,  wurden  Kreisgerichte,  die  ., Di- 
Itrictual-Tafeln",  mit  fünf  Richtern  in  Güns  für  den  Kreis  jenseit, 
In  Tyrnau  für  den  diesseit  der  Donau,  in  Eperies  für  den  Kreis  diesseit, 
IQ  Großwardein  für  den  jenseit  der  Donau,  und  für  Kroatien  in  Agram 
[die  „Banaltafel"  als  Gerichte  er.ster  Instanz  errichtet,  von  denen  die. 
[Weiterberufung  wie  von  den  Coniitatsgerichten  an  die  königliche  Tafel 
jerging.  Die  letztere,  deren  Präsident  der  königliche  Personal  blieb,  und 
[deren  Beisitzer  nun  auch  die  Protonotare  wurden,  fuhr  fort,  über  gewisse 
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Streitsachen  auch  als  Gericht  erster  lostanz  zu  urtheilen.  Das  höchste 
Appellationsgericht,  die  „Septemviraltafel"  unter  dem  Präsidium  des 
Palatins  ursprünglich  aus  sieben  Richtern,  den  Reichsbaronen  und  dem 
graner  Erzbischof,  bestehend,  erhielt  nun  acht  neue,  den  frühern  gl«ch- 
gestellte  Beisitzer,  zu  denen  der  König  zwei  Prälaten,  zwei  Magnaten 
und  vier  Adeliche  aus  allen  Theilen  des  Reichs  ernennen  sollte.  Alle 
diese  Gerichte  hielten  von  nun  an  mit  Ausnahme  einiger  kurzen,  gesetz- 
lich angeordneten  Ferien  ununterbrochen  ihre  Sitzungen.  Auch  wurde 
vorgeschrieben,  daß  ausschlie(5iich  beeidete  Advocaten  Processe  führen 
dürfen,  und  die  Gerichte  die  Taxen  für  deren  Mühewaltung  bestimmen 
sollen.  Art.  XXIV — XXXVIII.  Den  glaubwürdigen  Orten  wurden 
Vorschriften  gegeben,  wie  sie  die  Archive  aulbewabren  und  ordnen,  Ur- 
kunden aus  denselben  herausgeben  und  in  dieselben  niederlegen  sollen. 
Die  Gründung  eines  Reichsarchivs  wurde  beschlossen.  Art.  XXXIX  — 
XLV. 

Damit  die  verödeten  Landstrecken  bevölkert,  überhaupt  die  Zahl  der 
Einwohner  vermehrt  und  die  Gewerbthätigkeit  gehoben  würde,  verleiht 
Art.  cm  einwandernden  Landleuten  Steuerfreiheit  auf  sechs  und  Art. 
CXVII  Handwerkern  auf  fünfzehn  Jahre.  Verkehr  und  Handel  sollten 
durch  Aufhebung  der  Binnen-  und  Herabsetzung  der  Grenzzölle,  durch 
Anlegung  von  Strassen,  Regulirung  und  SchiÖ'barmachung  der  Flüsse 
gefordert  werden.  Für  die  Entwerfung  der  hierzu  erforderlichen  Pläne 
und  die  Ausführung  derselben  sollte  die  Statthalterei  Sorge  tragen. 

Ein  trauriges  Gegenstück  zu  dem  Eifer,  mit  dem  die  Stände  auf  die 
Sicherstellung  der  bürgerlichen  Rechte  bedacht  waren,  bildet  die  feind- 
selige Unduldsamkeit,  mit  der  die  katholische  Mehrheit  auch  die  letzten 
Ueberreste  der  Gewissensfreiheit  zu  vernichten  strebte.  Die  vertagte 
Commission,  welche  unter  dem  Vorsitze  des  Oberstlandesrichters,  Grafen 
Kohäry,  Vorschläge  über  die  Beilegung  des  Religionsstreites  machen 
sollte,  hatte  ihre  unterbrochene  Tliätigkeit  auf  Befehl  des  Königs  in  Preß- 
burg wieder  begonnen  und  von  diesem  die  berüchtigte  Exploration  Leo- 
pold's  von  1691  zugeschickt  erhalten.  Diese  nahm  sie  trotz  allen  Wider- 
sprüchen der  evangelischen  Mitglieder  zur  Richtschnur  bei  der  Aus- 
arbeitung des  Gesetzentwurfs,  den  sie  als  27.  dem  Reichstag  vorlegte*. 
So  nachtheilig  derselbe  für  die  Evangelischen  lautete,  hielten  es  die 
Katholischen  doch  ihren  Absichten  für  dienlicher,  daß  die  Religionssache 
vom  Reichstag  gänzlich  ausgeschlossen  werde,  und  am  24.  Septemb(M- 
wurde  einfach  der  Wegfall  eines  darauf  bezüglichen  Gesetzes  beschlossen. 
Die  Evangelischen  fühlten  sich  durch  diesen  Beschluß  um  so  tiefer  ge- 
kränkt, da  unmittelbar  darauf  ein  Gesetz  gebracht  wurde,  welches  den 
Bischöfen  und  andern  geistlichen  Würdenträgern  in  ihren  Sprengein  zu 
woluicn  befahl,  damit  sie  die  lrrgläul)igen  desto  wirksamer  zum  wahren 
Cliristenthum  zurückführten.  Die  evangelischen  Stände  richteten  zuerht 
eine  Remonstration  an  den  Reichstag,  da  aber  ibre  Gegner  nicht  einmal 
erlaubten,  dass  diese  vorgelesen  werde,  wandten  sie  sich  an  den  König 
um  Abhülfe  ihrer  Bescliwerden  und  um  Schulz  gegen  die  Tyrannei  ilncr 
katholischen  Mitstände.  Karl  war  eben  um  diese  Zeit  mit  mehrern  deut- 
schen evangelischen  Reich?ständen,  darunter  auch  mit  den  Königen  von 
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England,  Preußen,  Schweden  und  Dänemark  wegen  seiner  auffallenden 
Begünstigung  der  Katholischen  und  wegen  der  für  diese  parteiischen 
Urtheilssprüche  des  Reichshofrathcs  in  Zerwürfnisse  gerathen,  die  er  aus- 
zugleichen wünschte.  Um  also  den  unzufriedenen  Fürsten  seine  Un- 
parteilichkeit dadurch  zu  beweisen,  daß  er  ihren  ungarischen  Glaubens- 
genossen wider  deren  eigene  Mitbürger  Gerechtigkeit  verschaffen  wolle, 
befahl  er  in  einem  Rescriple  vom  1.  November  an  den  Palatin  dem 
Reichstag,  die  Beschwerden  der  Evangelischen  in  Verhandlung  zu  nehmen. 
Allein  die  Katholischen  unter  den  Ständen  kannten  die  Gesiimungen  des 
Königs  zu  gut,  als  dass  sie  nicht  hoffen  sollten,  er  werde  ihnen  den  Un- 
gehorsam in  diesem  Falle  gern  verzeihen.  Der  Klerus  erneuerte  alle  die 
Protestationen,  die  von  seiner  Seite  gegen  jedes  den  Evangelischen 
günstige  Gesetz  von  jeher  waren  erhoben  worden,  und  nun  wurde,  damit 
die  Religionssache  beseitigt  bleibe,  ohne  dem  königlichen  Befehl  gerade 
zu  widersprechen,  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen,  daß  die  Commis- 
sion  ihre  Vorschläge  über  die  Religionsangelegenheit  zu  Ende  bringe  und 
dem  König  vorlege.  Karl  schwieg  dazu,  und  die  Evangelischen  warteten 
mehrere  Monate  vergeblich  auf  die  Entscheidung,  die  der  Reichstag  ihm 
überlassen  hatte. 

Die  Acten  der  Commission  waren  endlich  zu  einem  Wüste  von 
Schriftstücken  angewachsen,  denen  nun  beide  Parteien  dasjenige  ent- 
nahmen, was  sie  für  das  Wichtigste  und  ihrer  Sache  am  meisten  Förder- 
liche hielten,  um  es  dem  König  vorzulegen.  Im  April  oder  Mai  1723  l"-'3 
wiesen  die  Evangelischen  in  ihrem  Gesuch  an  diesen  nach:  trotz  un- 
umstößlicher Gesetze  und  seiner  Befehle  seien  in  der  jüngsten  Zeit 
mehrere  ihrer  Kirchen  weggenommen  und  Prediger  vertrieben  worden, 
werden  ihre  Glaubensgenossen  zu  Eiden  und  Ceremonien,  die  ihrem 
Glauben  widerstreiten,  genöthigt,  Unterthanen  von  katholischen  Grund- 
herren gewaltsam  zum  Uebertritt  gezwungen  und,  wenn  sie  ihrem  Glauben 
nicht  entsagen  wollen,  ihrer  Wohnhäuser  und  Grundstücke  beraubt.  In 
diesen  Drangsalen  flehten  sie,  möge  ihnen  der  König,  dessen  treue  Unter- 
thanen sie  sind,  Hülfe  und  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen.  Prinz 
Eugen,  der  seinen  eine  Zeit  lang  vermindert  gewesenen  Einfluß  in  vollem 
Masse  wieder  erlangt  hatte,  nahm  sich  ihrer  an;  von  ihm  bewogen,  viel- 
leicht auch  aus  Rücksicht  auf  die  erwähnten  Fürsten,  unterfertigte  Karl 
kurz  vor  Schluß  des  Reichstags,  am  12.  Juni,  ein  Decret,  in  welchem  er 
seine  Misbilligung  aussprach,  daß  trotz  seiner  wiederholten  Befehle,  in 
Sachen  der  Religion  solle,  bis  er  darüber  auf  Grund  der  von  der  ent- 
sendeten Commission  ihm  unterbreiteten  Vorschläge  entschieden  habe, 
alles  im  gegenwärtigen  Stande  bleiben,  einige  doch  nicht  aufhören,  die 
Bekenner  der  augsburgischen  und  helvetischen  Confession  zu  beunruhigen 
und  dadurch  den  öftentlichen  Frieden  zu  stören.  Er  befiehlt  daher  den 
Gespanschaften  strenge,  den  gekränkten  Anhängern  der  beiden  Con- 
fessionen  Genugthuung  zu  verschaffen,  und  zu  bewirken,  daß  ihnen  die 
weggenommenen  Kirchen  zurückgegeben,  die  vertriebenen  Prediger  in 
ihr  Amt  und  die  verjagten  Unterthanen  in  den  Besitz  ihrer  Wohnungen 
und  Grundstücke  wieder  eingesetzt,  weder  Prediger  noch  andere  ihre:? 
Glaubens  zu  Ceremonien,   die  demselben  zuwider  sind,    und  zum   Er- 
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scheinen  vor  den  bischöflichen  Gerichten  gezwungen  -vNerden.  Wer 
diesem  Gesetz  zuwiderhandelt,  er  gehöre  zu  der  einen  oder  der  andern 
Partei,  soll  als  Verächter  königlicher  Befehle  und  Störer  des  öffent- 
lichen Friedens  die  gesetzliche  Strafe  erleiden.  —  Was  half  dieses  Decret 
den  Evangelischen?  Der  hohe  Klerus,  an  dessen  Spitze  noch  immer 
Herzog  Christian  August  von  Sachsen  als  graner  Erzbischofstand,  setzte 
es  bei  Hofe  durch,  daß  dasselbe,  statt  an  die  Gespanschaften  versendet 
zu  werden,  beiseite  gelegt  und  nicht  veröffentlicht  wurde.  Hiermit  noch 
nicht  zufrieden,  legten  die  Prälaten  nach  dem  Schlüsse  des  Reichstags 
eine  Verwahrung  beim  Palatin  ein,  in  welcher  sie  erklärten:  wie  der 
katholische  Klerus  seit  der  Ausbreitung  und  Duldung  akatholischer 
Sekten  im  Lande  gegen  jedes  zum  Vortheil  dieser  gemachte  Gesetz  pro- 
testirte,  so  erneuert  der  jetzige  Klerus,  in  die  Fußtapfen  seiner  Vor- 
gänger tretend,  alle  deren  Verwahrungen  und  Proteste,  die  er  beim 
Beginne  des  Reichstags  schon  erhoben  hat  und  jetzt  nach  dessen  Be- 
endigung nochmals  erhebt,  und  wird  die  Gültigkeit  derselben  auch  künftig 
aufrechthalten.  Den  Evangelischen  blieb  nichts  anderes  übrig,  als  eine 
Gegenprotestation  einzureichen  und  die  Entscheidung  des  Königs  abzu- 
warten. 

Am  19.  Juni  bestätigte  der  König  die-  129  diesmal  gebrachten  Ge- 
setze und  der  Reichstag  wurde  geschlossen,  der  ein  volles  Jahr  gedauert 
hatte  und  wegen  Annahme  der  pragmatischen  Sanction,  Errichtung  des 
Statthaltereirathes,  Verbesserung  der  Rechtspflege  und  wegen  anderer 
Reformen  zu  den  merkwürdigsten  gehört.  ^ 

Nach  dem  Schlüsse  desselben  reiste  Karl  nebst  seiner  Gemahlin  nach 
Prag,  um  dort  sich  und  ihr  die  Krone  Böhmens  aufs  Haupt  setzen  zu 
lassen.  Die  zu  dieser  Feierlichkeit  versammelten  Stände  nahmen  ohne 
Widerstreben  die  pragmatische  Sanction  an.  —  In  den  vormals  spani- 
schen, jetzt  österreichischen  Niederlanden,  wo  die  weibliche  Erbfolge 
längst  bestand,  wurde  dieselbe  im  folgenden  Jahr  anstandslos  an- 
genommen. —  Von  Prag  erließ  Karl  am  19.  October  statt  der  von  den 
Evangelischen  zwischen  Furcht  und  Hoffnung  erwarteten  endgültigen 
Entscheidung  die  Verordnung:  alle  Neuerungen  in  den  Religionssachen, 
bevor  er  über  die  von  der  Commission  ihm  unterbreiteten  Vorschläge 
seine  Entscheidung  veröff'entlicht  habe,  sind  verboten,  während  der  Wirk- 
samkeit der  Commission  unternommene  sollen  abgeschafft,  und  alles  soll 
einstweilen  in  den  Zustand,  in  welchem  es  sich  vor  derselben  befand, 
zurückversetzt  werden.  Auf  diese  Verordnung  sich  berufend,  reichten 
1724  die  Evangelischen  der  pester  Gespanschaft  im  Januar  1724  der  Co- 
mitatsversammlung  ein  Gesuch  ein,  in  welchem  sie  verlangten,  daß  den 
reformirten  Gemeinden  zu  Szent-Märton  Käta,  Alsö-Nemedi,  Mogyoröd, 
Szada,  Veresegyhäz  und  Üllö  ihre  unlängst  weggenommenen  Kirchen 
zurückgegeben,  die  aus  Kis-Väcz,  Kis-Ujfalu,  Szent-Miklös  und  Har- 
lyän  vertriebenen  Prediger  in  ihr  Amt  wieder  eingesetzt  werden  mögen. 

'  Die  Acten  dos  ReirhstaRs  und  Berichte  der  Dopiitirten.  Corpus  jur. 
HunR.,  IT,  13.")  f;^.  Ueber  die  ReliKinnsanRolegonbeit  außerdem  Lampe,  Hist. 
eccl.   Reform.,  R.  54^  fg.     Ribini  Memor.,  II,   142  fg. 
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Das  Comitat  wies  sie  unter  dem  V'orwande  ab,  die  Kirchen  seien  zwar 
nach  1715  weggenommen  und  die  Prediger  vertrieben  worden,  aber  es 
sei  dies  geschehen,  ehe  die  in  Reh'gionssachen  entsendete  Commission 
ihre  Thäiigkeit  begonnen  hatte,  mithin  habe  die  königliche  Verordnung 
darauf  keinen  Bezug.  Die  vom  Comitate  unter  so  nichtigem  Vorwand 
Abgewiesenen  brachten  ihre  Klage  vor  den  König  und  stellten  in  der 
Erwartung  eines  günstigen  Bescheids,  da,  wo  sie  es  thun  konnten,  ihre 
öffentliche  Religionsübung  wieder  her.  Den  Bescheid  erhielten  sie  end- 
lich vermittels  der  Statthalterei  im  Intimate  vom  7.  August  1725,  welches  1725 
an  alle  Gespanschaften  gerichtet  war,  folgenden  Inhalts:  Unerachtet  Se. 
Majestät  mehrmals  befohlen  hat,  daß  die  Religionssache  bis  zu  seiner 
Entscheidung  in  dem  Stande,  in  welchem  sie  sich  vor  Eröffnung  der 
pester  Commission  befunden  hat,  unverändert  bleibe,  tragen  dennoch  die 
Anhänger  der  augsburger  und  helvetischen  Confession  kein  Bedenken, 
fast  täglich  neue  Excesse,  Gesetzwidrigkeiten  und  Skandale  zu  begehen. 
Die  Statthalterei  trägt  also  den  Comitatsbehörden  ernstlich  auf,  die  Be- 
fehle Sr.  Majestät  pünktlich  zu  vollziehen,  Untersuchungen  zu  veran- 
stalten, die  entdeckten  oder  durch  den  Diocesanbischof  und  dessen  Vicar 
angezeigten  Excesse  und  Skandale  der  Akatholiken  einzustellen  und 
über  die  Excedenten  die  gesetzlichen  Strafen  zu  verhängen,  damit  die 
Ohren  Sr.  Majestät  durch  dergleichen  -Klagen  nicht  ferner  belästigt 
würden.  •  —  Die  mishandelten,  in  ihren  heiligsten  Menschenrechten  ge- 
kränkten Evangelischen  gewannen  nichts,  daß  einer  ihrer  hochgestellten 
Gegner,  der  Cardinal  und  graner  Erzbischof,  Herzog  Christian  August 
von  Sachsen,  am  1.  September  1725  starb,  da  der  Bischof  von  Veszprim, 
Graf  Emerich  Eszterhäzy,  sein  Nachfolger  wurde. 

Der  Congreß  zu  Cambrai,  der  die  durch  die  Friedensschlüsse  von 
Utrecht  und  Rastadt  und  die  Quadruple-Allianz  nicht  ausgeglichenen 
Streitigkeiten  schlichten  sollte,  wurde  endlich  im  April  1724  gehalten.  1T"24 
Die  meisten  dieser  Streitigkeiten  waren  eigentlich  Lappalien,  wie  jene, 
üb  Kaiser  Karl  den  Titel  katholischer  König  noch  fortführen  dürfe, 
nachdem  er  der  spanischen  Krone  entsagt  habe?  Ob  der  von  einem 
burgundischen  Herzog  gestiftete  Orden  des  Goldenen  Vließes  nunmehr 
\on  Oesterreich  als  Besitzer  der  burgundischen  Niederlande  oder  auch 
jetzt  noch  wie  seit  Kaiser  Karl  V.  von  Spanien  vergeben  werden  solle? 
Wichtiger  war,  daß  Kaiser  Karl  VI.  die  Herzogthümer  Toscana,  Parma 
und  Piacenza,  die  nach  dem  bevorstehenden  Aussterben  der  dort  herr- 
schenden Geschlechter  an  den  Infanten  Don  Carlos  fallen  sollten,  lür 
Keiohslehen  erklärte,  um  sie  als  solche  bei  günstiger  Gelegenheit  ein- 
ziehen und  an  sein  Haus  bringen  zu  können.  Dazu  kam  nun  noch  die 
Handelscompagnie  zu  Ostentle,  der  er  Privilegien  für  den  west-  und  ost- 
indiscben  Handel  verliehen  hatte,  die  aber  den  Neid  Englands  und 
Hollands  so  sehr  weckten,  daß  diese  Staaten  die  Auflösung  derselben 
forderten.  Dazu  kam  endlich  die  pragmatische  Sanction.  Diese  hatte 
zwar  die  vernunftmäßig  einzig  erforderliche  Garantie,  die  der  Völker, 
die  sie  betraf,  erhalten  und  bedurfte  jener  von  Seiten  fremder  Mächte 

'  Lauipe,  s.   a.   O.,  S.  560.     Ribinus,  a.  a.  0.,  S.  199  fg. 
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nicht;  auch  sagte  Prinz  Eugen,  die  beste  Garantie  derselben  sei  eine  volle 
Staatskasse  und  ein  schlagfertiges  Heer  von  200000  Mann;  aber  Karl, 
der  weder  jene  noch  dieses  besaß  und  eine  große  Vorliebe  für  Verträge 
hatte,  hielt  die  Gewährleistung  seiner  Erbfolgeordnung  durch  die  euro- 
päischen Mächte  für  unumgänglich  nöthig  und  bewarb  sich  darum  an 
allen  Höfen.  Die  Folge  davon  w'ar,  daß  alle  ihm  dieselbe  so  theuer  als 
möglich  zu  verkaufen  suchten. 

Für  unsern  Zweck  brauchen  wir  über  die  Verhandlungen  am  Con- 
gresse  nichts  weiter  zu  sagen,  als  daß  die  Gesandten  Englands  und 
Frankreichs  dort  nicht  als  Vermittler,  sondern  als  Dictatoren  auftraten 
und  in  einem  Tone  sprachen,  durch  den  sich  der  kaiserliche  und  spanische 
Hof  zugleich  beleidigt  fühlten.  Da  tauchte  in  der  spanischen  Königin 
Elisabeth  der  Gedanke  auf,  daß  sie  durch  unmittelbare  Unterhandlungen 
mit  dem  feindlichen  wiener  Hofe  vielleicht  mehr  als  am  Congresse  er- 
langen, wol  gar  für  den  Prinzen  Ferdinand  von  Asturien  oder  einen 
■  ihrer  Söhne  Carlos  und  Philipp  die  Hand  der  Thronerbin  Maria  Theresia 
oder  doch  einer  ihrer  Schwestern  gewinnen  könnte.  Mit  solchen  Auf- 
trägen ausgestattet,  erschien  der  in  Belgien  geborene,  in  Intriguen  geübte 
Abenteurer,  Baron,  später  Herzog  Ripperda  und  wie  Alberoni  einige 
Zeit  lang  allmächtiger  spanischer  Minister.  Er  wurde  freundlich  auf- 
genommen, die  Versöhnung  und  nähere  Verbindung  Oesterreichs  und 
Spaniens  für  wünschensvverth  befunden,  selbst  die  Vermählung  des  In- 
fanten mit  einer  Erzherzogin,  freilich  nur  zum  Scheine,  für  möglich  aus- 
gegeben, denn  Karl  war  nicht  im  mindesten  geneigt,  dem  Gegner, 
welchem  er  aus  seinem  geliebten  Spanien  hatte  weichen  müssen,  Tochter 
und  Thron  zu  schenken.  Die  Unterhandlungen  dauerten  noch,  als  die 
Infantin,  die  zur  Gemahlin  Ludwig'sXV.  bestimmt,  schon  seit  vier  Jahren 
am  französischen  Hofe  erzogen  worden,  ihrem  Vater,  König  Philipp, 
zurückgeschickt  und  Ludwig  mit  Maria,  der  Tochter  dos  aus  Polen  ver- 
triebenen Königs  Stanislaus  Leszczinsky,  vermäiilt  wurde.  Dieser 
Schimpf  steigerte  die  Erbitterung  des  spanischen  Hofs  gegen  den  fran- 
zösischen aufs  höchste.  Der  spanische  Gesandte  wurde  vom  Congreß 
17-25  abberufen,  und  Ripperda  schloß  in  Wien  am  30.  April  1725  Frieden  und 
Bündniß  ganz  nach  dem  Wunsche  Oesterreichs.  Karl  und  Philipp  er- 
kannten sich  gegenseitig  an  und  garantirten  einander  den  Besitz  ihrer 
Länder;  der  Kaiser  bestätigte  die  Anwartschaft  des  Infanten  Carlos 
auf  Toscana,  Parma  und  Piacenza  und  entsagte  dem  Titel  katholischer 
König;  der  Orden  des  Goldenen  Vließes  wurde  für  Spanien  und  Oester- 
reich  mit  gleichem  Rechte  angehörend  erklärt.  Spanien  garantirte  die 
pragmatische  Sanction  und  bewilligte  der  ostendischen  Ilandelsctwnpagnie 
große  Begünstigungen  in  allen  seinen  Ländern.  Außerdem  wurde  noch 
ein  geheimes  Bündniß  geschlossen,  vermöge  dessen  Spanien  dem  Kaiser 
mit  15  Kriegsschiffen  und  20000  Mann,  der  Kaiser  Spanien  mit  30000 
Mann  Hülfe  leisten  sollte  und  seine  guten  Dienste  ?ur  Wiedereroberung 
Gibraltars  und  Minorcas  versprach;  beide  Mächte  sich  endlich  vereinigen 
sollten,  das  Haus  Hannover  zu  verdrängen  und  d(!n  Stuartischen  Präten- 
denten auf  den  englischen  Thron  zu  setzen.  Die  Kaiserin  Katharina  I. 
von  Rußland  wurde  eingeladen,  dem  Bündnisse  beizutreten. 
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Durch  Ripperda's  Schuld  erhielten  die  Ilüie  von  Großbritannien 
uid  Frankreich  sehr  bald  Kunde  von  dem  geheimen  zu  Wien  abgeschlos- 
senen Büiidniü  und  schlössen  miteinander  und  mit  Preußen  am  3.  Sep- 
lember  zu  Horrenhausen  ein  GegenbündniÜ.  Mun  trat  Oesterreich  mit 
liutland  und  Schweden  am  2G.  April  1726  in  Allianz;  auch  mehrere  1720 
katholische  Reichslürsten  erklärten  sich  für  den  Kaiser.  Dagegen  hatten 
Frankreich  und  Britannien  Holland  am  9.  August  gewonnen  und  zogen 
am  "25.  März  und  1.  April  Schweden  und  Dänemark  zu  sich  herüber, 
während  englisches  Gold  auch  einige  Reichsstände  bewog.  ihnen  Truppen 
in  Sold  zu  geben.  Also  war  Europa  in  zwei  feindliche  Parteien  getheilt; 
ein  allgemeiner  Krieg  schien  unvermeidlich;  England  sandte  schon  seine 
Flotten  nach  allen  Meeren  aus  und  ein  spanisches  Heer  belagerte  Gibral- 
tar. Aber  die  Gegenstände  des  Streites  waren  eines  blutigen  europäischen 
Kriegs  nicht  werth,  Kaiser  Karl  war  schlecht  gerüstet,  und  der  fran- 
zösische Premierminister,  Cardinal  Fleury,  wünschte  aufrichtig  den 
Frieden.  Also  kamen  unter  päpstlicher  A'ermittelung  die  Präliminarien 
am  31.  Mai  1727  zu  Stande,  welche  Oesterreich  mit  Frankreich  und  den  IT.'T 
Seemächten  aussühnten,  und  gemäß  welchen  die  Ostendische  Handels- 
iresellschaft  auf  sieben  Jahre  suspendirt  wurde,  die  übrigen  Streitpunkte 
:ber  durch  einen  in  Aachen  zu  haltenden  Congreß  beigelegt  werden 
-oUten.  Voll  Unwillen  über  seine  getäuschten  Hoffnungen  nahm  Spanien 
in  den  Verträgen  von  Wien  13.  Januar  und  Nordo  4.  März  1728  die  1728 
Präliminarien  an.  Der  Congreß  wurde  nicht  in  Aachen,  sondern  in 
Soissons  gehalten  und  richtete  ebenso  wenig  wie  der  von  Cambrai  aus. 
Spanien  zürnte  Oesterreich,  weil  es  sah,  daß  es  dem  Kaiser  kein  Ernst 
gewesen,  seine  Tochter  mit  dem  Prinzen  von  Asturien  zu  vermählen, 
und  söhnte  sich  mit  Frankreich  aus,  dessen  Hof  die  ihm  zugefügte  schwere 
Beleidigung  gut  zu  machen  strebte;  England  konnte  dem  Kaiser  das 
geheime  Bündniß  nicht  verzeihen.  Diese  Verhältnisse  der  hauptsächlich 
betheiligten  Mächte  zueinander  führten  zudemSeparatvertragvon  Sevilla, 
den  England  und  Frankreich  am  9.  November  1729  mit  Spanien  ge-  1720 
schlössen.  Sie  erneuerten  in  diesem  nicht  blos  die  Zusicherung  der  für 
Don  Carlos  begehrten  italienischen  Herzogthümer,  sondern  erlaubten 
ihm  auch,  dieselben,  noch  während  deren  Herzoge  lebten,  mit  6000  Spa- 
niern zu  besetzen.  Eiolland  wurde  durch  das  Versprechen,  daß  der 
Kaiser  genöthigt  werden  solle,  die  Handelsgesellschaft  zu  Ostende  gänz- 
ich  aufzulösen,  bewogen,  dem  Vertrage  beizutreten.  Der  Kaiser  pro- 
'Stirte  dagegen,  daß  fremde  Mächte  ohne  seine  Einwilligung  über  die 
talienischen  Reichslehen  verfügt  und  deren  militärische  Besetzung  er- 
laubt haben,  und  schickte,  als  der  letzte  Herzog  von  Parma  und  Piacenza 
aus  dem  Hause  Farnese  starb,  eine  Armee  nach  Italien,  um  jene  Länder 
;ils  Oberlehnslierr  in  Besitz  zu  nehmen.  Da  erbot  sich  König  Georg  H. 
•on  Großbritannien,  die  pragmatische  Sanction  zu  garantiren,  wogegen 
Karl  in  dem  zu  Wien  am  15.  März  1731  geschlossenen  Vertrage  nicht 
nur  dem  Infanten  die  Nachfolge  in  den  erledigten  Reichslehen  und  deren 
Besetzung  mit  spanischen  Truppen  bewilligte,  sondern  auch  die  ostendische 
Compagnie  für  immer  aufliob  und  sogar  seinen  Niederländern  den  Handel 
niit  Ostindien  untersagte.     Spanien  und   Holland  traten  dem  Vertrage 
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bei.    Nur  Frankreich  verweigerte  seinen  Beitritt  und  garantirte  die  prag- 
matische Sanction  nicht. 

Karl  hatte  den  Reichstag  1726,  wie  es  das  Gesetz  gebot,  nicht  ein- 
1728  berufen,  sondern  schrieb  ihn  erst  1728  nach  Preßburg  auf  den  17.  Mai 
aus,  nachdem  die  kriegsschwangern  politischen  Verhältnisse  ihn  ernstlich 
an  die  Nothwendigkeit  gemahnt  hatten,  sein  Heer  auf  einen  Achtung  ge- 
bietenden Stand  zu  bringen.  Da  er  zu  derselben  Zeit  die  Küste  des 
Adriatischen  Meeres  bereiste,  eröffneten  seine  Commissare,  Franz  Kinsky 
und  Johann  Nesselrode,  den  Reichstag.  Die  königlichen  Propositionen, 
die  sie  mitbrachten ,  bezeichneten  Verbesserung  der  noch  mangelhaften 
Rechtspflege  und  Staatswirthschaft,  genauere  Regelung  der  Landes- 
grenzen, Förderung  des  Handels  und  vor  allem  eine  gerechte  nach  dem 
Vermögensstande  der  Steuernden  bemessene  Vertheilung  der  Steuern, 
als  die  Gegenstände,  mit  denen  sich  die  Stände  hauptsächlich  zu  be- 
schäftigen hätten.  Der  die  Vertheilung  der  Steuern  betreffende  Punkt  der 
Propositionen  lautete:  „Die  Stände  mögen  dafür  Sorge  tragen,  daß  Sr. 
Majestät  die  Armee,  deren  Stärke  bei  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
vermehrt  werden  muß,  gehörig  rüsten  könne;  hierzu  ist  eine  billige  Ver- 
theilung der  Steuern  unumgänglich  erforderlich.  Da  diese  aber  nur 
durch  Erforschung  des  Vermögensstandes  eines  jeden  möglich  gemacht 
werden  kann,  ist  es  nöthig,  daß  die  Zählung  und  Conscription  in  der  Art 
vorgenommen  werde,  welche  der  König  den  Ständen  neulich  vorgeschlagen 
hat."  Hiermit  stellte  die  Regierung  die  Forderung  der  Steuererhöhung 
und  wies  zugleich  auf  den  Antrag  hin,  daß  der  Gegenstand  der  Be- 
steuerung der  Grund  des  Bauern  sein  solle,  den  sie  schon  1715  bei  der 
Einführung  des  stehenden  Heeres,  der  wegen  desselben  nöthig  gewordenen 
beständigen  Steuer,  dann  wieder  1723  dem  Reichstag  vorgelegt  hatte. 
Der  Antrag,  der  eine  dem  Vermögensstande  eines  jeden  angemessene 
Vertheilung  und  durch  dieselbe  auch  das  wirkliche  Eingehen  der  Steuern 
•  bezweckte,  scheiterte  beidemal  an  dem  Eigennutz  und  dem  Starrsinne 
der  Stände,  mit  dem  sie  eich  allem  widersetzten,  was  ihre  ebenso  un- 
gerechte wie  verderbliche  Steuerfreiheil  nur  im  mindesten  zu  gefährden 
schien.  Wie  damals  behaupteten  auch  nun  die  Vertreter  der  Regierung 
nicht  mit  Unrecht,  damit  die  Steuern  gezahlt  würden,  müsse  der  Gegen- 
stand, an  dem  sie  haften,  ein  beständiger,  fortwährendem  Wechsel  nicht 
unterworfener  sein,  und  das  sei  nur  der  Grund,  nicht  aber  die  Person 
der  Bauern,  deren  Anzahl  im  Ganzen  und  in  jeder  Ortschaft  veränder- 
lich ist;  auch  könne  eine  billige,  nach  dem  Vermögensstande  bemessene 
Vertheilung  der  Steuer  nur  dadurch  erreicht  werden,  daß  man  sie  nicht 
auf  die  Person,  sondern  auf  den  Grund  der  Bauern  lege.  Dagegen  be- 
standen die  Stände  darauf,  die  Steuer  dürfe  nur  auf  die  Person,  nicht 
auf  dem  Grunde  der  Bauern  lasten,  denn  Eigenthümer  des  Grundea,  den 
der  Bauer  innehat,  ist  der  adeliche  Grundherr,  sein  Unterthan  nur  Nutz- 
nießer desselben;  demzufolge  würde  das  Eigenthum  des  von  Abgaben 
freien  Adels  der  Steuer  unterworfen,  wenn  die  bäuerlichen  Grundstücke 
das  01)ject  derselben  wären.  Der  Grundherr  ist  ferner  berechtigt,  den 
Grund  d(;8  Ünterthans,  der  auswandert  oder  keine  Erben  hinterläßt,  ein- 
zuziehen, und  berechtigt,  bäuerliche  Gründe  einfach  in  seinen  unmittel- 
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baren  Besitz  zu  nehmen  (das  thaten  besonders  ärmere  Edelleute  häufig 
genug);  und  würde,  wenn  die  Steuer  auf  die  bürgerlichen  Grundstücke 
lastete,  für  diese  steuerptlichtig.  Da  die  königlichen  Commissare  in  Ver- 
bindung mit  den  Reichstagsmitgliederu  von  der  Hofpartei  die  Annahme 
des  Regierungsvorschlags  unerachtet  des  Widerspruchs  von  selten  der 
Ständeniehrheit  durchsetzen  wollten  und  sogar  andeuteten,  der  König 
könnte  aus  eigener  Machtvollkommenheit  befehlen,  was  er  auf  gesetz- 
lichem Wege  nicht  zu  erreichen  vermöge,  wurde  der  Streit  immer  heftiger, 
und  stieg  der  Unwille  über  den  Zwang,  den  man  den  Ständen  anthue,  so 
hoch,  daß  mehrere  Magnaten  Preßburg  verließen.  Ihr  Beispiel,  fürchtete 
man  bei  Hofe,  könne  zur  Auflösung  des  Reichstags  führen;  daher  gebot 
ein  königliches  Rescript  ernstlich  die  Fortsetzung  desselben.  Das  änderte 
jedoch  den  Sinn  der  Mehrheit  nicht,  sie  schickte  die  heftigsten  Eiferer 
für  die  gefährdete  Steuerfreiheit  des  Adels,  den  Grafen  Joseph  Eszter- 
häzy  und  den  Falatinal-Protonotar  Adam  Zichy  Ende  September  zum 
König  mit  der  Bitte  um  Zurücknahme  des  ihre  Freiheit  von  Abgaben 
gefährdenden  Antrags,  aber  auch  mit  der  Meldung,  daß  die  Stände  bereit 
sind,  die  Steuern  auf  2,500000  rheinische  Gulden  zu  erhöhen.  DieSteuer- 
erhöhung  war  für  Karl  die  Hauptsache;  er  gewährte  den  Ständen  die 
Bitte  und  trug  ihnen  blos  auf,  dem  Volke  den  Druck  der  Steuern  durch 
eine  gerechte  Vertheilung  derselben  zu  erleichtern.  ^ 

Zu  diesem  Zwecke  hatte  der  Reichstag  schon  eine  Commission  ent- 
sendet, unter  deren  Mitgliedern  sich  Samuel  Zsembery  und  Paul  Katona, 
der  erstere  augsburgischer,  der  andere  helvetischer  Confession,  befanden. 
Als  sie  den  Eid,  bei  dem  ihnen  aufgetragenen  Geschäfte  unparteiisch 
nach  Recht  und  Gewissen  zu  verfahren,  ablegen  sollten,  weigerten  sich 
beide  standhaft  bei  der  Maria  und  den  Heiligen  zu  schwören,  weil  dies 
ihrem  Glauben  widerstreite.  Darüber  geriethen  die  Katholischen  in  wirk- 
liche oder  scheinbare  Entrüstung;  niemand,  riefen  sie,  darf  sich  weigern, 
nach  der  seit  Jahrhunderten  gesetzlich  vorgeschriebenen  Eidesformel 
deshalb  Decretaleid  genannt)  zu  schwören;  wer  es  dennoch  thut,  lehnt 
-iich  wider  die  Gesetze  auf  und  ist  ein  Verächter  der  Heiligen  Jungfrau 
und  Patronin  Ungarns;  ihm  muß  sogleich  der  Proceß  gen»acht  werden. 
Die  Evangelischen  antworteten,  daß  auch  sie  die  Mutter  Jesu  ehren,  daß 
aber  ihre  Religion  ihnen  gebietet,  bei  Eidschwüren  Gott  den  Allwissen- 
den allein  zum  Zeugen  und  Rächer  anzurufen;  übrigens  ist  der  Eid  eine 
Art  Gottesverehrung,  darum  gehöre  die  Sache  als  auf  die  Religion  be- 
üglich  nach  dem  eigenen  Ausspruche  der  Katholischen  vor  den  König 
nd  nicht  vor  den  Reichstag.  Die  königlichen  Commissare,  an  die  sich 
beide  Parteien  wandtiin,  waren  derselben  Meinung  und  riethen  am 
JS.  August,  den  Streit  bis  zur  Entscheidung  des  Königs  ruhen  zu  lassen. 
Die  Evangelischen  w^aren  damit  zufrieden,  niclit  aber  die  Katholischen. 
Der  erlauer  Bischof,  Graf  (iabriel  Erdödy,  forderte  am  II.  August  in 
einer  heftigen  Rede,  daß  man  die  Eidweigerer  unverzüglich  in  Proceß 
nehme  und  zur  gesetzlichen  Strafe  verurtheile.  Vergebens  sprach  Paul 
Jeszenäk,  Protestant  und  Stellvertreter  des  Prinzen  Eugen,  ohne  sich 
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durch  das  Geschrei  und  die  Drohungen  der  Gegenpartei  einschüchtern  zu 
lassen,  mit  feuriger  Beredsamkeit  dawider;  Zsembery  undKatona  wurden 
von  den  Thüi'Stehern  des  Statthaltereirathes  hinausgeführt,  verurtheilt  und 
durch  Drohen  mit  dem  Kerker  zur  Erlegung  der  Strafe  von  64  Gulden 
gezwungen.  Am  selben  Tage  wurden  die  evangelischen  Abgeordneton 
Georg  Ordögh  von  der  Turöczer,  Andreas  Szent-Feteri  von  der  Bor- 
soder, Stephan  Kenessy  von  der  Veßprimer,  Georg  Göczy  von  der  Innen- 
szolnoker  und  Peter  Dobay  von  der  Krasznaer  Gespanschaft  vor  die 
Ständetafel  citirt,  weil  sie  erklärt  hatten,  den  Eid  bei  Maria  und  den 
Heiligen,  der  mit  ihrem  Glauben  unverträglich  sei,  nicht  schwören  zu 
können.  Statt  zu  erscheinen,  eilten  sie  nach  Wien  zum  König  und  er- 
wirkten ein  Rescript,  welches  den  Ständen  gebot,  in  Betreff"  der  Eides- 
formel die  Entscheidung  des  Königs  abzuwarten,  und  die  Verurtheilung 
Zsembery's  undKatona's  für  gesetzwidrig,  den  königlichen  Verordnungen 
zuwiderlaufend  und  nichtig  erklärte.  Nun  richteten  die  Katholischen  noch 
eine  Zuschrift  an  den  König,  in  der  sie  vorgaben,  daß  Zsembery  und  Ka- 
tona  durch  die  Thürsteher  des  Statthaltereirathes  aus  dem  Sitzungssaale 
hinausgeführt  worden  seien,  lasse  sich  nicht  beweisen;  auch  seien  sie 
nicht,  weil  sie  sich  weigerten,  den  Eid  bei  Maria  und  den  Heiligen 
zu  leisten,  verurtheilt  worden,  sondern  weil  sie  durch  ihre  Weigerung 
den  Gang  der  Reichstagsverhandlungen  störten.  Dabei  müsse  man  be- 
denken, welch  schmerzlicher  Unwille  die  Gläubigen  ergriffe,  wenn  der 
Heiligen  Jungfrau,  der  Schutzpatronin  und  Königin  Ungarns,  die  ihr  ge- 
bührende Verehrung  versagt  würde.  Se.  Majestät  möge  ihre  Verehrung 
und  die  Sache  Gottes  sich  zu  Herzen  nehmen  und  Aergernissen  vor- 
beugen. Hierauf  sandten  auch  die  Evangelischen  eine  Rechtfertigung  ihrer 
Weigerung,  Eide  bei  Maria  und  den  Heiligen  zu  schwören,  an  den  König'. 

Ohne  den  Reichstag  in  Person  zu  schließen,  bestätigte  Karl  am 
30.  November  die  50  durch  denselben  gebrachten  Gesetze,  unter  denen 
die  meisten  sich  auf  die  Rechtspflege  beziehen  und  hinsichtlich  der  Pfand- 
und  Schuldprocesse,  der  Proceßordnung  und  Weiterberulüng  manche 
zweckmäßige  Anordnungen  machten.  Andere  betreffen  die  Einverleibung 
in  Ungarn  der  von  den  Türken  zurückeroberten  und  der  mit  Sieben- 
bürgen verbundenen  Landestheile;  tragen  dem  Statthaltereirathe  die  Aus- 
arbeitung von  Entwürfen  zur  Verbesserung  der  Zolleinrichtungen  und 
Regelung  der  Zünfte  auf;  führen  die  Ablösung  der  auf  den  Bauern  und 
Bürgern  schwer  lastenden  Arbeiten  bei  den  Festungen  mit  24000  Gulden 
jährlich  ein;  verbieten  den  Edelleulen,  Unterthanen  auf  andere  von  ihrer 
Heimat  entfernte  Besitzungen  zu  versetzen,  wie  auch  frühern  Ein- 
wohnern die  Rückkehr  in  nicht  gänzlich  zerstörte  Ortschaften  zu  ver- 
wehren, und  verordnen  noch  manches  andere  zum  Schutze  der  Bauern 
gegen  Willkür  und  Bedrückung  von  Seiten  der  Grundherren. '-^ 

Nachdem  die  katholischen  Stände  auf  mehrern  Reichstagen  die  Re- 
ligionssache an  den  König  gewiesen  und  die  evangelischen  bei  ilnn  Hülfe 
gegen  die  Tyrannei  der  Mehrheit  gesucht  hatten,  befahl  Karl  endlich 
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seinen  österreichischen  Ministern,  ein  Gutachten  auszuarbeiten,  wie  die 
kirchlichen  Angelegenheiten  der  ungarischen  Protestanten  zu  ordnen 
seien,  wobei  ihnen  die  Vorschläge  der  durch  den  Reichstag  1723  ent- 
sendeten Coma'jission  zur  Richtschnur  dienen  sollten.  Der  Conferenz  (so 
wurden  die  Sitzungen  der  Minister  genannt)  präsidirte  Prinz  Eugen; 
Mitglieder  derselben  waren  Philipp  Ludwig  Sinzendorf,  Gundacker 
Thomas  Starhemberg,  Johann  Nesselrode,  Johann  Franz  Dietrichstein 
und  der  ungarische  Kanzler  Ludwig  Batthyany;  zu  ihnen  kam  später 
noch  Franz  Ferdinand  Kinsky,  Das  erste  Gutachten  der  Conferenz,  das 
die  Religionsübung,  Befäiiigung  zu  öftentlichon  Aemtern,  die  Ehesachen, 
Schulen  und  die  Eidleistung  der  Evangelischen  betrifft,  ist  vom  2.  April 
1730;  das  zweite,  das  angibt,  in  Besitze  welcher  Kirchen  und  Bethäuser  1730 
man  sie  lassen  möge  und  manche  Beschränkung  ihrer  häuslichen  Re- 
ligionsübung enthält,  vom  22.  Juni  datirt.^  Verfasser  beider  war  un- 
streitig Bartenstein,  der  vielvermögende  Protokollführer  der  Conferenz 
und  Günstling  KarFs.  Beide  sind  den  Protestanten  höchst  ungünstig 
und  wurden  überdies  geheim  gehalten.  Zwischen  Furcht  und  Hoffnung 
schwebend,  sandten  die  Bekenner  der  augsburgischen  Confession  Johann 
Radvanszky,  die  der  helvetischen  Abraham  Vay  an  den  König,  um  dessen 
(Gerechtigkeit  und  Huld  zu  erflehen.^  Ihre  Bitte  war  erfolglos.  Am 
1  2.  März  schickte  Karl  seine  Resolution  in  der  Religionssache  dem  Statt-  1731 
lialtereirathe  zu,  der  sie  am  6.  April  veröffentlichte.  Sie  folgt  hier  ihrem 
Inhalte  nach:  1)  Der  Resolution  Leopold's  vom  2.  April  1G91  gemäß 
sind  die  Gesetzartikel  XXV  und  XXVI  von  1681  und  XXI  von  1687 
so  zu  verstehen,  daß  unter  der  den  Bekennern  der  augsburgischen  und 
helvetischen  Confession  überall  gestatteten  freien  Religionsübung  nur  die 
private  gemeint,  die  öffentliche  ihnen  ausschließlich  in  den  im  XXVI. 
Artikel  von  1681  namentlich  angeführten  Ortschaften  (Vgl.  B.  IV,  S.381) 
erlaubt  ist. —  2)  In  diesen  Articular-Ortschaften  dürfen  sie  die  zur  öffent- 
lichen Religionsübuiig  erforderliche  Anzahl  von  Predigern  haben,  müssen 
jedoch  die  Nothwcndigkeit  derselben  erweisen  und  beim  König  um  Er- 
laubniß  einkommen.  —  3)  Die  akatholischen  Einwohner  anderer  Ort- 
schaften sind  hinsichtlich  der  geistlichen  Functionen  dem  katholischen 
IM'arrer  untergeben,  der  aber  dafür  von  ihnen  nicht  höhere  Stolgebühren 
:ils  von  den  katholischen  erheben  darf.  —  4)  Das  Recht  der  Grundherren 
wird  den  angeführten  Artikeln  und  Erklärungen  derselben  gemäß  ferner 
aufrcclit  gehalten;  die  Grundherren  müssen  jedoch,  wenn  sie  Verände- 
rungen in  Religionssachen  vornehmen  wollen,  dies  zuvor  dem  K(mig  be- 
richten und  dessen  Entscheidung  abwarten.  —  5)  Den  Bekennern  der 
augsburgischen  und  helvetischen  Confession  ist  gestattet,  Superintenden- 
ten zu  wählen,  nachdem  sie  dem  König,  wie  viele  und  an  welchen  Orten 
sie  dergleichen  Vorgesetzte  zu  haben  wünschen,  gemeldet  und  seine  Er- 
laubniß  erbeten  haben.  Den  Superintendenten  wird  es  obliegen,  über 
die  Sitten  der  ihnen  untergebenen  Prediger  zu  wachen  und  die  aus- 
schweifenden zu  bestrafen.  Die  Prediger  der  Akatholischen  stehen  in 
weltlichen  Angelegenheiten  unter  den  politischen  Behörden;  nur  darüber, 
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ob  sie  gültig  zu  taufen  wissen,  sind  sie  der  Aufsicht  und  Prüfung  der 
Archidiakone  untergeben.  Eheprocesse  gehören  den  Landesgesetzen  zu- 
folge vor  das  Gericht  der  Diöcesanbischöfe,  die  jedoch  in  denselben  nach 
den  Grundsätzen  der  Bekenner  der  augsburger  und  helvetischen  Con- 
fession  zu  urtheilen  haben;  von  ihnen  ist  die  Appellation  an  den  Erz- 
bischof erlaubt.  —  6)  Abtrünnige,  besonders  solche,  die  von  der  augs- 
burger oder  helvetischen  Confession  zum  katholischen  Glauben  über- 
getreten waren,  von  diesem  aber  zu  ihrem  vorigen  Bekenntnisse  zurück- 
kehrten, sind  durch  die  weltliche  Obrigkeit  schv/er  und  willkürlich  zu 
bestrafen,  doch  soll  vor  der  thatsächlichen  Verhängung  der  Strafe  Be- 
richt an  den  allerhöchsten  Hof  erstattet  werden.  —  7)  Personen  von 
verschiedener  Religion  ist  erlaubt,  sich  vor  dem  katholischen  Pfarrer  zu 
verehelichen.  —  8)  Die  katholischen  Festtage  müssen  auch  von  den 
Akatholischen  in  der  Oeffentlichkeit  gefeiert  werden;  Handwerker  sind 
den  Privilegien  der  Zünfte  gemäß  gehalten,  an  den  üblichen  Processionen 
theilzunehmen.  —  9)  Hinsichtlich  des  den  Bekennern  der  augsburger 
und  helvetischen  Confession  abzunehmenden  Eides  wird  verfügt:  Richter 
und  andere  Beamten,  desgleichen  Advocaten  sollen  einstweilen,  und  bis 
anderes  verordnet  wird,  nach  der  gesetzlichen  Formel,  nämlich  mit  aus- 
drücklicher Nennung  „der  Jungfrau  Gottesgebärerin"  und  der  Heiligen, 
schwören;  Zeugen  dagegen  werde  der  gewöhnliche  Eid  abgenommen, 
damit  der  Lauf  der  Civil-  und  Criminalprocesse  nicht  Verzögerung  er- 
leide. —  Die  bisher  in  Religionssachen  begangenen  üebertretungen 
werden  der  Vergessenheit  übergeben;  sollte  aber  künftighin  eine  Privat- 
person den  erlassenen  kaiserlich -königlichen  Resolutionen  und  Anord- 
nungen zuvv'iderhandeln,  ein  Akatholischer  einen  Katholischen,  oder  ein 
Katholischer  einen  Akatholischen  zu  stören  und  zu  belästigen  wagen,  so 
soll  er  vom  königlichen  Fiscal  sogleich  in  Proceß  genommen  und  un- 
nachsichtig bestraft  werden.  Sollte  ferner  eine  Privatperson  hinsichtlich 
ihrer  Religion  sich  gekränkt  fühlen,  so  wende  sie  sich  in  ihrem,  nicht 
aber  im  Namen  ihrer  Partei  an  den  König  um  Abhülfe.  * 

Die  Resolution  mußte  die  Evangelischen  mit  bitterm  Schmerz  er- 
füllen, denn  sie  vernichtete  ihre  gesetzlichen  Rechte  und  zwang  sie  zu 
Handlungen,  gegen  die  sich  ihr  Gewissen  sträubte.  Dennoch  fanden  sich 
Katholiken,  die  dieselbe  für  eine  Beeinträchtigung  und  Gefährdung  ihrer 
Religion  ausgaben!  Graf  Michael  Friedrich  Althan,  Cardinal  und  Bischof 
von  Waitzen,  der  früher  Statthalter  in  Neapel  gewesen  war,  eiferte  am 
23.  Mai  in  öffentlicher  Sitzung  des  pester  Comitats  wider  dieselbe  und 
reichte  eine  schriftliche  P^ingabe  ein,  in  welcher  er  sagte:  „Mit  Schmer/ 
und  Schauder  habe  er  die  königliche  Resolution  gelesen,  deren  Inli;ill 
dem  katholischen  Glauben,  der  Ehie  Gottes,  dem  Heile  der  Seelen,  dt  r 
Auctorität  des  Papstes  und  des  apostolischen  Stuhls  schnurstracks  zu- 
widerläuft. Er  halte  es  für  seine  ob(;rliirtliche  Pflicht,  dagegen  alle  Pro- 
teste zu  erneuern,  welche  von  den  Katholischen  seit  1608  in  Religions- 
sachen eingelegt  wurden.  Wie  er  die  Resolution  als  ungültig  betrachte, 
so  erkläre  er  auch,  daß   sie  für  keinen  Katholiken  seiner  Diöcese  ver- 
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bindlich  sei  und  von  keinem  befolgt  werden  dürfe.  Zuletzt  appellirte  er 
an  den  Papst  und  dessen  Stuhl,  welcher  allein  in  Glaubenssachen  un- 
trüglich urtheilen,  bestimmen  und  entscheiden  künne,  dem  er  unerschütter- 
lich anhänge  und  sich  gehorsamst  unterwerfe.  Erst  am  o.  August,  nach- 
dem die  Protestanten  sich  über  die  feindselige  Aeußerung  des  Cardinais 
bitter  beklagt,  die  evangelischen  Mächte  darüber  beschwert  hatten,  und 
nun  Karl  eine  solche  Verhöhnung  des  königlichen  Ansehens  nicht  länger 
ungeahndet  lassen  konnte,  forderte  er  vom  Comitate  die  Zusendung  der 
Eingabe  im  Original,  sandte  dann  dieselbe  wieder  mit  dem  Befehle  zu- 
rück, sie  in  öffentlicher  Sitzung  zu  zerreißen  und  legte  auf  die  Güter 
des  Bischofs  Sequester,  der  aber  schon  nach  einem  Jahre  auf  Verwen- 
dung des  Papstes  aufgehoben  wurde.  ^ 

Ganz  verschieden  von  dieser  mildtn  Nachsicht  mit  dem  Trotze  des 
fanatischen  Cardinais  war  Karl's  Verfahren  mit  den  Protestanten.  Sie 
baten,  daß  er  die  harten  Verordnungen  der  Resolution  mildere,  sie  den 
Mishandlungen  des  Klerus  und  der  Willkür  des  gegen  sie  feindlich  ge- 
•-innten  Statthaltereiraths  nicht  preisgebe,  besonders  sie  nicht  zwinge, 
<'iitweder  Eide  zu  schwören,  die  ihr  Gewissen  verwirft,  oder  auf  jedes 
Amt  zu  verzichten.  Ihre  Bitten,  die  Fürsprache  der  protestautisclieii 
Mächte,  die  beharrliche  Weigerung  derer,  die  beeidet  wurden,  nach  der 
vorgeschriebenen  Formel  zu  schwören,  bewirkten  nichts  weiter,  als  daß 
Karl  am  17.  April  1732  dem  Consilium  (Statthaltereirath)  die  Weisung  1732 
rrtheilte:  Bekenner  der  Augsburger  und  Helvetischen  Confession,  die 
den  Amtseid  abzulegen  haben,  soll  derselbe  mit  der  Berufung  auf 
Maria  und  die  Heiligen  vorgelesen  werden;  wenn  sie  die  hierauf  bezüg- 
lichen Worte  nicht  nachsprächen,  habe  man  ihnen  vorzuhalten,  daß  diese 
Eidesformel  zwar  ihrem  Glauben  widerstreite,  aber  dem  Gesetze  und 
dem  Willen  des  Königs  gemäß  sei,  und  daß  die  Weglassuug  jener  Worte 
Sr.  Majestät  misfallen  werde;  sprächen  sie  dieselben  auch  dann  nicht 
iiacli  oder  setzten  an  deren  Stelle:  so  mir  Gott  helfe  und  sein  Evange- 
lium, so  solle  man  dies  hingehen  lassen,  jedoch  über  jede  solche 
Amtserneuerung  genauen  Bericht  an  den  König  erstatten.  Selbstver- 
.--ländlich  ist  es,  daß  diese  Weisung  nicht  veröffentlicht  wurde.  Und  eben 
der  Bericht  war  es,  was  die  Evangelischen  abschrecken  sollte,  den  ge- 
fordt'rten  Eid  bei  Maria  und  den  Heiligen  zu  verweigern.  In  Preßburg 
wurde  1732  der  evangelische  Michael  Mikos  zum  Stadtrichter  gewählt 
und  nach  der  obigen  Weisung  beeidigt;  als  ihm  hierauf  der  W^ahl- 
rommissar  auftrug,  den  Bericht  an  den  König  zu  machen  und  die  Gründe 
anzugeben,  weshalb  er  nicht  bei  Maria  und  den  Heiligen  habe  schwören 
wollen,  erschrak  er  so  heftig,  daß  ihm  beim  Ergreifen  der  Feder  Krämpfe 
befielen  und  er  noch  am  selben  Abend  starb.  ^  Schon  einige  Tage  vorher,  am 
9.  April,  befahl  Karl  der  Slatthalterei,  seine  Resolution  in  der  Religions- 
angelegenheit zuerst  in  der  preßburger  Gespanschaft  durch  die  Comitats- 
behörde  vollziehen  zu  lassen,  mithin  dieser  aufzutragen,  dort  die  öflfent- 
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liehe  Religioiisübung  der  Bekeniier  der  Augsburger  und  Helvetischen 
Confession  außer  den  Städten  Preßburg  und  Modem  und  den  Articulai-- 
ortschaften  überall  einzustellen,  ihnen  die  Kirchen,  Bethäuser  und  Schulen 
abzunehmen,  die  Prediger,  wenn  sie  nicht  in  den  Privatstand  treten 
wollen,  aus  den  Ortschaften  zu  entfernen.  Ueber  die  Vollziehung  des 
Befehls  hatte  die  Coinitatsbehörde  dem  Consilium  und  dieses  dem  König 
Bericht  zu  erstatten.  Sodann  sollte  dasselbe  in  den  übrigen  Gespan- 
schaften, in  denen  es  Articularortschaften  gibt,  geschehen.  In  den  elf 
Gespanschaften,  die  im  XXVI.  Artikel  von  1781  entweder  gar  nicht 
oder  nur  im  allgemeinen  ohne  ausdrückliche  Benennung  der  Ortschaften, 
in  denen  den  Akatholischen  die  öffentliche  Religionsübung  gestattet  sein 
soll,  erwähnt  werden,  ist  die  Vollziehung  der  Resolution  aufzuschieben, 
bis  auch  diese  Gespanschaften  Articularortschaften  erhalten  werden. 
Die  Evangelischen,  durch  diesen  Befehl  geängstigt,  baten  den  König, 
ihre  öffentliche  Religionsübung  in  den  Ortschaften,  wo  sie  bisher  be- 
standen habe,  noch  ferner  bestehen  zu  lassen.  Ihr  Gesuch  wurde  ver- 
mittels der  Hofkanzlei  abschlägig  beantwortet.  Dagegen  erging  von 
der  Statthalterei  am  1,  December  an  die  Gespanschaften  der  Befehl: 
Damit  für  die  Seelsorge  derer,  deren  Kirchen  und  Schulen  man  weg- 
nehmen wird,  vorgesehen  werde,  sollen  dort,  wo  dies  geschieht,  katho- 
lische Pfarrer  eingesetzt  und  diesen  die  Kirchen,  Bethäuser  und  Schulen 
der  Akatholischen  nebst  deren  Fundationen  und  Besitzungen  übergeben 
werden.  ^ 

Karl,  dem  die  religiöse  Engherzigkeit  der  Reichsstände  die  Befugiiil5 
eingeräumt  hatte,  in  den  kirchlichen  Angelegenheiten  der  Protestanten 
mit  offenbarer  Verletzung  beschworener  Gesetze  nach  Willkür  zu  vei  - 
fahren,  machte  sich  nun  kein  Bedenken,  auch  andere  Grundgesetze  zu 
übertreten.  Er  hatte  den  Prinzen  Franz  Stephan,  den  1708  geborenen 
Sohn  des  Herzogs  Leopold  und  Enkel  des  Herzogs  Karl  von  Lotlu-ingen, 
der  mit  einer  Schwester  Kaiser  Leopold's  I.  vermählt  war  und  sich  als 
Feldherr  in  den  Türkenkriegen  von  1683 — 1687  unvergänglichen  Ruhm 
erwarb,  zum  Gemahl  seiner  Tochter  und  Thronerbin,  Maria  Theresia, 
erkoren  und  ihn  schon  1723  an  seinen  Hof  berufen.  Nach  dem  Tode 
seines  Vaters,  1729,  ging  Franz  nach  Lothringen,  um  dort  die  Regie- 
rung zu  übernehmen,  kehrte  jedoch  schon  1732  wieder  nach  Wien  zurück. 
Karl  hielt  es  für  nöthig,  dem  nunmehrigen  Herzog  auch  eine  öffentliche 
Stellung  in  der  Monarchie  zu  geben,  deren  künftigen  Beherrscherin  er 
als  Gemahl  zur  Seite  stehen  sollte,  und  da  eben  zu  der  Zeit  der  Palatin 
Nikolaus  Pälffy  gestorben  war,  ernannte  er  ihn  zum  Statthalter  in 
Ungarn.  Im  Ernennungsdecret  heißt  es  zwar,  daß  der  Herzog  nur  einst- 
weilen bis  zur  Wahl  eines  neuen  Palatins  das  Amt  bekleiden  werde; 
aber  Karl  hielt  keinen  Reichstag  mehr,  ließ  folglich  auch  keinen  Palatin 
wählen,  und  Franz  blieb  Statthalter  bis  1741,  in  welchem  Jahre  wieder 
ein  Palatin  gewählt  wurde.  Mit  der  Ernennung  des  Verlobten  der  Thron- 
folgerin zum  Statthalter  war  es  offenbar  darauf  abgesehen,  die  Würde 
des  Palatins  auf  eine  der  Eitelkeit  der  Ungarn  schmeichelnde  Art  ab- 
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zuschaffen.  Daß  ihm  Land,  Volk  und  Verfassung  Ungarns  ganz  fremd 
waren,  daß  er  deshalb  das  ihm  übertragene  Amt  nur  ungern  annahm^ 
und  aus  Unlust  an  Staatsgeschäften  nur  dem  Namen  nach  führte,  war 
den  österreichischen  Ministem  erwünscht,  weil  ihnen  dadurch  Mittel  und 
Wege  dargeboten  wurden,  ihren  Einfluß  in  Ungarn  zu  vermehren.  Das 
war  ihnen  auch  so  gut  gelungen,  daß  nach  dem  Abgange  des  Herzogs 
in  sein  für  Lothringen  getauschtes  Toscana  kein  anderer  Statthalter  er- 
nannt wurde. 

Die  Verlobung  Maria  Theresia's  mit  dem  Herzog  von  Lothringen, 
au  der  nun  niemand  mehr  zweifelte,  machte  das  schon  gespannte  Ver- 
hältniß  des  österreichischen  Hofs  mit  mehrern  Höfen  noch  gespannter. 
Der  Kurfürst  von  Sachsen  und  polnische  König  August,  desgleichen  der 
Kurfürst  Karl  Albert  von  Baiern  hatten  Ansprüche  auf  die  Erbschaft 
des  Kaisers  erhoben  und  gegen  die  pragmatische  Sanction  protestirt; 
einer  und  der  andere  hätte  jedoch  seine  Ansprüche  aufgegeben,  wenn 
der  Plan  ihrer  Kurprinzessinnen  wirklich  geworden  wäre.  Jede  der 
bt^iden  Töchter  Joseph's  L  strebte  nämlich,  für  ihren  ältesten  Sohn  die 
llaud  Maria  Theresias  zu  erlangen;  auch  hatte  besonders  das  bairische 
Haus  in  den  deutschen  Ländern  des  Kaisers  viele  Anhänger,  denen  der 
halbfranzösische  Lothringer  misfiel,  und  die  Oesterreich  vermittels  einer 
Heirath  mit  Baiern  vereinigt  und  dadurch  dessen  Macht  verstärkt  zu 
sehen  wünschten.  -  Diesen  Plan  vereitelte  die  Verlobung  Maria  There- 
>ia's  mit  Franz  zum  großen  Aergerniß  der  beiden  Höfe.  Sie  misfiel  aber 
auch  dem  französischen,  -weil  durch  sie  Lande,  die  sich  in  das  Innere 
Frankreichs  erstreckten,  an  Oesterreich  fallen  mußten. 

Unter   diesen   Umständen   starb  König  August  H.   von  Polen    am 
1.  Februar  1733.    Um  den  erledigten  Thron  bewarben  sich  Stanislaus 
Leszczinsky,  der  ihn  schon  einmal  eine  Zeit  lang  eingenommen  hatte, 
und  der  Sohn  des  verstorbenen  Königs,  Kurfürst  August  HL    Da  Lesz- 
czinsky Schwiegervater  König  Ludwig's  XV.  von  Frankreich  war  und 
von  diesem  unterstützt  wurde,   glaubte  Kaiser  Karl  nicht   gleichgültig 
zusehen  zu  dürfen,  daß  ein  Schützling  des  seinem  Hause  feindlich  ge- 
sinnten Frankreich  die  polnische  Krone  erlange.    Die  Zarin  Anna  be- 
fürchtete, bei  einem  französisch  gesinnten  König  werde  der  Einfluß,  den 
Rußland  seit  Peter  auf  Polen  übte,  schwinden.    Beide  Mächte  vereinigten 
sich  daher,  um  dem  Kurfürsten  von  Sachsen  den  polnischen  Thron  zu 
verschaffen,  ließen  ihn  aber  ihren  Beistand  mit  Opfern  erkaufen.    Der 
Jarin  mußte  er  das  Herzogthum  Kurland  überlassen,  das  ein  polnisches 
ichen  war,  dessen  Erledigung  durch  Aussterben  des  herzoglichen  Hauses 
Lepler  nahe  bevorstand;  dem  Kaiser  die  bisher  verweigerte  Garantie 
ler  pragmatischen  Sanction  und  Verzichtleistung  auf  alle  Ansprüche  auf 
österreichische  Länder  gewähren.    Leszczinsky  kam  mit   französischem 
leide  und  einigen  Truppen  nach  Polen  und  wurde  zu  Warschau  von  1733 
ler  überwiegenden  Mehrheit  des  Adels  am  12.  September  1733  gewählt. 
lUein  Oesterreich  zog  an  der  Grenze  Schlesiens  Truppen   zusammen, 
ind  ein  russisches  Heer  marschirtc  auf  Warschau  los.    Leszczinsky  floh 
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nach  Danzig,  der  Reichstag  löste  sich  auf,  die  Anhänger  des  Kurfürsten 
Friedrich  August  gingen  über  die  Weichsel  nach  Praga  und  riefen  ihn 
am  5.  October  zum  König  aus,  als  welcher  er  August  III.  genannt  wird. 
Hierauf  zogen  50000  Russen  gegen  Danzig,  wohin  der  französische  Hof 
1 500  Mann  geschickt  hatte,  belagerten  die  Stadt  und  setzten  einen  hohen 
Preis  auf  Leszczinsky's  Kopf,  der  jedoch  entkam,  noch  bevor  die  Be- 
satzung und  die  Bürger  sich  zu  ergeben  gezwungen  waren. 

Frankreich,  dem  das  entfernte  Rußland  unerreichbar  war,  nahm  für 
den  Schimpf,  der  dem  Schwiegervater  seines  Königs  angethan  worden, 
an  Oesterreich  Rache.  Spanien,  dessen  Königin  Elisabeth  für  ihre  Kin- 
der mehr  italienisches  Land  begehrte,  und  Sardinien,  dessen  König  Karl 
Emanuel  die  Lombardei  zu  gewinnen  hoffte,  schlössen  mit  Frankreich 
Bündniß,  dem  auch  die  Kurfürsten  von  Baiern,  der  Pfalz,  Mainz  und 
Köln  beitraten.  Jetzt  zeigten  sich  die  traurigen  Folgen  von  Karl's 
Regierung.  Er  hatte  die  Rathschläge  des  Prinzen  Eugen  nicht  beachtet 
und  die  Kriegsmacht  in  Verfall  gerathen  lassen,  weil  die  durch  schlechte 
Verwaltung,  Unterschleife  und  Verschwendung  für  Prunk  und  Günst- 
linge zerrütteten  Finanzen  nicht  hinreichten,  sie  in  erforderlichem  Stande 
zu  halten.  Um  so  mehr  fehlte  es,  als  der  Ausbruch  des  Kriegs  bevorstand, 
am  Geld,  um  die  Armee  zu  ergänzen  und  auszurüsten.  Auf  eine  opfer- 
willige Unterstützung  seiner  Völker  konnte  Karl  nicht  rechnen.  In  den 
österreichischen  Erblanden  stand  ein  Heer  von  Beamten  zwischen  dem 
Monarchen  und  dem  Volke,  das  von  aller  Theilnahme  an  den  öffentlichen 
Angelegenheiten  ausgeschlossen  war;  mit  Ungarn  und  Siebenbürgen 
wurde  so  verfahren,  daß  beide  in  der  kaiserlichen  Regierung  einen  Gegner 
erblickten,  mit  dem  sie  für  ihre  Nationalität  und  Freiheit  unablässig 
kämpfen  mußten.  Wie  hätte  da  Gemeingeist  und  Opferwilligkeit  für  die 
Monarchie  aufkommen  können?  Noch  schlimmer  stand  es  damit  in 
Italien;  statt  die  Italiener  durch  kluge  Schonung  und  Berücksichtigung 
ihrer  Wünsche  mit  der  österreichischen  Herrschaft  zu  befreunden,  hatte 
man  sie  ihnen  durch  Beamtenwillkür  und  soldatischen  Uebermuth  ver- 
haßt gemacht.  Das  deutsche  Reich,  von  dessen  Fürsten  die  Witteis- 
bachischen  (Baiern,  Pfalz,  Köln)  und  Mainz  es  mit  dem  Feinde  des 
Kaisers  hielten,  war  unbehülflich  und  kraftlos  wie  immer.  Die  Hülfe 
auswärtiger  Mächte  war  theils  nicht  sogleich,  theils  gar  nicht  zu  er- 
langen. Rußland,  mit  welchem  Karl  das  Bündniß  von  1726  der  polni- 
schen Königswahl  wegen  erneuert  hatte,  war  entfernt  und  zögerte,  die 
vertragsmäßigen  30000  Mann  zu  schicken.  Die  Seemächte,  deren  Bei- 
stand Oesterreich  zu  empfangen  gewohnt  war,  versagten  ihm  diesmal 
ihre  Hülfe,  weil  der  Kaiser  sich  gegen  ihren  Rath  in  die  polnische 
Königswahl  gemischt  habe  und  der  französische  Minister,  Cardinal 
Fleury,  ihnen  versprach,  den  Krieg  nicht  in  die  Niederlande  zu  wälzen. 
i7;5;j  Schon  im  Herbste  17.33,  noch  ehe  die  Armeen  Oesterreichs,  so  gut  es 

unter  den  erwähnten  Umständen  geschehen  konnte,  gerüstet  und  nach 
den  bedrohten  Ländern  entsendet  waren,  besetzten  die  Franzosen  unter 
Berwick  ganz  Lothringen  fast  ohne  Widerstand,  gingen  über  den  Rliein 
und  eroberten  Kehl.  Ein  sardiniscli  -  französisches  Heer  unter  Karl 
Emanuel  und  Villars  drang  in  die  Lombardei  ein  und  eroberte  Mailand 
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nebst  dem  ganzen  herrlichen  Lande.  Zu  gleicher  Zeit  landeten  spanische 
Truppen  in  Toscana  und  wurden  von  Don  Carlos,  der  sich  großjährig 
erklärte,  gegen  Neapel  geführt.  Am  Rhein  befehligte  Prinz  Eugen  das 
kaiserliche  Heer,  zu  dem  erst  1734  die  Reichsarmee  stieß,  nachdem  das  1734 
Reich  endlich  den  Krieg  an  Frankreich  erklärt  hatte.  Er  focht  unglück- 
lich und  konnte  es  nicht  hindern,  daß  Trarbach  und  Trier  gleich  zu  An- 
fang des  Feldzugs  1734  vom  Feinde  genommen  wurden,  und  am  18.  Juli 
auch  die  Festung  Philippsburg  sich  ergeben  mußte,  obgleich  Berwick  vor 
derselben  gefallen  war.  Daran  war  wol  nicht  das  hohe  Alter  Eugen's 
schuld,  das  seinen  Geist  abgestumpit  habe,  wie  einige  ausgezeichnete 
Historiker  sagen,  sondern  die  geringe  Anzahl  und  elende  Beschaffenheit 
seiner  Truppen;  sahen  wir  doch  in  unserer  Zeit  hochbetagte  Feldherren 
Siege  erringen,  die  auch  die  größten  übertreff'en,  von  denen  die  Ge- 
schichte Nachricht  gibt.  Als  im  folgenden  Jahre  10000  Russen  (so  viele  1735 
erreichten  von  den  18000,  die  nach  Deutschland  aufgebrochen  waren, 
den  Rhein)  seine  Armee  verstärkten,  hemmte  er  zwar  die  Fortschritte 
der  Franzosen,  blieb  aber  noch  immer  zu  schwach,  um  etwas  Entschei- 
dendes auszurichten.  Noch  mit  weit  größerm  Unglück  stritt  Ocsterreich 
in  Italien.  Mercy,  der  beste  Heerführer,  den  es  dort  hatte,  verlor  bei 
Parma  am  29.  Juli  1734  Schlacht  und  Leben.  Königsegg  erlitt  kurz  1734 
darauf  bei  Guastalla  eine  Niederlage,  nach  der  er  sich  bis  an  die  Grenze 
Tirols  zurückzog,  und  bald  blieb  dem  Kaiser  in  Oberitalien  nichts  übrig 
als  die  Festung  Mantua.  Zu  gleicher  Zeit  schritt  das  spanische  Heer 
unter  Don  Carlos  und  Montemar  im  Neapolitanischen  erobernd  vor- 
wärts. Die  Landwehr,  welche  man  dort  zur  Unterstützung  der  kaiser- 
lichen Armee  aufgeboten  hatte,  lief  theils  auseinander,  theils  ging  sie  zu 
den  Spaniern  über.  Italienische  Bauern  unterbrachen  die  Communica- 
lion,  nahmen  die  Zufuhren  der  kaiserlichen  Truppen  weg  und  schlugen 
tinzelne  Abtheilungen  derselben.  Der  hohe  Adel,  dem  ein  Theil  der 
Schätze,  die  aus  Amerika  nach  Spanien  strömten,  zugeflossen  war,  so- 
lange Neapel  unter  dessen  Herrschaft  stand,  empfing  die  frühern  Herren 
mit  Jubel.  Die  vielen  Spanier,  denen  Karl  aus  Vorliebe  die  wichtigsten 
Aemter  in  seinen  italienischen  Ländern  anvertraut  hatte,  wurden  an  ihm 
zu  Verräthern  und  bahnten  ihren  Landsleuten  den  Weg.  So  drang  Don 
Carlos  fast  ohne  Widerstand  bis  Neapel  vor,  dessen  Schlüssel  ihm  nach 
Aversa  entgegengebracht  wurden.  Noch  eine  Schlacht  wagte  der  Prinz 
Helmonte,  sie  ging  verloren  und  mit  ihr  das  ganze  Reich.  Hieraufsetzten 
die  Spanier  nach  Sicilien  über,  wo  nur  wenige  kaiserliche  Truppen  lagen, 
und  brachten  1735  die  Insel  ebenfalls  mit  Hülfe  der  Bevölkerung  in  1735 
ihre  Gewalt. 

Der  unglückliche  Verlauf  des  Kriegs  und  die  gänzliche  Erschöpfung 
ilir  Hülfsquellen  ließen  von  der  Fortsetzung  desselben  noch  größeres 
l  iiheil,  die  Umstoßung  der  pragmatischen  Sanction  und  die  Zerstücke- 
lung der  Monarchie  befürchten.  Das  bewogKarl,  durch  Aufopferung 
dessen,  was  schon  verloren  war,  das  zu  retten,  was  er  für  das  Wichtigste 
ansah,  die  Nachfolge  seiner  erstgeborenen  Tochter  in  allen  ihm  noch 
übrigbleibenden  Ländern.  Er  knüpfte  daher  mit  Fleury  schon  im  Juni 
1735  geheime  Unterhandlungen  an,  die  so  schnell  zum  Ziele  führten, 
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daß  man  sich  schon  am  22.  August  über  die  Hauptpunkte  einigte  und 
am  3.  October  in  Wien  die  Friedenspräliminarien  unterzeichnete.  Kur- 
fürst August  wurde  von  Frankreich  als  König  von  Polen  anerkannt. 
Stanislaus  Leszczinsky  behielt  den  königlichen  Titel  und  sollte  Loth- 
ringen und  Bar  lebenslänglich  besitzen;  nach  seinem  Tode  sollten  diese 
Länder  an  Frankreich  fallen.  Der  Herzog  Franz  von  Lothringen  er- 
hielt dagegen  die  Anwartschaft  auf  Toscana  nach  dem  Ableben  des 
letzten  Großherzogs  aus  dem  Hause  Medici  und  bis  dahin  als  Entschädi- 
gung jährlich  eine  Geldsumme  von  Frankreich.  Der  Kaiser  überließ 
Don  Carlos  Neapel  und  Sicilien  nebst  dem  Stato  degli  Presidii  und 
der  Lisel  Elba,  wofür  dieser  der  Anwartschaft  auf  Toscana  entsagte 
und  an  Oesterreich  Parma  und  Piacenza  abtrat.  Auch  bekam  Karl  seine 
verlorenen  oberitalienischen  Länder  zurück,  mußte  jedoch  die  Provinzen 
Novara  und  Tortona  an  Sardinien  abtreten,  wozu  später  noch  5  ßeichs- 
lehen  geschlagen  wurden.  Frankreich  aber  garantirte  jetzt  endlich  die 
pragmatische  Sanction.  Spanien  und  Sardinien,  die  noch  nach  mehr 
österreichischem  Lande  gelüstete,  nahmen  den  Frieden,  der  plötzlich 
hinter  ihrem  Rücken  geschlossen  worden,  nur  mit  Unwillen  und  Wider- 
streben an.  Karl  aber  glaubte  die  Garantie  der  pragmatischen  Sanction 
von  Frankreich  und  die  Behauptung  des  polnischen  Throns  für  August  HL 
mit  dem  Verluste  Neapels  und  Siciliens  so  wenig  theuer  erkauft  zu  haben, 
daß  er  darob,  als  wäre  er  Sieger,  die  Glückwünsche  seiner  Hofherren 
annahm,  Waffenstillstand  auf  diese  Bedingungen  wurde  jedoch  erst  am 
1.  December  und  der  definitive  Friede  nach  mancherlei  Abänderungen 
derselben  erst  1738  geschlossen. 

Maria  Theresia's  Vermählung  mit  Franz  von  Lothringen  wurde  hier- 
1736  auf  schon  am  12.  Februar  1736  in  Wien  gefeiert,  noch  bevor  er  in  die 
Abtretung  seines  Stammlandes,  die  ihm  viel  Ueberwindung  kostete^,  ein- 
.  gewilligt  hatte.  Auf  den  wirklichen  Anfall  Toscanas  durfte  er  nicht 
lange  warten,  denn  schon  am  2.  Juli  1837  starb  dessen  letzter  medi- 
ceischer  Großherzog,  Johann  Gasto,  und  er  nahm  nun  den  Titel  Groß- 
herzog von  Toscana  an.  —  Kurz  nach  der  Vermählung  Maria  Theresia's 
und  den  mit  derselben  verbundenen  rauschenden  Festen  erlitt  die  Mon- 
archie einen  schweren  Verlust;  am  21.  April  beschloß  Prinz  Eugen  von 
Savoyen  sein  an  Thaten  und  Ruhm  reiches  Leben. 

Zu  derselben  Zeit,  als  Karl  wegen  seiner  Einmischung  in  die  pol- 
nische Königswahl  in  einen  unglücklichen  Krieg  verwickelt  war,  veran- 
laßte  sein  und  seiner  Minister  Verfahren  mit  den  Serben  einen  Aufruhr 
im  südöstlichen  Ungarn.  Leopold  hatte  den  Serben,  die  während  des 
Kriegs  mit  den  Türken  tlieils  freiwillig  unter  der  Führung  ihres  Patriar- 
chen Arsenius  Csernovics  nach  Ungarn  eingewandert,  theils  aus  ihrer 
Heimat  zwangsweise  übersiedelt  worden  waren,  neben  unbeschränkter 
Religionsfreiheit  wichtige  Privilegien  verliehen  (vgl.  IV,  482),  später  die 
letztern  durch  den  Freibrief  vom  20.  August  1691  bestätigt  und  er- 
weitert, indem  er  ihnen  gestattete,  einen  Vicewojwoden  zu  wählen,  der 
unter  ihren  Vorstehern  der  erste  nach  dem  Patriarchen  und  ihr  Anführer 
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im  Kriege  seiu  sollte.  Sie  kämpften,  wie  wir  wissen,  tlieils  freiwillig  aus 
Nationalhaß  gegen  die  Ungarn,  theils  aufgeboten,  für  sich  allein  und  mit 
den  kaiserlichen  Truppen  vereinigt  gegen  Räköczy;  dennoch  war  der 
Ilof  später  in  seiner  absolutistischen  und  religiösen  Verblendung  so  un- 
klug, sie,  denen  er  die  Waffen  in  die  Hände  gegeben,  durch  Beeinti'äch- 
tigung  ihrer  Privilegien  und  ihrer  Religionsfreiheit  zu  erbittern.  Dem 
Bischof  Diakovi CS,  den  sie  zum  Nachfolger  des  Patriarchen  Csernovics 
erwählten,  versagte  man  die  Patriarchenwürde;  als  ihr  Vicewojwod,  der 
von  uns  oft  genannte  Monasterli,  starb,  verbot  mau  ihnen,  einen  andern 
zu  wählen,  stellte  sie  unmittelbar  unter  kaiserliche  Generale  und  be- 
lastete sie  mit  drückenden  Steuern.  Dabei  hörte  man  nicht  auf,  sie  zur 
Vereinigung  mit  der  römisch-katholischen  Kirche  zu  drängen.  Durch 
all  dieses,  besonders  aber  durch  das  Bestreben,  sie  dem  Papste  zu  unter- 
werfen, fühlten  sie  sich  so  schwer  gekränkt,  dass  sie  mehrmals  an  Räkö- 
czy nach  Rodosto  Botschaft  sandten,  er  möge  den  Aufstand  erneuern, 
sie  seien  bereit,  sich  ihm  anzuschließen.  Der  Bekehrungseifer  des  Hofs 
steigerte  die  schon  gärende  Unzufriedenheit  1734  auf  die  höchste  Stufe.  17ö-t 
Einer  ihrer  Bischöfe,  den  sie  zum  belgrader  Erzbischof  gewählt  hatten, 
wurde  nach  Wien  berufen  und  unter  der  Bedingung,  daß  er  seine  ganze 
Nation  zur  Vereinigung  mit  Rom  führe,  zum  Patriarchen  ernannt.  Dieser 
berief  sogleich  die  serbische  Nationalversammlung  und  suchte  sie  auf 
jede  nur  mögliche  Weise  zur  Vereinigung  mit  der  römischen  Kirche  zu 
bewegen,  brachte  aber  dadurch  die  Geistlichkeit  und  die  Grenzsoldaten 
so  sehr  gegen  sich  auf,  daß  er  vor  ihrem  Zorn  in  das  türkische  Gebiet 
fliehen  mußte.  Der  Unwille  der  Serben  kehrte  sich  nun  auch  wider  die 
Regierung,  die  ihnen  ihre  Privilegien  nehmen  und  sie  zum  Abfall  von 
ihrem  Glauben  zwingen  wolle.  Die  Umstände  schienen  einer  Empörung 
günstig  zu  sein,  denn  die  ungarischen  und  deutschen  regulären  Truppen 
waren  aus  den  Landestheilen,  in  denen  die  Ansiedelungen  der  Serben 
am  dichtesten  lagen,  nach  Deutschland  und  Italien  abmarschirt,  und  die 
Besatzungen  der  Festungen  bestanden  fast  durchgehends  aus  Grenz- 
soldaten ihrer  Nation.  So  entschlossen  sich  denn  höhere  Offiziere  dieser 
irregulären  Truppen  an  der  Maros,  namentlich  ihr  Commandant,  Oberst 
l^eter  Szegedinecz,  vom  Volke  Pero  genannt,  Oberlieutenaut  Szevics, 
Major  Sterba  und  Hauptmann  Rankö  Tököli,  desgleichen  Oberst  Zäko, 
(h>r  zwei  Regimenter  in  der  Bacska  befehligte,  zum  Aufstand.  Den 
Winter  von  1734/35  über  trachteten  Perö  und  die  andern  Verschworenen,  1735 
auch  das  ungarische  Landvolk  an  der  Maros,  Koros  und  untern  Theiß 
dadurch  aufzuwiegeln,  daß  sie  vorgaben,  sie  handeln  im  Auftrage  Räkö- 
czy's,  der  nächstens  selbst  erscheinen  werde.  —  Ob  sie  wirklich  Räköczy 
aufgefordert  haben,  an  ihre  Spitze  zu  treten,  ist  unbekannt;  daß  er  auf 
ihre  Anträge  eingegangen  sei,  aber  unwahrscheinlich,  denn  er  kränkelte 
damals  schon  und  starb  am  8.  April.  —  Es  gelang  ihnen  auf  solche 
Weise,  den  Richter  in  Szent-Andräs,  Johann  Vertesi,  Johann  Szebestyen 
und  andere  verwegene  Leute  zu  gewinnen,  die  dann  eine  Anzahl  Bauern 
anwarben,  sich  selbst  Kapitäne  Räköczy's  und  ihre  Rotte  Kuruczen 
nannten.  Die  Masse  des  Landvolks  ließ  sich  jedoch  nicht  bethören,  in 
Gemeinschaft   mit   den  Serben  aufzustehen,  die  sich   ihm  durch  wilde 
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Zügellosigkeit,  Raubsucht  und  Grausamkeit  verhaßt  gemacht  hatten. 
Die  Verschworenen  hielten  vor  allem  andern  für  nöthig,  sich  einiger  festen 
Plätze  zu  bemächtigen;  Perö  und  Tököli  nahmen  es  auf  sich,  Arad,  wo 
der  letztere  mit  zwei  Bataillonen  Grenzsoldaten  lag,  in  ihre  Gewalt  zu 
bringen ;  Vertesi  und  Szebestyen  sollten  Gyula  überrumpeln.  Die  letz- 
tern steckten  am  27.  April  in  Szent-Andräs  die  Fahne  des  Aufruhrs  aus, 
während  die  serbischen  Häupter  des  Aufstandes  die  ersten  Erfolge  ab- 
warteten, um  ihr  Verhalten  danach  einzurichten.  Um  die  Fahne  sam- 
melten sich  nur  beiläufig  1300  ungarische  und  walachische,  aber  desto 
mehr  serbische  Bauern,  die  mit  Beraubung  der  armenischen  Pächter  auf 
den  bekeser  Pußten  und  der  zum  Jahrmarkt  nach  Mezotür  Reisenden 
ihre  Unternehmungen  anfingen.  Zwei  Tage  später  schlugen  sie  die 
wenigen  Soldaten,  die  wider  sie  aus  Szolnok  ausgerückt  waren,  und 
zogen  dann  vor  Gyula.  Die  Anführer  forderten  die  Stadt  im  Namen 
Räköczy's  auf,  sich  zu  ergeben,  erhielten  eine  abschlägige  Antwort  und 
schickten  sich  zu  deren  Belagerung  an.  Der  Vicegespan  Matthias  Klösz 
vertheidigte  Gyula  gegen  die  schlechtbewaffnete,  zuchtlose  Menge  bis 
zur  Ankunft  der  von  der  Statthalterei  versprochenen  Hülfe.  Als  der 
Obergespan  von  Heves,  Baron  Orczy,-  die  Obersten  Belesznay  und 
Haläsz  und  der  Kapitän  der  Jaßen  und  Rumänen  Podhradczky  heran- 
nahten, brachen  die  Aufrührer  nach  den  erdohegyer  Waldungen  auf,  wo 
sie  die  Erhebung  der  Grenzregimenter  abzuwarten  gedachten.  Aber  die 
Boten,  welche  Vertesi  und  Szebestyen  an  Perö  nach  Arad  schickten, 
wurden  aufgefangen,  und  ihre  Geständnisse  enthüllten  die  Schuld  des 
Obersten,  den  der  Commandant  der  Festung  nebst  andern  Verschworenen 
sogleich  verhaften  ließ.  Nun  nahmen  Szevics,  Sterba  und  andere  in  die 
Verschwörung  verwickelte  Grenzoffiziere,  um  sich  und  die  Verhafteten 
von  Verdacht  und  Schuld  zu  reinigen,  den  Schein  unverletzter  Treue 
■  gegen  den  Kaiser  an.  Vom  Vicegespan  Klosz,  der  keinen  Verdacht 
gegen  sie  hegte,  aufgefordert,  die  Empörer  auseinanderzutreiben,  brachen 
sie  sogleich  nach  dem  erdohegyer  Wald  auf,  überfielen  die  von  ihnen 
Irregeleiteten,  die  sie  als  Freunde  empfingen,  hieben  einige  hundert  von 
ihnen  nieder  und  zerstreuten  die  übrigen.  Sich  selbst  retteten  sie  zwar 
dadurch  von  der  Strafe,  nicht  aber  die  Verhafteten.  Perö  und  76  seiner 
1736  Mitschuldigen  wurden  nach  Ofen  gebracht  und  dort  am  4.  April  1736 
der  erstere,  Szebestyen,  Päsztor  und  Szilasi  gerädert,  von  den  andern 
72  zwölf  zum  Tode  verurtheilt,  jedoch  nur  vier  nach  der  Entscheidung 
des  Loses  enthauptet,  die  andern  in  Festungen  eingesperrt  und  später 
unter  die  kaiserlichen  Truppen  gesteckt.  Vertesi  und  noch  einige  wurden 
auf  der  Flucht  vom  Landvolke  erschlagen.  ^ 

Noch  war  der  Friede  mit  Frankreich  nicht  endgültig  geschlossen,  als 
Karl  in  Gemeinschaft  mit  Rußland  einen  nicht  nur  unnöthigen,  sondern 
auch  ungerechten  Krieg  wider  die  Türken  unternahm.    Sultan  Mahmud  L 

'  Balla  Gcrgely,  Nagy-Körösi  kronika,  S.  90  fg.  Pahigyai  Imre,  Magya- 
ros7>äg  legujalb  leiräsa,  IV,  5  fg.  Mogyorossy  Jänos,  Gyula  Hajdan  es  Most 
(Vormals  und  (iegenwärtig),  S.  240  fg.  Szilagyi  Sändor,  Uj  magyar  Muzeum, 
Jahrgang  1850,  Heft  V  und  VI.  K.  Papp  Miklös,  Ak  I735ki  zendüles  tör- 
tenete  (Geschichte  des  Aufruhrs  von  1735). 
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befand  sich  1735  in  einem  schweren  Krieg  mit  dem  Schah  Nadir  (Tamasp 
Kuli-Khan)  von  Persieu  verwickelt,  worin  die  Zarin  Anna  eine  günstige 
Gelegenheit  ersah,  die  Schmach  zu  rächen,  welche  an  dem  Frieden  haftete, 
den  Peter  1711  am  Pruth  mit  dem  Großvezir  zu  schließen  gezwungen 
war,  und  Eroberungen  am  Schwarzen  Meer  zu  machen.  Die  Streifzüge 
der  krimschen  Tataren  in  die  Ukraine  wurden  als  Vorwand  genommen, 
der  Pforte  den  Krieg  zu  erklären,  und  ein  Heer  unter  Münnich's  Füh- 
rung eroberte  noch  1736  Asow,  überstieg  die  Linien  von  Perekop  und 
drang  tief  in  die  Krim  ein.  Karl  war  vermöge  des  Bündnisses,  das  er 
1726  mit  Katharina  I.  geschlossen  hatte,  blos  verpflichtet,  Rußland  bei 
einem  Vertheidigungskrieg  ein  Hülfscorps  von  30000  Mann  zu  schicken, 
und  da  Rußland  im  gegenwärtigen  Krieg  der  Angreifer  war,  gab  es  für 
ihn  diesmal,  streng  genommen,  keine  Verpflichtung  zur  Hülfeleistung. 
Aber  die  Erinnerung  an  die  Siege  Eugen's  weckte  am  kaiserlichen  Hofe 
die  Hoffnung,  in  der  Türkei  Ersatz  fürjdas  in  Italien  Verlorene  zu  finden, 
und  Karl  entschloß  sich,  nicht  blos  Rußland  mit  einem  Hülfscorps  zu 
unterstützen,  sondern  die  Türken  mit  einem  mächtigen  Heere  zu  be- 
kriegen. Darüber,  daß  die  Pforte  nicht  den  geringsten  Anlaß  zum 
Friedensbruch  gegeben  hatte,  setzte  man  sich  hinweg,  denn  die  Politik 
des  Jahrhunderts,  die  gegen  einen  in  Aussicht  gestellten  Vortheil  Ver- 
träge, Ehre  und  Treue  für  nichts  achtete  und  über  die  sich  Karl  selbst 
früher  bitter  beklagt  hatte,  herrschte  längst  auch  an  seinem  Hofe.  Die 
Finanzen  waren  zwar  erschöpft,  aber  man  hoffte,  den  Krieg  schnell  zu 
beendigen,  und  der  reiche  Gewinn,  den  man  erwartete,  sollte  alle  Opfer 
ersetzen. 

Es  kam  nun  darauf  an,  unter  den  hochgeborenen  Generalen  —  denn 
dem  hohen  Adel  waren  die  höhern  Civil-  und  Militärstellen  ausschließlich 
vorbehalten  —  den  tüchtigsten  zum  Oberbefehlshaber  zu  wählen.  Der 
Feldmarschall  Johann  Pälffy,  der  sich  als  Feldherr  ausgezeichnet  und 
zugleich  bewiesen  hatte,  daß  er  die  Kunst  verstehe,  die  Landesbevölke- 
rung zu  gewinnen,  war  den  Ministern  als  Ungar  misliebig  und  wurde 
übergangen,  indem  man  sein  hohes  Alter  vorschützte.^  Die  Wahl  fiel 
auf  den  Feldmarschall  Seckendorff,  der  zwar  unter  Eugen  als  Corps- 
führer gute  Dienste  geleistet  hatte,  aber  keineswegs  die  Eigenschaften 
eines  obersten  Feldherrn  besaß,  dabei  seiner  Unterschleife  und  Erpres- 
sungen wegen  von  den  Truppen  und  dem  Volke  gehaßt  und  von  fanati- 
schen Katholiken  als  Lutheraner  verdächtigt  wurde.    Die  Ilauptarmee, 

eren  Führung  er  selbst   übernahm,   sammelte  sich  1737  um  Belgrad.  1737 
nter  ihm  befehligten  die  Feldmarschälle  Graf  Philippi  und  Graf  Kheven- 

üller,  die  sich,  ihm  im  Range  gleichstehend,  mit  Unwillen  ihm  unter- 
geordnet sahen;  der  Feldzeugmeisler  Freiherr  von  Schmcttau,  unver- 
träglich und  vielfacher  Unterschleife  beschuldigt,  und  der  General  der 
Cavalerie,  Graf  Wurmbrand,  von  dem  Seckendorff  sagte:  „er  werde  sein 
Lebtag  keinen  Flügel,  geschweige  zwei  commandiren  lernen."  Auch 
konnte  es  den  Operationen  dieser  Armee  nicht  förderlich  sein,  daß  sich 
derselben  der  Großherzog  Franz  und  dessen  Bruder  Karl  als  Freiwillige 
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anschlössen,  denen  man  Rücksichten  und  Ehren  erweisen  mußte.  Ein 
Corps,  das  in  Bosnien  einfallen  sollte,  wurde  dem  Prinzen  von  Sachsen- 
Hildburghausen,  der  bereits  im  vorigen  Kriege  seine  Unfähigkeit  be- 
wiesen hatte,  untergeben.  Neben  ihm  commandirte  der  Ban  von  Kroa- 
tien, Eszterhäzy,  mit  dem  er  in  stetem  Streite  war.  Ein  anderes  Corps, 
das  Graf  Wallis  befehligte,  stand  in  Siebenbürgen,  bestimmt,  in  die 
Walachei  und  Moldau  einzurücken.  Das  gesammte  Heer  bestand  nach 
der  Angabe  derer,  die  es  am  höchsten  schätzen,  aus  120000  Mann  regu- 
läx-er  und  bei  50000  Mann  irregulärer  Truppen.  Die  Unternehmungen 
der  Türken  wurden  diesmal  besser  als  je  zuvor  geleitet,  weil  viele  fran- 
zösische Offiziere  sich  in  ihrem  Heere  befanden,  und  namentlich  der 
Marquis  Bonneval,  ein  Renegat,  ihnen  gute  Rathschläge  ertheilte. 

Seckendorff  brach  im  Juli  von  Belgrad  auf,  drang,  ohne  auf  ernsten 
Widerstand  zu  stoßen,  über  Jagodina  bis  Nissa  vor,  das  ihm  nach  kurzer 
Gegenwehr  die  Thore  öffnete,  und  wandte  sich  gegen  die  Bergfeste 
Usitza.  Durch  die  Einnahme  Nissas  schien  der  Ei-folg  des  Feldzugs  ge- 
sichert zu  sein,  die  Hoffnung,  die  sich  der  Hof  vom  Kriege  machte,  in 
Erfüllung  zu  gehen.  Aber  Seckendorff  hatte  seine  Streitkräfte  zu  sehr 
zersplittert;  die  Führer  der  einzelnen  Abtbeilungen  folgten  ihrem  eigenen 
Kopfe;  für  die  Bedürfnisse  der  Truppen  war  nicht  hinreichend  gesorgt 
worden,  wodurch  Mangel  einriß  und  aus  diesem  Krankheiten  entstanden. 
So  reihten  sich  denn  Misgriffe  und  Unglücksfälle  aneinander.  Die  Türken, 
die  mittlerweile  bedeutende  Verstärkungen  erhalten  hatten,  zwangen 
Khevenhüller,  die  Belagerung  von  Widdin  aufzuheben,  und  plünderten 
sein  Lager.  Von  ihnen  in  der  Flanke  bedroht,  mußte  sich  Seckendorff 
zurückziehen.  Sie  setzten  ihm  nach,  zerstreuten  bei  20000  Serben,  die 
zur  Unterstützung  der  Kaiserlichen  aufgestanden  waren,  nahmen  die 
Schanzlinien  bei  Grabowatz  und  drängten  die  Armee  bis  Orsova  zurück. 
General  Doxat,  welcher  in  Nissa  mit  hinlänglichen  Mitteln  zu  längerm 
Widerstand  zurückgeblieben  war,  ergab  sich  beim  bloßen  Erscheinen 
einer  feindlichen  Streitmacht.  Er  büßte  dafür  mit  dem  Kopf,  seine  mit- 
schuldigen Hauptleute  wurden  für  ehrlos  erklärt.  In  keiner  größern 
Schlacht  geschlagen,  aber  nach  mehrern  nachtheiligen  Gefechten  von 
allen  Seiten  bedrängt,  von  Hunger  und  Anstrengung  erschöpft,  mußte 
das  entmuthigte  Heer  froh  sein,  unter  den  Mauern  Belgrads  Sicherheit 
zu  finden.  Um  nichts  besser  ging  es  dem  Corps  des  Herzogs  von  Hild- 
burghausen. Er  machte  sich  mit  einem  Theile  desselben  an  die  Belage- 
rung von  Bünyaluka,  nahm  aber  seine  Maßregeln  so  schlecht,  daß  auf- 
gestandene Bosnier  ihn  überfallen  und  aufs  Haupt  schlagen  konnten, 
wobei  er  einen  großen  Theil  seiner  Truppen,  Geschütze  und  Vorräthe 
verlor.  Nun  mußte  auch  der  Ban  Eszterhäzy  die  Belagerung  von  Zellin 
und  Buzin  aufheben.  Wallis  entsendete  eine  Abtheilung  seines  Corps 
in  die  Moldau;  mit  den  übrigen  Truppen  ging  er  über  die  Alt,  nahm 
Krajova  ein  und  marschirte  dann  blindlings,  ohne  Erkundigungen  über 
die  Stärke  und  Stellung  des  Feindes  einzuziehen,  auf  Bukarest  los.  Dort 
von  den  Türken  angegriffen  und  besiegt,  verfiel  er  in  Rathlosigkeit,  trat 
sogleich  den  Rückweg  in  größter  Eile  an,  räumte  Krajova  und  brachte 
mit  Noth,  was  von  seinen  Truppen  noch  übriggeblieben  war,  nach  Sieben- 
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bürgen.  Die  andere  Abtheilung  wurde  vom  Hospodar  der  Moldau  mit 
großem  Verluste  zurückgetrieben.  Die  Schuld  an  dem  verunglückten 
Feldzuge  wurde  auf  Seckendorfi'  gewälzt;  man  klagte  ihn  an,  durch  Zer- 
splitterung die  Armee  geschwächt,  durch  Wucher  mit  den  Lebensmitteln 
ihren  Mangel  verursacht  und  sie  absichtlich  zu  Grunde  gerichtet  zu 
haben;  es  gab  sogar  vornehme  und  gemeine  Fanatiker,  die  das  Kriegs- 
uuglück  für  eine  Strafe  Gottes  erklärten,  die  den  Kaiser  treffe,  weil  er 
einen  Lutheraner  an  die  Spitze  seines  Heeres  gestellt  habe.  Seckendorff 
wurde  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt,  verurtheilt,  cassirt  und  als  Ge- 
fangener nach  Gratz  abgeführt.  Die  andern  Heerführer,  die  theils  durch 
Ungehorsam  und  theils  durch  Ungeschicklichkeit  das  Ihrige  zum  Verun- 
glücken des  Feldzugs  beigetragen  hatten,  gehörten  einheimischen  hoch- 
adelichen  Familien  an,  der  Prinz  von  Sachsen -Hildburghausen  war  ein 
Reichsfürst,  man  mußte  sie  schonen,  sie  blieben  also  ungestraft  in  ihren 
Aemtern  und  Würden. ' 

Die  Pforte,  die  dem  Kriege  auszuweichen  auf  jede  Weise  sich  be- 
müht hatte,  bot  während  des  Feldzugs  Frieden  an,  und  die  Seemächte 
nebst  Schweden  und  Polen  übernahmen  die  Vermittelung.  Die  Unter- 
handlungen, die  in  Niemirow  gepflogen  wurden,  führten  jedoch  zu  keinem 
Ziele,  weil  Rußland  und  Oesterreich  übertriebene  Forderungen  machten. 
Sie  wendete  sich  daher  an  Frankreich,  das,  von  jeher  gegen  das  Haus 
Oesterreich  feindlich  gesinnt,  nun  unter  der  Maske  des  Vermittlers  die 
Unterhandlungen  zu  dessen  Nachtheil  leitete.  Kaiser  Karl  hatte  die  Ge- 
legenheit nicht  ergriffen,  sich  ohne  allen  oder  doch  ohne  bedeutenden 
Verlust  an  Land  aus  dem  Krieg  zu  ziehen.  Die  Pforte  dagegen,  die  ver- 
zagt gewesen,  als  auch  Oesterreich  ihr  den  Krieg  erklärte,  schöpfte  Muth 
aus  dem  Glück,  mit  dem  ihr  Heer  wider  das  kaiserliche  gekämpft,  und 
aus  dem  tapfern  Widerstände,  den  es  den  Russen  im  beendigten  Feld- 
zug geleistet  hatte.  Als  der  Gesandte  Frankreichs  am  10.  Februar  1738  173« 
Friedensvorschläge  machte,  antwortete  ihm  der  Großvezir  Jegen,  die 
Pforte  werde  nur  unter  der  Bedingung  Frieden  schließen,  daß  alles  in 
den  Stand  vom  karlowitzer  Frieden  zurückversetzt  werde,  mithin  der 
Kaiser  Temesvär  und  Belgrad  nebst  den  andern  von  Eugen  eroberten 
Provinzen  ihr  wieder  abtrete  und  Räkuczy's  Sohne  Siebenbürgen  über- 
lasse, Rußland  aber  die  Plätze,  welche  es  im  gegenwärtigen  Krieg  weg- 
genommen, Asow,  Kinburn  und  Oczakow,  zurückgebe.  Schon  zuvor 
halte  Jegen  Vorkehrungen  getroffen.  Aufstand  in  Ungarn  zu  erregen, 
damit  der  Kaiser  gehindert  werde,  seine  ganze  Kriegsmacht  wider  die 
Türken  zu  verwenden.  Er  berief  Joseph  Räköczy  und  die  andern  Exu- 
lanten nach  Konstantinopel,  ließ  den  erstem  vom  Sultan  feierlich  em- 
pfangen und  ihm  am  25.  Januar  ein  Athname  ausstellen,  in  welchem  er 
zum  Fürsten  von  Siebenbürgen  eingesetzt  und  für  den  Schutz  des  Sultans 
bhjs  zu  einem  jährlichen  Geschenk  von  400U0  Piastern  verpflichtet 
wurde.  Zwei  Tage  später  bracli  Räköczy  mit  den  E.xuhmten  nach  Wid- 
din  auf,  um  dort,  wie  ihm  verheißen  war,  den  Befehl  über  eine  beträcht- 
liche Anzahl  von  Truppen  zu  übernehmen.    Jegen  täuschte  sicli  jedoch 
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arg  in  Rakoczy  und  den  derraaligen  Umständen.  Der  von  der  Natur  wenig 
begabte  und  in  der  Erziehung  gänzlich  vernachlässigte  Mann  war  dessen 
nicht  fähig,  wozu  er  ihn  gebrauchen  wollte;  und  ein  Aufstand  war  nach 
dem  damaligen  Stande  der  Dinge  in  Ungarn  und  Siebenbürgen  nicht 
einmal  möglich.  Das  erkannten  die  Exulanten  und  freuten  sich,  daß  die 
Aufrufe,  die  Räkoczy  aus  dem  türkischen  Lager  in  beiden  Ländern  aus- 
streuen ließ,  ohne  Erfolg  blieben,  „daß  nur  wenige  dem  Galgen  ent- 
flohene Vagabunden  sich  einfanden".  Demzufolge  ließ  der  Großvezir 
Räkoczy  melden,  er  solle  an  Siebenbürgen  nicht  weiter  denken,  sondern 
nach  Widdin  zurückkehren.  Dort  erfuhr  er,  daß  der  Kaiser  am  29.  April 
einen  Preis  auf  seinen  Kopf  gesetzt  und  demjenigen,  der  ihn  lebend  über- 
liefere, 10000,  der  ihn  tödte  6000  Gulden,  und  einem  Exulanten,  der 
die  Acht  vollstrecke,  die  Hälfte  des  Preises  und  Begnadigung  versprochen 
habe.  Das  flößte  dem  ohnehin  körperlich  und  geistig  Kranken  solchen 
Argwohn  gegen  jedermann  ein,  daß  er  selbst  die  Exulanten  nicht  um 
sich  duldete  und  allein  auf  der  Donau  nach  Csernavoda  abreiste,  wo  er 
kurz  nach  seiner  Ankunft  am  9.  November  starb.  ^ 
1738  Für  den  bevorstehenden  Feldzug  gegen  die  Türken  von  1738  über- 
trug Karl  seinem  Eidam  Franz  den  Oberbefehl  und  ernannte  ihn  zum 
Generallieutenant,  d.  i.  Generalissimus  des  gesammten  kaiserlichen 
Heeres.  Da  dieser  aber  im  vorigen  Feldzuge  keine  besondern  Proben 
von  seiner  Befähigung  zum  Feldherrn  abgelegt  hatte,  sollte  ihm  ein 
Rathgeber  an  die  Seite  gestellt  werden.  Diesmal  dachte  man  an  Pälffy. 
Dieser  lehnte  den  angebotenen  Feldherrnstab  mit  der  Erklärung  ab,  im 
vorigen  Jahre  habe  man  ihn  wegen  seines  hohen  Alters  für  nicht  mehr 
fähig  gehalten,  ein  Heer  zu  befehligen,  jetzt  sei  er  um  ein  Jahr  älter 
geworden.^  Hierauf  wurde  der  Präsident  des  Hofkriegsraths,  Feld- 
marschall Graf  Königsegg,  dazu  erkoren,  den  Großherzog  mit  Rath  zu 
.  unterstützen  oder  eigentlich  unter  dessen  Namen  das  Coramando  zu 
führen.  Er  diente  dem  Staat  seit  mehr  als  40  Jahren,  hatte  1711  dem 
Feldmarschall  Guido  Starhemberg  in  Spanien  zur  Seite  gestanden,  dann 
als  Gesandter  in  Spanien  durch  Gewandtheit  und  großen  Aufwand  sich 
ausgezeichnet,  war  aber  zum  Heerführer  gar  nicht  geeignet.  Ihm  fehlte 
es  so  sehr  an  der  Entschlossenheit  und  Thatkraft  eines  solchen,  daß  er 
den  günstigen  Augenblick  aus  Bedenklichkeit  verstreichen  ließ  und  vei'- 
zagte,  sobald  seine  Lage  irgendwie  gefährlich  schien.  Dadurch  hatte  er 
sich  1734  die  Niederlage  bei  Guastalla  zugezogen  und  brachte  er  jetzt  / 
Verderben  über  das  Ilcer  in  Serbien,  welches  ergänzt  worden  war 
und  das  im  vorigen  Jahre  Verlorene  wieder  gewinnen  sollte. 

Am  20.  Juni  traf  Großherzog  Franz  bei  demselben  in  Temesvär  ein. 
Ein  türkisches  Corps  war  bereits  bis  Mehadia  vorgerückt;  gegen  dieses 
brachen  Franz  und  Königsegg  auf,  schlugen  die  Türken  am  4.  Juli  bei 
Kornia  nach  einem  hartnäckigen  Kampf  und  nöthigten  sie,  wieder  über 
die  Donau  zurückzugehen.  Ein  zweites  Treffen,  zu  welchem  es  einige 
Tilge  später  kam,  hatte  ebenfalls  einen  für  die  Kaiserlichen  glücklichen 
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Ausgang.  Der  Herzog  wollte,  wie  er  dem  Kaiser  berichtete,  die  gewon- 
nenen Vortheile  benutzen,  um  dem  Feinde  noch  bedeutendere  zu  entwin- 
den, wurde  aber  im  Kriegsrathe  überstimmt.  ^  Königsegg  ließ  sich  wahr- 
scheinlich von  der  Verfolgung  des  geschlagenen  Corps  durch  dieBesorgniß 
abhalten,  welche  ihm  der  Heranmarsch  des  Großvezirs  einflößte,  der 
doch  eben  der  Beweggrund  hätte  sein  sollen,  den  Theil  des  Feindes,  den 
er  vor  sich  hatte,  aufzureiben,  ehe  sich  dessen  ganze  Streitmacht  ver- 
einigte. Statt  vorzudringen,  zog  er  sich  zurück  und  wich  jedem  ernst- 
lichen Zusammenstoß  aus.  Der  Unmuth  hierüber  und  das  ungesunde 
Klima  zogen  dem  Großherzog  wiederholte  Fieberanfälle  zu,  von  denen 
er  Heilung  in  den  Bädern  Ofens  suchte.  Da  Königsegg  auch  ferner 
keine  Schlacht  wagte,  breiteten  sich  die  Türken  immer  weiter  aus,  er- 
oberten nacheinander  Mehadia,  Semendria  und  das  für  unüberwindlich 
gehaltene  Orsova.  Erst  am  10.  September  traf  der  Großherzog  bei  dem 
Heere  wieder  ein,  das  bis  Belgrad  zurückgewichen  war.  Er  war  mit 
ausgedehnten  Vollmachten  versehen,  um  mit  den  Türken  zu  unterhandeln, 
die  man  in  Wien  zum  Frieden  sehr  geneigt  glaubte.  Zugleich  war  der 
französische  Gesandte  Villeneuve  ermächtigt  worden,  ihnen  nach  unp 
nach  die  ganze  österreichische  Walachei  bis  an  die  Alt  anzubieten,  wo- 
gegen sie  Orsova,  wenngleich  geschleift,  zurückgeben  sollten.  Wiewol 
die  Armee  sich  in  einem  Zustand  befand,  bei  welchem  auf  Sieg  nicht  zu 
rechnen  war,  glaubte  der  Großherzog  doch,  daß  man  etwas  unternehmen 
müsse,  stieß  aber  bei  Königsegg  und  den  andern  Generalen  auf  unüber- 
windlichen Widerstand.  Schon  fünf  Tage  nach  seiner  Ankunft  schrieb 
er  seinem  Schwiegervater:  „Es  fällt  mir  unerhört  schmerzhaft,  nicht  im 
Stande  zu  sein,  dasjenige  zu  bewirken,  was  man  vielleicht  gehofft  hat, 
sondern  ich  im  Gegentheil  der  Meinung  der  Generale  beifallen  muß. 
Ich  bitte  Ew.  Majestät,  zu  bedenken,  was  ich  hierbei  für  eine  Figur 
mache." '^  Da  also  nichts  unternommen  werden  sollte,  meldete  Königsegg 
dem  Großvezir,  daß  der  Kaiser  geneigt  ist,  unter  Vermittelung  Frank- 
reichs Frieden  zu  schließen.  Der  übermüthige  Türke  würdigte  ihn  keiner 
Antwort.  Hieraufzeigte  ihm  der  Großherzog  an,  daß  er  selbst  mit  ihm 
unterhandeln  wolle,  und  Jegen  nahm  den  Antrag  an.  Der  Großherzog 
(  rkrankte  jedoch  wieder  oder  schützte  Krankheit  nur  vor,  um  aus  seiner 
peinlichen  Lage  herauszukommen,  übertrug  Königsegg  seine  Vollmachten 
und  reiste  nach  Wien  ab.  Mit  dem  Marschall  persönlich  zu  unterhandeln, 
hielt  der  Großvezir  unter  seiner  Würde  und  entsendete  dazu  blos  Be- 
vollmächtigte. Die  Unterhandlungen  führten  zu  keinem  Erfolg,  denn 
die  Türken  forderten  nicht  nur  die  Kückabtretung  des  österreichischen 
Theils  von  der  Walachei,  von  Serbien  und  Bosnien,  sondern  auch  Bel- 
grads und  Temesvärs.  Hiermit  endete  der  Feldzug,  indem  die  türkische 
Armee  ihre  Winterquartiere  bezog.  —  In  Kroatien,  wo  der  Ban  Joseph 
Eszterhäzy  dem  Pascha  von  Bosnien  und  einigen  Rotten  Tataren  gegen- 
überstand, dauerte  derselbe  etwas  länger;  aber  auch  hier  kam  es  zu 
keinem  größern  Treffen.  Die  Truppen  hatten  überall  weit  weniger 
durch  die  Waffen  des  Feindes  als  durch  pestartige  Seuchen  gelitten,  die 
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sich  aus  den  Lagern  tiefer  in  das  Land  verbreiteten  und  Tausende  seiner 
Bewohner  hinrafften. 

Nachdem  der  Friede  nicht  zu  Stande  gekommen  war,  mußte  sich 
Kaiser  Karl  zur  Fortsetzung  des  Kriegs  entschließen,  so  gering  auch 
die  Hoffnung  auf  einen  günstigen  Umschwung  der  Dinge  war.  Neue 
Opfer  an  Menschen  und  Geld  wurden  von  den  Ungarn  und  den  andern 
Völkern  gefordert,  Truppen  von  deutschen  Reichsfürsten  gemiethet  und 
die  Armee  auf  72000  Mann  gebracht.  Ein  neuer  Feldherr  sollte  den 
gesunkenen  Muth  derselben  wieder  heben  und,  wenn  auch  nicht  das 
Verlorene  wiedergewinnen,  so  doch  einen  leidlichen  Frieden  erkämpfen. 
Aber  die  Wahl  desselben  war  eine  höchst  unglückliche,  sie  fiel  auf  den 
Feldmarschall  Grafen  Olivier  Wallis,  einen  unverträglichen  und  dem  Heere 
verhaßten  Mann,  der  seine  Unfähigkeit  schon  in  den  vorhergehenden 
zwei  Feldzügen  bewiesen  hatte  und  im  bevorstehenden  erst  ohne  alle 
Vorsicht  verfuhr  und  dann,  nachdem  er  sich  eine  Niederlage  zugezogen, 
in  gänzliche  Muth-  und  Rathlosigkeit  verfiel.  Auf  die  Nachricht,  daß 
12000  Türken  bei  Groczka  in  Serbien  angelangt  seien,  beschloß  er,  in 
der  Meinung,  er  werde  es  nur  mit  ihnen  zu  thun  haben,  sie  anzugreifen, 
obgleich  genauere  Erkundigungen  ihn  belehrt  hätten,  daß  dies  die  Vor- 
hut des  Großvezirs  Mahommed  sei,  der  in  deren  Nähe  mit  100000  Mann 
stehe.  Am  20.  Juli  ging  er  bei  Pancsova  über  die  Donau  und  schlug 
von  den  vier  nach  Groczka  führenden  W^egen  den  schlechtesten  ein,  der 
sich  durch  ein  enges  Thal  hinzog  und  auf  welchem  die  Armee  sich  in 
einer  langgestreckten  Reihe  langsam  bewegte.  Daher  war  am  22.  Juli 
erst  ein  Theil  derselben  aus  dem  Hohlweg  ins  offene  Feld  gelangt,  als 
der  Großvezir  heranrückte.  Die  Regimenter,  welche  als  die  ersten  den 
Hohlweg  verlassen  hatten,  und  die,  welche  ihnen  nacheinander  zur  Unter- 
stützung kamen,  wurden  von  der  Menge  der  Feinde  überwältigt.  Wallis 
hatte  noch  nicht  ein  Drittel  seiner  Truppen  ins  Gefecht  gebracht,  so  be- 
deckten schon  bei  10000  Todte  und  Verwundete  das  Schlachtfeld,  und 
wandten  sich  die  übrigen  zur  Flucht.  Die  ganze  Armee  wäre  aufgerieben 
worden,  wenn  der  Großvezir  sie  verfolgt  hätte.  Wenige  Tage  nach  der 
Schlacht  standen  die  Türken  vor  Belgrad.  Die  Festung  hatte  eine  Be- 
satzung von  15000  Mann  und  war  mit  allem  versehen,  um  eine  längere 
Belagerung  aushalten  zu  können;  aber  die  Feigheit  ihres  Commandanten, 
die  Verzagtheit  des  Oberbefehlshabers  und  die  Leichtfertigkeit  dessen, 
der  über  den  Frieden  unterhandelte,  machten  dies  alles  unnütz.  Der 
Comraandant,  General  Sukow,  beantwortete  zwar  die  Aufforderung  des 
Großvezirs,  Belgrad  zu  übergeben,  mit  Kanonenschüssen,  als  aber  die 
Türken  ihre  Laufgräben  vorwärts  trieben  und  ihre  Geschütze  spielen 
ließen,  so  verlor  er  Besonnenheit  und  Muth,  sah  da  Breschen,  wo  keine 
waren,  und  meldete  dem  Feldmarschall  Wallis,  Belgrad  sei  unhaltbar. 
Dieser  glaubte  der  Meldung,  ohne  zu  forschen,  ob  sie  wahr  sei,  und 
schickte  die  kläglichsten  Berichte  nach  Wien. 

In  der  ersten  Bestürzung  ertheilte  ihm  der  Kaiser  die  Vollmacht, 
wenn  alles  verloren  sei,  den  Frieden  selbst  mit  der  Abtretung  Belgrads 
zu  erkaufen,  entzog  sie  ihm  aber  später  bei  ruhigerer  Ueberlegung  und 
ermächtigte  den  Feldzeugmeister  Neipperg,   die  Unterhandlungen   mit 
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der  Pforte  zu  führen.  Wallis  hatte  indessen  an  den  Großvezir  schon  den 
Obersten  Grosz  mit  Friedensanträgen  geschickt,  der  sich  die  Aeußerung 
entlocken  ließ,  daß  sich  der  Kaiser  wol  zur  Abtretung  Belgrads  ent- 
schließen könnte.  Als  hierauf  Neipperg  im  kaiserlichen  Lager  eintraf, 
■war  wegen  der  ihm  ertheilten  Vollmacht  die  schon  früher  zwischen  ihm 
und  Wallis  entstandene  Feindschaft  so  bitter  geworden,  daß  dieser  ihm 
keine  Mittheilungen  über  die  bisher  mit  dem  Großvezir  gopflogenen 
Unterhandlungen  machte,  er  keine  verlangte  und  ohne  Kenntniß  der 
Sachlage  in  das  türkische  Lager  eilte.  Ueberdies  nahm  er  in  Belgrad 
auf  der  Durchreise  die  Festungswerke  nicht  in  Augenschein,  welche 
einige  Tage  später  General  Schmettau,  als  er  den  Befehl  in  Belgrad 
übernahm,  fast  unversehrt  fand,  und  blieb  bei  der  Meinung,  daß  die 
Festung  unhaltbar  sei.  Der  Großvezir  forderte  vor  allem  andern  die 
L'ebergabe  Belgrads  und  berief  sich  auf  die  schon  erhaltene  Zusage. 
Der  französische  Gesandte  Villeneuve,  der  den  Vermittler  machte,  be- 
stärkte ihn  im  Beharren  auf  seiner  Forderung  und  drängte  Neipperg 
zum  Nachgeben,  bis  dieser  endlich  sich  zum  Abschluß  eines  Fräliminar- 
vertrags  bestimmen  ließ,  in  welchem  festgesetzt  wurde:  Belgrad  wird 
den  Türken  übergeben,  ihnen  sogleich  ein  Thor  der  Festung  eingeräumt 
und  die  Schleifung  derselben  begonnen ;  Oesterreich  gibt  ferner  die  durch 
den  Frieden  von  Paßarovitz  in  seinen  Besitz  gekommenen  Theile  der 
Walachei,  Serbiens  und  Bosniens  dem  Sultan  zurück.  Die  Weisung, 
nicht  übereilt  einen  allzu  nachtheiligen  Frieden  zu  schließen ,  erhielt 
Neipperg  erst  nach  Abschluß  jener  Präliminarien,  weil  Wallis  den  Courier, 
der  sie  ins  Lager  gebracht,  nach  Siebenbürgen  abgefertigt  hatte.  Er 
beachtete  sie  aber  so  wenig,  daß  er  auch  den  Definitivvertrag  am  18.  Sep- 
tember 1739  schloß,  ehe  noch  die  Ratification  der  Präliminarien  in 
seinen  Händen  war,  wozu  ihn  freilich  der  Umstand  nöthigte,  daß  die 
Türken  bereits  ein  Thor  Belgrads  besetzt  und  die  Schleifung  der  Festungs- 
werke begonnen  hatten.  Derselbe  Umstand  machte  es  dem  Kaiser  un- 
möglich, die  Bestätigung  der  Friedensartikel  zu  verweigern;  mit  tiefem 
Schmerz  fügte  er  sich  in  die  eiserne  Nothwendigkeit  und  unterzeichnete 
dieselben  am  29.  September.  Dieser  Friede  war  der  schim.pflichste,  den 
Oesterreich  je  geschlossen.  Das  fühlte  Karl  so  lebhaft,  daß  er  sich  wegen 
dessen  Abschluß  durch  seine  Gesandten  bei  den  auswärtigen  Höfen  förm- 
lich entschuldigen  ließ.  Wallis  und  Neipperg  erklärte  er  ihres  sträf- 
lichen Verhaltens  wegen  ihrer  Aemter  und  Ehrenstellen  verlustig,  ließ 
beide  verhaften  und  den  erstem  nach  dem  Spielberg  bei  Brunn,  den 
zweiten  nach  Glatz  auf  die  Festung  abführen.  ^ 

Da  Maria  Theresia  beim  Antritt  ihrer  Regierung  den  beiden  Gene- 
ralen nicht  nur  die  Freiheit  und  ihren  Rang  wiedergab,  sondern  sie  auch 

'  F.  W.  de  Schmettau,  Memoires  secrets  de  la  guerre  d'Hongrie  pen- 
dant  les  campagnes  de  1737,  1738,  1739  (Fiancfort  178G).  Keralio,  Histuire 
de  guerre  des  Russes  et  des  Imperiaux  contre  les  Turcs  (Paris  1780).  Hammer, 
Geschichte  des  Osmanischen  Reichs,  IV,  320.  Leopold  von  Neipperg,  Um- 
ständliche Geschichte  des  zu  Belgrad  geschlossenen  Friedens  (Leipzig  1790). 
Spittler,  Geschichte  des  belgrader  Friedens,  im  Historischen  Magazin,  Bd.  IV, 
St.  1,  S.   115—145. 
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zu  neuen  Ebrenstellen  beförderte,  entstand  die  Vermutbung,  die  selbst 
in  ausgezeichneten  bistoriscben  Werken  ausgesprochen  wird,  der  Groß- 
herzog und  seine  Gemahlin  hätten  sie  durch  geheime  Instructionen  zum 
Abschluß  des  übereilten  schimpflichen  Friedens  vermocht,  weil  sie  den 
Tod  des  Kaisers  bei  dem  sichtbaren  Verfall  seiner  Gesundheit  nahe 
glaubten  und  in  der  Besorgniß,  die  Erbfolge  Maria  Theresia's  werde 
trotz  aller  Garantien  angefochten  werden,  sich  wenigstens  von  selten 
der  Türken  Ruhe  zu  verschaffen  gedachten.  Aber  diese  Vermuthung  er- 
scheint unbegründet,  sobald  man  erwägt,  daß  Karl  damals  erst  55  Jahre 
alt  und  rüstig  war,  ja  noch  die  Hoffnung  nährte,  wenn  auch  nicht  von 
der  kränklichen  Elisabeth,  so  doch  nach  ihrem  wahrscheinlich  baldigen 
Tode  von  einer  zweiten  Gemahlin  einen  männlichen  Erben  zu  erhalten 
und  deshalb  sich  nicht  entschließen  konnte,  seinen  Eidam  zum  römischen 
König  wählen  zu  lassen.  Unleugbar  ist  es  dagegen,  daß  dieser  Frieden 
die  Stellung  des  Großherzogs  am  Hofe  noch  unleidlicher  machte  und 
seine  geringe  Beliebtheit  beim  Volke  Oesterreichs  und  Böhmens  noch 
verminderte.  Denn  ihm,  dem  Oberfeldherrn  im  zweiten  Feldzuge,  schob 
man  die  Schuld  am  Mislingen  desselben  großentheils  zu,  und  auf  seine 
Empfehlung,  glaubte  man,  sei  Neipperg,  sein  Günstling,  zum  Friedens- 
unterhändler ernannt  worden.  Dazu  kam  noch,  daß  Maria  Theresia  im 
1740  Januar  1740  nicht  den  sehnlich  erwarteten  Sohn,  sondern  ihre  dritte 
Tochter  zur  Welt  brachte.  Auch  das  legte  man  dem  großherzoglichen 
Paare  zur  Last,  behauptete,  daß  aus  dieser  Ehe  kein  Sohn  zu  hoffen  sei 
und  richtete  die  Blicke  immer  mehr  nach  Baiern. 

Den  Verlust  der  Länder,  deren  Eroberung  der  Glanzpunkt  seiner 
Regierung  gewesen  war,  überlebte  Karl  nicht  lange;  die  Freude  aber, 
einen  männlichen  Enkel  erhalten  zu  haben,  erlebte  er  nicht  mehr.  Im 
October  1740  begab  er  sich  wie  gewöhnlich  in  Begleitung  seiner  Ge- 
mahlin und  seiner  beiden  Töchter  nach  Halbthurn,  einem  Schlosse  in 
Ungarn  an  der  österreichischen  Grenze,  um  seinem  Lieblingsvergnügen, 
der  Jagd,  obzuliegen,  zog  sich  durch  Erkältung  eine  Krankheit  zu,  die 
ihn  zur  Rückkehr  nach  Wien  nöthigte  und  an  der  er  am  18.  October 
starb. ' 

'  Ariieth,  a.  a.  O.,  S.  51—56. 


Dritter  Abschnitt. 


Innere  Zustände  von  1711 — 1740. 

I.    Der  Staat. 

Karl  versöhnt  die  politischen  Parteien,  weckt  dagegen  die  Zwie- 
tracht der  kirchlichen.  —  Ungarn,  durch  das  Temeser  Banat  inte- 
grirt,  leidet  durch  den  Verlust  der  übrigen  Eroberungen  keinen 
Nachtheil.  —  Die  kaiserliche  Regierung  braucht  die  pragmatische 
Sanction  zur  Vermehrung  ihres  Einflusses  in  Ungarn;  die  höch- 
sten Reichsbeamten  dulden  es;  die  Comitate  halten  die  Verfassung 
aufrecht.  —  Die  wiedergewonnenen  Landestheile  dem  Reiche  nicht 
einverleibt,  nicht  als  Gespanschaften  organisirt;  Militärgrenze.  — 
Die  Steuer  für  die  Armee  und  alle  damit  verbundenen  Lasten 
werden  den  Bürgern  und  Bauern  allein  aufgebürdet.  —  Andere 
Staatseinkünfte;  sie  kommen  in  die  Hände  der  kaiserlichen  Regierung 
und  werden  nicht  zum  Besten  Ungarns  verwendet.  —  Schlechter 
Zustand  der  österreichischen  Finanzen. 

II.  Colonisation,  Industrie,  Handel. 

Werthlosigkeit  der  verödeten  Landstrecken;  Maßregeln  zur  Bevöl- 
kerung derselben;  Mercy's  Verdienst  um  das  Temeser  Banat.  — 
Die  Flüsse  nicht  regulirt;  keine  gebahnten  Straßen.  —  Entwürfe 
zur  Förderung  der  Gewerbe  und  des  Handels  werden  nicht  ausge- 
führt, weil  das  Geld  fehlt.  —  Handelsvertrag  mit  der  Pforte.  — 
Der  Verkehr  nach  dem  Schwarzen  Meere  vermittels  der  Donau 
weniger  beachtet  als  der  nach  dem  Adriatischen.  —  Fiume  zum 
Freihafen  erklärt;  Kunststrai^e  von  Karlstadt  nach  Fiume.  —  Hohe 
Zölle  an  den  Grenzen  der  Erblande,  selbst  des  Banats  und  Slawo- 
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niens  lähmen  den  Handel  ins  Ausland.  —  Austrieb  von  Rind- 
vieh nach  Venedig.  Ausfuhr  des  Weins  nach  Polen,  Flachsbau 
und  Leinwanderzeugung  in  den  nördlichen  Gespanschaften.  Sieben- 
bürgen setzt  seine  Gewerbserzeugnisse  in  die  Walachei  und  Mol- 
dau ab. 


ni.    Die  Kirchen. 

Die  katholische  Kirche  erhält  alles,  was  sie  früher  an  Stiftern  und 
Gütern  besessen  hatte.  Macht  ihres  Klerus.  —  Die  evangelischen 
Kirchen  werden  zu  der  Stellung  geduldeter  Sekten  herabgesetzt;  es 
ist  auf  Unterdrückung  und  Vernichtung  des  Protestantismus  abge- 
sehen. Die  Zahl  der  Protestanten  und  noch  mehr  ihrer  Gemein- 
den vermindert.  —  Karl  gestattet  jeder  der  beiden  evangelischen 
Kirchen  vier  Superintendenten;  beide  vervollständigen  ihre  Ver- 
fassung. —  In  Siebenbürgen  wird  das  katholische  Bisthum  wieder 
errichtet,  entstehen  zahlreiche  Klöstei:.  Die  evangelischen  Kirchen 
werden  zwar  auch  dort  angefochten,  behaupten  sich  aber  im  Be- 
sitze ihrer  Rechte  und  Stiftungen. 


I.  Der  Staat. 


Mi 


Lit  dem  szatmärer  Frieden  endeten  die  Aufstände,  in  denen  das 
ungarische  Volk  hundert  Jahre  laug  mit  kurzen  Unterbrechungen  für 
seine  bürgerliche  und  religiöse  Freiheit  gekämpft  hatte.  Die  langwieri- 
gen Innern  Kriege  hatten  unzählige  Leiden  über  dasselbe  gebracht,  seine 
Zahl  vermindert,  seine  Verarmung  verursacht,  seine  Fortschritte  ge- 
hemmt und  die  Befreiung  von  der  türkischen  Plerrschaft  verspätet.  Aber 
dies  alles  war  kein  zu  hoher  Preis  für  die  höchsten  Güter,  die  ein  Volk 
hat,  für  Nationalität,  Verfassung  und  Freiheit;  wenn  sie  damit  wirklich 
erkauft  wurden,  dann  konnten  die  Verluste  eingebracht  und  das  Ver- 
säumte nachgeholt  werden.  Auch  verhieß  die  Art,  wie  jener  Friede  zu 
Stande  kam,  den  Anbruch  einer  glücklichern  Zeit  für  Ungarn.  Joseph  I. 
erkannte,  das  Volk  sei  durch  Willkür  und  unerträglichen  Druck  zu  Auf- 
ständen getrieben  worden  und  könne  nur  dadurch  beruhigt  werden,  daß 
man  die  Ursachen  seiner  Unzufriedenheit  beseitige;  er  bot  also  während 
des  Kampfs  die  Hand  zur  Versöhnung  und  wollte  nach  endlichem  Sieg 
im  Friedensvertrage  der  Nation  ihre  Verfassung  und  den  Aufständischen 
unbeschränkte  Amnestie  gewährleisten.  Das  so  begonnene  Werk  der 
Friedensstiftung  setzte  Karl  III.,  von  weisen  Ruthgebern  geleitet,  in  dem- 
selben Geiste  fort;  auch  er  erhob  sich  über  die  Parteien  und  vollzog 
das,  was  sein  Bruder  verheißen  hatte.  Leider  war  er  nicht  aufgeklärt 
genug,  um  sich  auch  über  religiöse  Vorurtheilc  erheben,  nicht  stark  ge- 
nug, um  dem  Drängen  fanatischer  Katholiken  widerstehen  zu  können; 
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den  Evangelischen  wurde  das  Recht,  \Yelches  ihnen  frühere  Friedens- 
schlüsse und  der  szatmärer  verliehen,  versagt  und  nicht  einmal  freie 
Religionsübung  gestattet.  Demzufolge  erneuerte  sich  die  religiöse  Zwie- 
tracht und  lähmte  das  Aufstreben  des  Volks  zu  Bildung  und  Wohlstand. 
Hiervon  abgesehen,  zeigte  Karl  in  den  ersten  Jahren  seiner  Regierung 
guten  Willen,  den  Bedingungen  des  Friedensschlusses  nachzukommen, 
und  indem  er  keinen  auffallenden  Unterschied  zwischen  den  früher  könig- 
lich Gesinnten  und  den  zum  Gehorsam  zurückgekehrten  Aufständischen 
machte,  verschwanden  die  politischen  Parteien  und  wurden  Vertrauen 
und  Ergebenheit  gegen  den  König  allgemein.  Da  er  aber  später  ein 
entgegengesetztes  Verfahren  einschlug,  wurde  in  allen  Zweigen  des 
Staatslebens  Rückschritt  und  Verfall  sichtbar. 

Die  Kräfte  des  geeinigten  Ungarn  und  der  andern  von  Karl  be- 
herrschten Länder,  die  einander  lange  feindlich  bekämpft  hatten,  konnten 
nun  nach  einem  gemeinschaftlichen  Ziele  gerichtet  werden,  und  Eugen 
errang  die  herrlichen  Siege  über  die  Türken.  Für  Ungarn  war  die  Rück- 
eroberung des  Temeser  Banats,  wodurch  es  seine  natürliche  Grenze  an 
der  Donau  und  Save  wieder  erlangte,  ein  hoher  Gewinn,  dagegen  kein 
Verlust,  daß  die  Eroberungen  in  der  Walachei,  in  Serbien  und  Bosnien 
wieder  verloren  wurden.  Ungarn  hatte  im  eigenen  Gebiete  so  viel  ver- 
ödetes Land,  und  an  Menschen,  die  es  bebauen  sollten,  fehlte  es  so  sehr, 
daß  die  Erwerbung  anderer  uncultivirter  Landstrecken  nur  nachtheilig  sein 
konnte.  Und  die  Volksstämme,  welche  die  genannten  Länder  bewohnten, 
waren  nicht  allein  roh,  allem  Fremden  abgeneigt  und  daher  der  abend- 
ländischen Bildung  schwer  zugänglich,  sondern  waren  auch  und  sind 
heute  noch  den  Ungarn  feindlich  gesinnt  und  immer  bereit,  sich  mit  deren 
Gegnern  zu  vereinigen.  Alles,  was  Ungarn  für  diese  Länder  und  deren 
Bevölkerung  zu  thun  gezwungen  gewesen  sein  würde,  wenn  sie  Theile 
des  Reichs  geblieben  wären,  hätte  nur  dazu  gedient,  Feinde  groß  zu 
ziehen.  Das  beweist  die  Haltung  der  in  die  fruchtbarsten  Gefilde  ver- 
pflanzten Colonisten  aus  jenen  Nationen.  Von  den  Ungarn  hinsichtlich 
ihrer  Nationalität,  Sprache  und  Religion  nie  angefochten,  schreien  sie 
doch  über  unerträglichen  Zwang  und  äußern  unverhohlenen  Haß  gegen 
dieselben;  den  andern  Landesbewohnern  an  Rechten  und  Lasten  völlig 
gleichgestellt,  halten  sie  sich  doch  für  unterdrückt  und  streben  unablässig 
danach,  ein  gesonderter  Staatskörper  zu  werden;  an  allen  Wohlthaten 
der  Constitution  gleichermaßen  betheiligt,  schließen  sie  sich  jedesmal, 
wenn  die  Erhaltung  und  Ausbildung  derselben  in  Frage  steht,  an  deren 
Gegner  an  und  arbeiten  mit  an  ihrem  Umstürze. 

Dankbarkeit  gegen  den  König,  unter  dessen  Regierung  die  innere 
Ruhe  und  die  Integrität  des  Landes  wiederhergestellt  worden,  bewog 
den  Reichstag  von  172.3,  die  pragmatische  Sanction  anzunehmen,  welche 
nebst  der  Ausdehnunsj  der  Thronfolge  auf  die  weiblichen  Linien  von 
Leopold's  Nachkommenschaft  die  Untrennbarkeit  aller  von  Karl  be- 
herrschten Länder  festsetzte  und  dadurch  Ungarn  mit  den  andern  dieser 
Länder  gewissermaßen  zu  einer  Gesammtmonarchie  verband,  deren  Auf- 
lösung in  unabsehbare  Ferne  gerückt  wurde.  Hatte  eine  Reihe  von 
Königen  und  österreichischen  Ministern  schon  zu  der  Zeit,  als  Ungarn 
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mit  den  Erblanden  in  keiner  andern  Verbindung  stand  als  der,  daß,  so- 
zusagen, zufällig  deren  Beherrscher  auch  sein  König  war,  seine  Selb- 
ständigkeit und  Verfassung  bald  durch  Eingriffe  in  dieselben  zu  unter- 
graben, bald  gewaltsam  zu  vernichten  gesucht:  so  war  zu  befürchten, 
daß  nun  nach  Anerkennung  einer  engern  Zusammengehörigkeit  beider 
dies  um  so  kühner  und  mit  mehr  Erfolg  geschehen  werde.  Die  Reichs- 
stände erkannten  die  Gefahr,  die  dem  Vaterlande  drohte.  In  den  Ge- 
setzen, kraft  derer  sie  die  pragmatische  Sanction  annahmen,  wahrten  sie, 
wie  wir  wissen,  zugleich  sorgfältig  Ungarns  Verfassung  und  Fortbestehen 
als  selbständiger  Staat,  setzten  es  zu  den  andern  Erblanden  in  das  Ver- 
hältniß  der  bloßen  Personalunion  vermittels  des  gemeinschaftlichen 
Monarchen  und  behielten  der  Nation  das  Recht  vor,  nach  dem  gänz- 
lichen Aussterben  des  Hauses  Oesterreich  sich  wieder  eigene  Könige  zu 
wählen.  Andere  Gesetze  sollten  die  Rechte  und  Freiheiten  der  Stände 
gegen  Beeinträchtigung  schützen,  die  Unabhängigkeit  der  einheimischen 
Staatsämter  und  Behörden  von  den  österreichischen  sichern  und  die  Ein- 
verleibung der  in  Sonderstellung  befindlichen  Länder  und  Gebiete  in  das 
Reich  bewirken.  Da  es  aber  bei  der  ausgesprochenen  Untrennbarkeit 
der  unter  dem  Regentenhause  vereinigten  Länder  unleugbar  gemeinsame 
Angelegenheiten  geben  mußte,  die  nicht  einseitig  von  dem  einen  oder 
dem  andern  erledigt  werden  konnten  und  der  österreichischen  Regierung 
Gelegenheit  boten,  auch  auf  die  eigensten  Angelegenheiten  Ungarns  un- 
befugten Einfluß  zu  nehmen,  brachte  der  Reichstag  noch  ein  Gesetz, 
welches  den  Abschluß  eines  Schutzbündnisses  mit  den  Ständen  Oester- 
reichs  und  Böhmens,  eigentlich  eines  Vertrags  über  die  Regelung  jener 
Angelegenheiten  anordnete.  König  Karl  versagte  diesem  Gesetze  seine 
Genehmigung,  denn  er  wollte  weder  den  Ständen  jener  Länder,  die  er 
absolut  beherrschte,  das  Recht  der  Theilnahme  an  Sachen  der  Regie- 
rung gewähren,  noch  den  Ministern  und  Staatsmännern,  die  sein  vollstes 
Vertrauen  besaßen,  den  Weg  abschneiden  lassen,  Einfluß  auf  Ungarn  zu 
nehmen,  dessen  Treue  bezweifelt  wurde.  Die  andern  Gesetze  dagegen, 
welche  die  Verfassung  und  Unabhängigkeit  Ungarns  aufs  nachdrück- 
lichste behaupteten,  wurden,  kaum  gegeben,  vielfach  verletzt  und  über- 
schritten. Einen  großen  Theil  der  Schuld  trugen  gerade  jene,  welche  in 
erster  Reihe  berufen  und  verpflichtet  waren,  über  die  Beobachtung  der- 
selben zu  wachen  und  für  die  Rechte  des  Vaterlandes  einzustehen,  die 
höchsten  Reichsbeamten,  der  Palatin  und  Statthalter  Niklas  Pälffy,  der 
Oberstlandesrichter  Stephan  Kohäry,  der  Ban  Johann  Pälffy,  der  Kanzler 
Ludwig  Batthyäny  und  andere  Magnaten,  die  Träger  der  obersten 
Kirchenwürden,  der  Primas  Emerich  Eszterhäzy,  der  kalocsaer  Erz- 
bischof Emerich  Csäky  nebst  andern  Prälaten.  Die  erstem  ließen  sich 
durch  die  Gunst  des  Hofs,  durch  Titel,  Würden  und  Landschenkungen, 
die  letztern  auch  durch  die  Unterstützung  zur  Unterdrückung  des  Pro- 
testantismus so  arg  verblenden,  daß  sie  zu  Willkürlichkeiten  des  Königs 
stillschwiegen  und  der  wiener  Regierung  gestatteten,  Ungarn  in  ihren 
Machtkreis  zu  ziehen.  Sie  duldeten  es,  daß  sie  selbst  und  die  ihnen  unter- 
gebenen Behörden  von  derselben  Befehle  erhielten;  sie  befürworteten 
am  Reichstag  gesetzwidrige  Vorschläge  und  Forderungen,  die  im  Namen 
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des  Königs  gemacht  wurden,  und  widersti'ebten  kräftigen  Beschlüssen 
zur  Aufrechthaltung  der  Rechte  und  Freiheiten  des  Reichs.  Und  sie 
waren  es,  die  dazu,  wenn  nicht  mitwirkten,  so  doch  es  zuließen,  daß  der 
Statthaltereirath,  „der  von  keiner  andern  Hofbehörde,  sondern  einzig 
vom  König  als  dessen  Rath  abhängen  sollte",  eine  ganz  verfehlte,  den 
Endzweck  seiner  Errichtung  vereitelnde  Einrichtung  erhielt,  daß  dem 
König,  den  die  österreichischen  Minister  umgaben  und  leiteten,  die  Orga- 
nisation desselben  anheimgegeben  wurde,  daß  ein  kaiserlicher  Hofrath 
seinen  Sitzungen  beiwohnte,  damit  die  unabhängig  sein  sollende  Regie- 
rungsbehörde überwacht  werde  und  es  nie  vergesse,  wem  sie  zu  ge- 
horchen habe.  So  unverhohlene  Anschläge  zur  Vernichtung  der  Ver- 
fassung, so  empörende  Gewaltthaten  wie  unter  Leopold  I.  kamen  zwar 
nicht  wieder  vor,  aber  geräuschlos  unter  der  Hülle  gesetzlicher  Formen 
und  vermittels  der  ungarischen  Behörden  wurde  Willkür  geübt,  machte 
sich  fremder  Einfluß  breit,  gelang  es,  Maßregeln  durchzuführen,  die  den 
Gesetzen  und  Interessen  des  Landes  zuwiderliefen.  Karl  und  seine 
Käthe  setzten  sich  endlich  über  die  Verfassung  und  die  Gesetze  so  weit 
hinweg,  daß  er  während  der  letzten  elf  Jahre  seiner  Regierung  den 
Reichstag  nicht  einberief,  nach  Nikolaus  Pälffy's  Tod  keinen  Palatin 
wählen  ließ,  sondern  Franz  von  Lothringen  als  Statthalter  Ungarn  vor- 
setzte; daß  über  die  wichtigsten  Angelegenheiten  ohne  Mitthun  der 
Stände  verfügt;  daß  Ungarn,  um  alles  mit  Einem  Worte  zu  sagen,  eigent- 
lich von  den  österreichischen  Ministern  regiert  und  zu  seinem  großen 
Schaden  dem  Vortheile  der  Erbländer  dienstbar  gemacht  wurde.  Zu 
seinem  Glücke  hatte  Ungarn  keine  centralistische  Regierungsform  und 
besaßen  die  Gespanschaften  eine  weitgehende  Autonomie.  In  den  Comi- 
tatsversammlungen  äußerte  sich  der  Wille  der  Nation,  wenn  keine  Reichs- 
tage gehalten  wurden;  sie  sprachen  dessen  Wünsche  in  Petitionen  aus, 
machten  Vorstellungen  gegen  gesetzwidrige  Verordnungen  und  unter- 
ließen deren  Vollziehung;  sie  waren  es,  die  dem  Lande  seine  Verfassung 
bewahrten. 

Den  Gesetzen  und  Krönungseiden  gemäß  sollten  alle  zurückeroberten 
Landestheile  dem  Reiche  wieder  einverleibt  und  als  Gespanschaften 
reorganisirt  werden.  Diese  Gesetze  und  Krönungseide  wurden  ebenso 
wenig  beachtet  als  die  auf  dieselben  begründeten  Forderungen  der  Reichs- 
tage; mehrere  der  den  Türken  noch  unter  Leopold  entrissenen  Gespan- 
schaften und  das  ganze  Temeser  Banat  wurden  mit  dem  Reiche  nicht 
vereinigt,  erhielten  ihre  gesetzmäßige  Verwaltung  nicht  wieder,  sondern 
blieben  kaiserlichen  Behörden  und  Beamten  untergeordnet,  solange  Karl 
lebte.  Nachdem  Eugen  das  sogenannte  Temeser  Banat,  die  Gespan- 
schaften Torontäl,  Temes,  Krassö  und  Szöreny  erobert  hatte,  setzte  er 
denselben,  wie  erwähnt  worden,  den  General  Graf  Claudius  Mercy  vor 
und  rieth  dem  Kaiser,  diesen  an  Naturschätzen  joder  Art  fast  durch- 
gängig reichen  Landstrich  nicht  Ungarn  einzuverleiben,  sondern  als 
landesherrliches  Gebiet  für  sich  bestehen  zu  lassen.  '  Karl  befolgte  den 
Kath    und  bestätigte  Mercy  in  dem  ihm  aufgetragenen  Amte.     Ferner 

'  Arneth,  Prinz  Eugen  von  Savoyen,  III,  9G. 


250  Zweites  Buch.     Dritter  Abschnitt. 

wurden  der  südlichste  Theil  des  Banats  und  Slawoniens  und  mehr  als 
die  Hälfte  Kroatiens,  im  ganzen  714  Quadratmeilen,  als  Militärgrenze 
organisirt,  in  Regimenter  und  Generalale  eingetheilt  und  dem  Hofkriegs- 
rath  untergeben.  Durch  diese  Schöpfung  glaubte  man  eine  bleibende 
Schutzwehr  gegen  Einfälle  der  Türken  und  eine  jederzeit  auch  zu  anderer 
Verwendung  fertige  Kriegsmacht  errichtet  zu  haben,  die  dem  Staate 
wenig  koste.  Man  übersah  aber  die  großen  Nachtheile,  die  aus  der 
Zwitterstellung,  in  welche  die  Einwohner  versetzt  wurden,  entspringen 
mußten;  daß  es  ihnen  bei  der  strammen  militärischen  Organisation  an 
der  zur  Entfaltung  jeder  Art  von  Thätigkeit  nöthigen  Freiheit  fehlen, 
daß  der  Staat  einerseits  alles  das,  was  sie  dem  großentheils  höchst 
fruchtbaren  Boden  abgewinnen  und  durch  Betriebsamkeit  schaffen  könn- 
ten, verlieren,  andererseits  an  ihnen  nie  reguläre,  ganz  ebenbürtige 
Truppen  haben  werde.  Auch  zeigte  es  sich,  daß  die  militärische  Zucht, 
unter  die  sie  gestellt  wurden,  ihrer  geistigen  und  sittlichen  Bildung  nicht 
eben  förderlich  war;  aus  der  Militärgrenze  kamen  die  meisten  jener 
wilden  serbischen  Horden,  die  in  den  Kriegen  Maria  Theresia's  durch 
Zuchtlosigkeit,  Verwüstung  und  Raub  der  Armee  Schande  machten.^ 
Das  sah  man  in  der  neuesten  Zeit  ein  und  schritt  endlich  zur  Auflösung 
der  Militärgrenze. 

Seit  der  zunehmende  Verfall  der  Banderien  und  die  geringe  Kriegs- 
tüchtigkeit der  Adelsinsurrection  Armeen  geworbener  Soldaten  nöthig 
machte,  die  aber  nach  Beendigung  des  Kriegs  größtentheils  wieder  ent- 
lassen wurden,  bewilligten  die  Reichstage  dem  Könige  zum  Unterhalt 
derselben  eine  zeitweilige  Kriegssteuer,  die  allen  Klassen  der  Bevölke- 
rung auferlegt  wurde,  wie  dies  aus  vielen  von  uns  angeführten  Gesetzen 
ersichtlich  ist.  Als  1715  die  Aufstellung  eines  stehenden  Heeres  be- 
schlossen ward,  mußte  auch  eine  beständige  Steuer  zu  dessen  Unterhalt 
eingeführt  werden,  wobei  sich  jedoch  der  Reichstag  das  Recht,  den  Be- 
trag derselben  zu  bestimmen,  vorbehielt.  Im  Jahre  1728/9  bewilligte  er 
2,500000  Gulden,  die  dann  bis  zum  TodeKarFs,  weil  er  keinen  Reichstag 
mehr  abhielt,  erhoben  wurden.  Diese  Summe  würde  selbst  für  das  entvöl- 
kerte und  verarmte  Land  nicht  zu  groß  gewesen  sein,  wenn  nicht  andere 
Lasten  hinzugekommen  wären.  Es  mußte  nämlich  für  die  Besatzungen  der 
Festungen  alles  Brotkorn  der  wiener  Metzen  um  einen  halben  Gulden 
geliefert  werden,  obgleich  der  Marktpreis  bedeutend  höher  stand.  Eine 
noch  weit  drückendere  Last  legte  die  Eini^uartierung  des  Militärs  den 
Städten  und  Dörfern  auf;  von  den  fünf  Kreuzern,  worin  die  Löhnung 
des  gemeinen  Soldaten  bestand,  wurden  blos  zwei  für  Brot  und  andere 
Lebensmittel,  die  er  erhielt,  gezahlt;  Holz  und  Beleuchtung  mußte  ihm 
der  Quartiergeber  unentgeltlich  geben.  Die  monatliche  Pferdeportion 
Hafer  und  Heu,  an  den  Ort,  wo  die  Soldaten  lagen,  gestellt,  bezahlte 
das  Aerar  für  einige  Monate  des  Jahres  mit  drei,  für  die  übrigen  mit 
zwei  Gulden.  Die  Summe,  welche  die  nach  diesen  festgesetzten  Preisen 
berechneten  Lieferungen  machten,  wurde  von  der  Steuer,  welche  die 
Gespanschaft  zu  entrichten  hatte,  abgezogen,  der  Mehrbetrag  als  Ver- 

'  Arncth,  Maria  Theresia's  erste  Regierurgsjahre,  I,  308. 
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luste,  „Deperditen",  durch  Steuerzuschläge 'gedeckt.  Weil  demnach  der 
Unterhalt  der  Truppen  in  Ungarn  dem  Kaiser  weit  weniger  kostete  als 
in  den  Erbländern,  wurden  die  meisten  und  besonders  die  kostspieligste 
Gattung  derselben,  die  Reiterei,  hierher  verlegt,  und  dadurch  die  Deper- 
diten so  vermehrt,  daß  sie  gewöhnlich  nicht  viel  weniger  als  die  Steuer 
selbst  betrugen  und  bisweilen  dieselbe  noch  überstiegen. 

In  Betreflf  der  Steuer  begingen  der  Adel  und  Klerus,  in  deren  Hän- 
den vornehmlich  die  Gesetzgebung  lag,  eine  schreiende  Ungerechtigkeit. 
Die  erstem  waren  ursprünglich  zum  persönlichen  Waffendienst,  die 
andern  zur  Stellung  von  Mannschaften  verpflichtet !  Beide  sahen  sich 
durch  die  Einführung  des  stehenden  Heeres  von  dieser  Verpflichtung, 
seltene  Fälle  ausgenommen,  thatsächlich  befreit,  entzogen  sich  aber  den- 
noch der  zu  dessen  Unterhalte  bestimmten  Steuer  gänzlich  und  bürdeten 
dieselbe  ganz  den  Bürgern  der  Städte  und  den  Bauern  auf.  Die  letztere 
Volksklasse,  die  kein  wahres  Gruudeigenthum  und  keine  staatsbürger- 
lichen Rechte  besaß,  den  Grundherren  Fronen  leistete  und  den  Neunten, 
dem  Klerus  den  Zehnten  gab,  alle  öffentlichen  Arbeiten  unentgeltlich 
verrichtete,  Mauthen  und  Zölle  zahlte,  sogar  seit  einiger  Zeit  alle  Kosten 
der  Comitatsver waltung  und  Reichstage  trug,  erlitt  dadurch,  daß  sie 
nun  auch  das  Heer  unterhalten  mußte,  eine  arge  Verschlimmerung  ihres 
Loses.  Sie  war  jedoch  wenigstens  nicht  leibeigen  und  an  die  Scholle  ge- 
bunden, wie  damals  noch  in  den  meisten  Ländern  Europas,  und  die  unter 
Karl  gehaltenen  Reichstage  sicherten  durch  neue  Gesetze  ihre  Freizügig- 
keit vor  willkürlichen  Beschränkungen.  Auch  wurden  ihre  Söhne  da- 
mals noch  nicht  zu  Soldaten  gepreßt,  weil  das  Heer  aus  geworbener 
Mannschaft  bestand.  —  Hier,  wo  vom  Heer  die  Rede  ist,  erwähnen  wir 
noch,  daß  Karl  1727  die  großartige  Invalidenkaserne  in  Pest  baute. 

Die  andern  Staatseinkünfte  außer  der  zur  Erhaltung  der  Armee  be- 
stimmten Steuer  flössen  aus  den  Staatsdomänen,  den  Salzwerken  und 
dem  Salzmonopol,  den  Bergwerken,  den  Binnenmauthen,  den  Aus-  und 
Einfuhrzöllen  an  den  Grenzen,  dem  Königszins  der  freien  Städte  und 
Bezirke  und  mancherlei  Fiscalitäten.  Sie  waren  noch  immer  von  dem 
Einkommen  des  Königs  nicht  geschieden  und  konnten  von  diesem  um  so 
leichter  nach  Belieben  verwendet  werden,  da  nur  sehr  geringe  Ausgaben 
sie  belasteten.  Denn  die  Gespanscbaften  trugen  die  Kosten  ihrer  Ver- 
waltungsbehörden und  Gerichte  und  der  in  ihrem  Umfange  vorkommen- 
den Baulichkeiten,  ebenso  die  Städte;  die  höhern  Gerichte  und  die  Hof- 
kanzlei deckten  ihre  Kosten  zum  größern  Theil  von  Sportein;  die  höchsten 
Reichsbeamten  bezogen  theils  keinen,  theils  einen  unbedeutenden  Ehren- 
sold entweder  aus  Landgütern,  wie  der  Palatin,  oder  aus  andern  Fonds; 
die  Erfordernisse  für  den  Reichstag  wurden  auf  die  Gespanschaften  und 
Städte  vertheilt;  alle  Lehr-  und  Wohltliätigkeitsanstalten  hatten  ihre 
Stiftungen  oder  wurden  von  den  Körperschaften,  denen  sie  angehörten, 
unterhalten.  Nur  die  Kosten  der  Kammer,  welche  die  Staatseinkünfte 
verwaltete,  wurden  aus  diesen  bestritten,  und  der  Reichstag  von  1728'9 
Setzte  es  durch,  daß  auch  die  Räthe  der  Statthalterei  aus  denselben  ilire 
Besoldung  zogen.  Da  die  Menge  der  Ausgaben,  welche  auf  den  Staats- 
einkünften lasteten,  nur  gering  war,  und  der  König  für  seine  Person 


I 


252  Zweites  Buch.     Dritter  Abschnitt. 

und  Hofhaltung  besondere  Einkünfte  aus  großen  königlichen  Domänen 
und  andern  Quellen  bezog,  so  erschienen  die  damaligen  Staatseinkünfte 
Ungarns  nicht  so  unzureichend,  daß  damit  nicht  manches  zum  Besten  des 
Landes  hätte  geschehen  können.  Da  aber  die  Kammer,  welche  dieselben, 
wie  gesagt,  verwaltete,  trotz  aller  Gesetze  in  Abhängigkeit  von  der 
kaiserlichen  blieb,  flössen  sie  in  die  letztere  und  fielen  in  die  Hände  der 
kaiserlichen  Regierung,  die  nicht  daran  dachte,  sie  zum  Vortheile  Ungarns 
zu  verwenden,  sondern  sie  in  den  Abgrund  der  täglich  in  tiefern  Verfall 
sinkenden  Finanzen  warf.  In  den  ersten  Jahren  von  Karl's  Regierung, 
belief  sich  die  Gesammtsumme  der  Einnahmen  aus  allen  seinen  Ländern 
auf  40  Mill.  Gulden,  später  wurden  sie  durch  die  infolge  der  unglücklichen 
Kriege  überhandnehmende  Erschöpfung  der  Steuerkräfte  und  durch  den 
Wegfall  Neapels  und  Siciliens  bedeutend  vermindert,  und  durch  die 
kostspielige  und  doch  schlechte  Verwaltung,  durch  die  glänzende  Hof- 
haltung, die  allzu  freigebigen  Gnadengeschenke  und  die  Zinsen  einer 
wachsenden  Schuld  so  verschlungen,  daß  für  die  dringendsten  Staats- 
bedürfnisse zuletzt  nicht  mehr  als  15 — 16  Mill.  übrigblieben. 

II.   Colonisatioii,  Industrie,  Handel. 

Das  dringendste  dieser  Bedürfnisse  war  die  Wiederbevölkerung  der 
den  Türken  entrissenen  Landestheile.  Die  ausgedehnten  verödeten 
Landstrecken  hatten  einen  so  geringen  Werth,  daß  die  Kammer  ein  sehr 
vortheilhaftes  Geschäft  abzuschließen  glaubte,  als  sie  Johann  Harucker, 
dem  man  für  Lieferungen,  die  er  im  Türkenkrieg  gemacht,  70000  Gulden 
schuldete,  mit  der  Hälfte  der  wüsten  Gespanschaft  Bekes  bezahlen  konnte. 
Harucker  zog  die  Zukunft  in  Berechnung,  kaufte  um  dieselbe  Summe 
auch  die  andere  Hälfte  und  brachte  um  140000  Gulden  64  Quadrat- 
meilen des  fruchtbarsten  Landes  mit  den  wenigen  darauf  befindlichen 
Ortschaften  an  sich.  Solche  Landstrecken  konnten  nur  dadurch  werth- 
voll  und  nutzbringend  für  den  Staat  gemacht  werden,  daß  man  Colonisten 
aus  dem  In-  und  Auslande  herbeizog.  Daher  bewilligte  der  Reichstag 
denen,  die  sich  dort  niederlassen  würden,  bedeutende  Vortheile,  wie  wir 
wissen.  Karl  überwand  sogar  seine  Abneigung  gegen  Nichtkatholiken 
und  verhieß  den  Colonisten,  die  sich  zu  einer  andern  als  der  römischen 
Kirche  bekannten,  freie  Religionsübung.  ^  Eigenthümer  verödeter  Land- 
strecken schieden  Flächen,  gewöhnlich  von  weitem  Umfange,  zur  Grün- 
dung von  Ortschaften  aus,  überließen  dieselben  den  Ansiedlern  gegen 
eine  mäßige  jährliche  Abgabe  und  gewährten  ihnen  Befreiung  von  den 
meisten  Lasten  der  Unterthänigkeit.  Durch  solche  Vergünstigungen 
wurden  Colonisten  aus  den  bevölkerten  nördlichen  Gegenden  Ungarns 
und  dem  Auslande  angelockt  und  schon  damals  einige  Ortschaften  an- 
gelegt, die  mit  der  Zeit  volkreich  und  blühend  wurden.  Das  meiste  in 
solcher  Hinsicht  geschah  im  Temeser  Banat  von  General  Mercy,  der 
mit  dessen  Verwaltung  betraut  worden  war.  Indem  der  an  Producten 
jeder  Art  reiche  Landstrich  Eigenthum  des  Königs  sein  sollte,  erlangte 

'  Kibini  Memürabilia,  II,  204. 


Innere  Zustände  von  1711—1740.  253 

Mercy  leicht  die  Bewilligung,  einen  Theil  der  Einkünfte  zur  Cultivirung 
desselben  zu  verwenden.  Im  Besitze  der  erforderlichen  Mittel  ging  er 
mit  richtiger  Einsicht  und  großem  Eifer  zu  "Werke,  berief  Ansiedler  aus 
Ungarn,  Serbien,  Deutschland  und  Italien,  legte  den  Kanal  an,  der  eine 
weite  Landstrecke  durchschneidet  und  gegen  die  Ueberschwemmungen 
der  Bega  schützt,  ließ  Sümpfe  ableiten,  förderte  den  Acker-  und  Berg- 
bau und  strebte  nicht  ohne  Erfolg  die  Seidenzucht  einzuführen.  Auf  diese 
Weise  entstanden  üppige  Gefilde  und  aufblühende  Ortschaften,  wo  früher 
stehende  Gewässer  die  Luft  verpesteten.  Leider  wurde  er  von  diesem 
Felde  der  Thätigkeit  als  Feldherr  nach  Italien  abberufen,  wo  er  am 
29.  Juli  1734  in  der  unglücklichen  Schlacht  bei  Farma  fiel. 

Das  ungarische  Volk  hatte  in  den  vorhergehenden  zwei  Jahrhunder- 
ten, während  welcher  es  beständig  um  seine  Existenz  kämpfte,  nicht 
Muße  gefunden,  an  der  Förderung  seines  materiellen  Wohlstandes  zu 
arbeiten  und  war  daher  hinter  andern  vom  Schicksal  mehr  begünstigten 
Nationen  zurückgeblieben.  Die  unregulirten  Flüsse  überschwemmten 
das  Land  weit  und  breit  und  boten  der  Schiffahrt  unzählige  Hindernisse; 
der  Mangel  an  gebahnten  Straßen  hemmte  den  Verkehr  zu  Lande;  ge- 
rade die  fruchtbarsten  Ebenen  wurden  nur  spärlich  angebaut,  weil  die 
Bodenerzeugnisse  keinen  Absatz  fanden;  Gewerbsthätigkeit  und  Kunst- 
fleiß waren  unter  den  Bedrängnissen  des  Kriegs  nicht  fortgeschritten ; 
der  Handel  lag  unter  erdrückenden  Schwierigkeiten  darnieder.  Das  er- 
kannten die  Reichstage  von  171.3  und  1723;  der  erstere  entsendete  eine 
Commission,  welche  Vorschläge  zur  Hebung  der  Industrie  und  des  Han- 
dels machen  sollte;  der  zweite  gab  der  neuerrichteten  Slatthalterei  den 
Auftrag,  Pläne  zur  Verbesserung  der  Verkehrswege  und  Gründung  einer 
Handelsgesellschaft,  wodurch  der  Handel  belebt  würde,  von  Sachver- 
ständigen entwerfen  zu  lassen,  und  anzugeben,  auf  welche  Art  das  hierzu 
erforderliche  Geld  herbeigeschafft  werden  könnte.  Aber  eben  weil  es 
am  Gelde  fehlte,  geschah  nichts  von  dem  allen.  Ueber  das  Staatsein- 
kommen verfügten  weder  der  Reichstag  noch  die  Statthalterei  und 
konnten  deshalb  davon  nichts  zu  dergleichen  Dingen  verwenden,  selbst 
wenn  es  dazu  ausreichte.  Der  Adel  und  Klerus,  dem  mehr  als  zwei 
Drittheile  der  Oberfläche  Ungarns  gehörten  und  denen  daher  die  Zu- 
nahme des  Verkehrs  und  Handels  den  größten  Gewinn  hätte  bringen 
müssen,  wollten,  in  arger  Verblendung  ihre  Steuerfreiheit  über  alles 
schätzend,  nichts  dazu  beitragen;  den)  schon  überbürdeten  „armen 
steuernden  Volke"  (der  misera  contribuens  plebs)  scheute  man  sich 
damals  noch  neue  Lasten  aufzulegen.  Karl  beschäftigte  sich  sehr  an- 
gelegentlich mit  der  Förderung  des  Handels  und  that  dafür  manch 
Rühmenswerthes;  mehr  zu  thun,  wurde  er  durch  den  schlechten  Zustand 
1er  Finanzen,  und  namentlich  für  Ungarn  zu  thun,  durch  die  österreichi- 
chen  Staatsmaximen  gehindert,  die  auf  Niederhaltung  Ungarns  aus- 
i^ingen.  Zugleich  mit  dem  Frieden  von  Paßarovitz  (1718)  wurde  ein 
Handelsvertrag  mit  der  Pforte  geschlossen,  der  jedoch  den  Verkehr  nach 
dem  Schwarzen  Meer  wenig  förderte,  weil  der  dahin  vermittels  der 
Donau  führende  Weg  wegen  der  Barbarei  der  Türken  und  der  unter 
ihnen  häutig  herrschenden  Pest  nur  geringe  Beachtung  fand.    Karl  wid- 
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mete  dagegen  auch  aus  Rücksicht  auf  seine  italienischen  Staaten  dem 
Handel  nach  dem  Adriatischen  Meere  eifrige  Fürsorge.    Er  besuchte  die 

1725  Küsten  Istriens,  erklärte  am  19.  November  1725  Fiume  zum  Freihafen 
und  ließ  die  von  Karlstadt  über  die  Dinarischen  Alpen  dahinführende, 
17  Meilen  lange  Straße  bauen.  Vom  Freihafen  zogen  die  zur  ungari- 
schen Krone  gehörenden  Länder  wenig  Gewinn,  denn  Fiume  war  als  die 
Hauptstadt  der  gleichnamigen  österreichischen  Provinz  von  ihnen  durch 
eine  Zollinie  geschieden.  Mehr  Vortheil  brachte  ihnen  die  von  Karlstadt 
nach  dem  Meere  führende  Straße;  auf  derselben  wurde,  seit  das  Verbot 
des  Austriebs  von  Vieh  ins  Ausland  durch  den  117.  Gesetzartikel  von 
1715  aufgehoben  worden,  jährlich  Schlachtvieh  um  beiläufig  600000  Gul- 
den der  hohen  fiumaner  Zölle  wegen  über  Buccari  nach  Venedig  ausge- 
führt. Große  Nachtheile  erwuchsen  dem  Handel  und  der  Landwirth- 
schaft  Ungarns  aus  den  Zollschranken,  welche  es  von  den  Erblanden 
trennten,  denn  die  an  den  dortigen  Grenzen  erhobenen  Zölle  waren 
wahrhaftige  Schutzzölle,  durch  welche  die  Landesproducte  der  Erbländer 
gegen  die  Concurrenz  der  ungarischen  sichergestellt  werden  sollten.   Der- 

1720  gleichen  Zölle  schieden  sogar  seit  1720  das  Temeser  Banat  und  Slawo- 
nien von  Ungarn,  wodurch  die  Einfuhr  der  Gegenstände,  deren  man 
dort  bedurfte,  den  österreichischen  Provinzen  zugute  kam.  Zum  Glück 
sperrte  sich  Polen  gegen  Ungarn  nicht  ab,  und  der  lebhafte  Absatz  der 
edeln  Weine,  besonders  der  hegyaljaer,  dorthin  ward  eine  Quelle  des 
Wohlstandes  für  Oberungarn.  Auch  wurde  der  Anbau  und  die  Ver- 
arbeitung des  Flachses  für  die  mittlem  nördlichen  Gespanschaften  ein 
ergiebiger  Nahrungszweig;  die  daraus  bereitete  Leinwand  ging  in  die 
südlichen  Gegenden  des  Inlandes  und  selbst  ins  Ausland.  Die  sieben- 
bürger  Sachsen  trieben  namentlich  von  Hermannstadt  und  Kronstadt 
einen  lebhaften  Handel  mit  den  Erzeugnissen  ihres  Gewerbfleißes  nach 
der  Walachei  und  Moldau. 


III.  Die  Kirchen. 

Die  Ereignisse  auf  dem  kirchlichen  Gebiete  zu  Karl's  Zeit  sind  mit 
den  politischen  Begebenheiten  so  verflochten,  daß  sie  größtentheils  mit 
diesen  in  Verbindung  dargestellt  werden  mußten,  und  daß  nur  einiges 
nachzuholen  übrigbleibt.  Der  szatmärcr  Friede,  der  allgemeine  Ruhe 
bringen  sollte,  war  kaum  geschlossen,  so  entbrannte  der  Religionsstreit 
von  neuem,  der  während  dosRäköczy'schen  Aufstandes  gedämpft  worden 
war.  Die  katholische  Kirche,  die  schon  unter  Leopold  nicht  nur  die 
meisten  ihrer  theils  an  die  Türken  verlorenen,  theils  in  den  Besitz  der 
Evangelischen  übergegangenen  Bisthümer,  Pfarreien,  Klöster,  Lehr- 
anstalten und  Stiftungen  zurückerhalten,  sondern  auch  vieles  von  dem, 
was  die  letztern  gegründet  und  gebaut  hatten,  an  sich  gebracht  hatte, 
erlangte  nach  der  Eroberung  des  Temeser  Banats  auch  das  wieder,  was 
dort  einst  ihr  gewesen  war;  sie  stand  in  vollem  Glanz  und  voller  Kraft 
da,  Ihr  Klerus,  im  Besitz  großer  Reichthünier,  begünstigt  vom  König, 
untiistützt  von  ihm  ergebenen  Magnaten,  erhob  sich  zu  einer  Macht,  wie 
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er  sie  früher  nicht  besessen  hatte.  Da  er  im  Reichstag,  in  den  Comitats- 
versammlungen,  in  der  Statthalterei  und  in  den  höchsten  Gerichten  saß, 
übte  er  auf  alle  Angelegenheiten  einen  entscheidenden  Einfluß  und 
kämpfte  überall  und  mit  allen  Mitteln  für  die  römische  Kirche;  es  schien, 
daß  er  ihr  in  naher  Zeit  den  Sieg  über  die  evangelischen  Kirchen  in 
Ungarn  erringen  und  dieselben  hier  vernichten  werde. 

Diese  sanken  von  der  Stellung  gesetzlich  anerkannter  und  berech- 
tigter Kirchen  zu  der  geduldeter  Glaubenssekten  hinab,  nachdem  der 
Reichstag  die  Gesetze,  welche  ihre  Rechte  begründeten,  thatsächlich  auf- 
gehoben, ihre  Angelegenheiten  von  sich  gewiesen  und  dem  König  zu  be- 
liebiger Entscheidung  überlassen  hatte,  in  dessen  Hand  nun  ihr  Schick- 
sal lag. 

So  viele  und  so  grausame  persönliche  Mishandlungen  wie  von  Leo- 
pold hatten  die  Evangelischen  von  ihm  nicht  zu  erdulden;  obgleich  auch 
solche  häutig  vorkamen,  indem  über  viele,  die  zur  evangelischen  Kirche 
übertraten,  über  andere,  die  nach  dem  Ausspruch  klerikaler  und  welt- 
licher Behörden  katholisch  sein  sollten,  schwere  Drangsale  verhängt 
wurden,  und  namentlich  der  Superintendent  und  Pfarrer  in  Miava, 
Daniel  Krman,  von  1731  bis  zu  seinem  Tode,  1740,  im  Gefängnisse 
schmachtete,  weil  er  es  gewagt,  den  Mährer  Mlinar  in  die  lutherische 
Kirche  aufzunehmen  und  die  miavaer  Gemeinde  sich  der  Wegnahme 
ihrer  Kirche  und  Schule  widersetzt  hatte.  ^  Schon  hieraus  wird  ersicht- 
lich, daß  Karl  den  Evangelischen  kaum  weniger  abhold  war  als  sein 
Vater  und  daß  nur  seine  mildere  Sinnesart  ihn  abhielt,  sie  wie  Ver- 
brecher zu  behandeln.  Aber  auch  er  ging  darauf  aus,  ihre  Kirche  zu 
unterdrücken  und  womöglich  zu  vernichten.  Davon  zeugt  seine  Resolu- 
tion vom  13.  März  1731,  welche  die  öffentliche  Religionsübung  noch 
mehr  beschränkte,  an  den  meisten  Orten  gänzlich  aufhob,  und  der  bald 
darauf  gegebene  Befehl,  die  Anordnungen  dieser  Resolution  zu  voll- 
strecken, den  Evangelischen  die  wenigen  Kirchen  und  Schulen,  die  ihnen 
aus  glücklichern  Zeiten  geblieben  waren,  zu  nehmen,  die  anderswo  als 
in  Freistädten  und  Articularorten  von  ihnen  erbauten  Bethäuser  zu  zer- 
stören, die  an  denselben  angestellten  Prediger  zu  vertreiben  und  an 
deren  Stelle  katholische  Priester  hinzuschicken,  welche  die  Evangelischen, 
die  sie  erhielten,  auf  jede  mögliche  Art  quälten.  Der  öffentlichen  Uebung 
seiner  Religion  und  des  Unterrichts  in  derselben  beraubt,  dagegen  zur 
Theilnahme  an  den  Ceremonien  des  katholischen  Gottesdienstes  ge- 
zwungen und  dem  Einflüsse  katholischer  Priester  preisgegeben,  sollte 
das  Volk  in  den  Schos  dieser  Kirche  geführt  werden.  Zu  demselben 
Endzweck  sollte  die  möglichste  Ausschließung  der  Evangelischen  von 
'>tVentlichen  Aemtern  dienen.  Karl  selbst  ernannte  zu  den  höchsten 
Maatsämtern  lauter  Katholiken;  die  Obergespane,  welclic  die  Wahl  der 
l5earaten  in  den  Gespanschaften,  und  die  königlichen  Comraissare,  welche 
dieselbe  der  Magistrate  in  den  Städten  leiteten,  erhielten  die  Weisung, 

'  Man  gab  v(;r,  Krman  sei  knrz  vor  seinem  Tode  katholisch  geworden, 
und  veranstaltete,  um  dies  glaublicher  zu  machen,  für  ihn  ein  pomphaftes 
l.eichenbegängniß  nach  katholischem  Ritus.     Ribini  Memorabilia,  II,   147  fg. 
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zu  trachten,  daß,  inwieweit  es  möglich  sei.  Katholische  gewählt  würden. 
Ehrsüchtige  und  Eigennützige  wurden  dadurch  gelockt,  aus  der  pro- 
testantischen Kirche  auszutreten,  Standhafte,  denen  ihr  Glaube  nicht 
feil  war,  von  Aemtern  fern  gehalten,  in  denen  sie  zu  Ansehen  gelangen, 
ihr  Vermögen  vermehren  und  ihren  Einfluß  zum  Wohle  ihrer  Glaubens- 
genossen hätten  brauchen  können.  Das  Verbot,  sich  als  Körperschaften 
zu  versammeln,  sollte  den  Evangelischen  die  Gelegenheit  nehmen,  ge- 
meinschaftliche Beschlüsse  zu  fassen  und  die  Auflösung  ihres  kirchlichen 
Verbandes  bewirken;  das  Verbot,  sich  Beiträge  zur  Erhaltung  ihrer 
Kirchen-  und  Schulanstalten  aufzulegen,  den  Verfall  und  Untergang 
derselben  herbeiführen.  Den  größten  Abbruch  erlitt  jedoch  der  Pro- 
testantismus dadurch,  daß  den  Grundherren  das  Recht  eingeräumt  wurde, 
mit  Bewilligung  des  Königs  in  Religionssachen  Aenderungen  vorzu- 
nehmen. Dieses  Recht  stand  in  entschiedenem  Widerspruche  mit  den 
wiener,  nikolsburger  und  linzer  Friedensschlüssen  und  andern  unumstöß- 
lichen Grundgesetzen ;  es  kam  selbstverständlich  nur  den  katholischen 
Grundherren  zu,  denn  die  Evangelischen  durften  die  königliche  Bewilli- 
gung nie  erwarten,  wogegen  jene  sie  leicht  erlangten  oder  sie  gar  nicht 
suchten.  Und  so  stellten  denn  katholische  Adeliche,  Magnaten  und  Prä- 
laten nun  in  ihren  Ortschaften  nach  Belieben  den  evangelischen  Gottes- 
dienst ein,  nahmen  Aeltern  ihre  Kinder,  um  sie  katholisch  zu  machen, 
zwangen  durch  Mishandlungen  ihre  evangelischen  Unterthanen  zum 
Uebertritt  in  die  katholische  Kirche,  vertrieben  die  Widerstrebenden 
von  Haus  und  Grundstücken  und  setzten  an  deren  Stelle  Katholische 
ein,  und  dieses  traurige  Schicksal  verhängten  sie  nicht  selten  über  ganze 
Ortschaften.  Die  Gemarterten  und  Vertriebenen  wurden  mit  ihren 
Klagen  von  den  Behörden,  deren  Beamte  und  Richter  größten theils 
katholisch  waren,  abgewiesen  und  mußten  oft  froh  sein,  wenn  sie  nicht 
obendrein  als  Widerspenstige  verurtheilt  wurden.  Wider  einige  allzu 
schreiende  Gewaltthätigkeiten  gewährte  der  König  zwar  Hülfe,  aber 
er  bestrafte  sie  nie  und  beugte  künftigen  nicht  ernstlich  vor.  ^ 

Daß  sich  die  Menge  der  Evangelischen  unter  solchen  Drangsalen 
bedeutend  verminderte,  ist  kein  Wunder,  wohl  aber  ist  es  ein  solches,  daß 
dieses  nicht  noch  in  weit  größerm  Maße  geschah.  Die  Zahl  der  Ge- 
meinden Augsburger  Bekenntnisses,  die  Kirchen  oder  Bethäuser  nebst 
Predigern  hatten,  sank  auf  205,  die  der  Reformirten  blieb  beträchtlich 
größer.  Sie  bestanden  in  den  königlichen  Freistädten,  den  Articular- 
orten  und  in  einigen  Ortschaften  solcher  Gespanscbaften,  in  denen  der 
evangelische  Adel  überwog.  Außerdem  hatten  noch  einige  vornehme 
Adeliche  ihre  Hauskapellen  und  Prediger.  Daß  die  205  lutherischen 
Gemeinden  und  die  größere  Zahl  der  reformirten  bei  weitem  nicht  alle 
Protestanten  Ungarns  enthielten,  daß  es  viele  ganz  protestantische  Ort- 
schaften, viele,  deren  Einwohner  großentheils  protestantisch  waren,  gab, 

'  Ribini  Memorabilia,  II,  177 — 347.  Baiihofer,  Geschichte  der  evan- 
gelischen Kirche  in  Unj^arn,  S.  334  —  383.  Fabü ,  A  magyarovsagi  ägost. 
hilv.  evangelikusok  türtenelmi  cnilekei;  ein  Sammelwerk,  von  dem  schon 
mehrere  Bände  erscliionen  sind.  Kajzok  a  niagyar  protcstantismns  türtinel- 
mebül  (Pest  186b). 
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die  keine  Gemeinden  bildeten,  weil  sie  weder  Bethäuser  noch  Prediger 
Laben  durften,  braucht  nicht  gesagt  zu  werden.  Gemeinden  beider  Con- 
l'essiünen,  die  so  glücklich  waren,  im  Besitze  ihrer  Kirchen,  Schulen  und 
Stiftungen  zu  bleiben,  finden  sich  in  Sdichen  Gespanschaften,  die  zur 
Zeit  der  schweren  Leopoldinischen  Verfolgung  unter  Siebenbürger  oder 
türkischer  Herrschaft  standen  und  später  von  der  überwiegend  pro- 
testantischen Comitatsbehörde  gegen  Beraubung  geschützt  wurden.  Zu 
diesen  gehören  insbesondere  jene  Gemeinden  im  Kis-Honter  Coniitate, 
die  nicht  nur  ihre  Kirchen  und  Schulen  behielten,  sondern  deren  Pfarrer 
auch  den  Zehnten  bis  zu  dessen  Abschaffung,  1848,  bezogen. 

Gerade  in  dieser  Zeit  schwerer  Bedrängniß  vervollständigten  die 
beiden  evangelischen  Landeskirchen  ihre  Verfassung,  welche  noch  heute 
der  Hauptsache  nach  besteht.  Als  ihnen  Karl  aus  Gnade  bewilligte, 
noch  ferner  Superintendenten  zu  haben  und  zu  wählen,  wozu  sie  durch 
Gesetze  berechtigt  waren,  und  gebot,  dem  König  über  deren  Zahl, 
Sprengel,  Wohnsitze  und  die  Namen  der  Gewählten  Bericht  zu  erstatten, 
meldeten  die  Evangelischen  Helvetischer  Confession,  daß  sie  sechs,  die 
Augsburgischer  Confession,  daß  sie  fünf  Superintendenten  haben,  deren 
Wohnsitz  nicht  fest  ist,  weil  sie  zugleich  Prediger  irgendeiner  Gemeinde 
ihres  Sprengeis  sind  und  in  derselben  wohnen.  Karl  bewilligte  hierauf 
jeder  der  beiden  Kirchen  vier  Superintendenten.  Demzufolge  errichteten 
die  Reformirten  die  eine  Superintendenz  jenseit,  die  andere  diesseit  der 
Donau,  die  dritte  für  die  nördlichen  Gespanschaften  zu  beiden  Seiten 
der  Theiß  und  die  vierte  im  Südosten  der  Theiß.  Die  Lutherischen  ver- 
einigten die  Superintendenz  der  sechs  oberungarischen  Freistädte  mit 
der  theißer,  welche  die  nördlichem  Gespanschaften  diesseit  und  alle 
jtnseit  der  Theiß  umfaßt,  ließen  in  den  Kreisen  jenseit  und  diesseit  der 
Donau  die  gleichnamigen  Superintendenzen  in  ihrer  bisherigen  Ausdeh- 
nung fortbestehen  und  untergaben  der  vierten,  Bergstädter  genannten, 
«lie  südlichen  Gespanschaften  zwischen  der  Donau  und  Theiß  nebst  dem 
llanat,  der  Militärgrenze  und  den  wenigen  Gemeinden  in  Kroatien.  Beide 
Kirchen  hatten  zwar,  wie  wir  wissen,  schon  früher  außer  den  Superin- 
uiidenten  auch  weltliche  Vorsteher;  aber  nun  erst  wurden  diese  für  be- 
ständig und  überall  eingeführt.  Sie  heißen  bei  den  Reformirten  Curatoren, 
bei  den  Lutherischen  Districtualinspectoren,  stehen  in  Geraeinschaft  mit 
dem  Superintendenten  der  Superintendenz  oder  dem  Districte  vor  und 
Verden  wie  jene  von  den  Gemeinden  gewählt.  Die  Evangelischen  A.  B. 
tzten  sich  noch  außerdem  als  Oberhaupt  ihrer  gesammten  Landeskirche 
•  inen  weltlichen  Generalinspector  vor;  der  erste,  den  sie  mit  dieser 
Würde  bekleideten,  war  der  Baron  Peter  Zay.  Die  Seniorate,  in  welche 
die  Superintendenzen  zerfielen,  wurden  ebenfalls  fester  abgegrenzt  und 
in  ähnlicher  Weise  organisirt;  auch  sie  wählten  Senioralinspectoren  oder 
Untercuraloren,  wie  sie  bei  den  Reformirten  genannt  werden.  Und  nun 
ward  es  Gesetz,  daß  jede  Gemeinde  ebenfalls  ihren  Kircheninspector 
oder  Curator  habe.  Synoden,  auch  nur  größere  öflfentliche  Versamm- 
lungen, waren  den  Evangelischen  untersagt;  es  fanden  jedoch  in  dieser 
schweren  Zeit  nicht  nur  stille  Zusammenkünfte  angesehener  evangelischer 
Männer,  sondern  auch  von  den  Gemeinden,  Senioraten  und  Districten 
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beschickte  Versammlungen  statt,  die  sieb  in  den  Zeiten  größerer  Frei- 
heit zu  den  stufenweise  geordneten  jetzigen  Conventeu  gestalteten,  welche 
über  die  Angelegenheiten  der  einzelnen  Körperschaften  und  des  Ganzen 
beratben  und  Beschlüsse  fassen.  ^ 

In  Siebenbürgen  erhob  sich  die  katholische  Kirche  durch  die  Gunst, 
die  ihr  Karl  zuwendete,  von  dem  Verfall,  in  welchen  sie  seit  der  Zeit, 
als  die  weit  übei'wiegende  Mehi-zahl  der  staatsbürgerliche  Rechte  be- 
sitzenden Einwohner  zum  Protestantismus  übertrat,  gerathen  war.  Das 
Siebenbürger  Bisthum  wurde  1716  wiederhergestellt  und  mit  Gütern 
reichlich  dotirt,  dem  Bischof  die  sogenannte  karolinische  Residenz  ein- 
geräumt. Der  Wiederherstellung  des  Bisthums  folgte  die  Errichtung 
zahlreicher  Klöster  der  Jesuiten  und  anderer  Orden  und  damit  verbun- 
dener Schulen.  Plane  wurden  nun  entworfen  und  Versuche  gemacht, 
die  Religionsfreiheit  zu  beschränken  und  der  katholischen  Kirche  Vor- 
theile  auf  Kosten  der  evangelischen  zu  verschatlen.  Es  erging  das  Ver- 
bot, ohne  Erlaubnis  des  Königs  Kirchen  zu  bauen  und  Gymnasien  zu 
stiften.  Die  ünitarier  wurden  genöthigt,  um  Erlaubniß  zur  Wahl  ihres 
Bischofs  einzukommen.  Das  Guberniutn  erhielt  den  Befehl,  über  die 
vom  katholischen  Glauben  Abtrünnigen  zu  wachen.  Manche,  hieß  es  im 
Befehle,  treten  zu  demselben  über,  um' die  Gnade  des  Königs  zu 
erlangen  oder  um  einer  Strafe  zu  entgehen,  werden  aber  rück- 
fällig, nachdem  sie  ihre  Absiebt  erreicht  haben;  andere  werden  durch 
Plackereien  und  Verfolgungen  dazu  gebracht,  die  katholische  Kirche 
wieder  zu  verlassen.  Das  Gubernium  solle  also  den  letztern  Schutz  ge- 
währen, die  erstem  auf  eine  vom  König  zu  bestimmende  Art  strafen. 
Die  Evangelischen  hatten  sogar  persönliche  Verunglimpfungen  zu  er- 
erleiden; am  29.  März  1738  wurden  mehrere  reformirte  Magnaten  auf 
ihren  Landsitzen,  der  reformirte  Superintendent,  ein  Professor  in  Enyed 
und  zwei  Prediger  in  der  Nacht  von  Soldaten  überfallen  und  die  erstem 
in  verschiedene  Festungen,  die  letztern  nach  Weißenburg  abgeführt. 
Diese  entließ  man  bald  als  unschuldig;  die  Magnaten  wurden  von  einer 
Militärcommission  nach  strenger  Untersuchung  ebenfalls  so  unschuldig 
befunden,  daß  der  Kaiser  ihre  Unschuld  öffentlich  erklären  ließ.  Das 
war  die  einzige  Genugthuung,  die  sie  erhielten,  und  die  Denuncianton 
blieben  ungestraft.  Die  Evangelischen  so  zu  bedrücken,  ihre  Rechte  so 
zu  vernichten  wie  in  Ungarn,  traute  man  sich  in  Siebenbürgen  nicht,  wo 
die  Magnaten  nicht  wie  dort  vom  protestantischen  (Jlauben  abgefallen 
waren  und  mehr  als  zwei  Drittlieile  der  staatsbürgerliche  Rechte  be- 
sitzenden und  gebildeten  Volksstämme  denselben  bekannten;  man  traute 
sich  nicht,  weil  man  besorgte,  daß  die  Bedrückten  Schutz  bei  der  Pforte 
suchen  könnten.^ 

Die  Volksschulen  und  höhern  Lehranstalten  blieben  während  der 
Regierung  KarPs  mit  wenig  Aenderung  in  dem  Zustande,  in  welchem 
.sie  .sich  zu  Anfang  derselben  befunden  hatten;  an  den  katholischen  Gym- 
nasien und  an  der  Hochschule  zu  Tyriiau  wurden  die  meisten  Gegen- 
stände   noch    fortwährend    von    Ürdensgeistlichen    und    besonders   von 


'  Die  Vori^on,  —   2  potrus  Bod,  Hist.  ecv.\.  suh  Karolo  VI,  10.  mss. 
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Jesuiten  in  der  ihnen  eigenen  Art  gelehrt.  Die  protestantischen  Lehr- 
anstalten, das  einzige  debrecziner  CoUegiuni  ausgenommen,  kämpften 
mit  Armuth  und  sahen  sich  unablässig  mit  gewaltsamer  Auflösung  be- 
droht. 

Die  Literatur,  die  sich  im  17,  Jahrhundert  zu  einer  Stufe  der  Ent- 
wickelung  erhoben  hatte,  von  der  sie  weitern  Fortschritt  hätte  machen 
sollen,  sank  von  dieser  Stufe  hinab,  als  seit  dem  szatmärer  Frieden  das 
Nationalgefühl  mehr  und  mehr  erschlaffte  und  Bigotismus  nebst  der 
Censur  die  freie  Bewegung  der  Geister  unterdrückte.  Diese  Zeit  des 
Verfalls  dauerte  bis  gegen  Ende  von  Maria  Theresia's  Regierung,  länger 
als  60  Jahre.  Wir  wollen  die  wenig  Ausgezeichnetes  darbietende  Lite- 
ratur dieses  Zeitraums  weiter  unten  im  Zusammenhange  betrachten. 


I 


Drittes    B  u  c  h. 


Maria  Tliercsia.    1740 — 1780. 


Erster  Abschnitt. 


Vom  Regierungsantritte  ^laria  Theresia's  bis  zum  Ende  des  Erb- 
folgekriegs und  Frieden  von  Aachen.    1740 — 1748. 

Maria  Theresia.  Zustand  der  Monarchie  bei  ihrem  Regierungs- 
antritt. Ernennung  ihres  Gemahls  zum  Mitregenten.  Manifest  an 
das  ungarische  Volk.  Maßregeln  zur  Hebung  der  Wehrkraft  und 
der  Finanzen.  Erbansprüche  des  Kurfürsten  Karl  Albert  von 
Baiern.  Maria  Theresia  von  den  meisten  Mächten  anerkannt. 
Frankreich  im  geheimen  Bündniü  mit  ßaiern.  König  Friedrich's  II. 
von  Preußen  Anerbieten  und  Forderung  zurückgewiesen.  Sein  Ein- 
fall in  Schlesien.  1740.  Einnahme  Niederschlesiens  und  Breslaus 
durch  Friedrich.  Langsamer  Fortgang  der  Rüstungen  wider  ihn. 
Eifer  der  Ungarn,  der  Königin  beizustehen.  Geburt  des  Kron- 
prinzen Joseph.  Schlacht  bei  Mollwitz.  Erbansprüche  König 
Philipp's  V.  von  Spanien.  Bündnif)  der  feindlichen  Mächte  zu 
Nymphenburg.  Die  englische  Regierung  leistet  die  versprochene 
Hülfe  nicht;  sucht  Frieden  zwischen  Maria  Theresia  und  Friedrich 
zu  stiften.  Zwei  französische  Armeen  gehen  über  den  Rhein.  Der 
Kurfürst  von  Baiern  besetzt  Oberösterreich,  läßt  sich  in  Linz  hul- 
digen, bedroht  Wien.  August  III.,  König  von  Polen  und  Kurfürst 
von  Sachsen,  tritt  dem  nymphenburger  Bündniß  bei;  eine  säch- 
sische Armee  schließt  sich  der  französischen  an,  die  nach  Böhmen 
raarschirt.  Maria  Theresia,  ohne  Hoffnung  auf  auswärtigen  Bei- 
stand, scheint  verloren.  1741.  —  Ungarischer  Reichstag.  Entwurf 
eines  neuen  Krönungsdiploms.  Abneigung  der  Stände  gegen  die 
Mitregentschaft  des  Großherzogs  Franz.  Die  Königin  weist  das 
neue  Krönungsdiplom  zurück,  bewilligt  aber  die  meisten  Forde- 
rungen der  Stände.      Pälffy   zum   Palatin  gewählt.      Krönung   der 
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Königin.  Weitere  Forderungen  der  Stände.  Das  abschlägige  Ee- 
script  der  Königin  verursacht  große  Aufregung.  Petition  der  Reichs- 
stände. Errichtung  der  Landeskasse.  Maria  Theresia  in  der  ärg- 
sten Bedrängniß  sucht  Hülfe  bei  TJngarn.  Auftritt  vom  11.  September, 
Der  Reichstag  beschließt  die  Stellung  einer  großen  Streitmacht. 
Der  Großherzog  Franz  als  Mitregent  anerkannt.  Unbefriedigende 
Rescripte  der  Königin;  erneuerte  Petitionen  des  Reichstags,  end- 
liche Gewährung  der  meisten  reichsständischen  Forderungen.  Schluß 
des  Reichstags.  Gesetze.  1741 — 1742.  Vertrag  mit  Friedrich  zu 
Kleinschnellendorf.  Karl  Albert's  Marsch  nach  Böhmen.  Der  Groß- 
herzog von  Toscana  kommt  zu  spät,  um  Prag  zu  retten.  Der  Kur- 
fürst läßt  sich  dort  zum  König  ausrufen  und  von  den  Ständen 
huldigen.  1741.  —  Seine  Erwählung  und  Krönung  zum  Kaiser. 
Wiedereinnahme  Oberösterreichs  und  Eroberung  von  fast  ganz 
Baiern.  Die  von  den  Ungarn  ausgerüstete  Armee.  Prinz  Karl  von 
Lothringen  befehligt  in  Böhmen.  Friedrich  II.  beginnt  die  Feind- 
seligkeiten von  neuem,  erobert  Olmütz,  fällt  in  Böhmen  ein,  siegt 
bei  Chotusitz.  Englische  Subsidien.  Friede  in  Berlin  mit  Preußen, 
in  Dresden  mit  Sachsen  geschlossen.  Belagerung  Prags.  Heranzug 
französischer  Armeecorps  zu  dessen  Entsätze.  KhevenhüUer's  Marsch 
nach  Böhmen.  Baiern  geht  für  Oesterreich  verloren.  Abzug  der 
Franzosen  aus  Böhmen.  1742.  —  Prag  capitulirt.  Maria  Theresia's 
Krönung  in  Prag.  1743.  —  Krieg  in  Italien.  Landung  einer 
spanischen  Armee,  an  die  sich  eine  neapolitanische  anschließt. 
Maria  Theresia's  Bündniß  mit  König  Karl  Emanuel  von  Sardinien. 
Besetzung  des  Herzogthums  Modena.  Neapel  von  England  zur 
Neutralität  gezwungen.  Project,  Neapel  und  Sicilien  zu  erobern. 
Eine  spanische  Armee  rückt  in  Savoyen  ein.  Schlacht  bei  Campo- 
Santo.  Tractat  von  Worms.  1741 — 1743.  —  Feldzug  in  Baiern. 
Schlacht  bei  Simpach.  Baiern,  wieder  erobert,  soll  Maria  Theresia 
Ersatz  für  Schlesien  sein.  Pragmatische  Armee.  König  Georg  IL 
von  Britannien  befehligt  sie.  Schlacht  bei  Dettingen.  1743.  — 
Landtag  in  Siebenbürgen,  1743.  —  Frankreichs  Kriegserklärung. 
Dessen  Feldzug  in  den  Niederlanden,  Karl's  von  Lothringen  am 
Rhein.  Friedrich's  IL  Bündniß  mit  Kaiser  Karl  VII.  Sein  Kriegs- 
manifest. Maria  Theresia  ruft  die  Ungarn  zu  den  Waffen;  ver- 
sammelt Magnaten  und  Abgeordnete  in  Preßburg.  Ungarn  rüstet 
abermals  ein  Heer  aus.  Friedrich  rückt  in  Böhmen  ein,  erobert 
Prag  und  andere  Städte.  Prinz  Karl  nimmt  Prag  und  drängt 
die  Preußen  nach  Schlesien  zurück.  Die  Franzosen  nehmen  den 
Breisgau  nebst  Freiburg  ein;  führen  den  Kaiser  Karl  nach  Baiern 
zurück.    1744.    —    Des  Kaisers  Tod.     Schlacht    bei    Pfaflfenhofen. 
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Friede  mit  Baiern.  Abschluß  der  Quadrupelallianz  in  Warschau. 
Feldzug  wider  Friedrich  II.  Schlachten  bei  Hohenfriedberg,  Sor 
und  Kesselsdorf.  Friede  von  Dresden.  Des  Grotherzogs  Franz 
von  Toscana  Wahl  und  Krönung  zum  Kaiser.  1745.  —  Feldzüge 
in  den  Niederlanden.  Schlacht  bei  Fontenoi.  1745.  —  Brüssel,  Ant- 
werpen und  andere  Städte  von  den  Franzosen  erobert.  Schlacht 
bei  Rocoux.  1746.  —  Kriegsereignisse  in  Italien.  Verlust  und 
Wiedereinnahme  der  dortigen  Provinzen  Oesterreichs.  Schlacht 
bei  Piacenza.  Unterwerfung  Genuas.  Einmarsch  der  Oesterreicher 
und  Piemontesen  in  Südfrankreich.  Rückzug.  Aufstand  und  Be- 
freiung Genuas.  Treffen  bei  Exiles.  1745 — 1748.  —  Friedensver- 
handlungen in  Breda.  Wiedereröffnung  der  Feindseligkeiten  durch 
Frankreich.  Schlacht  bei  Lewald.  Friedensverhandlungen  in 
Aachen.     Belagerung  und  Fall  Mastrichts.     Aachener  Frieden. 
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IVlaria  Theresia  hatte  ihr  vierundzwanzigstes  Jahr  noch  nicht  voll- 
endet, als  sie  vermöge  der  von  den  Ständen  aller  Länder  der  Monarchie 
und  allen  europäischen  Mächten,  den  Kurfürsten  von  Baiern  ausgenom- 
men, anerkannten  und  garantirten  pragmatischen  Sanction  ihrem  Vater 
auf  dem  Throne  nachfolgte.  Von  mehr  als  mittelgrosser  Gestalt  und 
seltener  Schönheit,  besaß  sie  einen  lebhaften  Geist,  ein  scharfes  Urtheil, 
männliche  Entschlossenheit,  Liebe  zur  Arbeit  und  die  Gabe,  ihre  Ge- 
danken mit  Klarheit  und  in  überzeugender  Weise  vorzutragen.  Mit 
diesen  Vorzügen  des  Körpers  und  Geistes  verband  sie  ein  Benehmen, 
welches,  die  Würde  des  Herrschers  mit  der  Anmuth  des  Weibes  vereini- 
gend, Ehrfurcht  gebor  und  zugleich  die  Herzen  gewann.  Daß  sie  sich 
über  religiöse  Vornrtheile  nicht  erhob,  aus  Übergrossera  Eifer  für  die 
katholische  Kirche  ihren  protestantischen  Unterthanen  abhold  war  und 
selbst  bei  den,  Unterhandlungen  und  Bündnissen  mit  andern  Mächten 
auf  deren  Glaubensbekenntniß  Rücksicht  nahm,  war  eine  Folge  ihrer 
Erziehung,  durch  welche  auch  ihr  die  im  Haus  Oesterreich  sich  gleichsam 
fortvererbenden  Grundsätze  eingeprägt  wurden.  Wie  sie  hierin  den 
meisten  ihren  Vorfahren  männlichen  Stammes  glich,  so  übertraf  sie  die 
meisten  in  jeder  andern  Hinsicht  als  Regentin. 

Sie  trat  die  Regierung  unter  höchst  ungünstigen  und  gefahrvollen 
Umständen  an.  Kaiser  Karl's  und  seiner  Minister  fahrlässige  und  ver- 
kehrte Verwaltung  hatte  in  allen  Zweigen  des  Staatslebens  eine  sichtbare 
Erschlaffung  herbeigeführt.  Die  Finanzen  befanden  sich  in  so  tiefem 
Verfalle,  daß  bei  seinem  Tode  in  der  Staatskasse  nicht  mehr  als  90000 
Thaler  vorräthig  waren.  Das  Heer,  dessen  Stärke  sich  auf  1 60000  Mann 
hätte  belaufen  sollen,  hatte  kaum  noch  die  Hälfte  dieser  Zahl,  war  ent- 
muthigt  und  ohne  Vertrauen  zu  seinen  Führern.  Die  Ungarn  klagten 
über  Verletzung  ihrer  Constitution,  Mistrauen  in  ihre  Treue  und  uner- 
trägliche Ueberlastung  mit  Einquartierung  kaiserlicher  Truppen.    In  den 
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deutschen  und  böhmischen  Ländern  hatte  man  kein  rechtes  Vertrauen 
zu  der  Regierung  einer  Frau,  war  man  dem  Grossherzog  von  Toscana 
als  einem  Fremden  abgeneigt  und  fehlte  es  nicht  an  solchen,  die  wünsch- 
ten, dass  der  Kurfiirst  Karl  Albrecht  von  Baiern  komme,  sich  mit  der 
Jüngern  Schwester  Maria  Theresia's,  Maria  Anna,  vermähle  und  der 
Herrschaft  bemächtige.  Die  Schwäche  und  Zerfahrenheit  der  Monarchie 
war  offenkundig,  und  die  damalige  Verderbniß  des  öffentlichen  Rechts- 
zustandes ließ  voraussehen,  daß  die  Nachfolge  Maria  Theresia's  trotz 
aller  Gewährleistungen  derselben  werde  angefochten  werden. 

Dazu  kam  noch  ihre  gänzliche  Unerfahrenheit  in  Staatsgeschäften, 
in  welche  sie  einzuweihen  ihr  Vater  versäumt  hatte.  Sie  sah  sich  daher 
an  jene  Männer  gewiesen,  die,  als  er  starb,  das  Staatsruder  mit  schwa- 
chen Händen  führten.  Diese  siebzig  Jahre  und  darüber  alten  Greise, 
der  Oberst -Hofkanzler  Philipp  Sinzendorff,  uns  schon  vom  utrechter 
Congresse  her  bekannt,  der  Präsident  der  Hofkammer  Gundacker  Star- 
hemberg,  der  niederösterreichische  Landmarschall  Alois  Harrach,  der 
Präsident  des  Hofkriegsrathes  Joseph  Harrach  und  der  Feldmarschall 
Köuigsegg  waren  die  Mitglieder  der  geheimen  Conferenz.  Neben  ihnen 
können  wir  den  viel  Jüngern  Bartenstein,  Protokollführer  der  geheimen 
Conferenz,  nicht  unerwähnt  lassen,  der,  sich  in  seiner  untergeordneten 
Stellung  durch  Fähigkeit  und  Arbeitskraft  bei  Karl  das  vollste  Vertrauen 
und  einen  entscheidenden  Einfluss  erworben  hatte  und  auch  bei  Maria 
Theresia  behielt,  ohne  deshalb  ein  weitblickender  und  wirklich  grosser 
Staatsmaim  zu  sein.  Diese  in  ihren  Aemtern  ergrauten  Minister  hatten 
sich  in  die  langsame  fahrlässige  Art  der  Staatsverwaltung  so  eingelebt, 
daß  ihnen  eine  andere  kaum  denkbar  schien;  und  als  diese  für  die  schwie- 
rigen Umstände,  unter  denen  die  unerfahrene  Fürstin  die  Regierung  an- 
trat, nicht  ausreichte,  verzagten  sie  und  wussten  ihr  die  Rathschläge  nicht 
zu  geben,  welche  sie  von  ihnen  erwartete.^  Aber  die  Entschlossenheit, 
mit  der  sie  sogleich  auftrat,  und  der  Eifer,  mit  welchem  sie  sich  den 
Staatsgeschäften  widmete,  flößten  auch  ihnen  Muth  und  Thätigkeit  ein. 
1740  Am  Todestage  ihres  Vaters,  20.  October  1740,  nahm  sie  den  Titel 
Königin  von  Ungarn  und  Böhmen,  Erzherzogin  von  Oestcrreich  an  (im 
diplomatischen  Verkehr  wurde  sie  gewöhnlich  kurzweg  Königin  von 
Ungarn  genannt).  Tags  darauf  führte  sie  zum  ersten  male  den  Vorsitz 
in  einer  Versammlung  der  Conferenzminister ,  wobei  der  Grossherzog 
Franz  ihr  zur  Linken  sass.  Ihn  erklärte  sie  kurz  darauf  zum  Mitregenten 
und  übertrug  ihm  auch  für  den  Fall  ihres  Todes  die  Regentschaft  bis 
zur  Volljährigkeit  des  reclitmässigen  Thronerben,  wodurch  jedoch  die 
durch  die  pragmatische  Sanction  festgesetzte  Erbfolgeordnung  in  keiner 
Weise  abgeändert  werden  solle,  was  auch  der  Grossherzog  Franz  durch 
einen  ausgestellten  Revers  noch  insbesondere  bekräftigte.  Durch  seine 
Ernennung  zum  Regenten  beabsichtigte  sie  vornehmlich,  ihm  den  Weg 
zur  Kaiserwürde  zu  baiinen,  um  dieselbe  ihrem  Hause  für  die  Zukunft 
zu  sichern.-     So  wenig  wurde  sie  durch  die  ilir  drohenden  Gefahren 

'   Ariiciii,  Maria  'l'licresia's  erste  Ki'gicnmgsjulire,  I,  C'2 — 75.  —   '■*  Der- 
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eiiigoschüchtert,  daü  sie  auch  iintei"  dciiselbeti  an  die  Größe  ihres  Hauses 
dachte. 

Im  Bewusstsein  dessen,  was  man  an  Ungarn  gesündigt,  fürchtete  der 
Hof,  daß  dort  beim  Tode  des  Kaisers  ein  Aufstand  ausbrechen  werde. 
Daher  war  noch  während  dessen  Krankheit  der  Judex  curiae  und  Feld- 
marschall  Johann  Fälffy  nach  Wien  berufen  worden,  damit  er  rathe, 
welche  Maßregehi  man  zu  ergreifen  habe,  um  in  Ungarn  die  Ruhe  und 
unbestrittene  Thronfolge  Maria  Therosia's  zu  sichern.'  Seinem  Rathe 
zufolge  erließ  die  Königin  schon  am  22.  October  an  säramtliche  Landes- 
behörden, Gespanschaften  und  Städte  Schreiben,  in  denen  sie  meldete, 
daß  sie  nach  dem  Tode  ihres  Vaters  die  Regierung  des  Reichs,  dessen 
Erbin  sie  vermöge  der  Gesetzartikel  I  und  H  von  1723  sei,  thatsächlieh 
angetreten  habe.  "Wie  sie  erwarte,  daß  die  Nation  ihr  als  rechtmässigem 
Könige  huldigen  und  Treue  halten  werde,  so  versichere  sie  dieselbe,  daß 
sie  ihrerseits  alle  Rechte  und  Freiheiten  Ungarns  und  der  getreuen 
Stände  unverletzt  aufrecht  halten  wolle.  Sie  werde,  um  die  Krone  zu 
empfangen,  den  Reichstag  in  kurzer  Zeit  einberufen  und  wie  an  dem- 
selben so  auch  sonst  nichts  unterlassen,  was  zum  "Wohle,  zum  Schutze 
und  zur  Beruhigung  des  Landes  dienen  könne.  Zwei  Tage  später  legte 
sie  nicht  nur  den  Oberbefehl  über  die  in  Ungarn  befindlichen  Truppen 
in  Pälfl'y's  Hände,  sondern  sandte  ihn  auch  mit  unbeschränkter  Vollmacht, 
gewissermaßen  als  ihren  Stellvertreter  hin.-  Auf  diese  Weise  verwan- 
delte Maria  Theresia  die  Spannung,  mit  welcher  die  Ungarn  der  Regie- 
rung einer  Frau  entgegensahen ,  in  zuversichtliche  Hoffnung.  —  Aehn- 
liche  Kundmachungen  wurden  auch  nach  den  andern  Ländern  gesendet, 
und  die  Huldigung  ging  dort,  wo  sie  nicht  an  eine  Krönung  geknüpft 
war,  anstandslos  vor  sich. 

Schon  am  24.  October  wurde  beschlossen,  die  Armee  so  schnell  als 
möglich  zu  ergänzen  und  auf  den  Kriegsfuss  zu  bringen,  ferner  die  Regi- 
menter, von  denen  die  meisten  in  Ungarn  lagen,  weil  sie  dort  zum  großen 
Theile  auf  Kosten  des  Landes  lebten,  so  zu  vertheilen,  dass  die  dazumal 
von  feindlichen  Einfällen  am  meisten  bedrohten  Länder,  Böhmen,  Mähren, 
Schlesien  und  Tirol,  geschützt  würden,  und  endlich  die  im  Verfall  befind- 
lichen Festungen  in  vertheidigungsfähigen  Zustand  zu  setzen.  Auch  ent- 
ließ die  Königin  die  gefangenen  Generale  SeckendorfF,  Neipperg  und 
WaUis  aus  ihrer  Haft  und  gab  ihnen  ihre  militärischen  Würden  wieder. 
Das  drückendste  Uebel ,  an  dem  die  Monarchie  zu  dieser  Zeit  litt 
lind  das  die  Ausführung  jener  beschlossenen  Maßregeln  hemmte,  war  der 
gänzliche  Mangel  an  Geld;  diesem  musste  sogleich  abgeholfen  werden. 
Da  aber  neue  ergiebige  Hülfsquellen  nicht  augenblicklich  eröffnet  werden 
xoimten,  so  nahm  die  Königin  Ersparnisse  vor,  durch  die  sie  Millionen 
i'wann;  sie  entließ  eine  große  Anzahl  überflüssiger  Katneralbeamter; 
-ie  verminderte  theils  und  zog  theils  ganz  ein  die  Gnadengehalte,  welche 
Karl  einer  Menge  von  (Jünsllingen  und  namentlich  S[)aniern  zahlte,  dio 
tiiit  ihm  oder  später  herübergekommen  waren,  und  die  ihn  eigentlich 
arm  gemacht  hatten;  sie  beschränkte  die  Ausgaben   für  die  Hofhaltung, 
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die  durch  fast  unglaubliche  Unterschleife  ausserordentlich  angewachsen 
waren,  wie  denn,  um  nur  Ein  Beispiel  anzuführen,  als  Schlaftrunk  für  die 
verwitwete  Kaiserin  Amalia  zwölf  und  für  jede  Hofdame  sechs  Kannen 
ungarischer  Wein  täglich  verrechnet  wurden. 

Als  Maria  Theresia  auf  solche  Weise  ihre  Stellung  im  Innern  ihrer 
Staaten  zu  befestigen  und  sich  gegen  feindliche  Angriffe  von  aussen  zu 
schützen  suchte,  war  ihre  Erbfolge  schon  ernstlich  angefochten  worden. 
Noch  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  hatte  der  Kurfürst  Karl  Albert  von 
Baiern  förmliche  Rechtsansprüche  auf  sämmtliche  vom  Hause  Oesterreich 
beherrschten  Länder  erhoben.  Er  gründete  dieselben  nicht  auf  seine 
Vermählung  mit  der  Jüngern  Tochter  Kaiser  Joseph's,  Maria  Amalia, 
denn  sie  hatte  ihren  Rechten  auf  die  Erbfolge  entsagt,  und  ihre  ältere, 
mit  dem  polnischen  König  und  sächsischen  Kurfürsten  August  IH.  ver- 
mählte Schwester  besass  das  Vorrecht  auf  dieselbe,  sondern  auf  eine 
testamentarische  Verfügung  des  Kaisers  Ferdinand  I.  Die  münchener 
Abschrift  des  Testaments  lautete,  daß  dieser  nach  dem  Aussterben  der 
habsburger  männlichen  Leibeserben  die  Nachkommen  seiner  ältesten 
mit  Herzog  Albert  V.  von  Baiern  vermählten  Tochter,  Anna,  zu  Erben 
aller  seiner  Staaten  einsetze.  Hierauf  sich  stützend ,  ließ  der  Kurfürst 
wenige  Tage  nach  dem  Tode  des  Kaisers  durch  seinen  Gesandten  bei 
allen  österreichischen  Conferenzministern  gegen  die  Thronfolge  Maria 
Theresia's  und  jede  Handlung,  die  seine  Rechte  beeinträchtigte,  protesti- 
ren,  desgleichen  die  in  Wien  anwesenden  Gesandten  anderer  Mächte 
ersuchen,  jeden  Schritt  zu  vermeiden,  aus  welchem  die  Anerkennung  der 
Erzherzogin  als  Königin  von  Ungarn  und  Böhmen  gefolgert  werden 
könnte.  Nun  wurde  dies  im  wiener  Staatsarchiv  aufbewahrte  Original 
des  Testaments  dem  bairischen  Gesandten  und  den  übrigen  Gesandten 
vorgezeigt,  in  welchem  nicht  männliche,  sondern  eheliche  Leibes- 
erben stand.  Hiermit  zerfielen  zwar  Karl  Albert's  Ansprüche  in  nichts, 
aber  er  fuhr  fort,  dieselben  zu  behaupten,  und  strebte  nebstbei  eifrig  dar- 
nach, zum  Kaiser  gewählt  zu  werden.  Da  er  jedoch  weder  Geld  noch  ein 
Heer  hatte,  musste  er  um  beides  an  dem  ihm  seit  lange  befreundeten 
französischen  Hofe  betteln. 

Bei  andern  Höfen  fanden  die  Ansprüche  des  Kurfürsten  keine  Be- 
achtung. König  Georg  II.  von  Britannien  erkannte  Maria  Theresia 
unverzüglich  als  Thronfolgerin  und  Königin  an  und  schlug  ihr -eine 
Allianz  wider  das  Haus  Bourbon  vor,  mit  dessen  spanischem  Zweig  er 
eben  in  einen  Seekrieg  verwickelt  war.  Die  Generalstaaten  der  Nieder- 
lande erklärten,  allen  ihren  tractatmäßigen  Verpflichtungen  gegen  die 
Königin  pünktlich  nachkommen  zu  wollen.  Der  König  von  Sardinien 
Karl  Emanuel  HI.  war  sogar  der  erste,  der  Maria  Theresia  anerkannte, 
obgleich  er  Ansprüche  auf  Mailand  machte.  In  kurzer  Zeit  erfolgte  ihre 
Anerkennung  auch  von  den  meisten  übrigen  Mächten  und  selbst  vom 
König  und  Kurfürsten  August.  Nur  Frankreich  zögerte  fortwährend 
unter  nichtigen  Vorwänden,  die  Anzeige  vom  Hinscheiden  Kaiser  Karl's 
und  der  Thronbesteigung  Maria  Thcresia's  zu  beantworten,  ungeachtet 
Karl  während  der  letzten  Jahre  seiner  Regierung  sich  a#  Frankreich 
angeschlossen  hatte  und  dagegen  mit  England  und  Holland,  den  alten 
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und  natürlicLen  Bundesgenossen  seines  Hauses,  in  ein  gespanntes  Ver- 
hältniss  geratlieu  war,  weil  sie  ihm  in  dem  wegen  der  polnischen  Königs- 
wahl entstandenen  Kriege  ihre  Hülfe  versagt,  und  ihn  zur  Auflösung  der 
ostendeschen  Handelsgesellschaft  genöthigt  hatten.  Das  Ausbleiben  der 
Antwort  hätte  daher  den  österreichischen  Ministern  verdächtig  sein 
müssen,  wenn  sie  für  Frankreich  weniger  eingenommen  gewesen  wären ; 
sie  aber  Hessen  sich  durch  die  feierlichen  Versicherungen  des  französi- 
schen Principal-Ministers,  Cardinal  Fleury,  daß  sein  König  und  dessen 
Hof  die  wohlwollendsten  Gesinnungen  gegen  die  Tochter  Kaiser  Karl's 
hegen  und  ihre  diesem  gegebenen  Versprechungen  erfüllen  werden,  nur 
allzu  lange  täuschen  und  hinhalten.  Ob  es  der  Cardinal  anfangs  mit 
solchen  Versicherungen  aufrichtig  und  ernstlich  meinte,  mag  dahinge- 
stellt bleiben.  Allein  die  beiden  Brüder  Grafen  Belleisle  und  der  Herzog 
Broglie  boten  ihren  und  der  königlichen  Maitresse,  Mailly,  Einfluß  auf, 
um  den  Krieg  mit  Oesterreich  herbeizuführen,  in  welchem  sie  als  Feld- 
herren zu  glänzen  hofften.  Oesterreich,  sagten  sie,  ist  jetzt  wehrlos  durch 
einheimische  Entkräftung  und  von  Feinden  umlagert,  die  Zeit  ist  da,  die 
Macht  dieses  Nebenbuhlers  zu  brechen  und  Frankreich  zum  Haupte 
Europas  zu  erheben;  auch  werden  wir  nicht  blos  staatsklug,  sondern 
zugleich  edelmüthig  handeln,  wenn  wir  den  Kurfürsten  von  Baiern,  dessen 
Vater  Frankreichs  treuer  Verbündeter  gewesen  und  als  solcher  ins  Un- 
glück gekommen  ist,  unterstützen  und  ihm  zum  Besitz  österreichischer 
Länder  verhelfen.  Durch  dergleichen  lockende  Vorstellungen  rissen  sie 
den  trägen  König,  den  eiteln  Hof  und  den  friedliebenden  Cardinal  zu  dem 
Beschluss  hin,  Maria  Theresia  im  Bündnisse  mit  ßaiern  zu  bekriegen. 
Aber  dieser  Beschluss  wurde  noch  geheimgehalten,  und  Fleury  fuhr  fort, 
den  österreichischen  Hof  von  selten  Frankreichs  freundschaftlicher  Ge- 
sinnungen zu  versichern. 

Der  erste  Angriff  auf  das  Erbe  der  Königin  kam  von  einer  Seite, 
\rui  wo  er  am  wenigsten  erwartet  worden  war.  König  Friedrich  H. 
von  Preussen  war  am  31.  Mai  1740  seinem  Vater  Friedrich  Wilhelm  1. 
nachgefolgt,  der  ihm  ein  trefflich  gerüstetes  und  geschultes  Heer  von 
7 1)000  Mann  und  einen  Schatz  von  neun  Millionen  Thalern  hinterlassen 
hatte.  Geistig  reich  begabt,  zum  Regenten  und  Feldherrn  geboren  und 
durch  ernste  Studien  gebildet,  jedoch  den  Staatsvortheil  über  das  Recht 
tzend,  zeigte  er,  zu  welcher  Blüte  und  Macht  ein  grosser  Monarch  einen 
iaat  von  beschränktem  Umfange  erheben  könne.  Im  Besitze  der  Mittel, 
wt'lche  sein  Vater  ihm  bereitet,  richtete  er  vor  allem  sein  Streben  darauf, 
seinem  neuen  Königreiche  von  nur  2140  Quadratmeilen  mit  nicht  ganz 
drei  Millionen  Einwohnern  eine  breitere  Grundlage  zu  verschaffen,  um 
es  zu  dem  Rang  und  Gewichte  der  alten  grossen  Staaten  zu  erheben. 
Die  Gelegenheit  dazu  bot  ihm  der  Zustand,  in  welchem  Kaiser  Karl  seine 
Monarchie  gelassen,  und  Schlesien  war  es,  das  er  an  sich  bringen  wollte. 
Kurz  nach  dem  Tode  des  Kaisers  Hess  er  Maria  Tiieresia  sein  Bündniß 
zum  Schutz  ihres  Erbes  gegen  jeden  feindlichen  Angriff,  seine  Stimme 
und  Verwendung  für  ihren  Gemahl  bei  der  bevorstehenden  Kaiserwahl 
und  ein  Darlehn  von  zwei  Millionen  Thalern  anbieten,  dagegen  aber  die 
Abtretung  der  schlesischeu  Herzogthümer  Jägerndorf,  Liegnitz,  Bricg 
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und  Wohlau  verlangen,  auf  welche  das  Haus  Brandenburg  auf  Erbver- 
träge gegründete  unverjährbare  Ansprüche  habe.  Zu  der  Schilderung 
aller  der  feindlichen  Angriffe,  die  schon  wider  die  Königin  geplant  wür- 
den,  fügte  er  die  drohende  Erklärung,  dass  er,  wenn  sie  sein  wohlge- 
meintes Anerbieten  zurückweisen  sollte,  gezwungen  sein  werde,  eine 
andere  Partei  zu  ergreifen.  Diesen  Worten  gaben  Kriegsrüstungen  und 
Truppenmärsche  in  der  Richtung  nach  Schlesien  Nachdruck. 

Maria  Theresia  kannte  damals  die  gefährlichen  Plane  noch  nicht, 
welche  bereits  zu  ihrem  Verderben  geschmiedet  wurden.  Sie  traute  noch 
immer  den  freundschaftlichen  Versicherungen  Fleury's;  sie  glaubte  nicht, 
daß  der  Kurfürst  von  Sachsen  und  König  von  Polen,  der  neuerdings 
seinen  Erbansprüchen  entsagte,  sein  Wort  brechen  werde;  sie  rechnete 
auf  den  Beistand  Russlands,  wo  Herzog  Ulrich  von  Braunschweig,  der 
Vater  des  in  der  Wiege  liegenden  Zaren  Ivan,  ihr  Neffe,  regierte;  sie 
durfte  von  England  und  Holland  eher  Unterstützung  als  Feindseligkeit 
erwarten.  W^as  hatte  sie  unter  solchen  Verhältnissen  vom  ohnmächtigen 
bairischen  Kurfürsten,  der  bisher  allein  offen  als  ihr  Gegner  aufgetreten 
war,  zu  befürchten?  Erstaunt  und  entrüstet  über  die  kühne  Zumuthung 
Eriedrich's,  daß  sie  ihre  Regierung  mit  der  Abtretung  eines  ihrer  besten 
Länder  beginnen  solle,  um  das  Bündniß  eines  Königs  zu  erkaufen,  der 
diesen  Titel  der  Gnade  ihrer  Vorfahren  verdanke  und  unter  dem  Scheine 
der  Freundschaft  sie  zu  berauben  suche,  wies  sie  also  sein  übermüthiges 
Anerbieten  zurück.  Sie  habe  keinen  Feind,  erklärte  sie,  wider  den  sie  des 
Bündnisses  mit  Preussen  bedürfte,  und  könne  in  keinem  Falle  dessen  An- 
sprüche auf  Schlesien  als  rechtsgültig"  betrachten,  wünsche  aber  das  bis- 
herige freundschaftliche  Verhältniss  beider  Staaten  zu  befestigen  und 
wolle  deshalb  in  Unterhandlung  mit  dem  Könige  treten.  Sie  besorgte 
nämlich,  wenn  Friedrich,  mit  seinen  Ansprüchen  schlechthin  abgewiesen, 
zum  Krieg  schritte ,  würden  ihre  andern  Feinde  ermuthigt  w'erden,  sie 
ebenfalls  anzugreifen,  und  hoffte  doch,  ihn  ohne  grosse  Opfer  befriedigen 
zu  können.  Allein  der  Marchese  Botta,  den  sie  nach  Berlin  sandte, 
bemühte  sich  umsonst,  den  König  von  seinem  Vorsatz,  Schlesien  zu  ge- 
winnen, dadurch  abzubringen,  daß  er  ihm  andere  Erwerbungen  anbot, 
und  ebenso  vergeblich  suchten  dessen  Gesandte  die  Abtretung  Schlesiens 
durch  die  Eröffnung  zu  erzwingen,  daß  es  um  die  Königin  von  Ungarn 
ohne  Preussens  Beistand  geschehen  sei,  indem  Frankreich,  Baiern  und 
Sachsen  sich  wider  sie  verbündet  haben.  ^ 

Während  dieser  Unterhandlungen  überschritt  Friedrich  am  18.  De- 
cember  ohne  Kriegserklärung  und  unter  dem  Vorgeben,  er  thue  es  im 
Interesse  der  Königin  von  Ungarn,  die  Grenze  Schlesiens  mit  22000  Mann 
Fußvolk  und  5000  Reitern.  Unbeschreiblich  gross  war  die  Entrüstung 
Maria  Theresia's  und  ihres  Hofs  über  den  aus  Eroberungssucht  unter 
gleißnerischen  Versicherungen  der  Freundschaft  unternommenen  Friedens- 
bruch; aber  ihn  zu  rächen  fehlte  es  anfangs  an  Kraft,  später  an  Einsicht 
und  Entschiedenheit.  In  Schlesien  lagen  nicht  mehr  als  drei  Regimenter, 
die  im  November  dort  angekommen  waren,  und   einige  Bataillone,  die 
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seit  früher  dort  sfandiMi.  Von  den  Festungen  waren  blos  Breslau  und 
Neisse  in  wehrhaftem  Zustande.  Die  Bevölkerung  verhi(.'lt  sich  im  ganzen 
theiinahmlos,  da  für  ihr  Wühl  von  seilen  der  Regierung  nichts  geschehen 
war,  und  die  Protestanton  insonderheit  mochten  in  Friedrich,  ihrem 
(ilauhensgenossen,  den  Befreier  von  dem  unerträglichen  Druck  erhlicken, 
den  sie  erduldeten.  Ein  anderer  Geist  herrschte  in  Ungarn.  Der  Ober- 
landesrichter Johann  Fälffy  rief  am  2G.  Januar  1741  die  ungarische  1741 
Nation  auf,  zur  Vertheidigung  der  von  Feinden  angefochtenen  Königin 
die  ^Yaften  zu  ergreifen,  und  weckte  damit  einen  Wetteifer,  der  sich 
nicht  blos  in  Worten,  sondern  in  Thaten  kundmachte.  Gespanschaften 
boten  den  Adel  auf  und  stellten  ausserdem  Mannschaften,  begiJterte 
Herren  rüsteten  Keiterscharen  aus,  andere  gaben  Pferde,  Waffen,  Klei- 
dungsstücke und  Nahrungsmittel.'  Die  eilig  gesammelten  Streiter  stießen, 
von  Johann  Baranyay,  Joseph  Festetics  und  Johann  Gillänyi  geführt, 
zu  der  Armee,  die  an  der  mährisch-schlesischen  Grenze  zusammengezogen 
wurde. 

Den  Oberbefehl  über  diese  Armee,  die  erst  im  Entstehen  begriffen  war, 
erhielt  Neipperg,  dem  alle  Eigenschaften  eines  Feldherrn  fehlten.  Die 
in  Schlesien  stehenden  und  die  dort  ankommenden  Truppen  befehligte 
einstweilen  General  Browne.  Dieser  legte,  um  den  Vormarsch  des  Fein- 
des einigermaßen  aufzuhalten,  Besatzungen  in  die  verwahrlosten  Festun- 
gen. Aber  gerade  die  Hauptstadt  und  wichtigste  Festung  blieb  ohne 
Besatzung,  denn  die  Bürgerschaft  Breslaus  weigerte  sich  unter  Berufung 
auf  ihre  PriN-ilegien,  eine  Besatzung  aufzunehmen,  indem  sie  selbst  im 
Stande  sei,  ihre  Stadt  zu  vertheidigen.  Browne  zog  sich  im  Januar  und 
Februar  mit  den  wenigen  Truppen,  die  ihm  nach  der  Besetzung  der 
Festungen  noch  übriggeblieben  waren,  bis  Neisse  zurück.  Während  in 
Wien  theils  weil  es  an  Geld  mangelte,  theils  der  gewohnten  Schlaffheit 
wegen  die  Kriegsrüstungen  langsam  betrieben  wurden,  und  Neipperg 
dort  die  Ankunft  der  aus  ihren  entfernten  Standquartieren  allmählich  sich 
bewegenden  Regimenter  in  Schlesien  abwartete,  breiteten  sich  die  Preußen 
über  das  Land  aus  und  Helen  die  Festungen  eine  nach  der  andern  in  ihre 
Hände.  Vor  Breslau  erschien  Friedrich  selbst,  da  entsank  der  Bürger- 
xliaft  der  Muth,  sie  unterhandelte  und  öffrtete  ihm  die  Thore.  Nur  Neisse 
und  Brieg  leisteten  auch  dann  noch  beharrlichen  Widerstand,  als  Browne 
bis  an  die  Grenze  Mährens  zurückgewichen  war. 

Am  13.  März  brachte  Maria  Theresia  einen  Sohn,  den  lange  und  sehn- 
lich erwarteten  Thronerben  Joseph,  zur  Welt.  Das  erfreuliche  Ereigniß 
gab  ihr  neuen  Muth  und  Siegeshoffnung.  Da  bereits  eine  Streitmacht, 
die  stark  genug  schien,  die  Preußen  zurückzutreiben,  an  der  Grenze  zwi- 
schen Schlesien  und  Mähren  stand,  drang  sie  nun  nachdrücklich  darauf, 
daß  Neipperg  sich  zur  Armee  begebe  und  den  Kampf  beginne.  Er 
mußte  gehorchen.  Aber  noch  immer  unschlüssig  reiste  er  so  langsam, 
daß  er  erst  gegen  Ende  März  in  den  Standquartieren  um  Engelsberg  und 
Freudentbal  ankam,  von  wo  er  am  29.  nach  dem  nur  7  Meilen  entfernten 
Nei.sse  aufbrach  und  acht  Tage  brauchte,  um  dahin  zu  gelangen.  Hierdurch 
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gab  er  Friedrieb,  den  er  bätte  überrascben  können,  Zeit,  seine  zerstreuten 
Truppen  eilig  zusammenzuziehen.  Von  da  rückte  er  ebenso  langsam 
gegen  Brieg  vor  und  nötbigte  das  preußische  Corps,  welches  die  Stadt 
belagerte,  sich  nach  Ohlau  zurückzuziehen.  Statt  demselben  nachzusetzen 
und  sich  Ohlaus  zu  bemächtigen,  wo  der  König  seine  Magazine  hatte, 
dui'ch  deren  Wegnahme  dieser  in  die  mislichste  Lage  gerathen  wäre,  quar- 
tierte Neipperg  seine  Truppen  in  Mollwitz  und  die  umliegenden  Dörfer 
ein,  um  wieder  Rasttag  zu  halten.  Unterdessen  hatte  Friedrich  seine  in 
Eilmärschen  heranziehenden  Truppen  um  sich  gesammelt,  ohne  daß 
Neipperg  es  bemerkte  und  irgendeinen  Entschluss  faßte,  obgleich  er 
inmitten  der  Preußen  stand. '^  Dieser  war  daher  überrascht,  als  die 
Preussen  am  Morgen  des  10.  April  gegen  Mollwitz  heranzogen,  und 
stellte  ihnen  sechs  Reiterregimenter  unter  General  Römer  entgegen,  die 
in  Mollwitz  selbst  einquartiert  waren,  damit  unter  ihrem  Schutze  das  aus 
den  benachbarten  Dörfern  herbeigerufene  Fußvolk  in  Schlachtordnung 
trete.  Es  war  zwei  Uhr  nachmittags  geworden,  bis  die  preussische  Armee 
in  der  damaligen  zeitraubenden  Weise  ihre  Schlachtordnung  formirt 
hatte  und,  die  Infanterie  in  der  Mitte,  die  Reiterei  auf  beiden  Flügeln, 
die  Artillerie  (sechzig  Kanonen)  mehrere  hundert  Schritte  voraus,  zum 
Angriff  vorrückte.  Schon  schlugen  die  Kugeln  der  feindlichen  Geschütze 
dichter  und  dichter  in  die  Reiterregimenter  Römer's  ein,  als  Neipperg 
noch  immer  seine  Schlachtordnung  nicht  gebildet  hatte.  Da  konnte 
Römer  nicht  länger  zusehen,  wie  die  besten  Truppen  des  Heeres,  ohne 
sich  zur  Wehr  setzen  zu  dürfen,  vernichtet  wurden,  warf  sich  auf  die 
preußische  Cavalerie  am  linken  Flügel  und  schlug  sie  gänzlich  aus  dem 
Felde.  Dasselbe  that  General  Berlichingen  am  andern  Flügel.  Die 
Preußen  hielten  die  Schlacht  für  verloren,  ihre  Generale  drangen  in  den 
König,  sich  eilig  zu  entfernen,  und  er,  der  bisher  muthig  ausgehalten  und 
sich  vergeblich  bemüht  hatte,  seine  fliehende  Reiterei  wieder  zu  sammeln, 
verließ,  auf  Oppeln  zureitend,  den  Kampfplatz,  nachdem  er  dem  Marschall 
Schwerin  den  Oberbefehl  übertragen  hatte.  Nach  dem  Sieg  über  die 
Cavalerie  des  Feindes  stürzte  sich  die  österreichische  Reiterei  auf  dessen 
Fußvolk.  Aber  dieses  hielt  ihr  eine  so  undurchdringliche  Hecke  von 
Bajonneten  entgegen  und  empfing  sie  mit  einem  so  schnellen  und  regel- 
mässigen Feuer,  daß  alle  ihre  Angriffe  scheiterten,  und  sie  zuletzt  voll 
Schrecken  floh  und  zu  keinem  fernem  Angriff  mehr  zu  bringen  war. 
Noch  furchtbarere  Verheerungen  richtete  dieses  Feuer  unter  der  öster- 
reichischen Infanterie  an,  die  unterdessen  in  den  Kampf  eingegriffen 
hatte;  sie  wurde  durch  dasselbe  um  so  mehr  erschüttert,  weil  sie  es 
nicht  zu  erwidern  vermochte,  indem  sie  darauf  nicht  eingeübt  war  und 
ihre  hölzernen  Ladestöeke  zerbrachen.  Sie  gerieth  in  Unordnung  und  ein 
letzter  Angriff,  zu  welchem  Schwerin  seine  ganze  Schlaclitlinie  vorrücken 
ließ,  entschied  den  Tag  zu  Gunsten  Preußens.  Um  sieben  Uhr  war  die 
österreichische  Armee  im  vollen  Rückzug  begriffen,  den  sie  unter  der 
Deckung  von  Berlichingen's  Reiterei  bewerkstelligte.  Die  einbrechende 
Nacht  und  die  Flucht  seiner  Cavalerie  hinderten  Schwerin  sie  zu  verfolgen. 

'  Sein  Brief  an  den  Großher/.og  Franz  bei  Arneth,  a.  a.  O.,  S.  IGI. 
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Die  Niederlage  ihres  Heeres  wurde  für  Maria  Theresia  verhängniß- 
voll.  König  Friedrich  zwang  Brieg  sich  zu  ergeben,  drang  nach  Ober- 
schlesien vor  und  steigerte  seine  Forderungen.  Die  Feinde  der  für 
wehrlos  erachteten  Königin  mehrten  sich,  wurden  kühner,  ihre  Freunde 
zögerten,  ihr  beizustehen,  und  jenen  ihrer  Völker,  die  den  feindlichen  An- 
griffen zunächst  ausgesetzt  waren,  entsank  der  Muth.  König  Philipp  V, 
von  Spanien,  obgleich  er  die  pragmatische  Sanction  anerkannt,  und  der 
Infant  Carlos  dafür  Neapel  und  Sicilien  erhalten  hatte,  erhob  Anspruch 
auf  sännntliche  Länder  des  ohne  männliche  Erben  verstorbenen  Kaisers 
Karl.  Er  gründete  denselben  auf  den  Theilungsvertrag,  den  Karl  V.  und 
Ferdinand  I.  15"2l  geschlossen  und  in  welchem  sie  das  wechselseitige 
Erbrecht  ihrer  männlichen  Nachkommenschaft  festgesetzt  hatten.  Er 
bedachte  nicht,  daß  er  nur  durch  Vernichtung  dieses  Erbrechts  die  spa- 
nische Krone  erlangt  hatte,  und  daß  dasselbe  mit  Vernunft  nur  auf  Karl's 
Stamm,  nicht  auf  einen  fremden  Besitzer  seines  Reichs  gedeutet  werden 
könne.  Das  sah  die  Königin  Elisabeth  wol  ein,  aber  es  gelüstete  sie, 
ihrem  zweiten  Sohn  Philipp  die  Lombardei  zu  verschaffen,  und  sie  erhob 
■<n  nichtigen  Anspruch  in  Ermangelung  eines  andern.  Nun  warf  auch 
•r  französische  Hof  die  Maske  der  Freundschaft  für  Maria  Theresia  ab 
!id  trat  an  die  Spitze  ihrer  Feinde,  die  er  zu  einem  mächtigen  Bunde 
»treinigte.  So  kam  denn  gegen  Ende  Mai  in  Nymphenburg  zwischen 
Frankreich,  Spanien  und  Baiern  das  Bündniß  zu  Stande,  wodurch  sich 
die  beiden  erstem  Mächte  verpflichteten,  den  Kurfürsten  Karl  Albert 
zur  Erlangung  der  Kaiserkrone  und  Erwerbung  der  österreichischen 
Monarchie  behülflich  zu  sein.  Frankreich  versprach  zu  diesem  Zwecke 
wenigstens  60000  Mann  ins  Feld  zu  stellen  und  dem  Kurfürsten  zur  Be- 
streitung der  Kriegskosten  grosse  Summen  zu  zahlen,  wofür  es  alle  Städte 
und  Länder,  welche  sein  Heer  in  Deutschland  und  den  Niederlanden  er- 
obern werde,  behalten  sollte.  Dasselbe  wurde  Spanien,  das  sich  dem 
Kurfürsten  ebenfalls  bedeutende  Subsidien  zu  zahlen  verbindlich  machte, 
in  Italien  zugestanden.  Dem  Bündnisse  trat  König  Karl  von  Neapel  und 
Sicilien  sogleich  bei.  Den  übrigen,  die  Ansprüche  auf  das  Erbe  Maria 
Theresia's  machten,  wurde  der  Beitritt  offen  gehalten.  Da  aber  diese 
Ansprüche  einander  widerstritten,  wurde  später,  nachdem  auch  die 
Könige  Friedrich  von  Preußen  und  August  von  Polen  dem  Bündnisse 
beigetreten  waren,  eine  vorläufige  Theilung  der  österreichischen  Länder 
verabredet;  Baiern  sollte  Böhmen,  Oberösterreich,  Tirol  und  den  Breis- 
gau erhalten,  Sachsen  mit  Mähren  und  Oberschlesien  befriedigt  werden, 
die  Lombardei,  Parma,  Piacenza  und  Mantua  wurden  für  Spanien  be- 
stimmt; Niederschlesien  sollte  Preußen  bleiben;  die  österreichischen 
Niederlande  waren  der  Antheil,  den  sich  Frankreich  erkor;  Maria 
Theresia  endlich  sollte  außer  Ungarn  mn-  Unterösterreich,  Steiermark, 
Kärnten  und  Krain  behalten. 

Dem  mächtigen  Bunde  stand  Maria  Theresia  noch  allein  gegenüber. 
In  England  hatte  sich  die  öffentliche  Meinung  laut  für  sie  und  gegen  den 
König  von  Preussen  ausgesprochen;  König  Georg  H.  hatte  am  19.  April 
1741  vor  dem  Parlament  in  der  Thronrede  seinen  Entschluß  erklärt, 
der  Königin  von  Ungarn  den  bestehenden  Verträgen  gemäß  12000  Mann 
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Hülfetruppen  zu  schicken  und  überhaupt  Schutz  gegen  ungerechte  Angriffe 
zu  gewähren,  und  das  Parlament  ihm  zu  diesem  Zwecke  300000  Pfd.  St. 
bewilligt.  Nach  der  Schlacht  bei  Mollwitz  wurde  Georg  für  sein 
Stammland  Hannover  besorgt,  welches  Friedrich  angreifen  würde,  wenn 
er  wider  ihn  feindlich  aufträte,  und  wünschte  daher  den  Bruch  mit  ihm 
zu  vermeiden.  Die  Minister  fügten  sich  in  den  Willen  des  Königs  theils 
aus  Gefälligkeit  gegen  ihn,  theils  weil  sie  Friedrich  für  einen  grossen 
Bund  wider  Frankreich  zu  gewinnen  beabsichtigten,  und  suchten  Frieden 
zwischen  ihm  und  Maria  Theresia  zu  stiften.  Also  wurde  der  Earl 
Hyndfort  in  das  preußische  Lager  geschickt  und  der  Gesandte  am  wiener 
Hof,  Robinson,  erhielt  den  Auftrag,  die  Königin  zu  bewegen,  daß  sie 
ihren  gefährlichsten  Feind  durch  Abtretung  eines  Theils  von  Schlesien 
befriedige,  damit  sie  im  Stande  sei,  sich  ihrer  andern  Feinde  zu  erwehren; 
nur  unter  dieser  Bedingung  könne  England  sie  unterstützen.  Die  Be- 
mühungen der  englischen  Regierung  blieben  erfolglos.  Friedrich  forderte 
nun  ganz  Niederschlesien  mit  Neisse  und  die  Grafschaft  Glatz;  Maria 
Theresia  dagegen  wies  die  Zumutbung,  eines  ihrer  besten  Länder  Fried- 
rich zu  überlassen,  der  sie  arglistig  überfallen  habe,  anfangs  mit  Unwillen 
zurück,  und  als  sie  sich  sjiäter  überwand,  das  Opfer  zu  bringen,  knüpfte 
sie  es  an  die  Forderung,  daß  der  König;  wie  er  früher  versprochen,  ihr 
Hülfe  wider  ihre  andern  Feinde  leiste.  Das  lehnte  hinwieder  er  ab,  in- 
dem er  bereits  am  4.  Juni  dem  Nymphenburger  Bündnisse  beigetreten 
"war.  Die  Unterhandlungen  wurden  jedoch  unter  Englands  Vermittelung 
fortgeführt. 

Viel  lieber  als  mit  Friedrich  wollte  sich  Maria  Theresia  mit  Frank- 
reich, Baiern  und  Spanien  vergleichen;  sie  Hess  sich  herab,  den  Frieden 
von  diesen  Mächten  mit  grossen  Opfern  zu  erkaufen;  aber  ihre  Anträge 
■wurden  von  ihnen,  die  des  Siegs  gewiß  zu  sein  glaubten,  schnöde  zurück- 
gewiesen. Der  Kurfürst  Karl  Albert,  durch  die  französischen  Subsidien 
in  den  Stand  gesetzt,  20000  Mann  zusammenzubringen,  überfiel  am 
31.  Juli  Passau,  und  am  15.  August  begannen  zwei  französische  Armeen, 
die  eine  von  42000,  die  andere  von  20000  Mann,  über  den  Rhein  zu 
g«hen.  Die  letztere,  dazu  bestimmt,  in  Deutschland  und  besonders  gegen 
Hannover  zu  operiren,  wurde  durch  die  Truppen  der  Kurfürsten  von 
Köln  und  der  Pfalz,  die  ebenfalls  französische  Subsidien  bezogen,  ver- 
stärkt. Die  erstere  vereinigte  sich  theils  mit  den  Baiern,  die  in  der 
Oberpfalz  standen,  um  in  Böhmen  einzufallen,  theils  mit  dem  Corps, 
welches  der  Kurfürst  persönlich  nach  Oberösterreich  führte.  Dieses 
Land  war  wehrlos.  Der  Mehrheit  der  Stände  schien  es  gleichgültig  zu 
sein,  wer  über  sie  herrsche,  ja  es  fehlte  unter  ihnen  sogar  nicht  an  bairisch 
Gesinnten;  sie  erhoben  Einsprache  gegen  die  Verlegung  von  3000  wa- 
rasdiner  Grenzern  nach  Oberösterreich,  ließen  sich  das  Einrücken  zweier 
Cavalerieregimenter  nur  ungern  gefallen  und  erklärten  das  Aufgebot  des 
Volks  für  nutzlos  und  unausführbar.  Daiier  stiess  der  Kurfürst  nirgends 
auf  Widersland,  zog  am  15.  September  in  Linz  ein,  fand  überall  bereit- 
willige Werkzeuge  zur  Ausführung  seiner  Befehle  und  berief  die  Stände 
auf  den  2.  October  zur  Huldigung.  Die  Mehrlieit  derselben  fand  sich  ein, 
und  uieniand  Ifistetc  die  Huldigung  bereitwilliger  als  zahlreiche  Mitglie- 
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der  des  hohen  Adels,  die  auch  sogleich  Aeniter  und  "Würden  von  dem 
neuen  Landesherrn  annahmen.*  Durch  den  leichten  Erfolg  gehlendet, 
dachte  der  Kurfürst  schon  Herr  der  gesaraniten  Monarchie  zu  sein,  und 
erließ  aus  Linz  an  die  Stände  aller  Länder  derselben,  also  auch  an  die 
ungarischen,  die  Aufforderung,  ihm  als  ihrem  rechtmäßigen  erblichen 
Landesherrn  zu  huldigen.  Hierauf  schickte  er  sich  an,  gegen  Wien  zu 
marschiren,  dessen  schwache  Besatzung  und  zagendes  Volk  ihm  zu  wider- 
stehen kaum  vermocht  hätten,  wenn  er  die  Zeit,  bevor  Wien  in  Verthei- 
digungszustand  gesetzt  worden,  nicht  über  Festen  versäumt  hätte. 

Unterdessen  war  ein  neuer  Feind  wider  Maria  Theresia  aufgetreten. 
Der  Kurfürst  von  Sachsen  und  König  von  Polen,  August,  dessen  Allianz 
sie  durch  das  Versprechen  beträchtlicher  Landabtretungen  und  großer 
Summen  Geldes  schon  erkauft  zu  haben  glaubte,  wollte,  als  ihr  Unter- 
gang unabwendbar  schien,  lieber  ein  ansehnliches  Stück  Beute  gewinnen, 
als  durch  das  Bündniß  mit  ihr  in  ihren  Ruin  verwickelt  werden.  Er 
schloß  sich  daher  am  16.  September  1741  ihren  Gegnern  an  und  ließ 
seine  Armee  zu  den  Franzosen  und  Baiern  stoßen,  die  nach  Böhmen 
marschirten.  Dagegen  schwand  die  Au.ssicht  der  Königin  von  Ungarn 
auf  Hülfe  von  ihren  Verbündeten  gerade  in  dieser  gefahrvollen  Zeit  fast 
gänzlich.  Die  Besorgnisse  des  Königs  von  Britannien  und  seiner  Minister 
um  Hannover  wurden  nach  dem  Beitritte  Friedricb's  zum  Nymphen- 
burger  Bündnisse  noch  ängstlicher  und  hielten  sie  von  thatsächlicher 
Unterstützung  der  bedrängten  Fürstin  ab,  deren  Bundesgenossen  sie  sein 
wollten.  Das  in  Ohnmacht  gesunkene  Holland  durfte  es  wegen  Frank- 
reichs nicht  wagen,  etwas  zu  ihren  Gunsten  zu  unternehmen.  Rußlands 
kraftlose  Regierung  wurde,  sie  zu  unterstützen,  durch  den  Krieg  mit 
Schweden  abgebalten,  welchen  zu  erklären  französische  Ränke  das 
letztere  bewogen  hatten. 

In  dieser  schweren  Bedrängniß  warf  sich  Maria  Theresia  den  Ungarn 
in  die  Arme,  von  deren  Eifer,  ihr  beizustehen,  sie  bereits  vielverheißende 
Proben  erhalten  hatte.  Dieser  Eifer  der  Ungarn  entsprang  aus  der  Hoff- 
nung, die  Königin,  der  und  deren  Nachkommen  sie  das  Recht  der  Thron- 
folge eingeräumt  haben  und  nun  beistehen,  dasselbe  gegen  alle  Angriffe 
zu  behaupten,  werde  dankbar  sein,  die  von  ihren  Vorfahren  oft  so  schwer 
\erlelzte  Verfassung  mit  neuen  Garantien  umgeben  und  den  gerechten 
Beschwerden  der  Nation  durch  Beseitigung  gesetzwidriger  Misbräuche 
abhelfen.  Das  zeigte  sich  am  Reichstage,  welchen  Maria  Theresia  am 
l'l.  Januar  auf  den  14.  Mai  nach  Preßburg  ausgeschrieben  hatte.  Die 
Abgeordneten  waren  von  ihren  Sendern  beauftragt,  jetzt,  wo  mit  der 
Königin  gewissermaßen  eine  neue  Dynastie  auf  den  Thron  gelange,  aus- 
zuwirken, daß  die  Willkür  des  Königs  und  der  Einfluß  fremder  Minister 
und  Behörden  aufhören,  daß  die  Constitution  und  Selbständigkeit  Ungarns 
Wahrheit  und  Wirklichkeit  werden  sollen.  Dasselbe  Ziel  hatten  auch 
jtne  Magnaten,  die  Freiheit  und  Vaterland  liebten,  vor  Augen.  Leider 
wurde  mit  diesen  berechtigten  Forderungen  das  selbstsüchtige  Standes- 
iiiteresse    vermischt:    auch  die  Privilegien  des  Adels,    namentlich  seine 
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über  alles  geschätzte  Steuerfreiheit,  sollten  für  immer  gesichert  werden. 
Maria  Theresia  selbst  bestärkte  die  Stände  in  der  Erwartung,  dies  alles 
von  ihr  zu  erlangen.  In  der  ersten  jener  Sitzungen,  die  gewöhnlich  vor 
der  Ankunft  des  Königs  und  feierlichen  Eröffnung  des  Reichstags  gehal- 
ten -wurden,  am  18.  Mai,  erklärte  der  Oberstlandesrichfer  Pälflfy,  die 
Königin  werde  kein  gesetz-  und  rechtmäßiges  Verlangen  der  Stände  ab- 
schlagen, damit  das  in  den  vergangenen  Zeiten  von  so  vielen  Wider- 
wärtigkeiten heimgesuchte  Reich  sich  wieder  zu  seiner  frühern  Blüte 
erhebe.  Hierauf  schritten  die  Stände  zur  Zusammenstellung  der  Landes- 
beschwerden und  der  aus  denselben  sich  ergebenden  Forderungen  und 
Wünsche.  Da  die  Erfahrung  lehrte,  daß  das  Krönungsdiplom  eine  festere 
Bürgschaft  gewähre  als  Gesetze,  die  der  Aenderung  unterliegen,  beschlos- 
sen die  Stände,  ein  neues  Krönungsdiplom  vorzubereiten.  Aus  demselben 
sollte  die  verfängliche  Clausel:  „Wir  werden  die  Gesetze  in  der  V/eise 
beobachten  und  beobachten  lassen,  wie  der  König  und  die  Stände  am 
Reichstag  über  deren  Sinn  übereinkommen  werden",  wegbleiben,  dagegen 
sollten  die  wichtigsten  Nationalrechte  und  Gesetze,  die  unter  der  Regie- 
rung der  frühern  Könige  verletzt  wurden,  ausdrücklich  erwähnt  werden. 
Während  die  auf  diesen  Beschluß  bezüglichen  Berathungen  gepflogen 
wurden,  trat  der  graner  Erzbischof,  Emexich  Eszterhäzy,  bei  den  Magna- 
ten zur  Unzeit  mit  dem  Vorschlage  auf,  den  Gemahl  der  Königin  als 
Mitregenten  anzuerkennen,  was  die  Erblande  bereits  gethan  haben.  Der 
Vorschlag  mistiel  einem  großen  Theile  der  Magnaten  und  ward  von  der 
Ständetafel  noch  weit  übler  aufgenommen.  Die  Mitregentschaft  wurde 
überhaupt  als  verfassungswidrig,  als  eine  Schmälerung  der  Befugnisst; 
des  Palatinats,  wol  gar  als  ein  Schritt  zu  dessen  Abschaffung  angesehen, 
und  zum  Großherzog  von  Toscana  insbesondere  hatte  man  kein  Ver- 
trauen, weil  gerade  unter  seiner  Statthalterschaft  der  Einfluß  der  kaiser- 
lichen Minister  zugenommen  und  er  selbst  seine  ausländischen  Günstlinge 
zu  Aemtern  befördert  hatte.  Auch  erblickten  die  Stände  darin,  daß  die 
obere  Tafel  eben  in  einer  Sache  von  solcher  Wichtigkeit  die  Initiative 
ergriffen  habe,  eine  Kränkung  ihrer  Rechte  und  schickten  an  sie  die 
Botschaft:  „Die  Stände,  die  vermöge  ihrer  Sendung  das  Land  vertreten, 
vernehmen  mit  Verwunderung  und  Misfallen,  daß  im  Frimatialpalaste 
(dort  hielten  die  Magnaten  ihre  Sitzungen)  ohne  sie  und  ohne  ihr  Wissen 
über  die  Mitregentschaft  des  Gemahls  der  Königin  berathen  wird.  Sie 
ziehen  es  zwar  nicht  in  Zweifel,  daß  die  Magnaten  gesetzliche  stimm- 
berechtigte Mitglieder  des  Reichstags  sind,  aber  die  Magnaten  selbst 
wissen,  daß  ihre  persönlichen  Stimmen  nicht  das  gleiche  Gewicht  mit 
den  Stimmen  der  Stände  haben,  die  ganze  Comitate  und  Körperschaften 
vertreten."  Den  hierüber  schon  entbrennenden  Streit  der  beiden  Tafeln 
beschwichtigte  der  königliche  Personal  und  als  solcher  Präsident  der 
untern,  Anton  Grazalkovics ',  indem  er  sie  bewog,  die  Sache  auf  sicli 
beruhen  zu  lassen. 

'  Grazalkovics  war  der  Soliii  uiibcniittftlter  adeliolier  Acltern,  der  sich,  al-s 
er  'He  Schulen  besuclitc,  wie  andere  arme  Jünglinge  seine  täglichen  Mahl- 
zeiten aus  den  Häu.sern  mitleidiger  Faruilicn  aifhulte.  Später  öfifneten  ihm 
'l'alent  und  Fleiß  den  Zugang  zu  öfi'eiitücheii  Aemtern.    Er  beutete  sie  zu  seineiu 
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Hierauf  wurden  die  Beratbuiigen  über  die  Landesbescbwerden  und 
das  Krünungsdiplom  fortgesetzt  und  in  das  letztere  folgende  Punkte  auf- 
genommen: Der  Adel  und  die  Geistlicbkeit   sind   für   alle  Zeiten    und 
unabänderlich  von    allen  Steuern    befreit;    die   Abgaben    und    sonstigen 
Leistungen  haften  nicht  am  Grundbesitz,  sondern  an  der  Person.  —  Die 
zurückeroberten  Landestlieile  werden  dem  Reiche  wieder  einverleibt  und 
als  Gespanschaften  organisirt.  Siebenbürgen  soll  als  Kronland  vom  Könige 
Ungarns  regiert  und  mit  dem  Reiche  wieder  vereinigt  werden.  —  Das 
Palatinat  darf  nicht  länger  als  ein  Jahr  unbesetzt  bleiben.    Dem  Palatin, 
Primas  und  Bau,  desgleichen   den   andern  Reichs-   und  Staatsbeamten 
werden  die  allen  gesetzlichen  Befugnisse  ihrem  ganzen  Umfange  nach 
wieder  eingeräumt.  —  Die  Angelegenheiten  Ungarns  sollen  ausschließ- 
lich von  Eingeborenen  verwaltet,  Kirchenwürden  und  Staatsämter  nur 
solchen  verliehen  werden.  An  den  königlichen  Fiscus  gefallene  Güter  sind 
K-nfalls  nur  an  Ungarn  zu  vergeben.  —  Die  Leitung  der  einheimischen 
•  iilitärangelegenheit  wird  einem  Kriegsralhe,  dessen  Präsident  ein  unga- 
I  i<clier  General  und  dessen  Mitglieder  Ungarn  sein  sollen,  desgleichen  die 
■rpllegung  und  Ein(|uartierung  der  Truppen  inländischen  Commissariaten 
.:?rgeben.  —  Die  Landesbeschwerden  vernimmt  und  erledigt  der  König 
nmer  persönlich  am  Reichstage,  —  Endlich  sollte  der  König  in  Ueber- 
instimmung  mit  diesem  Inauguraldiplom  im  Krönungseide  ausdrücklich 
liwören,  daß  er  die  Rechte  und  Gesetze  Ungarns  in  Kraft  erhalten 
id  die  wenn  immer  wiedererworbenen  Provinzen  mit  demselben  ver- 
iigen  werde. 
Am  '27.  Mai  hatte  Maria  Theresia  die  Deputation  empfangen,  welche 
einlud,  zum  Reichstag  und  zur  Krönung  nach  Preßburg  zu  kommen. 
.!n  20.  Juni  hielt  sie  ihren  feierlichen  Einzug  in  das  preßburger  Schloß 
d  wurde,  einem  vorangegangenen  Beschlüsse  gemäß,  von  den  Reichs- 
unden mit  dem  Zurufe:  „Vivat  domina  et  rex  noster  —  Es  lebe  die 
rrii),  unser  König  — ",  begrüßt.     Am  folgenden  Tage  begaben  sich 

•  Mitglieder  beider  Tafeln  in  das  Schloß,  um  die  Thronrede  anzuhören 
d  die  königlichen  Propositionen  in  Empfang  zu  nehmen.  In  diesen 
iren  die  Krönung,  die  Wahl  des  Palatino,  die  Vermehrung  des  stehen- 
;i  Heeres  und  die  zu  dessen  Unfcrhalt  erforderlichen  Steuern  als  die 

•  genstände  bezeichnet,  mit  denen  sich  der  Reichstag  hauptsächlich 
^chäftigen  und  die  er  nach  dem  Wunsche  der  Königin  wegen  des 
:  iegs  binnen  zwei  Monaten  erledigen  sollte.  Die  Krönung  war  auf 
n  25.  Juni  angesetzt.  Die  Stände  überreichten  daher  der  Königin  noch 
.  demselben  Tage  das  von  ihnen  vorbereitete  neue  Krönungsdiplom  mit 
r  Bitte,  es  zu  genehmigen.    xV.ra  selben  Tage  ging  auch  die  Wahl  des 

.ilatins  vor  sich.    Die  Königin  schlug  zu  der  höchsten  Reichswürde  vor: 

Vortheil  aus  und  suchte  die  Uofgunst.  Kaiser  Karl  machte  iLn  zum  Baron 
und  ernannte  ihn  zum  königlichen  Personal;  Maria  Theresia  schenkte  ihm 
ihre  Gunst  in  noch  hüherni  MaDe,  verlieh  ihm  das  einträgliche  Amt  des 
Kammerpräsidenten  nebi^t  dem  Grafentitel,  und  ließ  ihn  endlich,  nachdem 
er  ihfils  durch  ktmlyüche  Schenkungen,  ihcils  auf  andere  gerechte  und  un- 
gerechte Art  in  den  Besitz  großer  Herrschaften  gelangt  war,  durch  den 
Kaiser  Franz  I.  zum    Fürsten  des  römischen  Reichs  erheben. 
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von  katholischer  Seite  den  Oberstlandesrichter  Johann  Pälffy  und  den 
Ban  von  Kroatien  Joseph  Eszterhäzy,  von  evangelischer  die  Barone 
Paul  Revay  und  Emerich  Zay.  Nachdem  der  Primas  das  königliche 
Candidationsscbreiben  eröffnet  hatte,  fragte  er,  ob  die  Reichsstände  einen 
unter  den  Candidirten  wählen  oder  ausrufen  wollen.  Da  erklärte  Eszter- 
häzy, obgleich  er  wußte,  daß  die  meisten  Abgeordneten  der  Gespan- 
schaften und  Städte  den  Auftrag  hatten,  für  ihn  zu  stimmen,  er  trete  vor 
den  hohen  Verdiensten  des  Oberstlandesrichters  zurück  und  beantrage, 
ihn  zum  Palatin  auszurufen.  Die  edelmüthige  Erklärung  des  beliebten 
Mannes  fand  Beifall,  Pälffy  wurde  einstimmig  zum  Palatin  ausgerufen 
und  sogleich  zur  Königin  begleitet,  um  den  Eid  in  ihre  Hände  abzulegen. 
An  Pälffy's  Stelle  ernannte  die  Königin  den  Ban  Eszterhäzy  zum  Judex 
curiae.  Die  Stände  wählten  die  Grafen  Georg  Erdödy  und  Johann 
Eszterhäzy  zu  Kronhütern,  wodurch  sie  das  Gesetz  verletzten,  welches 
anordnete,  daß  der  eine  Kronhüter  evangelisch  sein  müsse. 

Das  der  Königin  eingereichte  Krönungsdiplom  enthielt,  wenn  wir 
die  für  immer  zu  garantirende  Steuerfreiheit  des  Adels  ausnehmen,  nichts 
Unbilliges  und  Neues,  auch  wurde  damit  nicht  Beschränkung  der  könig- 
lichen Gewalt,  sondern  blos  Sicherstellung  der  Selbständigkeit  Ungarns 
beabsichtigt.  Aber  es  misfiel  den  deutschen  Käthen  Maria  Theresia's  un- 
gemein; denn  es  wollte  ihren  Einfluß  auf  Ungarn  auflieben,  den  Böhmen 
und  Oesterreichern  die  Gelegenheit  benehmen,  hier  durch  die  Gunst  des 
Hofes  zu  ausgedehntem  Landbesitz  zu  gelangen,  und  den  vornehmen 
adelichen  Geschlechtern  den  Weg  verschließen,  ihre  Söhne  mit  den  rei- 
chen ungarischen  Kirchenpfründen  zu  versorgen.  Darum  erhoben  sie  -sr 
allerhand  schwere  Bedenken  gegen  die  Annahme  desselben;  die  Ungarn,  t 
sagten  sie,  wollen  das  Band  zerreißen,  mit  welchem  die  pragmatische 
Sanction  sie  an  die  österreichische  Monarchie  geknüpft  hat;  die  Königin 
würde  durch  die  Ausstellung  dieses  Diploms  sich  der  Mittel  berauben, 
ihre  treuesten  Diener  durch  Verleihung  ungarischer  Güter  und  Pfründen 
zu  belohnen  und  ihnen  Sitz  und  Stimme  im  Reichstage  zu  verschaffen.* 
Maria  Theresia  schenkte  diesen  Bedenken  insoweit  Gehör,  daß  sie  die 
Ausstellung  des  ihr  unterbreiteten  Krönungsdiploms  ablehnte.  Ihr  Re-  ^ 
Script  lautete:  Der  H.  Gesetzartikel  von  1715  setzt  den  Inhalt  und  die 
Form  des  Krönungsdiploms  fest  und  verpflichtet  jeden  König  zur  Aus- 
stellung desselben  vor  seiner  Kröimng;  dasselbe  verordnet  auch  der 
II.  Artikel  von  172.'),  durch  welchen  die  weibliche  Erbfolge  eingeführt 
ward,  von  diesen  Gesetzen  dürfe  sie  nicht  abweichen.  Um  aber  die 
Stände  von  ihrer  huldvollen  Gesinnung  gegen  Ungarn  zu  überzeugen, 
erkläre  sie,  die  Steuerfreiheit  des  Adels  und  des  Klerus  werde  auch  von 
ihr  in  dem  Sinne  aufgefaßt,  daß  dieses  Privilegium  und  der  Grundsatz: 
„die  Steuer  haftet  an  der  Person,  nicht  am  Boden",  ferner  kein  Gegenstand 
reichstäglicher  Verliandlungen  sein  dürfe.  Wiewol  der  III.  Artikel,  der 
ausdrücklich  sagt,  daß  Ungarn  nicht  in  der  Art  wie  die  Erblande,  son- 
dern nach  seinen  Gesetzen  und  Gewohnheiten  regiert  werden  soll,  die 
Rechte  des  Reichs  und  der  Stände  hinreichend  gewährleistet,  so  wilh'gt 

'  Arncth,  a.  a.  0,,  I,  272  fg. 
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die  Königin  ein,  daß  hierüber  ein  eigenes  Gesetz  gemacht  werde.  Des- 
gleichen ist  sie  geneigt,  über  die  Art,  wie  die  zurückeroberten  Landes- 
theile  wieder  dem  Reiche  einzuverleiben  seien,  sich  mit  den  Ständen  zu 
berathen.  Ferner  verspricht  sie,  das  Palatinat  nie  länger  als  ein  Jahr 
unbesetzt  zu  lassen,  auch  die  gesetzlichen  Befugnisse  des  Palatins,  Pri- 
mas und  Bans  in  Kraft  zu  erhalten,  zu  kirchlichen  Würden  und  Staats- 
ämtern nur  würdige  Ungarn  zu  ernennen,  die  Verwaltung  der  ungari- 
schen Angelegenheiten  nur  Eingeborenen  anzuvertrauen,  an  den  könig- 
lichen Fiscus  gefallene  Güter  verdienten  Ungarn  zu  verleihen,  und  endlich 
die  Abstellung  der  Landesbeschwerden  nicht  zu  unterlassen.  DieAntwort 
genügte  der  Mehrheit  der  Reichsstände  nicht.  Sie  sandten  am  24.  Juni 
eine  Petition  an  die  Königin,  in  welcher  sie  baten,  Ihre  Majestät  wolle, 
wenn  sie  den  von  den  Reichsständen  ihr  vorgetragenen  Wünschen  Auf- 
nähme  in  das  Krönungsdiplom  schlechterdings  verweigere,  wenigstens 
dieselbe  Gewährleistung,  welche  sie  in  ihrem  Rescripte  den  auf  die 
adelichen  Privilegien  bezüglichen  ertheilte,  auch  auf  die  übrigen  aus- 
dehnen. Durch  Verweigerung  dieses  Verlangens  würde  Maria  Theresia 
den  Verdacht  constitutionswidriger  Gesinnung  geweckt  und  die  Nation, 
auf  deren  Beistand  sie  rechnete,  sich  entfremdet  haben;  sie  antwortete 
daher  am  selben  Tage:  sie  gebe  im  voraus  ihre  Zustimmung,  daß  noch  am 
gegenwärtigen  Reichstage  Gesetze  eingebracht  werden,  die  ihr  und  ihren 
Nachfolgern  die  Verpflichtung  auferlegen  sollen,  die  von  den  Reichs- 
ständen ausgesprochenen  Wünsche  zu  erfüllen.  Auch  versprach  sie,  auf 
fernere  Wünsche,  welche  ihr  nach  der  Krönung  vorgetragen  würden, 
solchen  Bescheid  zu  geben,  daß  die  Stände  sich  von  ihrer  huldvollen 
Gesinnung  überzeugen  werden.  Das  Rescript  wurde  unter  freudigen 
Ausrufen:  „Hoch  lebe  Maria  Theresia  unser  König",  vorgelesen;  durch 
dasselbe  gewann  die  Königin  mit  einem  male  das  Vertrauen  und  die 
Liebe  der  Ungarn.  „Was  unter  der  dritthalbhundertjährigen  Regierung 
des  Hauses  Oesterreich  nicht  erlangt  werden  konnte",  rief  Joseph 
Eszterhäzy,  „das  hat  die  huldreiche  Königin  in  kurzen  sechs  Stunden 
vollbracht." 

Am  folgenden  Tage,  25.  Juni,  ging  die  Krönung  mit  dem  gewöhn- 
lichen Ceremoniell,  aber  zugleich  mit  einer  freudigen  Theilnahme  des  für 
seine  Königin  begeisterten  Volkes  vor  sich ,  wie  sich  diese  wol  bei  der 
Krönung  keines  ihrer  Vorfahren  geäussert  hatte.  Die  Liebe  zu  ihr  that 
sich  auch  in  der  Erhöhung  des  gebräuchlichen  Krönungsgescheiikes  auf 
100000  Gulden  kund. 

Nach  der  Krönung  wurden  theils  in  den  entsendeten  Commissionen, 
theils  in  den  Kreisversammlungen  über  verschiedene  Gegenstände  Be- 
rathungen  gepflogen  und  die  Gesetze  vorbereitet,  welche  der  Reichstag 
geben  und  der  Königin  zur  Bestätigung  vorlegen  wollte.  Haui)tsächlich 
aber  beschäftigten  sich  die  Reichsstände  mit  den  weitern  Begehren, 
welche  sie  der  Königin,  durch  ihr  im  Rescript  vom  24.  Juni  gegebenes 
Versprechen  ermuthigt,  vorzutragen  beabsichtigten.  Vor  allem  andern 
beschlossen  sie  zu  bitten,  daß  die  Königin  ihre  Residenz  nach  Ungarn 
verlege;  denn  dadurch,  urlheilten  sie  richtig,  würden  nicht  allein  den 
gesetzwidrigen  fremden  Einflüssen  Schranken  gesetzt,  sondern  Ungarn 
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auch  der  Mittelpunkt  werden,  von  dem  die  Regierung  der  gesamratcn 
Monarchie  ausginge.  Man  dürfe  sich  nicht  wundern,  sagte  der  Oberstlan- 
desrichter Eszterhäzy,  daß  die  Könige  aus  dem  Hause  Oesterreich,  so  oft 
sie  es  auch  versprachen,  dennoch  nicht  in  Ungarn  ihre  Residenz  nahmen, 
denn  der  größte  Theil  des  Landes  stand  unter  türkischer  Herrschaft. 
Siebenbürgen  hatte  seine  eigenen  Fürsten,  denen  gewöhnlich  auch  die 
östlichen  Gespanschaften  gehorchten ,  und  das  kleine  königliche  Gebiet 
war  fortwährend  feindlichen  Einfällen  ausgesetzt;  dazu  trugen  diese 
Könige  die  deutsche  Kaiserkrone,  wodurch  sie  gewissermaßen  verpflichtet 
wurden,  in  einem  deutschen  Lande  zu  wohnen.  Jetzt  ist  es  anders  ge- 
worden. Die  Kaiserkrone  ruht  nicht  auf  dem  Haupte  der  Königin;  ganz 
Ungarn  ist  von  fremder  Herrschaft  befreit,  es  ist  das  größte  und  wich- 
tigste Land  der  Monarchie  und  kann  mit  Recht  fordern,  daß  der  Beherr- 
scher in  seiner  Mitte  residire.  Die  Reichsstände  verkannten  aber  auch 
die  Hindernisse  nicht,  welche  der  Verlegung  der  Residenz  entgegenstän- 
den und  die  Königin  davon  abhalten  könnten.  Sie  forderten  daher,  daß 
der  Palatin,  Primas  und  Ban  vermöge  ihres  Amtes  Mitglieder  des  gehei- 
men Staatsrathes  sein  und  außerdem  noch  andere  Ungarn  in  denselben 
aufgenommen  werden  sollen,  damit  Ungarn  auf  die  Angelegenheiten  der 
Monarchie,  mit  der  es  vermittelst  der  pragmatischen  Sanction  in  engere 
Verbindung  getreten  ist,  den  ihm  gebührenden  Einfluß  gewinne.  Die 
Statthalterei,  die  das  Gegentheil  von  dem  leistete,  was  mit  der  Errichtung 
derselben  beabsichtigt  worden  war,  hätte  man  am  liebsten  wieder  auf- 
gehoben gesehen,  begnügte  sich  aber,  die  Entfernung  des  ihr  vom  Kaiser 
Karl  als  Wächter  aufgedrungenen  Conimissai'S,  die  Mittheilung  der  ihr 
gegebenen  geheimen  Instruction  und  eine  wesentliche  Umgestaltung  der 
Behörde  zu  verlangen.  Für  die  Hofkanzlei  und  Hofkammer  wurde  die 
Vollstreckung  der  unzähligen  Gesetze  gefordert,  die  deren  Unabhängig- 
keit von  den  gleichnamigen  österreichischen  Behörden  sichern  sollten. 
Besonders  lebhaft  äußerte  man  im  Reichstag  den  Wunsch,  das  ungarische 
■Heer  von  dem  erbländischen  zu  trennen  und  eine  eigene  Militärverwal- 
tung zu  errichten.  Da  jedoch  die  Verwirklichung  dieses  Wunsches  kaum 
wahrscheinlich  war,  so  begehrte  man,  daß  dem  Obcrhofkriegsrathe  zwei 
Ungarn  beigegeben  würden,  die  in  ungarischen  Militärangelegenheiten 
unmittelbar  der  Königin  Bericht  erstatten  und  von  ihr  Befehle  erhalten 
sollten;  daß  die  Generale  und  Offiziere  der  ungarischen  Regimenter 
Ungarn  seien;  daß  die  ungarischen  Truppen  in  Friedenszeiten  in  Ungarn 
liegen  und  die  Festungen  besetzen  mögen,  daß  für  ihre  Einquartierung, 
Besoldung  und  sonstige  Verpflegung  durch  die  Errichtung  einheimischer 
Kriegscommissariate  gesorgt  werde.  Nebstbei  waren  die  Stände  auch 
darauf  bedacht,  daß  der  Wohlstand  Ungarns  gehoben  werde;  sie  ersuch- 
ten die  Königin,  den  Handel  von  den  ihn  lähmenden  Fesseln  zu  befreien, 
Monopole  aufzuheben  und  besonders  die  hohen  Zölle  herabzusetzen, 
welche  die  Einfuhr  ungarischer  Producte  in  die  österreichischen  und 
b'ihmischen  Länder  außerordentlich  erschwerten.  Dies  waren  die  wich- 
tigsten unter  jenen  Wünachen,  welche  d<r  Reichstag  in  der  zweiten  Zu 
achril't  der  Königin  vortrug  und  am  8.  Juli  (buch  den  l'ahitin  und  den 
Primas  ihr  einreichen  ließ. 
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Marin  Tlieiosia  äußerte  vor  den  beiden  .hohen  Würdenträgern  tiefen 
liiniutl)  darüber,    daß  die  Stände  ihren  Gemahl    nicht    als  Mitregenten 
anerkannt  haben,  und  dieser  darum  bei  ihrer  Krönung  den  Ehren[)Uitz 
nicht  einnehmen,  den  sie  ihm  zugedacht   hatte,  sondern   bei  derselben 
gleichsam  nur  als  Privatperson  zugegen  sein  konnte.    Vergebens  bemühte 
sich  der  Palatin,  sie  zu  überzeugen,  daß  die  Staatskluglieit  die  Procla- 
mirung  des  Großherzogs  zum  Mitregenten  widerruthe,  indem  durch  die- 
selbe die  Zahl   und  Erbitterung  ihrer  Feinde  vermehrt,    namentlich  der 
König  von  Polen  beleidigt  würde;  sie  bestand  auf  der  Forderung,  daß  ihr 
ttemahl  zum  Mitregenten  ausgerufen  werde,  und  erklärte,  die  Reichs- 
>iände  hätten  nur  dann  eine  gnädige  Antwort  auf  ihre  Bitten  zu  erwarten, 
wenn  sie  dieses  Begehren  ihrer  Königin  erfüllten;  sollten  sie  aber  bei 
ihrer  Weigerung,  demselben  zu  entsprechen,  beharren,  so  werde  sie  ihren 
( lemahl  aus  königlicher  Machtvollkommenheit  zum  Mitregenten  ernennen. 
Zu  diesem  Acte  der  W^illkür,  der  unter  den  bestehenden  Verhältnissen 
dem  Lande  und  der  Königin  höchst  gefährlich  werden  konnte,  durfte  es 
nicht  kommen,  PälfTy  suchte  daher  die  einllußreichsten  Männer  beider 
Tafeln  für  die  Mitregentschaft  zu  stimmen.    Aber  auch  Maria  Theresia 
meinte  es  mit  ihrer  Drohung  nicht  ernstlich;  ihr  lag  vielmehr  alles  daran, 
']-iß  ihr  Wunsch  auf  gesetzlichem  Wege  verwirklicht   werde.     Um   die 
iillußreichsten  Magnaten  und  Abgeordneten  dafür  zu  gewinnen,  lud  sie 
lueselben  zu  Tisch  und  zu  Abendunterhaltungen  und  bezeigte  ihnen  ihre 
Gunst  auf  mancherlei  Weise.    Am  13.  Juli  berief  sie  den  Oberstlandes- 
richter Eszterhäzy  zu  sich,  dessen  Beliebtheit  bei  den  Ständen  sie  kannte. 
Von  seiner  Einsicht  und  Treue,  sagte  sie,  erwarte  sie  den  besten  Rath, 
•lebe  Antwort  sie  auf  die  Zuschrift  des  Reichstags  zu  geben  habe.    Es 
limerze  sie,  daß  manche  Begehren  der  Stände  von  Mistrauen  gegen  sie 
iigen,  gegen  sie,  die  doch  in  ihrem  Leben  nie  des  Eides  vergessen  werde, 
mit  dem  sie  geschworen  habe,  die  Rechte  und  Gesetze  Ungarns  unver- 
brüchlich zu  halten.  Sie  wisse,  ihre  deutschen  Räthe  seien  keine  Freunde 
der  Ungarn,  und  wünsche  daher,  daß  die  ungarischen  Angelegenheiten 
immittelljar  ilir  vorgetragen  würden;   dann   werde   man   sehen,   welch 
freundliche  Gesinnungen  sie  gegen  die  edle  Nation    hege.    Eszterhäzy 
'ii(')ge  also  alles  thun,  was  in  seinenKräften  stehe,  um  deren  unbegründetes 
ii->traucn  zu  zerstreuen.    Hierauf  erwiderte  er:  „Nicht  Mistrauen,  son- 
rn  gerade  das  zuversichtlichste  Vertrauen  zu  Euerer  Majestät  beweisen 
•!  Reichsstände  dadurch,  daß  sie  ihre  Wünsche  unverhohlen  aussprechen. 
•  verlangen  nichts  Neues.     Gehen  wir  die  Jahrbücher  seit  dem  Tode 
s  unglücklichen  Ludwig  11.  durch,  so  finden  wir,  daß  unter  der  zwei- 
bundertjährigen    Regierung    des    Hauses    Oesterreich     dieselben    Dinge 
"••'fordert  und  durch  die  mit  Eiden  bekräftigten  königlichen  Krönungs- 
|dome  versprochen  und  zugesichert  wurden,  aber  bisher  nie  zur  Voll- 
.  eckung  gelangten.    Die  Stände  richten  daher  ihre  Bitten  n)it  um  so 
'»sserm  Vertrauen  an  Eure  Majestät,  je  zuversichtlicher  ihre  Hoffnung 
:  ,  daß  sie  ihren  Endzweck  endlich  bei  ihrer  allergnädigsten  Königin 
reichen  werden."    Die  Worte  schienen  einen  so  tiefen   Eindruck  auf 
Maria  Theresia  zu  machen,  denn  sie  entschuldigte  ihre  Vorfahren  mit  der 
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Ungunst  der  Zeiten  und  ließ  sich  in  lange  Erörterungen  ein,  in  welcher 
Weise  die  Wünsche  der  Ungarn  erfüllt  werden  sollten. 

Selbstverständlich  war  es  die  Absicht  der  Königin,  daß  Eszterhdzy 
ihre  Aeußerungen  kundmache.  Allein  die  Hoffnungen,  welche  die  Stände 
auf  dieselben  setzten,  wurden  durch  das  Rescript  vom  28.  Juli  bitter 
getäuscht.  Es  begann  mit  dem  Versprechen,  die  Königin  werde  alle  jene 
Begehren  der  Stände  erfüllen,  die  mit  der  Verfassung  des  Reichs  über- 
einstimmen. Aber  deren  viele,  folgte  sogleich  darauf,  widerstreiten  den 
königlichen  Rechten,  diese  könne  sie  ohne  Beeinträchtigung  der  könig- 
lichen Gewalt,  die  sie  ihren  Nachfolgern  unverkürzt  überliefern  müsse, 
nicht  gewähren.  Also  wurden  die  meisten  Forderungen  abschlägig  beant- 
wortet, und  auch  jene,  die  bewilligt  schienen,  waren  mit  so  vielen  Be- 
schränkungen und  Clausein  umgeben,  daß  davon  wenig  oder  nichts  wirk- 
lich zugestanden  wurde.  Murren  und  Hohngelächter  unterbrachen  mehr- 
mals die  Vorlesung  des  Rescripts,  und  als  nach  Beendigung  derselben 
die  Stände  auseinandergingen,  machten  sie  ihrem  Unwillen  durch  laute 
Ausrufungen  Luft:  „Es  war  unnöthig,  mit  der  Antwort  so  lange  zu  zögern 
und  so  viele  Worte  zu  machen;  es  hätte  hingereicht  auszusprechen,  so 
will  ich,  so  befehle  ich;  wir  sehen,  daß  von  diesem  Reichstage  keine  Be- 
friedigung der  Nation  zu  hoffen  ist."  Sie  begaben  sich  scharenweise  zum 
Personal  und  forderten  ihn  auf,  die  Königin  zu  ersuchen,  daß  sie  den 
Reichstag  auflöse.  Auch  die  Magnaten  verließen  nach  der  Veröffent- 
lichung des  Manuscripts  den  Sitzungssaal  voll  Unmuth. 

Am  folgenden  Tage  versammelten  sich  zwar  die  Stände  unter  dem 
Präsidium  des  Vicepalatins,  aber  statt  die  auf  der  Tagesordnung  stehen- 
den Gegenstände  in  Berathting  zu  ziehen,  forderten  sie  stürmisch  die 
Auflösung  des  Reichstags  und  drohten,  wenn  diese  verweigert  werde, 
eigenmächtig  nach  Hause  zu  gehen.  Der  Vicepalatin,  der  sich  vergeblich 
bemühte,  die  Aufregung  zu  stillen ,  meldete  den  Vorgang  dem  Personal, 
und  dieser  stattete  eilig  der  Königin  Bericht  ab.  Maria  Theresia  er- 
kannte die  Gefahren,  die  für  sie  daraus  entspringen  würden,  wenn  sich 
der  Reichstag  ohne  Resultat  auflöste,  und  berief  sogleich  den  Palatin, 
Oberstlandesrichter  und  Personal  zu  sich,  um  mit  ihnen  die  Maßregeln, 
die  dagegen  zu  ergreifen  seien,  zu  berathen.  Der  Oberstlandesrichter 
wandte  seine  ganze  Beredsamkeit  auf,  um  die  Königin  zur  Gewährung 
der  ihr  vom  Reichstage  vorgetragenen  Begehren  zu  bewegen,  und  machte 
bei  den  Berathungen  den  anwesenden  deutschen  Ministern  in  Gegen- 
wart der  Königin  mehrmals  wegen  ihrer  den  Ungarn  feindlichen  Rath- 
schläge  so  heftige  Vorwürfe,  daß  ihn  der  Palatin  deshalb  zurechtwies. 
Da  aber  Maria  Theresia  sich  noch  immer  nicht  entschließen  konnte,  die 
Forderungen  der  Ungarn  zu  bewilligen,  so  trachteten  er,  der  Palatin  und 
der  Personal,  die  heftigsten  Redner  und  Führer  der  Stände,  die  Abge- 
ordneten Jeszenak  und  Balogh  der  preßburger,  Szompö  der  ödenbur- 
ger,  Okolicsänyi  und  Szirmay  der  zempliner  Gespanschaft  u.  a.,  zu  über- 
zeugen, das  Rescript  sei  noch  nicht  das  letzte  Wort  der  Königin,  vielmehr 
sei  zu  hoffen,  daß  sie  wo  nicht  alle,  so  doch  die  meisten  Begehren  des 
Landes  gewähren  werde.  Ihre  Bemühungen  waren  nicht  vergeblich.  Die 
Sitzung  der  Stände  am  31.  Juli  verlief  schon  ruhiger.    Okolicsänyi  schlug 
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vor,  nochmals  eine  Petition  an  die  Königin  zu  richten,  die  doch  dem 
ungarischen  Voliic  die  Huld,  die  sie  ihm  bisher  bewiesen,  nicht  ohne 
Ursache  entziehen  könne.    Der  Vorschlag  wurde  angenommen. 

Die  Aufnahme  einer  verhältnißmäßigen  Zahl  Ungarn  in  den  Gehei- 
men Staatsrath  war  eine  jener  Forderungen,  auf  die  der  Reichstag  das 
größte  Gewicht  legte,  den  deutschen  Ministern  dagegen  die  widerwär- 
tigste unter  allen.  Am  2.  August  kam  sie  bei  den  Magnaten,  als  diese 
über  die  Zuschrift  an  die  Königin  beriethen,  abermals  zur  Sprache.  Der 
Oberstlandesrichter  Eszterhäzy  bewies  die  unumgängliche  Nothwendig- 
keit  derselben,  damit  die  Gesammtmonarchie  mit  billiger  Rücksicht  auf 
Ungarn  und  mit  dessen  Einsichtnahme  regiert  werde.  Der  erlauer  Bi- 
schof Gabriel  Erdödy  und  der  Kronhüter,  früher  Kammerpräsident,  Erdödy 
widersprachen  ihm.  Er  fand  jedoch  kräftige  Unterstützung.  Die  Königin, 
sagte  Emerich  Eszterhäzy,  neitraer  Bischof,  hat  als  Grundsatz  ausge- 
sprochen, daß  die  ungarischen  Angelegenheiten  von  Ungarn  verwaltet 
werden  sollen;  dieser  Grundsatz  muß  mit  allem,  was  daraus  folgt,  zur 
Thatsache  werden.  Der  Oberststallmeister  Franz  Eszterhäzy  setzte 
hinzu:  Es  wäre  eine  unerträgliche  Schmach,  wenn  Ungarn,  das  unter 
den  Ländern  der  Monarchie  vermöge  seiner  Große  den  ersten  Platz 
einnimmt,  im  Rathe  der  Königin  nicht  einmal  so  viel  Einfluß  besäße  wie 
andere  um  vieles  kleinere  Länder.  „Warum  sollten  wir  Ungarn  vom 
Staatsrathe  des  Monarchen  ausgeschlossen  bleiben?"  rief  Graf  Thomas 
Berenyi.  „Sind  wir  etwa  nicht  fähig,  den  deutschen  Ministern  an  Staats- 
klugheit gleichzukommen,  sie  vielleicht  zu  übertreffen,  wenn  uns  durch 
Aufnahme  in  den  Geheimen  Rath  Gelegenheit  geboten  würde,  uns  Kennt- 
niß  von  den  Innern  Zuständen  und  äußern  Verhältnissen  der  Monarchie 
und  Gewandtheit  in  den  Geschäften  zu  erwerben?  Wir  müssen  das  zu 
erlangen  trachten,  was  unserm  Vaterlande  von  Rechts  wegen  gebührt." 
Die  Magnaten  beschlossen  ebenfalls,  nochmals  eine  Petition  der  Königin 
zu  überreichen. 

Bis  zum  Eintreffen  der  Antwort  beschäftigte  sich  der  Reichstag  unter 
andern  mit  der  Gründung  einer  Landeskasse.  Um  das  Krönungsgeschenk 
aufzubringen,  war  man  genöthigt  gewesen,  ein  Anlehen  aufzunehmen, 
weil  kein  Geld  vorräthig  war.  Der  Kriegsrath  und  das  Kriegscommissa- 
riat,  deren  Errichtung  beschlossen  worden  war,  desgleichen  die  Verwal- 
tung der  Kriegssteuer,  die  man  der  Statthalterei  zu  übergeben  beab- 
sichtigte, erforderten  die  Anstellung  neuer  Beamten,  für  deren  Besoldung 
gesorgt  werden  mußte.  Zur  Bestreitung  dieser  und  anderer  sich  erge- 
benden Bedürfnisse  sollte  die  Landeskasse  dienen.  Maria  Theresia  ge- 
nehmigte die  Gründung  derselben  unter  der  Bedingung,  daß  dem  steuern- 
den Volke  keine  neue  Last  aufgebürdet  werde.  Sie  deutete  damit  an, 
daß  der  Adel  und  Klerus  die  zu  diesem  Zwecke  erforderliche  Abgabe 
sich  auferlegen  mögen;  aber  die  leidenschaftliche  Verblendung,  mit  der 
diese  an  ihrer  Steuerfreiheit  hingen,  machte  sie  unfähig,  dieses  Opfer  zu 
bringen.  Nach  langen  Verhandlungen,  die  mehrmals  nicht  nur  die  Grün- 
dung der  Landeskasse,  sondern  selbst  die  Errichtung  der  Behörden,  die 
durch  sie  unterhalten  werden  sollten,  zu  vereiteln  drohten,  wurde  endlich 
beschlossen  und  von  der  Königin  zugegeben,  für  die  Landeskasse  den 
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Preis  des  Salzes  um  1  5  Kreuzer  vom  Centner  zu  erhöhen  und,  wenn  dies 
nicht  hinreichte,  den  Abgang  durch  einen  Zuschlag  zu  der  Domestical- 
steuer  zu  ergänzen.  Da  die  Domesticalsteuer  in  den  Gespanschaften  von 
der  steuerpflichtigen  Bevölkerung  erhoben  wurde,  um  die  Kosten  der 
einheimischen  Verwaltung  zu  decken,  so  mußte  die  misera  contribuens 
plebs  am  Ende  dennoch  auch  die  Landeskasse  stiften  und  erhalten. 

Unterdessen  nahm  die  Sache  der  Maria  Theresia  die  schlimme  Wen- 
dung, welche  schon  geschildert  worden  ist,  Schlesien  war  für  sie  verloren, 
Kurfürst  Karl  Albert  drang  in  Oesterreich  vor,  eine  französische  Armee 
unter  Belleisle  und  20000  Sachsen  zogen  gegen  Böhmen;  ein  französisch- 
bairisches  Heer  bedrohte  Vorderösterreich  und  die  Niederlande,  die 
Könige  Philipp  V.  von  Spanien  und  Karl  von  Neapel  und  Sicilien  rüste- 
ten sich,  die  Provinzen  Oesterreichs  in  Italien  anzugreifen.  Diesen  feind- 
lichen Heeren,  die  von  allen  Seiten  gegen  ihre  Staaten  vorrückten,  konnte 
die  Königin  nur  wenige  entmuthigte  Truppen  entgegenstellen ;  aus  den 
bedrohten,  zum  Theil  schon  von  den  Feinden  besetzten  Ländern  nur 
wenige  Hülfsmittel  ziehen,  weil  deren  Bevölkerung  dem  Ausgange  des 
Kampfes  mit  Gleichgültigkeit  entgegensah,  Britannien  und  Rußland, 
ihre  Verbündeten,  unterstützten  sie  noch  nicht  thatsächlich.  In  dieser 
bedrängnißvollen  Lage  versammelte  sie  am  7.  September  nebst  den 
geheimen  Conferenzräthen  auch  den  Primas  Emerich  Eszterhäzy,  den 
Palatin  Pälffy,  den  Judex  curiae  Eszterhäzy,  den  Kanzler  Batthyäny  und 
den  Personal  Grazalkovics  zu  einer  Berathung.  Den  Ungarn  sagte  das 
eigene  Herz,  was  von  ihrer  Nation  zu  erwarten  sei;  sie  forderten  ihre 
Königin  auf,  dem  ungarischen  Volke  die  Gefahr,  in  welcher  sie  schwebe, 
offen  darzulegen  und  es  zu  den  Waffen  zu  rufen;  stolz  auf  das  Vertrauen 
seiner  Monarchin,  werde  es  mit  Begeisterung  zu  ihrem  Schutze  aufstehen. 
Die  Minister  dagegen  warnten  Maria  Theresia,  den  Ungarn  zu  trauen; 
mache  man  ihnen  die  gefahrvolle  Lage  bekannt,  in  der  sich  die  Königin 
befinde,  so  würden  sie  dieselbe  misbrauchen,  die  Bewilligung  ihrer 
übertriebenen  Forderungen  zu  erzwingen;  auch  könnte  es  geschehen,  daß 
sie  die  Waften,  die  man  ihnen  in  die  Hand  geben  wolle,  wider  die  Köni- 
gin kehren,  um  die  ihnen  widerwärtige  pragmatische  Sanction  umzu- 
stürzen und  sich  von  der  Monarchie  loszureißen.  Maria  Theresia,  erhaben 
über  kleinliches  Mistrauen,  hörte  nicht  auf  die  aus  Nationalliaß  ent- 
sprungene Warnung  ihrer  Minister,  die  ihr  nichts  dem  Aehnliches,  was 
die  Ungarn  versprachen,  anbieten  konnten.  Sie  berief  auf  den  10.  Sep'- 
tember  die  ungarischen  Reichswürdenträger  und  angesehensten  Magnaten 
zu  einer  nochmaligen  Berathung,  in  welcher  beschlossen  wurde:  die 
Königin  werde  am  folgenden  Tage  persönlich  in  der  Versammlung  der 
Reiclisstände  erscheinen,  dort  selbst  ihre  Lage  schildern  und  die  Nation 
ihr  beizustehen  aufrufen. 

Am  IL  September,  nachdem  die  Mitglieder  des  Reichstags  und  Hof- 
staats sich  im  Tbronsaale  des  Schlosses  versammelt  hatten,  trat  Maria 
Theresia  im  Trauergewande  in  den  Saal  ein  und  ließ  sich  auf  dem  schwarz 
überzogenen  Throne  nieder.  Der  schwarze  Anzug,  die  ernste  Haltinig 
und  die  Weltmuth,  die  ihre  Mienen  ausdrückten,  erhöhten  ihre  Schönheil 
und   caben  ilir  die    lülncnde  Gestalt    einer    ungereclil    Verfolgten.    Der 
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Kanzler,  Ludwig  Batthyäny,  an  den  Stufen  des  Throns  stehend,  trug 
zuerst  vor:  die  Königin  setze  in  der  Gefahr,  mit  der  sie  ihre  Feinde  von 
allen  Seiten  bedrohen,  ihr  Vertrauen  auf  das  ungarische  Volk  und  er- 
warte von  diesem,  daß  es  sie  und  ihre  Familie,  seine  Krone  und  sein 
Vaterland  mit  ganzer  Kraft  schützen  und  die  gesaramte  Monarchie  vor 
Zertrümmerung  bewahren  werde.  Hieraufsprach  Mai-ia  Theresia  selbst 
mit  der  ihr  eigenen  klangvollen  Stimme,  an  mehrern  Stellen  der  Rede 
in  Thränen  ausbrechend:  „Die  Betrübniß  unserer  Lage  bewog  uns,  den 
treuen  Ständen  unsers  geliebten  Königreichs  Ungarn  über  den  feind- 
lichen Einfall  in  unser  Erbland  Oesterreich  und  über  die  auch  Ungarn 
selbst  drohende  Gefahr  sowie  über  die  dagegen  zu  ergreifenden  Maß- 
regeln schriftliche  Vorlage  zukommen  zu  lassen.  Es  handelt  sich  um 
das  Königreich  Ungarn,  um  unsere  Person,  um  unsere  Kinder,  um  die 
Krone.  Von  allen  verlassen,  nehmen  wir  einzig  und  allein  unsere  Zu- 
riucht  zu  der  Treue  der  Ungarn  und  ihrer  von  jeher  bewährten  Tapfer- 
keit. Wir  bitten  die  Stände  in  dieser  äußersten  Gefahr,  für  unsere  Per- 
son, unsere  Kinder,  die  Krone  und  das  Reich  ohne  die  geringste  Säum- 
niß  thatkräftige  Sorge  zu  tragen.  "NVas  an  uns  liegt,  soll  geschehen,  um 
den  frühern  glücklichen  Zustand  Ungarns  und  seines  Volkes  wie  auch 
den  Glanz  seines  Namens  wiederherzustellen.  In  alledem  werden  die 
ii;etreuen  Stände  die  Wii-kungen  unserer  gnädigen  Gesinnung  erfahren."- 
Die  Ungarn  wurden  mächtig  ergriffen,  das  Vertrauen,  mit  dem  die  Köni- 
gin ihre  Zuflucht  zu  ihnen  nahm,  das  Mitleid  mit  ihrem  Schicksale,  der 
Anblick  ihrer  Thränen  erfüllte  sie  mit  Begeisterung;  vergessen  war  alles 
Unrecht,  das  sie  von  den  frühern  Königen  erlitten  hatten,  vergessen  das 
li'tzte  Rescript  der  Königin  selbst,  einmüthig  riefen  sie:  „Vitam  et  san- 
linem  pro  domina  et  rege,  Corona  et  patria  nostra'-  (Leben  und  Blut 
ir  unsere  Herrin  den  König,  für  unser  Vaterland  und  die  Krone). 

In  die  Ausrufungen  der  Huldigung  und  Opferwilligkeit  mischten  sich 
Vusbrüche  des  Unwillens  wider  die  deutschen  Rathgeber  der  Königin, 
'.'i  ihr  Mistrauen  gegen  die  Ungarn  eingeflößt,  sie,  bei  ihnen  früher  Hülfe 
1  suchen,  abgehalten  und  dadurch  verschuldet  haben,  daß  die  Gefahr 
>  hoch  stieg.    Der  Zorn  der  Ungarn  entbrannte  besonders  gegen  einen 
Minister  (sein  Name  wird  im  Berichte  nicht  genannt),  den  sie  als  ihren 
hartnäckigsten  "Widersacher  kannten    und  dessen  Mienen  während  der 
Ansprache   der  Königin   Hohn   und   Misbilligung   verriethen.     Nur   die 
'Gegenwart  der  Königin  und  die  Dazwischenkunft  der  Besonnenen  ver- 
änderten heftigere  Auftritte.  Desto  lauter  wurden  aber  die  Verwünschun- 
L.'<n,  als  die  Stände  den  Thronsaal  verlielien,  soll  doch  ein  deutscher 
llüfherr  ausgerufen  haben,  „die  Königin  thäte  besser,  sich  und  die  Ihrigen 
dem  Teufel  als  den  Ungarn  anzuvertrauen". 

Aus  dem  Schlosse  begaben  sich  die  Stände  nach  dem  Sitzungssaale 
ii<'r  Magnaten  im  Primatialpalaste.  Hier  las  der  Protonotar  Pechy  die 
ktJniglichen  Propositionen  vor,  in  denen  die  Gefahr  geschildert  wurde, 
mit  der  die  Wegnahme  Schlesiens  durch  den  König  von  Preußen  und 
das  Vordringen  eines  französisch -bairischen  Heeres  gegen  Wien  die 
Königin  und  Ungarn  bedrohe.  Da  ihre  Trup^jcn  zum  größten  Theil  wider 
die  Pri'ußen  in  Schlesien  ständen,  fehle  es  an  einer  hinreichenden  Streit- 
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macht.,  die  den  Franzosen  und  Baiern  entgegengestellt  werden  könnte. 
Darum  wende  sie  sich  an  die  ungarische  Nation  und  rufe  dieselbe  kraft 
der  Gesetze  zur  allgemeinen  Insurrection  auf  u.  s.  w.  Nachdem  der 
Primas  zur  Sache  gesprochen  hatte,  ergriff  der  Palatin  das  Wort.  Um 
die  Maßlosigkeit  und  Gefährlichkeit  der  Plane,  mit  denen  die  Feinde  der 
Königin  umgehen,  zu  zeigen,  theilte  er  das  Schreiben  des  Kurfürsten  von 
Baiern  an  die  ungarischen  Stände  mit,  in  welchem  dieser  nicht  allein  auf 
die  österreichischen  und  böhmischea  Länder,  sondern  auch  auf  Ungarn 
Anspruch  machte  und  gegen  die  Krönung  Maria  Theresia's  protestirte. 
Nur  zwei  Regimenter  stehen  uns  zu  Gebote,  fuhr  er  fort,  die  unvermö- 
gend sind,  die  Grenzen  wider  die  französisch  -  bairische  Armee  zu  ver- 
theidigen;  daher  muß  der  gesaramte  Adel,  wie  es  das  Gesetz  gebietet, 
zu  den  \Y äffen  greifen;  „ich  bin  bereit,  in  der  Vertheidigung  des  Vater- 
landes mein  Leben  zu  opfern."  „Welcher  Ungar  könnte  sich  weigern, 
den  letzten  Blutstropfen  zu  vergießen",  rief  der  Oberstlandesrichter,  „da 
die  Königin  erklärt  hat,  sie  wünsche  für  immer  in  Ungarn  zu  residiren?" 
Er  beantragte  sodann,  daß  die  Nation  in  einem  Manifeste  die  Ansprüche 
des  Kurfürsten  von  Baiern  zurückweise.  Hierauf  wurde  eine  Deputation 
entsendet,  welche  die  Antwort  auf  die  Vorlagen  der  Königin  verfassen 
und  noch  am  selben  Tage  den  Reichsständen  vorlegen  sollte.  Eine  an- 
dere Deputation  unter  dem  Vorsitze  des  Palatins  erhielt  den  Auftrag, 
Vorschläge  über  die  Insurrection  des  Adels  und  die  Aufstellung  einer 
hinreichenden  Kriegsmacht  überhaupt  zu  entwerfen.  Graf  Nikolaus 
Teleki  ersuchte  die  Stände  im  Namen  der  anwesenden  siebenbürger 
und  zugleich  ungarischen  Magnaten,  weil  sie  auch  in  Ungarn  begütert 
waren,  aus  deren  Mitte  ebenfalls  eine  Deputation  auszuschicken,  welche 
Vorkehrungen  zur  Insurrection  Siebenbürgens  treffe.  Nachmittags  um 
5  Uhr  versammelten  sich  die  Reichsstände  abermals  zu  einer  gemischten 
Sitzung.  Die  Antwort  auf  das  Schreiben  der  Königin  wurde  vorgelesen, 
gutgeheißen  und  ihr  sogleich  übermittelt.  Es  enthielt  das  Versprechen, 
daß  Ungarn  der  Königin  mit  ganzer  Macht  beistehen  werde. 

Am  13.  September  legte  der  Palatin  die  Vorschläge  jener  Deputation 
vor,  deren  Präsident  er  war.  Denselben  gemäß  wurde  beschlossen,  daß 
außer  der  berittenen  Adelsinsurrection  noch  30000  Infanteristen  gestellt 
und,  in  1 3  Regimenter  getheilt,  mit  den  altern  Regimentern  vereinigt 
werden  sollen.  Von  Kroatien  und  Slawonien  nebst  deren  Militärgrenze 
rechnete  man  auf  14000,  von  Siebenbürgen  auf  6000  Mann,  hierzu 
brachte  man  noch  die  Mannschaften  Kumaniens,  Jazigiens,  der  Haiduken- 
städte,  der.  unter  Militärverwaltung  stehenden  Bezirke  an  der  Theiß  und 
der  Serben  im  temesvarer  Banate  in  Anschlag,  und  hoffte  eine  Armee 
von  100000  Streitern  aufzubringen.  Zu  deren  Verpflegung  wurde  die 
Errichtung  von  Magazinen  in  Preßburg,  Leopoldstadt,  Raab,  Komorn 
und  Güns  angeordnet.  Der  Palatin  befahl,  die  in  den  Festungen  befind- 
lichen entbehrlichen  Waffen  zu  sammeln  und  auszubessern.  Ferner  ward 
zum  persönlichen  Schutze  der  Königin  die  Errichtung  einer  Leibgarde 
beschlo.ssen,  welche  aus  500  erlesenen  adelichen  Jünglingen  und  dem 
bewaffneten  Diener  eines  jeden  bestehen  solle. 

Hierauf  wurden  an  beiden  Tafeln  über  die  Insurrection  und  die  Auf- 
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Stellung  der  30000  Mann  ins  Einzelne  gehende  Berathungen  gepflogen. 
Da  brachte  unter  andern  der  Ab<2;eordnete  der  zenipliner  Gespanschaft, 
Thomas  Szirmay,  am  15.  September  die  Begehreu  der  Nation  abermals 
zur  Sprache.  Damit  das  Volk  mit  freudiger  Begeisterung  die  Waffen 
ergreife,  sagte  er,  ist  unumgänglich  erforderlich,  daß  die  Königin  seine 
Wunsche  befriedige,  für  die  Opfer,  die  es  bringen  soll,  durch  Gewähr- 
leistung seiner  Rechte  entschädige.  Seiner  Anregung  zufolge  beschlossen 
die  Stände  die  Absendung  einer  Deputation  an  die  Königin  mit  der  Bitte: 
daß  Ihre  Majestät  unverzüglich  einige  Ungarn  in  den  Geheimen  Staats- 
rath  aufnehme;  die  deutschen  Minister,  die  kein  Verständniß  für  die 
ungarischen  Zustände  haben,  von  der  Verwaltung  der  ungarischen  An- 
gelegenheiten ausschließe;  wenn  sich  in  Ungarn  nicht  hinlängliche  Waffen 
vorfänden,  solche  aus  den  Arsenalen  der  Erbländer  zu  liefern  befehle. 
Die  letzte  Bitte  bewilligte  die  Königin  sogleich.  Hinsichtlich  der  beiden 
erstem  äußerte  sie  vor  einigen  Vertrauten,  sie  werde  nach  wenigen  Ta- 
gen ein  Rescript  erlassen,  welches  die  Reichsstände  voUkonmien  befrie- 
digen werde. 

Noch  war  ein  sehnlicher  Wunsch  Maria  Theresia's  nicht  erfüllt,  ihr 
Gemahl  noch  nicht  auch  in  Ungarn  als  Mitregent  anerkannt.  Sie  be- 
stand auf  dessen  Erfüllung,  und  am  19.  September  stellten  der  Primas, 
Falatin  und  Oberstlandesrichter  bei  den  Magnaten  den  Antrag,  daß  die 
Mitregentschaft  des  Großherzogs  von  Toscana  anerkannt  werde.  Die 
Königin,  sprachen  sie,  will,  daß  ihr  Gemahl  ihr  als  Mitregent  zur  Seite 
stehe,  und  hat  einen  Entwurf  der  Befugnisse,  die  ihm  eingeräumt  werden 
mögen,  nebst  einer  Formel  des  Eides,  den  er  zu  leisten  habe,  eingesendet. 
Wir  dürfen  ihr  Begehren  nicht  zurückweisen,  denn  in  den  jetzigen  gefahr- 
vollen Zeiten  kann  eine  Frau  nicht  alles  und  am  wenigsten  die  Kriegs- 
unternehmungen leiten.  Und  wie  könnten  wir  dem  Großherzog,  der  als 
Gemahl  der  Königin,  Vater  des  Kronprinzen  und  Generalissimus  ent- 
scheidenden Einfluß  auf  alle  Angelegenheiten  nimmt,  der  thatsächlich 
schon  Mitregent  ist  und  als  solcher  in  den  andern  Staaten  Ihrer  Majestät 
anerkaimt  wird,  unsere  Anerkennung  verweigern?  Ueberdies  wird  der 
Reichstag  die  Befugnisse,  die  ihm  gewährt  werden  sollen,  bestimmen  und 
alle  Besorgnisse  beseitigen  können.  Noch  war  aber  selbst  unter  den 
Magnaten  der  Widerwille  gegen  die  Mitregentschaft  überhaupt  und  des 
Großherzogs  insbesondere  so  groß,  daß  die  Aeußerung  des  Barons 
Giliänyi,  er  glaube,  in  diesem  Hause  sei  niemand,  der  etwas  dagegen 
einzuwenden  habe,  von  den  meisten  mit  Murren  aufgenommen  wurde. 
Erst  als  der  Primas  versprach,  er  und  der  Palutin  werden  sich  sogleich 
zur  Königin  begeben,  um  von  ihr  als  Gegengabe  die  Bewilligung  der 
au  sie  gestellten  Begehren  zu  verlangen, ward  dieStimmung  günstiger  und 
ließen  sich  die  Magnaten  die  Mitregentschaft  endlich  gefallen.  Am  sel- 
ben Tage  beantragte  der  Personal  Grazalkovics  auch  bei  den  Ständen 
die  Anerkennung  des  Großherzogs  als  Mitregeuten.  Hier  hielt  es  noch 
•weit  schwerer  als  bei  den  Magnaten,  dieselbe  durchzusetzen.  Nachdem 
alle  Gründe,  die  er  vorgebracht,  wirkungslos  geblieben  waren,  gab  Gra- 
zalkovics, dem  jedes  Mittel  recht  war,  wenn  es  zum  Ziele  führte,  den 
Ständen  die  ausdrückliche  Versicherung,  die  Königin  werde  alle  Forde- 
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rungen  derselben  bewilligen,  und  verband  damit  die  Drohung,  sie  Averde, 
wenn  ihr  gerechter  Wunsch  nicht  erfüllt  würde,  was  Gott  verhüten  wolle, 
ihren  Gemahl  aus  königlicher  Machtvollkommenheit  zum  Mitregenten 
ernennen.  So  brachte  er  es  dazu,  daß  einige  riefen:  Es  lebe  der  Mitregent, 
und  die  Mehrheit  die  Mitregentschaft  des  von  seiner  Statthalterschaft  her 
unbeliebten  Großherzogs  schweigend  hinnahm.  Die  ihm  eingeräumten 
Befugnisse  und  damit  verknüpften  Verwahrungen  waren  dieselben  wie 
in  den  Erblanden;  die  Mitregentschaft  darf  die  üntrennbarkeit  sämmt- 
licher  erblichen  Staaten  Ihrer  Majestät  und  der  Erbfolge,  welche  Artikel 
I  und  II  von  17 "2 3  festsetzen,  in  keiner  Weise  beeinträchtigen.  Falls 
die  Königin  einen  minderjährigen  Thronfolger  hinterließe,  wird  er  alt. 
Vater  und  Tutor  Ungarn  bis  zu  dessen  Volljährigkeit  regieren.  Sollte  sie 
keinen  Leibeserben  hinterlassen,  so  geht  die  Thronfolge  auf  den  zunächst 
berechtigten  Thronerben  über.  Die  Majestätsrechte  bleiben  dem  gekrön- 
ten König  vorbehalten.  Am  19.  September,  an  welchem  Maria  Theresia 
ihren  Wunsch  erfüllt  sah,  kam  auch  der  sechs  Monate  alte  Kroprinz 
Joseph  in  Preßbarg  an,  den  die  besorgte  Mutter  nicht  länger  in  Y\'^ien 
lassen  wollte,  dessen  Einnahme  durch  den  Kurfürsten  von  ßaiern  man 
befürchtete. 

Am  21.  September  begab  sich  die  Gesamratheit  der  Reichsstände  in 
das  Schloß,  um  dem  Mitregenteu  den  Eid  abzunehmen.  Wiewol  die  Rede, 
welche  der  Großherzog  nach  abgelegtem  iMde  hielt,  darauf  berechnet 
war,  ihm  Zuneigung  zu  gewinnen,  und  er  uuter  anderm  sagte,  daß  ei- 
bereit sei,  für  die  Königin  und  für  Ungarn  sein  Leben  zu  opfern,  wurde 
sie  dennoch  nur  mit  matten  Vivatrufen  vernommen;  desto  lebhafter 
wurden  die  Zurufe,  als  Maria  Theresia  ihren  Sohn  herbeibringen  ließ, 
ihn  in  ihre  Arme  nahm  und  sprach:  „Ich  habe  nichts  Theureres,  diesen 
Schatz  empfehle  ich  den  Reichsständen."  Damals  also,  nicht  am  1 1.  Sep- 
tember, ging  die  Scene  vor  sich,  welche  von  der  Sage  wunderlich  aus- 
geschmückt wurde.  Hierauf  belohnte  Maria  Theresia  diejenigen,  die  am 
Reichstag  für  ihre  Absichten  gewirkt  und  die  Anerkennung  ihres  Gemahls 
als  Mitregenten  durchgesetzt  hatten.  Sie  schenkte  dem  Falatin  und  dem 
Oberstlandesrichter  ihr  mit  Perlen  und  Edelsteinen  geschmücktes  Bild, 
den  Erzbischöfen  von  Gran  und  Kalocsa  und  dem  Bischof  von  Erlau 
kostbare  Kreuze.  Dem  Begehren  der  Stände,  mehrere  Ungarn  in  di-n 
Geheimen  Staatsrath  aufzunehmen,  einigermaßen  willfahrend,  ernannte 
sie  zu  geheimen  Räthen  außer  dem  Palatin,  Primas,  Oberstlandesrichtei- 
und  Kanzler,  die  es  schon  waren,  den  Fürsten  Anton  und  den  Grafen 
Johann  Eszterhäzy,  die  Grafen  Thomas  Berenyi,  Adam  Batthyäny,  Niko- 
laus Csäky,  großwardeiner  Bischof,  Thomas  Szirmay  (nicht  zu  verwech- 
seln mit  dem  gleichnamigen  Abgeordneten),  Ladislaus  und  Ludwig  Er- 
dödy,  Franz  Barköczy,  Emerich  Zichy,  Wolfgang  Serenyi,  den  Baroii 
Paul  Balassa.  Zu  Feldmarschällen  erhob  sie:  den  Oberstlandesrichter 
Joseph  Eszterhäzy,  Alexander  Kärolyi  und  Georg  Csäky.  Feldmarschall- 
lieutenants wurden  Anton  Koljiiry,  Johann  Gillänyi,  Johann  Baranay 
und  Joseph  Festetics;  Generale  Franz  Forgäcs  und  Baron  Peter  An- 
drässy.  Dom  Personal  Grazalkovics,  der  die  Verhandlungen  an  der 
untern  Tafel  mit  der  crößten  Gewandtheit  nach  dem  Siime  der  Königin 
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leitete,  versprach  sie  den  grällicheu  Titel  und  die  Ernennung  zum  Kam- 
merpräsidenten nach  Schluß  des  Reichstags.  Auch  sparte  sie  überhaupt 
nicht  mit  Aemtern,  Titeln  und  Schenkungen,  die  sie  noch  andern  Mit- 
gliedern beider  Tatein  verlieh. 

Durch  diese  Belohnungen,  die  nur  einigen  zutheil  wurden,  konnten 
sich  die  Reichsslände  nicht  befriedigt  fühlen;  sie  hofl'teu  aber  im  Ver- 
trauen auf  die  Verheißungen  des  Personals  und  anderer  mit  dem  Hofe 
in  Verbindung  Stehender,  daß  auch  das  Volk,  welches  seiner  Königin 
große  Opfer  zu  bringen  bereit  war,  von  ihr  die  Gewährung  dessen,  was 
es  begehrte,  erlangen  werde.  Um  so  peinlicher  war  ihre  Ueberraschung, 
als  am  24.  September  in  der  gemeinschaftlichen  Sitzung  beider  Häuser 
das  Rescript  auf  die  letzte  Petition  vorgelesen  wurde  und  jenen  Ver- 
heißungen nicht  entsprach.  Hat  die  Königin  wirklich  den  Ausspruch 
gethan,  rief  man,  daß  sie  alle  Begehren  der  Reichsstände  bewilligt  habe, 
wie  kommt  es,  daß  wir  im  Rescripte  kaum  etwas  linden,  das  uns  befrie- 
digen könnte?  Der  Palatin  und  der  Personal  bemühten  sich  vergebens, 
den  Tumult,  der  sich  erhob,  dadurch  zu  stillen,  daß  sie  die  Antwort  der 
Königin,  die  neue  Zugeständnisse  enthalte,  als  einen  abermaligen  Beweis 
huldvoller  Gesinnungen  darstellten;  sie  und  der  Kanzler  wurden  absicht- 
licher Täuschung  beschuldigt,  und  die  Reichsstände  gingen  in  großer  Auf- 
1  •  ij;ung  auseinander.  Bei  der  untern  Tafel  wurden  heftige  Reden  gehalten 
und  auf  des  Abgeordneten  von  Zemplin,  Johann  Okolicsänyi,  Antrag 
ward  beschlossen,  an  die  Königin  nochmals  eine  Petition  zu  richten  und 
so  lange  über  die  Insurrection  und  Armeestellung  nicht  zu  berathen,  bis 
die  Forderungen  der  Nation  erfüllt  würden.  Dem  Beschlüsse  traten  Matr- 
naten  in  ansehnlicher  Zahl  bei.  Um  die  Stände  zum  Aufgeben  der  be- 
schlossenen Petition  zu  bewegen,  bot  der  Personal  umsonst  seine  ganze 
Beredsamkeit  auf,  erklärte  der  Palatin  ebenso  vergeblich,  eine  aber- 
malige Petition  werde  den  Unwillen  der  Königin  dermaßen  erregen,  daß 
er  nicht  wagen  könne,  ihr  dieselbe  zu  überreichen.  Der  neitraer  Bischof, 
Emerich  Eszterhäzy  der  Jüngere,  behauptete  am  29.  September  in  der 
Sitzung  der  Magnaten,  er  besitze  sichere  Kunde,  daß  die  Königin  etwas 
ganz  anderes  beschlossen  habe,  als  das  Rescript  enthalte;  daß  bei  der 
Hofkanzlei,  wo  dieses  verfaßt  wurde,  ihre  Willensmeinung  gefälscht 
worden  sei.  Dasselbe  behaupteten  in  heftigen  Reden  die  Abgeordneten 
Okolicsänyi  der  zempliner,  Balogh  der  preßburger  und  Csuczy  der  veß- 
[aimer  Gespanschaft.  Diese  Aussage  bestärkte  die  Stände  in  ihrem  Be- 
schlüsse; sie  erklärten  ihrerseits,  wenn  der  Palatin  sich  fürchte,  ihre 
Petition  einzureichen,  so  werden  sie  insgesammt  sich  zur  Königin  becre- 
ben,  um  ihr  dieselbe  zu  überbringen.  Nun  versuchten  noch  die  Minister, 
die  Stände  durch  Schreckmittel  von  ihrem  Vorhaben  abzubringen.  Sin- 
zendorff  berief  Balogh  zu  sich  und  drohte  ihm  mit  dem  Zorne  der  Köni- 
gin wegen  seiner  heftigen  Reden;  ein  vielleicht  absichtlich  verbreitetes 
Gerücht  sagte  sogar,  man  habe  der  Königin  gerathen,  sie  möge  drei  bis 
vier  großmäuligen  Abgeordneten  den  Kopf  abschlagen  lassen,  und  die 
übrigen  würden  dann  verstummen.  Diese  Schreckmittel  machten  so  weniir 
Emdruck,  daß  auch  die  obere  Tafel  den  Beschluß  der  untern  am  4.  Octo- 
ber  annahm,  worauf  sich  der  Palatin  bemüßigt  sah,  die  Petition  einzu- 
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reichen.  Der  Erfolg  läßt  vermuthen,  das  in  Rede  stehende  Rescript  sei 
wirklich  nicht  ira  Sinne  der  Maria  Theresia  verfaßt  worden,  denn  schon 
am  7.  October  erschien  ein  anderes,  welches,  wenn  auch  nicht  alle,  so 
doch  die  meisten  und  darunter  sehr  wichtige  Begehren  der  Ungarn  be- 
willigte und  sie  zufrieden  stellte. 

Hierauf  schritt  der  Reichstag  mit  freudigem  Eifer  zur  Regelung  der 
votirten  Kriegsmacht.  Die  Berathungen  führten  zu  der  Erkenntniß,  daß 
dem  Willen  die  vorhandenen  Mittel  nicht  entsprechen,  daß  die  Steuern 
zum  Unterhalte  von  30000  Mann  nicht  hinreichen.  Da  man  den  ver- 
armten überbürdeten  Steuerpflichtigen  neue  Lasten  aufzulegen  sich 
scheute,  und  die  Privilegirten  außer  der  Insurrection  keine  andern  über- 
nehmen wollten,  ward  mit  Zustimmung  der  Königin  beschlossen,  die  Zahl 
der  zu  stellenden  Infanteristen  auf  21622  Mann  herabzusetzen,  die,  in 
sechs  Regimenter  zu  drei  Bataillonen  getheilt,  mit  den  altern  Regimen- 
tern, Pälffy,  Vetesy  und  Gyulay,  eine^Streitmacht  von  mehr  als  33000 
bilden  sollten.  Zur  Ernährung  derselben  und  der  Insurgenten  wurden 
von  jeder  Palatinalporte  16  Metzen  Brotfrucht  und  30  Metzen  Hafer 
bewilligt.  Die  weltlichen  Stände  forderten,  daß  der  Klerus,  der  keine 
Banderien  mehr  unterhalte,  zu  den  Kosten  der  Insurrection  den  Zehnten 
vom  Zehnten  beisteuere.  Der  Klerus  antwortete,  die  Kosten  der  Insur- 
rection werde  er  gleich  dem  Adel  tragen,  den  Zehnten  vom  Zehnten  aber 
der  ohnehin  mit  Ausgaben  schwer  belasteten  Königin  entrichten.  Maria 
Theresia,  zur  Schiedsrichterin  erbeten,  entschied,  wie  vorauszusehen  war: 
die  Entscheidung  der  Frage,  ob  der  Klerus  verpflichtet  sei,  zu  den  Kosten 
der  Insurrection  nicht  blos  gleich  dem  Adel  beizutragen ,  sondern  auch 
den  Zehnten  vom  Zehnten  zu  geben,  bleibe  der  Zukunft  vorbehalten, 
gegenwärtig  aber  fließe  derselbe  in  den  königlichen  Schatz. 

Während  aller  dieser  Verhandlungen  lagen  die  Reichsstände  auch  der 
Gesetzgebung  ob,  und  brachten  mit  Berücksichtigung  der  herabgelang- 
ten königlichen  Rescripte  ihre  Beschlüsse  in  die  Form  von  Gesetzen,  die 
sie  der  Königin  zur  Bestätigung  unterbreiteten.  So  ging  denn  am 
29.  October  der  Schluß  des  Reichstags  vor  sich.  Sämmtliche  Stände 
begaben  sich  nach  dem  Schlosse,  Der  Kanzler  sprach  ungarisch  über 
die  huldvollen  Gesinnungen  der  Königin  gegen  das  ungarische  Volk, 
und  die  Königin  dankte  in  einer  längern  lateinischen  Rede  für  den  Bei- 
stand, den  ihr  die  Stände  zugesagt,  und  versicherte,  daß  sie  nie  aufhören 
werde,  den  Ungarn  ihre  königliche  Gnade  zu  beweisen,  erklärte  sodann 
den  Reichstag  für  geschlossen  und  übergab  dem  Palatin  die  bestätigten 
Gesetze.  Nachdem  noch  statt  des  erkrankten  Primas  der  erlauer  Bischof, 
Anton  Erdödy,  der  Liebe  und  Treue,  mit  der  die  Ungarn  zu  den  größten 
Opfern  für  ihre  Königin  bereit  seien,  Ausdruck  gegeben,  entfernten  sich 
die  Stände  abermals  mit  dem  Rufe  Vitam  et  sanguinem. 

Hierauf  versammelten  sich  die  Stände  noch  zu  einer  gemeinschaft- 
lichen Sitzung,  in  der  die  neuen  Gesetze  vorgelesen  wurden.  Unter  die- 
sen erwähnen  wir  zuerst  die  auf  jene  Begehren  der  Stände  bezüglicJK  n, 
welche  Maria  Theresia  schon  vor  ihrer  Krönung  bewilligt  hatte.  Die 
Königin  wird:  die  Rechte  und  Privilegien  der  Reichsstände,  insonderheit 
die  Steuerfreiheit  des  Adels  und  Klerus  nebst  dem  Grundsatze,  daß  die 
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Steuer  nicht  am  Boden ,  sondern  an  der  Person  des  Steuernden  haftet, 
aufrecht  halten ;  —  nach  Erledigung  des  Palatinats  binnen  Jahresfrist 
den  Reichstag  zur  Wahl  eines  Palatins  einberufen;  —  die  alten  gesetz- 
lichen Gerechtsame  des  Palatins,  Bans  und  Primas  nicht  beschränken;  — 
Reichswürden  und  Aemter  ausschließlich  Eingeborenen  verleihen;  —  die 
Landesangelegenheiten  ebenfalls  ausschließlich  durch  Eingeborene  ver- 
walten lassen,  und  selbst  in  solchen  Sachen,  über  die  der  Constitution 
gemäß  der  König  zu  verfügen  hat,  den  Palatin ,  Primas  und  Ban  nebst 
andern  kirchlichen  und  weltlichen  Magnaten  zu  Rathe  ziehen;  —  die 
Unabhängigkeit  der  Statthalterei,  Hofkanzlei  und  Hofkammer  vor  jeder 
fremden  Behörde  sichern  und  der  letztgenannten  die  Verwaltung  i-ämmt- 
licher  das  Bergwesen,  die  Erzeugung  und  den  Verschleiß  des  Salzes  und 
das  Aerarium  überhaupt  betreflfenden  Angelegenheiten  übergeben.  Hin- 
sichtlich der  Integrirung  Ungarns  verspricht  die  Königin:  Sie  und  ihre 
Nachfolger  werden  Siebenbürgen  als  der  Krone  Ungarns  angehöriges 
Land  betrachten  und  regieren ;  —  sie  wird  die  Gespanschaften  Kraszna, 
Mittalszolnok  und  Zaränd  nebst  dem  Districte  Kövär  nach  vorrangiger 
Befragung  Siebenbürgens,  desgleichen  die  gesammten  Militärorte  in  den 
Gespanschaften  Bäcsbodrog,  Csongräd,  Arad  und  Csandd,  sobald  fried- 
lichere Zeiten  zurückkehren,  Ungarn  wieder  einverleiben  und  den  gesetz- 
mäßigen Behörden  untergeben;  dasselbe  wird  im  temeser  Banate,  Syr- 
mien  und  Unterslawonien  mit  den  Landstrecken  geschehen,  die  nach 
Ausscheidung  des  für  die  Militärgrenze  bestimmten  Gebietes  übrigbleiben. 
—  Merkwürdig  sind  noch  die  Gesetze:  die  neoaequistische  Commission 
ist  aufgehoben,  und  die  Processe  über  Besitzungen  in  den  zurückerober- 
ten Landestheilen  werden  den  ordentlichen  Gerichten  zugewiesen.  — 
Das  Recht  des  Königs,  Magnaten  und  Abgeordnete  der  nächstgelegenen 
Gespanschaften  zu  einem  sogenannten  Regnicolarconcurse  zu  berufen, 
wird  auf  den  Fall  beschränkt,  wenn  ein  plötzlicher  feindlicher  Einbruch 
keine  Zeit  zur  Versammlung  des  Reichstags  gestattete.  —  Die  Militär- 
steuer, die  seit  1715  von  deutschen  Commissaren  eingehoben  wird,  soll 
nach  Wiederherstellung  des  Friedens  unter  nationale  Verwaltung  gestellt, 
und  schon  jetzt  sollen  zu  Kriegscommissaren  und  Steuereinnehmern  Un- 
garn ernannt  und  zugleich  mit  der  Werbung  der  Soldaten  betraut  werden. 
-  Um  der  Bosheit  heimtückischer  Angeber  Schranken  zu  setzen,  ist  der 
kunigliche  Fiscal  gehalten,  demjenigen,  den  er  eines  Majestätsverbrechens 
wegen  citirt,  den  Namen  des  Angebers  oder  Anklägers  zu  nennen.  — 
Festungscommandanten  dürfen  sich  über  Civilpersonen  keine  Gerichts- 
barkeit anmaßen,  keine  Abgaben  und  Zölle  erheben;  Militärpersonen 
stehen  hinsichtlich  ihres  in  Städten  und  Ortschaften  gelegenen  Grund- 
besitzes anter  der  bürgerlichen  Gerichtsbarkeit.  —  Mauthen  dürfen  nur 
von  Wagen  und  Zugvieh,  nicht  aber  von  Waaren  erhoben  werden.  Die 
Bürger  der  Städte  und  andere  Privilegirte  sind  von  denselben  befreit.  — 
Ferner  versprach  die  Königin,  sie  werde  nach  bf^endigtom  Reichstage  mit 
den  Ständen  der  Erblande  über  die  freiere  Ein-  und  Durchfuhr  ungari- 
scher Produete  und  die  Herabsetzung  der  Zölle  und  Mautben  unterhan- 
deln. Auch  gab  sie  den  Austrieb  von  Vieh  nach  Venedig  über  Unter- 
osterreich    und    Buccari    frei   und   verhieß,    denselben    nach    Augsburg, 
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Nürnberg  und  andern  Städten  Deutschlands  nach  erlangtem  Frieden  wie- 
der zu  gestatten. —  Endlich  besagte  ein  Gesetz:  Den  Statuten  der  König- 
reiche Dalmatien,  Kroatien  und  Slawonien  gemäß  sind  dort  nur  Beken- 
ner  der  römisch-katholischen  Religion  befähigt,  Güter  zu  besitzen  wie 
auch  öffentliche  Aemter  zu  bekleiden  und  Güter  zu  verwalten;  darf  der 
Metropolit  der  nichtunirten  Griechen  in  den  Generalaten  Karlstadt  und 
Warasdin  keine  Jurisdiction  ausüben. 

Das  Gesetz  über  die  votirte  Armee  ordnete  an:  1)  Die  21622  Mann 
Fußvolk  stellen  die  Gespanschaften  im  Verhältnisse  zu  der  Zahl  ihrer 
Porten.  Die  Offiziere  bis  aufwärts  zum  Hauptmann  werden  von  den 
Gespanschaften,  die  Stabsoffiziere  von  der  Königin  ernannt.  Sold  und 
Ausrüstung  erhalten  die  Offiziere  und  die  Mannschaft  aus  der  Militär- 
steuer, Flinten,  Fahnen,  Trommeln  und  Zelte  gibt  ihnen  die  Königin.  — 
2)  Alle  Adelichen  und  alle,  die  das  Gesetz  unter  dieser  Benennung  ein- 
begreift, werden  persönlich  insurgiren;  außerdem  wird  jeder  begüterte 
Edelmann  von  jeder  Porte,  ärmere  und  Briefedelleute,  ebenso  Beamte 
und  Pfarrer  mehrere  miteinander  einen  wohlgerüsteten  Reiter  stellen, 
jedes  Domkapitel  ebenfalls  einen.  Die  Frei-  und  Bergstädte  haben,  in- 
dem sie  eine  adeliche  Person  vorstellen,  jede  einen  Reiter  zu  geben,  das 
auf  ihre  Porten  fallende  Contingent  aber  mit  100  rheinischen  Gulden 
abzulösen.  Die  Insurgenten  marschiren  unter  ihren  Fahnen  nach  den 
ihnen  angewiesenen  Sammelplätzen,  Die  Gespanschaften  haben  für 
tüchtige  Offiziere  ihrer  Contingente  zu  sorgen.  Zu  Kreisgeneralen  er- 
nannte die  Königin:  jenseit  der  Donau  den  Judex  curiae  und  Feldmar- 
schall Joseph  Eszterhäzy,  diesseit  der  Donau  den  Oberststallmeister  und 
General  der  Cavalerie  Franz  Eszterhäzy  den  Jüngern,  diesseit  der  Theiß 
den  Feldmarschall  Georg  Csäky,  jenseit  der  Theiß  den  Feldmarschall 
und  Obergespan  von  Szatmär  Alexander  Kärolyi.  Die  Insurgenten  sind 
•  verpflichtet,  sich  selbst  zu  unterhalten;  daher  wird  ihnen  das  Nöthige 
zwar  geliefert  werden,  jedoch  gegen  Zahlung.  Die  gestellten  Insurgenten 
erhalten  von  denen,  die  sie  stellten,  als  Sold  monatlich  drei  rheinische 
Gulden  nebst  Brot  und  ebenso  viel  als  Pferdeportion. ^ 

Maria  Theresia  hatte  versprochen,  in  Ungarn  zu  residircn,  so  oft  die 
Angelegenheiten  ihrer  andern  Staaten  es  gestatten  würden,  und  schien 
auch  für  längere  Zeit  ihren  Aufenthalt  in  Preßburg  nehmen  zu  wollen, 
indem  sie  nach  Schluß  des  Reichstags  das  Schloß  verließ  und  mit  ihrer 
Familie  den  Primatialpalast  bezog.  Aber  als  die  Belagerung  und  Ein- 
nahme Wiens  nicht  mehr  zu  befürchten  war,  kehrte  sie  am  IL  December 
dahin  zurück. 


1  Torkos,  Diarium  comitiornm  1741.  Bei  Schwandtner,  II,  533  fg. 
Fodhradszky,  Hnngarorum  de  aiig.  domo  Austriaca  benemerita  (Ofen  1859). 
Berichte  der  Abgeordneten  und  andere  Urkunden  in  Archiven.  Die  Gesetze 
im  Corj).  juris  Hung. ,  II,  189.  Arneth,  Maria  Theresia,  I,  253 — 317,  be- 
richtet ausführlich  über  den  Reichstag  von  1741,  nimmt  aber  Partei  v^ider 
die  Ungarn,  erklärt  ihre  begründeten  Forderungen  für  übertriebene  Anmaßun- 
gen, die  Standhaftigkeit,  mit  der  sie  bei  denselben  beharrten,  ist  ihm  leiden- 
schaftliche Verblendung,  und  ihre  Verdienste  um  Maria  Theresia,  die  er  nicht 
ableugnen  kann,  sucht  er  wenigstens  zu  verkleinern. 


Maria  Theresia  bis  zum  Frieden  von  Aachen.  293 

General  Schmettau,  der  aus  den  österreichischen  Diensten  in  die 
prciußischen  übergetreten  war  und  in  Friedrich's  II.  Auftrag  den  Kur- 
fürsten von  Baiern  auf  dem  Zuge  nach  Oesterreich  begleitete,  rieth  diesem 
nämlich  nach  der  Einnahme  von  Linz,  ohne  Zeitverlust  auf  Wien  loszu- 
gehen, und  machte  sich  anheischig,  die  schlecht  befestigte  Stadt,  in  der  der 
Kurfürst  viele  Anhänger  habe,  binnen  vierzehn  Tagen  zu  erobern.  Karl 
Albert  versäumte  den  günstigen  Zeitpunkt  über  Festlichkeiten  und  mar- 
schirte,  als  er  endlich  aufbrach,  äußerst  langsam.  So  gewann  Feldmar- 
schall Khevenhüller,  dem  Maria  Theresia  die  Vertheidigung  ihrer  Haupt- 
stadt aufgetragen  hatte,  Zeit,  die  Befestigung  derselben  herzustellen  und 
die  zweckmäßigsten  Anstalten  zu  ihrem  Schutze  zu  treffen.  Da  ferner  die 
ßesorgniß  Wien  zu  verlieren  alle  andern  Rücksichten  überw'og,  waren 
schon  aus  Böhmen  und  Italien  berufene  Regimenter  dorthin  unterwegs; 
und  überwand  sich  Maria  Theresia  endlich,  die  ermäßigten  Forderungen 
Friedrich's  zu  erfüllen,  damit  die  Armee  Neipperg's  zur  Rettung  Wiens 
verfügbar  werde.  Demzufolge  schlössen  am  9.  October  Friedrich  und 
Neipperg  unter  Vermittelung  des  englischen  Gesandten,  Robinson,  auf 
dem  Schlosse  Kleinschellendorf  eine  Convention,  vermöge  welcher  dem 
Könige  Neisse,  nachdem  es  vierzehn  Tage  zum  Schein  belagert  worden, 
übergeben  werden,  er  dagegen  weder  gegen  die  österreichischen  Lande 
noch  gegen  Hannover  angriffsweise  vorgehen,  Maria  Theresia  aber  im 
Frieden,  den  man  bis  Ende  December  zu  Stande  zu  bringen  hoffe,  ihm 
Niederschlesien  mit  Neisse  unweigerlich  abtreten  sollte.  Friedrich  for- 
derte die  strengste  Geheimhaltung  des  Vertrags,  wozu  sich  Robinson 
und  Neipperg  im  Namen  der  Königin  von  Ungarn  mit  ihrem  Ehrenworte 
verpflichteten. 

Karl  Albert  gab  die  Hoffnung  auf,  das  in  Vertheidigungsstand  ge- 
setzte Wien  zu  erobern;  dagegen  mochte  in  ihm  die  Besorgniß  erwa- 
chen, daß  seine  Verbündeten,  die  Könige  von  Preußen  und  Polen,  ihm 
zuvorkommen  und  sich  in  Böhmen  festsetzen  könnten.  Er  ließ  also  unter 
dem  Befehle  des  französischen  Generals  Segur  Besatzungen  in  Linz  und 
andern  Plätzen  Oberösterreichs  zurück,  ging  noch  im  October  bei  Maut- 
hausen über  die  Donau  und  rückte  in  der  Richtung  auf  Prag  in  Böhmen 
ein,  während  20000  Sachsen  unter  Rutowsky  von  Norden  ebenfalls  da- 
hin zogen.  Hiermit  ward  für  Maria  Theresia  vorderhand  die  Rettung 
Prags  und  mit  dieser  die  Behauptung  Böhmens  die  dringendste  Ange- 
legenheit. Demzufolge  erhielt  Neipperg  Befehl,  sich  eilig  gegen  Böhmen 
zu  wenden,  mit  dem  Feldmarschall  Fürsten  Lobkowitz  zu  vereinigen  und 
dem  Kurfürsten  den  Weg  abzuschneiden.  Aber  Neipperg  zögerte  erst 
aufzubrechen  und  marschirte  dann  so  langsam,  daß  er  erst  am  7.  No- 
vember in  Znaim  anlangte,  wo  der  Großherzog  Franz  mit  seinem  Bru- 
der Karl  eingetroffen  war,  um  den  Oberbefehl  zu  übernehmen.  Der 
Großherzog,  der  ebenso  wenig  Entschlossenheit  und  noch  weniger  son- 
stige Fähigkeit,  eine  Armee  zu  befehligen,  als  Neipperg  besaß,  auch  sich 
von  diesem  leiten  ließ,  brachte  nicht  mehr  Leben  und  Schnelligkeit  in 
die  Bewegungen  des  Heeres.  Erst  am  17.  November  erreichte  es  Neu- 
haus, wo  drei  Tage  zuvor  General  Franz  Nadäsdy,  der  die  Vorhut  führte, 
den  bairischen  Truppen  emplindliche  Verluste  zugefügt  hatte.    Hier  fand 
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die  VeiLinigung  mit  Lobkowitz  statt,  wodurch  die  Streitmacht  so  be- 
trächtlich vermehrt  wurde,  daß  ein  rasches  Vordringen  mit  derselben  Prag 
wahrscheinlich  gerettet  hätte.  Aber  man  verlor  vier  Tage  bei  Neuhaus, 
damit  sich  die  Truppen  erholten,  und  kam  erst  am  23.  November  nach 
Tabor,  wo  wieder  Rasttag  gehalten  wurde,  und  zwar  an  dem  Tage,  an 
welchem  Karl  Albert  sein  Lager  schon  auf  dem  Weißen  Berg  bei  Prag 
aufschlug,  und  die  Sachsen  in  der  Nähe  Prags  eintrafen.  Das  geschah, 
unerachtet  man  wußte,  daß  der  Feldzeugmeister  Ogilvy,  der  in  der  Stadt 
befehligte,  nachdem  er  fünfBataillone  Lobkowitz  hatte  überlassen  müssen, 
dieselbe  mit  seinen  übrigen  kaum  2500  Mann  unmöglich  halten  könne, 
und  daß  sich  von  den  bewaffneten  Bürgern  und  Studenten  wenig  erwarten 
lasse.  So  wurde  denn  Prag  am  26,  November  erstürmt,  als  die  Feld- 
herren, denen  die  Königin  dessen  Rettung  aufgetragen  hatte,  nicht  weiter 
als  bis  Beneschau  gekommen  waren.  Hier  erhielten  sie  Nachricht  vom 
Falle  Pi-ags  und  beschlossen,  das  Hauptquartier  zurück  nach  Neuhaus 
und  die  Regimenter  um  Tabor,  Pisek  und  Strakowitz  in  Cantonnirungen 
zu  verlegen,  von  wo  sie  sich  bis  Budweis  zurückzogen. 

Karl  Albert  ließ  sich  am  7.  December  in  Prag  zum  König  ausrufen 
und  am  19.  December  als  solchem  huldigen.  Zu  der  letztern  Feierlich- 
keit erschienen  über  400  Mitglieder  der  Stände,  darunter  Angehörige 
der  vornehmsten  Adelsgeschlechter,  und  der  Erzbischof  von  Prag,  Graf 
Manderscheid,  verrichtete  dabei  die  religiösen  Ceremonien.  Auch  fehlte 
es  nicht  an  Hochgeborenen,  die  nicht  nur  vom  Kurfürsten  Hof-  und 
Regierungsämter  annahmen,  sondern  sich  dazu  drängten.  Aus  solchen 
Leuten  bestand  die  Deputation,  welche  die  Leitung  der  Geschäfte  zu 
besorgen  hatte,  als  sich  der  Kurfürst  in  die  Nähe  von  Frankfurt  begab, 
um  seine  Wahl  zum  Kaiser  zu  betreiben.  Maria  Theresia  hatte  ihr 
Recht,  die  Wahlstimme  Böhmens  zu  führen,  seit  ihrem  Regierungsantritt 
geltend  gemacht,  und  ließ,  als  sich  die  Wahlbotschafter  der  Kurfürstc  ii 
in  Frankfurt  versammelten,  durch  den  ihrigen,  den  Freiherrn  Prandau, 
gegen  jede  mit  Ausschließung  ihrer  vorgenommene  Wahl  protestiren.  Die 
Protestation  wurde  nicht  beachtet;  die  Botschafter  beschlossen,  die 
Stimme  Böhmens  ruhen  zulassen,  und  gaben  sogar  dem  Reichserbmar- 
schall, Grafen  Pappenheim,  den  Auftrag,  Prandau  aus  Frankfurt  zu 
entfernen.  Der  Antrag  des  Kurfürsten  von  Baiern,  ihn  als  König  von 
Böhmen  und  Erzherzog  von  Oesterreich  anzuerkennen,  wurde  jeijpch 
abgelehnt.  Soviel  wenigstens  bewirkten  die  Rücksichten  auf  das  Recht 
und  auf  den  noch  immer  zweifelhaften  Ausgang  des  Kriegs  um  das  öster- 
reichische Erbe;  aber  die  Wahl  war  durch  den  Eintluß  Preußens  und 
das  Geld  Frankreichs  schon  im  voraus  entschieden  und  liel  am  24.  Januar 
174J  1742  auf  Karl  Albert,  der  am  31.  Januar  mit  großem  Pomp  in  Frank- 
furt einzog  und  am  12.  Februar  mit  noch  größerer  Pracht  gekrönt  wurde. 
So  sah  Maria  Theresia  nicht  blos  ihren  heißen  Wunsch  vereitelt,  daß 
ihr  Gemahl  zum  Kaiser  gewählt  und  dadurch  auch  ihrem  erneuerten 
Hause  die  zwar  machtlose,  aber  glänzende  Krone  gewonnen  werde,  son- 
dern sie  mußte  zugleich  mit  Bcsorgiiiß  wahrnehmen,  daß  sich  die  meisten 
und  mächtigsten  Fürsten  Deutschlands  von  ilir  abgewendet,  ihre  Sache 
für  verloren  aufgegeben  und  ihren  Gegnern  sich  angeschlossen  haben. 
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Eben  in  der  Unglückszeit,  als  Maria  Theresia  große  Verluste  erlitt 
und  von  noch  größern  bedroht  wurde,  als  übermüthige  Feinde  sie  bereits 
nur  Großherzogin  von  Toscana  nannten,  fing  ihre  Sache  an,  eine  gün- 
stigere Wendung  zu  nehmen.  Die  Ungarn  betrieben  die  Aufstellung  und 
Ausrüstung  der  versprochenen  Truppen  mit  so  lebhaftem  Eifer,  daß 
schon  gegen  Ende  des  Jahres  1741  kampfbereite  Scharen  theils  das  Heer 
verstärkten,  mit  welchem  Neipperg  nach  Böhmen  zog,  theils  zu  dem 
Armeecorps  stießen,  das  um  diese  Zeit  in  Unterösterreich  gebildet  wurde. 
Maria  Theresia,  deren  ^Nluth  die  erlittenen  Unfälle  nicht  brachen,  beschloß 
nämlich  nach  dem  Abzüge  Karl  Albert's,  nicht  nur  die  in  Oberösterreich 
zurückgebliebenen  Franzosen  und  Baiern  von  dort  zu  vertreiben,  sondern 
auch  den  Kurfürsten  im  eigenen  Lande  anzugreifen  und  ihm,  wenn  es 
gelänge,  dasselbe  in  ihre  Gewalt  zu  bringen,  den  härtesten  Schlag  zu 
versetzen.  Das  zu  dem  Unternehmen  errichtete  Armeecorps  zählte  bei- 
läufig l(jOt>0  Mann.  Außer  der  regulären  Infanterie  und  Cavalerie  be- 
fanden sich  in  demselben  Grenzsoldaten  aus  Kroatien  und  den  Land- 
strichen an  der  Theiß  und  Maros,  berittene  Freiwillige  und  die  Freischar 
von  ohugefahr  lUOO  Pandureu,  welche  der  in  Slawonien  begüterte  Major, 
Baron  Franz  Trenck,  schon  dazumal  errichtet  hatte,  als  Friedrich  in 
Schlesien  einfiel.  Den  Oberbefehl  mit  ausgedehnter  Gewalt  übergab  die 
Königin  dem  Feldmarschall  Khevenhüller,  ihm  zur  Seite  standen  die 
Generale  Mercy  und  Karl  Pälffy;  General  Bärenklau  befehligte  die  irre- 
gulären Truppen,  ihm  untergeordnet,  führte  Oberstlieutenant  Menzel  die 
Grenzer  von  der  Theiß  und  Maros,  Trenck  seine  Pauduren.  Khevenhüller 
verfuhr  ganz  anders  als  Neipperg;  zu  Weihnachten  traf  er  bei  der  Armee 
ein,  setzte  ohne  Verzug  über  die  Enns,  nahm  die  am  jenseitigen  Ufer  er- 
richteten Schanzen  des  Feindes,  folgte  den  gegen  Linz  zurückweichenden 
Franzosen  und  Baiern  mit  der  Hauptmacht  auf  dem  Fuße  und  entsendete 
Stieifcorps,  die  die  wichtigsten  Punkte  des  Landes  besetzten.  Vor  Mitte 
Januar  1742  stand  er  schon  vor  Linz,  und  am  2o.  Januar  war  Segur  1T4-' 
gezwungen,  die  Stadt  gegen  freien  Abzug  der  Besatzung  zu  übergeben. 
Oberösterreich  kehrte  unter  Maria  Theresia's  Herrschaft  zurück. 

Noch  während  Linz  belagert  wurde  streifte  Bärenklau  mit  seinen 
wilden  Scharen  bis  nach  Baiern,  nahm  er  Ried  mit  den  dort  befindlichen 
Vorräthen  und  Menzel  Schärding.  Bei  dem  letztern  Orte  kam  es 
kurz  nachher  zu  dem  ersten  Gefecht  in  Baiern,  in  welchem  der  Feld- 
marschall des  Kurfürsten,  Törring,  geschlagen  wurde.  Am  Tage  der 
Wahl  des  neuen  Kaisers,  24.  Januar,  mußten  sich  Passau  und  das  dortige 
Schloß  au  Bärenklau  ergeben,  wodurch  dieser  am  Iiui  eine  feste  Stellung 
gewann  und  dem  Hauptcorps  den  Uebergang  über  den  reißenden  Fluß 
sicherte.  Ende  Januar  traf  Khevenhüller  mit  demselben  in  Passau  ein. 
Er  besetzte  Braunau  und  Burghausen,  Trenck  nahm  Deggendorf.  Berklau 
drang  bis  Landshut  vor,  schlug  Törring  neuerdings  und  zwang  ihn,  sich 
nach  Ingolstadt  zu  werfen.  Am  Tage  der  Kaiserkrönung,  12.  Februar, 
überschritt  General  Stentsch  mit  einer  in  Tirol  gesammelten  Streitmacht 
die  bairische  Grenze.  Die  Kriegsscharen  Maria  Theresia's  drangen 
nach  allen  Richtungen  vor,  ohne  auf  Widerstand  zu  stoßen,  die  Haufen 
bewaffneten  Landvolks,   das  aufgeboten  worden,   zerstoben    bei   ihrem 
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Herannaben,  Traunstein  und  Rosenbeim  wurden  obne  Gegenwehr  besetzt 
und  schon  am  13.  Februar  zog  Menzel  in  München  ein.  Mit  Ausnahme 
weniger  Plätze,  wie  Straubing,  Landsberg,  Ingolstadt,  war  ganz  Baiern 
erobert.  Aber  vergeblich  trachtete  KhevenhüUer  dem  Befehle  der  Köni- 
gin, die  Bewohner  Baierns  mit  mögliclister  Schonung  zu  behandeln,  Ge- 
horsam zu  verschaffen;  Mangel  an  Geld  und  Vorräthen  nöthigte  ihn, 
Contributionen  und  Lieferungen  zu  erpressen,  und  die  Raubsucht  und 
Zerstörungswuth  der  wilden  Grenzer  und  Panduren  ließen  sich  nicht 
bändigen;  Tienck's  zügellose  Wildheit  glich  der  ihrigen,  Plünderung, 
Brand,  Schändung  und  Mord  bezeiclmeten  ihren  Weg.  Die  unglücklichen 
Baiern  büßten  schrecklich  dafür,  daß  ihr  Fürst  verwegen  die  Hand  nach 
dem  Erbe  Maria  Theresia's  ausstreckte. 

Die  Ungarn  fuhren  mit  dem  Eifer  der  Begeisterung  fort,  die  der 
Königin  versprochene  Streitmacht  zu  stellen  und  auszurüsten.  Im  Win- 
ter von  1741  auf  1742  wurde  dieselbe  mit  Hinzurechnung  der  alten 
Regimenter  und  den  schon  im  Felde  stehenden  neuen  Truppen  auf  neun 
Infanterie-  und  vierzehn  Hußaren-Regimenter,  die  erstem  zu  3000,  die 
letztern  zu  1200  Mann,  gebracht.  Zu  Obersten  der  neuen  Infanterie- 
regimenter ernannte  Maria  Theresia  die  Grafen  Wolfgang  Bechlen 
und  Ignäcz  Forgäch,  die  Barone  Andrassy,  Ujväry  und  Haller  und 
Thomas  Szirmay;  zu  Generalen  der  Cavalerie:  den  Fürsten  Anton  und 
Grafen  Franz  Eszterhäzy,  zu  Obersten  derselben  Michael  und  Joseph 
Eszterhazy  den  Jüngern,  Franz  Forgäcs,  Paul  Benyovszky  und  Ernst 
Petras.  Die  Insurrection  des  Adels  ergab  16000  Mann.  Außerdem 
errichteten  Fürst  Eszterhäzy,  Graf  Karl  Batthyany,  der  Erzbiscliof  von 
Kalocsa,  Stephan  Patics,  Johann  Belesznay,  Anton  Kälnoky  und  andere 
auf  eigene  Kosten  je  nach  ihrem  Vermögen  größere  und  kleinere  Reiter- 
scharen. Kroatien  und  Slawonien  stellten  13000,  Siebenbürgen  6000 
Mann.  Im  Frühling  1742  standen  aus  dem  Gebiete  der  ungarischen 
Krone,  die  Truppen  aus  der  Militärgrenze  nicht  inbegriften,  bei  80000 
Streiter  vollständig  gerüstet  und  nach  Möglichkeit  eingeübt  unter  den 
Fahnen.^  Unter  allen  Truppen  Maria  Theresia's  zeichneten  sich  die  un- 
garischen Ilußaren  durch  kühne  Unternehmungen,  schnelle  Bewegung 
und  die  Wucht  ihres  Angriffs  aus,  waren  sie  vom  Feinde  am  meisten 
gefürchtet.  Dieses  Lob  nuiß  ihnen  selbst  Arneth  spenden,  der  sonst  die 
Ungarn  zu  verdäclitigen,  ihre  Verdienste  um  Maria  Theresia  herabzu- 
setzen und  ihren  Truppen  Uebles  nachzureden  pflegt. 

Die  glänzenden  Erfolge,  welche  KhevenhüUer  mit  Hülfe  der  au« 
Ungarn  herbeigekommenen  Scharen  errang,  und  die  mächtige  Ver- 
stärkung der  Streitkräfte  durch  die  dort  in  raschem  Fortschritt  bcgriH'ene 
Bildung  einer  großen  Armee  bewogen  Maria  Theresia  noch  in  den 
letzten  Monaten  von  1741  auch  die  Wiedereroberung  Prags  und  Ver- 
treibung der  Franzosen  aus  Böhmen  zu  versuchen.  Mit  dieser  Aufgabe 
betraute  sie  den  Bruder  ihres  Gemahls  und  nachmaligen  Gatten  ihrer 
Schweister  Marianna,  den  Prinzen  Karl  von  Lothringen,  dem  sie  aus 
Vorliebe  ein  ausgezeichnetes  Feldherrtalent  beimaß.   Kaum  hatte  dieser 

'  Iluiif'arunin)   <lo  domo   Austriaca  beiicmoritii. 


Maria    Theresia  bis  zum  Frieden  von  Aachen.  297 

bicli  zu  der  bei  Budweis  stehenden  Armee  begeben  und  seine  Operatio- 
nen begonnen,  als  das  Unternehmen  von  König  Friedrich  für  diesmal 
durcli  Erneuerung  der  Feindseligkeiten   vereitelt   wurde.     Neisse  war 
zwar  den  Preußen  dem  Kleinschnellendorfer  Vertrage  gemäß  übergeben, 
aber  der  Vertrag  nicht,  wie  es  ausbedungen  war,  geheim  gelullten  wor- 
den, und  Maria  Theresia  zögerte,  denselben  zu  bestätigen.  Friedrich  ver- 
niuthete  daher,  man  habe  mit  dem  Vertrag  beabsichtigt,  ihn  hinzuhalten 
und  mit  seinen  Verbündeten  zu  entzweien,  um  diese  zuerst  zu  schlagen 
und  dann  ihm  Schlesien  zu  entreißen.    Doch  mochte  wol  auch  neben  der 
Sorge  um  Schlesien  das  Gelüsten  nach  weitern  Eroberungen  auf  seinen 
Entschluß  Einfluß  gehabt  haben.    Schon  in  den  letzten  Tagen  des  Mo- 
nats October   sandte   er   ein  Armeecorps   nach  Böhmen,    welches   das 
österreichische  Heer  in  den  Flanken  bedrohte.  Am  1.  November  erklärte 
er  in  Frankfurt  am  Main  durch   seinen  Gesandten  den  Beitritt   zu  der 
zwischen  Frankreich,  Baiern  und  Sachsen  über  die  Theilung  der  öster- 
leichischen  Erblande  geschlossenen  Vertrag  und  schloß  am  4.  November 
mit  Baiern  einen  besondern  Vertrag,  in  welchem  er  versprach,  den  Kur- 
fürsten im  Besitze  Böhmens  und  Oberösterreichs  zu  schützen,  ihm  zur 
Erwerbung  Vorderösterreichs  und  Tirols  wie  auch  zur  Erlangung  der 
Kaiserkrone  behülllich  zu  sein;    der  Kurfürst    dagegen    garantlrte   ihm 
Schlesien  und  die  noch  nicht  eroberte  Grafschaft  Glatz.    Ilierauf  sandte 
Friedrich  einen  Theil  seiner  Armee  Anfang  December  zur  Belagerung  von 
Glatz  und  ließ  den  andern  den  Marsch  nach  Mähren  antreten.  Am  19.  De- 
cember war  Troppau,  am  27.  Olmütz  von  den  Preußen  besetzt.     Dort 
traf  Friedrich  selbst  ein,  und  drang  im  Januar  und  Februar  1742  bis  1742 
nach  Znaim  vor,  von  wo  seine  leichte  Reiterei  bis  Stockerau  und  Kor- 
ncuburg  streifte,  während  die  Sachsen  bereits  in  Iglau  standen  und  bald 
darauf  Brunn  belagerten. 

I\Iaria  Theresia  sah  sich  neuerdings  mit  dem  Verluste  ihrer  Erblande 
ernstlich  bedroht.     Die  Unterhandlungen,  welche  sie  unter  Robinson's 
und  Ilyndfort's  Verrnittelung  mit  Friedrich  führte,  hatten  keinen  Erfolg, 
denn  sie  bot  dem  König  zwar  Glatz  und  Erweiterung  der  Grenzen  sei- 
ues  Gebiets  nach  Oberschlesien  hin  an,  verband  aber  damit  das  Verlan- 
gen, daß  er  sich  mit  ihr  wider  seine  Alliirten  verbinde,  worauf  er  nicht 
eingehen  konnte,  ohne  sich  in  einen  schweren  Krieg  einzulassen  und  am 
Ende  desselben  den  Besitz  Schlesiens  vom  guten  Villen   der  Königin 
abhängig  zu  machen.    Er  dagegen  forderte  nicht  allein  für  sich  Glatz 
und  den  größten  Theil  Oberschlesiens,  sondern  auch  für  Baiern  Böhmen 
und  Oberösterreich,  für  Sachsen  Mähren  nebst  dem  Reste  von  Schlesien. 
Diese  Forderungen  wies  Maria  Theresia  mit  Entrüstung  zurück;  so  viel 
konnte  sie  selbst  in  einem  unglücklichen  Kriege  nicht  verlieren.    Sie  trug 
also  dem  Prinzen  Karl  auf,  die  Feinde  mit   rascher  Entschiedenheit  an- 
zugreifen,  und  befahl  Khevenhüller,    10000—12000  Mann  zu  dessen 
Unterstützung  in  das  Lager  bei  Budweis  zu  schicken.     Sie  täuschte  sich 
jedoch,  indem  sie  vom  Prinzen  ein  schnelles  Verfahren  erwartete.     lilrst 
nach  langen  Berathungen  mit  seinen  Generalen  und  vielfachen  Anfragen 
in  Wien,  ob  er  sich  zuerst  gegen  den  schwächsten  Feind,  die  Franzosen, 
oder  gegen  den  stärksten,  die  Preußen  und  Sachsen,  wenden  solle,  ent- 
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schloß  er  sich  endlich  mit  Einwilligung  der  Königin  zu  dem  letztern. 
Er  sollte  die  preußisch-sächsische  Armee  von  der  einen,  die  aus  Ungarn 
heranziehenden  Scharen  sollten  sie  von  der  andern  Seite  angreifen.  Dem- 
zufolge übertrug  er  den  Befehl  über  die  in  Budvveis  zurückbleibenden 
Truppen  dem  Fürsten  Lobkowitz  und  brach  nach  Znaim  auf,  wo  er  sein 
Hauptquartier  aufschlug. 

Friedrich  erhielt  von  dem  Plane  durch  aufgefangene  Briefschaften 
Kenntniß,  verzweifelte  daran,  Mähren  behaupten  zu  können,  und  be- 
schloß seine  Armee  nach  Böhmen  zu  führen,  wo  die  Dinge  ohnehin  zur 
Entscheidung  kommen  mußten.  Dem  alten  Fürsten  Leopold  von  Dessau 
überließ  er  die  Vertheidigung  Schlesiens.  Um  den  Anmarsch  der  Ungarn 
aufzuhalten,  entsendete  er  ein  Reitercorps  an  die  March  mit  dem  Be- 
fehl, dieselben  anzugreifen,  wo  man  auf  sie  stossen  werde,  die  Brücken 
abzutragen,  Lebensmittel  und  Vieh,  besonders  das  Zugvieh  wegzunehmen. 
Die  Sachsen  hoben  die  Belagerung  von  Brunn  auf  und  gingen  ebenfalls 
nach  Böhmen.  Am  25.  April  räumten  die  Preußen  Olmütz  und  legten 
den  Weg  nach  Böhmen,  von  Hußaren  und  Insurgenten  umschwärmt, 
zurück.  Die  Freude  darüber,  daß  das  blosse  Erscheinen  ihres  Heers  die 
Preußen  gezwungen  habe,  Mähren  zu  verlassen,  überwog  bei  Maria 
Theresia  den  Schmerz,  den  ihr  die  Uebörgabe  von  Glatz  an  diese  und 
von  Eger  an  die  Franzosen  verursachte.  Mit  Siegeszuversicht  wandte 
sich  nun  nach  Böhmen  auch  Prinz  Karl,  dem  der  greise  Marschall  Königs- 
egg  als  Rathgeber  an  die  Seite  gesetzt  wurde,  und  mit  dem  sich  an  der 
böhmischen  Grenze  Lobkowitz  vereinigte.  Die  drei  Marschälle  setzten 
voraus,  Friedrich,  der  sich  vor  ihren  den  seinigen  überlegenen  Streit- 
kräften aus  Mähren  zurückgezogen  habe,  werde  auch  hinter  die  Elbe 
zurückweichen,  und  nahmen  den  Weg  nach  Prag,  das  sie,  von  ihm  unan- 
gefochten, den  Franzosen  zu  entreißen  hofften.  Sollte  er  ihnen  dennoch 
entgegentreten,  so  würde  ihnen,  meinten  sie,  die  erwünschte  Gelegenheit 
gegeben,  ihn  zu  schlagen.  Aber  Friedrich  wich  nicht  über  die  Elbe 
zurück,  sondern  ging  ihnen  entgegen,  und  am  17.  Mai  kam  es  bei  Chotu- 
sitz  zur  Schlacht,  in  welcher  er  den  Sieg  erfocht.  Er  verfolgte  jedoch 
die  geschlagene  Armee  nicht  und  benutzte  auch  sonst  den  Sieg  nicht  zur 
Erringung  neuer  Vortheile  über  dieselbe,  obgleich  die  Franzosen  bald 
nachher  Lobkowitz,  der  ausgeschickt  war,  um  ihnen  Frauenberg  abzu- 
nehmen, bei  Sahay  eine  Niederlage  beibrachten,  denn  er  wünschte  Frie- 
den zu  schließen. 

Die  Umstände  hatten  sich  zu  Gunsten  Maria  Theresia's  geändert. 
Ihre  Ileeresmacht  wuchs  mit  jedem  Tage  durch  die  massenhaften  Zuzüge 
aus  Ungarn  und  die  in  den  Erblanden  ausgehobenen  Mannschaften.  In 
England  stand  seit  dem  Sturze  des  Ministeriums  Walpole  an  der  Spitze 
des  neuen  Lord  Carterel ,  der  die  Sache  der  Königin  von  Ungarn  für 
die  Sache  Englands  erklärte;  das  Parlament  bewilligte  ihr  statt  der  bis- 
herigen Subsidie  von  .".UOOOO:  500000  Pfund  Sterling,  und  König 
Georg  II.  zeigte  endlich  ernsten  WiHen,  in  den  Krieg  einzutreten,  was 
auch  die  Theilnahme  Ilolhinds  an  demselben  vorhersehen  ließ.  Friedrich 
dagegen  erkannte  die  Schwäche  und  Unzuverlässigkeit  seiner  Verbün- 
deten, von  denen  der  Kaiser  Karl  VII.  aus  seinem  Erblande  vertrieben 
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war,  Sachsen  in  seiner  Bundestreue  wankte  und  Frankreich  seine  in 
Prag  eingeschlossene  Armee  schon  verloren  haben  würde,  wenn  er  sie 
nicht  befreit  hätte.  Er  bewies  daher  bei  den  Unterhandlungen,  die  auch 
während  dem  Verlaufe  des  Kriegs  fast  ununterbrochen  geführt  wurden, 
mehr  und  mehr  Mäßigung.  Schon  Anfang  März  drang  er  nicht  mehr 
auf  die  Abtretungen,  die  er  früher  für  Baiern  und  Sachsen  gefordert 
liatte ;  später  verlangte  er  zwar  für  sich  außer  Glatz  und  Oberschlesien 
noch  einige  Kreise  Böhmens,  verzichtete  aber  bald  auf  die  letztern,  und 
als  die  Armee  der  Königin  in  Böhmen  mit  Glück  gegen  die  Franzosen 
kämpfte,  begnügte  er  sich  mit  dem  größten  Theile  Oberschlesiens  und 
befahl  seinem  Minister  Podewils,  den  Frieden  unverzüglich  auf  die  Be- 
dingungen, welche  Maria  Theresia,  von  England  gedrängt,  angeboten 
hatte,  abzuschließen.  Demzufolge  wurden  schon  am  11.  Juni  zu  Breslau 
für  ihn  vun  Podewils.  tür  die  Königin  von  Ungarn  von  Lord  Ilyndfort 
die  Präliminarien  unterzeichnet,  die  dann  dem  am  2ö.  Juni  in  Berlin  ge- 
-  hlossenen  definitiven  Frieden  zum  Grunde  lagen.  Vermöge  desselben 
Hat  Maria  Theresia  an  Preußen  ab:  ganz  Niederschlesien,  die  Graf- 
-1  haft  Glatz  und  den  größten  Theil  Oberschlesiens,  von  dem  bei  Oester- 
II  ich  nur  das  jenseit  des  Flusses  Oppe  gelegene  Gebirgsland,  das  Für- 
-tenthum  Teschen,  die  Herrschaft  Ilennersdorf  und  die  mährischen 
lOiiclaven  blieben.  Preußen  übernahm  einen  Theil  der  auf  Schlesien 
lastenden  Staatschulden  und  verpflichtete  sich,  die  katholische  Kirche 
in  ihrem  gegenwärtigen  Zustande  zu  belassen. 

In  den  Frieden  wurden  nebst  England,  Hannover,  Braunschweig- 
Wolfenbüttel  und  Dänemark  endlich  auch  Sachsen  einbezogen,  wenn  es 
demselben  binnen  sechzehn  Tagen  beiträte.  Die  Beitrittserklärung  langte 
schon  am  Tage  der  Unterzeichnung  des  Friedens  an,  den  der  Kurtürst 
und  König  von  Polen  August  jedoch  erst  am  17.  September  durch  den 
Austausch  der  Urkunden  bestätigte.  Er  entsagte  allen  Ansprüchen  auf 
die  österreichischen  Erblande  und  erneuerte  die  Garantie  der  Pragmati- 
schen Sanction.  So  hatte  der  Krieg  Sachsen  keinen  Gewinn,  wohl  aber 
den  Ruin  seiner  Finanzen  und  einer  Armee  eingetragen;  August  fand 
•■■»  sogar  gerathen,  am  1<>.  December  mit  der  Königin  von  Ungarn  Bünd- 
iiiß  zu  schließen. 

Ihres  furchtbarsten  Feindes  entledigt,  ktniiite  Maria  Theresia  ihre 
Waffen  mit  ungetheilter  Macht  gegen  die  andern  kehren.  Schon  dessen 
Unthätigkeit  nach  der  Schlacht  bei  Chotusitz  erlaubte  es  dem  Prinzen 
Karl,  angriffsweise  wider  die  Franzosen  vorzugehen,  wobei  ihm  die  be- 
ständige Zwietracht  ihrer  beiden  Feldherren  Belleisle  und  Broglie  Vor- 
scbub  leistete.  Er  überfiel  bei  Teyn  Aubigne  und  zwang  ihn,  sich  mit 
großem  Verlust  an  Mannschaft.  Kanonen  und  Gepäck  auf  die  Haupt- 
macht bei  Frauenburg  zurückzuzit^hen.  Der  Herzog  von  Boufllers,  der 
abgeschnitten  zu  werden  befürchtete,  inar.-jchirte  mit  so  Huchtähnlicher 
Eile  nach  Frauenburg,  daß  er  ebenfalls  schwere  Einbusse  an  Soldaten 
und  allerlei  Heeresgeräth  erlitt.  Broglie,  der  nach  der  Abreise  Belleisle's 
allein  den  Oberbefehl  führte,  verließ  bei  der  Annäherung  des  Prinzen 
Karl  nacheinander  Frauenberg,  Pisek  und  Pilsen  nur  sciiwache  Be- 
satzungen zurücklassend,   die  sich  dem  nachrückenden  Feinde  ergeben 
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mußten,  und  kehrte  nach  Prag  zurück,  wohin  dieser  ihm  auf  dem  Fuße 
folgte.  Unterdessen  waren  die  Präliminarien  des  Friedens  mit  Preußen 
zu  Stande  gekommen ,  dies  und  die  gewonnenen  Vortheile  ermuthigten 
den  Großherzog  von  Toscana,  neuerdings  den  Oberbefehl  in  Böhmen  zu 
übernehmen.  Am  27.  Juni  traf  er  im  Lager  bei  Prag  ein  und  fing  an, 
Vorkehrungen  zur  Belagerung  der  Stadt  zu  treffen.  Die  in  derselben 
eingeschlossene  Armee  war  in  Gefahr,  sich  auf  Gnade  und  Ungnade 
ergeben  zu  müssen,  und  mußte  gerettet  werden.  Außerdem  fiel  nun, 
seit  Preußen  und  Sachsen  Frieden  geschlossen  hatten,  und  Kaiser  Karl 
aus  Baiern  vertrieben  war,  die  ganze  Last  des  Kriegs,  in  den  auch  Eng- 
land ernstlich  einzutreten  drohte,  auf  Frankreich  allein.  Belleislc  richtete 
also  ein  Schreiben  an  den  Prinzen  Karl,  in  welchem  er  die  Bereitwillig- 
keit seines  Hofs  zum  Frieden  versicherte  und  um  eine  Unterredung  mit 
dem  Prinzen  oder  dem  Marschall  Königsegg  bat.  Dieselbe  fand  mit 
dem  letztern  am  2.  Juli  statt;  Belleisle  betonte  nachdrücklich  die  Ge- 
neigtheit seines  Königs  zum  Frieden  und  versprach  als  ersten  Schritt  zu 
demselben  den  Abzug  der  französischen  Armee  aus  Böhmen.  Aehnliche 
Erklärungen  ließ  Fleury  auf  verschiedenen  Wegen  an  den  wiener  Hof 
gelangen.  Aber  Maria  Theresia  erblickte  darin  nur  die  Absicht,  die 
französischen  Truppen  zu  retten  und  sie  mit  England  zu  entzweien. 
Wie  begründet  ihr  Mistrauen  war,  bewies  das  im  Namen  des  Kaisers 
erlassene  Edict,  welches  Belleisle  kurz  nach  seiner  Zusammenkunft  mit 
Königsegg  in  den  Landestheilen,  die  sich  noch  unter  französischer  Herr- 
schaft befanden,  publicirte.  Die  Bewohner  Böhmens  wurden  in  demsel- 
ben aufgerufen,  die  Waffen  gegen  die  österreichischen  Truppen  zu  er- 
greifen, denen,  die  dem  Aufrufe  Folge  leisten  würden,  Befreiung 
von  der  Leibeigenschaft  und  dreijähriger  Steuernachlaß,  den  Führern 
überdies  große  Belohnungen  versprochen.  Recht  war  es,  daß  Maria 
Theresia  das  Edict  öffentlich  verbrennen,  aber  grausam,  daß  sie  acht 
Dörfer,  die  dasselbe  angenommen  hatten,  zerstören  ließ.  Die  Friedens- 
anträge Frankreichs  beantwortete  sie  mit  dem  Befehle,  Belleisle  keine 
fernere  Unterredung  zu  gewähren  und  den  französischen  Truppen  den 
freien  Abzug  aus  Prag  nicht  zu  gestatten,  sondern  sie  kriegsgefangen 
zu  machen.  Das  rieth  auch  die  englische  Regierung,  damit  ein  bedeuten- 
der Theil  der  französischen  Kriegsmacht  vernichtet  würde,  und  die 
Königin  befolgte  diesen  Rath  um  so  lieber,  da  es  ihr  jetzt  nicht  um 
Frieden,  sondern  um  die  Demüthigung  Frankreichs  und  Ersatz  für 
Schlesien  zu  thun  war,  den  sie  in  Baiern  suchte,  das  wieder  durch  fran- 
zösisches Land  entschädigt  werden  sollte. 

Nachdem  die  angeknüpften  Unterhandlungen  nicht  zum  Ziele  geführt 
hatten,  ließ  die  französische  Regierung  eine  Armee  unter  Malebois  zum 
Entsätze  Prags  vom  Rheine  abgehen.  Nur  durch  eine  schnell  und  nach- 
drücklich durchgeführte  Belagerung  hätten  die  dort  eingeschlossenen 
Franzosen,  bevor  Malebois  anlangte,  zur  Ergebung  gezwungen  werden 
können.  Aber  die  Anstalten  dazu  wurdt^n  so  langsam  betrieben,  daß 
der  Angriff  auf  die  links  von  der  Moldau  gelegenen  Stadttheile  erst  am 
26.  Juli  begannen  und  die  Stadt  auf  der  rechten  Seite  vom  General  der 
Cavalerie  Batthyäny  mit  der  Reserve  und  vom  General  Festetics   mit 
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seinen  leichten  Truppen  vollends  eingeschlossen  wurde.  Unerachtet 
Broglie  nichts  unterließ,  was  die  Vertheidigung  erforderte,  und  am 
19.  August  einen  gelungenen  Ausfall  machte,  stieg  doch  die  Noth  um 
diese  Zeit  in  Prag  schon  so  hoch,  daß  ein  großer  Theil  der  Pferde,  theils 
weil  es  am  Futter  mangelte,  theils  um  zur  Ernährung  der  Soldaten  und 
Einwohner  zu  dienen,  geschlachtet  werden  mußte.  Die  Nachriclit  vom 
Anmärsche  eines  befreundeten  Heers  gab  den  Belagerten  neuen  Muth  zu 
beharrlichem  Widerstände.  Den  Großherzog  bewog  sie,  die  Belagerung 
in  eine  Einschließung  zu  verwandeln,  die  er  Festetics  übertrug,  und  mit 
dem  größten  Theile  seiner  Armee  der  heranziehenden  französischen  ent- 
gegenzugehen. Zugleich  erhielt  Khevenhüller  Befehl,  die  Vereinigung 
der  in  Baiern  stehenden  Franzosen  mit  Malebois  selbst  um  den  Preis 
einer  Schlacht  zu  hindern;  sollte  ihm  dieses  aber  nicht  gelingen,  nach 
Böhmen  aufzubrechen  und  sich  dem  Großherzog  anzuschließen. 

Khevenhüller  hatte  damals  mit  den  bairischen  Truppen  unter 
Sickendorff,  dem  aufgestandenen  Landvolk  und  einer  französischen 
Armee,  die  zuerst  Harcourt,  dann  Graf  Moritz  von  Sachsen,  der  natür- 
liche Sohn  des  Kurfürsten  von  Sachsen  und  Königs  von  Polen  August  IL 
und  der  Gräfin  Aurora  von  Königsmark,  befehligte,  schwere  Kämpfe  zu 
bestehen,  behauptete  aber  dennoch,  wiewol  durch  die  erwähnte  Absen- 
dung von  10000  Mann  bedeutend  geschwächt,  gegen  die  ihm  überlegene 
Streitmacht  seine  Eroberungen.  Dem  erhaltenen  Befehle  gemäß  zog  er 
Liegen  den  Grafen  von  Sachsen,  der  bei  Deggendorf  stand,  um  ihn  wo- 
möglich zu  schlagen  und  von  der  Vereinigung  mit  Malebois  abzuhalten. 
Da  aber  dieser  von  dort  schon  nach  Böhmen  abmarschirt  war,  folgte  er 
ihm  dahin  nach.  General  Bernklau,  der  nun  mit  einer  zu  geringen  Zahl 
von  Truppen  in  Baiern  zurückblieb,  konnte  trotz  seiner  erprobten 
Tapferkeit  Seckendorff  nicht  Stand  halten,  mußte,  nachdem  dieser 
Landshut  genommen,  München  räumen,  und  über  den  Inn  zurückgehen, 
verlor  jenseit  desselben  auch  Burghausen  und  Braunau  und  nahm  endlich 
(ine  feste  Stellung  bei  Schärding,  in  der  er  Passau  deckte.  Die  beiden 
Plätze  waren  alles,  was  Oesterreich  von  den  Eroberungen,  die  Kheven- 
hüller zu  Anfang  des  Jahres  gemacht  hatte,  übrigblieb.  Kaiser  Karl 
kehrte  in  seine  Hauptstadt  zurück. 

Malebois  und  Moritz  von  Sachsen  überschritten  die  Grenze  Böhmens, 
wagten  aber  nicht,  dem  Großherzog,  der  ihnen  äußerst  langsam  entgegen- 
gezogen war  und  sich  mit  Khevenhüller  vereinigt  hatte,  eine  Schlacht  zu 
liefern,  um  sich  den  Weg  nach  Prag  zu  öffnen,  sondern  kehrten  wieder 
nach  der  Oberpfalz  zurück.  Der  Großherzog  ließ  sich ,  obgleich  die 
Ueberlegenheit  seiner  Armee  ihm  Sieg  verhieß,  die  Gelegenheit,  sie  zu 
schlagen,  entschlüpfen,  und  begnügte  sich,  ihnen  nachzuziehen,  um  ihnen 
iie  Rückkehr  nach  Böhmen  zu  verwehren,  und  Baiern  wii^der  zu  erobern. 
Marschall  Lobkowitz  erhielt  den  Auftrag,  die  Einschließung  Prags  zu 
bewerkstelligen,  welche  Festetics  mit  der  geringen  Zahl  seiner  Truppen 
nur  sehr  mangelhaft  handhaben  konnte.  —  2000  Kroaten  von  seinem 
Corps  waren  eigenmächtig  über  Wien  heimgekehrt,  von  wo  man  sie, 
weil  es  an  hinreichender  Mannschaft,  sie  zum  Gehorsam  zu  zwingen 
fehlte,  gegen  das  Versprechen,  im  Frühling  sich  wieder  zu  stellen,  fürt- 
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ziehen  lassen  mußte.  —  Belleisle,  der  nach  dem  Abgange  Broglie's  den 
Oberbefehl  in  Prag  führte,  hatte  zwar  die  Zeit  der  lockern  Einschließung 
emsig  zur  Herbeischaifung  von  Lebensmitteln  benutzt;  aber  die  gesam- 
melten Voi*räthe  wurden  in  einigen  Wochen  aufgezehrt,  die  Hoffnung 
auf  Entsatz  war  geschwunden,  und  der  Tag  stand  nahe  bevor,  an  wel- 
chem er  sich  mit  seiner  Armee  auf  Gnade  und  Ungnade  werde  ergeben 
müssen.  Er  faßte  also  den  Entschluß,  von  Prag  und  Böhmen  abzuziehen, 
dessen  Ausführung  ihm  Lobkowitz,  der  mit  seiner  Hauptmacht  rechts 
von  der  Moldau  stand  und  das  linke  Ufer  nur  schwach  besetzte,  möglich 
machte.     Nach  dieser  Seite  brach   er  in    der  Nacht   vom   16.  auf  den 

17.  November  mit  11000  Mann  zu  Fuß  und  3000  Reitern  auf.    Erst  am 

18.  November  erhielt  Lobkowitz  vom  Abzüge  der  Franzosen  Nachricht, 
glaubte  aber  nicht,  daß  sie  Böhmen  ganz  zu  verlassen  beabsichtigten, 
sondern  meinte,  daß  sie  bei  Eger  Stellung  nehmen  würden,  um  im  Früh- 
ling wieder  vorzurücken.  Festetics  dagegen  erkannte  die  Absicht  Bel- 
leisle's,  setzte  ihm  nach,  ohne  den  Befehl  von  Lobkowitz  abzuwarten, 
und  schon  am  Abend  des  18.  November  griffen  seine  Hußaren  die  Nach- 
hut des  Feindes  an,  den  sie  sodann  auf  dem  ganzen  Marsch  umschwärm- 
ten. Belleisle  schickte  seine  Reiterei  auf  der  Straße  nach  Eger  voran, 
das  Fußvolk  aber  führte  er  über  rauhe  Gebirgspfade,  die  den  Hußaren 
weniger  zugänglich  waren.  Dasselbe,  meistens  bei  Nacht  marschirend, 
um  den  Anfällen  der  Hußaren  weniger  ausgesetzt  zu  sein,  litt  furchtbar 
durch  übermäßige  Anstrengung,  Kälte  und  Hunger,  seine  Wege  und 
Lagerplätze  waren  mit  Erstarrten  und  Todten  bezeichnet;  kaum  mehr 
als  die  Hälfte  desselben  erreichte  am  27.  December  Eger.  In  Prag  war 
der  Oberstlieutenant  Chevert  mit  ungefähr  6000  Mann,  meist  Kranken 
oder  Schwächlichen,  von  denen  man  glaubte,  daß  sie  den  Beschwerden 
des  Marsches  unterliegen  würden,  zurückgeblieben.  Mit  ihm  schloß 
Lobkowitz  am  25.  December  eine  Uebereinkunft,  durch  welche  der  Be- 
satzung freier  Abzug  gewährt  und  den  gegenwärtigen  Bewohnern  Prags 
vollständige  Amnestie  zugesichert  wurde;  2000  Kranke  blieben  in  Prag 
zurück.  Belleisle  und  Chevert  schlugen  von  Eger  den  Wog  nach  der 
Oberpfalz  ein,  wohin  ihnen  Lobkowitz  folgte.  Die  Besatzung,  die  sie  in 
Eger  zurückgelassen,  ergab  sich  später  an  Festetics.  Der  Großherzog, 
der  langsam  südwärts  gezogen  und  bei  Niederaltaich  am  12.  November 
über  die  Donau  gegangen  war,  legte  den  abermals  nicht  eben  rühmlich 
geführten  Commandostab  in  die  Hände  seines  Bruders  nieder.  So  war 
denn  Baiern  zwar  verloren  und  die  eine  französische  Armee  der  ihr 
zugedachten  Kriegsgefangenschaft,  die  andere  einer  wahrscheinlichen 
Niederlage  entgangen,  aber  Böhmen  vom  Feinde  geräumt  und  unter  die 
Herrschaft  Maria  Theresia's  zurückgekehrt. 

Dasselbe,  was  in  Oberösterreich  nach  der  Vertreibung  der  Franzosen 
und  Baiern  geschehen  war,  fand  nun  auch  in  Böhmen  statt,  jedoch  in 
weiterer  Ausdehnung  und  mit  größerer  Strenge  als  dort,  weil  hier  weit 
mehr  und  schwerer  gesündigt  worden  war.  Eine  Commission  ward  ein- 
gesetzt, welche  jene  adelichen  Herren  vorlud  und  aburtheilte,  die  sich 
Karl  Albert  zu  huldigen  beeilt,  von  ihm  Aemter  angenommen  und 
sich   in   seinem   Dienste   besonders   hervorgethan  hatten.     Die  Königin 
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milderte  jedoch  die  Urtheile,  gab  die  confiscirten  Güter  sogleich  oder 
später  zurück,  verwies  selbst  solche,  die  sich  gegen  sie  schwer  vergangen 
hatten,  blos  vom  Hofe,  nahm  auch  sie  bald  wieder  zu  Gnaden  auf  und 
beförderte  manche  von  ihnen  sogar  zu  wichtigen  Aemtern.  Am  27.  April  1743 
zog  sie  mit  ihrem  Gemahl  in  Prag  ein,  empfing  am  11.  die  Huldigung 
der  Stände  und  tags  darauf  ging  die  Krönung  vor  sich. 

Wir  wenden  nun  den  Blick  nach  Italien,  wo  beim  Regierungsantritt 
Maria  Theresia's  der  Marschall  Graf  Traun  der  Lombardei  als  Statt- 
Jialter  und  Befehlshaber  der  dort  stehenden  Truppen  vorstand.  Als  1741 
offenbar  geworden  war,  daß  die  spanische  Königin  Elisabeth  mit  ihren 
Ansprüchen  auf  alle  Staaten  des  Hauses  Oesterreich  es  eigentlich  auf 
dessen  italienische  Provinzen  absehe,  die  sie  ihrem  zweiten  Sohne  Philipp 
verschaffen  wolle,  erhielten  die  aus  Italien  zum  Schutze  der  deutschen 
und  böhmischen  Länder  abberufenen  Regimenter  Befehl,  wieder  dorthin 
zurückzukehren.  Da  Truppen  aus  Spanien  nur  zu  Schiff  über  das  Mittel- 
meer oder  zu  Lande  über  Frankreich  nach  Italien  gelangen  konnten, 
und  der  erstere  Weg  ihnen  durch  die  englische  im  Mittelmeer  kreuzende 
Flotte  verschlossen  schien,  wollte  ihnen  Maria  Theresia  auch  den  zweiten 
abschneiden  und  ersuchte  die  französische  Regierung,  an  deren  freund- 
schaftlicher Gesinnung  sie  nicht  zweifelte,  ihnen  den  Durchmarsch  nicht 
zu  gestatten.  Vor  allem  andern  aber  war  sie  darauf  bedacht,  den  König 
Karl  Emanuel  von  Sardinien,  den  mächtigsten  und  alleinigen  unter  den 
italienischen  Fürsten,  der  ein  kriegstüchtiges  Heer  hatte,  zum  Bundes- 
genossen zu  gewinnen.  Er  machte  zwar  Ansprüche  auf  das  Herzogthum 
Mailand,  und  man  mußte  auch  voraussetzen,  daß  er,  die  auf  Vergrößerung 
des  Staats  durch  jedes  Mittel  ausgehende  Politik  befolgend,  sein  Bündniß 
sich  theuer  werde  bezahlen  lassen;  aber  man  wußte,  die  Staatsklugheit 
gebiete  ihm,  darauf  zu  sehen,  daß  Oesterreich  den  bourbonischen  Mäch- 
ten in  Italien  die  Wage  halte,  damit  diese  seine  Monarchie  nicht  von 
allen  Seiten  umschlössen  und  erdrückten,  und  die  Bedrängniß  der  Köni- 
gin war  so  groß,  daß  sie  selbst  vor  bedeutenden  Opfern  nicht  zurück- 
scheuen durfte.  Sie  bot  ihm  also  zuvorkommend  Entgeltung  für  den 
Beistand  an,  den  er  ihr  wider  feindliche  Angriffe  auf  ihre  italienischen 
Provinzen  leisten  würde,  und  überließ  es  ihm,  selbst  zu  bestimmen,  wo- 
rin diese  Entgeltung  bestehen  solle.  Was  Karl  Emanuel  hierauf  an 
Gebiet,  das  ihm  sogleich,  auch  wenn  es  zum  Krieg  nicht  käme,  über- 
geben werden  sollte,  an  Subsidien  und  als  Entschädigung  für  eine  etwaige 
Besetzung  Nizzas  und  Savoyens  durch  die  Franzosen  forderte,  überstieg 
alles,  worauf  man  sich  am  wiener  Hofe  gefaßt  gemacht  hatte.  Zugleich 
trat  er,  um  Maria  Theresia  zur  Annahme  der  von  ihm  gestellten  harten 
Bedingungen  zu  drängen,  auch  mit  Frankreich  und  Spanien,  die  eben- 
falls um  sein  Bündniß  sich  bewarben,  in  Unterhandlungen.  Maria  The- 
resia erklärte  namentlich  das  Verlangen,  daß  sie  dem  König  das  Mar- 
quisat  Finale  verschaffe,  welches  ihr  Vater  der  Republik  Genua  verkauft 
hatte,  für  unerfüllbar,  denn  es  widerstreite  ihrem  Gewissen,  diese  ihres 
rechtmäßigen  Besitzes  zu  berauben.  Hinsichtlich  der  andern  Forderun- 
gen ließ  sie  sich  in  Unterhandlungen  ein ,  um  dieselben  zu  ermäßigen, 
und  besonders  den  König  von  dem  Verlangen  abzubringen,  daß  sie  das 
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abzutretende  Gebiet  ihm  sogleich  übergebe.  Noch  war  es  zu  keiner 
Einigung  gekommen,  als  ein  spanisches,  vom  Herzog  Montemar  befehlig- 
tes Heer,  welches  der  englischen  im  Mittelmeer  kreuzenden  Flotte  ent- 
gangen, aber  von  einem  heftigen  Sturm  zerstreut  worden  war,  im  No- 
vember an  mehrern  Orten  des  westlichen  Mittelitalien  landete.  Selbst 
das  zu  dieser  Jahreszeit  kaum  für  möglich  gehaltene  Eintreifen  der 
spanischen  Truppen  bewirkte  den  schnellen  Abschluß  eines  förmlichen 
Bündnisses  nicht;  nur  zu  einer  einstweiligen  seltsamen  Convention  kam 
1742  es  am  1.  Februar  1742.  Der  Lohn,  welcher  dem  König  für  die  zu  ge- 
währende Hülfe  werden  sollte,  blieb  fernem  Unterhandlungen  vorbehal- 
ten, und  blos  die  gegenseitigen  militärischen  Leistungen  wurden  geordnet; 
seine  angeblichen  Rechte  auf  die  Lombardei  versprach  er ,  solange  die 
Convention  besteht,  nicht  geltend  zu  machen  und  im  Falle  seines  Ein- 
marsches in  österreichische  Länder  weder  Steuex-n  zu  erheben  noch  sonst 
Souveränetätsrechte  auszuüben;  dagegen  blieb  es  ihm  freigestellt,  nach 
vorhergegangener  einmonatlicher  Kündigung  der  Convention  seine 
Rechte  auf  die  Lombardei  jederzeit  allein  oder  mit  Hülfe  Verbündeter 
zu  verwirklichen,  jedoch  solle  er  zuvor  seine  Truppen  aus  den  österrei- 
chischen Ländern  und  Festungen,  die  von  ihm  vermöge  des  gegenwärtigen 
Vertrags  besetzt  worden  wären,  zurückziehen.^ 

Montemar  benutzte  die  Zeit  von  seiner  Landung  bis  zum  Abschluß 
der  obigen  Convention  schlecht;  es  dauerte  lange,  bis  er  seine  Truppen 
sammelte,  dann  zog  er  langsam  durch  den  Kirchenstaat,  in  welchem 
12000  Neapolitaner  zu  ihm  stießen,  und  ein  zweiter  Truppentransport 
aus  Spanien  seine  Streitmacht  auf  beiläufig  57000  Mann  brachte.  Karl 
Emanuel  und  Traun  verfuhren  nach  geschlossener  Convention  rascher; 
der  erstere  stand  schon  Mitte  März  mit  26  Bataillonen  und  18  Schwadro- 
nen bei  Piacenza,  der  andere  marschirte  gegen  Modena,  dessen  Herzog 
.  zum  Bündnisse  mit  Maria  Theresia  genöthigt  werden  sollte.  Dieser 
hatte  sich  jedoch  schon  an  Frankreich  und  Spanien  angeschlossen  und 
begab  sich  zur  Armee  Montemar's,  mit  dessen  Hülfe  er  im  Besitze  seines 
Landes  erhalten  zu  werden  hoffte.  Aber  Montemar  war  nicht  zu  bewe- 
gen, seine  Gegner  anzugreifen,  sah  unthätig  zu,  wie  sie  das  Herzogthum 
besetzten,  die  Hauptstadt  am  28.  Juni  und  kurz  darauf  auch  Mirandola 
einnahmen,  bezog  zuerst  eine  Stellung  am  Po,  verließ  auch  diese,  als  sie 
ihm  nachfolgten  und  wich  immer  weiter  zurück,  obgleich  er  keineswegs 
heftig  gedrängt  wurde.  Schon  der  beständige  Rückzug  richtete  die 
spanische  Armee  zu  Grunde  und  ihre  Lage;  verschlimmerte  sich  noch 
mehr,  als  die  Neapolitaner  sie  verließen.  Das  letztere  geschah,  weil 
der  englische  Admiral  Matthews  mit  seiner  Flotte  vor  Neapel  erschienen 
war  und  durch  die  Drohung  eines  Bombardements  den  König  Karl  HI. 
zur  Neutralität  und  Heimberufung  seiner  Truppen  gezwungen  hatte. 
Dessenungachtet  drang  Traun  vergeblich  dem  Willen  seiner  Monarchin 
gemäß  darauf,  den  geschwächten  Feind  anzugreifen  und  eine  schnelle 
Entscheidung  des  Kriegs  herbeizuführen;  Karl  Emanuel  war  unter  aller- 
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band  Vorwänden  dazu  nicht  zu  bringen,  denn  ihm  war  es  eben  um  einen 
vollständigen  Sieg  nicht  zu  thun. 

Um  so  weniger  ging  er  auf  den  Plan  ein,  für  den  ihn  Maria  Theresia 
durch  ihren  Gesandten,  Graf  Wenzel  Kaunitz,  zu  gewinnen  suchte. 
Die  Königin,  die  noch  vor  kurzem  in  der  Gefahr  geschwebt,  den  größten 
Theil  ihrer  Staaten  zu  verlieren ,  ließ  sich  nämlich  durch  das  Glück, 
welches  jetzt  ihre  Waffen  auf  allen  Kampfplätzen  begünstigte,  zu  Ent- 
würfen der  Eroberung  verleiten.  Die  Spanier  sollten  gänzlich  aus  Italien 
vertrieben  werden,  Neapel  ihr  zufallen,  und  Sicilien  der  Lohn  des  Königs 
von  Sardinien  für  den  geleisteten  Beistand  sein ,  der  sie  nichts  kosten 
würde.  Zur  Verwirklichung  des  Entwurfs  war  die  Flotte  Englands  und 
die  Armee  Sardiniens  unentbehrlich.  Aber  England,  von  dem  sie  voraus- 
setzte, daß  ihm  jede  Schwächung  der  bourbonischen  Mächte  willkommen 
sein  müsse,  nahm  das  Project  kalt  auf,  Karl  Emanuel  wurde  durch  die 
nämlichen  Gründe,  welche  ihn  gegen  die  Uebermacht  der  Bourbonen  in 
Italien  zu  kämpfen  bewogen,  abgehalten,  dazu  mitzuwirken,  daß  Oester- 
reich  dieselbe  erlange.  Auch  zog  er  die  an  seine  Staaten  grenzenden  Pro- 
vinzen, die  er  als  Preis  für  seine  Hülfe  forderte,  dem  entlegenen  und  schwer 
zu  behauptenden  Sicilien  weit  vor.  Das  äußerte  er  unverhohlen  Traun 
und  Kaunitz  gegenüber  und  kündigte  seinen  Entschluß  an,  daß  er 
wenigstens  im  laufenden  Jahr  von  Cesena,  wo  das  vereinigte  Heer  stand, 
nicht  weiter  gegen  Süden  vordringen  werde.  Mittlerweile  fiel  eine  zweite 
spanische  Armee,  die  durch  Südfrankreich  herangezogen  war,  in  Savoyen 
ein  und  bemächtigte  sich  in  kurzer  Zeit  des  wehrlosen  Landes,  das 
nöthigte  den  König,  am  19.  August  in  die  eigenen  Staaten  zurückzu- 
kehren. Traun,  der  es  nicht  wagte,  allein  den  Spaniern  gegenüber 
zurückzubleiben,  folgte  ihm  vier  Tage  später  dahin  nach. 

Nach  ihrem  Rückzug  drang  Gages,  der  nach  der  Abberufung  Mon- 
teraar's  die  Spanier  befehligte,  wieder  in  die  päpstlichen  Legationen  ein. 
Auch  Traun  kehrte,  nachdem  Karl  Emanuel  sein  Vorhaben,  die  Feinde 
in  Savoyen  anzugreifen,  aufgegeben  hatte,  mit  seiner  und  einer  sardini- 
schen Armee  dorthin  zurück.  Gages,  dem  die  Königin  Elisabeth  den 
gemessensten  Befehl  gegeben,  den  Krieg  ohne  Zögerung  mit  ganzem 
Nachdruck  zu  führen,  ging  damit  um,  die  feindlichen  Heerestheile,  die 
voneinander  getrennt  in  ihren  Winterquartieren  lagen,  nacheinander  zu 
überfallen ,  fand  sie  aber  schon  vereinigt  und  im  Anmärsche  begriffen, 
als  er  am  3.  Februar  1743  über  den  Panormo  setzte,  denn  Traun  hatte 
noch  rechtzeitig  vom  Plane  des  Gegners  Nachricht  erhalten,  seine 
Truppen  zusammengezogen  und  eine  Schlacht  zu  liefern  beschlossen. 
Diese,  der  Gages  nicht  mehr  ausweichen  konnte,  fand  am  8.  Februar 
bei  Campo  Santo  statt  und  endigte  mit  einem  unfruchtbaren  Siege  der 
Oesterreicher,  indem  Traun,  wiewol  mit  dem  Vorsatze,  den  Feind  anzu- 
greifen heranziehend  und  schon  am  G.  Februar  in  dessen  Nähe  angelangt, 
dennoch  zur  Formirung  seiner  Schlachtordnung  so  viel  Zeit  brauchte, 
daß  er  erst  um  4  Uhr  nachmittags  zum  Angriff  schritt,  erst  lange  nach 
Sonnenuntergang  bei  Mondschein  die  Spanier  zum  Rückzug  zwang  und 
sie  bei  Nacht  nicht  zu  verfolgen  wagte.  Hierauf  bezogen  beide  Heere 
Cantonnirungen,    ohne   ferner    etwas   von    Bedeutung  zu  unternehmen. 
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Demzufolge  hatte  der  Kirchenstaat,  den  trotz  der  Neutralität  und  der 
Proteste  Benedict's  XIV.  seit  dem  Beginne  des  Kriegs  bald  abwechselnd 
die  eine  oder  die  andere  Armee,  bald  beide  heimsuchten,  abermals  beide 
zu  ernähren.  Dazu  kam  noch,  daß  Maria  Theresia  sich  vom  Papste 
schwer  beleidigt  glaubte,  weil  er  den  Abzug  ihrer  Truppen  aus  seinem 
Lande  forderte,  die  Spanier  dagegen  dort  stillschweigend  zu  dulden 
schien.  Sie  ließ  jedoch  ihren  Unwillen  nicht  ihn  selbst  fühlen  —  dazu 
war  sie  eine  zu  fromme  Verehrerin  des  heiligen  Vaters  — ,  sondern  kehrte 
denselben  gegen  einige  ihr  misliebigen  Cardinäle. 

Bisher  hatte  die  Königin  von  Ungarn  die  dringenden  Mahnungen 
der  englischen  Regierung,  die  sichere  und  kräftige  Hülfe  Karl  Emanuel's 
durch  Bewilligung  von  dessen  Forderungen  zu  gewinnen,  als  unbillige 
Zumuthung  mit  Unwillen  aufgenommen.  Nachdem  aber  der  zweite 
erfolglose  Feldzug  sie  überzeugte,  daß  sie  ohne  den  Beistand  dieses 
Königs  sich  kaum  im  Besitze  der  Lombardei  behaupten,  geschweige  die 
Bourbonen  aus  Neapel  und  Sicilien  vertreiben  könne,  und  überdies  er- 
fuhr, daß  Frankreich  ihm  für  den  Uebertritt  auf  seine  Seite  einen  weit 
höhern  Preis  anbiete,  als  er  von  ihr  verlangte,  beschloß  sie  endlich,  das 
schwere  Opfer  zu  bringen,  damit  das  feste  Bündniß  mit  ihm  zu  Stande 
komme.  Dasselbe  wurde  von  England ,  der  Königin  von  Ungarn  und 
Sardinien  in  Worms  am  13.  September  geschlossen  und  am  14.  October 
durch  Auswechselung  der  Ratificationen  bestätigt.  Karl  Emanuel  garan- 
tirte  neuerdings  die  pragmatische  Sanction  und  entsagte  seinen  Ansprü- 
chen auf  Mailand;  er  verpflichtete  sich,  zur  Bekämpfung  der  Feinde 
Maria  Theresias  in  Italien  45000  Mann  zu  stellen ,  während  diese  sich 
anheischig  machte,  ihre  dortigen  Streitkräfte,  sobald  es  die  Lage  der 
Dinge  in  Deutschland  erlauben  würde,  auf  30000  Mann  zu  verstärken. 
England  sollte  zu  dem  gemeinsamen  Endzwecke  durch  eine  starke  Flotte 
im  Mittelmeer  mitwirken  und  jährlich  an  Sardinien  eine  Subsidie  von 
200000  Pfd.  St.  zahlen,  auf  welche  die  Königin  von  Ungarn  von 
den  ihr  zugesicherten  500000  Pfd.  St.  verzichtete.  Zur  Entschädigung 
für  seine  zu  bringenden  Opfer  erhielt  Karl  Emanuel  von  Maria  Theresia 
die  Stadt  und  das  Gebiet  Vigevano,  alles  Land  rechts  vom  Lago  mag- 
giore  und  das  Tessin,  das  Gebiet  von  Pavia  am  linken  Ufer  des  Po, 
Bobbio  mit  einbegriffen,  und  Piacenza  mit  seinem  Gebiete  bis  an  die 
Nura.  Endlich  trat  ihm  Maria  Theresia,  damit  seine  Staaten  das  Meer 
berühren  mögen,  alle  Rechte  ab,  welche  ihr  etwa  auf  das  Marquisat 
Finale  noch  zustehen.  Diesem  Bündnisse  verpflichtete  sich  Karl  Emanuel 
treu  zu  bleiben  bis  zum  Abschlüsse  des  Friedens  in  Italien,  in  Deutsch- 
land und  Englands  mit  Spanien.  In  einem  geheimen  Artikel  verbanden 
sich  die  drei  Mächte,  die  Vertreibung  der  Bourbonen  aus  Italien  über- 
haupt und  besonders  aus  Neapel  und  Sicilien  mit  allen  Kräften  anzu- 
streben. Im  Falle  des  Gelingens  sollte  Neapel  nebst  dem  Stato  degli 
Presidii  der  Königin  von  Ungarn,  Sicilien  dem  Könige  von  Sardinien 
zufallen. 

Je  weniger  der  Gang   des  Kriegs   in  Italien   den  Wünschen  MariaJ 
Theresia's  entsprach ,  desto  glücklicher  gestaltete  sich  derselbe  für  si« 
1743  1743  in  Deutschland,  nachdem  die  Projecte  zum  Ausgleich  und  Frieden 
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in  nichts  zerrannen,  deren  mancherlei  aufgetaucht  waren.  Die  franzö- 
sische Regierung,  durch  den  schmählichen  Ausgang  des  Feldzugs  nach 
Böhmen,  den  sie  voll  übermüthiger  Plane  begonnen  hatte,  gederaüthigt, 
bat  nun  kleinlaut  um  einen  erträglichen  Frieden.  Kaiser  Karl  gab  seine 
hohen  Ansprüche  auf  das  Erbe  Maria  Theresia's  auf  und  wollte  sich  mit 
einigen  Bezirken  Böhmens  begnügen;  damit  zurückgewiesen,  schluo-  er 
sogar  die  Säcularisation  der  Bisthümer  Salzburg,  Passau,  Regensbur«-, 
Eichstätt  und  Augsburg  vor,  die  ihm  überlassen  werden  sollten,  danitt 
er  dadurch  zu  der  Vergröfierung  käme,  die  er  von  Maria  Theresia  nicht 
erlangen  konnte.  Dagegen  weigerte  er  sich,  w^ie  die  Königin  wünschte, 
Baiern  gegen  Toscana  nebst  andern  italienischen  Landen,  oder  die  Nie- 
derlande und  Vorderösterreich  im  Tausche  an  Maria  Theresia  abzutreten. 
Der  erstere  Tausch  misfiel  dem  König  von  Sardinien,  wider  den  zweiten 
erklärten  sich  England  und  Holland,  besonders  aber  der  König  von 
Preußen.  Die  Erneuerung  der  Feindseligkeiten  war  daher  vorauszusehen 
und  ward  um  so  unausbleiblicher,  da  Frankreich,  nachdem  Fleury  am 
29.  Januar  gestorben  war,  nicht  mehr  um  Frieden  bat,  sondern  eifrig 
zur  Fortsetzung  des  Kriegs  rüstete;  Maria  Theresia  aber,  weit  davon 
entfernt,  dem  Frieden  neue  Opfer  zu  bringen,  Entschädigung  für  die 
schon  gebrachten  begehrte;  und  die  englische  Regierung  sich  endlich  zu 
kräftiger  Theilnahme  am  Krieg  entschloß. 

Maria  Theresia  setzte  sich  für  den  bevorstehenden  Feldzug  zum  be- 
sondern Ziele  die  Eroberung  Baierns,  das  ihr  entweder  selbst  zum  Ersatz 
tur  Schlesien  oder  zum  Faustpfand  einer  anderweitigen  Entschädiguno- 
dienen  sollte.  Nach  diesem  Ziele  richteten  also  Prinz  Karl  und  Khe^ven*^ 
hüller,  der  ihm  als  Rathgeber  zur  Seite  stand,  zuvörderst  ihre  Unter- 
nehmungen. Vor  allen  andern  beschlossen  sie,  das  stark  verschanzte 
Lager  bei  Simbach  zu  nehmen,  welches  der  bairische  General  Minuzzi 
mit  neun  Bataillonen  und  zehn  Schwadronen  besetzt  hielt.  Nachdem 
eine  Schar  Franzosen  aus  Pfarrkirch  vertrieben,  die  Besatzung  in  Erlach 
sich  zu  ergeben  gezwungen  und  die  Anhöhen  um  Simbach  besetzt  worden 
waren,  wurde  der  Angriff  des  Lagers  am  7.  Mai  begonnen.  Während 
General  Berlichingen  dasselbe  von  den  Anhöhen  beschoß,  führte Nädasdy 
seine  Ungarn  zum  Sturm,  überschritt  den  Graben  und  erstieg  die  Brust- 
wehr; andere  Colonnen  drangen  von  andern  Seiten  vor,  und  das  Lager 
war  in  kurzer  Zeit  mit  vielen  Gefangenen,  darunter  Minuzzi  und  zwei 
andere  Generale,  mit  allen  Geschützen  und  Vorräthen  genommen.  Der 
Verlust  der  Baiern  wurde  auf  6000  Mann  veranschlagt.  Nach  der  Ein- 
nahme des  Lagers  zog  Prinz  Karl  gegen  das  von  bairischen  Truppen 
besetzte  Braunau.  Da  seine  Aufforderung,  den  Platz  zu  übergeben,  ab- 
schlagig beantwortet  wurde,  ließ  er  denselben,  um  nicht  durch  dessen 
Belagerung  Zeit  zu  verlieren,  blos  einschließen,  und  wandte  sich  gegen 
das  französische  Armeecorps,  welches  um  Dingolfing  an  der  Isar  und  um 
Landau  stand.  Gegen  Dingolfing  entsandte  er  Daun,  bei  dessen  An- 
näherung die  Franzosen,  eine  Besatzung  zurücklassend,  über  die  Isar 
zurückwichen.  Die  anhaltende  Beschießung  steckte  die  Häuser  in  Brand 
und  warf  die  Stadtthore  in  Trümmer;  aus  Furcht,  abgeschnitten  zu  wer- 
den, eilte  die  Besatzung  über  die  Isar,  wobei  sie  bedeutenden  Verlust 
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erlitt,  und  Daun  zog  in  die  brennende  Stadt  ein;  was  der  Brand  ver- 
schont hatte,  plünderten  seine  Soldaten.  Am  17.  Mai  war  Dingolfing 
gefallen,  und  schon  am  18.  stand  Daun  vor  Landau.  Die  Franzosen, 
die  daran  verzweifelten,  die  Stadt  vertheidigen  zu  können,  plünderten 
und  zündeten  sie  an,  um  ihren  Rückzug  zu  decken.  Die  geretteten  Vor- 
räthe  wurden  unter  die  von  allem  entblößten  Einwohner  vertheilt. 
Hierauf  ging  Prinz  Karl  bei  Niederaltaich  über  die  Donau  und  rückte 
vor  Deggendorf,  das  die  Franzosen  ungemein  stark  befestigt  hatten. 
Browne  übernahm  die  Belagerung.  Das  am  27.  Mai  begonnene  Feuer 
hatte  den  Festungswerken  noch  wenig  geschadet,  als  Grenadierbataillone 
im  ersten  Anlauf  die  Redouten  erstiegen  und  die  bestürzten  Feinde  den 
Brücken  zueilten,  um  jenseit  des  Stroms  Rettung  zu  finden.  Browne 
ließ  drei  Bataillone  längs  der  Donau  vorrücken  und  die  Brücken  unter 
Feuer  nehmen,  um  die  Fliehenden  von  denselben  abzuschneiden.  Nach- 
dem dies  gelungen  war,  eroberte  er  Deggendorf  mit  Sturm.  Prinz  Karl 
ging  nun  auf  die  bairische  Armee  los,  mit  der  Seckendorff  bei  Landshut 
stand.  Bei  seinem  Anmärsche  zog  sich  Seckendorff  gegen  Ingolstadt 
zurück.  Der  Kaiser  flüchtete  von  München  nach  Augsburg;  und  seine 
Hauptstadt  wurde  am  9.  Juni  von  Bernklau  besetzt.  Dieses  schnelle 
siegreiche  Vordringen  des  Prinzen  Karl  entmuthigte  den  Marschall 
Broglie  in  dem  Grade,  daß  er  seine  Stellung  bei  Straubing  aufgab,  nur 
eine  Besatzung  von  4000  Mann  dort  zurückließ  und  über  Regensburg 
nach  Ingolstadt  zurückwich.  Kaiser  Karl  erwartete  nun,  Broglie  werde 
nach  der  Vereinigung  mit  den  Baiern  die  Offensive  ergreifen,  statt  dessen 
trat  der  Marschall  am  21.  Juni  mit  seiner  ganzen  Armee  den  Rückmarsch 
nach  Frankreich  an  und  verlangte,  daß  die  Baiern  seiner  rückgängigen 
Bewegung  folgen  sollen.  Der  Kaiser,  der  sich  von  seinem  mächtigen 
Bundesgenossen  verlassen  sah,  berief  seine  Truppen  von  dessen  Heere 
ab,  und  gab,  um  sie  wenigstens  vor  der  Vernichtung  zu  retten,  Secken- 
dorff den  Auftrag,  mit  dem  Prinzen  Karl  über  eine  Militärconvention  zu 
unterhandeln.  Demzufolge  kamen  Khevenhüller  und  Seckendorff'  am 
27.  Juni  im  Kloster  Niederschönfeld  zusammen,  und  schlössen  folgende 
Convention:  Braunau,  Straubing  und  Reichenhall  sollen  von  ihren  Be- 
satzungen, die  frei  abziehen  dürfen,  geräumt  werden;  die  aus  Baiern  be- 
stehende Besatzung  Braunaus  soll,  aufgelöst  und  in  die  Heimat  entlassen, 
ein  Jahr  lang  gegen  die  Königin  von  Ungarn  nicht  fechten;  Ingolstadt 
sollen  die  Franzosen  verlassen  und  bairische  Truppen  beziehen;  Donau- 
wörth bleibe  den  Baiern,  den  Oesterreichern  stehe  jedoch  der  Durchzug 
offen ;  die  Feindseligkeiten  zwischen  beiden  Armeen  sollen  aufhören  und 
Vorkehrungen,  einen  Zusammenstoss  zu  verhüten,  getroffen  werden. 
Gerade  der  letzte  Punkt,  an  dem  den  Baiern  alles  lag,  wurde  von  Maria 
Theresia  nicht  genehmigt;  da  aber  die  Baiern  Braunau  geräumt  hatten, 
als  sie  Bericht  von  der  Convention  erhielt,  sah  sie  sich  moralisch  ge- 
nöthigt  zu  gestalten,  daß  die  bairischen  Truppen  sich  auf  neutrales  Gebiet 
Deutschlands  zurückziehen  und  dort  als  neutral  behandelt  werden  dürfen. 
Durch  die  Convention  von  Niederschönfeld  war  die  bairische  Armee  zur 
müssigen  Zuschauerin  bei  den  fernem  Kämpfen  verurlheilt,  und  Prinz 
Karl  konnte  sich  mit  ganzer  Macht  gegen  Frankreich  kehren,  dem  ob- 
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usiegen  man  eben  jetzt  hoffte.  Er  trat  also  den  Marsch  nach  dem  Rhein 
an  und  überließ  die  Vollendung  der  Eroberung  Baierns  dem  General 
Bernklau.  Dieser  bewerkstelligte  dieselbe  fast  ohne  Kampf,  denn  die 
in  den  bairischen  Festungen  liegenden  Franzosen  hatten  zufolge  der 
Convention  und  nach  dem  Rückmarsche  Broglie's  von  nirgends  Hülfe  zu 
erwarten.  Daher  wurde  Straubing  von  Gautier  am  16.  Juli  übergeben, 
sobald  der  Besatzung  freier  Abzug  zugesichert  worden  war.  Das  starke 
Ingolstadt  versprach  der  Coramandant  Grandville  nach  längerer  Ein- 
schließung unter  derselben  Bedingung  nach  einem  Monat  zu  räumen, 
wenn  es  mittlerweile  nicht  wenigstens  2000  Franzosen  oder  Baiern  ge- 
länge, sich  hineinzuwerfen,  und  zog  aus,  nachdem  dies  nicht  geschehen 
war.  Hiermit  war  zu  Anfang  October  ganz  Baiern  der  Herrschaft  Maria 
Theresia's  unterworfen.  Sie  betrachtete  sich  als  dessen  rechtmäßige 
Landesherrin,  forderte  Huldigung,  übertrug  dem  Feldzeugmeister  Karl 
Batthyany  die  Leitung  der  Militär-  und  Civilangelegeuheiten  und  ließ 
mit  Strenge  gegen  die  Gegner  ihrer  Herrschaft  verfahren.^ 

Früher  als  Prinz  Karl  und  Khevenhüller  hatte  1743    den  Feldzug  1743 
Mk    Lord  Stair   begonnen,   der   bis   zur  Ankunft  des  Königs   von  England, 
B    Georg's  H.,  die  Ai'mee  befehligte,  welche  aus  hannoverschen  Truppen, 
B     vierzehn  englischen  Regimentern,  acht  zu  Fuß,  sechs  zu  Pferd  und  bei- 
läufig 20000  Niederländern  und  Oesterreichern  unter  dem  Herzog  von 
Aremberg,  insgesammt  ungefähr  60000  Mann  bestand  und  die  pragma- 
tische genannt  wurde.    Schon  Ende  Februar  ging  er  bei  Rurenionde  über 
die  Maas  und  rückte  in  das  Herzogthum  Jülich,  setzte  jedoch  erst  um 
Mitte  April  bei  Andernach  und  Neuwied  über  den  Rhein  und  blieb  den 
ganzen  Mai  hindurch  um  Mainz  und  Frankfurt  stehen,  wo  er  eine  gleich 
große  Anzahl   Franzosen   in  Schach    hielt.      Am    19.  Juni    traf  König 
Georg  IL  in  AschaiFenburg  ein  und   übernahm  das  Commando.     Dort 
hatte  sich  auch  Neipperg,  von  der  österreichischen  Regierung  hingesandt, 
*  eingefunden,  der  bei  seiner  Unentschlossenheit  nur  einen  lähmenden  Ein- 
fluß auf  die  Kriegsoperationen  üben  konnte.    Am  26.  Juni  brach  Georg 
mit  36000  Mann  gegen  Hanau  auf,  wo  6000  von  England  in  Sold  ge- 
nommene Hessen  schon  angelangt  waren.     Um  ihm  den  Weg  dorthin 
zu  sperren,   schickte  der  französische  Feldherr,   Herzog  Noailles,   den 
Herzog    Gramont   mit   23000  Mann   bei  Seligenstadt    über   den  Main. 
Dieser  hatte  bei  Kleinvelsheim  die  nach  Hanau  führende  Straße  bereits 
besetzt,  als  die  Vorhut  der  Verbündeten  in  Dettingen  ankam.     Der  Kö- 
nig und  seine  Generale  sahen  sich  nun  in  die  Nothwendigkeit  versetzt, 
in  ungünstiger  Stellung  eine  Schlacht  zu  liefern.    Die  bedeutende  Mehr- 
zahl ihrer  Truppen  und  deren  Tapferkeit   verschaffte  ihnen  den  Sieg, 
der  ihnen  bei    3000  Verwundete   und  Todte   kostete;   der  Verlust   der 
ranzosen  mag  sich  auf  das  Doppelte  davon  belaufen  haben.    Noailles, 
er  die  Schlacht  selbst  geleitet,  konnte  jedoch  unverfolgt  und  in  guter 
Ordnung  den  Rückzug  bewerkstelligen. 

Hinsichtlich  des  eigentlichen  Endzwecks,  der  erreicht  werden  sollte, 
die  Franzosen   im   eigenen  Lande    anzugreifen    und    ihnen   Elsaß    und 

'  Zschokke,  Geschichte  des  bairischen  Volks  und  seiner  Fürsten. 
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Lothringen  zu  entreißen,  blieb  der  Sieg  ohne  Wirkung,  weil  die  beiden 
obersten  Feldherren  der  Verbündeten  uueins  wurden.  König  Georg  ver- 
langte, daß  Prinz  Karl  sich  mit  ihm  vereinige,  denn  seine  verfugbaren 
Truppen  betrügen  nicht  mehr  als  50000  Mann,  und  außer  einigen  eng- 
lischen Bataillonen  habe  es  keine  neuen  Verstärkungen  zu  erwarten; 
mit  so  geringer  Macht  könne  er  gegen  die  zahlreiche  französische  Armee 
nicht  angriffsweise  vorgehen.  Prinz  Karl  wollte  sich  dem  Oberbefehle 
des  Königs  nicht  unterwerfen,  was  er  bei  der  Vereinigung  mit  ihm  noth- 
wendig  hätte  thun  müssen;  er  setzte  daher  dem  vom  König  gebilligten 
richtigen  Plane,  daß  beide  Armeen  vereinigt  nach  Luxemburg  ziehen 
und  von  dort  in  Lothringen  und  Frankreich  eindringen  sollten,  seinen 
vonKhevenhüller  entworfenen,  viel  schlechtem  entgegen,  welchem  gemäß 
er  zwischen  Hüningen  und  Breisach  oder  zwischen  diesem  und  Straß- 
burg über  den  Rhein  gehen,  die  pragmatische  Armee  von  Mainz  aus, 
und  das  im  Anmarsch  begriffene  holländische  Corps  von  Trier  her  gegen 
Frankreich  vordringen  sollte.  Georg  nahm  endlich,  dem  Drängen  des 
Prinzen  nachgebend,  diesen  Plan  an,  und  die  Sache  fiel  dem  Ehrgeize 
zum  Opfer.  Unterdessen  war  Moritz  von  Sachsen  mit  den  aus  Baiern 
rückkehrenden  Franzosen  und  auch  Noailles  mit  seiner  Armee  über  den 
Rhein  gegangen.  Prinz  Karl  und  Khevenhüller  drangen  rasch  bis  Dur- 
lach vor,  aber  alle  Versuche,  über  den  Strom  zu  setzen,  scheiterten  am 
Widerstände,  den  ihnen  der  Graf  von  Sachsen  entgegensetzte.  König 
Georg,  dem  der  unfähigere  Noailles  gegenüberstand,  vollzog  den  Ueber- 
gang  ohne  Schwierigkeit  am  8.  August  bei  Biberich,  begnügte  sich  aber 
damit,  die  beiden  Husarenregimenter  unter  den  Generalen  Forgäcs  und 
Baranyay  und  Panduren  Menzefs,  welche  ihm  Karl  von  Lothringen 
geschickt  hatte,  um  seinem  Mangel  an  leichten  Truppen  abzuhelfen,  auf 
Streifzüge  ins  französische  Gebiet  auszuschicken.  Erst  am  25.  September, 
nachdem  die  Franzosen  ihre  Linien  an  der  Queich  verlassen  hatten, 
brach  er  von  Worms  nach  Speier  auf,  wo  er  abermals,  dem  Rathe  Neip- 
perg's  folgend,  auf  die  Nachricht  wartete,  ob  die  andere  Armee  den 
Rhein  endlich  überschritten  habe;- da  diese  nimmer  eintraf,  führte  er  am 
17.  October  die  pragmatische  wieder  über  den  Rhein  zurück. 

Gegen  Ende  des  Jahres  1743  fand  Maria  Theresia  endlich  Muße, 
auch  an  Siebenbürgen  zu  denken  und  dessen  Landtag  auszuschreiben. 
Die  neuen  Gesetzartikel,  welche  diesmal  gebracht  wurden,  bezeugen,  daß 
an  demselben  der  Einfluß  der  Regierung  vorherrschte,  den  sie  durch  das 
Gubernium,  dessen  Mitglieder  die  Königin  ernannte,  und  durch  die  Re- 
galisten,  die  sie  nach  ihrem  Belieben  einzuberufen  berechtigt  war,  übte. 
Alle  jene  Gesetze  wurden  aufgehoben,  welche  die  Abhängigkeit  vom 
Sultan,  den  eigenen  Fürsten  und  dessen  freie  Wahl  betrafen;  dagegen  die 
von  den  Landesständen  schon  17*22  angenommene  pragmatische  Sanction 
neuerdings  bestätigt  und  der  Gemalil  der  Königin,  Großherzog  Franz 
von  Toscana,  als  Mitregent  anerkannt.  Die  Königin  bestätigte  ihrerseits 
die  Urkunde  Leopold's  L  von  1690  nebst  den  auf  diesen  beruhenden 
Rechten  und  Freiheiten  der  drei  politisch  berechtigten  Nationen  ohne 
Unterschied  der  Religion.  Hiermit  im  Zusammenhange  wurden  die 
Bekenner  der  griecliiscli-unirten  Kirche  (Walachen)  den  Römischkatho- 
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lischen  zugezählt,  mithin  der  poJitischen  Rechte  theilhaftig  gemacht,  ihre 
Mitberechtiguug  jedoch  auf  die  Adelichen  und  Geistlichen  beschränkt, 
damit  die  auf  den  drei  Nationaliläteu  der  Ungarn,  Szekler  und  Sachsen 
begründete  Verfassung  nicht  umgestürzt  werde.  Die  Vereinbarung  der 
drei  Nationen  wurde  für  fortbestehend  erklärt,  doch  sollte  alles,  was  in 
der  auf  dieselbe  bezüglichen  Urkunde  und  Eidesformel  den  königlichen 
Rechten  zuwiderläuft,  als  nichtig  betrachtet  werden.  Desgleichen  wur- 
den alle  frühern  Gesetze  und  Anordnungen,  welche  die  Gleichberechti- 
i;ung  der  vier  anerkannten  Religionen,  der  katholischen,  der  evangeli- 
schen augsburger  und  helvetischer  Confession  und  der  Unitarier,  beein- 
trächtigen, wie  jene,  welche  die  "Wiederherstellung  des  katholischen  Bis- 
thums,  das  jedoch  schon  wieder  errichtet  war,  verbieten  und  den  Jesuiten 
das  Recht  des  Grundbesitzes  absprechen,  aufgehoben.  Demzufolge  er- 
hielten diese  ihre  eingezogenen  Güter,  Bäcs,  Jegenye,  Bogärtelke,  Ka- 
järtü,  Tiburcz  und  Monostor  zurück.  Endlich  ward  beschlossen,  daß  die 
vom  Landtag  gemachten  Gesetze  erst  durch  die  Bestätigung  des  Königs 
Kraft  und  Gültigkeit  erhalten.  Maria  Theresia  bestätigte  diese  Gesetz- 
artikel am  7.  August  1744.  l'^^-^ 

Am  7.  Januar  1744  wurde  die  Vermählung  der  Erzherzogin  Marianna 
mit  dem  Prinzen  Karl  von  Lothringen  gefeiert.  Die  Königin  verlieh 
ihrer  Schwester  und  deren  Gemahl  die  Statthalterschaft  der  Niederlande 
und  setzte  ihnen  den  Grafen  Wenzel  Kaunitz  zum  Beistand  in  der  Re- 
gierung an  die  Seite.  Die  Prinzessin  starb  schon  am  5.  October  an  den 
Folgen  einer  unglücklichen  Entbindung  von  einem  todlen  Kinde.  —  Am 
26.  Januar  starb  der  Feldmarschall  Khevenhüller,  unstreitig  der  tüch- 
tigste Feldherr  der  Königin,  dem  sie  außer  frühem  Siegen  auch  die 
glücklichen  Erfolge  des  vorjährigen  Feldzugs  in  Deutschland  eigentlich 
zu  verdanken  hatte.  Statt  seiner  wurde  der  aus  Italien  abberufene  Feld- 
marschall Traun  dem  Prinzen  Karl  als  Rathgeber  an  die  Seite  gestellt. 

Die  französische  Regierung  beschloß,  im  nächsten  Feldzug  mit  An- 
spannung aller  Kräfte  eine  ihr  günstige  Entscheidung  herbeizuführen, 
gab  das  Gaukelspiel  auf,  daß  König  Ludwig  XV.  nur  als  Verbündeter 
des  Kaisersam  Kriege  theilnehme,  und  erklärte  am  15.  März  England, 
am  26.  April  der  Königin  von  Ungarn  den  Krieg.  Anfang  Mai  über- 
schritt Moritz  von  Sachsen,  zum  Marschall  ernannt,  die  Grenze  Flan- 
derns; das  Hauptheer,  welches  der  König  dem  Namen  nach  selbst  führen 
sollte,  folgte  ihm  nach.  Die  in  den  Niederlanden  zwischen  Ath  und 
Mons  versammelte  Armee  der  Verbündeten  belief  sich,  die  Besatzungen 
der  festen  Plätze  ungerechnet,  auf  40000  Mann,  und  bestand  aus  engli- 
schen, hannoverschen,  holländischen  und  österreichischen  Truppen;  das 
Obercommando  führte  der  englische  Feldmarschall  Wade.  Dieser  war 
nicht  zu  bewegen,  dem  Feinde  ernstliche  Hindernisse  in  den  Weg  zu 
stellen,  ließ  die  Armee  in  der  Nähe  von  Brüssel  ein  Lager  beziehen  und 
fast  ganz  unthätig  zugehen,  wie  die  Franzosen  erst  Menin,  nachdem  ihr 
König  am  17.  Juni  angekommen  war,  Ypern  und  Furnes  nach  kurzer 
Belagerung  einnahmen.  Aber  bald  rief  den  König  die  Gefahr  des  eige- 
nen Reichs  vom  Felde  der  Eroberung  ab. 

Die  Armee  der  Könifjin  am  Rhein  zählte  ohngefähr  46000  Mann  zu 
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Fuß  und  22000  Reiter.  Traun,  der  bis  zur  Ankunft  des  Prinzen  Karl 
sie  befehligte,  erhielt  den  Befehl,  die  bairische  Armee  aufzuheben,  trug 
aber  so  lange  Bedenken,  die  Convention  von  Niederschönfeld  zu  brechen 
und  dadurch  dem  König  Friedrich  von  Preußen  einen  Vorwand  zum 
Friedensbruch  zu  geben ,  bis  Seckendorff  ein  festes  Lager  bei  Philipps- 
burg bezogen  hatte.  Karl  wollte  das,  was  sein  Stellvertreter  versäumt 
hatte,  nachholen  und  brach  mit  dem  Heere,  das  bis  Heilbronn  vorgerückt 
war,  gegen  Philippsburg  auf,  verzichtete  aber  auf  das  Unternehmen, 
weil  Nädasdy,  der  die  Vorhut  führte,  berichtete,  daß  die  Stellung  der 
Baiern  unangreifbar  scheine,  und  bereitete  sich  vor,  Frankreich  auf 
dessen  eigenem  Gebiet  in  Elsaß  und  Lothringen  anzugreifen.  Auf  der 
linken  Seite  des  Rheins  stand  ihm  der  Marschall  Coigny  gegenüber,  und 
Seckendorff  konnte  ihm  beim  Uebergange  über  den  Strom  in  den  Rücken 
fallen,  ging  jedoch  auf  Verlangen  Coigny's  und  des  Kaisers  Befehl  auf  das 
linke  Ufer  über.  "Während  Karl  zum  Schein  an  verschiedenen  Punkten 
Vorbereitungen  zum  Uebergang  über  den  Rhein  machte,  setzte  Bern- 
klau bei  Mainz  mit  einigen  tausend  Mann  wirklich  hinüber.  Als  aber 
Coigny  in  der  Meinung,  daß  die  ganze  Armee  ihren  Uebergang  dort 
bewerkstelligen  wolle,  gegen  Mainz  hinabmarschirte,  sandte  Karl  seine 
Vorhut  am  Abende  des  30.  Juni  bei  Schreck  über  den  Rhein.  Trenck 
betrat  mit  seinen  Panduren  zuerst  das  jenseitige  Ufer  und  warf  sich  mit 
Ungestüm  auf  die  bairischen  Vorposten ;  ihm  folgten  andere  Scharen, 
und  das  ganze  Reitercorps,  das  Seckendorff  dort  aufgestellt  hatte,  wurde 
zersprengt.  Am  1.  Juli  ging  Nadasdy  mit  seinem  Corps  über  den  Strom 
und  warf  die  Baiern  zurück,  die  ihm  entgegenstanden,  worauf  an  den 
beiden  nächstfolgenden  Tagen  die  ganze  Armee  ihren  Uebergang  voll- 
brachte. Am  4.  Juni  erstürmte  Nädasdy  mit  den  ihm  untergebenen 
ungarischen  Truppen  die  starken  Schanzen  Lauterburgs,  nach  deren 
Einnahme  die  französische  Besatzung  zu  capituliren  begehrte  und  auf 
die  Bedingung,  ein  Jahr  lang  nicht  gegen  die  Königin  von  Ungarn  zu 
fechten,  freien  Abzug  erhielt.  Die  Besatzung  von  Weißenburg  streckte 
nach  geringem  Widerstände  die  Waffen.  Inzwischen  zog  Coigny  gegen 
Weißenburg  heran.  Nädasdy  wich  vorder  feindlichen  Uebermacht  zurück 
und  befahl  dem  Obersten  Forgäcs,  der  mit  einem  Bataillon  in  Weißen- 
bui'g  lag,  den  unhaltbaren  Platz  zu  räumen.  Allein  die  Ungarn  hielten 
es  für  schimpflich,  die  kaum  besetzte  Stadt  zu  verlassen,  blieben  dort  und 
schlugen  durch  zwei  Stunden  die  wiederholten  Stürme  des  französischen 
Heers  zurück,  bis  endlich  die  Thore  gesprengt,  die  Wälle  erstiegen  und 
sie  theilö  niedergemacht,  theils  gefangen  wurden.  Prinz  Karl  sandte  den 
ungarischen  Oberst  Morocz  mit  den  eroberten  Feldzeichen  nach  Wien 
und  rühmte  in  seinem  Berichte  besonders  die  Tapferkeit  der  Ungarn, 
denen  die  Ehre  der  BewerkstelHgung  des  Rheinüberganges  und  der  Ein- 
nahme von  Lauterburg  gebühre.^  Maria  Theresia  richtete  daher  an  den 
Palatin  ein  Handschreiben  mit  der  Weisung,  es  den  Gespanschaften  mit- 
zuth(;ileh,  worin  sie  dem  ungarischen  Volke  innig  dankte,  das  ihr  auf 
dasselbe  gesetzte  Vertrauen  täglich  durch  neue  Beweise  der  Ergebenheit 

1  Anicüi,  a.  a.  <j.,  S.  J'J5  und   540. 


Maria  Theresia  bis  zum  Frieden  von  Aachen.  313 

und  Tapferkeit  rechtfertige.  „Er  weiß",  schrieb  sie,  „wie  groß  meine 
Liebe  und  mein  Vertrauen  gegen  diese«  mir  theuere  Volk  von  jeher  ge- 
wesen ist  .  .  .  auch  gibt  es  nichts,  was  ich  für  Uugarn  zu  thun  nicht  mit 
dankbarem  Herzen  bereit  wäre."  ')  Nach  der  Eroberung  Lauterburgs 
ließ  Prinz  Karl  Fort  Louis  von  einem  Corps  belagern  und  drang  mit 
i'iner  Hauptmacht  über  Hagenau  nach  Hochfelden  vor.  Zabern  wurde 
rl)enfalls  von  Nädasdy  erstürmt.  Die  Vorhut  näherte  sich  Straßburg  bis 
auf  eine  Stunde  und  bestand  glückliche  Gefechte  mit  den  Franzosen  und 
den  Truppen  des  Kaisers.  Damals  war  es  jedoch  schon  höchst  zweifel- 
haft geworden,  ob  der  Prinz  noch  weitere  Fortschritte  machen,  Elsaß 
und  sein  Stammland  Lothringen  den  Franzosen  werde  entreißen  können, 
denn  das  französische  Heer,  bei  dem  sich  Ludwig  XV.  befand,  zog  schon 
zum  Schutze  der  gefährdeten  Länder  heran.  Aber  noch  ehe  es  zu  einem 
Zusammenstoß  mit  demselben  kam,  nöthigte  den  Prinzen  der  Friedens- 
bruch des  Königs  von  Preußen,  eilig  den  Rückzug  nach  Böhmen  anzu- 
treten. 

Was  Friedrich  bewogen  habe,  die  Waffen  abermals  zu  ergreifen,  ist 
unschwer  zu  erratben.  Er  wird  zwar  nicht  ohne  Grund  beschuldigt,  den 
zweiten  Schlesischen  Krieg  begonnen  zu  haben,  um  neue  Eroberungen 
zu  machen  und  namentlich  ein  Stück  Böhmens  an  sich  zu  bringen;  aber 
das  war  für  ibn  nur  Nebensache,  alle  Umstände  und  besonders  der  im 
folgenden  Jahr  zu  Dresden  geschlossene  Friede  beweisen,  daß  es  haupt- 
sächlich die  steigende  Besorgniß  um  Schlesien  gewesen  sei,  was  ihn  zum 
Friedensbruch  trieb.  Die  Besiegung  Frankreichs  durch  den  mächtigen 
Bund,  der  sich  wider  dasselbe  gebildet  hatte,  war  wahrscheinlich,  und 
nach  derselben  konnte  Maria  Theresia  leicht  die  Zustimmung,  sogar  die 
Hülfe  ihrer  Bundesgenossen  zur  Wiedereroberung  Schlesiens  erhalten, 
auf  die  nach  Friedrich's  Ueberzeugung  ihre  sehnlichsten  Wünsche  ge- 
richtet waren.  Er  beabsichtigte  also,  eine  mächtige  Diversion  zu  Gun- 
sten Frankreichs  zu  machen,  und  nebenbei,  wenn  es  gelänge,  noch  ein 
ansehnliches  Stück  Land  als  Beute  davonzutragen,  verbündete  sich  mit 
Frankreich  und  schloß  am  22.  Mai  1744  in  Frankfurt  mit  Kaiser 
Karl  VIT.,  dem  Kurfürsten  von  der  Pfalz  und  dem  Landgrafen  von 
Hessen-Kassel  (der  letztere  zog  jetzt  für  französisches  Geld  seine  Truppen 
aus  dem  enghschen  Sold)  eine  Union  zur  Erhaltung  der  deutschen 
Reichsverfassung  und  kaiserlichen  Würde.  Das  Manifest,  welches  er 
den  Gesandten  der  fremden  Mächte  in  Berlin  am  8.  August  zustellen 
ließ,  gab  denselben  Endzweck  als  Grund  seines  Verfahrens  an.  Der 
König  als  Kurfürst  könne  nicht  länger  dulden,  daß  die  Königin  von 
Ungarn  die  Würde  des  Kaisers  kränke,  ihn  aus  seinem  Land  vertreibe, 
die  Reichsverfassung  ändere,  den  Ständen  Gewalt  anthue;  die  Pflicht 
gebiete  ihm,  das  Reich  und  dessen  Oberhaupt  zu  schützen;  für  sich  ver- 
lange er  nichts;  er  greife  zu  den  Waffen,  um  dem  deutschen  Reiche  seine 
Freiheit,  dem  Kaiser  seine  Würde  und  sein  Land,  Europa  den  Frieden 
zu  erkämpfen.  Aehnlich  lautete  das  Schreiben,  welches  sein  Gesandter 
dem  Kanzler  Ulfeid  am  selben  Tage  vorlas;  das  Verfahren  der  Königin 

'  Smidt,  l'alatini  Ilungariue,  S.  214. 
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gegen  den  Kaiser  und  das  Reich  habe  den  König  gezwungen,  mit  dem 
Kaiser  und  einigen  deutschen  Fürsten  eine  Union  zu  schließen  und  dem 
Kaiser  Hiilfsvölker  zu  überlassen.  Doch  solle  hierdurch  den  Bestimmun- 
gen des  breslauer  Friedens  in  keiner  Weise  Abbruch  geschehen.  Mit 
diesen  Erklärungen  im  Widerspruche  steht  freilich  der  Vertrag  vom 
24.  Juli,  in  welchem  Karl  VII.  dem  preußischen  König  den  ganzen  rechts 
von  der  Eibe  gelegenen  Theil  Böhmens,  das  für  ihn  erobert  werden  sollte, 
abtrat.  Schon  am  sechsten  Tage  nach  der  Veröffentlichung  des  Mani- 
festes und  der  Uebergabe  der  Kriegserklärung  in  Wien,  am  14.  August, 
rückte  Friedrich  mit  80000  Mann,  nachdem  er  den  Durchmarsch  durch 
Sachsen  erzwungen  hatte,  in  das  von  Truppen  entblößte  Böhmen  ein. 

Die  Unterhandlungen  Friedrich's  mit  Frankreich,  seine  am  wiener 
Hofe  geführten  Beschwerden,  sein  Bemühen,  die  Kaisei-in  Elisabeth  von 
Rußland  mit  Maria  Theresia  zu  entzweien,  und  seine  Versuche,  die 
Pforte  zum  Krieg  wider  sie  aufzureizen,  hatten  schon  zu  Anfang  des 
Jahres  vermuthen  lassen,  daß  er  damit  umgehe,  den  Frieden  zu  brechen. 
Gegen  die  noch  ungewisse  Gefahr  suchte  die  Königin  Hülfe  bei  den 
Ungarn  und  sandte  am  30.  März  ein  Rundschreiben  an  die  Gespan- 
schaften, in  welchem  sie  sagte:  „All  das  Glück,  welches  bisher  unsere 
Angelegenheiten  begünstigte,  verdanken  wir  nächst  der  Urquelle  alles 
Guten,  der  unbegrenzten  Vorsehung  Gottes,  zumeist  der  angestammten 
Tapferkeit  der  Ungarn ;  das  halten  wir,  wie  wir  schon  früher  mit  dank- 
barer Anerkennung  ausgesprochen  haben,  auch  jetzt  in  nie  erlöschlichem 
Andenken.  .  .  .  Wir  hoffen  zwar  im  Vertrauen  auf  Gott,  daß  unsere  und 
unserer  Verbündeten  Heere  die  Feinde  unserer  gerechten  Sache  auch 
künftig  mit  Glück  zurücktreiben  werden ;  da  aber  dennoch  zu  befürchten 
ist,  daß  die  Gefahr  unsere  Erblande  und  Ungarn  werde  näher  berühren 
.  .  .  wollen  wir  euch  nochmals  eröffnen,  daß  ihr  darüber,  wie  man  die 
Feinde  zurückschlagen  solle,  schon  vorläufig,  bis  ihr  ausführlichere  Be- 
richte empfanget,  miteinander  berathen  und  bei  Zeiten  für  das  Wohl  des 
Vaterlandes  sorgen  möget."  '  Als  es  keinem  Zweifel  mehr  unterlag,  daß 
Friedrich  in  den  nächsten  Tagen  die  Feindseligkeiten  beginnen  werde, 
berief  sie  eilig  Prälaten,  Magnaten  und  Abgeordnete  der  nächsten  Ge- 
spanschaften nach  Presburg  und  begab  sich  am  10.  August  mit  ihrem 
Gemahle  hin.  Hier  wurde  beschlossen,  die  Nation  zur  Stellung  womög- 
lich noch  zahlreicherer  Mannschaften  als  vor  drei  Jahren  aufzufordern. 
Am  23.  August  erließ  der  Palatin  einen  feurigen  Aufruf.  „Die  Königin", 
schrieb  er,  „hat  die  Vertheidigung  ihrer  erhabenen  Person  und  des  Reichs 
der  ungarischen  Nation  anvertraut.  . . .  Jetzt  ist  abermals  die  Zeit  da, 
unserer  dem  ungarischen  Volke  mit  besonderer  Liebezugethanen  Königin, 
Herrin  und  Mutter,  unsere  unbegrenzte  Treue  und  Gegenliebe  zu  be- 
weisen." .  .  .  Hierauf  schilderte  er  in  greller  Uebertreibung  die  Mishand- 
lungen,  welche  Schlesien  von  den  Preußen  erlitten  und  Ungarn  zu  ge- 
wärtigen habe.  „Zu  den  Waffen!  rufe  ich  also",  fuhr  er  dann  fort, 
„meinem  ruhmreichen  Vaterlande  und  Volke  zu,  und  bin  bereit,  als  sein 
erwählter  Oberanführer  mein  Leben  in  seiner  und  der  Königin  Verthei- 
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digung  zu  opfern."  Da  aber,  fügte  er  hinzu,  bei  der  Größe  der  Gefahr 
eine  theilweise  Insurrection  unzulänglich  wäre,  so  verkündige  er  die  all- 
gemeine und  ermahne  die  Gespanschaften,  noch  außerdem  nach  ihren 
Kräften  Mannschaften  zu  Fuß  und  zu  Pferd  zu  stellen.  Sollte  ihn  sein 
hohes  Alter  hindern,  den  Oberbefehl  selbst  zu  übernehmen,  so  werde 
derselbe  auf  den  Oberstlandesrichter  und  Feldmarschall  Joseph  Eszter- 
häzv  übergehen,  und  werden  unter  ihm  die  Generale  Franz  Eszterhäzy, 
Gabriel  Splenyi,  Franz  Kärolyi  und  Beleszhay  das  Commando  führen.  * 
Der  Aufruf  des  Palatins  wirkte  so  mächtig,  daß  binnen  wenig  Wochen 
Tausende  ungarischer  Krieger  an  der  Grenze  Mährens  standen,  um  sich 
der  Armee  anzuschließen,  die  mit  den  Preußen  kämpfte.  In  dankbarer 
Anerkennung  des  Eifers,  den  der  greise  Palatin  bei  der  Aufbringung 
des  ungarischen  Nationalheeres  bewiesen,  schrieb  ihm  Maria  Theresia 
eigenhändig:  „Mein  Vater  Palffy!  Ich  schicke  Ihm  ein  Pferd,  welches  zu 
reiten  der  treueste  meiner  Uiiterthanen  würdig  ist.  Empfange  Er  den 
Säbel,  mit  dem  Er  mich  wider  meine  Feinde  vertheidigen  wird,  und 
nehme  Er  zugleich  den  Ring  als  Pfand  meiner  Wohlgewogenheit  an. 
Maria  Theresia." 

Noch  vor  der  Kriegserklärung  Friedrich's  hatte  die  Königin  ihren 
Feldherren  am  Rhein  und  in  Baiern  berichtet,  daß  dessen  Einfall  in 
Böhmen  wahrscheinlich  bevorstehe,  und  sie,  wenn  derselbe  wirklich  er- 
folgte, sich  mit  ihrer  ganzen  Macht  gegen  Preußen  zu  wenden  haben. 
Man  machte  kein  Hehl  daraus,  daß  man  alles  daransetzen  wolle,  dem 
König  nicht  nur  Schlesien,  sondern  auch  einen  Theil  seiner  ererbten 
Provinzen  zu  entreißen.  „Großes  wäre  geleistet",  schrieb  der  Groß- 
herzog seinem  Bruder,  „wenn  es  gelänge,  diesen  Teufel  mit  Einem  Schlag 
zu  zermalmen  und  ihn  für  alle  Zukunft  außer  Stand  zu  setzen,  sich 
furchtbar  zu  machen."  ^  Der  Feldzeugmeister  Batthyäny  war  jedoch 
schon  aus  Baiern  nach  Böhmen  aufgebrochen,  als  am  5.  August  der  Be- 
fehl hierzu  von  Wien  an  ihn  abging.  Auch  Prinz  Karl  und  Traun  war- 
teten nicht  den  Befehl  ab,  der  sie  dortbin  rief.  Schon  am  20.  August 
beschlossen  sie  über  den  Rhein  zurückzukehren,  aber  auch  eine  Schlacht 
zu  vermeiden,  damit  die  Armee,  von  der  die  Erhaltung  der  österreichi- 
schen Erblande  abhänge,  ungeschwächt  auf  dem  andern  Kampfplatze 
ankomme.  Die  lässige  Art,  in  welcher  die  Franzosen  den  Krieg  führten, 
seit  König  Ludwig  in  Metz  krank  daniederlag,  kam  ihnen  dabei  zu 
statten.  Noailles,  der  das  französische  Heer  befehligte,  that  nichts, 
um  ihren  Uobergang  über  den  Strom  zu  verhindern  oder  wenigstens 
verlustvoll  für  sie  zu  machen.  Am  23.  August  überschritt  die  ganze 
österreichisch-ungarische  Armee  fast  ohne  alle  Beunruhigung  den  Rhein 
bei  Beinheim  und  langte  nach  bei  ihr  ungewöhnlich  schnellen  Märschen 
am  2.  October  in  Mirotity  an,  wo  sie  sich  mit  dem  Corps  Batthyany's 
vereinigte. 

Unterdessen  hatte  Friedrich,  dem  Batthyäny  mit  seinen  geringen 
Streitkräften  nicht  entgegentreten  konnte,  sich  über  einen  grossen  Theil 
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Böhmens  ausgebreitet.  Am  16.  September  kapitulirte  Prag  nach  kurzer 
Belagerung,  am  23.  Tabor,  am  letzten  Budweis  und  am  2.  October 
Frauenberg.  Die  Bewegungen  des  Königs  in  diesem  Feldzuge  waren 
jedoch  verfehlt;  er  selbst  tadelte  sie  später  scharf,  und  versicherte,  sie 
gegen  die  eigene  Ansicht  auf  Frankreichs  Verlangen  unternommen  zu 
haben.  Dazu  kam  noch,  daß  das  seiner  Königin  ergebene,  streng  katho- 
lische Volk  die  Preußen  als  Feinde  und  Ketzer  haßte,  bei  ihrer  An- 
näherung die  Ortschaften  verließ,  das  Getreide  wegbrachte  und  sich  in 
die  Wälder  flüchtete;  daß  zuerst  Batthyäny's,  nach  der  Ankunft  des 
Prinzen  Karl  auch  Nädasdy's  Hußaren  die  preußische  Armee  um- 
schwärmten und  ihr  die  Zufuhr  abschnitten.  Diese  litt  daher  bald  Mangel 
an  Lebensmitteln  und  konnte  über  die  Bewegungen  des  Gegners  keine 
Nachrichten  erhalten.^  Um  nicht  von  Prag  abgeschnitten  zu  werden, 
ging  Friedrich  bis  Konopischt  zurück  und  wollte  sich  durch  eine  Schlacht 
aus  seiner  schlimmen  Lage  ziehen;  Karl  und  Traun  dagegen  suchten 
eine  solche  selbst  nach  der  Ankunft  des  sächsischen  Hülfscorps  von 
20000  Mann  zu  vermeiden,  welches  sich  am  22.  October  bei  Chlumetz 
mit  ihnen  vereinigte  und  ihre  Armee  auf  70000  Mann  brachte.  Am  23. 
nahmen  sie  auf  den  Höhen  um  Janowitz  Stellung.  Am  24.  rückte 
Friedrich  heran,  wagte  jedoch  nicht,  sie  in  dieser  starken  Stellung  anzu- 
greifen, und  zog  sich  am  Abend  des  folgenden  Tags  auf  Beneschau 
zurück.  Nachdem  dort  alle  Lebensmittel  aufgezehrt  waren,  schlug  er 
bei  Kolin  Lager,  um  sich  seinen  Magazinen  in  Pardubitz  zu  nähern,  die 
V^erbindung  mit  seinen  Staaten  sich  zu  sichern,  und,  wenn  er  Prag  räu- 
men müßte,  wenigstens  die  nordöstlichen  Kreise  Böhmens  zu  behaupten. 
la  dieser  Absicht  setzte  er  am  9.  November  über  die  Elbe  und  ließ  die 
Uebergangspunkte  verschanzen.  So  hatten  Prinz  Karl  und  Traun,  der 
ihn  mit  seinem  Rath  unterstützte,  von  Tag  zu  Tag  mehr  Boden  in 
Böhmen  gewonnen.  Am  19.  November  gelang  es  ihnen,  ebenfalls  die  Elbe 
zu  überschreiten,  womit  der  Ausgang  des  Feldzngs  und  die  Verdrängung 
der  Preußen  aus  Böhmen  entschieden  war.  Wahrscheinlich  hätten  sie 
nach  dem  Uebergang  über  den  Fluß  durch  schnellen  Angriff  die  zer- 
streuten Heeresabtheilungen.  der  Preußen  aul^reiben  und  einen  vollstän- 
digen Sieg  über  sie  erringen  können,  aber  den  gefürchteten  König  anzu- 
greifen, wagten  sie  nicht  und  begnügten  sich  damit,  ihn  zum  Abmarsch 
aus  Böhmen  genöthigt  zu  haben.  Er  konnte  also  seine  Truppen  sam- 
meln und  fast  unangefochten  den  Rückzug  nach  Schlesien  antreten. 
Nur  die  Besatzung  Prags,  elf  Bataillone  und  ein  Dragonerregiment, 
konnte  sich  der  abziehenden  Armee  nicht  anschließen;  sie  erzwang  sich 
zwar  den  Auszug  aus  Prag,  nmßte  aber  Kanonen  und  Gepäck  dort 
zurücklassen,  erlitt  dann  auch  unterwegs  noch  große  Verluste,  und  betrat 
sehr  vermindert  am  IG.  December  den  Boden  Schlesiens. 

Maria  Theresia  hoffte  nun  Schlesien  wiedergewinnen  und  ihren  ge- 
haßten Gegner  demüthigen  zu  können;  sie  befahl  also  ihren  Feldherren, 
nach  Schlesien  zu  marschiren.  Diese  stellten  ihr  vergeblich  die  Ermü- 
dung der  Truppen  und    die  Ungunst   der  Jahreszeit   vor;   die  Königin 
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beharrte  bei  ihrem  Willen,  und  sie  mußten  gehorchen.  Die  leichten 
Truppen  Nädasdy's  und  Ghillänyi's  drangen  in  die  Grafschaft  Glatz  ein, 
das  übrige  Heer  langte  am  21.  December  in  Neustadt  an;  der  Judox 
curiae  Eszterhäzy  führte  die  neugeworbenen  ungarischen  Truppen  her- 
bei. Ein  Patent  der  Königin  forderte  die  Schlesier  auf,  das  preußische 
Joch  abzuschütteln  und  unter  ihre,  der  rechtmäßigen  Landesherrin, 
Herrschaft  zurückzukehren.  Der  Fürst  von  Dessau,  der  statt  des  in 
Berlin  weilenden  Königs  die  preußische  Armee  befehligte,  wich  anfangs 
bis  hinter  die  Neiße  zurück,  ging  aber  schon  am  9.  Januar  1745  über  1745 
den  Fluß  und  rückte  am  12.  gegen  Neustadt  vor,  wo  sich  das  feindliche 
Hauptquartier  befand.  Prinz  Karl  zog  sich  vor  ihm  nach  Jägerndorf, 
dann  nach  Troppau  und  zuletzt  bis  nach  Mähren  zurück;  die  noch  un- 
geübten ungarischen  Mannschaften  wurden  aus  Ratibor  vertrieben,  und 
nachdem  die  Preußen  auch  das  in  der  Grafschaft  stehende  Corps  ver- 
drängt hatten,  bezogen  beide  Heere  die  Winterquartiere. 

Nachdem  Prinz  Karl  im  vergangenen  Herbste  von  jenseit  des  Rhein 
nach  Böhmen  abgegangen  war,  überschritt  auch  Noailles  den  Strom,  it44 
folgte  aber  dem  abziehenden  Feind  nicht,  so  sehr  auch  der  Abgeordnete 
Friedrich's,  Schmettau,  und  der  Kaiser  daraufdrangen,  daß  er,  demselben 
nachziehend,  dem  König  von  Preußen  zu  Hülfe  eile,  sondern  wandte 
sich  gegen  Freiburg,  um  in  Vorderösterreich,  wo  nur  wenige  österrei- 
chische Truppen  lagen,  leichte  Eroberungen  zu  machen.  Seckendorflf 
trennte  sich  von  ihm  und  trat  mit  zwanzig  französischen  und  einigen 
bairischen  Bataillonen  den  Marsch  nach  Baiern  an.  Hessische  und 
pfälzische  Hülfstruppen  erhöhten  seine  Streitmacht  auf  32000  Mann, 
ßernklau,  der  mit  kaum  20000  Mann  in  Baiern  zurückgeblieben  war, 
konnte  solcher  Uebermacht  nicht  Stand  halten.  Seckendorff  nahm 
Donauwörth  und  ging  demzufolge  ungehindert  über  die  Donau,  worauf 
Bernklau  über  den  Lech  und  weiter  gegen  München  zurückwich.  Hier 
übernahm  Battliyäny,  der  inzwischen  aus  Böhmen  eingetroffen  war, 
wieder  den  Oberbefehl;  aber  auch  er  sah  sich  gezwungen,  den  begonne- 
nen Rückzug  fortzusetzen,  verzweifelte  daran,  sich  selbst  an  der  Isar 
halten  zu  können,  und  ging  am  15.  October  von  München  gegen  Lands- 
hut und  von  da  bis  über  den  Inn  zurück.  Auf  die  Nachricht  von  dem 
Vordringen  seines  Heeres  eilte  Kaiser  Karl  von  Frankfurt  zu  demselben 
und  zog  an  dessen  Spitze  am  23.  October  in  seine  Hauptstadt  ein. 
Während  dies  in  Baiern  vorging,  umringten  die  Franzosen  am  IS.Septrm- 
bnr  Freiburg,  dessen  Besatzung  von  12000  Mann  sich  tapfer  wehrte, 
noch  am  3.  November  einen  allgemeinen  Sturm  zurückschlug,  drei  Tage 
darauf  zwar  zu  capituliren  begehrte,  aber  sich  erst  am  24.  November 
ergab,  nachdem  die  Stadt,  deren  Wälle  das  feindliche  Feuer  zerstört 
hatte,  nicht  länger  haltbar  war.  Mit  Freiburg  fiel  der  Breisgau  in  die 
(iewalt  der  Franzosen.  —  Di(!  französische  Armee  in  den  Niederlanden 
war  durch  den  Abmarsch  des  Königs  mit  einem  großen  Theile  ihrer 
Truppen  nach  dem  Oberrhein  so  geschwächt  worden,  daß  ihr  die  der 
Verbündeten  weit  überlegen  war.  Allein  der  englische  Obercomman- 
dirende  Wade  und  der  holländische  General,  Graf  von  Nassau,  ließen 
-ich  durch  die  dringenden  Vorstellungen  des  österreichischen  Feldherrn, 
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Herzog  Aremberg,  und  selbst  Maria  Theresia's,  nicht  bewegen,  die  gün- 
stige Gelegenheit  zum  Sieg  zu  benutzen. 

Den  diesmaligen  Verlust  Baierns  ertrug  die  Königin  mit  weit  mehr 
Gleichmuth  als  die  frühern,  denn  ihr  eifrigstes  Streben  war  nun  auf  die 
Wiedereroberung  Schlesiens  und  die  Schwächung  Friedrich's  gerichtet, 
dessen  verlustvolles  Zurückweichen  aus  Böhmen  ihr  Hoffnung  gab,  ihn 
besiegen  zu  können.  Zur  Erreichung  des  heißersehnten  Ziels  hielt  sie 
die  Aussöhnung  mit  dem  Kaiser  für  nöthig,  die  auch  den  Frieden  mit 
Frankreich  zur  Folge  haben  und  Preußen  den  mächtigen  Bundesgenossen 
entziehen  konnte.  Sie  entsagte  also  dem  Gedanken,  Baiern  für  sich  zu 
erobern  und  knüpfte  mit  dem  Kaiser  Unterhandlungen  an,  beschloß  aber, 
ihn  zugleich  mit  den  Waffen  zur  Annahme  ihrer  Friedensanträge  zu 
1745  zwingen.  Zu  Anfang  von  1745  fiel  der  Feldzeugmeister  Thüngen  aus 
Böhmen  in  die  Oberpfalz  ein  und  begann  die  Belagerung  Ambergs. 
Segur,  der  die  französischen  Truppen  in  Baiern  befehligte,  zog  zum 
Entsatz  der  Stadt  heran,  wurde  aber  bei  Castel,  wo  Thüngen  ihn  er- 
wartete und  Bernklau  zu  rechter  Zeit  ankam,  geschlagen.  General 
Trips  nahm  Hemmau  und  vertrieb  die  Franzosen  aus  Dietfurt.  Kaiser 
Karl  sah  mit  banger  Besorgniß  sich  von  neuen  Bedrängnissen  bedroht, 
als  ein  plötzlicher  Tod  am  20.  Januar  ihn  von  aller  Schmach  und  Noth 
befreite,  welche  die  Kaiserkrone  über  ihn  gebracht  hatte.  Sein  Hin- 
scheiden öffnete  Maria  Theresia  die  Aussicht,  diese  Krone  für  ihren 
Gemahl  erlangen  und  damit  wieder  an  das  Haus  Oesterreich  bringen  zu 
können.  Hierzu  bedurfte  sie  aber  der  Wahlstimme  des  jungen  Kurfürsten 
Maximilian  Joseph  und  des  Kurfürsten  Clemens  von  Köln,  eines  bairi- 
schen  Prinzen.  Dies  war  für  sie  ein  neuer  mächtiger  Beweggrund,  dem 
erstem  Vergleich  und  Frieden  unter  Bedingungen  anzubieten,  die  ihm 
höchst  erwünscht  sein  mußten.  Maximilian  Joseph,  jung  und  unerfahren, 
schwankte  zwischen  der  Annahme  und  Ablehnung  der  angebotenen  Be- 
dingungen hin  und  her,  je  nachdem  die  eine  oder  andere  Partei  seines 
Hofs  überwiegenden  Einfluß  auf  ihn  übte.  Da  beschloß  Maria  Theresia, 
strengen  Ernst  zu  zeigen,  und  übertrug  dem  Feldzeugmeister  Batthyäny 
das  Geschäft,  den  Kurfürsten  von  der  Nothwendigkeit  des  Friedens- 
schlusses mit  Oesterreich  zu  überzeugen.  Dieser  überschritt  am  21.  März 
den  Inn,  nahm  in  Pfarrkirchen  und  im  Schlosse  Griesbach  bairische 
Truppenabtheilungen  gefangen  und  begann  den  Angriff  auf  Vilshofen,  das 
von  3000  Baiern  und  Hessen  besetzt  war.  Sie  ergaben  sich  am  29.  März 
als  kriegsgefangen;  dessenungeachtet  drangen  die  wilden  kroatischen 
Truppen  und  Grenzer  in  die  Stadt,  die  sie  plündern  wollten.  Mit  dem 
Degen  in  der  Faust  warfen  sich  ihnen  Batthyäny,  Browne  und  die  an- 
dern Generale  entgegen,  wobei  Browne  von  den  eigenen  Soldaten  ver- 
wundet wurde,  und  nur  mit  Mühe  gelang  es,  die  Plünderung  zu  verhüten. 
Von  Schrecken  ergriffen,  verließen  die  Baiern  Landau,  Dingolfing,  Strau- 
bing und  wichen  nach  Landshut  und  weiter  über  die  Amper  zurück. 
Batthyänyi  folgte  ihnen  auf  dem  Fuße  nach  und  vertrieb  sie  aus  dem 
Lager,  das  sie  dort  geschlagen  hatten.  Von  da  wandte  er  sich  gegen 
Segur,  der  mit  französischen  Truppen  bei  Pfaffenhofen  stand,  und  besiegte 
ihn  am  1 5.  April  vollständig.    Der  Kurfürst  floh  vor  dem  gegen  München 
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vordrängenden  Feinde  nach  Augsburg.  So  war  binnen  wenigen  Wochen 
ganz  Baiern  wieder  in  der  Gewalt  Maria  Theresia's.  Nun  zögerte  der 
Kurfürst  nicht  länger,  die  von  ihr  ihm  gewährten  Bedingungen  des 
Friedens  anzunehmen,  und  am  22.  April  wurden  zu  Füssen  die  Prälimi- 
narien von  Colloredo  für  die  Königin,  für  den  Kurfürsten  von  Fürsten- 
berg unterzeichnet.  Maria  Theresia  erkannte  den  verstorbenen  Kaiser 
als  solchen  und  dessen  Witwe  als  Kaiserin  an ;  sie  gab  Maximilian  Joseph 
sein  Land  in  der  Ausdehnung  zurück,  in  welcher  es  sein  Vater  vor  1741 
besessen  hatte.  Dagegen  erkannte  der  Kurfürst  die  pragmatische  Sanc- 
lion  an  und  entsagte  allen  Ansprüchen  auf  österreichische  Lande;  er 
leistete  auf  die  von  den  Franzosen  in  seinem  Namen  eroberten  Vorlande 
Verzicht;  er  erkannte  ferner  der  Königin  das  Recht  zur  Ausübung  der 
liöhmischen  Wahlstimme  zu.  In  dem  einen  der  zwei  Separatartikel  ver- 
^prach  er,  dem  Großherzog  seine  Stimme  bei  der  Kaiserwahl  zu  geben 
und  sich  zu  verwenden,  daß  das  Gleiche  auch  Köln  und  die  Kurpfalz 
thue.  Im  andern  sagte  ihm  Maria  Theresia  zu,  zu  erwirken,  daß  die 
Seemächte  gegen  Ueberlassung  einer  Anzahl  von  Truppen  ihm  zurei- 
chende Subsidien  gewähren,  und  in  einem  geheimen  Artikel  machte  sie 
sich  anheischig,  ihm  nach  erfolgter  Ratification  des  Vertrags  auf  Ab- 
schlag dieser  Subsidien  400000  Gulden  vorzustrecken.^ 

Der  Friedensbruch  hatte  Maria  Theresia  noch  mehr  gegen  Friedrich 
erbittert,  und  der  ihr  bisher  günstige  Verlauf  des  Kriegs  ihr  Hoffnung- 
gegeben,  ihn  zu  besiegen.  Von  nun  an  war  ihr  Denken  und  Streben 
darauf  gerichtet,  dem  gehaßten  Feind  nicht  blos  Schlesien,  sondern  auch 
einen  so  großen  Theil  seiner  Erblande  zu  entreißen,  daß  Oesterreich 
von  Preußen  nichts  weiter  zu  befürchten  hätte.  Der  dresdener  Hof,  den 
der  von  Friedrich  durch  beißende  Spottreden  beleidigte  Minister  Brühl 
lenkte ,  hegte  denselben  Haß  gegen  den  gefürchteten  Nachbar  und 
wünschte  Sachsen  auf  dessen  Kosten  zu  vergrößern.  Auch  die  Regie- 
rung Britanniens  und  die  Generalstaaten  Hollands  waren  wegen  des 
Friedensbruchs  und  seines  erneuerten  Bündnisses  mit  Frankreich  gegen 
Friedrich,  den  sie  bisher  geschont,  aufgebracht.  So  schlössen  denn  diese 
vier  Mächte  zu  Warschau  am  8.  Februar  1745  w'ider  Preußen  Allianz  1745 
zu  dem  erwähnten  Zweck  und  luden  die  Kaiserin  Elisabeth  von  Rußland 
lin,  derselben  beizutreten,  indem  Preußens  steigende  Macht  und  Er- 
oberungssucht auch  ihrem  Reiche  Gefahr  drohe.  Sie  blieb  unerachtet 
ihrer  Abneigung  gegen  Friedrich  und  aller  Bemühungen  Maria  Theresia's 
um  ihr  Bündniß  vorderhand  noch  neutral. 

Der  geographischen  Lage  gemäß  hatten  Britannien  und  Holland  zum 
Krieg  wider  Frankreich  in  den  Niederlanden  die  größere  Zahl  von 
Truppen  zu  stellen,  die  Königin  von  Ungarn  und  Sachsen  den  Kampf 
mit  Preußen  zu  führen.  Den  Oberbefehl  über  das  vereinigte  Heer  der 
1  leiden  letztern  behielt  Prinz  Karl  von  Lothringen.  Aber  nicht  mehr 
Traun,  dem  eigentlich  die  im  vorigen  Jahre  am  Rhein  und  in  Böhmen 
errungenen  Erfolge  zu  verdanken  waren,  und  der  nun  ein  zweites  Heer 
in  Deutschland  befehligte,  stand  ihm  zur  Seite.    Den  Feldzag  eröffneten 
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in  Schlesien  ungarische  Insurgenten,  die  der  Feldmarschalllieutenant  Graf 
Franz  Kärolyi  führte,  schon  Anfang  April.  Sie  machten  am  8.  April  bei 
Rosenberg  400  Preußen,  darunter  30  Offiziere,  gefangen,  kämpften  mit 
dem  Markgrafen  Karl,  den  Friedrich  wieder  sie  schickte,  mit  wechseln- 
dem Erfolg,  belästigten  ihn,  als  er  abberufen  wurde,  auf  seinem  Rückzug 
und  nahmen  ihm  das  sämmtliche  Gepäck  ab.  Prinz  Karl  selbst  traf  erst 
am  4.  Mai  bei  seinem  Heere  ein,  das  sich  um  Königgrätz  versammelte, 
und  langte  erst  am  29.  Mai  in  Landshut  an,  wo  ihm  der  Herzog  von 
Sachsen- Weißenfels  die  sächsische  Armee  zuführte. 

Friedrich,  der  im  Bewußtsein  der  ihm  drohenden  Gefahr  den  Winter 
über  sein  Heer  ergänzt  und  trefflich  gerüstet  hatte,  lagerte  mit  dem- 
selben um  Schweidnitz,  und  ließ  die  Feinde  unangefochten  über  die  Ge- 
birge ziehen,  um  sie  beim  Herabsteigen  in  die  Ebene  anzugreifen.  Durch 
diese  scheinbare  Versäumniß  des  Königs,  die  Gebirgspässe  zu  besetzen, 
getäuscht,  glaubten  der  Prinz  und  seine  Generale  dem  vielleicht  absicht- 
lich verbreiteten  Gerüchte,  daß  sich  derselbe  bis  Breslau  zurückziehen 
wolle,  und  wurden  in  der  Hoffnung  bestärkt,  ihn  jetzt  aus  Schlesien  wie 
im  vorigen  Jahre  aus  Böhmen  zu  drängen.  Sie  eilten  also,  die  Ebene  zu 
erreichen,  und  gingen  am  3.  Juni  bis  Hohenfriedberg  vor,  wo  die  Sachsen 
über  Pilgrimsheim  hinaus,  die  Oesterreicher  gegen  Hohenfriedberg  hin 
auf  zum  Theil  bewaldeten  Höhen  Stellung  nahmen.  Jetzt  sah  Friedrich 
die  Zeit  zum  Handeln  gekommen,  brach  noch  am  Abend  des  3.  Juni  aus 
dem  Lager  auf,  ließ  die  keines  Angriffs  gewärtigen  Sachsen  schon  um 
vier  Uhr  des  Morgens  angreifen  und  zum  Rückzug  nach  Reichenau 
zwingen,  kehrte  sich  sodann  gegen  die  Oesterreicher  im  Centrum  und 
am  rechten  Flügel.  Der  Prinz  hatte  den  Donner  der  Kanonen  gehört, 
meinte  aber,  die  Preußen  würden  von  den  Sachsen  beschossen,  und  ließ 
seine  Truppen  erst  jetzt  zu  den  Waffen  greifen,  Friedrich  ließ  ihnen  keine 
Zeit,  sich  zum  Widerstand  zu  ordnen,  und  hatte  um  acht  Uhr  des  Mor- 
gens den  glänzendsten  seiner  bisherigen  Siege  erfochten.  Das  geschla- 
gene Heer,  das  bei  15000  Mann  verloren  hatte,  zog  sich  nach  Böhmen 
zurück,  wohin  er  ihm  in  langsamen  Tagemärschen  folgte. 

Er  benutzte  den  Sieg,  Unterhandlungen  mit  der  englischen  Regierung 
anzuknüpfen  und  Frieden  unter  der  Bedingung  anzubieten,  daß  die 
Königin  von  Ungarn  ihm  noch  Troppau,  Jägerndorf  und  Hotzenplotz 
abtrete,  wenn  sie  aber  das  nicht  wolle,  entweder  sie  als  Ersatz  der 
Kriegskosten  die  auf  Schlesien  lastende  Schuld  übernehme,  oder  England 
ihm  eine  Million  Pfund  Sterling  zahle;  endlich  sollten  alle  europäisclien 
Mächte  ihm  den  Besitz  Schlesiens  garantiren.  Die  Unterhandlungen 
wurden  in  Hannover,  wo  König  Georg  sich  damals  aufhielt,  heimlich 
gepflogen  und,  da  Friedrich  von  den  Abtretungen  in  Schlesien  und  dem 
Ersatz  der  Kriegskosten  abstand ,  kam  am  28.  August  ein  Vertrag  zu 
Stande,  vermöge  dessen  die  Königin  von  Ungarn  dem  Könige  von 
Preußen  seine  sämmtlichen  Länder,  dieser  hingegen  ihr  alle  ihre  zu 
Deutscldand  gehörenden  Staaten  gewährleisten  und  dem  Kriege  der 
beiden  Mächtt^  ein  Ende  gemacht  werden  sollte. 

Durch   den    Verlust   der   Schlacht   sah   Maria   Theresia   zwar    ihre^ 
Siegeshoffnung  schmerzlich   getäuscht,   :iber  iln-  Miilh    war  noch    nicht 
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gebrochen,  und  leider  auch  ihr  Vertrauen  zu  dem  Kriegstalente  des 
Prinzen  Karl  nicht  erschüttert.  Sie  ließ  unverzüglich  frische  Regimenter 
zu  seinem  Heere  abgehen  und  forderte  ihre  liundesgeuossen  zur  energi- 
schen Fortsetzung  des  Kriegs  auf.  König  August  entschloß  sich  dazu 
und  verstärkte  seine  Armee  ansehnlich.  England  dagegen,  ihr  mächtig- 
ster Bundesgenosse,  rieth  ihr  dringend  zum  Frieden.  Die  Kränkung, 
welche  ihr  schon  dieser  Rath  verursachte,  stieg  zum  heftigen  Unwillen, 
als  ihr  der  Gesandte  Robertson  den  ohne  ihr  Wissen  in  Hannover  ge- 
sclilossenen  Vertrag  mittheilte  und  dessen  Annahme  sogar  durch  die 
Drohung,  widrigenfalls  werde  England  die  Zahlung  der  Subsidien  ein- 
stellen, erzwingen  wollte.  Sie  gab,  gleichsam  als  Antwort  mit  der  That, 
dem  Prinzen  von  Lothringen  nochmals  die  Weisung,  den  König  wo- 
möglich aus  Böhmen  zu  vertreiben  und  ihm  nach  Schlesien  zu  folgen. 
Der  Prinz,  der  bei  Aujest  stand,  setzte  demzufolge  sein  Heer  in  Be- 
wegung. Dasselbe  that  auch  Friedrich,  ging  am  18.  September  bei 
Jaromircz  über  die  Elbe  und  zog  sich  in  der  Richtung  auf  Trautenau, 
jedoch  nur  bis  Staudenz,  zurück.  Am  22.  September  überschritt  das 
österreichische  Heer  ebenfalls  bei  Jaromircz  die  Elbe  und  bezog  bei 
Ertina  ein  Lager.  Von  einem  benachbarten  Berge  glaubte  man  die 
Preußen  in  einer  höchst  ungünstigen  Stellung  zu  sehen,  die  ihren  rechten 
Flügel  einem  Ucberfalle  schutzlos  preisgebe.  Prinz  Karl  faßte  also  den 
Entschluß,  sie  in  dieser  ihm  Sieg  verheißenden  Stellung  anzugreifen, 
wozu  ihn  auch  seine  numerische  Ueberlegenheit,  32000  gegen  22000 
Mann,  ermuthigte.  Aber  obgleich  es  auf  eine  Ueberraschung  des  Königs 
abgesehen  war,  wurden  doch  die  Vorbereitungen  mit  großer  Gemäch- 
lichkeit betrieben.  Erst  am  28.  September  zog  Karl  das  Heer  näher 
an  Königshof  heran;  statt  es  sogleich  von  dort  gegen  die  nicht  mehr  als 
zwei  Stunden  entfernten  Preußen  zu  führen,  ließ  er  es  erst  am  Nach- 
mittag des  29.  September  bis  Soor  vorgehen,  verschob  den  Angriff  auf 
das  feindliche  Lager  auf  den  folgenden  Tag  und  befahl  den  Heeres- 
theilen,  in  der  Nacht  ihre  Stellungen  einzunehmen,  wobei  sich  gleich 
die  ersten  Linien  der  Vorhut  verirrten.  Die  Annäherung  des  Feindes 
hatte  Friedrich  zum  Aufbruch  aus  seinem  Lager  bestimmt.  Deshalb 
>tand  sein  Heer  am  Morgen  des  30.  in  Marschbereitschaft,  als  ihm  ge- 
meldet wurde,  der  rechten  Flanke  seines  Lagers  ganz  nahe,  auf  den 
Höhen  hinter  Burkersdorf,  stehe  der  Feind  in  Schlachtordnung.  Der 
Uebelstand,  daß  seine  Streitmacht  um  10000  Mann  schwächer  war  als 
die  feindliche,  Setzte  ihn  nicht  einen  Augenblick  in  Verwirrung;  mit  dem 
großen  Feldherren  eigenen  Scharfblicke  fand  er  das  Mittel,  dieses  Mis- 
verhältniß  auszugleichen  und  schritt,  statt  sich  angreifen  zu  lassen,  rasch 
zum  Angriff.  Seine  Truppen  waren  schon  längst  in  Bewegung,  als  die 
seiner  Gegner  noch  ruhig  in  den  ihnen  angewiesenen  Stellungen  standen. 
Vor  den  Höhen  angelangt,  welche  diese  besetzt  hielten,  formirte  er,  un- 
beirrt durch  das  heftige  Geschützfeuor,  mit  dem  er  empfangen  wurde, 
die  Infanterie  in  Colonnen,  und  erstürmte,  nachdem  seine  Reiterei  die 
feindliche,  die  sich  ihm  entgegenwarf,  geschlagen  hatte,  die  Anhöhen. 
Hiermit  war  die  von  dem  nahen  Dorfe  Soor  benannte  Schlacht  ent- 
schieden.    Prinz  Karl  kehrte,   nach   eigenem  Geständnisse  vollständig 
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geschlagen,  bis  Ertina  zurück.  Ein  schwacher  Trost  war  es,  daß  Na- 
dasdy  wahrend  der  Schlacht  mit  seinen  leichten  Scharen  das  fast  ganz 
verlassene  preußische  Lager  überfiel  und  die  Kriegskasse  nebst  dem  Ge- 
päck des  Königs  und  seiner  Brüder  erbeutete. 

In  der  Erwartung,  der  zweite  Sieg  werde  seinen  Anträgen  williges 
Gehör  verschaffen,  bot  Friedrich  nochmals  unter  der  im  Vertrage  von 
Hannover  ausgesprochenen  Bedingung  den  Frieden  an,  und  die  britische 
Regierung  bemühte  sich  wieder,  die  Königin  zu  überzeugen,  daß  die  An- 
nahme desselben  ihr  keine  neuen  Opfer  auferlege,  dagegen  sie  von  dem 
gefährlichsten  Gegner  befreien  und  in  den  Stand  setzen  werde,  den  Krieg 
gegen  die  andern  mit  größerm  Erfolg  zu  führen.  Aber  sie  konnte  sich 
noch  nicht  überwinden,  Schlesien  ihrem  gehaßten  Gegner  zu  überlassen. 
Gemeinschaftlich  mit  Sachsen  wurde  der  Plan  entworfen,  den  Krieg  in 
die  Stammlande  König  Friedrich's  zu  wälzen.  Die  Sachsen  sollten  mit 
ganzer  Macht  gegen  Halle  vordringen,  das  dort  stehende  Armeecorps 
des  Fürsten  Leopold  von  Dessau  schlagen  und  auf  Berlin  losgehen,  wo- 
durch der  König  gezwungen  würde,  aus  Schlesien  zum  Schutze  seiner 
Hauptstadt  herbeizueilen;  dann  sollte  Prinz  Karl  im  rechten  Augenblick 
am  Platze  sein,  ihn  in  Vereinigung  mit  den  Sachsen  angreifen  und  seine 
Niederlage  unvermeidlich  machen.  Demgemäß  marschirte  der  Prinz  in 
die  Lausitz,  um  den  Sachsen,  die,  von  Rutowsky  befehligt,  bei  Kessels- 
dorf lagerten,  die  Hand  zu  reichen.  Friedrich  vereitelte  den  Plan  durch 
schnelles  Vorgehen.  In  der  Absicht,  den  Prinzen  Karl  vor  seiner  Ver- 
einigung mit  den  Sachsen  zu  schlagen,  zog  er  am  21.  November  bei 
Obermitau  eine  Armee  von  35000  Mann  zusammen,  trat  am  22.  den 
Marsch  in  die  Lausitz  an,  überfiel  noch  am  selben  Tag  ein  sächsisches 
Corps  bei  Großhennersdorf  und  nahm  gefangen,  was  nicht  niedergehauen 
wurde,  und  am  24.  November  rückte  seine  Vorhut  in  Görlitz  ein.  Nun 
hielt  sich  der  Prinz  in  Schönberg  nicht  mehr  für  sicher  und  zog  sich 
über  Zittau,  von  den  Preußen  hart  bedrängt,  nach  Böhmen  zurück.  Von 
Halle  her  überschritt  Fürst  Leopold  am  24.  November  die  sächsische 
Grenze,  besetzte  tags  darauf  das  von  seiner  Besatzung  geräumte  Leipzig 
und  marschirte  von  da  gegen  Kesselsdorf.  Am  15.  December  langte  er 
vor  demselben  an  und  schlug  die  sächsische  Infanterie,  nach  deren  Nieder- 
lage die  Reiterei  wie  jene  auf  Dresden  zu  ordnungslos  flüchtete.  Das 
österreichische  Corps,  welches  unter  General  Grünne  am  rechten  Flügel 
stand,  hatte  dem  Kampf  unthätig  zugesehen  und  zog  nun  auch  gegen 
Dresden  ab.  Prinz  Karl  kam  wie  gewöhnlich  zu  spät  bei  Kesselsdorf 
an  und  zog  sich,  statt  Dresden  zu  schützen,  sammt  der  geschlagenen 
sächsischen  Armee  nach  Pirna  zurück,  sodaß  die  Preußen  ungehindert 
Dresden  besetzen  konnten. 

Die  gehäuften  Unfälle  ihrer  Heere  überzeugten  Maria  Theresia,  daß 
sie  Friedrich  zu  besiegen,  ihm  Schlesien  zu  entreißen  nicht  vermöge, 
und  daß  die  Fortsetzung  des  Kriegs  für  sie  um  so  mehr  nur  verlustvoll 
sein  würde,  da  der  geängstigte,  nacli  Prag  geflohene  König  von  Polen 
schon  in  Unterhandlung  mit  Friedrich  stand.  Sie  ergab  sich  also  in  die 
unabwendbare  Nothwendigkeit  und  sandte  ihrem  Minister  Harrach,  der 
sich  in  Dresden  befand,  Befehl,  auf  Grundlage  der  Convention  von  Han- 
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nover  mit  dem  König  von  Preußen  unverzüglich  Frieden  zu  schließen. 
Die  Unterhandlungen  nahmen  einen  raschen  Gang,  und  schon  am  25.  De- 
ceraber  1745  wurde  in  Dresden  der  Friedenstractat  von  Ilarrach  und  1745 
Podewils  unterschrieben,  welcher  im  wesentlichen  nur  die  Bestätigung 
der  breslauer  Präliminarien,  des  berliner  Friedens  und  des  1742  zwischen 
Oeslerreich  und  Preußen  abgeschlossenen  Grenzrecesses  enthält.  Fried- 
rich garantirte  Maria  Theresia  den  Besitz  ihrer  zu  Deutschland  gehören- 
den, sie  ihm  den  aller  seiner  Lande.  Auch  erkannte  der  König  die 
Gültigkeit  der  Wahlstimmen  Böhmens  und  den  Großherzog  Franz  von 
Toscana  als  Römisch-deutschen  Kaiser  an,  wozu  dieser  mittlerweile  er- 
wählt worden  war.  Sachsen  schloß  ebenfalls  seinen  Frieden  mit  Preußen. 

Frankreich  hatte  alle  Mittel  der  Intrigue  angewandt  und  ein  Heer  in 
die  Nähe  der  Wahlstadt  Frankfurt  geschickt,  um  die  Wahl  des  Groß- 
herzogs zu  hintertreiben;  aber  es  gelang  Maria  Theresia  nach  langen 
Unterhandlungen,  die  Stimmen  von  sechs  Kurfürsten  zu  gewinnen;  Traun 
und  Batthyänyi  an  der  Spitze  eines  Heeres  von  45000  Mann  drängten 
das  fi'anzösische  über  den  Rhein  zurück,  und  am  13.  September  wurde 
der  Großherzog,  obgleich  Preußen  und  die  Pfalz  dagegen  protestirten, 
mit  sieben  Stimmen,  die  Böhmens  hinzugerechnet,  zum  Kaiser  gewählt. 
Am  25.  September  hielt  er  seinen  Einzug  in  Frankfurt  und  am  4.  October 
ging  die  Ki-önung  vor  sich.  Maria  Theresia  schlug  es  ab,  sich  krönen 
zu  lassen,  weil  sie  die  damit  verknüpften  Kosten  scheute  und  gesegneten 
Leibes  war,  kam  jedoch  nach  Frankfurt  und  wohnte  den  Festlichkeiten 
des  Einzugs  und  der  Krönung  ihres  Gemahls  als  Zuschauerin  bei. 

Nicht  glücklicher  als  gegen  Preußen  stritten  1745  Maria  Theresia 
und  ihre  Verbündeten  gegen  Frankreich  in  den  Niederlanden.  Das  Heer 
von  70 — 80000  Mann,  das  sie  dort  aufgestellt  hatten,  bestand  fast  zu 
gleichen  Theilen  aus  englischen  und  holländischen  Truppen,  bei  denen 
sich  nur  acht  Schwadronen  ungarische  Hußaren  und  österreichische 
Dragoner  nebst  zwei  Freicompagnien  befanden,  denn  die  andern  Trup- 
pen Maria  Theresia's  waren  an  den  Rhein  gezogen.  Den  Oberbefehl 
führte  der  zweite  Sohn  des  Königs  Georg  H.,  Herzog  Wilhelm  August 
von  Cumberland ;  ihm  zur  Seite  als  Rathgeber  stand  der  greise  Mar- 
schall Königsegg,  und  beiden  untergeordnet  befehligte  der  Fürst  von 
Waldeck  die  Holländer.  Anfang  April  führte  der  Marschall  ^loritz  von 
Sachsen,  damals  Frankreichs  bester  Feldherr,  ein  Heer  von  SOOOO  Mann 
in  die  österreichischen  Niederlande  und  begann  am  23.  April  die  ße- 
la<;erung  von  Tournai.  Hierauf  setzte  sich  auch  die  Armee  der  Ver- 
Iiündeten  in  Bewegung,  um  die  wichtige  Festung,  die  eine  Besatzung 
von  9000  Mann  hatte,  zu  entsetzen,  und  bezog  am  9.  Mai  dritthalb 
.Meilen  davon  ein  Lager  bei  Maubray.  Der  Marschall  von  Sachsen  ließ 
am  10.  Mai  15000  Mann  vor  der  Festung  zurück  und  rückte  mit  dem 
übrigen  Heere  bis  Fontenoy  in  eine  von  Natur  und  durch  Kunst  äußerst 
feste  Stellung  vor.  Dessenungeachtet  schritten  die  Verbündeten  noch 
am  selben  Tage  zum  Angriff,  und  ihre  Vorhut  trieb  die  feindlichen  Vor- 
posten bis  Fontenoy  zurück.  Am  Morgen  des  folgenden  Tags  brachen 
sie,  die  Engländer,  Hannoveraner  und  Hessen  am  rechten,  die  Holländer 
am  linken  Flügel,  im  Centrum  auserlesene  Scharen  beider  Theile,  gegen 
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das  französische  Lager  auf.  Ein  furchtbarer  Kampf  entspann  sich,  in 
welchem  die  Kerntruppen  des  Centrums,  trotz  des  verheerenden  Ge- 
schütz- und  Gewehrfeuers,  mit  dem  sie  empfangen  wurden,  bis  Fontenoy 
vordrangen;  aber  die  Holländer  wichen;  der  Marschall  von  Sachsen, 
der  für  seinen  rechten  Flügel  nichts  mehr  zu  befürchten  hatte,  schickte 
von  demselben  dort  entbehrlich  gewordene  Regimenter  in  die  Flanken 
und  den  Rücken  der  Vordringenden,  wodurch  diese  zum  Stehen  und 
endlich  zum  Weichen  gebracht  wurden.  Vergebens  führte  Cumberland 
sie  zweimal  wieder  vor,  sie  konnten  die  Umzingelung  nicht  durchbrechen 
und  mußten  endlich  nach  achtstündigem  Ringen  und  dem  Verluste  von 
9000  Todten  und  Verwundeten  und  30  Kanonen  das  zur  Schlachtbank 
gewordene  Schlachtfeld  räumen.  Der  Sieger  verfolgte  sie  nicht,  griff 
sie  auch  in  der  befestigten  Stellung,  die  sie  bei  Lessines  bezogen,  nicht 
an,  denn  nach  der  damaligen  Art,  Krieg  zu  führen,  war  es  ihm  nicht  um 
Vernichtung  des  Feindes,  sondern  um  Eroberung  seiner  Festungen  zu 
thun.  Er  setzte  die  Belagerung  von  Tournai  fort,  das  sich  am  2.3.  Mai, 
die  Citadelle  jedoch  erst  am  20.  Juni  ergab.  Hierauf  nahm  er  am 
1  L  Juli  Gent,  am  2L  Oudenaarde,  Dendermonde  und  Nieuport  der  Reihe 
nach  im  August,  und  am  8.  October  endlich  Ath,  womit  er  den  Feldzug 
schloß.  Die  Verbündeten  wagten  es  nirgends,  ihm  in  den  Weg  zu  treten, 
sondern  gingen  über  den  Kanal  von  Viivorde  zurück,  um  Brüssel,  Löwen, 
Mecheln  und  Antwerpen  zu  schützen. 

Um  die  Reihe  der  Kriegsereignisse  in  den  Niederlanden  nicht  zu 
1746 unterbrechen,  folgen  hier  diejenigen,  die  sich  dort  1746  zutrugen.  Nach 
Abschluß  des  Friedens  mit  Preußen  ließ  Maria  Theresia  den  grössten 
Theil  ihrer  nun  veifügbaren  Truppen  nach  Italien,  nach  den  Nieder- 
landen aber  so  wenige  abgehen,  daß  ihre  Kriegsmacht  allda  sich  nur  auf 
1  3000  Mann  belief.  Sie  war  nämlich  überzeugt,  daß  die  Seemächte  die 
Niederlande  nicht  an  Frankreich  fallen  lassen  dürfen  und  zu  deren  Ver- 
theidigung  ihre  Kräfte  aufbieten  werden.  In  England  gingen  jedoch  eben 
jetzt  Dinge  vor,  welche  seine  Kriegsmacht  in  der  Heimat  unentbehrlich 
machten.  Der  Prinz  Eduard  Stuart  war  am  1  7.  Juni  mit  einem  kleinen 
Kriegsschiff,  weniger  Mannschaft  und  einigen  Waffen  von  der  französi- 
schen Küste  abgegangen,  um  die  britannischen  Reiche  wieder  an  sein 
Haus  zu  bringen.  Er  landete  an  der  Westküste  Hochschottlands,  empfing 
die  Huldigungen  mehrerer  Clane,  durchzog  mit  ihnen  Schottland,  erhielt 
von  allen  Seiten  Zulauf  und  ließ  am  15.  September  in  Perth  seinen  Vater 
Jakob  III.  zum  König,  sich  zum  Regenten  ausrufen.  Hieraufnahm  er 
Edinburgh  durch  schnellen  Ueberfall,  besiegte  am  20.  October  bei  Pre- 
stopans  die  Kriegsschar,  welche  ihm  die  englische  Regierung  (König 
Georg  befand  sich  in  Hannover)  entgegengeschickt,  überschritt  die 
Grenze  Englands  und  drang  bis  auf  vierzig  Stunden  von  London  vor. 
Die  geheimen  Anhänger  seines  Hauses,  darunter  mehrere  Große  des 
Reichs,  erklärten  sich  öffentlich  für  ihn,  und  selbst  königliche  Truppen 
gingen  zu  ihm  über;  Frankreich  und  Spanien  sandten  Hülfe;  das  Haus 
Braunschweig  stand  in  Gefahr  entthront  zu  werden.  Da  wurde  der 
Prinz  von  Cumberland  mii  seinem  Heere  aus  den  Niederlanden  eilig 
herbeigerufen.     Eduard,  der  sich  nach  Schottland  zurückgezogen  hatte, 
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siegte  zwar  iiocli  einmal  bei  Falkirk  am  28.  Jauuar  1746,  aber  am 
27.  April  veruichtete  Cumberlaiid  dessen  ganzes  Heer,  und  der  Aufstand 
war  besiegt.  Der  Marschall  von  Sachsen  wußte  die  Abwesenheit  der 
Engländer  trefflich  zu  benutzen;  er  brach  mitten  im  Winter  von  Gent, 
seinem  Hauptquartier,  auf  und  stand  am  27.  Jaimar  1746  vor  Brüssel.  1746 
Der  Fürst  von  Waldeck  wagte  es  nicht,  von  Antwerpen  der  bedrängten 
Hauptstadt  gegen  den  übermächtigen  Feind  zu  Hülfe  zu  ziehen,  und 
Graf  Kaunitz,  in  dessen  Händen  die  Regieruugsgewalt  in  den  Nieder- 
landen lag,  mußte  am  21.  Februar  die  Capitulation  unterzeichnen,  wel- 
cher gemäß  Brüssel  den  Franzosen  übergeben  wurde  und  die  Besatzung, 
18  Bataillone,  7  Schwadronen  und  17  Generale,  Oesterreicher  und 
Holländer,  die  Waffen  streckten.  Im  Frühling  vermehrte  Frankreich 
sein  Heer  in  den  Niederlanden  auf  1 20000  Mann,  wogegen  das  der  Ver- 
bündeten, welches  nun  der  Feldzeugmeister  Karl  Batthyäny  befehligte, 
nicht  mehr  als  43000  Mann  zählte.  Bei  diesem  Misverhältniß  der  Streit- 
kräfte mußte  sich  Batthyciny  darauf  beschränken,  die  Fortschritte  des 
ihm  dreifach  überlegenen  Feindes  soviel  als  möglich  zu  hemmen,  und 
konnte  ohne  das  Wagniß  einer  Schlacht  nicht  hindern,  daß  dieser  am 
20.  Mai  in  Antwerpen  einzog,  am  14.  Mai  Mons,  bald  darauf  auch  Löwen 
sich  zu  ergeben  zwang  und  dann  Charleroi  belagerte. 

Mittlerweile  kehrte  die  englische  Armee  zurück,  und  Maria  Theresia, 
die  in  Italien  gesiegt  hatte,  konnte  ansehnliche  Truppensendungen  nach 
den  Niederlanden  abgehen  lassen.  Den  Oberbefehl  über  das  gesammte 
Heer  der  Verbündeten  gab  sie  abermals  dem  Prinzen  Karl,  legte  ihn 
also  in  die  Hände  dessen,  der  seine  Unfähigkeit  schon  so  oft  bewiesen 
hatte,  und  beleidigte  obendrein  den  König  Georg,  der  das  Commando  für 
seinen  Sohn  Cumberland  begehrte.  Prinz  Karl  versuchte  zuerst  Charleroi 
zu  entsetzen  und  die  Vorräthe,  welche  die  Franzosen  in  Löwen  aufge- 
speichert hatten,  wegzunehmen;  Charleroi  ergab  sich  am  13.  August, 
und  das  zweite  Unternehmen  mislang  ebenfalls.  Sodann  wollte  er 
Namur  decken,  das  der  Marschall  von  Sachsen  erobern  zu  wollen  schien, 
sah  sich  aber  durch  die  Bewegungen  des  ihm  in  jeder  Hinsicht  über- 
legenen Gegners  so  in  die  Enge  getrieben,  daß  er  Ende  August  Namur 
seinem  Schicksale  überließ,  sich  über  die  Maas  zurückzog  und  in  Mast- 
richt  wieder  über  den  Fluß  ging.  Dorthin  war  ihm  der  Marschall  von 
Sachsen  gefolgt  und  bezog  am  18.  September  eine  feste  Stellung.  Ihm 
gegenüber  stellte  sich  Prinz  Karl  mit  dem  Vorsatz  auf,  eine  Schlacht 
zu  liefern.  Da  aber  Namur  unterdessen  sich  ergeben  hatte,  seine  Gene- 
rale ihn  von  der  Schlacht  abmahnten  und  dagegen  riethen,  daß  man  sich 
Lüttich  nähere,  schlug  er  in  der  Nähe  von  Lüttich  Lager.  Der  linke 
Flügel,  auf  dem  die  Holländer  und  getx-ennt  von  ihnen  ungarische  Trup- 
pen standen,  dehnte  sich  gegen  die  Stadt,  der  rechte  bis  an  das  Dorf 
Houtain  eine  deutsche  Meile  weit  aus.  Das  Terrain  war  von  Hecken 
und  Schluchten  durchschnitten,  welche  die  Heeresabtheilungen  vonein- 
ander trennten  und  die  gegenseitige  Hülfeleistung  sehr  erschwerten;  im 
Rücken  des  Heeres  befand  sich  die  Maas,  in  die  dasselbe  bei  einem  un- 
glücklichen Ausgang  des  Gefechts  geworfen  werden  konnte.  In  dieser 
Stellung  erwartete  der  Prinz  den  um  30000  Manu  überlegenen  Feind. 
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Am  10.  October  kam  es  zur  Schlacht.  Der  Marschall  von  Sachsen  hoffte 
die  Verbündeten  in  ihrer  ungünstigen  Stellung  zu  vernichten  oder  sie 
zu  zwingen,  das  Gewehr  zu  strecken,  und  traf  danach  seine  Disposi- 
tionen. Am  1 1.  October  um  Mittag  griff  er  den  linken  Flügel  an,  der  vom 
übrigen  Heere  getrennt  und  dieses  dann  umringt  werden  sollte.  Aber  der 
tapfere  Widerstand  der  Holländer  und  vielfache  Fehler  auf  französischer 
Seite  verursachten,  daß  Rocoux,  der  Schlüssel  der  Stellung,  erst  gegen 
Abend  genommen  wurde,  der  Fürst  von  Waldeck,  von  der  Dunkelheit  be- 
günstigt, sich  in  guter  Ordnung  zurückziehen  konnte,  und  die  Verbündeten 
vor  einer  schweren  Niederlage  bewahrt  wurden.  Der  Marschall  benutzte 
den  Sieg  über  sie  nicht,  ihnen  größere  Verluste  beizubringen,  denn  er 
mußte  einen  Theil  seiner  Armee  in  die  Bretagne  schicken,  in  welche  die 
Engländer  eingefallen  waren. 

Wir  richten  nun  den  Blick  auf  die  Ereignisse  in  Italien ,  die  wir  seit 
dem  dortigen  Feldzug  von  1743  aus  den  Augen  gelassen  haben,  weil 
sie  mit  den  Begebenheiten  in  Deutschland  und  den  Niederlanden  in 
keinem  engern  Zusammenhange  stehen,  und  werden  sie  ohne  Unter- 
brechung bis  zur  Beendigung  des  österreichischen  Erbfolgekriegs  ver- 
folgen. Maria  Theresia  beharrte  dabei,  sich  durch  Neapel  für  den  Verlust 
Schlesiens  zu  entschädigen  und  mit  Sicilien  den  Beistand  des  Königs 
von  Sardinien  zu  bezahlen.  Aber  sie  handelte  sehr  unklug,  daß  sie  auf 
einem  Unternehmen,  das  zu  unterstützen  ihre  Verbündeten  sich  weiger- 
ten, zu  der  Zeit  bestand,  als  sie  noch  mit  andern  Gegnern  in  schwerem 
Kampfe  lag  und  selbst  nicht  die  nöthige  Kraft  daran  wenden  konnte. 
Auch  zeugte  es  von  großer  Leichtgläubigkeit,  wenn  sie  den  Versiche- 
rungen einiger  Unzufriedenen  und  Flüchtlinge,  die  Bevölkerung  der  ge- 
nannten Länder  sei  des  spanischen  Königs  überdrüßig  und  werde  auf- 
stehen, um  sich  unter  ihre  Herrschaft  zu  begeben,  sobald  ihre  Truppen 
einrückten,  Glauben  schenkte.  Daß  der  Marsch  nach  Neapel  noch  nicht 
■bewerkstelligt  sei,  schrieb  man  am  wiener  Hofe  der  Unentschlossenheit 
und  zu  großen  Nachgiebigkeit  des  Marschalls  Traun  gegen  den  König 
von  Sardinien  zu  und  verübelte  ihm  außerdem,  daß  er  die  Kosten  des 
Kriegs  nicht  mit  den  Einkünften  der  italienischen  Provinzen  zu  bestreiten 
wisse  und  fortwährend  Geld  verlange.  Er  wurde  daher,  wie  uns  be- 
kannt ist,  aus  Italien  abberufen.  Hoher  Rang  und  mächtige  Verbin- 
dungen am  Hofe  verschafften  das  Obercommando  dem  Fürsten  Lobko- 
witz,  obgleich  er  sich  als  Feldherr  bisher  nicht  bewährt  hatte  und  man 
seinen  auffahrenden,  unverträglichen  Charakter  kannte.  Anfang  Sep- 
1743  tember  1743  kam  er  im  Lager  bei  Carpi  an.  Er  hatte  recht,  daß  er 
vor  der  Aufgabe  erschrak,  mit  der  Armee  von  24000  Mann  und  den  un- 
zureichenden Geldmitteln,  die  er  vorfand,  ein  Königreich,  das  von  dem 
mächtigen  Frankreich  und  Spanien  beschützt  wurde,  zu  erobern,  beging 
aber  einen  großen  Fehler,  daß  er  fünf  Monate  hindurch  zögerte,  die  von 
Gagvs  befehligten,  vereinzelt  bei  Fesaro  stehenden  Spanier  anzugreifen 
und  zu  schlagen.  Als  er  endlich  nach  dringenden  Ermahnungen  und  auf 
Befehl  der  Königin  aus  seinem  Winterquartier  bei  Rimini  gegen  sie  auf- 
brach, that  er  es  in  solcher  Weise,  daß  Gages  sich  ohne  Verlust  auf 
neapolitanischen  Boden  zurückziehen  konnte.     Er  folgte  ihm  bis  an  den 


Maria  Theresia   bis  zum  Frieden  von  Aachen.  327 

Taiiaro,  der  die  Grenze  zwischen  Neapel  und  dem  Kirchenstaate  bildet, 
und  wartete  hier  auf  neue  Befehle,  statt  nach  eigenem  Ermessen  rasch 
zu  handeln,  was  ihm  freigestellt  war.  Sobald  König  Karl  III.  sein 
eigenes  Reich  von  einem  Einfalle  bedroht  sah,  ging  er  mit  seiner  ganzen 
verfügbaren  Macht  über  die  Apenninen  und  vereinigte  sich  mit  Gages. 
Lobkowitz  wagte  jetzt  noch  weniger,  gegen  das  vereinte  Heer  etwas  zu 
unternehmen,  als  früher  gegen  die  Spanier  allein;  er  blieb  also  am 
Tanaro  stehen,  bis  ein  ernster  Befehl  ihn  in  Bewegung  setzte  und  er  am 
1.  November  nach  dem  Kirchenstaat  abmarschirte,  wohin  gleichzeitig 
auch  König  Karl  III.  zog.  Hier  standen  1744  beide  Heere  in  der  Nähe  1744 
von  Rom  einander  monatelang  gegenüber,  und  alles,  was  sie  thaten, 
blieb  darauf  beschränkt,  daß  zuerst  die  Neapolitaner  und  Spanier  die 
Oesterreicher,  dann  diese  jene  in  ihrem  Lager  überfielen,  ohne  daß  es 
zu  einem  entscheidenden  Kampfe  kam.  Briefe,  welche  Lobkowitz  an 
vornehme  Neapolitaner  schrieb,  ein  Aufruf  an  das  neapolitanische  Volk, 
welchen  er  verbreitete,  und  die  Streifparteien,  die  er  entsendete,  um  die 
gehoffte  Erhebung  für  Maria  Theresia  zu  bewirken,  hatten  keinen  Er- 
folg. Dagegen  zog  König  Karl  aus  seinen  nahen  Staaten  so  ansehnliche 
V'erstärkungen  an  sich,  daß  seine  Gegner,  die  ferne  von  der  Heimat  ein 
Gleiches  nicht  thun  konnten,  nicht  mehr  wagen  durften,  ihn  anzugreifen. 
Ueberdies  war  der  König  von  Sardinien  inzwischen  in  große  Bedräng- 
niß  gerathen.  Schon  im  März  gingen  der  Infant  Don  Philipp  und  Prinz 
Conti  über  den  Var  und  nahmen  Montalbano,  Villafranca  und  Oneglia. 
Sie  verließen  zwar  nach  diesen  Erfolgen  die  Grafschaft  Nizza  wieder, 
aber  nur,  um  auf  einem  andern  Wege  in  Piemont  einzufallen.  Anfang 
August  begannen  sie  die  Belagerung  der  Bergfeste  Delmont,  deren  Be- 
satzung sich  am  17.  ergab,  sodann  belagerten  sie  Cuneo  und  schlugen 
am  30.  September  Karl  Emanuel,  der  Cuneo  zu  entsetzen  versuchte. 
Nun  sah  man  nicht  allein  in  Piemont  mit  banger  Besorgniß  dem  weitern 
Vordringen  der  Feinde  entgegen,  sondern  auch  die  österreichischen  Pro- 
vinzen waren  von  ihnen  ernstlich  bedroht.  Diese  mislichen  Umstände 
brachten  Maria  Theresia  endlich  zu  der  Erkenntniß,  daß  sie  auf  die  Er- 
oberung Neapels  verzichten  und  die  eigenen  Lande  schützen  müsse. 
Lobkowitz  erhielt  daher  Befehl,  nach  Oberitalien  aufzubrechen  und  nach 
l^iemont  so  viele  Truppen  zu  schicken,  als  nur  immer  möglich  sei,  ohne 
-ich  selbst  einer  Niederlage  auszusetzen.  Als  er  spät  genug  am  1.  No- 
vember den  Marsch  nach  Norden  angetreten  hatte,  kehrte  König  Karl  III. 
in  sein  Reich  zurück.  Cxages  zog  der  österreichischen  Armee  mit  15ÜÜ0 
Mann  nacli.  Da  machte  Feldzeugmeister  Browne  den  Vorschlag,  um- 
zukeliren  und  die  Spanier,  denen  man  weit  überlegen  sei,  anzugreifen. 
Der  Vorschlag  wurde  verworfen  und  der  Marsch  bis  hinter  den  Metauro 
forlgesetzt,  wo  Lobkowitz  abermals  bei  Pesaro  Lager  schlug.  Gages 
blieb  bei  Perugia  stehen.     Der  Feldzus:  hatte  ein  Ende. 

Die  lauten  Beschwerden,   die  über  Lobkowitz  einliefen,   bewogen 
Maria  Theresia,  ihn  zum  Heere  des  Prinzen  Karl  zu  versetzen.     Den 
Oberbefehl  in  Italien  erhielt  Fürst  Liechtenstein,  den  Schulenburg  bis  zu 
seiner  Ankunft  vertrat.     Das  Jahr  1745  ward  für  Oesterreich  auch  in  1745 
Italien  ein  verlustvolles.    Die  Festsetzung  der  Franzosen  und  Spanier 
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in  der  benachbarten  Grafschaft  Nizza  machte  der  Republik  Genua,  die 
bisher  nicht  gewagt  hatte,  aus  der  Neutralität  zu  treten,  Muth,  mit  den 
bourbonischen  Mächten  am  7.  März  Bündniß  zu  schließen,  um  mit  ihrer 
Hülfe  den  Verlust  Finales  von  sich  abzuwenden.  Im  Juli  führte  Gages 
seine  Truppen  dem  Heere  Don  Philipp''s  und  des  Marschalls  Mallebois 
zu,  das  bei  Aqui  stand.  Hierauf  eröffneten  die  drei  Feldherren  am 
9.  August  die  Belagerung  von  Tortona  und  erzwangen  am  7.  September 
dessen  Uebergabe.  Sodann  nahm  Gages  Piacenza  fast  ohne  Kampf, 
besetzte  Padua,  ging  am  19.  September  bei  Stradella  über  den  Po  und 
bemächtigte  sich  Pavias,  das  die  Oesterreicher  nach  kurzem  Widerstand 
räumten.  Karl  Emanuel  und  Schulenburg,  die  ebenfalls  vereinigt  bei 
Bassignana  lagerten,  waren  außer  Stande,  den  um  vieles  stärkern  Feind 
an  der  Eroberung  der  genannten  Städte  zu  hindern,  um  so  weniger 
durften  sie  hoffen,  getrennt  dessen  Fortschritte  zu  hemmen.  Allein 
Schulenburg  liefi  sich  vom  König  nicht  zurückhalten  und  ging  über  den 
Po,  um  die  Lombardei  und  namentlich  Mailand  zu  schützen.  Sobald  er 
den  Fluß  hinter  sich  hatte,  kehrte  Gages  über  denselben  zurück,  rief 
Mallebois  zu  sich  und  zog  mit  ihm  gegen  Bassignana,  wo  sie  die  Piemon- 
tesen  am  27.  September  überraschten  und,  schlugen.  Schulenburg,  der 
Gages  eilig  nach  dem  rechten  Ufer  gefolgt  war,  kam  zu  spät  auf  dem 
Kampfplatze  an,  bewerkstelligte  jedoch  die  Vereinigung  mit  dem  König, 
nach  welcher  beide  ein  Lager  bei  Balzola  bezogen.  Hier  mußten  sie 
iHithätig  zusehen,  wie  die  Sieger  am  6.  October  die  Belagerung  Alexan- 
drias begannen  und  nachdem  die  Stadt  sich  am  12.  des  Monats  ergeben 
hatte,  die  Citadelle  einschlössen  und  gegen  Valenza  marschirten.  Am 
15.  October  traf  der  Feldmarschall  Fürst  Liechtenstein  im  Lager  ein, 
vermochte  jedoch  der  Kriegführung  keine  andere  Wendung  zu  geben. 
Nach  dem  Falle  Valenzas  fürchtete  er,  der  Feind  werde  auch  Casale  und 
Novara  nehmen,  wodurch  er  von  der  Lombardei  abgeschnitten  würde, 
und  wollte  dorthin  abziehen.  Der  König  erklärte,  wenn  Liechtenstein 
ihn  verließe,  werde  er  den  Anträgen  Fraidvreichs  Gehör  geben  und  mit 
demselben  Frieden  schließen.  Liechtenstein  fügte  sich  in  den  Willen  des 
Königs.  Beider  vereinigte  Streitmacht  konnte  jedoch  den  Unterneh- 
nmngen  der  Feinde  nicht  Einhalt  thun.  Am  12.  November  ergab  sich 
ihnen  die  Stadt  Casale  und  am  29.  die  Citadelle.  Als  aber  die  Fran- 
zosen unter  Mallebois  Winterquartiere  bezogen  und  die  Spanier  allein 
Anfang  Deceniber  den  Marsch  in  die  Lombardei  antraten,  willigte  Karl 
Emanuel  ein,  daß  Liechtenstein  seine  Armee  wider  sie  führe.  Der  Fürst 
kam  jedoch  zu  spät  dorthin,  um  es  zu  hindern,  daß  die  Spanier  am 
JG.  Decernber  Mailand  besetzten,  Don  Philipp  am  19.  in  die  Stadt  ein- 
zog und  deren  Huldigung  empfing.  Oesterreich  hatte  seine  italienischen 
Provinzen  bis  auf  einige  feste  Plätze  verloren.  Die  französische  Kegie- 
rung  glaubte,  nun  sei  die  Zeit  da,  den  König  von  Sardinien  zum  Abfall 
von  Oesterreich  und  Anschluß  an  die  bourbonischen  Mächte  zu  bewegen, 
besonders,  wenn  man  ihm  nicht  nur  Befreiung  aus  seiner  Bedrängniß, 
Sondern  auch  Vergrößerung  seines  Reichs  in  Aussicht  stellte.  Sie  legte 
ihm  also  einen  Plan  vor,  nach  welchem  die  politischen  Zustände  Italiens 
umgestaltet    werden   sollten.     Gänzliche  Vertreibung    des   österrreichi- 
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sches  Hauses  aus  der  Halbinsel,  Vertheiluiig  seiuer  dortigen  Provinzen 
zwischen  Don  Philipp  und  dem  König,  dem  namentlich  Mailand  zufallen 
.sollte,  Aufhebung  aller  Rechte  des  deutschen  Kaisers  und  Reichs  und 
Vereinigung  aller  italienischen  Staaten  zu  einem  Bunde  waren  die  wich- 
tigsten Punkte  desselben.  Karl  Emanuel,  der  das  Heil  seines  Reichs 
darin  erblickte,  daß  Oesterreich  und  die  Bourbonen  in  Italien  einander 
die  Wage  hielten,  lehnte  die  Annahme  dieses  Plans  am  20.  December 
ab,  sah  sich  aber  genöthigt,  am  26.  December  eine  Acte  zu  unterschreiben, 
in  welcher  die  Theilung  der  österreichischen  Provinzen  beibehalten,  aber 
von  Aufhebung  der  Rechte  des  Deutschen  Reichs  und  dem  Staatenbunde 
keine  Rede  war,  und  die  dem  Friedensschlüsse  mit  Frankreich  zur  Grund- 
lage dienen  sollte.  ^ 

Schon  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1740  trat  ein  gänzlicher  174G 
Umschwung  des  Glückes  ein.  Die  spanische  Königin  Elisabeth  erhob 
heftigen  Widerspruch  gegen  die  Acte,  welche  Mailand  nicht  ihrem 
Sohne  Philipp,  sondern  Sardinien  zusprach,  und  ging  in  ihrem  Zorn  so 
weit,  daß  sie  heimlich  der  Kaiserin  (diesen  Titel  nahm  Maria  Theresia 
an,  nachdem  ihr  Gemahl  Kaiser  geworden  war)  Separatfrieden  und 
Bündniß  wider  Frankreich  anbieten  ließ.  Hiermit  hörte  das  bisher  ein- 
trächtige Zusammenwirken  Spaniens  mit  Frankreich  auf,  und  erhielt 
Karl  Emanuel  hinreichenden  Grund,  sich  durch  die  von  ihm  unter- 
schriebene Acte  nicht  mehr  für  gebunden  zu  halten.  Da  die  Truppen, 
welche  Maria  Theresia  nach  dem  Friedensschlüsse  mit  Preußen  nach 
Italien  hatte  abgehen  lassen,  schon  hei'annahten,  brach  er  die  Unter- 
handlungen mit  Frankreich  ab  und  begann  die  Feindseligkeiten.  Sein 
General  Leutrum  nahm  vom  6.-8.  März  zuerst  Arti  und  dann  Alexan- 
dria, dessen  Citadelle  von  ihrer  Besatzung  noch  standhaft  vertheidigt 
wurde.  Um  diese  Zeit  langten  neun  Infanterie-  und  sechs  Cavalerie- 
regimenter  nebst  2000  kroatischen  Grenzern  in  Oberitalien  an,  und  die 
Siege  der  beiden  Verbündeten  nahmen  ihren  x^nfang.  Von  Liechtenstein 
kräftig  unterstützt  brachte  der  König  binnen  kurzer  Zeit  alle  in  Pie- 
mont  verlorenen  Plätze,  Tortona  ausgenommen,  wieder  iu  seine  Gewalt. 
Browne  drang  unterdessen  mit  ansehnlichen  Heeresmassen  in  der  Lom- 
bardei vor  und  nöthigte  Don  Philipp,  Mailand  zu  verlassen.  Am  26.  März 
erstürmte  er  den  Brückenkopf  von  Guastalla  und  machte  die  spanische 
Besatzung  kriegsgefangen.  Dann  schlug  er  am  4.  April  Lager  unweit 
von  Parma,  wo  sich  Liechtenstein  am  1 1.  April  mit  ihm  vereinigte.  Um 
den  Abzug  der  spanischen  Besatzung  aus  Parma  zu  decken,  rückten 
Don  Philipp  und  Gages  bis  an  den  Tanaro  vor,  von  wo  sie  sich  nach 
erfolgter  Aufnahme  jener  Besatzung  nach  Piacenza  zurückzogen,  dessen 
Befestigung  sie  verstärkten.  Hier  wurden  sie  von  den  feindlichen  Heer- 
führern durch  die  Eroberung  der  umliegenden  Castelle  so  eingeengt,  daß 
ihre  Truppen  an  den  nötliigstcn  Bedürfnissen  Mangel  litten  und  ihnen 
nichts  anderes  übrigblieb,  als  die  Einschließung  mit  Gewalt  zu  durch- 
brechen. Um  den  Durchbruch  bewerkstelligen  zu  können,  riefen  sieMalle- 

'    Der   ursprüngliche,    dem    König    vorgelegte    Plan     und     die    denselben 
ändernde  Acte  bai  Arueth,  Maria  Tüerebia's  erste  Kegierungsjahre,  111,  17G  fg. 
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bois  zu  Hülfe.  Der  Marschall  traf  am  14.  Juni  mit  sechzehn  Bataillonen 
und  acht  Cavalerieregimentern  in  Piacenza  ein,  und  schon  am  Abend  des 
15.  Juni  setzten  sich  die  spanischen  und  französischen  Colonnen  in  Be- 
wegung, um  die  feindlichen  Flügel  zu  umgehen,  sie  am  Morgen  anzugreifen, 
vom  Centrum  abzuschneiden  und  sodann  sich  auf  dieses  zu  werfen,  das  bis 
dahin  blos  in  Schach  gehalten  werden  sollte.  Der  Schlachtplan  schei- 
terte zuerst  am  linken  österreichischen  Flügel.  Browne,  der  diesen  be- 
fehligte, besiegte  die  Franzosen,  die  ihn  angriffen,  vollständig,  und  sein 
Sieg  führte  auch  den  Sieg  des  rechten  Flügels  und  des  Centrums,  wo 
der  Kampf  länger  hin-  und  hergewogt  hatte,  über  die  Spanier  hei'bei. 
Erst  hinter  den  Wällen  von  Piacenza  fanden  die  Feinde  Sicherheit. 

Fürst  Liechtenstein  legte  zunehmender  Kränklichkeit  wegen  dasCom- 
mando  nieder.  Nicht  Browne,  einer  der  tüchtigsten  Heerführer  seiner 
Zeit,  sondern  Botta,  der  seit  längerer  Zeit  als  Diplomat  mit  wenig  Ge- 
schick und  Glück  thätig  gewesen  war  und  erst  vor  kurzem  die  längst 
verlassene  militärische  Laufbahn  wieder  betreten  hatte,  erhielt  als  älterer 
Feldzeugmeister  den  Oberbefehl  in  Italien.  "Während  Karl  Emanuel  und 
Botta  sich  über  einen  gemeinsamen  Plan  nicht  einigen  konnten,  gingen 
die  Vortheile,  die  man  aus  dem  Siege  vom  16.  Juni  hätte  ziehen  können, 
größtentheils  verloren.  Es  wäre  nach  demselben  möglich  gewesen,  die 
Franzosen  und  Spanier  in  Piacenza  einzuschließen,  wo  sie  ihre  geringen 
Vorräthe  bald  aufgezehrt  hätten  und  der  Hunger  sie  gezwungen  haben 
würde,  die  Waffen  zu  strecken.  Statt  dessen  ließ  man  Mallebois  unge- 
hindert auf  das  rechte  Ufer  des  Po  hinübergehen,  wo  er  reichliche  Mittel 
des  Unterhalts  fand,  und  die  Spanier  unangefochten  im  Besitze  Piacenzas. 
Erst  am  16.  Juli  standen  die  Oesterreicher  unweit  von  Valera  am  rech- 
ten, die  Piemontesen  am  linken  Ufer  der  Trebia,  und  hier  übernahm  der 
König  von  Sardinien  den  Oberbefehl  über  beide  Armeen,  sandte  zuerst 
Browne  mit  einem  Armeecorps  über  den  Po,  um  die  Franzosen  aus  der 
Lombardei  zu  vertreiben,  und  ging  dann  auch  selbst  über  den  Fluß.  Botta 
blieb  zurück,  damit  er  dem  Feinde,  falls  er  über  den  Po  zurückwiche, 
den  Weg  nach  Tortona  verlege.  Botta  traf  seine  Maßregeln  so  schlecht, 
daß  Mallebois  den  Uebergang  über  den  Po  bewerkstelligen,  die  Be- 
satzung von  Piacenza  an  sich  ziehen  konnte  und  über  Tidone  hinaus 
war,  als  er  dort  ankam.  Er  setzte  ihm  zwar  nach,  holte  ihn  ein  und 
zwang  ihn,  sich  in  ein  Treffen  einzulassen,  welches  Bernklau  das  Leben 
kostete,  aber  Mallebois  nicht  hinderte,  seinen  Weg  nach  Tortona  fort- 
zusetzen. Obgleich  der  Feind  der  Vernichtung  entging,,  war  doch  die 
Hauptsache  gelungen,  die  Lombardei  wiedergewonnen. 

Gleichzeitig  starb  endlich  am  9.  Juli  1746  der  seit  Jahren  an  Kör- 
per und  Geist  kranke  König  Philipp  V,  von  Spanien,  statt  dessen  seine 
Gemahlin  Elisabeth  das  Reich  beherrscht  hatte.  Sein  Sohn  aus  erster 
Ehe,  der  als  Ferdinand  VI.  den  Thron  bestieg,  schien  um  so  weniger 
gesonnen,  Spaniens  Blut  und  Gold  zu  verschwenden,  damit  seinem  Stief- 
bruder in  Italien  ein  Reich  erkämpft  würde,  da  er  von  seiner  Gemahlin, 
einer  portugiesischen  Prinzessin  und  Verwandten  Maria  Theresia's,  ge- 
leitet wurde.  Bald  zeigte  es  sich,  daß  diese  Erwartung  nicht  getäuscht 
werden  sollle.    Am  13.  August  traf  im  Lager  der  Franzosen  und  Spanier 
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bei  Tortoiia  der  Marquis  Las  Minas  ein,  dem  der  König  an  des  Grafen 
Gages  Stelle  den  Oberbefehl  über  seine  Truppen  anvertraut  hatte.  Er 
setzte  den  Vorschlägen  des  Marschalls  Mallebois,  bei  Tortona  Stand  zu 
halten,  entschiedenen  "Widerstand  entgegen  und  verrieth  durch  sein 
ganzes  Verfahren,  daß  er  den  geheimen  Befehl  habe,  die  spanischen 
Truppen  aus  Italien  zu  führen.  Da  er  den  Rückzug  antrat  und  ohne 
Aufenthalt  fortsetzte,  war  auch  Mallebois  dasselbe  zu  thun  genöthigt. 
Novi  mit  seinen  reichen  Vorräthen  wurde  den  Feinden  preisgegeben, 
erst  in  Gavi  eine  Besatzung  zurückgelassen  und  die  Bochetta,  Genuas 
starke  Festung,  mit  einer  großem  Zahl  von  Vertheidigern  besetzt. 
Gegen  die  Bochetta  richtete  Botta  am  I.September  den  Angriff.  Browne 
eroberte  sie  noch  am  selben  Tage,  drang  am  2.  und  3.  September  weiter 
vor  und  stand  am  4.  September  in  San  Fier  d' Arena,  gewissermaßen 
einer  Vorstadt  Genuas.  Der  Senat  der  Republik,  zu  ohnmächtig,  die 
Stadt  zu  vertheidigen,  trat  mit  Botta  in  Unterhandlungen.  Dieser,  ein 
geborener  Genuese,  wollte  nun,  wie  man  glaubte,  sich  dafür  rächen,  daß 
sein  Vater  zum  Tode  verurtheilt  und  nach  seiner  Flucht  ein  Preis  auf 
seinen  Kopf  gesetzt  worden  war.  Er  forderte:  die  Thore  der  Stadt 
sollen  den  kaiserlichen  Truppen  sogleich  eingeräumt,  alle  Gefangenen 
und  Ueberläufer  ausgeliefert,  alles  Eigenthum  der  französischen,  spani- 
schen und  neapolitanischen  Truppen  übergeben  werden;  die  Soldaten 
der  Republik  sollen  kriegsgefangen  sein  und  alle  genuesischen  Plätze 
während  des  Kriegs  den  Oesterreichern  offen  stehen;  die  Stadt  hat 
augenblicklich  50000  Dukaten  zu  zahlen,  über  fernere  Contributionen 
wird  später  unterhandelt  werden;  endlich  sollen  der  Doge  und  sechs 
der  vornehmsten  Senatoren  sich  nach  Wien  begeben,  um  die  Verzeihung 
der  Kaiserin  und  Bestätigung  des  Vertrags  zu  erflehen.  Der  Senat 
unterwarf  sich  diesen  harten  Forderungen.  Die  kaiserlichen  Truppen 
besetzten  zwei  Stadtthore  und  mit  den  Piemontesen  nach  und  nach  das 
L(anze  Gebiet  der  Republik,  Savona  ausgenommen,  das  beharrlich  wider- 
stand. Nun  kannte  Botta  vollends  keine  Mäßigung  und  forderte  eine 
Contribution  von  drei  Millionen  Dukaten.  Maria  Theresia  erließ  zwar 
dem  Dogen  die  Demüthigung  persönlicher  Abbitte,  bestätigte  aber  die 
übrigen  Punkte  des  Vertrags  und  die  nachträgliche  Forderung  von  drei 
Millionen.  Diese  wurden  rücksichtslos  eingetrieben  und  überdies  die  Be- 
völkerung mit  brutalem  Uebermuthe  mishaudelt,  der  sie  empören  mußte, 
unerachtet  der  größte  Theil  der  Truppen  das  genuesische  Gebiet  ver- 
lassen hatte  und  die  Vorsicht  ein  schonendes  Verfahren  gebot. 

Maria  Theresia  und  Karl  Emanuel  entschlossen  sich  nämlich  mittler- 
weile auf  Englands  Drängen  zu  einem  Feldzuge  in  das  Innere  Frank- 
reichs, dessen  Ziel  die  Eroberung  Toulons  sein  sollte,  damit  Frankreich 
zum  Frieden  gezwungen  würde.  Am  30.  November  führte  Browne 
;)U000  Mann,  viel  zu  wenig  zu  einem  so  großen  Unternehmen,  über  den 
Var,  der  Frankreich  von  Piemont  scheidet.  Die  Franzosen  räumten 
nach  kurzem  Widerstand  ihre  Verschanzungen  jenseit  des  Flusses  und 
zogen  sich  nach  Antibes  zurück.  Dieser  Festung  wollte  sich  Browne 
bemächtigen,  damit  er  auf  Frankreichs  Boden  einen  Waffenplatz  und 
Stützpunkt  fernerer  Operationen  habe,  mußte  aber  die  Belagerung  der- 
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selben  bis  zur  Ankunft  des  schweren  Geschützes  verschieben,  das  er  von 
Genua  erhalten  sollte. 

Die  Genuesen  erblickten  in  der  Wegführung  ihres  Geschützes  mit 
bitterm  Unwillen  einen  Raub,  den  man  begehe,  um  sie  erst  wehrlos  und 
dann  Oesterreich  unterthänig  zu  machen.  Am  5.  December  wurde  ein 
großer  Mörser  nach  dem  Hafen  geführt;  mitten  in  einem  der  volkreich- 
sten Stadttheile  brach  der  Wagen  unter  der  Last;  die  Soldaten,  die  den 
Mörser  begleiteten  und  ihn  nicht  fortbringen  konnten,  befahlen  den  um- 
hersteheuden  Genuesen,  ihnen  zu  helfen,  und  griffen,  als  diese  nicht  ge- 
horchten, zum  Stocke.  Darüber  empört,  griff  die  schnell  anwachsende 
Volksmenge  zu  Steinen  und  Waffen,  die  der  Augenblick  darbot,  und 
trieb  die  Soldaten  in  die  Flucht,  zog  sodann  vor  den  Palast  des  Dogen, 
schrie  um  Waffen  und  wollte  das  Zeughaus  stürmen.  Der  Doge  besänf- 
tigte und  ein  heftiger  Gußregen  zerstreute  die  Tobenden.  Als  aber  am 
folgenden  Morgen  Soldaten  in  größerer  Anzahl  kamen,  um  den  Mörser 
fortzubringen,  und  sonst  in  der  Stadt  sich  zeigten,  erneuerten  sich  die 
Auftritte  des  vorigen  Tags  mit  verdoppelter  Heftigkeit;  es  entstand  ein 
Tumult,  in  welchem  einige  Soldaten  und  Einwohner  getödtet  wurden. 
Da  erbot  sich  der  Senat,  den  Aufstand  mit  dem  eigenen  Militär  zu  stillen, 
und  Botta  gab  seine  Einwilligung.  Den  Genuesen  konnte  nichts  lieber 
sein.  Am  7.  December  hatte  das  Volk  sich  Waffen  verschafft,  vornehme 
Bürger  und  Adeliche,  die  in  der  Stadt  befindlichen  französischen  und 
spanischen  Soldaten  und  Offiziere  schlössen  sich  ihm  an,  das  einheimische 
Militär  ging  zu  ihm  über;  die  so  verstärkten  und  von  Sachkundigen  ge- 
leiteten Volkshaufen  zogen,  Kanonen  mit  sich  führend,  gegen  die  Oester- 
reicher  am  Thomasthore.  Der  Kampf  wogte  bis  zum  Morgen  des  fol- 
genden Tags  hin  und  her  und  endete  mit  einem  Waffenstillstand,  der 
von  beiden  Seiten  mehr  zu  Rüstungen  als  zu  Unterhandlungen  benutzt 
wurde.  Botta  rief  seine  im  genuesischen  Gebiete  zerstreuten  Soldaten 
herbei.  Aber  der  Aufstand  hatte  sich  bereits  dorthin  verbreitet;  die 
meisten  Truppentheile  wurden  von  Volkshuufen  umringt  und  sich  zu  er- 
geben gezwungen ;  nur  einigen  Bataillonen  gelang  es,  die  Hauptstadt  zu 
erreichen,  die  dann  die  besetzten  Funkte  derselben  verstärkten.  Die 
Genuesen  dagegen  eirichteten  Barrikaden,  gruben  Straßen  ab  und  führten 
an  geeigneten  Plätzen  Geschütze  auf.  Um  zehn  Uhr  des  10.  December 
war  der  Waffenstillstand  abgelaufen.  Die  Sturmglocken  aller  Thürme 
riefen  die  Stadtbewohner  zu  den  Waffen  und  das  Landvolk  zu  Hülfe. 
Um  Mittag  bej^ann  der  entscheidende  Kampf.  Die  überlegenen  Volks- 
niassen  verdrängten  die  österreichischen  Truppen  von  ihren  Posten, 
nahmen  die  Geschütze  und  richteten  deren  Feuer  auf  die  Weichenden, 
die,  auch  aus  den  Fenstern  und  von  den  Dächern  beschossen  und  be- 
worfen, schwere  Verluste  erlitten.  Nun  verzweifelte  Botta  an  der  Mög- 
lichkeit des  Siegs,  sammelte  die  Truppen,  welche  sich  durch  die  Volks- 
luiufen  durchgeschlagen,  zog,  unablässig  verfolgt,  nach  der  Bochetta, 
wo  er  Kranke,  Verwundete  und  Gepäck  zurückließ,  und  kam  am  13.  De- 
cember mit  sehr  verminderter  Truppenzahl,  last  ohne  Gepäck  und  Ge- 
schütz in  Gavi  an.  Die  mit  dem  bislier  erhobenen  Theile  der  genuesischen 
Contribulion  gefüllte  Kriegskasse  brachte  er  hin.     Die  Freude  Genuas 
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über  seine  Befreiung  wurde  durch  den  Verlast  Savonas,  das  sich  am 
18.  December  an  die  Sardinier  ergab,  getrübt.  Der  wiener  Hof  wurde 
durch  das,  was  sich  in  Genua  ereignet  hatte,  aufs  äußerste  betroffen; 
schwere  Rache  sollte  dafür  genommen  werden.  Botta,  der  erst  durch 
grausame  Härte,  dann  durch  Fahrlässigkeit  und  Verzagtheit  den  schmach- 
vollen Unfall  verursacht  hatte,  wurde  abberufen.  Schulenburg  erhielt 
den  Befehl  über  die  Truppen,  die  bis  Novi  zurückgegangen  waren,  und 
sollte  Genua  wieder  unterwerfen,  das  seine  Befestigungen  eifrig  ver- 
mehrte und  von  Frankreich  Offiziere  und  Truppen  erhielt. 

Der  Aufstand  der  Genuesen  trug  viel  dazu  bei,  daß  der  Zug  nach 
der  Provence  völlig  mislang.  Die  Zufuhren  aus  der  Riviera  blieben  aus, 
das  schwere  Geschütz,  welches  Karl  Emanuel  nach  der  Einnahme  von 
Savona  schickte,  kam  zu  spät  an,  und  die  Belagerung  von  Antibes  konnte 
nicht  mehr  unternommen  werden.  Browne  hatte  zwar  die  kleinen  Inseln 
Marguerite  und  Honore  genommen,  und  seine  Vorposten  waren  bis  auf 
fünf  Meilen  von  Toulon  vorgegangen;  aber  die  Brüder  Belleisle  führten 
eine  der  seinigen  weit  überlegene  Armee  heran,  warfen  in  zwei  Gefech- 
ten die  vorgeschobenen  Truppentheile  zurück,  und  ihre  Operationen 
verriethcn  die  Absicht,  das  österreichisch-sardinische  Heer  zu  umgehen, 
von  Piemont  abzuschneiden  und  zu  vernichten.  Browne  entzog  sich  der 
Umklammerung  durch  schnellen  Rückzug  über  den  Var,  den  er  am 
:5.  Februar  1747  im  Angesichte  des  Feindes  ohne  bedeutenden  Verlast 
bewerkstelligte,  und  nahm  Winterquartiere  der  Seeküste  entlang  in  der 
Grafschaft  Nizza.  Die  Franzosen  und  Spanier  bezogen  die  ihrigen  in 
Savoven  und  den  angrenzenden  Provinzen  Frankreichs. 

Vermöge  eines  am  12.  Januar  1747  geschlossenen  Vertrags  sollte  1747 
Maria  Theresia  60000,  der  König  von  Sardinien  .30000  Mann  zu  einem 
abermaligen  Einmarsch  nach  Südfrankreich  und  zur  Unterwerfung  Genuas 
stellen,  England  die  Unternehmungen  mit  dreißig  Schiffen  unterstützen. 
Diesen  übernommenen  Verpflichtungen  kamen  die  Verbündeten  so  wenig 
nach,  daß  Frankreich,  statt  im  eigenen  Gebiete  angegriffen  zu  werden, 
in  Italien  offensiv  auftreten  konnte.  Der  Marschall  Belleisle  und  Las 
Minas,  dessen  König  sich  der  Sache  seines  Bruders  Philipp  wieder  an- 
nahm, überschritten  am  3.  Juni  den  Var  mit  vierzig  Bataillonen,  wäh- 
rend des  erstem  Bruder,  der  Chevalier  Belleisle,  von  Barcelonette  in 
Piemont  einzudringen  drohte.  Belleisle  und  Las  Minas  nöthigten  den 
General  Leutrum,  der  mit  sardinischen  und  österreichischen  Truppen 
in  der  Riviera  stand,  zurückzuweichen,  bemächtigten  sich  mehrerer 
Grenzplätze  und  umschlossen  Ventimiglia.  Schulenburg,  der  schon  An- 
stalten zur  Belagerung  Genuas  traf  und  mit  großer  Mühe  auf  den  die 
Stadt  beherrschenden  Bergen  Geschütze  aufführte,  hob  nun  die  Belage- 
rung auf  und  ging  Anfang  Juli  nach  Novi  zurück.  Sobald  Belleisle  den 
Entsatz  Genuas  bewerkstelligt  hatte,  schritt  er  sogleich  zur  Vollziehung 
des  von  seinem  Hof  erhaltenen  Auftrags,  den  König  von  Sardinien  durch 
einen  Angriff  auf  sein  eigenes  Gebiet  zum  Abfalle  vom  Bündnisse  mit 
Oesterreich  und  England  und  zum  Separatfrieden  mit  Frankreich  zu 
zwingen.  In  dieser  Absicht  schickte  er  seinem  Bruder  ansehnliche  Ver- 
^tärkungen,  damit  dieser  über  deu  Mont  Genevre  vordringe  und  durch 
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die  Eroberung  von  Exilles  und  Susa  sich  den  Weg  nach  Turin  öflfne. 
Karl  Emanuel  verlangte  bei  der  ihm  drohenden  Gefahr  von  Browne 
Hülfe,  der  aber  nicht  mehr  als  vier  Bataillone  und  zwei  Grenadier- 
compagnien  nach  Piemont  senden  konnte.  Diese  schickte  der  König 
auf  den  Col  d'  Assiette,  um  mit  den  dort  schon  befindlichen  sechs  Batail- 
lonen und  zwei  Grenadiercompagnien  die  Schanzen  zu  vertheidigen, 
welche  die  Franzosen  nehmen  mußten,  wenn  sie  nach  Exilles  gelangen 
wollten.  Am  19.  Juli  griff  der  Chevalier  Belleisle  mit  dreißig  Bataillonen 
und  sechs  Grenadiercompagnien  die  Verschanzungen  an.  Sie  wurden 
dreimal  zui-ückgeworfen ;  Belleisle  führte  sie  zum  vierten  male  vor;  schon 
erstiegen  sie  die  Schanzen  und  er  pflanzte  die  französische  Fahne  auf, 
da  w^ard  er  von  einer  Kugel  tödlich  getroffen.  Die  durch  den  Fall  ihres 
Führers  entmuthigten  Scharen  wandten  sich  nun,  nachdem  sie  furcht- 
bare Verluste  erlitten  hatten,  zur  Flucht.  Einen  zweiten  Einfall  unter- 
nahmen die  Franzosen  nicht ;  sie  behaupteten  sich  aber  in  der  Riviera, 
von  wo  die  Sardinier  vergeblich  sie  zu  vertreiben  suchten.  Die  aber- 
malige Belagerung  Genuas,  welche  der  wiener  Hof  dringend  wünschte, 
unterblieb,  weil  man  wegen  der  Nähe  des  Feindes  und  der  starken  Be- 
satzung der  Stadt  auf  einen  günstigen  Erfolg  nicht  rechnen  konnte. 
Ueberhaupt  wurde  seit  dem  Treffen  bei  Exilles  1747  von  beiden  Seiten 
niclits  Wichtiges  mehr  unternommen;  im  folgenden  Jahre  aber  trat  in 
Italien  mit  den  ernstlich  begonnenen  Friedensunterhandlungen  Waffen- 
ruhe ein. 

Schon  in  den  ersten  Jahren  des  Kriegs  wurden  Friedensunterhand- 
lungen gepflogen,  die  wegen  der  großen  Dinge,  um  die  man  kämpfte, 
und  der  noch  ungesättigten  Kriegslust  zu  keinem  Resultate  führten.  Als 
aber  nach  der  Befestigung  Maria  Theresia's  auf  ihren  Thronen,  nach  dem 
Tode  Kaiser  Karl'sVH.  und  der  Erwählung  des  Großherzogs  von  Tos- 
cana  zum  Kaiser  der  Krieg  gegenstandslos  geworden  und  nichts  mehr 
übrig  war,  als  die  Interessen  der  Mächte  auf  erträgliche  Weise  auszu- 
gleichen: da  kam  man  endlich  zu  der  Einsicht,  daß  es  Zeit  sei,  dem  Blut- 
vergießen und  der  zunehmenden  Erschöpfung  der  Länder  ein  Ende  zu 
1746  machen,  und  ein  Congreß  versammelte  sich  am  4.  October  174G  in  Breda, 
um  den  Völkern  den  ersehnten  Frieden  zu  schenken.  Maria  Theresia 
wußte,  daß  man  ihr  zumuthe,  die  Kosten  des  Ausgleichs  zu  tragen,  sie 
war  daher  auch  jetzt  noch  um  so  weniger  geneigt,  sich  in  Unterhand- 
lungen einzulassen,  da  sie  ihre  Armee  mit  Leichtigkeit  besonders  aus 
Ungarn  ergänzte  und  durch  Fortsetzung  des  Kriegs  neue  Opfer  von 
sich  abzuwälzen  und  für  die  sclion  gebrachten  Ersatz  zu  erlangen  hoffte. 
Als  aber  Frankreich  eben  deshalb  die  Ausschließung  Oesterreichs  uiul 
Sardiniens  vom  Congresse  verlangte,  da  konnte  sie  unmöglich  zugeben, 
daß  über  ihre  Sache  ohne  ihre  Mitwirkung  durch  das  Dictat  anderer 
entschieden  werde,  und  sandte  den  Grafen  Ferdinand  Ilarrach  nach 
Breda.  Der  britische  Gesandte  sprach  für  seine  Zulassung,  der  franzö- 
sische beharrte  auf  dem  Widerspruch  und  drohte  mit  Abbrechung  der 
Unterhandlungen.  Demzufolge  blieb  ITarrach  vom  Congresse  ausge- 
schlossen, konnte  nur  mit  den  einzelnen  Bevollmächtigten  in  Verkehr 
treten  und  gegen  die  Beschlüsse,  die  ohne  Theilnahme  Oesterreichs  ge- 
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faßt  würden,  protostiren.  Noch  bevor '  dieser  Streit  endgültig  ent- 
schieden worden,  wurde  der  Congreß  aufgelöst  und  brach  der  Krieg 
vom  neuen  aus. 

England  verweigerte  die  Zurückgabe  des  Cap  Breton  im  nördlichen 
Amerika,  welche  Frankreich  vor  allem  begehrte.  Die  Regierung  des 
letztern  beschloß  Holland  anzugreifen,  damit  England  genöthigt  werde, 
entweder  zur  Rettung  des  Bundesgenossen  das  Cap  zu  opfern  oder  dessen 
Abfall  vom  Bündnisse  zu  erfahren,  durch  den  ihm  der  bequemste  Weg 
nach  dem  Kriegsschauplatze  verschlossen  würde.  Sie  rechnete  dabei 
auf  die  zahlreiche  Partei  in  den  Generalstaaten,  die  den  Frieden  wünsche 
und  durch  Schrecken  sich  leicht  zum  Abschlüsse  desselben  werde  be- 
wegen lassen.  Also  erklärte  sie  1747  der  Republik  den  Krieg,  deren  1747 
Tlieil nähme  am  österreichischen  Erbfolgekrieg  sie  bisher  als  Vertheidi- 
gung  der  Barrieren  und  tractatenmäßige  Hülfeleistung  an  Oesterreich 
betrachtet  hatte.  Um  Mitte  April  überschritt  der  Marschall  von  Sachsen 
mit  einem  mehr  als  100000  Mann  starken  Heere  die  Grenze  derselben 
und  eroberte  binnen  einem  Monat  ganz  Holländisch -Flandern.  Das 
Unternehmen  bewirkte  das  Gogentheil  von  dem,  was  Frankreich  er- 
wartet hatte.  Die  Gefahr  des  Vaterlandes  rüttelte  das  Volk  der  Nieder- 
lande mächtig  auf.  Längst  unzufrieden  mit  der  Regierung  der  aristo- 
kratischen Gcneralstaaten,  denen  es  den  Verfall  der  Republik  zuschrieb, 
erhob  es  sich  und  forderte  mit  solchem  Ungestüm  Wilhelm  IV.  von 
Oranien,  von  dem  es  Rettung  erwartete,  zum  Statthalter,  daß  die 
Generalstaaten  am  2.  Mai  die  abgeschaffte  Würde  wiederherstellen  und 
den  Prinzen  zum  erblichen  Statthalter  ernennen  mußten.  Mit  dieser 
Staatsumwälzung  erhielt  die  Kriegspartei,  an  deren  Spitze  der  Statt- 
lialter  stand,  die  Oberhand;  festerer  Anschluß  an  die  Verbündeten  und 
t-nergischere  Kriegführung  von  selten  Hollands  war  nun  vorauszusehen. 
Demzufolge  kündigten  die  Gesandten  Frankreichs  und  Spaniens  in  Breda 
an ,  daß  sie  auf  Befehl  ihrer  Monarchen  die  Unterhandlungen  abbrechen 
und  sich  vom  Congresse  zurückziehen,  der  hiermit  aufgelöst  war. 

In  der  Voraussicht  von  der  Erfolglosigkeit  der  Unterhandlungen 
iiatten  die  verbündeten  Mächte  schon  zu  Anfang  des  Jahres  sich  ver- 
bindlich gemacht,  in  den  Niederlanden  ein  Heer  von  140000  Mann,  die 
IJesatzungen  der  festen  Plätze  nicht  mitgerechnet,  ins  Feld  zu  stellen. 
Den  Oberbefehl  über  dasselbe  erhielt  der  Herzog  von  Cumberland,  unter 
ihm  den  Befehl  über  die  Oesterreicher  der  Feldmarschall  Batthyi'iny; 
am  1.  März  sollte  es  versammelt  und  die  Belagerung  Antwerpens  sein 
erstes  Unternehmen  sein.  Wirklich  gestellt  wurden  ungefähr  100000, 
die  Ende  April  noch  nicht  vollständig  beisammen  waren.  Daher  konnte 
der  Marschall  von  Sachsen  in  Monatsfrist  ganz  Holländisch -Flandern 
«■robern,  wodurch  auch  die  Belagerung  Antwerpens  höchst  schwierig, 
wo  nicht  unmöglich  wurde.  Die  beiden  Commandanten  der  Verbün- 
deten, die  darüber,  was  nun  geschehen  solle,  längere  Zeit  uneins  waren, 
nahmen  gegen  Ende  Juni  bei  Mastricht,  welches  der  Feind  bedrolite, 
Stellung.  Am  1.  Juli  rückte  der  Marschall  von  Sachsen  bis  Hederen 
vor  und  besetzte  die  Anhöhen,  welche  die  Umgegend  beherrschten. 
Cumberland   entschloß    sich   zur  Schlacht  und  ordnete  am  2.  Juli  mit 
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Tagesanbruch  sein  Heer  zu  derselben.  Am  rechten  Flügel  von  Bilsen 
bis  Rosmeer  in  einer  ungemein  festen  Stellung  standen  die  Oesterreicher, 
dann  die  Holländer  im  Centrum,  und  vom  Dorfe  Laveid  bis  nahe  an 
Maslricht  die  Engländer,  Hannoveraner  und  deutschen  Soldtruppon.  Die 
Gesammtstärke  des  Heeres  belief  sich  auf  mehr  als  80000  Mann;  die 
foindliclie  mochte  um  15000  Mann  mehr  zählen.  Um  9  Uhr  vormittags 
ließ  der  Marschall  von  Sachsen  das  Dorf  Lavcld  angreifen,  das  durch 
starke  Batterien  gedeckt  und  dessen  sämmtliche  Häuser  durch  Gräben 
und  Verhaue  in  einen  baltbaren  Posten  umgeschaffen  waren.  Batthyäny 
schickte  den  Engländern  vierzehn  Bataillone  und  zwanzig  Schwadronen 
zu  Hülfe  und  versuchte  auch  durch  einen  Angriff  den  B^eind  zu  hindern, 
seine  Hauptmacht  gegen  Laveid  zu  richten.  Während  des  mördei-ischen 
Kampfes  um  dieses  Dorf  drangen  drei  französische  Brigaden  zwischen 
den  linken  Flügel  und  dem  Centrum  der  Verbündeten  ein,  trieben  das 
holländische  Fußvolk  zurück  und  warfen  die  Reiterei,  die  sie  aufhalten 
sollte,  auf  dasselbe.  Hierdurch  ward  die  Schlacht  entschieden.  Cumber- 
land,  der  großen  persönlichen  Muth  bewiesen  hatte,  mußte  sich  um  2  Uhr 
nachmittags  zum  Rückzug  entschließen,  den  Batthyäny  deckte,  wobei 
die  ungarischen  Hußaren  sich  besonders  auszeichneten.  Das  Heer  setzte 
in  der  Nacht  über  die  Maas  und  bezog  ein  Lager  bei  Wych.  Mastricht 
im  Angesichte  eines  zahlreichen,  zwar  geschlagenen,  aber  nicht  kampf- 
unfähig gewordenen  Heeres  zu  belagern,  mochte  der  Marschall  von 
Sachsen  nicht  wagen.  Er  blieb  demselben  gegenüber  stehen  und  sandte 
den  General  Lövendal  gegen  Bergen  op  Zoom.  (Lövendal,  ein  Däne,  der 
Marschall  selbst  und  der  Ungar  Bercsenyi  waren  die  drei  Ausländer, 
welche  damals  fast  allein  noch  die  französische  Armee  zu  Siegen  führten.) 
Am  12.  Juli  stand  er  vor  der  Festung,  die  für  eine  der  stärksten  in 
Europa  galt,  eine  zahlreiche  Besatzung  hatte,  mit  allen  Bedürfnissen 
reichlich  versehen  war,  Verstärkungen  sowol  vom  Statthalter  als  von 
■Cumberland  erhielt  und  dem  allen  zufolge  nicht  leicht  hätte  genommen 
werden  können,  wenn  ihr  Commandant,  der  sechsundachtzigjährige  Croni- 
ström,  die  Vertheidigung  zweckmäßiger  geleitet  hätte.  Die  Belagerung 
dauerte  bereits  zwei  Monate  ohne  bedeutenden  Erfolg.  Da  faßte  Löven- 
dal den  verwegenen  Entschluß,  Bergen  op  Zoom  mit  Sturm  zu  nehmen. 
Am  Morgen  des  1 6.  September  standen  die  dazu  bestimmten  Truppen 
in  den  Laufgräben  bereit;  in  den  Werken,  die  angegriffen  wurden,  be- 
fanden sich  kaum  300  Mann  in  größter  Sorglosigkeit,  die,  vollständig 
überrascht,  fast  keinen  Widerstand  leisteten;  binnen  kurzem  waren  die 
Wälle  erstiegen,  die  Thore  der  Stadt  geöffnet,  durch  welche  die  Fran- 
zosen scharenweise  eindrangen ;  die  Festung  war  unrettbar  verloren. 
Der  Rest  der  Besatzung  floh  unter  dem  Schutze  eines  zufällig  aufge- 
stellten Regiments  in  das  Lager  hinter  Bergen  op  Zoom.  Die  Niederlagen, 
welche  die  Verbündeten  in  diesem  Feldzug  erlitten,  wurden  durch  den 
glänzenden  Sieg  nicht  aufgewogen,  den  die  englische  Flotte  am4.0ctober 
über  die  französische  erfocht. 

Die  Unterhandlungen  wurden  auch  nach  der  Auflösung  des  Con- 
gresses  und  währ(!nd  des  Kriegs  ununf erbrochen  fortgesetzt,  besonders 
jene  geheimen,welche  die  Verl)ündeten  vor  einander  geheim  mit  Frankreich 
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und  Spanien  führten.  Endlich  wurden  England,  Holland  und  Frankreich 
darüber  eins,  daß  sich  in  Aachen  ein  Congreß  versammle,  zu  welchem 
alle  am  Krieg  betheiligten  Mächte  Zutritt  erhalten  sollten.  Maria 
Theresia  sandte  den  Grafen  Kaunitz  hin.  Er  wurde  angewiesen,  zu  be- 
wirken, daß  Oesterreich  nicht  genöthigt  sei,  dem  König  von  Sardinien 
die  im  wormser  Tractat  abgetretenen  lombardischen  Landestheile  und 
zugleich  Don  Philipp  Parma,  Piacenza  und  Guastalla  zu  überlassen, 
-ondern  daß  der  Infant  Savoyen  und  der  König  dafür  die  Ilerzogthümer 
ihalte.  Da  aber  England  aus  Vorliebe  für  Sardinien  hierzu  seine  Zu- 
stimmung nicht  leicht  geben  werde,  solle  er  hierüber  in  Unterhandlungen 
mit  Frankreich  und  Spanien  treten.  Ferner  solle  er  verhindern,  daß  dem 
König  von  Preußen  der  Besitz  Schlesiens  garantirt  werde.  Die  franzö- 
sische Regierung  freute  sich  der  zunehmenden  Uneinigkeit  ihrer  Gegner 
und  strebte,  sie  noch  mehr  zu  entzweien,  ging  daher  scheinbar  auf  die 
Vorschläge  Oesterreichs  ein,  war  aber  entschlossen,  mit  England  ins 
Keine  zukommen,  von  dem  allein  sie  die  Zurückgabe  des  Cap  Breton 
und  die  Freigebung  der  Meere,  die  dem  Handel  Frankreichs  gänzlich 
gesperrt  waren,  erlangen  konnte. 

Noch  hatte  der  Congreß  nicht  recht  begonnen,  so  wurde  es  wieder 
höchst  zweifelhaft,  ob  der  Friede  zu  Stande  kommen  werde.  Am  2.  Juni 
174G  war  in  Petersburg  der  Vertrag  unterzeichnet  worden,  in  welchem 
Oesterreich  und  Kußland,  falls  das  eine  oder  andere  feindlich  angegriffen 
würde,  einander  30000  Mann  Hülfstruppen  zusagten.  Bei  einem  Kriege 
Rußlands  mit  Persien  sollte  Oesterreich,  desgleichen  Rußland  bei  einem 
Krieg  Oesterreichs  in  Italien  und  bei  dessen  gegenwärtigem  Kriege  mit 
den  bourbonischen  Mächten  zu  jener  Hülfeleistung  nicht  verpflichtet  sein. 
Doch  wolle  die  Kaiserin  von  Rußland ,  hieß  es  in  einem  Zusatzartikel, 
wenn  England  und  Holland  ihr  angemessene Subsidien  zahlten,  einHülfs- 
corps  von  30000  Mann  senden,  welches  am  Rhein  und  in  den  Nieder- 
landen verwendet  werden  dürfte.  Am  30.  November  1747  schlössen 
die  Seemächte  mit  Elisabeth  einen  Subsidientractat,  worauf  schon  im 
Januar  1748  30000  Russen  von  Livland  nach  den  Niederlanden  auf-  1748 
brachen.  Der  Anmarsch  der  Hülfstruppen  und  noch  mehr  die  offen- 
kundige Erschöpfung  Frankreichs  und  Spaniens  flößten  den  Verbünde- 
leu neue  Siegeshoffnungen  ein.  Am  2G.  Januar  1748  machten  sie  sich 
vermittels  einer  Convention  verbindlich,  mit  Hinzurechnung  der  Russen 
ein  Heer  von  192000  Mann  aufzubringen,  zu  welchem  Holland  GGOOO, 
Oesterreich  60000  und  England  30000  Mann  stellen  sollten.  Zur  Aus- 
führung des  großartig  augelegten  Plans  kam  es  nicht.  Der  Statthalter 
Wilhelm  fühlte  sich  durch  die  Uebertragung  des  Oberbefehls  über  das 
aufzustellende  Heer  an  den  Herzog  von  Cuinberland  tief  gekränkt  und 
schloß  sich,  da  Frankreich  die  Zurückgabe  seiner  sämmtlichen  Erobe- 
rungen in  den  Niederlanden  versprach,  der  mächtigen  Partei  seiner 
Landsleute  an,  die  den  Frieden  wollte.  Die  englische  Regierung  ward 
dessen  gewiß,  durch  Einverständniß  mit  Frankreich  alles  zu  erlangen, 
was  sie  wünschte,  und  meinte,  Maria  Theresia  könne  die  im  Verhältniß 
zu  dem,  was  man  ihr  hatte  nehmen  wollen,  geringen  Opfer  gern  bringen, 
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die  man  von  ihr  fordere..  Die  Kaiserin  mußte  bei  dieser  nun  entschie- 
denen Hinneigung  ihrer  Verbündeten  zum  Frieden  die  Hoffnungen  fah- 
ren lassen,  die  sie  auf  die  Fortsetzung  des  Kriegs  gebaut  haben  mochte, 
und  gab  den  trügerischen  Aeußerungen  der  französischen  Regierung  um 
so  leichter  Gehör.  Aber  Frankreich  wollte  noch  durch  eine  glänzende 
Waffenthat  seine  letzthin  erlittene  Niederlage  zur  See  aufwiegen  und 
eine  wichtige  Eroberung  machen,  um  sie  als  Tausch  für  verlorene  über- 
seeische Besitzungen  anbieten  zu  können.  Also  erschien  der  Marschall 
von  Sachsen  am  9.  April  vor  Mastricht  und  belagerte  es,  als  die  Armeen 
der  Verbündeten  noch  getrennt  in  ihren  "Winterquartieren  standen.  Den 
holländischen  Abgeordneten,  die  ihn  ersuchten,  die  Friedensunterhand- 
iungen  durch  die  Belagerung  der  Stadt  nicht  zu  stören,  antwortete  er: 
„In  Mastricht  ist  der  Friede."  Aber  die  Eroberung  der  starken  Festung 
lag  noch  in  ziemlicher  Ferne,  als  der  Friede  in  Aachen  zu  Stande  kam. 
Man  willfahrte  jedoch  der  Eitelkeit  der  Franzosen  und  ihres  Feldherrn, 
und  Mastricht  wurde  ihm  am  10.  Mai  übergeben. 

Die  geheimen  Unterhandlungen  Englands  und  Hollands  mit  Frank- 
reich waren  so  weit  gediehen,  daß  die  Gesandten  der  drei  Staaten  am 
28.  April  sich  ohne  Zuziehung  der  übrigen  betheiligten  Mächte  über  die 
Friedenspräliminarien  einigten,  sie  am  80.  April  unterzeichneten  und 
diesen  zur  Annahme  vorlegten.  Die  wichtigsten  Punkte  derselben  sind 
folgende:  Alle  Eroberungen  in  Europa  und  den  überseeischen  Ländern 
werden  gegenseitig  zurückgegeben.  Der  Infant  Don  Philipp  erhält 
Parma,  Piacenza  und  Guastalla,  die  aber,  wenn  er  auf  dem  Throne 
Neapels  und  Siciliens  seinem  Bruder  Karl  nachfolgen  oder  kinderlos 
sterben  sollte,  an  ihren  gegenwärtigen  Besitzer  zurückfallen.  Dem  Könige 
von  Sardinien  verbleiben  die  ihm  von  Maria  Theresia  im  wormser  Tractat 
abgetretenen  Lande  mit  Ausnahme  Piacenzas.  Großbritannien  werden 
die  durch  den  utrechter  Frieden  ihm  zugesprochenen  Handelsvortheile 
und  sein  Thron  dem  Hause  Hannover  von  neuem  gewährleistet.  Der 
Großherzog  Franz  von  Toscana  wird  als  römisch-deutscher  Kaiser  an- 
erkannt, die  pragmatische  Sanction  dem  Hause  Oesterreich,  die  an 
Preußen,  Sardinien  und  Don  Philipp  gemachten  Abtretungen  ausgenom- 
men, nochmals  von  allen  Mächten  garantirt.  Dem  König  von  Preußen 
wird  der  Besitz  Schlesiens  und  der  Grafschaft  Glatz  garantirt.  Kaunitz 
war  gegen  Frankreich,  das  ihn  hintergangen  habe,  höchst  aufgebracht 
und  protestirte  am  4.  Mai  wider  die  heimlich  ohne  Oesterreichs  Mit- 
wirken festgestellten  Präliminarien  aus  eigenem  Antrieb.  Auch  die  Ge- 
sandten der  andern  nicht  zugezogenen  Staaten  erklärten  sich  gegen  die- 
selben. Aber  schon  zwei  Tage  später  kündigte  Kaunitz  den  unbeding- 
ten Beitritt  seiner  Monarchin  zu  den  Präliminarien  an,  nahm  jedoch  die 
Protestation  nicht  zurück  und  erklärte  vor  dem  französischen  Gesand- 
ten, daß  seine  Kaiserin  auf  ihren  frühern  Bedingungen  auch  jetzt  noch 
beharre.  Durch  solche  Zweideutigkeit  wollte  der  wiener  Hof  sich  den 
Weg  zu  fernem  Unterhandlungen  offen  halten.  Dieselben  wurden  vor- 
nehmlich mit  Frankreich  geführt,  welches  die  Schuld  an  den  Prälimi- 
narien auf  England  schob,  dem  es  nachgeben  mußte,  um  einen  billigenj 
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Frieden  zu  erlangen,  blieben  aber  fruchtlos.  Am  18.  Oetober  wurde 
der  mit  den  angeführten  Punkten  der  Präliminarien  übereinstimmende 
Friedenstraetat  von  den  Bevollmächtigten  Englands,  Frankreichs  und 
Hollands  unterzeichnet.  Oesterreich,  des  Nachtheils  eingedenk,  den  es 
einstens  durch  Lossagung  vom  utrechter  Frieden  erfahren,  gab  den 
Widerspruch  auf,  und  Kaunitz  unterzeichnete  den  Vertrag  am  28.  Oe- 
tober 1748.  1748 


■ 


Zweiter  Abschnitt. 


Vom  aachener  bis  zum  hubertusburger  Frieden  1748 — 1763. 

Maria  Theresia's  Aeußerungen  über  die  fehlerhafte  Staatsverwal- 
tung ihrer  Vorfahren.  —  Reform  derselben  in  den  Erblanden:  Das 
Recht  der  Landstände,  Steuern  und  Truppen  zu  bewilligen,  aufge- 
hoben; Besteuerung  des  Adels  und  der  Geistlichkeit;  Aenderung 
der  höchsten  Staatsbehörden.  —  Neue  Organisation  des  Heeres.  — 
Verfahren  der  Königin  in  Ungarn;  Einberufung  des  Reichstags 
1751;  Tod  des  Palatins  Pälffy;  Eröffnung  des  Reichstags;  Wahl 
Karl  Batthyäny's  zum  Palatin ;  Mishelligkeiten  zwischen  der  Königin 
und  Stände  wegen  geforderter  Steuererhöhung;  Bewilligung  von 
.700000  Gulden;  den  Ständen  misliebige  Inarticulirung  neuer  Frei- 
städte und  Indigenatsverleihungen ;  Schluß  des  Reichstags.  — 
Maria  Theresia's  Verlangen,  Schlesien  zurückzunehmen  und  Preußen 
zu  schwächen.  Streben  nach  dem  Bündniß  mit  Frankreich.  Ver- 
hältniß  zu  Rußland  und  Britannien.  Kaunitz  Gesandter  am  fran- 
zösischen Hofe  von  1750  —  53,  —  Wird  Staatskanzler.  —  Starhem- 
berg,  Gesandter  am  französischen  Hofe;  Marquise  Pompadour  und 
Abb6  Bernis.  —  Krieg  Frankreichs  mit  England;  des  letztern  Bünd- 
niß  mit  Preußen.  Frankreich  schließt  mit  Oesterreich  den  Vertrag 
von  Versailles.  Rußland  tritt  dem  Bündniß  bei,  1756.  Beschluß, 
im  künftigen  Jahre  den  Krieg  mit  Preußen  zu  beginnen. 

Ausbruch  des  Siebenjährigen  Krieges  1756.  —  Friedrich  fällt  in 
Sachsen  und  Böhmen  ein;  Schlacht  bei  Lobositz,  Waffenstreckung 
der  sächsischen  Armee.  —  1757.  Oesterreichs  Rüstungen.  — ■  Conven- 
tion mit  Rußland,  Offensivbündniß  mit  Frankreich;  der  regens- 
burger  Reichstag  und  Schweden  erklären  dem  König  von  Preußen 


J 
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Krieg.  —  Prinz  Karl  von  Lothringen  erhält  den  Oberbefehl  über 
das  österreichische  Heer.  —  Schlacht  bei  Prag;  Belagerung  Prags; 
Daun's  Vormarsch  zu  dessen  Entsatz;  Schlacht  bei  Kolin,  Fried- 
rich's  Rückzug  aus  Böhmen.  —  Die  Franzosen  in  Deutschland; 
Treffen  bei  Hastenbeck,  Convention  von  Kloster-Zeven.  —  Die  Russen 
erobern  Memel;  siegen  bei  Jägerndorf,  gehen  an  die  Weichsel  zu- 
rück. —  TJnthätigkeit  des  Prinzen  Karl;  Treffen  bei  Moys;  Hadik's 
Streifzug  nach  Berlin.  —  Die  Reichsarmee  mit  den  Franzosen  ver- 
einigt; Schlacht  bei  Rofcbach.  —  Schweidnitz  und  Breslau  von  den 
Oesterreichern  erobert.  Marsch  Friedrich's  nach  Schlesien,  Sieg 
bei  Leuthen;   Einnahme  Breslaus.  —  Kriegführung   der  Schweden. 

1758.  Die  Russen  besetzen  die  Provinz  Preußen.  —  Bernis  dringt 
auf  Frieden.  —  Ergänzung  des  österreichischen  Heeres;  Ungarn 
stellt  30000  Mann;  Dann  Oberbefehlshaber,  —  Vertrag  Englands 
mit  König  Friedrich.  —  Prinz  Ferdinand  von  Braunschweig  drängt 
die  Franzosen  über  den  Rhein  zurück.  —  Friedrich  belagert  Olmütz; 
Daun's  Heranzug  zu  dessen  Entsatz;  Ueberfall  eines  preußischen 
Transports  durch  Laudon ;  Abzug  Friedrichs  nach  Böhmen.  — 
Sein  Marsch  gegen  die  Russen;  Schlacht  bei  Zorndorf.  Daun's 
Plane.  Rückkehr  Friedrich's  nach  Sachsen,  Niederlage  bei  Hoch- 
kirch. —  Die  Franzosen  gehen  über  den  Rhein,  dringen  in  Deutsch- 
land vor.  —  Kriegerische  Stimmung  des  französischen  Hofs;   Choi- 

seul  Premierminister;  neuer  Vertrag  mit  Oesterreich. 

1759.  Die  Franzosen  siegen  bei  Bergen,  werden  geschlagen  bei 
Preußisch-Minden.  —  Oesterreichs  und  Rußlands  Feldzugsplan.  — 
Treffen  bei  Kay.  Schlacht  bei  Kunersdorf  —  Dresdens  Ueber- 
gabe  an  Oesterreich.  —  Friedrich  nöthigt  Daun  durch  die  Belage- 
rung Dresdens,  vom  Marsche  nach  Schlesien  umzukehren.  Fink's 
Armeecorps  streckt  bei  Maxen  die  Waffen.  —  Der  Friede  von  Eng- 
land und  Preußen  angeboten,  von  Frankreich  gewünscht,  von  Oester- 
reich abgelehnt. 

1760.  Oesterreichisch- russischer  Plan  für  den  Feldzug.  Laudon's 
Sieg  bei  Landshut.  —  Friedrich  belagert  Dresden;  Glatz  von  Lau- 
don erobert;  Friedrich's  Abmarsch  nach  Schlesien;  Schlacht  bei 
Liegnitz;  die  Russen  gehen  über  die  Oder  zurück.  —  Streifzug  nach 
Berlin.  Schlacht  bei  Torgau.  —  Die  Franzosen  streiten  in  Deutsch- 
land   ohne   Glück.    —    Tod    König   Georgs  11.    von   Britannien.  — 

Vorgeschlagener  Congreß  zu  Augsburg. 

1761.  Von  Rußland  vorgelegter  Operationsplan.  Laudon  Comman- 
dirender  in  Schlesien;   Vereinigung  der  Oesterreicher   und  Russen; 
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die  letztern  weigern  sich,  das  Lager  Friedrich's  bei  Bunzelwitz  an- 
zugreifen, gehen  über  die  Oder  zurück  und  lassen  nur  Czernitschew's 
Armeecorps  beim  österreichischen  Heere.  Laudon  erstürmt  Schweid- 
nitz.  —  Dann  unternimmt  in  Sachsen  nichts  gegen  den  Prinzen 
Heinrich.  —  Gefecht  der  französischen  mit  der  alliirten  Armee.  — 
Choiseul  unterhandelt  mit  der  englischen  Regierung;  schließt  mit 
Spanien  den  bourbonischen  Familien  vertrag.  — •  Reduction  der  öster- 
reichischen Armee.  —  Verzweifelte  Lage  Friedrich's. 

1762.  Tod  der  Zarin  Elisabeth.  Kaiser  Peter  in.  schließt  mit 
Friedrich  Frieden  und  Bündniß;  befiehlt  Czernitschew ,  zu  dessen 
Armee  zu  stoßen.  Katharina  II.  besteigt  den  russischen  Thron, 
ruft  Czernitschew  ab.  —  Schlacht  bei  Burkersdorf.  Schweidnitz  be- 
lagert und  eingenommen.  —  Serbelloni's  ungeschicktes  Verfahren  in 
Sachsen.  Schlacht  bei  Freiberg.  —  Waffenstillstand.  —  Nieder- 
lagen der  Franzosen  in  Deutschland. 

1763.  Friedensschluß  Frankreichs  mit  England.  —  Friedensschluß 

Oesterreichs  mit  Preußen  in  Hubertusburg. 

JJer  achtjährige  Krieg,  aas  welchem  Maria  Theresia  mit  beträcht- 
licher Einbuße  an  Land  als  allgemein  anerkannte  Erbin  und  Beherrsche- 
rin der  Habsburgischen  Monarchie  hervorgegangen  war,  hatte  verrathen, 
daß  diese  bei  weitem  nicht  so  stark  sei,  als  sie  vermöge  ihres  Umfangs 
und  ihrer  Volkszahl  hätte  sein  können.  Maria  Theresia  erkannte  mit 
richtigem  Blick  in  der  fehlerhaften  Staatsverwaltung  ihrer  Vorfahren 
die  Ursache  dieser  Entkräftung.  In  eigenhändigen  Aufzeichnungen,  die 
&ie  theils  1751,  theils  1756  machte',  sagt  sie:  Die  verschwenderische 
Freigebigkeit,  mit  der  ihre  Vorfahren  Staatsgüter  an  hochadeliche  Günst- 
linge und  an  die  Geistlichkeit  verschenkten,  habe  den  Staat  arm  gemacht; 
die  große  Gewalt,  die  sie  ihren  aus  den  vornehmsten  Familien  genom- 
menen Ministern  einräumten,  habe  das  landesherrliche  Ansehen  ge- 
schwächt und  sei  von  den  Ministern  zur  Förderung  des  eigenen  Vor- 
theils  und  namentlich  dazu  benutzt  worden,  sich  selbst  und  ihre  Familien 
im  fortdauernden  Besitze  hoher  und  einträglicher  Aemter  zu  erhalten; 
die  Fahrlässigkeit,  mit  der  ihre  Vorfahren  es  versäumten,  die  erforder- 
lichen Vorkehrungen  zu  treffen,  habe  sie  in  Verlegenheiten  gebracht, 
durch  die  sie  genöthigt  wurden,  den  Landständen,  um  von  ihnen  Geld 
zu  erlangen,  Freiheiten  zu  verleihen;  die  geringe  Sorge,  welche  sie  für 
den  Unterhalt  und  die  Ausbildung  des  Heeres  trugen,  habe  die  Wehr- 
kraft vermindert.  Die  namhaft  gemachten  und  andere  von  ihr  erkann- 
ten Gebrechen  der  Staatsverwaltung  zu  verbessern,  strebte  Maria  The- 
resia schon  während  und  noch  mehr  nach  Beendigung  des  Kriegs.  Aber 
sie  übersah  es,  daß  die  von  mehrern  ihrer  Vorfahren  willkürlich  geübte 

'  Die  Aufzeichnungen  bei  Arneth,  a.  a.  O.,  V,  3  fg. 
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Rechtsentziehung  und  die  gewaltsame  Unterdrückung  jeder  freien  Be- 
wegung die  geistige  Thätigkeit  und  den  Fortschritt  gelähmt,  dass  ihr 
Bigotismus  und  die  grausamen  Verfolgungen  der  Protestanten  die  Völker 
in  feindliche  Parteien  gespalten  und  Bürgerkriege  entzündet  hatten,  die 
den  Staat  mehrmals  an  den  Rand  des  Untergangs  brachten  und  seine 
Kraft  bleibend  schwächten.  Das  wahrzunehmen  wurde  sie  durch  die 
Traditionen  ihres  Hauses,  in  denen  sie  erzogen  worden,  durch  die  in 
ihrem  Charakter  liegende  Hinneigung  zum  Selbstherrschen  und  durch 
die  hin  und  wieder  in  Bigoterie  ausartende  Innigkeit,  mit  der  sie  der 
römisch-katholischen  Kirche  ergeben  war,  gehindert.  Hiervon  abgesehen, 
schritt  sie  mit  klarem  Verstände,  gutem  Willen  und  meistens  auch  mit 
der  nöthigen  Rücksicht  auf  die  Zustände  und  Bedürfnisse  der  von  ihr 
beherrschten  Länder  zur  Schaffung  einer  bessern  Ordnung  der  Dinge. 
Die  von  ihr  unternommenen  Umgestaltungen  erstreckten  sich  fast  auf 
sämmtliche  Zweige  der  Staatsverwaltung  und  waren  im  ganzen  wohl- 
thätig,  aber  streng  monarchisch  und  concentrirend,  was  nicht  allein  in 
ihrer  natürlichen  Hinneigung  zu  absoluter  Herrschaft,  sondern  auch  im 
Geiste  der  Zeit  lag.  Die  ständischen  Verfassungen  hatten  großentheils 
ihr  Ansehen  verloren;  man  sah  immer  mehr  ein,  wie  widersinnig  die 
Vorrechte  einiger  Familien  und  die  Rechtlosigkeit  der  Masse  des  Volks 
sei;  die  Stände  selbst  hatten  durch  Misbrauch  ihrer  Macht  es  dahin  ge- 
bracht, daß  man  in  der  Einführung  unbeschränkter  königlicher  Gewalt 
eine  heilsame  Veränderung,  eine  Rettung  des  Staates  erblickte.  Ueber- 
dies  zeigte  Friedrich  II.  der  Kaiserin,  nach  ihrem  eigenen  Geständnisse, 
was  ein  thatkräftiger  Monarch  auszurichten  vermöge,  wenn  er  über  alle 
Hülfsmittel  des  Staates  gebietet  und  sie,  durch  ständische  Institutionen 
nicht  gehindert,  jederzeit  ohne  Aufschub  gebrauchen  kann.  Sie  beschloß 
also,  die  Hindernisse  zu  beseitigen,  welche  die  Verfassungen  ihrer  Länder 
den  beabsichtigten  Reformen  in  den  Weg  legten.^ 

Weil  die  hochadelichen,  in  die  bisherige  schlaffe  Staatsverwaltung 
eingeschulten  Minister,  die  Karl  HI.  seiner  Tochter  hinterlassen,  weder 
Sinn  für  die  Umgestaltung  derselben  noch  den  Willen  hatten,  zu  Neue- 
rungen mitzuwirken,  welche  ihren  Einfluß  und  die  Vorrechte  ihres  Stan- 
des schmälerten,  wälilte  sie  zu  Rathgebern  und  Werkzeugen  außer  dem 
Kreise  des  Ministeriums  stehende  Männer,  den  Conferenzsecretär  Barten- 
stein, den  Grafen  Friedrich  Wilhelm  Haugwitz,  den  Cabinetssecretär 
Koch,  den  aufgeklärten  Arzt  van  Swieten  und  andere.  Durch  sie  führte 
sie  auch  Unterhandlungen  mit  auswärtigen  Mächten,  von  denen  ihre  Mi- 
nister nichts  wußten  oder  doch  nur  in  oberflächliche  Kenntniß  gesetzt 
wurden.  Ihren  Gemahl,  Kaiser  Franz  I.,  hielt  sie  zwar  von  Regierungs- 
geschäften fern,  für  die  er  durchaus  nicht  geschaffen  war,  überließ  ihm 
aber  die  Leitung  der  Finanzen,  da  er  sich  auf  Handel  und  Oekonomie 
vortrefflich  verstand.  Und  bald  fand  sie  an  dem  Grafen  Wenzel  Kau- 
nitz,  einem  vollendeten  Diplomaten  und  Staatsmanne,  den  Minister,  dem 
>ie  ihr  vollstes  Vertrauen  schenkte  und  in  dessen  Hände  sie  die  Leitung 
der  Staatsangelegenheiten  und  besonders  der  auswärtigen  legte. 

'  Die  angeführten  Aufzeichnungen  bei  Arneth. 
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Maria  Theresia  hielt  es  vor  allem  geboten,  die  Kraft  der  Monarchie 
durch  Umgestaltung  des  Heereswesens  und  des  Finanzsystems  zu  er- 
höhen. Die  hinsichtlich  des  letztern  ergriffenen  Maßregeln  erstreckten 
sich  zwar  nur  auf  die  österreichischen  und  böhmischen  Länder,  stehen 
aber  mit  dem,  was  zu  diesem  Endzweck  auch  in  Ungarn  beabsichtigt  und 
unternommen  wurde,  in  so  naher  Beziehung,  daß  wir  sie  nicht  unerwähnt 
1742  lassen  dürfen.  Einem  vom  Grafen  Haugwitz  schon  1742  entworfenen 
und  von  Maria  Theresia  genehmigten  Plane  gemäß  sollte  ein  Heer  von 
108000  Mann,  die  ungarische  Insurrection,  die  Grenzer,  die  Truppen 
der  Niederlande  und  Italiens  nicht  mitgerechnet,  in  beständiger  Bereit- 
schaft unterhalten  werden,  und  nicht  wie  bisher  größtentheils  tief  in  Un- 
garn, sondern  in  den  von  feindlichem  Angriffe  zunächst  bedrohten  Län- 
dern liegen.  DieKosten  desselben  wurden  auf  14,000000  Fl.  jährlich  ver- 
anschlagt, während  die  Steuern  der  österreichischen  und  böhmischen 
Länder  sich  auf  9,000000  beliefen,  und  erforderten  demnach  eine  Er- 
höhung der  letztern  um  5,000000,  da  die  sonstigen  Einkünfte  die  an- 
dern Ausgaben  kaum  deckten.  Da  aber  die  Stände  der  genannten  Län- 
der nach  dem  Verluste  anderer  Rechte  noch  das  freilich  auch  sehr  ver- 
kümmerte Recht  der  Steuer-  und  Truppeubewilligung  besaßen,  und  der 
Adel,  die  Geistlichkeit  und  einige  Städte  Steuerfreiheit  genossen,  hätte 
der  schon  überbürdete  Landmann  auch  die  Last  der  erhöhten  Steuer 
allein  tragen  müssen.  Das  Recht  der  Stände,  die  Steuern  zu  bewilligen, 
und  die  Steuerfreiheit  der  Privilegirten  sollten  also  aufgehoben  werden. 
Vorderhand  jedoch  sollten  die  Stände  das  auf  ihr  Land  fallende  erhöhte 
Steuercontiijgent  auf  zehn  Jahre  bewilligen,  dagegen  alle  Naturalliefe- 
rungen  und  sonstigen  Leistungen  für  das  Militär  aufhören.  Zum  Behufe 
einer  gerechten  Steuerbemessung  sei  der  Werth  eines  jeden  unbeweg- 
lichen Gutes  abzuschätzen  und  als  fünfprocentiges  Kapital  zu  betrachten, 
von  dessen  jährlichem  Erträgnisse  der  Adel  und  die  Geistlichkeit  den 
hundertsten,  der  Landmann  den  fünfzigsten  Theil  zu  steuern  haben. 
Weil  die  Minister  diesem  Plane,  der  ihnen  und  ihren  Standesgenossen 
Vorrechte  entzog  und  sie  steuerpflichtig  machte,  widerstrebten,  übertrug 
Maria  Theresia  dem  Urheber  desselben,  Haugwitz,  auch  dessen  Durch- 
führung. In  den  entschieden  ausgesprochenen  Willen  der  Kaiserin  fügte 
sich  zuerst  Mähren,  dann  Böhmen  und  Schlesien,  und  ihrem  Beispiel 
1747 — folgten  von  1747  —  49  auch  die  sogenannten  österreichischen  Pro- 
1749  vinzen.* 

Gleichzeitig  wurde  eine  Umgestaltung  der  obersten  Staatsbehörden 
durchgeführt,  bei  welcher  es  einerseits  auf  innigere  Verschmelzung  der 
böhmischen  und  österreichischen  Ländergruppen  und  Concentrirung  der 
Regierung,  andererseits  auf  Trennung  der  Geschäfte  abgesehen  war. 
Bisher  hatte  jede  dieser  Ländergruppen,  von  denen  die  erstere  Böhmen, 
Mähren  und  Schlesien,  die  andere  Oesterreich,  Steiermark,  Kärnten, 
Krain,  Tirol,  Vorarlberg  und  die  niederösterreichischen  Lande  in  Schwa- 
ben umfaßte,  ihre  eigene  Hofkanzlei  gehabt,  die  sowol  der  Verwaltung 
wie  der  Rechtspflege  vorstand,  und  deren  oberster  Kanzler,  besonders 

*  Arneth,  a.  a.  0. 
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der  böhmische,  nach  der  Behauptung  Maria  Theresia's  zu  solcher  Macht- 
vollkommenheit gelangt  war,  daß  die  Hofkanzlei  bereitwilliger  seinen 
Anordnungen  als  den  Befehlen  des  Landesfürsten  gehorcht  habe.  Sie 
hob  also  die  beiden  gesonderten  Hofkanzleien  auf  und  errichtete  an  der 
Stelle  derselben  für  beide  Läudergruppen  ein  gemeinsames  „Directorium 
in  politicis  und  cameralibus",  dem,  der  beabsichtigten  Geschäftstrennung 
zuwiderlaufend,  neben  den  der  Hofkanzlei  eigenthümlichen  politischen 
Angelegenheiten  auch  die  Finanzgeschäfte  übergeben  wurden,  sodaß  bei 
der  Hofkammer  nur  das  blieb,  was  mit  dem  Unterhalte  des  Hofstaates 
zusammenhing.  Für  die  Rechtspflege  wurde  eine  ebenfalls  gemeinsame 
oberste  Justizstelle  gegründet,  und  auch  in  den  einzelnen  Provinzen  durch 
die  Aufstellung  gesonderter  Behörden  die  Trennung  des  Justizwesens 
von  der  Verwaltung  vervollständigt.^ 

Die  neue  Organisation  des  Heeres,  welche  Maria  Theresia  einführte, 
betraf  nicht,  wie  die  vorerwähnten  Einrichtungen,  unmittelbar  blos  die 
böhmisch-deutscheu  Länder,  sondern  auch  Ungarn  hinsichtlich  seiner 
Truppen.  Die  Kaiserin  schreibt  in  den  schon  citirten  Aufzeichnungen 
über  das  Heer,  welches  sie  bei  ihrem  Regierungsantritte  vorgefunden: 
„Man  würde  glauben,  daß  bei  meinen  Truppen  nicht  die  mindeste  Regel 
eingeführt  war.  Jeder  machte  ein  anderes  Manöver  im  Marsch,  im  Exer- 
ciren  und  Alarm;  einer  schoß  geschwind,  der  andere  langsam;  die  näm- 
lichen Worte  und  Befehle  wurden  bei  dem  einen  so  und  bei  dem  andern 
anders  ausgedrückt;  und  da  ist  es  denn  kein  Wunder,  wenn  zehn  Jahre 
vor  meiner  Regierung  der  Kaiser  allezeit  geschlagen  wurde,  und  wie  ich 
selbst  das  Militär  gefunden,  ist  nicht  zu  beschreiben."  Am  8.  Februar 
1748  eröffnete  die  Commission,  welche  über  die  Neu-  und  Bessergestal-  1748 
tung  des  Heerwesens  zu  rathschlagen  berufen  war,  unter  dem  Vorsitz 
des  Prinzen  Karl  von  Lothringen  ihre  Sitzungen,  die  sie  mit  dem  20. 
beendigte.  Sie  hatte  davon  auszugehen,  daß  der  Friedensstand  der  regu- 
lären Armee  108000  Mann  betragen  solle,  und  zur  Bestreitung  der  Aus- 
gaben 14,000000  Fl.  zur  Verfügung  stehen.  Als  Vorbild  bei  den  einzufüh- 
renden Veränderungen  dienten  die  Einrichtungen  des  preußischen  Heeres, 
dessen  Organisation  und  Einübung  im  BVieden,  dessen  rascherm  Feuern, 
schnellern  und  präcisern  Bewegungen  auf  dem  Marsche  wie  auf  dem 
Schlachtfelde  man  seine  Siege  zuschrieb.  Am  20.  Juli  erließ  Maria 
Theresia  das  Reglement  für  das  Ingenieurcorps,  das  aus  vier  Brigaden, 
je  eine  für  Ungarn,  die  böhmisch-deutschen  Länder,  Italien  und  die  Nieder- 
lande bestehen,  dessen  jeder  Brigade  vier  Obersten,  und  dem  ganzen 
Corps  ein  Generaldirector  vorgesetzt  sein  sollte.  Unter  der  Leitung  des 
Fürsten  und  Marschalls  Liechtenstein  wurde  das  Artilleriecorps  auf  sechs 
Bataillone  gebracht,  deren  Leistungen  selbst  Friedrich  U.  für  unerhört 
erklärte.  Gleiches  Exerciren  und  Manövriren  für  die  verschiedenen 
Truppenkörper  wurde  vorgeschrieben,  wie  auch  gleiche  Bekleidung  der 
Regimenter  eingeführt.  Die  Grenzer,  die,  ursprünglich  zur  Abwehr  tür- 
kischer Einfälle  bestimmt,  im  Erbfolgekrieg  als  irreguläre  Truppen  ge- 
braucht wurden,  theilte  man  in  Regimenter  ein  und  zwang  sie,  statt  ihrer 

1  Arnetb,  a.  a.  O. 
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Nationaltracht  die  Mililärmontur  anzulegen.  Bei  allen  Bestandtheilen 
des  Heeres  wurde  deutsches  Commando  eingeführt.  Häufige  Uebungs- 
lager,  die  Maria  Theresia  oft  selbst  besuchte,  sollten  die  Truppen  für 
den  Krieg  einüben.  Für  die  Heranbildung  kenntnißreicherer  und  tüchtiger 
Offiziere  sorgte  sie  durch  die  Stiftung  von  Anstalten,  in  welche  Zöglinge 
aus  allen  Ländern  der  Monarchie,  aber  nach  den  damals  noch  herrschen- 
den Vorurtheilen  nur  Söhne  adelicher  Aeltern  und  verdienter  Offiziere 

1752  aufgenommen  wurden.  So  gründete  sie  1752  die  Militärakademie,  der 
sie  die  kaiserliche  Burg  in  Wiener -Neustadt  einräumte,  und  deren 
200  Zöglinge,  zu  der  einen  Hälfte  adeliche,  zu  der  andern  Offizierssöhne, 
unentgeltliche  Verpflegung  erhielten.  Als  Vorschule  stiftete  sie  in  Wien 
ein  Institut  für  100  Söhne  ärmerer  Edelleute  und  Offiziere,  die  im  vier- 
zehnten Lebensjahre  in  die  Akademie  zu  Neustadt  übergehen  sollten. 
Für  die  Söhne  wohlhabender  adelicher  Aeltern  und  höherer  Offiziei-e  er- 

1754  richtete  sie  1754  in  Wien  die  Theresianum  genannte  Ingenieurakademie, 
der  sie  zum  Unterhalte  die  Einkünfte  der  reichen  Abtei  Bataszek,  und 
zum  Sitze  den  Lieblingspalast  ihres  Vaters,  die  Favorite,  anwies.  Den 
Zöglingen,  die  ihre  Hofmeister  und  Diener  mitzubringen,  und  so  für  sich 
wie  für  jene  Kostgeld  zu  zahlen  hatten,  war  es  freigestellt,  unter  den 
Gegenständen,  die  hier  gelehrt  wurden,  die  zu  wählen,  in  denen  sie  unter- 
richtet sein  wollten,  und  nebstbei  Vorlesungen  an  der  Universität  zu  be- 
suchen, weil  sie  sich  auch  einem  andern  als  dem  Militärstande  widmen 
durften.  Sämmtliche  hier  genannten  Anstalten  standen  unter  der  Ober- 
leitung des  Feldzeugmeisters  Daun.  Für  ungarische,  niederländische  und 
lombardische  Invaliden  bestand  das  von  Kaiser  Karl  erbaute,  mit  der 
Stiftung  des  Erzbischofs  Georg  Szechenyi  von  157000  Gulden  und  an- 
dern Fonds  dotirte  Invalidenhaus  in  Pest  schon  vorgesehen;  nun  wurde 
die  Gründung  eines  ähnlichen  Invalidenhauses  für  Invaliden  der  deut- 
schen und  böhmischen  Länder  zu  Prag  in  Angriff  genommen,  desgleichen 
wurden  die  Pensionen  für  in  Ruhestand  versetzte  Offiziere  vom  Haupt- 
mami  abwärts  festgestellt.  Offizieren  wie  den  Gemeinen  und  Unteroffi- 
zieren stand  es  frei,  sich  im  Invalidenhause  oder  außerhalb  desselben 
aufzuhalten.  Gegen  den  Uebermuth  der  in  Ortschaften  einquartierten 
Soldaten  wurden  zweckmäßige  Vorkehrungen  getroffen  und  Gewalt- 
thaten  gewöhnlich  streng  bestraft.  So  wurde  Trenk  wegen  seiner  in 
Feindesland  begangenen  Verbrechen  kriegsgerichtlich  zum  Tode  verur- 
theilt,  und  nur  auf  dringende  Fürbitte  des  Kaisers  und  des  Prinzen  Karl 
von  Lothringen  von  Maria  Theresia  zu  lebenslänglicher  Gefangenschaft 
auf  dem  Spielberge  bei  Brunn  begnadigt,  wo  er  am  4.  Oktober  1749, 
seine  Greuelthaten  bereuend,  starb. 

Die  Aenderungen  des  Staatsrechtes,  der  Besteuerung,  Verwaltung 
und  Rechtspflege,  welche  Maria  Theresia  in  den  deutschen  und  böhmi- 
schen Erblanden  unternahm,  um  die  noch  übrigen  Beschränkungen  der 
monarchischen  Gewalt  zu  beseitigen,  die  Staatseinkünfte  zu  vermehren 
und  die  verschiedenen  Provinzen  durch  eine  gleichartige  absolute  Regie- 
rungsform in  innigere  Verbindung  zu  bringen,  konnten  in  Ungarn  nicht 
fast  ganz  eigenmächtig  durchgesetzt,  ja  deren  eigenmächtige  Einführung 
nicht  einmal  versucht  werden.    Die  Constitution   und   die  Rechte  der 
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Stände,  die  hier  durch  Staatsverträge  und  Gesetze,  durch  die  königlichen 
Inauguraldiplome  und  Krönungseide  garantirt  waren,  bestanden  noch  in 
Kraft;  jeder  Versuch  der  Könige  aus  den)  Hause  Oesterreich,  sie  umzu- 
stürzen, war  bisher  an  dem  Freiheitssinn  der  Nation  gescheitert  and 
hatte  mit  ihrer  Wiederherstellung  geendigt.  Maria  Theresia  würde  also, 
selbst  wenn  sie  das  Gewissen  nicht  abgehalten  hätte,  ihren  bei  der  Krö- 
nung geschworenen  Eid  zu  brechen,  durch  das  abschreckende  Beispiel 
ihrer  Vorfahren  gewarnt  worden  sein,  das  Streben  nach  unbeschränkter 
Gewalt  und  gleicher  Regierungsform  in  ähnlicher  Weise  auf  Ungarn 
auszudehnen.  Ueberdies  waren  ihr  die  Verdienste,  welche  sich  die  unga- 
rische Nation  im  Erbfolgekrieg  um  sie  erworben  hatte,  in  noch  zu  frischem 
Andenken,  als  daß  sie  die  in  den  Tagen  der  Bedrängniß  den  Ungarn 
gegebenen  Versprechungen  so  schnell  hätte  vergessen  und  deren  Liebe 
und  Treue  mit  der  Entziehung  feierlich  gewährleisteter  Rechte  vergelten 
können.  Sie  fühlte  sich  wirklich  der  ungarischen  Nation  zum  Dank  ver- 
pflichtet^, den  sie  durch  Beachtung  der  Constitution  und  Gesetze  bewies. 
Also  hielt  sie  das  aufrecht,  was  von  der  gesetzlichen  Regierungsform 
noch  unversehrt  geblieben  war  und  im  Gebrauche  stand,  vollzog  das, 
was  ihre  Vorfahren  trotz  wiederholter  Gesetze  unterlassen,  und  schaffte 
das  ab,  was  diese  Gesetzwidriges  eingeführt  hatten;  sie  gab  sogar  ge- 
meinnützige Verbesserungen  auf,  wenn  diese  auf  gesetzlichem  Wege  nicht 
durchgesetzt  werden  konnten.  So  entfernte  sie  von  der  Statthalterei 
schon  1741  während  des  Reichstags  jenen  Commissar  des  erbländischen 
Ministeriums,  welcher  der  Selbständigkeit  der  ungarischen  Regierung 
zum  Hohne  dieser  den  König  vertretenden  Behörde  zum  Wächter  bei- 
gegeben worden  war.  Sie  erfüllte  die  wiederholte  Forderung  des  Reichs- 
tags, daß  jede  gesetzwidrige  Gerichtsbarkeit  aufhöre  und  das  Reich 
durch  die  Wiedervereinigung  der  von  ihm  abgetrennten  Landestheile  re- 
integrirt  werde.  Jazygien  und  Kumanien  durften  sich  1745  von  der 
Grundherrlichkeit  de>s  pester  Invalidenhauses,  dem  sie  vom  Deutschen 
Orden  unter  Kaiser  Karl  waren  überlassen  worden,  mit  Erlegung  der 
Pfandsumme  von  500000  Gulden  loskaufen,  erhielten  hierauf  ihre  Frei- 
heiten wieder  und  kehrten  unter  die  gesetzmäßige  Gerichtsbarkeit  ihres 
Grafen,  des  Palatins,  zurück.^  Die  Gespanschaften  Sirmien,  Pözsega 
und  Veröcze  (Slawonien),  welche  seit  ihrer  Rückeroberung  aus  tür- 
kischer Herrschaft  unter  Militärverwaltung  standen,  ebenso  die  Militär- 
ortschaften in  den  Gespanschaften  Bäcs-Bodrog,  Csanäd,  Csongräd, 
Arad  und  Zaränd  wurden  1745  —  46  dem  Reichskörper  wieder  ein- 
verleibt und  den  gesetzlichen  Comitatsbehörden  untergeben,  Zombor 
und  Neusatz  aber  zu  königlichen  Freistädten  erhoben.  Bios  ein  Land- 
strich an  der  türkischen  Grenze  wurde  für  die  Grenzmiliz  vorbehalten 
und  in  drei  Kreise  für  je  ein  Regiment  getheilt.    In  diese  Regimenter 

'  Einige  Jahre  vor  ihrem  Tode  schrieb  Maria  Theresia  ihrem  Schwieger- 
sohn und  Statthalter  in  Ungarn,  dem  Herzog  Albert  von  Sachsen-Teschcn: 
„Ich  treue  mich,  daß  dieses  Land  jetzt  glücklicher  ist,  als  es  früher  war; 
ich  bin  eine  gute  Ungarin;  mein  Herz  ist  vom  Dank  gegen  dieses  Volk  er- 
füllt."    (Wolf,  Aus  dem   Hofleben  der  Maria   Theresia,  S.  358.) 

2  Katoiia,  XXXIX,  311. 
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wurden  die  schon  im  vorhergehenden  Jahrhundert  dort  angesiedelten 
Serben  und  jene  serbischen  Einwohner  der  genannten  Militärortschaften, 
die  sich  dortbin  wenden  wollten,  eingereiht;  diejenigen  aber,  die  es  vor- 
zogen, in  ihren  bisherigen  Wohnorten  zu  bleiben,  wurden  der  Kammer 
unterthänige  und  durch  Verträge  zu  bestimmten  Leistungen  verpflichtete 
Landwirthe.^  Hoch  ward  es  der  Königin  angerechnet,  daß  sie,  als  der 
Kronprinz  Joseph  das  siebente  Jahr  überschritten  hatte,  1749  den  Feld- 
marschall Karl  Batthyäny  zu  seinem  Erzieher  ernannte;  sie  mag  jedoch 
dabei  kaum  von  der  Absicht  ausgegangen  sein,  den  Ungarn  gefäUig  zu 
werden,  denn  dazu  war  die  Angelegenheit  viel  zu  wichtig;  es  ist  viel 
wahrscheinlicher,  daß  sie  Batthyäny  zu  dem  Geschäfte,  den  künftigen 
Regenten  einer  großen  Monarchie  zu  bilden,  darum  erwählte,  weil  sie 
ihn  als  den  dazu  fähigsten  Mann  erkannte.  Dagegen  war  es  unstreitig 
ein  Beweis  wohlwollender  Gesinnung,  daß  sie  darauf  Bedacht  nahm,  den 
Prinzen  mit  der  Sprache,  Verfassung  und  den  Zuständen  Ungarns  bekannt 
zu  machen,  und  damit  den  Piaristen  Bajtay  betraute.  Endlich  schien  sie 
auch  das  gerechte  Verlangen  der  Ungarn,  daß  ihr  König,  wenngleich 
nicht  immer,  so  doch  zeitweilig  im  Lande  residire,  erfüllen  zu  wollen, 
indem  sie  dem  Kammerpräsidenten  Grazalkovics  auftrug,  in  Ofen  an  der 
Stelle  des  in  Ruinen  liegenden  königlichen  Palastes  einen  neuen  zu  bauen. 
Vom  Palatin  Pälflfy  zur  Beisteuer  zu  diesem  Bau,  der  die  Erfüllung  eines 
heißen  Wunsches  der  Nation  verheiße,  aufgefordert,  wetteiferten  Comi- 
1749  täte,  Städte  und  Patrioten,  Beiträge  zu  liefern.  Am  13.  Mai  1749  wurde 
der  Grundstein  unter  Freudenbezeigungen  des  Volks  mit  großer  Feier- 
lichkeit gelegt,  und  nach  einigen  Jahren  stand  der  Palast  fertig  da;  aber 
weder  Maria  Theresia  noch  ihre  Nachfolger  bezogen  denselben  je,  bis 
endlich  Franz  Joseph  in  unsern  Tagen  abwechselnd  in  der  wiener  Kaiser- 
burg und  im  ofener  Königspalast  zu  residiren  anfing.  Ueberhaupt  kam 
es  im  Leben  Maria  Theresia's  oft  vor,  daß  sie  das,  was  sie  für  Ungarn 
unternahm,  von  Ministern  und  Hofleuten  beeinflußt,  unvollendet  ließ  oder 
dem  Vollendeten  eine  Richtung  gab,  durch  welche  es  der  Nation  mehr 
zum  Nachtheil  als  zum  Vortheil  gereichte.  Aber  häufig  geschah  es  auch, 
daß  heilsame  Einrichtungen  und  Verbesserungen,  welche  die  Königin 
schaffen  wollte,  bei  den  Ständen  Ungarns  auf  so  heftigen  Widerstand 
stießen,  daß  sie  auf  günstigere  Zeiten  verschoben  werden  oder  ganz 
unterbleiben  mußten,  wenn  Eigenmächtigkeit  vermieden  werden  sollte. 
Auf  solche  Weise  bewies  Maria  Theresia  der  Gesammtheit  des  unga- 
rischen Volks  thatsächlich  den  Dank,  den  sie  mehrmals  mit  ergreifenden 
Worten,  z.B.  1744  in  dem  Rundschreiben  an  dieGespanschaften(S.  314), 
ausgesprochen  hatte. 

Die  hohen  Würdenträger  und  Magnaten,  denen  der  Zutritt  zum  Hofe 
Gelegenheit  verschaff't  hatte,  die  geistreiche  schöne  Königin  schon  als 
Kronprinzessin  näher  kennen  zu  lernen,  waren  es  besonders,  die,  für  sie  be- 
geistert, theils  Opfer  brachten,  theils  selbst  in  den  Kampf  gingen,  um  sie 
auf  dem  schwer  angefochtenen  Throne  zu  befestigen,   und  die  andern 

*  Szalay,  A  magyarorszagi  szerb  telepek  (Die  Niederlassungen  der 
Serben  in  Ungarn),  S.  48. 
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Volksklassen  ein  Gleiches  zu  thun  mit  Wort  und  Beispiel  anfeuerten. 
Diese  waren  es  auch  vornehmlich,  denen  Maria  Theresia  ihren  Dank  be- 
zeigte. Sie  verlieh  die  höchsten  und  einträglichsten  Stellen  im  Staate 
mit  seltenen  Ausnahmen  an  Glieder  jener  Familien,  die  sich  in  der  Ver- 
theidigung  ihres  Throns  am  meisten  hervorgethan  hatten;  ernannte 
gleich  1741,  wie  erwähnt  worden,  mehrere  derselben  zu  geheimen  Käthen, 
Marschällen  und  Generalen,  was  früher  einem  Ungar  höchst  selten  wider- 
fahren war;  zog  die  so  Begünstigten  zu  den  geschlossenen  Gesellschaften 
in  der  wiener  Burg  und  in  Schönbrunn,  und  besuchte  sie  auf  ihren  Land- 
sitzen; den  Meistbegünstigten  machte  sie  Geschenke  an  Geld  und  Gütern, 
oder  gab  ihnen  Gelegenheit,  sich  zu  bereichern.  Kein  König  hat  an 
Familien  und  einzelne  Adeliche  so  viele  Wohlthaten,  Standeserhebungen 
und  Auszeichnungen  aller  Art  vertheilt  als  sie,  wobei  sie  aber  zugleich 
politische  Zwecke  im  Auge  hatte.  Der  ungarische  hohe  Adel  sollte  ge- 
wonnen und  an  den  Hof  gefesselt  werden,  damit  er  daheim  die  Plane 
der  Regierung  fördere,  in  Wien  sich  mit  dem  deutschen  und  böhmischen 
Adel  befreunde  und  dadurch  die  Annäherung  und  Assiniilirung  der  Na- 
tionen herbeigeführt  würde.  Doch  auch  der  mittlere  Adel  sollte  bei  so 
vielen  Gunstbezeigungen,  deren  der  höhere  theilhaftig  wurde,  nicht  leer 
ausgehen.  Maria  Theresia  errichtete  1756  die  adeliche  ungarische  Leib-  175G 
garde  zu  Pferd  von  120,  bisweilen  auch  noch  mehr  Jünglingen,  die,  auf 
Empfehlung  der  Comitate  aus  der  Reihe  des  mittlem  Adels  auserlesen, 
den  Wachdienst  in  den  Innern  Gemächern  der  Hofburg  versahen ,  bei 
festlichen  Gelegenheiten  zu  Pferde  ausrückten  und  den  König  begleiteten. 
Sie  erhielten  Unterricht  in  militärischen  und  andern  Wissenschaften  und 
traten  nach  einigen  Dienstjahren  entweder  als  Offiziere  in  das  Heer  oder 
in  den  Civilstaatsdienst. 

Durch  solche  Beweise  der  Huld  glaubte  Maria  Theresia  die  Mag- 
naten und  den  Adel  zum  Dank  verpflichtet  zu  haben,  als  auch  von  Un- 
garn eine  Erhöhung  der  seit  1729  bestehenden  und  dritthalb  Millionen 
betragenden  Kriegssteuer  gefordert  werden  sollte.  Der  greise  Palatin 
Palffy  warnte  vor  einer  übermäßigen  Steuererhöhung  und  bat  die  Köni- 
gin, daß  sie  ihn  die  Auftritte  der  Unzufriedenheit,  den  dieselbe  hervor- 
riefe, nicht  erleben  lasse.  Die  kaiserlichen  Minister  dagegen  behaupteten, 
Ungarn  sei  im  Verhältniß  zu  den  übrigen  Ländern  zu  gering  besteuert, 
und  sollte  in  Anbetracht  seines  Umfangs  und  seiner  Volkszahl  wenig- 
stens um  die  Hälfte  mehr  als  bisher  zahlen.  Sie  brachten  weder  die 
Lieferungen  für  die  großentheils  in  Ungarn  liegenden  Truppen,  bei  denen 
das  Land  große  Verluste  erlitt,  noch  die  Kosten  der  Verwaltung  und 
Rechtspflege,  welche  die  Gespanschaften  und  Städte  selbst  trugen,  noch 
die  Ausbeutung  des  wie  eine  Colonie  behandelten  Landes  in  Rechnung. 
Maria  Theresia  folgte  ihrer  Meinung  und  beschloß,  eine  Summe  zu  ver- 
langen, die  beiläufig  der  Hälfte  von  dritthalb  Millionen  gleichkäme',  wo- 
bei sich  jedoch  die  Absicht,  mehr  zu  fordern,  um  so  viel  zu  erhalten,  als 
man  eigentlich  begehre,  unverkennbar  aus  den  Verhandlungen  mit  dem 
Reichstag  herausstellte.  Das  königliche  Ausschreiben,  welches  die  Reichs- 

'  Arneth,  a.  a.  O.     Ueber  den  Reichstag  von  1751,  IV,   182  fg. 
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Stände  auf  den  18.  April  1751  nach  Preßburg  berief,  gab  als  Ursache 
ihrer  Einberufung  blos  die  Nothwendigkeit,  die  Steuer  zu  erhöhen,  an; 
da  aber  einige  Zeit  nach  dessen  Erlassung  der  um  sein  Vaterland  und 
die  Königin  hochverdiente  Palatin  Johann  Pälffy  im  achtundachtzigsten 
Jahre  seines  Lebens  starb,  kam  noch  die  Wahl  eines  Nachfolgers  hinzu. 

Maria  Theresia  war  darauf  bedacht,  den  übehi  Eindruck,  den  die 
Forderung  erhöhter  Steuern  überall  und  jederzeit  macht,  dadurch  ab- 
zuschwächen, daß  sie  dem  Nationalgefühl  der  Stände  schmeichelte.  Der 
Deputation,  welche  am  27.  April  in  der  wiener  Hofburg  erschien,  um 
die  Anwesenheit  der  Königin  beim  Reichstage  zu  erbitten,  wurde  ange- 
deutet, die  Königin,  den  Kaiser  und  den  Kronprinzen  lateinisch,  den 
zweitgeborenen  Prinzen  Karl  aber  ungarisch  anzureden;  so  geschah  es, 
und  der  Prinz  antwortete  in  ungarischer  Sprache.  Als  die  Eröffnung 
des  Reichstags  und  die  Uebergabe  der  königlichen  Propositioneu  am 
10.  Mai  im  Schlosse  zu  Preßburg  vor  sich  ging,  standen  die  drei  jungen 
Prinzen  Joseph,  Karl  und  Leopold  in  ungarischem  Anzüge  dem  Throne 
zur  Seite.  Nachdem  sich  die  Stände  entfernt  hatten,  um  in  gemeinschaft- 
licher Sitzung  das  Verlesen  der  königlichen  Propositionen  anzuhören, 
sandte  ihnen  die  Königin  ungebeten  das  versiegelte  Schreiben,  in  wel- 
chem sie  zum  Palatin  von  katholischer  Seite  den  Iudex  curiae,  Grafen 
Georg  Erdödy,  und  den  Kanzler,  Grafen  Ludwig  Batthyäny,  von  evan- 
gelischer die  Barone  Paul  Revay  und  Emerich  Zay  candidirte.  Die  Staude 
riefen  einstimmig  Batthyäny  als  Palatin  aus,  und  wählten  darauf  zu 
Kronhütern  den  Präsidenten  der  Hof  kammer,  den  unlängst  zum  Grafen 
erhobenen  Anton  Grazalkovics  und  den  Grafen  Nikolaus  Eszterhäzy, 
der  als  Gesandter  am  spanischen  Hofe  abwesend  war,  weshalb  sein 
Bruder  den  Eid  statt  seiner  leistete.  Zum  Kanzler  ernannte  die  Königin 
den  Grafen  Leopold  Nädasdy.  Die  königlichen  Propositionen  selbst 
waren  in  huldvollen,  schmeichelhaften  Redensarten  abgefaßt.  Maria 
Theresia  rühmte  die  Treue  und  Begeisterung,  mit  welcher  das  ungarische 
Volk  zur  Vertheidigung  ihres  Thrones  Gut,  Blut  und  Leben  geopfert; 
das  Andenken  daran,  sagte  sie,  werde  in  ihrem  Herzen  nie  erlöschen; 
von  wahrhaft  mütterlichen  Gesinnungen  gegen  dieses  edle  Volk  beseelt, 
strebe  sie  unablässig  dessen  Ruhm  und  Wohlfahrt  zu  erhöhen.  Da  aber 
zur  Wahrung  des  mit  Beihülfe  der  Ungarn  erkämpften  Friedens  ein  zahl- 
reiches und  wohlgerüstetes  Heer  unumgänglich  erfordert  werde,  dessen 
Unterhalt  viel  koste,  dagegen  der  Verlust  mehrerer  Provinzen  die  Ein- 
künfte vermindert  habe,  und  der  Staatsschatz  so  belastet  und  erschöpft 
sei,  daß  er  selbst  zur  Bestreitung  der  regelmäßigen  Ausgaben  nicht  hin- 
reiche, obgleich  die  andern  Länder  alle  ihre  Kräfte  anstrengten,  das 
Fehlende  aufzubringen:  so  sehe  sie  sich  genöthigt,  von  Ungarn  die  Er- 
höhung der  bisherigen  Steuer  um  1,200000  Gulden  zu  verlangen.  Sie 
zweifle  nicht,  daß  die  getreuen  Stände  bereit  seien,  ihr,  die  mehr  deren 
Mutter  als  Königin  sei,  diese  Hülfe  zu  bewilligen  und  sie  dadurch  zu, 
neuen  Beweisen  der  Huld  anzueifern.  Zugleich  wünsche  sie,  daß  eine: 
billige  Vertheilung  der  Steuer  vorgenommen  und  der  Reichstag  in  der^ 
gesetzlichen  Frist  von  zwei  Monaten  geschlossen  werde. 

So  huldvoll  und  schraeichelbaft  die  Propositionen  lauteten,  fanden  siej 
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dennoch  beim  Reichstage  eine  ungünstigere  Aufnahme,  als  Maria  Theresia 
mochte  erwartet  haben.  Die  Untere  Tafel  nahm  vor  allem  die  Wahl  der 
Comission  vor,  welche  die  Landesbeschwerden  zusammenstellen  sollte, 
und  schritt  sodann  zur  Verhandlung  über  die  geforderte  Steuererhöhung. 
Dieselbe  wurde  wie  von  den  Ständen  so  auch  von  den  Magnaten  für  un- 
erschwinglich erklärt.  In  der  Antwort,  welche  sie  der  Königin  am 
3.  Juni  durch  den  Palatin  sandten,  dankten  sie  ihr  zwar  für  die  schon  so 
häufig  und  jetzt  neuerdings  bewiesene  Huld,  sagten  aber  dann  unter  an- 
derm:  „Sie  haben  mehrere  Tage  daran  gewendet,  die  Kräfte  und  das 
Vermögen  des  Landes  gewissenhaft  zu  erwägen,  um  zu  sehen,  inwieweit 
sie  das  Verlangen  ihrer  huldvollen  Königin  erfüllen  dürften.  Aber  ob- 
wol  sie  die  Nothwendigkeit,  ein  starkes  Heer  zu  unterhalten,  anerkennen, 
auch  mit  derselben  Bereitwilligkeit  ihrer  geliebten  Königin  neue  Beweise 
jener  Treue  zu  geben  wünschen ,  mit  welcher  sie  ihr  bei  ihrer  Thron- 
besteigung Leben  und  Blut  angeboten  haben:  so  fanden  sie  dennoch,  daß 
theils  die  Nachwehen  der  Unterjochung  durch  die  Türken,  theils  mehr- 
jährige Elementarschäden  und  schlechte  Ernten,  theils  die  Stockung  des 
Handels,  welchen  zum  größten  Nachtheile  Ungarns  das  neuerlich  einge- 
führte österreichische  Zollsystem  und  das  darauf  gegründete  Monopol 
der  wiener  Handelsleute  gänzlich  in  Fesseln  gelegt  haben,  das  Land  viel 
zu  sehr  erschöpft  und  seine  Erwerbsquellen  verstopft  haben,  als  daß  sie 
dem  Verlangen  Ihrer  Majestät  entsprechen  könnten.  Sie  bitten  daher, 
Ihre  Majestät  möge  diesen  Uebeln  abhelfen,  welche  sie  bei  der  Unter- 
breitung der  Landesbeschwerden  ausführlicher  vortragen  werden.  Denn 
ihretwegen  schwindet  der  Wohlstand  so  sehr  und  nimmt  die  Armuth 
dermaßen  zu,  daß  man  befürchten  muß,  es  werde,  wenn  dem  Volke  nicht 
ausgiebigere  Erwerbsquellen  geöffnet  werden,  sogar  die  Eintreibung  der 
bisherigen  Steuern  unmöglich  sein." 

Die  Königin  nahm  die  ablehnende  Antwort  des  Reichstags  ungnädig 
auf,  sagte  dem  Palatin,  den  Ständen  sei  die  Verweigerung  der  Steuer- 
erböhung  gewiß  nicht  so  schwer  gefallen,  als  ihr  die  Nothwendigkeit,  sie 
zu  verlangen,  und  erklärte  in  dem  Rescript  vom  G.  Juni,  daß  die  drin- 
gendsten Bedürfnisse  der  Monarchie  sie  zwingen,  bei  der  Forderung  der 
angegebenen  Summe  zu  beharren.  Die  Magnaten,  besonders  jene,  die 
dem  Hofe  näher  standen  und  denen  die  Gunst  der  Königin  über  alles 
ging,  entschuldigten  ihre  Zustimmung  zu  der  Adresse  des  Unterhauses 
mit  der  Absicht,  den  langwierigen  Unterhandlungen  vorzubeugen,  zu  de- 
nen ihr  Widerspruch  Veranlassung  gegeben  hätte,  und  versprachen,  nicht 
nur  ihrerseits  eine  den  Wünschen  Ihrer  Majestät  angemessene  Erhöhung 
der  Steuern  zu  bewilligen,  sondern  deren  Bewilligung  auch  durch  die 
Stände  zu  betreiben.  Bei  der  Ständetafel  verursachte  das  Rescript,  das 
im  Fordern  bestimmt,  im  Gewähren  aber  zweideutig  lautete,  tiefes  Mis- 
vergnügen.  Während  der  Verhandlungen  über  dasselbe  am  11.  Juni  und 
den  folgenden  Tagen  kam  es  zu  heftigen  Debatten,  wobei  der  Personal, 
die  Beisitzer  der  königlichen  Gerichtstafel  und  die  Abgeordneten  der 
Kapitel  mit  großem  Eifer  für  die  Bewilligung  eines  beträchtlichen  Zu- 
schlags zu  der  bisherigen  Steuer  sprachen,  und  einer  der  letztern  vor- 
schlug, wenn  die  ganze  geforderte  Summe  das  Volk  zu  schwer  belaste. 
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der  Königin  docli  wenigstens  400000  Gulden  anzubieten,  was  die  Kräfte 
Ungarns  sicher  nicht  übersteige.  Dagegen  erhoben  die  Abgeordneten 
der  Comitate  entschiedenen  Widerspruch,  und  die  große  Mehrheit  be- 
schloß, ehe  man  über  die  Steuer  berathe,  müssen  zuerst  die  Landesbe- 
schwerden in  Verhandlung  genommen,  der  Königin  unterbreitet  und  ihre 
Antwort  abgewartet  werden,  damit  man  wisse,  um  wie  viel  die  Steuer 
erhöht  werden  könne;  denn  was  würde  durch  Erhöhung  derselben  er- 
reicht, wenn  die  Kraft  des  Volks,  das  die  jetzigen  Abgaben  kaum  zu 
zahlen  vermöge,  nicht  vermehrt  würde?  Mittlerweile  waren  jene  Be- 
schwerden, die  sich  auf  die  Hindernisse  der  materiellen  Wohlfahrt  be- 
zogen, ausgearbeitet  worden,  und  wurden  am  17.  Juni  mit  der  Antwort 
auf  das  Rescript  der  Königin  überreicht.  Stockung  des  Handels,  Mangel 
an  Absatz  der  Naturproducte  und  deren  geringer,  an  Werthlosigkeit 
grenzender  Preis  gaben  die  Stände  als  Ursachen  der  zunehmenden  Ver- 
armung Ungarns  an.  Diese  sind  aber,  sagten  sie,  die  Folge  der  hohen 
Zölle,  die  von  ungarischen  Naturproducten  an  den  österreichischen  Gren- 
zen erhoben  werden,  und  der  Hindernisse,  welche  deren  Vertrieb  ins  Aus- 
land sperren.  So  wird  die  Ausfuhr  ungarischen  Hornviehes  über  Oester- 
reich  nach  Deutschland  nicht  gestattet,  damit  den  österreichischen  Vieh- 
händlern und  Metzgern  der  Alleinhandel  rtiit  demselben  zufalle.  Venedig 
bezieht  nicht  mehr  aus  Ungarn  sein  Schlachtvieh,  seitdem  diesem  der 
nächsteWeg  dorthin  verschlossen,  und  dessen  Ausfuhr  durch  vorgeschrie- 
bene weite  Umwege  und  hohe  Zölle  erschwert  worden  war.  Dagegen 
wird  eine  Menge  von  Hornvieh  aus  der  Türkei  über  die  Grenzen  Un- 
garns gelassen,  um  den  Preis  des  hiesigen  herabzudrücken  und  den  Erb- 
landen wohlfeiles  Fleisch  zu  verschaffen.  Auf  dieselbe  Weise  werden 
auch  der  Wein,  das  Getreide  und  die  Wolle  Ungarns  bei  der  Ein-  und 
Durchfuhr  in  Oesterreich  behandelt.  Dos  Weinhandels  nach  Polen  aber 
haben  sich  Juden  bemächtigt,  die  denselben  durch  Verfälschung  der 
Weine  ruiniren.  Fernere  Beschwerden  waren:  Die  Kleider  und  andere 
Gegenstände  für  das  Militär  läßt  man  nie  in  Ungarn  verfertigen,  uner- 
achtet  sie  hier  besser  und  wohlfeiler  hergestellt  werden  könnten.  Das 
Volk  wird  durch  Einquartierung  und  durch  unentgeltliche  Zufuhren  fijr 
die  häufigen  Uebungslager  übermäßig  belastet.  In  der  Antwort  auf  das 
Rescript  erklären  die  Stände,  daß  sie  das  Aeußerste  thun  wollen,  um 
dem  Verlangen  der  Königin  zu  entsprechen,  daß  sie  aber  auch  hoffen, 
Ihre  Majestät  werde  den  Beschwerden  Ihrer  treuen  Ungarn  abzuhelfen 
geruhen.  Dieser  Erklärung  gemäß  bewilligten  die  untern  Stände  schon 
am  21.  Juni  300000  Gulden,  jedoch  unter  der  Bedingung,  daß  die  Kö- 
nigin ihre  Beschwerden  abstelle  und  die  Lasten  des  Volkes  vermindere, 
namentlich  die  unentgeltlichen  Fuhren  und  die  Heuabgabe  für  das  Mili- 
tär abschaffe.  Da  aber  die  Magnaten  auf  Bewilligung  einer  größern 
Summe  ohne  Ausbedingung  von  Gegenzugeständnissen  drangen,  der 
Palatin  und  andere  Staatsbeamten  die  einzelnen  Mitglieder  der  untern 
Tafel  auf  jede  Art  zum  Nachgeben  und  Eingehen  auf  die  Wünsche  der 
Königin  zu  bestimmen  suchten,  wurden  von  den  Ständen  später  500000, 
endlich  am  15.  Juli  infolge  eines  zweiten  Rescripts,  als  Ersatz  für  die 
Abschaffung  der  Fuhren  und  Ileulieferungen  noch  200000  Gulden  ange- 
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boten  und  von  Maria  Theresia  angenommen,  die  vor  iliren  Vertrauten 
äußerte,  die  auf  3,200000  Gulden  erhöhte  Steuer  sei  für  Ungarn  fast 
mehr  als  genug.  Für  eine  Monarchin,  deren  hoher  Sinn  gepriesen  wird, 
war  es  eben  nicht  ehrenvoll,  von  einem  Volke,  das  für  sie  so  viel  gethan 
hatte,  um  die  Hälfte  mehr  zu  fordern,  als  dieses  nach  ihrem  eigenen  Ge- 
ständnisse erschwingen  konnte,  und  mit  sich  handeln  zu  lassen.  Dagegen 
schließen  die  Acten  des  Reichstags  den  Bericht  über  die  Erhöhung  der 
Steuer  mit  dem  Ausrufe:  „Gott  wolle  das  arme  steuernde  Volk  unter- 
stützen und  segnen ,  damit  es  diese  Vermehrung  der  ihm  schon  früher 
auferlegten  Lasten  zu  tragen  vermöge!  Hieraufsind  die  "Wünsche  und 
Gebete  aller  gerichtet."  Aber  die  Last  des  armen  steuernden  Volkes 
durch  Uebernahme  eines  Theils  derselben  zu  erleichtern,  kam  den  selbst- 
süchtigen, auf  ihre  Steuerfreiheit  stolzen  Ständen  nicht  in  den  Sinn,  un- 
erachtet  ihnen  ihre  Standesgenossen  der  österreichischen  und  böhmischen 
Länder  hierin  mit  gutem  Beispiele  vorangegangen  waren. 

Am  17.  Juli  reichte  der  Reichstag  der  Königin  die  übrigen  mittler- 
weile zusammengestellten  Landesbeschwerden  ein,  von  denen  sammt  den 
schon  früher  eingereichten  67  von  Ungarn  überhaupt,  13  von  den  könig- 
lichen Freistädten  insbesondere,  37  von  Kroatien  und  Slawonien  erhoben 
wurden.  Während  die  Stände  dem  schwierigen,  wegen  Selbstsucht  und 
Parteilichkeit  auch  verdrießlichen  Geschäfte  oblagen,  die  Steuern  auf 
die  Gespanschaften  und  Bezirke  deren  Vermögensstande  und  Leistungs- 
fähigkeit angemessen  zu  vertheilen  und  auszuwerfen,  begab  sich  Maria 
Theresia  zu  dem  Uebungslager  auf  dem  Räkos  bei  Pest  und  zur  Besich- 
tigung des  im  Bau  begriffenen  königlichen  Palastes  zu  Ofen,  wo  sie  mit 
ihrem  Gemahl,  dem  Kaiser,  der  die  ßergstädte  bereist  hatte,  zusammen- 
traf. Beide  verweilten  vom  8. — 13.  August  in  Pest,  wo  ihnen  zu  Ehren 
für  den  damaligen  Zustand  der  Stadt  so  glänzende  Festlichkeiten  ver- 
anstaltet wurden,  daß  die  Königin  als  Erwiderung  derselben  allen  Mit- 
gliedern des  Stadtrathes  den  Adel  verlieh.  Am  10.  und  11.  August  war 
das  kaiserliche  Paar  zum  Besuch  beim  Grafen  Grazalkovics,  der  die 
hohen  Gäste  in  seinem  von  ihm  erbauten  großartigen  gödöllöer  Castell 
mit  einer  Pracht  aufnahm,  welche  die  Herren  und  Damen  des  Hofs  in 
Staunen  über  den  Reichthum  und  Geschmack  des  Wirthes  versetzte,  der 
sich  vom  bettelnden  Studenten  so  hoch  emporgearbeitet  hatte.  Nach 
Preßburg  zurückgekehrt,  gab  Maria  Theresia  vermittels  Rescripts  einen 
Bescheid  auf  die  Landesbeschwerden,  der  den  gehegten  Erwartungen 
nicht  entsprach  und  mit  lautem  Misvergnügen  von  den  Ständen  vernom- 
men wurde.  Die  Mehrheit  fand  darin  nichts,  was  der  Einverleibung  in 
die  Gesetze  werth  sei,  und  verweigerte  dieselbe.  Die  Königin  beschwich- 
tigte die  Aufregung  durch  ein  abermaliges  Rescript,  in  welchem  sie  ver- 
sprach, zur  Förderung  der  Ausfuhr  ungarischer  Naturproducte  Handels- 
verträge mit  Venedig  und  Baiern  zu  schließen ,  wie  auch  anzuordnen, 
daß  die  erbländischen  Regierungsstellen  sich  mit  der  ungarischen  Statt- 
halterei  über  eine  für  Ungarn  günstige  Aenderung  der  in  den  Erblanden 
bestehenden  Zölle  und  Handelsgebräuche  verständigten. 

Neuen  Anlaß  zur  Unzufriedenheit  und  zu  äußerst  stürmischen  Ver- 
handlungen gab  Maria  Theresia  durch  das  Verlangen,  Komorn,  Raab, 
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Zombor  und  Neusatz,  denen  sie,  ohne  den  Reichstag  zu  befragen,  eigen- 
mächtig die  Privilegien  königlicher  Freistädte  verliehen  hatte,  als  solche 
in  die  Gesetzartikel  einzutragen,  was  kraft  bestehender  Gesetze  erforder- 
lich war,  damit  deren  neuer  Rang  bestätigt  und  ihnen  die  Reichsstand- 
schaft mit  Sitz  und  Stimme  an  der  Untern  Tafel  verliehen  werde.  Darin, 
daß  dieses  Recht  auf  einmal  vier  Städten  ertheilt  werden  sollte,  erkannten 
die  Stände  nicht  ohne  Grund  die  Absicht,  die  Zahl  der  der  Regierung 
unbedingt  ergebenen  Mitglieder  der  Untern  Tafel  zu  vermehren  und  mit 
ihrer  Hülfe  durchzusetzen  was  sie  wolle.  Denn  die  Städte  standen  in 
großer  Abhängigkeit  von  der  Statthalterei  und  in  noch  größerer  von  der 
Kammer;  ihre  Abgeordneten  zum  Reichstag  wurden  seit  längerer  Zeit 
nicht  mehr  wie  früher  von  der  Bürgerschaft,  sondern  vom  äußern  und 
innern  Rathe  gewählt  und  mit  Instructionen  versehen.  Der  erstere  aber, 
der  die  Gesammtheit  der  Bürger  vertreten  sollte,  war  eine  Körperschaft, 
die  sich  auf  den  Dreiervorschlag  eines  königlichen  Commissars  selbst 
ergänzte,  und  den  innern  Rath  oder  Magistrat  auf  einen  ebensolchen 
Vorschlag  für  Lebenszeit,  den  Stadtrichter  und  die  andern  Beamten  für 
die  Zeit  von  einer  Magistratserneuerung  bis  zur  andern  wählte.  Die  Ab- 
legaten  der  Gespanschaften  behaupteten  also ,  der  König  habe  nicht  das 
Recht,  aus  eigener  Macht  neue  Freistädte  zu  schaffen  und  dadurch  das 
Zahlenverhältniß  zwischen  ihnen  und  den  Abgeordneten  anderer  Körper- 
schaften zu  ändern.  Auch  wäre  es,  sagten  sie,  eine  Herabsetzung  der 
Gespanschaften,  wenn  die  Abgeordneten  der  Städte,  deren  jede  nur  eine 
adeliche  Person  vorstellt,  mit  der  Zeit  ebenso  viele  Stimmen  besäßen  als 
sie,  die  den  Adel  einer  ganzen  Gespanschaft  verträten.  Ferner  führten 
sie  an,  daß  durch  die  Vermehrung  der  königlichen  Freistädte  vermöge 
deren  Privilegien  die  Zahl  der  Steuernden  vermindert  und  dem  übrigen 
steuernden  Volke  eine  größere  Last  von  Abgaben  und  Leistungen  auf- 
gebürdet werde.  Dem  allen  zufolge  erklärten  sie:  nachdem  Ihre  Majestät 
die  Freibriefe  für  die  vier  Städte  ohne  Zuziehung  des  Reichstags  schon 
ausgefertigt  hat,  so  wollen  sie  zwar  die  Inarticulirung  derselben  zugeben, 
jedoch  mit  dem  Vorbehalt,  daß  diesen  Städten  die  Rechte  der  Reichs- 
standschaft und  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  nicht  ertheilt  werde, 
und  daß  ihre  Bürger  zur  Leistung  der  Vorspanne  und  Tragung  anderer 
öffentlicher  Lasten  verpflichtet  bleiben.  Misliebig  ward  auch  ein  zweites 
Verlangen  der  Königin,  einem  Baron  Toussaint  und  ihrem  Cabinetssecre- 
tär,  Baron  Koch,  das  Indigenat  zu  ertheilen,  aufgenommen.  Die  Mag- 
naten erhoben  weder  gegen  die  Inarticulirung  der  neu  geschaffenen  Frei- 
städte noch  gegen  das  Indigenat  der  beiden  Ausländer  Einwendungen, 
denn  die  Wünsche  der  Königin  zu  erfüllen ,  war  die  oberste  Regel  ihres 
Verhaltens. 

Maria  Theresia  fühlte  sich  durch  den  Widerstand ,  auf  den  ihre  An- 
träge bei  der  Ständetafel  stießen,  tief  verletzt,  denn  sie  forderte  Gehor- 
sam, und  war  gewohnt  ihn  zu  landen.  Am  24.  August  zeigte  sie  dem 
Palatin  an,  daß  sie  am  morgenden  Tag  den  Reichstag  schließen  und  vooS 
Preßburg  abreisen  werde.  Die  Drohung  sollte  die  Stände  nachgiebig 
machen,  regte  sie  aber  noch  mehr  auf.  In  heftigen  Reden  beschwerten 
sie  sich,  daß  ihnen  Zwang  angethan  und  die  Freiheit  der  Gesetzgebung 
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beschränkt  werde.  Die  Kühnsten  wollten,  daß  sich  der  Reichstag,  ohne 
ein  Gesetz  zu  bringen,  auflöse;  weniger  Entschiedene  schlugen  vor,  die 
Königin  durch  eine  Deputation  bitten  zu  lassen,  daß  sie  ihre  Abreise  um 
einige  Tage  verschiebe.  Die  Magnaten  behaupteten,  die  eigenmächtige 
Auflösung  des  Reichstags  durch  sich  selbst  sei  gesetzwidrig,  die  Entsen- 
dung einer  Deputation  ungeziemend ;  man  möge  es  dem  Palatin  über- 
lassen ,  das  längere  Verbleiben  der  Königin  am  Orte  des  Reichstags  zu 
erwirken,  und  ihrer  Meinung  pflichtete  auch  die  Mehrheit  der  Stände  bei. 
Hierauf  legte  der  Vicepalatin  dem  Unterhause  die  Inarticulirung  der  vier 
Freistädte  und  das  Indigenat  der  genannten  zwei  Barone  zur  Abstim- 
mung vor.  Durch  Ausruf  stimmten  die  Adelsdeputirten  dagegen,  die  Ab- 
legaten  der  Kapitel  und  Städte  dafür,  und  der  Vorsitz  ei-klärte  beide 
Vorschläge  für  durch  Stimmenmehrheit  angenommen.  Gegen  die  Ver- 
gewaltigung durch  eine  derartige  und  überdies  fragliche  Mehrheit  pro- 
testirten  die  Abgeordneten  der  Gespanschaften  und  die  meisten  von  ihnen 
verließen  den  Sitzungssaal.  Tags  darauf  ward  gemeldet,  die  Königin 
habe  auf  Bitten  des  Palatins  ihren  Aufenthalt  in  Preßburg  um  zwei  Tage 
verlängert,  binnen  welcher  die  gebrachten  Gesetze  redigirt  und  ihr  zur 
Bestätigung  unterbreitet  werden  sollen.  Die  Comitatsdeputirten  be- 
harrten  bei  ihrem  Widerspruch  gegen  ein  Gesetz  über  die  Inarticulirung 
der  vier  Städte,  welches  diesen  die  Reichsstandschaft  verleihen  würde, 
obgleich  der  Kanzler  Nädasdy  ihnen  ernstlich  zu  bedenken  gab,  daß  der 
diesen  Städten  ertheilte  Freibrief  ohne  tiefe  Herabsetzung  des  könig- 
lichen Ansehens  nicht  zurückgenommen  werden  könne,  und  deshalb  in 
die  Gesetzartikel  unausbleiblich  aufgenommen  werden  müsse.  Hierauf 
erhielt  der  Palatin  am  2G.  August  ein  Schreiben,  in  welchem  die  Königin 
ihr  Misfallen  über  das  Betragen  der  Stände  in  scharfen  Ausdrücken 
äußerte.  Indem,  schrieb  sie,  die  Stände  die  Privilegien  und  Rechte,  die 
wir  den  Städten  Koraorn,  Raab,  Zombor  und  Neusatz  verliehen  haben, 
durch  Verhinderung  ihrer  Inarticulation  ungültig  machen  wollen,  greifen 
sie  unser  königliches  Recht  und  Ansehen  rücksichtslos  an ;  ein  solches 
Benehmen  ist  noch  keinem  König  widerfahren,  und  haben  wir  nach  so 
vielen  Beweisen  der  Huld  am  wenigsten  erwartet.  Nun  wurden  die 
widerstrebenden  Stände  vom  Kanzler  Nädasdy  und  dem  Personal,  von 
den  geistlichen  und  weltlichen  Magnaten  und  von  der  Regierungspartei 
ihres  Hauses  beschworen,  sich  in  den  entschieden  ausgesprochenen  Willen 
der  Königin  zu  fügen.  Es  war  10  Uhr  abends  geworden,  als  sie  noch 
immer  nicht  nachgaben;  aber  von  langem  Kampfe  ermüdet  und  von  der 
Fruchtlosigkeit  fernem  Widerstandes  überzeugt,  erklärten  sie  endlich, 
da  man  sie  von  allen  Seiten  dränge  und  in  der  freien  Uebung  ihres 
Rechts,  Gesetze  zu  bringen,  hindere,  so  weichen  sie  zurück;  die  Regie- 
rung möge  thun  was  ihr  beliebe,  und  Gesetze  nach  ihrem  Gefallen  machen. 
Die  Magnaten  im  Verein  mit  der  Regierungspartei  des  Unterhauses 
eilten,  das  von  den  Ständen  geräumte  Feld  der  Gesetzgebung  einzuneh- 
men. Noch  in  derselben  Nacht  wurden  die  einundvierzig  Gesetzartikel 
des  Reichstags  redigirt,  und  am  folgenden  Tage,  den  27.  August,  der 
Königin  zur  Bestätigung  vorgelegt. 

Wiewol  Maria  Theresia  alles,  was  sie  wünschte,  erreicht  hatte,  unter- 
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drückte  sie  doch  den  Groll  nicht,  den  sie  über  den  erfahrenen  Wider- 
spruch empfand.  Als  die  Stände  vor  ihr  erschienen,  um  die  bestätigten 
Gesetze  zu  empfangen  und  sich  von  ihr  zu  verabschieden,  entließ  sie 
dieselben  mit  einer  Thronrede,  die  gewaltig  von  der  1741  gehaltenen 
abstach.  Sie  sagte  darin  unter  anderm  mit  scharfer  Stimme:  „Wir  er- 
warteten mehr  Vertrauen  und  Bereitwilligkeit  von  der  ungarischen,  von 
uns  geliebten  und  bevorzugten  Nation,  der  wir  mehr  Beweise  mütter- 
lichen Wohlwollens  gegeben  haben  als  unsern  andern  Völkern.  Trachtet 
also  unsere  reichstäglichen  Beschlüsse  und  was  euch  aufgetragen  ist,  zu 
vollstrecken  und  zu  verdienen ,  daß  wir  euch  unsere  Gnade  wieder  zu- 
wenden," Der  Widerspruch,  auf  den  ihre  Forderungen  gestoßen  waren, 
flößte  ihr  solchen  Widerwillen  gegen  Reichstage  ein,  daß  sie  während 
der  nächsten  elf  Jahre  keinen  abhielt,  und  eigenmächtig  durch  die  Hof- 
kanzlei und  Statthalterei  selbst  das  entschied,  anordnete  und  ausführte, 
wozu  sie  der  Constitution  gemäß  des  Beiraths  und  der  Zustimmung  des 
Reichstags  bedurft  hätte,  wovon  jedoch  später  die  Rede  sein  wird.* 

Maria  Theresia  hatte  bei  dem  eifrigen  Streben,  die  Staatseinkünfte 
zu  vermehren,  die  Kriegsmacht  zu  verstärken  und  die  monarchische  Ge- 
walt zu  erweiterrn,  besonders  ei  n  Ziel,  die  Rückeroberung  Schlesiens,  vor 
Augen.  Zu  diesem  Ziele  sollte  auch  eine  gänzliche  Aenderung  der  bis- 
herigen Politik  ihres  Hauses  führen,  die  Lossagung  von  den  Seemächten, 
den  alten  Verbündeten,  und  die  Allianz  mit  Frankreich,  dem  seit  mehr 
1749  als  200  Jahren  feindlichen  Rivalen  desselben.  Im  März  1749,  berichtet 
Arneth^,  befahl  die  Kaiserin  den  Mitgliedern  der  Conferenz  (des  Mini- 
steriums), schriftlich  ihre  Meinungen  über  das  System  der  äußern  Politik 
darzulegen ,  welches  Oesterreich  von  nun  an  zu  befolgen  habe.  Der 
Kaiser  selbst  empfahl  in  einer  Denkschrift  vom  18.  März,  an  dem  Bünd- 
nisse mit  den  Seemächten  festzuhalten,  das  Rußlands  zu  suchen,  Frank- 
reich zu  schonen,  und  Preußen  nicht  zu  abermaligen  Feindseligkeiten  zu 
reizen.  In  mehr  oder  weniger  gleichem  Sinne  sprachen  sich  auch  die 
meisten  Conferenzmitglieder  aus,  Graf  Ulfeid,  seit  Sinzendorff's  Tode 
Staatskanzler  und  Minister  des  Auswärtigen,  Rudolf  Colloredo,  Kanzler 
des  deutschen  Reichs,  Joseph  Khevenhüller,  Oberstkämmerer,  Friedrich 
Harrach,  böhmischer  Kanzler,  und  Hofrath  Bartenstein.  Kaunitz,  der  seit 
dem  Abschluß  des  Friedens  von  Aachen  Mitglied  der  Conferenz  war,  er- 
klärte in  seinem  sehr  ausführlichen  Gutachten:  „Das  politische  System 
muß  geändert  werden,  denn  der  Verlust  Schlesiens  läßt  sich  nicht  ver- 
schmerzen; es  ist  jedoch  nicht  genug,  blos  das  Verlorene  wiederzugewin- 
nen, sondern  man  muß  auch  die  Macht  Preußens  brechen.  Da  aber  die 
Macht  des  preußischen  Königs  derjenigen  der  Kaiserin  überlegen  ist, 
dürfe  man  keinen  Krieg  mit  ihm  anfangen,  ohne  sich  zuvor  durch  Bünd- 
nisse so  verstärkt  zu  haben,  daß  der  günstige  Erfolg  gesichert  sei.  Von 
den  Seemächten  ist  jedoch  auf  keinen  Beistand  wider  ihn  zu  rechnen; 
auf  Rußland,  wo  ein  Todesfall  oder  die  wechselnde  Laune  der  Kaiserin 
einen  gänzlichen  Umschwung  der  jetzigen  uns  freundlichen  Gesinnungen 

1  Acten   und   Diarien    des   Reichstags   von   1751.     Arneth ,   a.  a.  0.,   IV.' 
2  Maria  Theresia,  IV,  '271  fg. 
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bewirken  kann,  darf  man  sich  nicht  verlassen;  die  kleinern  Staaten  und 
die  Fürsten  Deutschlands  sind  theils  schwach,  theils  unzuverlässig;  es 
bleibt  daher  Frankreich  allein  übrig,  dessen  Allianz  man  gewinnen  muß, 
um  den  großen  Zweck  zu  erreichen.  Das  ist  zwar  sehr  schwierig,  aber 
nicht  unmöglich,  und  gerade  jetzt  der  Zeitpunkt  dazu  geeignet.  Zur  Aus- 
führung des  Plans  muß  ohne  Zögern  geschritten  werden."  Das  Gutachten 
eines  jeden  wurde  den  andern  Conferenzräthen  mitgetheilt,  damit  sie 
sich  darüber  abermals  schriftlich  äußerten.  Der  Kaiser  sprach  sich  gegen 
das  Froject  des  Grafen  Kaunitz  aus.  Die  andern  meinten,  die  Allianz 
mit  Frankreich  sei  zwar  wünschenswerth,  aber  wegen  dessen  feindseliger 
Gesinnung  kaum  erreichbar.  Der  Feldmarschall  Batthyäny,  der  erst  da- 
mals aus  Belgien  zurückgekehrt  war,  rieth  zur  größten  Vorsicht,  falls 
man  sich  in  Unterhandlungen  mit  Frankreich  einließe,  denn  man  könnte 
getäuscht  werden  und  darüber  die  bisherigen  Alliirten  verlieren.  Maria 
Theresia  selbst  hielt  mit  ihrer  Entscheidung  zurück.  Diese  Vorgänge, 
sagt  Arneth,  widerlegen  die  Behauptung,  die  von  den  meisten  Histori- 
kern ausgesprochen  wird,  daß  der  von  Kaunitz  entworfene,  von  Maria 
Theresia  angenommene  Plan  einer  Allianz  mit  Frankreich  und  die  zu 
dessen  Verwirklichung  geführten  Unterhandlungen  jahrelang  vor  dem 
Kaiser  und  den  Ministern  geheim  gehalten  wurden.  Aber  dadurch,  daß 
ihnen  das  Kaunitz'sche  Project  zur  Begutachtung  mitgetheilt  wurde,  folgt 
noch  keineswegs,  daß  sie  auch  von  dessen  Annahme  durch  die  Monarchin 
und  von  den  Unterhandlungen  Kenntniß  erhielten  und  durch  die  An- 
kündigung des  mit  dem  Erbfeinde  abgeschlossenen  Bündnisses  nicht 
völlig  überrascht  wurden.  Schickten  doch  die  Gesandten  am  franzö- 
sischen Hofe,  Kaunitz  und  Starhemberg,  welche  dort  die  Angelegenheit 
betrieben,  ihre  Berichte  nicht  an  den  Minister  des  Auswärtigen,  Ulfeid, 
sondern  an  den  Cabinetssecretär  Koch,  der  das  vollste  Vertrauen  seiner 
Herrin  besaß.  Und  außer  den  wichtigsten  politischen  Rücksichten  for- 
derte auch  die  Art,  wie  die  Sache  auf  Schleichwegen  betrieben  wurde, 
daß  sie  bis  zu  ihrem  Gelingen  ein  tiefes  Geheimniß  bleibe.^ 

Der  Punkt,  um  den  sich  damals  die  Politik  Oesterreichs  drehte,  war 
also  die  Rückeroberung  Schlesiens  und  die  Schwächung,  womöglich  Zer- 
trümmerung Preußens  im  Bunde  mit  Frankreich  und  andern  Mächten. 
Darum  sollte  Rußland  bei  dem  Bündniß  von  1746  (s.  oben  S.  337)  fest- 
gehalten werden,  in  dessen  viertem  geheimen  Separatartikel  Maria  The- 
resia und  Elisabeth  einander  60000  Mann  Hülfstruppen  zu  stellen  sich 
verpflichteten,  wenn  der  König  von  Preußen  die  Staaten  der  einen  oder 
andern  Kaiserin  angreifen  sollte.^  Dieser  Vorbehalt  hatte  bei  dem  Hasse 
Elisabeth's  und  ihres  Kanzlers,  Bestuschew,  gegen  Friedrich  II.  nicht  viel 
zu  bedeuten,  man  durfte  auch  dann  auf  ihren  Beistand  rechnen,  wenn 
man  ihn  angriffe.  Großbritannien  wurde  eingeladen,  dem  Bündniß  mit 
Rußland  beizutreten.  König  Georg  H.  erklärte  seinen  Beitritt  zu  allen 
Punkten  desselben  mit  Ausnahme  des  vierten  gegen  Preußen  gerichteten 

k'  Die  hierauf  bezüglichen  Schriftstücke  bei  Arneth,  IV,  Anhang.  Vgl. 
Schlosser,  Weltgeschichte,  Ausgabe  von  1854,  XVI,  238.  —  ^  Bei  Arneth, 
;■"■ 


358  Drittes  Buch.     Zweiter  Abschnitt. 

Separatartikels,  und  garantirte  Maria  Theresia  den  Besitz  ihrer  säramt- 
licheu  Staaten.  In  der  Absicht,  Frankreichs  Einfluß  auf  Deutschland  zu 
schwächen  und  Oesterreich  zu  stärken,  schlug  er  Maria  Theresia  vor, 
ihren  erstgeborenen  Sohn  Joseph  zum  römischen  König  wählen  zu  lassen. 
Um  die  Wahlstimmen  zu  erkaufen ,  wollte  England  das  Geld  hergeben, 
und  solle  die  Kaiserin  andere  Opfer  bringen.  Die  Sache  scheiterte  an 
der  unersättlichen  Habsucht  deutscher  Kurfürsten  und  an  dem  entschie- 
denen Widerspruche  Preußens  und  Frankreichs.'^ 

Je  weniger  auf  die  Hülfe  Englands  wider  Preußen  zu  rechnen  war, 
desto  mehr  ward  Maria  Theresia  in  dem  Entschlüsse  bestärkt,  das  Bünd- 
niß  mit  Frankreich  zu  suchen.  Der  französische  Hof  hatte  zwar  eben 
erst  durch  den  Widerspruch  gegen  die  Wahl  ihres  Sohnes  zum  römischen 
König  und  durch  die  frostige  Aufnahme  ihres  Geschäftsträgers,  dem  der 
König  keine  förmliche  Audienz  bewilligte,  seine  tief  gewurzelte  Abnei- 
gung gegen  Oesterreich  bewiesen.  Das  machte  aber  die  Kaiserin-Königin 
in  ihrem  Entschlüsse  nicht  wankend.  Sie  nahm  den  französischen  Ge- 
schäftsträger mit  zuvorkommender  Artigkeit  auf,  und  äußerte  vor  ihm 
unverhohlen  den  Wunsch,  in  ein  freundschaftliches  Verhältniß  mit  seinem 
Hofe  zu  treten.  Als  bald  darauf  beide  Höfe  Gesandte  höhern  Ranges 
einander  schicken  sollten,  ließ  sich  Kaunitz  zum  Gesandten  am  fran- 
zösischen ernennen,  um  selbst  für  die  Verwirklichung  dessen  thätig  zu 

1750  sein,  was  er  ersonnen  hatte,  und  ging  am  4.  October  1750  nach  Paris 
ab.  Um  dieselbe  Zeit  traf  auch  der  französische  Gesandte,  Marquis 
Hautefort,  in  Wien  ein,  der  schon  dadurch  gewonnen  war,  daß  ihm  Kau- 
nitz unter  dem  Vorwande,  der  Marquis  sei  ihm  an  Rang  nicht  gleich,  den 
höchsten  Orden  Frankreichs  verschafft  hatte.  Maria  Theresia  gewann 
den  eiteln  Mann  vollends  durch  einen  glänzenden  Empfang  und  durch 
wohlberechnete  Offenheit,  mit  der  sie  sich  vor  ihm  über  ihre  politischen 
Plane  äußerte,  sodaß  er  die  günstigsten  Berichte  über  ihre  und  des  wiener 
Hofes  Gesinnung  an  den  seinigen  schickte.  Einem  Staatsmanne  von  sol- 
chem Scharfsinn  und  solcher  Gewandtheit  wie  Kaunitz  konnte  es  nicht 
schwer  werden,  die  Menschen  und  Verhältnisse  am  Hofe  zu  Versailles 
zu  durchschauen  und  sich  beliebt  zu  machen.  Er  gewann  die  Gunst  Lud- 
wig's  XV.,  erwarb  wenigstens  für  seine  Person  die  Zuneigung  selbst  jener 
Minister,  die  Oesterreich  übel  wollten,  und  wußte  sich  besonders  bei  der 
Maitresse  des  Königs,  der  über  diesen  alles  vermögenden  Marquise  Pom- 
padour, in  Gunst  zu  setzen,  indem  er  ihr,  wie  er  in  einem  seiner  Berichte 
sagt,  „Aufmerksamkeiten  erwies,  weil  dieses  dem  König  angenehm  ist". 
Aber  die  Abneigung  der  einflußreichsten  Minister  und  Höflinge  gegen 
Oesterreich,  und  die  Ueberzeugung,  daß  der  König  von  Preußen  der 
nützlichste  und  zuverlässigste  Bundesgenosse  Frankreichs  sei,  waren  so 
fest  gewurzelt,  daß  er  sie  unerachtct  aller  diplomatischen  Kunst  und  der 
Unterstützung,  die  ihm  die  Pompadour  gewährte,  nicht  besiegen  konnte. 

1753  Als  er  nach  dritthalb  Jahren  im  April  1753  nach  Wien  zurückkehrte, 
um  als  Kanzler  an  die  Spitze  der  österreichischen  Regierung  zu  treten, 
hatte  er  so  wenig  ausgerichtet,  daß  er  die  Möglichkeit  des  Bündnisses 

»  Arneth,  IV. 
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mit  Frankreich  bezweifelte,  und  der  Kaiserin  zum  Anschluss  an  Eng- 
land rieth. 

Weil  aber  die  englische  Regierung  einerseits  abgeneigt  war,  zur  Er- 
niedrigung Preußens  mitzuwirken,  und  andererseits  für  den  bevorstehen- 
den Krieg  mit  Frankreich  von  Oesterreich  zu  viel  forderte  und  diesem 
zu  wenig  bewilligte,  kehrten  Maria  Theresia  und  Kaunitz  wieder  zu  dem 
Plane  des  Bündnisses  mit  Frankreich  zurück,  und  schickten  im  Januar 
1754  den  Grafen  Starhemberg  als  Gesandten  hin.  Starhemberg  besaß  1754 
die  für  diesen  Posten  erforderlichen  Eigenschaften,  und  war  von  Kaunitz, 
dem  er  längere  Zeit  in  Paris  Gesellschaft  geleistet,  in  dessen  Plane  und 
in  die  Verhältnisse  des  französischen  Hofs  eingeweiht  worden.  Er  ver- 
stand es,  die  Pompadour  zur  Thätigkeit  anzuspornen,  deren  Eitelkeit  es 
schmeichelte,  daß  die  Kaiserin  sich  um  ihre  Unterstützung  bewerbe,  und 
die  zugleich  große  Vortheile  für  sich  davon  hoffte,  daß  die  Politik  Frank- 
reichs durch  das  Bündniß  mit  Oesterreich  an  ihre  Person  geknüpft  werde 
und  sie  unentbehrlich  mache.  Sie  stimmte  den  König  für  dieses  Bünd- 
niß, entfernte  die  Gegner  desselben  von  ihren  Posten  oder  legte  ihnen 
wenigstens  Schweigen  auf,  und  brachte  ihre  Günstlinge  in  einflußreiche 
Stellen.  So  entstand  nach  und  nach  am  Hofe  zu  Versailles  eine  öster- 
reichische Partei,  und  die  Sache  nahm  imn  einen  solchen  Fortgang,  daß 
insgeheim  darüber  ernstlich  unterhandelt  wurde,  und  Starhemberg  er- 
wünschte Berichte  nach  Wien  schicken  konnte. 

Dennoch  würde  es  kaum  zum  Bündniß  gekommen  sein,  wenn  nicht 
der  Streit  Frankreichs  und  Englands  über  die  unermeßlichen,  damals 
noch  wüsten ,  aber  als  reiches  Jagdrevier  schon  wichtigen  Ländereien 
Nordamerikas  am  Ohio  und  Mississippi  1755  zum  förmlichen  Krieg  ge-  1755 
worden  wäre,  dessen  Ausdehnung  auf  Europa  sich  mit  Gewißheit  voraus- 
setzen ließ.  Hier  bedurfte  England  eines  Alliirten,  der  das  mit  ihm  ver- 
bündete Holland  und  Hannover,  das  Stammland  seines  Königs,  gegen 
die  Angriffe  Frankreichs  schütze.  Die  englische  Regierung  wandte  sich 
zuerst  an  Maria  Theresia;  von  ihr  kalt  abgewiesen,  schloß  sie  am  16.  Sep- 
tember mit  Rußland  einen  Vertrag,  damit  dieses  für  reichliche  Subsidien 
ein  Heer  zur  Vertheidigung  Hollands  und  Hannovers  in  Bereitschaft  setze, 
und  im  Januar  1756  Bündniß  mit  Preußen.  Die  Kunde  von  letzterm  1756 
Bündniß  machte  auf  den  französischen  Hof  tiefen  Eindruck;  man  sah  ein, 
daß  Friedrich  nicht  länger  als  zuverlässiger  Bundesgenosse  betrachtet 
werden  könne,  und  kam  den  Anträgen  Oesterreichs  entgegen,  welche 
Kaunitz  im  folgenden  Vertragsentwurfe  zusammengefaßt  hatte:  Endzweck 
des  Bündnisses  zwischen  Frankreich  und  Oesterreich  ist  die  Wieder- 
eroberang  Schlesiens  sammt  der  Grafschaft  Glatz  für  das  letztere,  und 
die  Einschränkung  Preußens  auf  den  Umfang,  den  es  vor  dem  Dreißig- 
jährigen Kriege  gehabt  hatte.  Damit  dieser  Endzweck  erreicht  werde, 
verpflichte  sich  Frankreich  zur  Stellung  einer  Armee  und  Zahlung  von 
Subsidien,  wogegen  Oesterreich  den  einen  Theil  seiner  Niederlande  dem 
Infanten  Don  Philipp  im  Tausche  für  Piacenza,  Parma  und  Guastalla 
überlassen,  den  andern  an  Frankreich  abtreten  wolle.  Rußland,  Spanien 
und  Neapel  sollen  in  das  Bündniß  hineingezogen  werden;  Schweden, 
Sachsen  und  Pfalz,  wenn  sie  sich  dem  Bündniß  anschließen,  die  Preußen 
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abgenommenen  Landestheile  erhalten.  Beim  Beginn  des  Kriegs  wird 
Oesterreich  den  französischen  Truppen  einige  Festungen  in  den  Nieder- 
landen einräumen,  die  Abtretung  der  Niederlande  aber  erst  dann  voll- 
ziehen, wenn  Schlesien  und  Glatz  wirklich  in  seinen  Besitz  gelangt  sind. 
Als  Beweggrund  zum  Bündniß  wurde  auch  die  Erhaltung  und  das  Wohl 
der  katholischen  Religion  hervorgehoben,  welche  durch  das  Bündniß 
der  protestantischen  Staaten,  namentlich  Preußens  und  Englands,  ge- 
fährdet werde.  Die  Pompadour  setzte  es  durch,  daß  der  Abbe  Bernis 
erkoren  wurde,  mit  Starhemberg  zu  unterhandeln.  Das  Verdienst  des 
Abbe,  spätem  Premierministers  und  Cardinais,  bestand  darin,  daß  er  der 
Marquise  die  Liebesbriefe  an  den  König  verfaßt  hatte  und  ihr  bei  ihren 
Intriguen  stets  bereitwillig  Dienste  leistete.  Die  Unterhandlungen  wur- 
den in  einem  abgelegenen  Landhause  mit  solcher  Heimlichkeit  geführt, 
daß  nur  zwei  Minister  davon  einige  Kenntniß  hatten.  Das  Ergebniß  der- 
selben waren  ein  Neutralitäts-  und  ein  Defensivvertrag,  die  am  1.  Mai 
1756  geschlossen  und  am  2.  Mai  1756  vom  König  in  Versailles  unterzeichnet 
wurden.  Ueber  das  eigentlich  beabsichtigte  Offensivbündniß  gegen 
Preußen  ward  kein  Vertrag  geschlossen,  weil  Ludwig  XV.  die  Zerstücke- 
lung der  preußischen  Monarchie  nicht  zugeben  und  noch  weniger  dazu 
mitwirken  wollte.  Auch  hielten  die  Urheber  und  Förderer  des  Bünd- 
nisses bei  dem  eigenen  guten  Willen  einen  schriftlichen  Vertrag  für  un- 
nöthig;  sei  einmal  Frankreich  mit  Oesterreich  verbunden  und  in  den 
Krieg  mit  Preußen  verwickelt,  meinten  sie,  so  werde  der  König  dem, 
was  geschehen  solle,  nicht  Grenzen  setzen  können.  Die  Sache  zu  Ende 
zu  führen,  blieb  der  Pompadour  und  Bernis  überlassen.  Starhemberg 
verlangte  daher  in  einem  Briefe  an  Kaunitz,  daß  der  Marquise,  „die  es 
verdient,  denn  ihr  haben  wir  alles  zu  verdanken",  nicht  blos  Artigkeiten, 
sondern  auch  etwas  gesagt  würde,  das  die  persönliche  Dankbarkeit  der 
Kaiserin  ausdrücke.  Der  Aufforderung  zufolge  schrieb  ihr  Kaunitz  am 
9.  Juni  einen  Brief,  der  von  seinen  Versicherungen  des  Dankes  und  der 
Hochachtung  überströmte,  und  die  W^orte  enthielt:  „Ich  darf  es  Ihnen 
nicht  verhehlen ,  daß  die  kaiserlichen  Majestäten  Ihnen  alle  die  Gerech- 
tigkeit widerfahren  lassen,  welche  Ihnen  gebührt,  und  daß  dieselben  für 
Sie  alle  die  Gefühle  hegen ,  die  Sie  nur  wünschen  können."  Daß  Maria 
Theresia  sich  so  tief  erniedrigt  habe,  der  Maitresse  Ludwig's  XV.  eigen- 
bändig zu  schreiben,  wie  allgemein  behauptet  wird,  leugnet  Arneth,  und 
leugnet  die  Kaiserin  selbst  in  dem  Briefe  vom  10.  October  1763  an  die 
Prinzessin  von  Sachsen.'  Da  sie  sich  aber  nicht  scheute,  die  Pompadour 
zu  den  Cabalen  zu  gebrauchen,  durch  die  das  Bündniß  mit  Frankreich 
zu  Stande  kam,  so  dürfte  es  ihr  auch  nicht  zu  viel  Ueberwindung  ge- 
kostet haben,  dem  schändlichen  Weibe  zu  schreiben.^ 

Die  Unterhandlungen  mit  Rußland ,  bei  denen  sich  Maria  Theresia 
häufig  der  Vermittelung  des  sächsisch-polnischen  Hofes  bediente,  hatten 
den  erwünschten  Erfolg,   Als  die  Zarin  Elisabeth  vernahm,  daß  England 

'  Adam  Wolf,  Aus  dem  Leben  Maria  Theresia's,  S.  343.  —  ^  Die  Ge- 
schichte des  Bündnisses  bei  Arneth,  a.  a.  0.,  IV,  263  bis  Ende,  für  Maria 
Theresia  sehr  parteiisch. 
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sich  mit  dem  von  ilir  unversöhnlich  gehaßten  König  von  Preußen  ver- 
bündet habe,  gerieth  sie  in  so  heftigen  Zorn,  daß  sie  den  erwähnten  Ver- 
trag mit  England  sogleich  kündigte,  und  den  mit  Maria  Theresia  1746 
geschlossenen  in  ein  Offensivbündniß  wider  Preußen  umzugestalten  und 
den  Krieg  zu  beginnen  bereit  war.  So  wurde  denn  verabredet,  die  Rü- 
stungen zu  beschleunigen,  um  im  nächstfolgenden  Jahre  die  Feindselig- 
keiten eröffnen  zu  können.  Bis  dahin  holFte  man  nämlich  in  Wien,  sich 
des  ausgiebigen  Beistandes  von  Frankreich  versichert  zu  haben.  Dem- 
zufolge versammelte  sich  eine  russische  Armee  um  Riga,  und  Oesterreich 
zog  in  Böhmen  Truppen  zusammen,  die  unter  den  Oberbefehl  des  Feld- 
marschalls Browne  gestellt  wurden. 


Ausbruch  des  Siebenjährigen  Krieges   1756.  1756 

Friedrich  konnte  schon  aus  diesen  Rüstungen  schließen,  daß  man 
etwas  gegen  ihn  im  Schilde  führe,  erhielt  aber  auch  auf  andern  Wegen 
von  den  geheimen  Planen,  die  zu  seinem  Sturze  betrieben  wurden,  wenn 
auch  nicht  vollständige,  so  doch  genügende  Kenntniß,  um  nicht  über- 
rascht zu  werden.  Er  hatte  nämlich  den  österreichischen  Gesandtschafts- 
secretär  Weingarten  zwei  Jahre  lang  in  seinem  Solde  gehabt;  der  eben- 
falls bestochene  sächsische  geheime  Kanzlist  Menzel  lieferte  seinem  Ge- 
sandten in  Dresden  Abschriften  von  der  Correspondenz  zwischen  Oester- 
reich, Sachsen  und  Rußland  aus;  und  über  die  Vorgänge  am  französischen 
Hofe  mochte  er  von  den  Gegnern  der  österreichischen  Allianz  auch  einiges 
erfahren  haben.  Also  beschloß  er,  seinen  Feinden  zuvorzukommen,  den 
gefährlichsten,  Oesterreich,  rasch  niederzuwerfen,  um  dadurch  die  zu 
seinem  Verderben  gesponnenen  Anschläge  zu  vereiteln.  Schon  im  Juni 
1756  fragte  er  in  Wien  an,  ob  die  Kriegsrüstungen  ihm  gelten?  Die 
Antwort  lautete  ausweichend.  Daher  forderte  er  das  Versprechen,  daß 
man  weder  in  diesem  noch  im  folgenden  Jahre  ihn  angreifen  werde, 
worauf  die  Kaiserin  eine  unfreundliche  Erwiderung  gab.  Nun  brach  er 
ohne  weitere  Verhandlung  und  ohne  Kriegserklärung  mit  der  Haupt- 
macht gegen  Sachsen  auf,  und  der  Feldmarschall  Schwerin  fiel  aus  Schle- 
sien in  Böhmen  ein. 

Am  29.  August  stellte  der  preußische  Gesandte  an  den  König  von 
Polen  das  Begehren  um  freien  Durchmarsch  durch  Sachsen  für  das  Heer 
seines  Königs  und  Abschluß  des  Bündnisses  mit  ihm.  Am  selben  Tage 
überschritten  die  preußischen  Colonnen  schon  die  sächsische  Grenze. 
König  August  lehnte  das  Begehren  ab  und  begab  sich  mit  dem  Kur- 
prinzen und  dem  Minister  Brühl  zu  seiner  auf  17000  Mann  herabgekom- 
menen Armee,  welche  die  äußerst  feste  Stellung,  die  sie  bei  Pirna  bezog, 
vor  Vernichtung  nicht  schützen  konnte,  weil  sie  an  allem,  was  sie  be- 
durfte, Mangel  litt.  Am  9.  September  rückte  Friedrich  in  Dresden  ein. 
Hier  ließ  er  sogleich  das  geheime  Archiv  trotz  des  persönlichen  Wider- 
standes der  Königin  erbrechen,  um  die  Originale  der  Briefschaften,  deren 
Copien  ihm  Menzel  ausgeliefert  hatte,  zu  erhalten,  und  durch  deren  Ver- 
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öffentlichung  sein  feindliches  Verfahren  zu  rechtfertigen.  Hierauf  mar- 
schirte  er  gegen  die  sächsische  Armee. 

Als  Maria  Theresia  Nachricht  von  dem  plötzlichen  Einfalle  der 
Preußen  in  Böhmen  und  Sachsen  erhielt,  traf  sie  eilig  Anstalten,  ihr  in 
Böhmen  stehendes  Heer  zu  verstärken;  und  als  kurz  darauf  der  Hülferuf 
der  bei  Pirna  eingeschlossenen  Sachsen  anlangte,  erging  an  Browne  der 
Befehl,  zu  deren  Rettung  alles  zu  thun  und  selbst  eine  Schlacht  zu  wagen. 
Der  Marschall  ließ  den  einen  Theil  seines  Heeres  bei  Eger  zurück,  um 
Schwerin  zu  beobachten,  mit  dem  andern  größern  eilte  er  den  Sachsen 
zu  Hülfe.  Friedrich  zog  ihm  entgegen,  und  am  1.  October  kam  es  bei 
Lobositz  zur  Schlacht.  Erst  nach  langem  Kampfe  trat  Browne  den  ge- 
ordneten Rückzug  an.  Friedrich  hatte  mit  großen  Opfern  einen  nur  un- 
vollständigen Sieg  erkauft,  erkannte,  daß  er  nicht  mehr  die  Oesterreicher 
der  beiden  schlesischen  Kriege,  auch  nicht  den  Prinzen  Karl  von  Loth- 
ringen vor  sich  habe,  verzichtete  darauf,  tiefer  in  Böhmen  einzudringen, 
und  kehrte  zur  Einschließung  der  Sachsen  zurück,  die  sich,  nachdem  auch 
ein  zweiter  Versuch  Browne's,  sie  zu  entsetzen,  mislungen  war,  am  14.  Oc- 
tober kriegsgefangen  ergeben  mußten.  Die  Offiziere  wurden  entlassen, 
die  Gemeinen  unter  die  preußischen  Regimenter  gesteckt.  Dem  König 
August  und  seinen  Begleitern  war  schon  vor  der  Waffenstreckung  seiner 
Truppen  gestattet  worden,  sich  nach  Warschau  zu  begeben,  was  den 
Absichten  Friedrich's  sehr  förderlich  war.  Er  nahm  das  von  seinem  Kur- 
fürsten verlassene  Land  für  die  Dauer  des  Kriegs  in  Besitz,  stellte  es 
unter  preußische  Verwaltung,  erhob  die  gewöhnlichen  Steuern  und  er- 
preßte, so  lange  der  Krieg  dauerte,  mit  großer  Härte  schwere  Contri- 
butionen  und  Rekruten.  Gegen  Ende  October  traten  die  Preußen  den 
Rückmarsch  aus  Böhmen  nach  Sachsen  und  Schlesien  an. 
1757  Oesterreich  gewann  nun  Zeit,  sich  für  den  früher,  als  man  gewollt, 

Ausgebrochenen  Krieg  zu  rüsten;  alle  Kräfte  der  weiten  Monarchie 
wurden  angespannt,  um  das  Heer  zu  verstärken  und  die  erforderlichen 
Geldmittel  aufzubringen.  Den  böhmischen  und  deutschen  Erbländern 
wurde  die  Stellung  einer  bestimmten  Zahl  Rekruten  und  Steuern  auf- 
erlegt, deren  Erträgniß  man  auf  sechzehn  bis  achtzehn  Millionen  Fl.  be- 
rechnete. Von  Ungarn  konnte  man  gesetzmäßig  Geld  und  Soldaten  nur 
durch  Bewilligung  des  Reichstags  erhalten.  Diesen  Weg  einzuschlagen 
trug  man  aus  mancherlei  Ursachen  Bedenken;  die  Dringlichkeit  des  Be- 
dürfnisses duldete  die  langwierigen  Verhandlungen  mit  den  kargen  Stän- 
den nicht;  ihre  Gegenforderungen  befürchtete  man  um  so  mehr,  weil  die 
verheißene  Abhülfe  ihrer  Beschwerden  nicht  erfüllt  worden  war;  auch 
konnte  man  eine  erhebliche  Geldsteuer  von  dem  Lande  nicht  erwarten, 
dessen  Adel  und  Klerus  Steuerfreiheit  genossen.  Man  beschloß  also,  den 
Reichstag  nicht  einzuberufen,  sondern,  auf  die  Willfährigkeit  der  höchsten 
Staatsbeamten  rechnend,  Ungarn  dadurch  zu  den  Lasten  des  Kriegs  her- 
beizuziehen, daß  man  von  ihm  die  Uebernahme  und  Verfrachtung  sehr 
bedeutender  Proviantlieferungen  für  das  Heer  auf  Abschlag  der  jähr- 
lichen Steuern  verlangte.  Der  Palatin  begehrte  als  Gegenleistung  für 
die  Last,  welche  dem  Lande  bei  den  niedern  Preisen,  die  das  Aerar  für 
Militärlieferungen  und  deren  Verfrachtung  zahle,  auferlegt  werden  sollte, 
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die  Ermäßigung  der  österreichischen  Zölle,  die  Ungarns  Handel  erdrücken. 
Maria  Theresia  gestattete  für  die  nächsten  zehn  Jahre  die  zollfreie  Ein- 
fuhr ungarischer  Naturproducte  in  die  österreichischen  Erblande,  und 
machte  hiermit  zur  Gnadenbewilligung  eine  Maßregel,  die  sie  aus  Für- 
sorge für  ihre  Armeen  ohnehin  ergriffen  hätte.  Hinsichtlich  der  Truppen- 
stellung ging  der  Kaiser  mit  seinem  Beispiele  voran,  indem  er  auf  seinen 
ausgedehnten  ungarischen  Herrschaften,  die  ihm  sein  Schwiegervater 
König  Karl  HI.  und  seine  Gemahlin  geschenkt  hatten,  ein  Husarenregi- 
ment errichtete.  Reiche  Magnaten  und  die  Gespanschaften  eiferten  ihm 
nach  und  rüsteten  Mannschaften  zu  Fuß  und  zu  Pferde  aus.^ 

Mit  gleichem  Eifer  strebten  Maria  Theresia  und  Kaunitz,  die  Ver- 
handlungen mit  den  verbündeten  Mächten  zum  Abschluß  zu  bringen  und 
deren  Armeen  in  Bewegung  zu  setzen.  Am  2.  Februar  1757  kam  die  1757 
Convention  mit  Rußland  zu  Stande,  durch  welche  sich  jede  der  beiden 
Kaiserinnen  verpflichtete,  mit  wenigstens  80000  Mann  den  Krieg  fort- 
zuführen, bis  Maria  Theresia  zum  Besitze  von  ganz  Schlesien  und  Glatz 
gelangt,  und  die  Macht  des  Königs  von  Preußen  gebrochen  sein  werde; 
ferner  den  König  von  Polen  nicht  nur  in  sein  Kurfürstenthum  wieder 
einzusetzen,  sondern  auch  für  die  erlittenen  Verluste  durch  die  Gebiete 
von  Magdeburg  und  Halberstaut  zu  entschädigen.  Die  Kaiserin-Königin 
willigte  ein,  daß  Rußland  Kurland  und  Semgallen  erwerbe,  und  versprach 
an  dasselbe  während  der  Dauer  des  Kriegs  jährlich  eine  Million  Rubel 
Subsidien  zu  zahlen.^  König  August  IH.  von  Polen  bewirkte,  daß  die 
Republik  den  russischen  Armeen  den  Durchzug  durch  ihr  Land  gestattete. 
Anfang  April  wurde  der  Neutralitäts-  und  Defensivtractat  mit  Frank- 
reich zu  einem  Offensivbündniß  umgestaltet.  In  dem  hierauf  bezüglichen 
Vertrage  macht  sich  Frankreich  verbindlich,  der  Kaiserin-Königin  ein 
französisches  Hülfscorps  von  24000  Mann,  und  wenn  dieses  nicht  aus- 
reichte, ein  anderes  Corps  von  6000  Würtembergern  und  4000  Baiern 
zu  senden,  deren  Unterhalt  ihr  obliege,  und  jährlich  bis  zur  Beendigung 
des  Kriegs  zwölf  Millionen  Livres  Subsidien  zu  zahlen;  außerdem  mit 
einer  eigenen  Armee  von  105000  Mann  Preußen  zu  bekriegen.  Dafür 
wird  Oesterreich,  wenn  es  zu  dem  wirklichen  Besitz  von  Schlesien  und 
Glatz  gelangt,  den  am  Meere  gelegenen  Theil  seiner  Niederlande  an 
Frankreich  abtreten.'  —  Im  September  1756  hatte  Sachsen  gegen  den 
König  von  Preußen  vor  dem  Kaiser  und  Reich  über  Bruch  des  Land»- 
friedens  Klage  erhoben.  Der  Widerspruch  der  protestantischen  Reichs- 
stände ließ  es  zwar  nicht  zur  Acht  gegen  Friedrich  kommen,  aber  der 
regensburger  Reichstag  sagte  doch  am  17.  Januar  1757  dem  Kaiser  die 
bewaffnete  Hülfe  des  Reichs  zu,  damit  er  den  vertriebenen  Kurfürsten 
von  Sachsen  wieder  einsetze  und  zugleich  der  Königin  von  Böhmen  Bei- 
stand leiste.  —  Der  oligarchische  Reichsrath  Schwedens  wurde  durch 
das  Versprechen  französischer  Subsidien  vermocht,  gegen  den  Willen 

*  Arneth,  V,  4  fg.,  sucht  die  Sache  in  das  für  Ungarn  ungünstigste  Licht 
zu  stellen.  —  ^  Arneth,  V,  54  fg.  —  '  Ebenda,  V,  133  fg.  Pompadour  er- 
hielt zum  Lohne  für  den  Eifer,  mit  dem  sie  den  Abschluß  des  Vertrags  be- 
trieb, ein  Portefeuille  mit  dem  Bildniß  der  Kaiserin,  welches  6000  Dukaten 
kostete. 
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des  Königs  Adolf  Friedrich  und  des  Volks  als  Garant  des  Westfälischen 
Friedens,  den  Bruch  desselben  an  König  Friedrich  von  Preußen  mit  den 
Waffen  zu  rächen. 

Wir  haben  die  langwierigen  verwickelten  Unterhandlungen,  durch 
welche  Maria  Theresia  und  Kaunitz  die  Vereinigung  der  genannten 
Mächte  zum  Sturze  Preußens  bewirkten,  ausführlicher  besprochen,  weil 
sie  über  das  damalige  politische  Treiben  der  Höfe,  über  die  veränderten 
Verhältnisse  derselben  zueinander  und  über  die  nachfolgenden  Ereignisse 
Aufschluß  geben.  Dagegen  dürfen  wir  uns  bei  der  Geschichte  des  Kriegs, 
zu  welchem  diese  Unterhandlungen  führten,  auf  die  wichtigsten  Begeben- 
heiten beschränken  und  kürzer  sein ;  denn  so  reich  er  an  Waffenthaten 
und  überraschendem  Glückswechsel  war,  hat  er  doch  für  die  neuere  Zeit, 
in  welcher  wir  Völker  im  Kampfe  um  ihre  wichtigsten  Angelegenheiten 
aufeinanderstoßen,  Staaten  entstehen  und  verschwinden.  Throne  errichtet 
und  zertrümmert  werden,  und  diese  erschütternden  Katastrophen  in  be- 
täubender Schnelligkeit  aufeinanderfolgen  sahen,  viel  an  Interesse  ver- 
loren. 

Drei  Monarchien,  deren  jede,  wenn  man  blos  nach  Meilen  und  Volks- 
zahl rechnet,  weit  mächtiger  war  als  Preußen,  und  mit  ihnen  noch  Schwe- 
den und  die  Mehrheit  der  deutschen  Fürsten,  welch  letztern  allein  Frank- 
reich von  1756 — 62  sechsunddreißig  Millionen  Livres  Subsidien  zahlte^, 
waren  zum  Sturze  Friedrich's  verbunden.  Maria  Theresia  und  ihr  Hof 
durften  nun  zuversichtlich  auf  Sieg  über  den  gefürchteten  Gegner  hoffen. 
Aber  die  Kaiserin  beging  den  großen  Fehler,  daß  sie  den  Oberbefehl 
über  ihr  Heer  dem  bewährten  Marschall  Browne  entzog  und  dem  Prinzen 
Karl  von  Lothringen  übertrug,  unerachtet  dieser  seine  Unfähigkeit  im 
Erbfolgekrieg  bewiesen  hatte,  und  gewichtige  Stimmen  davon  abriethen. 
1757  Auch  wurden  die  Rüstungen  zum  Feldzug  von  1757  umso  mehr  mit  der 
gewohnten  Schwerfälligkeit  betrieben,  weil  man  glaubte,  König  Fried- 
rich, der  von  so  vielen  Feinden  auf  allen  Seiten  bedroht  werde,  könne 
nicht  anders  als  vertheidigungsweise  verfahren,  und  die  Zeit,  ihn  anzu- 
greifen, werde  erst  dann  kommen,  wenn  sich  auch  die  französischen  und 
russischen  Armeen  in  Bewegung  gesetzt  haben.  Daher  war  das  Heer, 
welches  in  Böhmen  stand,  weder  vollständig  ausgerüstet,  noch  hatten 
dessen  Abtheilungen  ihre  Stellungen  eingenommen,  als  Friedrich,  der 
seine  Armee  mit  der  ihm  eigenen  Schnelligkeit  während  des  Winters  auf 
mehr  als  200000  Mann  gebracht  und  kampfbereit  gemacht  hatte,  die 
Feindseligkeiten  eröffnete.  Schwerin  rückte  am  18.  April  aus  Schlesien 
in  Böhmen  ein ;  Prinz  August  Wilhelm,  von  Zittau  kommend,  schlug  am 
21.  April  den  Feldzeugmeister  Königsegg;  der  König  selbst  zog  von 
Dresden  gegen  Browne.  Dieser  vereinigte  im  Lager  bei  Budin  so  viele 
Truppen,  als  er  eilig  zusammenraffen  konnte,  und  war,  Widerstand  zu 
leisten,  entschlossen,  mußte  aber,  weil  sich  die  andern  Generale  dagegen 
erklärten,  auf  Prag  zurückweichen.  Durch  die  Räumung  der  Grenzbe- 
zirke gingen  große  Magazine  verloren,  die  zur  Verpflegung  der  kaiser- 

'  Das  in  der  Revolution   aufgefundene   sogenannte  rothe   Buch,   welches 
das  Verzeichnis  der  geheimen  Ausgaben  unter  Ludwig  XV.  enthielt. 
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liehen  Truppen  bei  deren  beabsichtigtem  Vordringen  nach  Sachsen  be- 
stimmt waren. 

Prinz  Karl  brach  erst  am  28.  April  zum  Heere  auf,  das  er  auf  dem 
Rückzuge  in  der  Nähe  von  Prag  traf.  Auch  jetzt  rieth  Browne,  dem 
Feind  entschlossen  entgegenzutreten.  Dagegen  behaupteten  der  Prinz 
und  die  andern  Generale,  man  müsse  eine  Schlacht  vermeiden,  sich  nach 
Prag  zurückziehen  und  die  Hauptstadt  nebst  den  dort  angehäuften  Ma- 
gazinen vertheidigen.  Die  Armee  setzte  den  Rückmarsch  fort,  und  zog 
am  1.  Mai  in  Prag  ein.  Als  aber  die  preußische  Vorhut  am  2.  Mai  auf 
dem  Weißen  Berge  erschien,  wollte  der  Prinz  noch  weiter  zurückweichen, 
um  die  Vereinigung  mit  dem  Corps,  das  unter  Serbelloni  bei  Königgrätz 
stand,  zu  bewerkstelligen.  Browne  widersprach  mit  großem  Nachdruck; 
wenn  man  Prag  mit  den  Ungeheuern  dort  aufgespeicherten  Vorräthen 
verlasse,  sei  die  Monarchie  gefährdet,  zu  seiner  Rettung  müsse  die  Schlacht 
gewagt  werden.  Diesmal  stimmten  die  meisten  Generale  ihm  bei;  die 
Schlacht  ward  beschlossen  und  Serbelloni  eilig  herbeigerufen.  Dieser 
war  jedoch  noch  nicht  angekommen,  als  Schwerin  am  Morgen  des  6.  Mai 
im  preußischen  Lager  eintraf,  und  Friedrich  sogleich  zum  Angrift' schritt. 
Schwerin  führte  den  linken  Flügel  gegen  den  rechten  der  Oeßterreicher, 
der  die  östlich  von  Prag  sich  hinziehenden  sanft  ansteigenden  Hügel  be- 
setzt hatte,  warf  zuerst  die  Reiterei  derselben  zurück  und  trieb  dann 
auch  das  Fußvolk  nach  einem  mörderischen  Kampf,  in  welchem  Browne 
tödlich  verwundet  wurde,  in  die  Flucht.  Noch  schwerer  war  die  Nieder- 
lage, welche  hierauf  das  Centrum  und  der  linke  Flügel  der  Oesterreicher 
erlitten.  Nachdem  die  steilern  westlichen  Anhöhen,  der  Schlüssel  ihrer 
Stellung,  von  den  Preußen  genommen  waren,  wichen  sie  an  allen  Orten 
zurück  und  lösten  sich  endlich,  vom  Feinde  heftig  verfolgt,  in  ordnungs- 
loser Flucht  auf.  Die  Mehrzahl ,  bei  40000  Mann,  warf  sich  nach  Prag, 
wohin  auch  der  Oberfeldherr  mit  Lebensgefahr  gelangte,  die  andern 
flohen  gegen  Beneschau.  Die  Schlacht  war  so  blutig,  daß  jedes  der  beiden 
Heere  bei  10000  Todte  und  Verwundete  hatte.  Die  Oesterreicher  ver- 
loren überdies  noch  12000  Gefangene,  viele  Kanonen  und  Fahnen. 
Doch  auch  Friedrich  erkaufte  den  Sieg  sehr  theuer  durch  den  Tod 
Schwerin's,  dessen  Selbstaufopferung  er  denselben  hauptsächlich  zu  ver- 
danken hatte.  Sogleich  nach  der  Schlacht  zog  er  gegen  Prag  und  be- 
gann dessen  Belagerung. 

Maria  Theresia  und  Kaunitz  sammelten  sich  schnell  aus  der  Bestür- 
zung, in  welche  sie  die  Trauerbotschaft  von  der  Niederlage  des  Heeres 
und  der  Einschließung  des  größten  Theils  desselben  versetzte.  Darauf 
bedacht,  dem  entmuthigenden  Eindrucke,  den  dieselbe  auf  die  Verbün- 
deten machen  konnte,  entgegenzuarbeiten,  versicherten  sie  diesen,  der 
schwere  Unfall  habe  ihre  Entschlossenheit,  den  Krieg  fortzuführen,  bis 
der  Endzweck  desselben  erreicht  sei,  nicht  vermindert,  und  Vorkehrun- 
gen, Prag  zu  entsetzen,  seien  getroffen.  An  den  Marschall  Dann,  von 
dem  die  Entsetzung  Prags  und  die  Befreiung  der  eingeschlossenen  Armee 
erwartet  wurde,  ergingen  die  erforderlichen  Weisungen.  Daun  war  am 
Tage  der  Schlacht  bei  Prag  in  Böhmischbrod  angekommen.  Ihn  zu 
beobachten,   entsendete  König  Friedrich  den  Prinzen  von  Bevern  mit 
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beiläufig  20000  Mann.  Vor  diesem  wich  Daun  zuerst  nach  Kolin,  und 
von  da  bis  Czaslau  zurück,  wodurch  er  zwar  viele  Magazine  dem  Feinde 
preisgab,  aber  Zeit  gewann,  seine  Armee  zu  verstärken.  Er  vereinigte 
sich  mit  Serbelloni  und  zog  11000  Flüchtlinge,  die  sich  in  Beneschau 
gesammelt  hatten,  an  sich;  der  General  der  Cavalerie,  Nädasdy,  führte 
ihm  eine  zahlreiche  Heeresabtheilung  aus  Mähren,  größtentheils  Ungarn, 
zu,  und  vier  sächsische  Reiterregimenter,  aus  Polen  kommend,  stießen 
zu  ihm.  Nachdem  seine  Armee  durch  diese  Zuzüge  auf  54000  Mann  an- 
gewachsen war,  trat  er  am  12.  Juni  den  Marsch  gegen  Prag  an,  schlug 
am  13.  Juni  bei  Kuttenberg  einen  Angriff  des  Prinzen  von  Bevern  auf 
seine  Vorhut  ab,  und  besetzte  am  17.  Juni  die  Anhöhen  zwischen  Planian 
und  Kolin. 

Friedrich,  der  mit  12000  Mann  aus  dem  Lager  von  Prag  aufge- 
brochen war,  sich  mit  dem  Prinzen  von  Bevern  vereinigt  und  einige  an- 
dere Truppen  an  sich  gezogen  hatte,  kam  kurz  darauf  bei  Planian  an, 
und  beschloß,  Daun  sofort  in  seiner  ungemein  festen  Stellung  bei  Kolin 
anzugreifen,  obgleich  die  Streitmacht,  die  er  bei  sich  hatte,  nur  etwas 
über  32000  Mann  zählte,  und  seine  besten  Generale  ihm  davon  abriethen. 
Am  frühen  Morgen  des  18.  Juni  rückte  der  rechte  Flügel  der  Preußen 
gegen  den  linken  österreichischen  heran,  die  übrige  Armee,  in  schiefer 
Linie  aufgestellt,  unterstützte  den  Angriff.  Nach  einem  blutigen  Kampfe 
erstieg  General  Hülsen  die  Anhöhen  bei  Kretschor,  und  warf  die  Oester- 
reicher  aus  dem  Dorfe;  Zieten  trieb  deren  Reiterei  weit  zurück.  Daun, 
über  den  Ausgang  der  Schlacht  besorgt,  schickte  schon  die  Front  ent- 
lang einen  mit  Bleistift  geschriebenen  Zettel:  „Die  Retraite  ist  nach 
Suchdol".  Da  wandte  sich  das  Glück ;  die  weichenden  Scharen  erhielten 
Verstärkung  und  setzten  sich  auf  den  rückwärtigen  Hügeln  fest,  hinter 
Kretschor  aufgestellte  Reiterregimenter  überfielen  die  im  stürmenden 
Angriff  schon  erschöpfte  preußische  Infanterie,  warfen  sie  zurück,  und 
drangen  in  die  durch  Schuld  zweier  Generale  entstandene  Lücke  der 
preußischen  Schlachtordnung  ein.  Vergebens  stürmten  die  Preußen 
siebenmal  an,  sie  mußten  jedesmal  zurückweichen  und  endlich  das 
Schlachtfeld  räumen,  auf  welchem  sie  14000  Mann  an  Todten,  Ver- 
wundeten und  Gefangenen,  fünfundvierzig  Kanonen  und  zweiundzwanzig 
Fahnen  zurückließen.  Der  Verlust  der  Oesterreicher  belief  sich  auf 
8000  Mann.  Der  bedächtige  Daun  wagte  es  nicht,  von  seinen  schützen- 
den Höhen  herabzusteigen ,  um  den  geschlagenen  Feind  zu  verfolgen, 
Friedrich  sah  durch  die  schwere  Niederlage  die  Früchte  seiner  frühern 
Siege  vernichtet,  und  blickte  mit  banger  Sorge  in  die  Zukunft.  Am 
19.  Juni  hob  er  die  Belagerung  Prags  auf,  und  trat  den  Rückzug  nach 
Sachsen  an,  den  er  zwar  unter  manchen  Verlusten,  aber  meisterhaft  voll- 
brachte. Ungleich  beträchtlicher  war  der  Verlust,  den  sein  ältester 
Bruder,  August  Wilhelm,  der  einen  Heerestheil  nach  der  Lausitz  führte, 
durch  eigenes  Verschulden  erlitt,  worüber  ihm  der  König  so  harte  Vor- 
würfe machte,  daß  man  seinen  ein  Jahr  später  erfolgten  Tod  davon  her- 
leitete. Maria  Theresia  fühlte  sich  durch  den  Sieg  über  den  bisher  Un- 
besiegten so  beglückt,  daß  sie  zum  bleibenden  Gedächtniß  desselben  am 
22.  Juni  den  Maria-Theresienorden  als  Belohnung  tapferer  Waffenthaten 
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stiftete.  Der  Plan  Friedrich's,  erst  Oestefreich  zu  besiegen,  und  dann 
sich  gegen  dessen  Alliirte  zu  wenden,  war  vereitelt,  und  die  Zeit,  ihn  zu 
erdrücken,  schien  gekommen. 

Frankreich  hatte  schon  gegen  Ende  März  1757  den  Feldzug  eröffnet.  1757 
Der  Marschall  d'Estrees  führte  ein  Heer  von  80000  Mann  durch  die 
Niederlande,  wurde  von  den  durch  Geld  gewonnenen  Kurfürsten  von 
Köln  und  von  der  Pfalz  mit  offenen  Armen  aufgenommen,  und  setzte  am 
4.  April  über  den  Rhein.  Eine  zweite  Armee  unter  dem  Herzog  Riche- 
lieu, einem  Gesellschafter  Ludwig's  XV.  bei  seinen  Orgien,  sammelte 
sich  im  Elsaß,  und  ebenfalls  im  Elsaß  eine  dritte  unter  dem  Prinzen 
Soubise,  dem  vertrauten  Günstlinge  der  Pompadour.  Diese  sollte  nach 
Umständen  entweder  die  österreichische  in  Böhmen  verstärken  oder  mit 
dem  deutschen  Reichsheere  sich  vereinigen.  Die  französischen  Truppen 
waren  jedoch  ganz  demoralisirt;  die  adelichen  Offiziere  kannten  keine 
Subordination;  die  vielen  Diener,  Pferde  und  Geräthschaften,  die  ihnen 
zur  Unterhaltung  dienten,  machten  einen  so  großen  Troß  nöthig,  daß 
das  Heer  sich  nur  langsam  bewegen  konnte;  während  sie  schwelgten, 
litten  die  Soldaten  Mangel,  und  wurden  die  Spitäler  so  vernachlässigt, 
daß  mehr  Leute  in  diesen  als  im  Felde  umkamen.  Mit  einer  solchen 
Armee  konnte  d'Estrees  nur  langsam  vorrücken.  Er  besetzte  die  preußi- 
schen Gebiete  in  Westfalen  und  Ostfriesland,  die  von  Truppen  gänzlich 
entblößt  waren,  und  zog  durch  Hessen  gegen  Hannover,  welches  Land 
des  Königs  von  England  die  französische  Regierung  zu  überfallen  be- 
schlossen hatte.  Dort  befehligte  der  Herzog  von  Cumberland  eine  aus 
hannoverischen,  hessischen,  mehrern  andern  deutschen  und  preußischen 
Truppen  bestehende  Armee,  und  wurde  von  Estrees  am  26.  Juli  bei 
Hastenbeck  unweit  Hameln  geschlagen.  Nach  dem  Treffen  zog  Cumber- 
land sich  in  unaufhaltsamer  Eile  bis  nach  Bremervörde  zurück.  Fried- 
rich berief  unwillig  seine  Truppen  ab.  Mittlerweile  war  es  Richelieu 
gelungen,  den  Marschall  d'Esti-ees  vom  Commando  zu  verdrängen  und 
dasselbe  zu  erhalten.  Mit  ihm  schloß  das  hannoverische  Ministerium 
eine  Capitulation ,  durch  welche  das  ganze  Land  den  Franzosen  über- 
liefert wurde.  Am  8.  September  schloß  auch  der  Herzog  von  Cumber- 
land die  berüchtigte  Convention  von  Kloster-Zeven  ab,  vermöge  welcher 
die  hannoverschen  Truppen  in  der  Gegend  von  Stade  bleiben  durften, 
die  übrigen  aber  in  ihre  Heimat  entlassen  wurden.  Die  Franzosen 
saugten  das  von  seinen  Ministern  und  dem  Sohne  des  Landesherru  ihnen 
preisgegebene  Land  unbarmherzig  aus. 

Auch  die  russische  Armee  von  100000  Mann  hatten  endlich  Apraxin 
und  Fermor  in  langsamen  Märschen  an  die  preußische  Grenze  geführt. 
Sie  eröffneten  den  Feldzug  mit  der  Belagerung  von  Memel,  das  sich  schon 
am  5.  Juli  ergab.  Am  30.  August  vermaß  sich  der  alte  Marschall  Leh- 
wald,  dem  Friedrich  die  Vertbeidigung  der  Provinz  Preußen  anvertraut 
hatte,  das  weit  stärkere  Heer  der  Russen  mit  30000  Mann  bei  Groß- 
Jägerndorf  anzugreifen.  Er  wurde  aufs  Haupt  geschlagen,  und  die  Russen 
hätten  nun  unaufhaltsam  über  die  Oder  vordringen  können,  sie  zogen 
sich  aber  mit  solcher  Eile  nach  der  russischen  Grenze  zurück,  daß  ihr 
Rückzug  einer  Flucht  glich.    Bestuschew  und  Katharina,  die  Gemahlin 
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des  Thronfolgers  Peter,  hatten  nämlich  den  Plan  entworfen,  diesen  beim 
Tode  der  Kaiserin  Elisabeth  von  der  Nachfolge  auszuschließen,  und 
dessen  ältesten  Sohn,  Paul,  zum  Kaiser  ausrufen  zu  lassen.  Für  diesen 
Plan,  zu  dessen  Ausführung  man  des  Heeres  bedurfte,  das  in  Preußen 
stand,  war  Apraxin  gewonnen  wurden.  Um  die  Zeit  der  Schlacht  bei 
Groß-Jägerndorf  erkrankte  die  Kaiserin  so  gefährlich,  daß  man  ihren 
Tod  erwartete;  daher  eilte  Apraxin,  Rußland  zu  erreichen.  Die  Kai- 
serin genas  jedoch  und  erfuhr  von  Peter  die  ganze  Sache.  Sie  schickte 
Bestuschew  in  die  Verbannung  und  ließ  die  Großfürstin  längere  Zeit  nicht 
vor  sich.    Apraxin  entging  der  Strafe  durch  seinen  Tod. 

Bald  nach  der  Schlacht  bei  Kolin  marschirten  Prinz  Karl  und  Dann 
in  die  Lausitz,  wo  König  Friedrich  seine  Heeresabtheilungen  wieder  ver- 
einigt hatte.  Der  wiener  Hof  erwartete  zuversichtlich,  daß  sie  mit 
80000  Mann  die  um  die  Hälfte  schwächere  geschlagene  Armee  unver- 
züglich angreifen  und  nochmals  besiegen  würden.  Da  sie  aber  fortwäh- 
rend zögerten,  forderte  sie  die  Kaiserin  dringend  auf,  dem  Feind  eine 
Schlacht  zu  liefern.  Sie  wagten  dies  um  so  weniger,  weil  Friedrich  offen- 
bar sie  in  eine  Schlacht  zu  verwickeln  suchte.  Auch  nachdem  der  König 
mit  12000  Mann  nach  Sachsen  aufgebrochen  war,  scheuten  sie  sich,  den 
Prinzen  von  Bevern  in  den  starken  Stellungen  anzugreifen,  die  er,  all- 
mählich zurückweichend,  nahm.  Doch  schickten  sie  Nädasdy  gegen  ein 
preußisches  Armeecorps  von  ungefähr  10000  Mann,  das  unter  dem  Be- 
fehl des  Generals  Winterfeld  unweit  Görlitz  bei  Moys  stand.  In  dem 
Treffen  wurde  Winterfeld  tödlich  verwundet  und  der  Sieg  erfochten. 
Die  Preußen  verloren  sieben  Fahnen  und  acht  Kanonen,  zündeten  ihr 
Lager  an  und  zogen  sich  gegen  Neisse  zurück.  Mittlerweile  beschlossen 
Maria  Theresia  und  Kaunitz,  das  Geschäft,  Sachsen  von  den  Preußen  zu 
befreien,  den  Franzosen  und  der  Reichsarmee  zu  überlassen,  und  selbst 
die  Wiedereroberung  Schlesiens  zu  versuchen.  Demgemäß  sollten  bei- 
läufig 16000  Mann  in  der  Lausitz  zur  Deckung  Böhmens  zurückbleiben, 
und  das  Heer  den  Marsch  nach  Schlesien  antreten.  Noch  ehe  dieses  sich 
in  Bewegung  setzte,  brach  der  Prinz  von  Bevern  am  7,  September  dort- 
hin auf  und  nahm  bei  Liegnitz  Stellung,  Karl  von  Lothringen  und  Daun 
folgten  ihm  nach,  zögerten  aber  auch  jetzt,  ihn  anzugreifen,  bis  er  durch 
einen  Eilmarsch  nach  Breslau  entkam.  Nun  erhielten  die  Feldherren 
von  der  Kaiserin  den  gemessenen  Befehl ,  sich  an  der  Oder  festzusetzen, 
erst  Schweidnitz  und  sodann  Breslau  um  jeden  Preis  zu  erobern. 

Bevor  Prinz  Karl  zu  dem  anbefohlenen  Unternehmen  schritt,  ließ  er 
durch  den  General  Hadik  einen  Streifzug  nach  dem  von  Truppen  ent- 
blößten Berlin  unternehmen.  Hadik  brach  am  Iß.October  mit  3500  Mann 
und  einigen  Kanonen  auf  und  stand  am  1 6.  October  vor  Borlin.  Er  be- 
nutzte die  Bestürzung,  in  welche  der  plötzliche  Ueberfall  die  Stadt  ver- 
setzte, schlug  die  wenigen  Soldaten,  die  man  ihm  in  der  Eile  entgegen- 
warf, und  zog  in  die  äußern  Gassen  ein.  Tiefer  in  das  Innere  der  Stadt 
einzudringen,  was  leicht  hätte  gefahrlich  werden  können,  enthielt  er  sieb, 
erhob  eine  Contribution  von  225000  Thalern,  trat  am  frühen  Morgen 
des  17.  October  eilig  den  Rückweg  an,  und  entging  glücklich  allen  wider 
ihn  ausgeschickten  Truppen,    Maria  Theresia  belohnte  ihn  verschwen- 
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derisch  mit  3000  Dukaten   und  der  großen   Herrschaft  Futak  im  süd- 
lichen Ungarn. 

Zu  der  Zeit,  als  König  Friedrich's  Glückstern  sich  zum  Untergange 
neigte,  sammelte  sich  endlich  auch  die  Reichsarmee,  eine  buntscheckige 
Menge,  zu  der  mancher  Reichsstand  nur  einige  Mann  gestellt  und  die 
Kaiserin  zwei  Reiterregimenter  hergegeben  hatte.  Den  Oberbefehl  führte 
der  Prinz  von  Hildburghausen,  dessen  geringes  Feldherrntalent  wir  be- 
reits vom  letzten  Türkenkriege  Karl's  HI.  (Kaiser  Karl  VI.)  her  kennen. 
Mit  ihr  vereinigten  sich  gegen  30000  Franzosen  unter  Soubise,  da  das 
österreichische  Heer  ihrer  Hülfe  nicht  mehr  bedurfte.  Die  vereinigte 
Streitmacht,  ungefähr  5U000  Mann,  die  nicht  blos  die  Preußen  aus 
Sachsen  vertreiben,  sondern  auch  Magdeburg  erobern  sollte,  war  am 
24.  October  bis  in 'die  Nähe  von  Leipzig  gelangt,  von  da  auf  die  Nach- 
richt vom  Anmärsche  des  Königs  bis  hinter  Gotha  zurückgewichen.  Die 
beiden  Feldherren  faßten  jedoch  Muth  und  gingen  wieder  bis  Mücheln 
vor.  Dort  traf  sie  Friedrich  am  4.  November,  fand  es  aber  nicht  rath- 
sam,  sie  in  der  starken  Stellung  mit  22000  Mann  anzugreifen,  und  zog 
sich  in  die  Nähe  des  Dorfes  Roßbach  zurück.  Die  rückgängige  Be- 
wegung flößte  seinen  Gegnern,  besonders  Hildburghausen,  solche  Sieges- 
zuversicht ein,  daß  sie  beschlossen,  ihn  anzugreifen.  Am  5.  November, 
als  ihr  Heer  schon  gegen  das  preußische  Lager  vorrückte,  ward  Soubise 
vor  der  Entscheidung  bange;  er  wollte  vom  Angriff  abstehen,  Hildburg- 
hausen denselben  ausführen.  Da  sah  man  einen  Theil  des  preußischen 
Heeres  mit  fluchtähnlicher  Eile  gegen  Merseburg  marschiren;  nun  wollte 
man  den  Feind  nicht  entwischen  lassen,  und  alles  drängte  ordnungslos 
gegen  ihn  vorwärts.  Aber  die  auf  scheinbarer  Flucht  Begriffenen  schwenk- 
ten rechts  ab  gegen  die  linke  Flanke  der  anrückenden  Verbündeten;  auf 
einem  Hügel  aufgestellte  Geschütze  nahmen  diese  unter  ein  heftiges 
Feuer,  Seydlitz  brach  hinter  dem  Hügel  mit  der  Reiterei  hervor,  und 
trieb  ihre  Cavalerie  zurück,  warf  dann  den  umgangenen  linken  Flügel 
auf  den  rechten,  und  nun  war  kein  Halt  mehr,  alles  floh  in  verworrenen 
Haufen.  Die  Niederlage  und  Flucht  der  beiden  Heere  war  beispiellos, 
denn  nur  ein  Flügel  des  preußischen  war  zum  Schlagen  gekommen.  Ihr 
geringer  Widerstand  und  ihre  schnelle  Flucht  machten,  daß  sie  nicht 
mehr  als  2000  Todte  und  Verwundete,  und  5000  Gefangene  verloren, 
aber  sie  büßten  ihr  Geschütz  und  Gepäck  ein,  und  wurden  so  zersprengt, 
daß  die  Reichsarmee  erst  in  Franken ,  die  französische  erst  um  Kassel 
sich  wieder  sammelte. 

Maria  Theresia  wurde  über  die  Niederlage  ihrer  Verbündeten  bei 
Roßbach  dadurch  getröstet,  daß  sich  Schweidnitz  am  12.  November 
nach  siebzehntägiger  Belagerung  an  Nädasdy  ergab,  und  dessen  Be- 
satzung, 6000  Mann,  kriegsgefangen  wurden.  Sie  gab  nun  ihren  Feld- 
herren den  gemessenen  Befehl,  sogleich  gegen  Breslau  zu  ziehen.  Am 
22.  November  griffen  diese  die  um  die  Stadt  liegenden  Dörfer  an,  welche 

Ider  Prinz  von  Bevern  umschanzt  hatte,  nahmen  eins  nach  dem  andern, 
und  erstürmten  auch  den  starken  Verhau  an  dessen  rechtem  Flügel.  Die 
einbrechende  Nacht  machte  dem  blutigen  Kampf  ein  Ende,  in  welchem 
die  Preußen,   überall  aus  ihren  Stellungen  geworfen,   9000  Mann   an 
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Todten,  Verwundeten  und  Gefangenen,  ungefähr  den  dritten  Theil  ihrer 
Truppen,  die  Oesterreiclier  6000  Mann  verloren  hatten.  In  der  Nacht 
führte  der  Prinz  von  Bevern  den  größten  Theil  seiner  geschlagenen 
Armee  durch  die  Stadt  auf  das  rechte  Ufer  der  Oder,  den  andern  ließ 
er  als  Besatzung  zurück.  Am  Morgen  des  24.  November  ward  er,  als 
er  ausritt,  um  die  Bewegungen  des  Feindes  zu  recognosciren,  von  Gren- 
zern gefangen.  Am  selben  Tage  übergab  General  Lestwilz  Breslau, 
freien  Abzug  der  Besatzung  mit  Kriegsehren  ausbedingend.  Nun  schien 
die  Herrschaft  des  preußischen  Königs  in  Schlesien  zu  Ende,  die  öster- 
reichische wiederhergestellt  zu  sein,  und  Maria  Theresia  war  darauf  be- 
dacht, sich  im  Besitze  des  Landes  zu  befestigen.  Prinz  Karl  erhielt  trotz 
der  vorgerückten  Jahreszeit  Befehl,  Brieg  zu  belagern,  Liegnitz  zu  hal- 
ten, und  dem  Vordringen  der  Preußen  sich  zu  widersetzen.  Allen,  die 
freiwillig  unter  die  österreichische  Herrschaft  zurückkehrten,  wurde 
Amnestie  verkündigt,  den  Evangelischen  freie  Religionsübung  und  gleiche 
Behandlung  mit  den  Katholiken  verheißen,  den  Körperschaften  und  Be- 
amten der  Huldigungseid  abgenommen. 

Friedrich  trat  am  12.  November  von  Leipzig  den  Marsch  nach 
Schlesien  in  der  Hoffnung  an,  Schweidnitz  und  Breslau  noch  retten  zu 
können.  Die  niederschlagende  Nachricht  vom  Falle  beider,  die  er  unter- 
wegs vernahm,  brach  seinen  Muth  nicht.  Obgleich  sein  Heer  auch  nach 
der  Vereinigung  mit  der  vor  Breslau  geschlagenen  Armee  kaum  halb  so 
stark  war  als  das  feindliche,  welches  80000  Mann  zählte,  marschirte  er 
dennoch  vorwärts,  entschlossen,  dieses  anzugreifen,  wo  er  es  finde,  denn 
er  mußte  siegen  oder  untergehen.  Im  Kriegsrathe  der  österreichischen 
Generale  ward  beschlossen,  den  König  nicht  in  den  Verschanzungen  vor 
Breslau  zu  erwarten,  sondern  ihm  bis  Neumarkt  entgegenzugehen,  um 
der  von  Wien  erhaltenen  Weisung  nachzukommen,  wozu  Daun,  nur  dem 
höhern  Ansehen  des  Prinzen  Karl  weichend,  seine  Zustimmung  gab. 
Am  4.  December  brach  die  österreichische  Armee  von  Breslau  nach 
Neumarkt  auf,  fand  aber  die  Stadt  schon  von  den  Preußen  besetzt.  Wäh- 
rend der  Nacht  standen  beide  Heere  einander  in  Schlachtordnung  gegen- 
über. Das  Terrain,  welches  das  österreichische  einnahm,  war  nicht 
schlecht  gewählt,  aber  seine  Stellung  viel  zu  ausgedehnt,  indem  sie  sich 
weiter  als  eine  Meile  von  Sagschütz  über  Leuthen  bis  Nippern  erstreckte, 
und  die  Cavalerie  noch  über  Sagschütz  und  Nippern  hinaus  stand.  Die 
Generale  der  Cavalerie,  Luchesi  und  Nädasdy,  befehligten  die  Flügel, 
den  rechten  der  erstere,  den  linken  der  andere;  das  Centrum  stand  um 
Leuthen  in  zwei  Treffen  geordnet.  König  Friedrich  brach  am  frühen 
Morgen  des  5.  December  von  Neumarkt  auf.  Nachdem  er  die  Vorhut, 
die  sächsischen  Regimenter,  zurückgeworfen  hatte,  manövrirte  er  so,  als 
wollte  er  den  rechten  Flügel  angreifen,  wandte  sich  aber,  als  dieser  vom 
Centrum  und  linken  Flügel  verstärkt  worden  war,  mit  bewundernswür- 
diger Schnelligkeit  auf  den  durch  jene  Absendungen  bedeutend  ge- 
schwächten linken  Flügel.  Die  zu  äußerst  desselben  stehenden  würtem- 
bergischen,  bäirischen  und  österreichischen  Bataillone  wurden  erst  durch 
Geschützfeuer  erschüttert,  dann  von  der  Infanterie  überwältigt  und 
gleichzeitig  die  Reiterei,  welche  Nädasdy  zur  Unterstützung  seines  be- 
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drängten  Fußvolks  herbeigeführt,  aus  dem  Felde  geschlagen.  Hierauf  er- 
stürmten die  Preußen  die  von  der  österreichischen  Artillerie  besetzten 
Anhöhen  bei  Sagschütz,  ihre  Reiterei  brach  in  das  schon  durcheinander- 
geworfene Fußvolk  ein  und  vollendete  die  Niederlage  des  linken  Flügels. 
Die  fliehenden  Scharen  sammelten  sich  um  Leuthen  unter  dem  Schutze 
der  dort  stehenden  Regimenter.  Auf  dieses  Dorf  richteten  nun  die 
Preußen  hauptsächlich  ihren  Angriff  und  nahmen  es  nach  hartem 
Kampfe.  Der  Widerstand  der  Oesterreicher  war  jedoch  noch  nicht  ge- 
brochen. Sie  nahmen  hinter  Leuthen  wieder  Stellung  und  wiesen  die  An- 
griffe des  Feindes  zurück.  Luchesi  kam  ihnen  mit  der  Reiterei  des  rechten 
Flügels  zu  Hülfe,  aber  er  fiel,  und  seine  Reiterei  wurde  geschlagen.  Jetzt 
löste  sich  das  ganze  österreichische  Heer  in  wilde  Flucht  auf.  Nach 
einer  Nacht  voll  Schrecken  sammelten  Prinz  Karl  und  Dann  die  trau- 
rigen Trümmer  desselben  jenseit  der  Lohe  und  zogen,  von  der  preußi- 
schen Reiterei  unablässig  verfolgt,  unter  großen  Verlusten  nach  Böhmen. 
Die  Oesterreicher  verloren  bei  Leuthen  7000  Todte  und  Verwundete, 
30000  Gefangene;  siebzehn  Generale  waren  getödtet  oder  verwundet; 
manche  Regimenter  hatten  fast  keine  Offiziere.  In  den  Händen  der 
Sieger,  die  auch  6000  Todte  und  Verwundete  zählten,  blieben  116  Ka- 
nonen, 51  Fahnen  und  4000  Packwagen. 

Nach  der  Schlacht  zog  Friedrich  sogleich  gegen  Breslau.  Ein  Offi- 
Lzier  sollte  dem  dortigen  Commandanten,  General  Sprecher,  den  Befehl 
überbringen,  die  Stadt  aufs  äußerste  zu  halten,  und  nur  gegen  freien  Ab- 
zug der  Besatzung  zu  übergeben,  konnte  aber  wegen  der  feindseligen 
[Stimmung  des  Landvolks  gegen  die  Oesterreicher  nicht  hineingelangen. ^ 
^So  sehr  hatte  Friedrich  während  seiner  sechzehnjährigen  Herrschaft  die 
fcSchlesier  für  sich  gewonnen.  Am  21.  December  ergab  sich  Breslau, 
[dessen  18000  Mann  starke  Besatzung  kriegsgefangen  wurde.  Stand- 
jhafter  als  Sprecher  vertheidigte  Oberst  Bülow  Liegnitz,  das  er  erst  am 
i28.  December,  der  Besatzung  freien  Abzug  bedingend,  übergab.  Ganz 
[Schlesien,  Schweidnitz  ausgenommen,  stand  wieder  unter  des  Königs 
[Herrschaft. 

Die  Schweden,  der  vierte  Feind,  mit  dem  Friedrich  kämpfen  mußte, 
rückten  im  September  mit  beiläufig  20000  Mann  von  Stralsund  in  Preu- 
pisch-Pommern  ein.  Solange  sie  auf  keinen  Widerstand  stießen,  be- 
isetzten sie  mehrere  Städte  und  zwangen  das  Fort  Peenemünde  sich  zu 
lergeben;  als  aber  nach  dem  Rückmarsch  der  Russen  die  Preußen  unter 
iLehwald  an  sie  herankamen,  ließen  sie  ihre  Eroberungen  im  Stiche  und 
[gingen  nach  Stralsund  zurück.  Dasselbe  geschah  während  des  ganzen 
[Siebenjährigen  Kriegs,  denn  die  Herren  Reichsräthe  verbrauchten  die 
lösterreichischen  und  französischen  Subsidien  zu  andern  Dingen  als  zur 
[Kriegführung,  und  ließen  die  Truppen  Mangel  leiden;  auch  hatten  die 
;  adelichen  Offiziere  wegen  ihrer  Vergehungen  keine  Strafe  vom  Reichs- 
[rathe  zu  befürchten,  in  welchem  ihre  Standesgenossen  und  Verwandten 
(saßen.  Wir  werden  daher  ihre  Vor-  und  Rückmärsche  nicht  weiter  er- 
wähnen. 

'  Arncth,  V,  267. 
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1758  1758.  Je  unerwarteter  die  schreckliche  Niederlage  des  österreichi- 
schen Heeres  gekommen  war,  desto  tiefer  war  auch  die  Bekümmerniß, 
in  welche  sie  Maria  Theresia  und  ihren  Hof  versetzte.  Der  König,  den 
man  schon  überwunden  zu  haben  meinte,  schritt  wieder  furchtbar  als 
Sieger  einher.  Aber  die  Kaiserin  und  ihr  Kanzler  verloren  weder  den 
Muth,  den  Krieg  fortzusetzen,  noch  den  Glauben  an  ihren  endhchen  Sieg, 
wenn  nur  die  Verbündeten  standhaft  blieben  und  ausgiebige  Hülfe  lei- 
steten. Das  sprach  Kaunitz  in  seinen  Zuschriften  an  die  franzosische 
und  russische  Regierung  aus,  und  ersuchte  beide,  das  österreichische 
Heer,  welches  bald  wieder  auf  1 00000  Mann  gebracht  werden  solle,  ipit 
den  vertragsmäßigen  Hülfstruppen  zu  verstärken.  Von  Versailles  antwor- 
tete Bernis,  der  die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  übernom- 
men hatte,  sein  König  halte  am  Bündniß  mit  Oesterreich  unerschütterlich 
fest,  werde  den  übernommenen  Verpflichtungen  nachkommen,  und  sei 
bereit,  ein  Hülfscorps  von  25000  Mann  abgehen  zu  lassen.  Dasselbe 
versicherten  Ludwig  XV.  selbst  in  einem  Schreiben  an  die  Kaiserin,  und 
die  Pompadour  in  einem  Briefe  an  Kaunitz.  Der  Gesandte  am  russischen 
Hofe,  Eszterhäzy,  konnte  schon  am  20.  Januar  berichten,  die  Zarin  habe 
beschlossen,  30000  Mann  unter  Soltikow  demnächst  nach  Oesterreich 
aufbrechen  zu  lassen.  Dieser  Nachricht  folgten  bald  noch  günstigere. 
Am  16.  Januar  brach  Fermor  von  Memel  auf,  besetzte  sechs  Tage  spater 
Königsberg,  und  unterwarf  die  ganze  Provinz  Preußen,  deren  Bewohner 
ohne  Widerstreben  der  russischen  Kaiserin  huldigten. 

Aber  noch  bevor  diese  erfreulichen  Nachrichten  aus  Rußland  einge- 
troffen waren ,  erhielt  der  französische  Gesandte  Stainville  von  Bernis 
eine  vom  6.  Januar  datirte  Depesche,  welche  am  wiener  Hofe  nicht  ge- 
ringe Bestürzung  verursachte.  Der  Zustand  Frankreichs  ward  unter  der 
schmählichen  Regierung  Ludwigs  XV.  täglich  trauriger;  alle  Zweige 
der  Staatsverwaltung  befanden  sich  in  tiefem  Verfall;  die  unsinnige  Ver- 
schwendung des  Hofs,  die  Ungeheuern  Kosten  des  Kriegs  zu  Wasser 
und  zu  Lande,  nebst  den  Millionen,  welche  als  Subsidien  und  Bestechun- 
gen an  auswärtige  Höfe  gingen,  zerrütteten  die  Finanzen;  die  Armeen, 
ohne  Disciplin  und  schlecht  geführt,  erlitten  schimpfliche  Niederlagen, 
die  Flotten  wurden  überall  geschlagen,  die  überseeischen  Besitzungen 
gingen  eine  nach  der  andern"  an  England  verloren ;  der  Seehandel  war 
Vernichtet;  das  Volk  erlag  unter  der  Last  unerschwinglicher  Abgaben; 
der  gebildetere  Theil  desselben  verwünschte  das  Bündniß  mit  Oester- 
reich und  den  Krieg  mit  Friedrich  H.,  den  man  als  Helden  bewunderte, 
Bernis,  der  bei  diesen  Zuständen  Frankreichs  und  der  bisherigen  Art  der 
Kriegführung  an  der  Möglichkeit  des  Sieges  verzweifelte,  rieth  in  der 
erwähnten  Depesche  dringend  zum  Frieden.  „Oesterreich«,  schrieb  er, 
„hat  in  zehn  bis  zwölf  Tagen  drei  Viertheile  seiner  Truppen  verloren. 
Rußland  ist  unzuverlässig.  Die  französische  Armee  wird  nächstens  vom 
Feind  oder  vom  Mangel  und  Hunger  gezwungen  werden,  aus  Deutsch- 
land nach  Frankreich  zurückzukehren.  Unsere  Marine  ist  aufgerieben. 
Der  König  wird  zwar  alles  thun,  seine  Alliirten  zu  unterstützen,  aber  ich 
kann  ihm  nicht  rathen,  seine  Krone  aufs  Spiel  zu  setzen.  Trotz  unsers 
gemeinsamen  Unglücks  würde  ich  die  Partie  nicht  aufgeben,  wenn  ich 
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fähige  Generale  und  einen  guten  Kriegsrath  in  Wien  und  Versailles  vor 
mir  sähe.  Da  aber  in  dieser  Hinsicht  keine  Besserung  zu  hoffen  ist, 
stimme  ich  für  den  Frieden,  den  ganz  Europa  von  der  Weisheit  des  Kö- 
nigs und  der  Mäßigung  des  wiener  Hofs  erwartet.  Wenn  dieser  uns 
handeln  lassen  oder  gemeinschaftlich  mit  uns  vorgehen  will,  werden  wir 
uns  ehrenvoll  aus  der  Sache  ziehen.  Indessen  muß  man  sich  auf  beiden 
Seiten  vorbereiten,  den  Krieg  besser  zu  führen."  In  spätem  Depeschen 
erklärt  Bernis,  Frankreich  sei  außer  Stande,  die  stipulirten  Subsidien 
ferner  zu  zahlen,  weshalb  die  Tractate  geändert  werden  müßten,  und 
droht,  daß  man  einen  Theil  der  französischen  Truppen  aus  Deutschland 
zurückziehen  werde.  Nach  den  Unfällen,  welche  diese  dort  erlitten,  auf 
die  wir  später  kommen  werden,  drängte  er  noch  ungestümer  zum  Frieden. 
„Wenn  Kaunitz",  schrieb  er,  „hartnäckig  darauf  bestehen  sollte,  den 
Krieg  fortzuführen,  ohne  die  Mittel  dazu  zu  besitzen,  und  ohne  vernünfti- 
gerweise hoffen  zu  können,  daß  die  Verbündeten  der  Kaiserin  das  zu 
geben  im  Stande  seien,  was  ihr  selbst  fehle:  dann  werde  er  der  Abscheu 
Oesterreichs  und  Deutschlands  werden."^  Maria  Theresia,  durch  das 
Unglück  ihrer  Waffen  gebeugt,  und  den  Abfall  ihres  mächtigsten  Bundes- 
genossen befürchtend,  hielt  es  für  rathsam,  vermittels  eines  billigen  Frie- 
dens mit  Preußen  den  Ausweg  aus  ihrer  schwierigen  Lage  zu  finden. 
Aber  Kaunitz  konnte  sich  nicht  entschließen,  den  Krieg,  dessen  Urheber 
er  gewesen,  und  dem  schon  so  viele  Opfer  gebracht  worden,  zu  endigen, 
ohne  das  Mindeste  erreicht  zu  haben.  Er  brachte  also  der  Kaiserin  die 
Ueberzeugung  bei,  daß  der  Friedensschluß  gegenwärtig  voreilig,  de- 
müthigend  und  höchst  nachtheilig  wäre,  dagegen  ihr  und  der  Bundes- 
genossen standhaftes  Ausharren  zum  Siege  führen  werde.  Den  franzö- 
sischen Hof  vermittels  der  Pompadour  und  ihres  Anhanges  für  die  Fort- 
führung des  Kriegs  zu  gewinnen,  gelang  ihm  ohne  große  Schwierigkeit, 
denn  dieser  mächtigen  Partei  gegenüber  durfte  sich  Bernis  weder  so  nach- 
drücklich wie  in  seinem  Schreiben  an  den  österreichischen  Hof  für  den 
Frieden  erklären,  noch  vermochte  er  etwas  auszurichten.  Den  Ober- 
befehl über  die  in  Hannover  stehende  Armee  erhielt  an  Richelieu's  Stelle 
•Graf  Clermont,  ein  Prinz  von  königlichem  Geblüt. 

Maria  Theresia  und  Kaunitz  spannten  alle  Kräfte  ihrer  Staaten  an, 
las  arg  zusammengeschmolzene  Heer  zu  ergänzen,  das  sich  um  König- 
;rätz  sammelte.    Sie  rechneten  dabei  auch  diesmal  vornehmlich  auf  Un- 
garn, und  ihre  Erwartungen  wurden  übertroffen.    Der  Aufruf  der  Kö- 
ligin  reichte  hin,  daß  die  Comitate  und  einzelne  Magnaten  30000  Mann 
Stellten,  die  den  Marsch  nach  Böhmen  ungesäumt  antraten.^  Die  andern 
jänder  beeilten  sich  ebenfalls,  ihrer  bedrängten  Monarchin  durch  Stel- 
lung von  Mannschaften  zu  helfen,   und  die  Armee  um  Königgrätz  er- 
reichte schon  im  März  1758  die  Stärke  von  mehr  als  60000  Mann,  und  llöi 
{außerdem  deckten  zwei  Armeecorps  unter  Laudon  und  Hadik  die  nord- 
iwestliche  Grenze  Böhmens.    Die  öffentliche  Meinung  schrieb  das  Un- 
glück des  vorjährigen  Feldzugs  so  einstimmig  der  Unfähigkeit  des  Prinzen 
Karl  von  Lothringen  zu,  und  forderte  dessen  Entfernung  vom  Heere  so 
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nachdrücklich,  daß  Maria  Theresia  endlich  nachgeben  mußte,  und  den 
Oberbefehl  dem  Marschall  Daun  übertrug.  Auch  ward  ein  Generalstab, 
an  dem  es  bisher  gefehlt  hatte,  errichtet,  und  der  Feldmarschallieutenant 
Lacy  an  dessen  Spitze  gestellt.  Daun  traf  am  15.  März  in  Königgrätz 
ein.  Das  Dringendste,  was  er  hätte  unternehmen  sollen,  war  der  Entsatz 
des  belagerten  Schweidnitz.  Da  aber  die  Armee  großentheils  aus  Re- 
ki'uten  bestand,  und  ohnerachtet  aller  Anstrengungen,  den  unermeßlichen 
Verlust  des  letzten  Feldzugs  zu  ersetzen,  noch  nicht  hinreichend  gerüstet 
war,  wagte  er  das  Unternehmen  nicht,  und  die  ihrem  Schicksal  über- 
lassene  Festung  mußte  am  17.  April  sich  unbedingt  ergeben. 

Um  dieselbe  Zeit,  als  Frankreich  Maria  Theresia  die  bisher  sehr 
mangelhaft  geleistete  Hülfe  gänzlich  zu  entziehen  drohte,  erlangte  Fried- 
rich den  mächtigen  Beistand  Englands,  welchen  ihm  König  Georg  II. 
aus  Abneigung  gegen  seine  Person  bisher  versagt  hatte.  William  Pitt, 
im  Juni  des  verflossenen  Jahres  auf  das  stürmische  Verlangen  des  Volks 
in  das  Ministerium  zurückbei'ufen,  überwand  die  Abneigung  des  Königs 
gegen  Friedrich,  indem  er  diesen  für  den  nützlichsten  und  treuesten 
Bundesgenossen  Englands  erklärte.  Die  schimpfliche  Convention  von 
Kloster-Zeven  wurde  verworfen,  Prinz  Cumberland,  der  Urheber  der- 
selben, von  der  hannoverischen  Armee  abberufen,  und  die  Führung  der- 
selben dem  Prinzen  Ferdinand  von  Braunschweig  übergeben,  den  Fried- 
rich auf  Verlangen  Georg's  sandte.  Am  11.  April  schloß  England  mit 
Preußen  den  Vertrag  von  Westminster,  in  welchem  sich  beide  Theile 
verpflichteten,  nur  in  Gemeinschaft  Frieden  zu  schließen,  England  dem 
preußischen  König  670000  Pfund  Sterling  Subsidien  bewilligte,  die  Ver- 
mehrung der  sogenannten  alliirten  Armee  auf  55000  Mann  versprach, 
und  alle  Kosten  für  dieselbe  übernahm.  Der  Vertrag  wurde  bis  zum 
Tode  Georg's  II.  jedes  Jahr  erneuert. 

Noch  bevor  derselbe  unterzeichnet  war,  eröffnete  Ferdinand  von 
Braunschweig  am  18.  Februar  die  Feindseligkeiten  gegen  die  französische 
Armee  in  Hannover,  welche  Richelieu  in  elendem  Zustande  zurück- 
gelassen hatte,  und  der  neue  Feldherr  Clermont  aus  demselben  zu  er- 
heben gänzlich  unfähig  war.  Dieser  räumte,  ohne  einen  eigentlichen 
Kampf  bestanden  zu  haben,  Hannover,  Göttingen,  Hameln,  ging  über 
die  Weser  zurück,  ließ  Minden  mit  einer  Besatzung  von  4000  Mann  im 
Stiche,  und  setzte  Ende  März  über  den  Rhein.  Dorthin  folgte  ihm  auch 
Broglie  mit  den  Truppen,  die  nach  ihrer  Niederlage  bei  Roßbach  in 
Hessen-Kassel  standen,  und  ein  aus  französischen  und  österreichischen 
Regimentern  bestehendes  Armeecorps  aus  Ostfriesland. 

Der  mit  der  Einnahme  von  Schweidnitz  und  der  Zurückdrängung 
der  Franzosen  über  den  Rhein  für  Friedrich  glücklich  begonnene  Feld- 
zug erhielt  hauptsächlich  durch  des  Königs  eigene  Schuld  eine  ihm  nach- 
theilige Wendung.  Anstatt,  wie  Freund  und  Feind  erwarteten,  nach 
Böhmen  zu  ziehen  und  die  dortige  noch  unfertige  Armee  anzugreifen, 
marschirte  er  von  Schweidnitz  gegen  Olmütz,  vor  dem  er  am  5.  Mai 
eintraf  und  die  Belagerung  eröffnete.  Der  wiener  Hof  gerieth  darüber 
in  große  Bestürzung,  weil  man  glaubte,  daß  Friedrich  in  das  Herz  der 
österreichischen  Staaten  vorzudringen  beabsichtige.    Und  die  Besorgniß, 
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er  werde  binnen  kurzem  vor  Wien  erscheinen,  war  so  groß,  daß  furcht- 
same Seelen  der  Kaiserin  riethen,  sich  mit  ihrer  Familie  nach  Ungarn 
zu  flüchten.  Sie  fand  solchen  Kleinmuth  ihrer  unwürdig.  Dagegen  wurde 
am  14.  Mai  darüber  berathen,  ob  man,  um  Olmütz  zu  entsetzen,  eine 
Schlacht  liefern  oder  das  Heer  aus  Böhmen  nach  Oesterreich  berufen 
und  vor  Wien  den  Feind  erwarten  solle.  Das  erstere  wurde  beschlossen, 
und  Dann  erhielt  gemessenen  Befehl,  Olmütz  zu  entsetzen.  Da  die  Be- 
lagerung der  stark  befestigten  Stadt,  die  eine  Besatzung  von  9000  Mann 
und  den  Feldzeugmeister  Marschall  zum  Commandirenden  hatte,  nur 
geringe  Fortschritte  machte,  konnte  Dann,  der  vor  jedem  Wagniß  zu- 
rückscheute, sich  zur  Vollstreckung  des  erhaltenen  Befehls  Zeit  lassen. 
Am  16.  Juni  brach  er  von  Gewitsch  auf,  bezog  ein  Lager  bei  Eywanowitz, 
machte  dann  mehrere  Bewegungen,  um  die  Preußen  aus  ihrer  günstigen 
Stellung  zu  locken,  und  langte  endlich  am  1.  Juli  auf  den  Höhen  von 
Großteinitz  und  Czechonitz  ganz  nahe  nordöstlich  von  Olmütz  an.  Aber 
schon  am  Tage  vorher  war  der  Streich  voDführt  worden,  durch  den  die 
Stadt  entsetzt  wurde.  Am  21.  Juni  erhielt  der  General  der  Cavalerie, 
Buccow,  geheime  Nachricht,  daß  tags  zuvor  ein  Transport  von  mehr  als 
4000  Wagen  mit  Heeresbedürfnissen  aller  Art  und  großen  Summen 
Geldes  unter  Bedeckung  von  8000  Mann  von  Neisse  nach  dem  preußi- 
schen Lager  vor  Olmütz  aufgebrochen  sei,  und  ersuchte  Daun  um  Er- 
laubniß,  denselben  überfallen  zu  lassen.  Daun  gab  seine  Einwilligung 
zum  Ueberfall  des  Transports,  und  Buccow  trug  das  Unternehmen  dem 
General  Laudon  auf.  Dieser  überfiel  den  Transport  am  28.  Juni  bei 
Guntersdorf,  mußte  sich  jedoch  nach  dem  Verluste  von  560  Mann  und 
einer  Kanone  zurückziehen,  weil  General  Siskowich,  der  ihn  unterstützen 
sollte,  nicht  eintraf.  Desto  besser  gelang  der  zweite  Ueberfall  am  30.  Juni 
bei  Domstadt],  obgleich  Zleten  mit  3000  Mann  zum  Schutze  des  Trans- 
ports angelangt  war.  Nur  ungefähr  200  mit  Geld  beladene  Wagen, 
die  Zieten  vorsichtig  an  die  Spitze  des  Zugs  gestellt  hatte,  entkamen, 
bei  3000  wurden  theils  von  Oesterreichern,  die  sie  nicht  fortbringen 
konnten,  theils  von  den  Preußen,  die  sie  dem  Feinde  nicht  überlassen 
wollten,  sammt  ihrer  Ladung  vernichtet.  Die  Vernichtung  des  sehnlich 
erwarteten  Transports  machte  die  Fortsetzung  der  Belagerung  unmög- 
lich. Friedrich  hob  dieselbe  sogleich  auf  und  trat  den  Abmarsch  an. 
Die  unverhoffte  Abwendung  der  Gefahr  von  Olmütz  erfüllte  Maria  The- 
resia und  ihren  Hof  mit  der  größten  Freude  und  mit  der  Hoffnung,  dem 
König,  der  zwei  Monate  verloren  und  seine  Armee  geschwächt  habe, 
noch  größere  Erfolge  abzuringen. 

Friedrich,  dem  darum  zu  thun  war,  dem  Feinde  einen  Vorsprung  ab- 
zugewinnen und  den  Rückzug  unangefochten  zu  bewerkstelligen,  schlug 
nicht  den  Weg  über  Troppau  nach  Schlesien,  auf  welchem  sein  Rückzug, 
wie  er  in  seiner  Geschichte  des  Siebenjährigen  Kriegs  äußert,  eine  fort- 
währende verlustvolle  Schlacht  mit  dem  nachrückenden  Feind  gewesen 
wäre,  sondern  über  Trüban  nach  Böhmen  ein,  wo  zwar  keine  Vorkeh- 
rungen zur  Verpflegung  seiner  Armee,  aber  auch  keine  Anstalten,  deren 
Marsch  zu  hindern,  getroffen  waren  Am  14.  Juli  erreichte  er  ohne  be- 
deutenden Verlast  Königgrätz,  das  er  geräumt  fand  und  besetzte.    Am 
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18.  Juli  traf  auch  Daun  in  der  Nähe  der  Festung  ein,  brauchte  aber 
keine  Anstrengungen  zu  machen,  um  sie  den  Preußen  zu  entreißen.  Der 
König  brach  schon  am  25.  Juli  von  dort  auf,  um  gegen  die  Russen  zu 
ziehen.  Daun,  der  seine  Absicht  errathen  hatte,  berichtete  nach  Wien, 
er  werde  Friedrich  folgen,  und  je  nach  den  sich  ergebenden  Umständen 
entweder,  dessen  Rücken  bedrohend,  ihn  hindern,  die  Russen  anzugreifen, 
oder  durch  die  Lausitz  in  die  Mark  Brandenburg  eindringen,  und  den 
Russen  an  der  Oder  die  Hand  reichen.  Er  überlegte  aber  so  lange,  wel- 
ches von  beiden  er  wählen  solle,  und  bewegte  sich  so  langsam,  daß  er 
Friedrich  weder  einholen  noch  an  der  Oder  ihm  zuvorkommen  konnte, 
und  sein  Plan  in  nichts  zerfiel.  Nun  erhielt  er  Befehl,  das  Corps  Ser- 
belloni's  und  die  Reichsarmee,  welche  Friedrich  von  Pfalz-Zweibrücken 
befehligte,  an  sich  zu  ziehen,  während  der  Abwesenheit  des  Königs  den 
Prinzen  Heinrich  zu  schlagen,  aus  Sachsen  zu  treiben  und  Dresden  zu 
erobern,  was  bei  der  ihm  zu  Gebote  stehenden  Uebermacht  ohne  Zweifel 
gelingen  werde. 

Inzwischen  hatte  Friedrich  Landshut  erreicht.  Zum  Schutze  Schle- 
siens ließ  er  bei  40000  Mann  zurück,  und  brach  am  1 1 .  August  mit  etwa 
14000  Mann  gegen  die  Russen  auf,  die  bis  an  die  Oder  vorgedrungen 
waren  und  das  Innere  seiner  Staaten  bedrohten.  Nachdem  er  sich  mit 
dem  Armeecorps  des  Generals  Dohna,  welches  den  Russen  entgegenstand, 
vereinigt  hatte,  und  ein  anderes  unter  dem  Prinzen  Moritz  von  Anhalt 
eingetroffen  war,  ging  er  am  22.  August  unterhalb  Küstrin  mit  37000 
Mann  über  die  Oder  und  langte  am  25.  August  vor  Zorndorf  an,  wo 
50000  Russen  in  Schlachtordnung  standen.  Um  9  Uhr  vormittags  be- 
gann die  mörderische  Schlacht,  in  welcher  es  dem  König  zwar  gelang, 
die  Russen  zu  besiegen,  aber  nicht  sie  zu  vernichten,  wie  er  beabsichtigt 
hatte.  Vom  Schlachtfeld  vertrieben,  sammelten  sich  diese  wieder,  und 
erwarteten,  in  Schlachtordnung  stehend,  den  abermaligen  Angriff,  den 
aber  Friedrich  unterließ.  Der  unvollständige  Sieg  hatte  seiner  Armee 
schwere  Verluste  gekostet, und,  weil  er  glaubte,  daß  die  Russen  nach  kurzer 
Zeit  freiwillig  aus  den  verwüsteten  Gegenden  Pommerns  und  Branden- 
burgs nach  Preußen  und  Polen  abziehen  würden,  hielt  er  es  also  weder 
für  ratlisam  noch  für  nöthig,  ihnen  eine  zweite  Schlacht  zu  liefern,  son- 
dern eilte  nach  Sachsen. 

Daß  Prinz  Heinrich  gegen  die  österreichische  und  Reichsarmee,  deren 
jede  der  seiuigen  an  Zahl  der  Truppen  weit  überlegen  war,  sich  in  Sach- 
sen behaupten  könne,  hatte  kaum  möglich  geschienen,  geschah  aber  den- 
noch. Daun,  der  nach  längerm  Zögern  endlich  am  26.  August  von  Gör- 
litz aufgebrochen  war,  stand  unbeweglich  in  dem  Lager,  welches  er  An- 
fang September  bei  Stolpen  bezogen  liatte,  desgleichen  der  Pfalzgraf  bei 
Pirna,  weil  beide  die  Preußen  in  ihrer  starken  Stellung  beiGumig  unweit 
Dresden  anzugreifen  sich  scheuten.  So  verloren  sie  in  Unthätigkeit  die 
günstige  Zeit  während  der  Abwesenheit  des  Königs,  dessen  Bruder  zu 
besiegen  und  Sachsen  vom  feindlichen  Joche  zu  befreien.  Nachdem 
Friedrich  in  Sachsen  angekommen  war,  wagten  sie  noch  weniger,  etwas 
zu  unternehmen,  ohnerachtet  Maria  Theresia's  dringender  Mahnungen, 
noch  vor  Ende  des  Feldzugs,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  eine  Schlacht  zu 


Maria  Theresia  bis  zum  Frieden  von  Hubertusburg.       377 

verlieren,  ein  entscheidendes  Unternehmen  zu  versuchen.  Friedrich  da- 
gegen wünschte  voll  Ungeduld,  Daun  eine  Schlacht  zu  liefern,  denn 
Neisse  wurde  belagert,  seitdem  er  den  größten  Theil  der  in  Schlesien 
zurückgelassenen  Truppen  beim  Marsche  nach  Sachsen  wieder  an  sich 
gezogen  hatte,  und  die  Russen  gingen  nicht,  wie  er  geglaubt,  in  ihre 
Winterquartiere,  sondern  näherten  sich  Stargard  und  schienen  sich  mit 
den  vorrückenden  Schweden  vereinigen  zu  wollen.  Diese  Verbündeten 
Oesterreichs,  war  er  überzeugt,  würden  alle  sich  zurückziehen,  wenn  es 
gelänge.  Dann  zu  schlagen.  Aber  dessen  Lager  bei  Stolpen  anzugreifen, 
hielt  er  für  zu  gewagt;  „die  Stellung  Daun's",  schrieb  er  seinem  Bruder, 
„ist  für  ihn  allzu  günstig,  als  daß  ich  mir  an  ihr  die  Nase  einrennen 
sollte".  Daher  suchte  er  ihn  durch  allerhand  Manöver  aus  derselben  zu 
locken.  Am  5.  October  bei  Nacht  verließ  endlich  Daun  sein  Lager  und 
bezog  am  7.  October  eine  feste  Stellung  bei  Kittlitz.  Nun  brachen  auch 
die  Preußen  von  Bischofswerda  auf  und  trafen  am  10.  October  vor  Hoch- 
kirch, einem  zwischen  Bautzen  und  Löbau  gelegenen  Dorfe,  ein.  Fried- 
rich, aller  Vorsicht  vergessend,  schlug  hier  am  Fuße  der  vom  Feinde  be- 
setzten Anhöhen  Lager,  und  blieb  in  demselben  trotz  aller  Vorstellungen, 
welche  ihm  seine  bewäiirtesten  Generale  dagegen  machten.  Daun  war 
hocherfreut,  daß  sein  gefürchteter  Gegner  ihm  Gelegenheit  zum  Siege 
biete,  und  traf  alle  Anstalten,  denselben  zu  sichern.  In  der  Nacht  vom 
13.  auf  den  14.  October  zog  das  Heer  in  aller  Stille  gegen  das  preußi- 
sche Lager  und  stand  um  4  Uhr,  von  der  Finsterniß  umhüllt,  einen 
Flintenschuß  weit  von  dessen  Vorposten.  Um  5  Uhr  schritt  es  zum  An- 
griff, den  es  ohne  Unterstützung  der  Artillerie,  fast  nur  mit  dem  Säbel 
und  dem  Bajonnet  ausführte.  Die  feindlichen  Vorposten  wurden  schnell 
zurückgetrieben  und  die  Regimenter  des  rechten  Flügels  im  Schlaf  über- 
fallen. Diese  sammelten  sich  zwar  trotz  der  Ueberraschung  und  Dunkel- 
heit zum  WiderStande,  mußten  aber  bald  weichen.  Als  der  Tag  graute, 
waren  die  preußischen  Verschanzungen,  das  Dorf  und  die  Anhöhen  hinter 
demselben  genommen,  auf  denen  sich  das  österreichische  Fußvolk  in 
Reihe  und  Glied  aufstellte.  In  diesem  Augenblick  griff  der  Herzog  von 
Arenberg  den  linken  Flügel  des  Feindes  an  und  warf  auch  diesen.  Hier 
zeigte  sich  aber  die  Disciplin  der  preußischen  Truppen  in  ihrer  Vortreff- 
lichkeit. Binnen  wenigen  Minuten  ordneten  sie  ihre  Reihen  wieder  und 
gingen  angriffsweise  vor.  Sie  trieben  die  zu  weit  vorgerückten  öster- 
reichischen Grenadiere  zurück,  stürmten  das  verlorene  Hochkirch  und 
bemächtigten  sich  nach  dreimaligem  Anlauf  einiger  Häuser  desselben, 
aus  denen  sie  jedoch  nach  mörderischem  Kampfe  wieder  vertrieben 
wurden.  Friedrich  gab  nun  alle  Hoffnung  auf,  das  Schlachtfeld  be- 
haupten zu  können,  und  trat  den  Rückmarsch  gegen  Predlitz  an,  in 
dessen  Nähe  er  seine  Truppen  wieder  in  Schlachtordnung  aufstellte. 
Mit  seinem  Abzüge  hatte  um  10  Uhr  der  Kampf  aufgehört.  Nur  Laudon 
verfolgte  noch  mit  drei  Regimentern  den  geschlagenen  Feind.  Das  ganze 
preußische  Lager  sammt  dem  Gepäck,  hundert  Kanonen  und  dreißig 
Fahnen  blieben  im  Besitze  der  Sieger,  die  den  Sieg  mit  mehr  als  6000 
Verwundeten  und  Todten  erkauft,  während  die  Preußen  etwa  9000  Mann 
verloren  hatten,  darunter  den  Marschall  Keith.   Maria  Theresia  belohnte 
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Daun  für  den  Sieg  bei  Hochkirch  durch  die  Stiftung  eines  Fideicommisses 
zu  Gunsten  seiner  Nachkommen.  Der  Papst  sandte  ihm  einen  geweihten 
Hut  und  Degen. 

Aber  die  Erfolge,  welche  die  Kaiserin  sich  von  dem  Siege  versprach, 
blieben  wegen  der  ängstlichen  Bedächtigkeit  des  Marschalls  aus,  der  es 
unterließ,  die  geschlagene  feindliche  Armee  rasch  zu  verfolgen  und  auf- 
zureiben. Während  er  sich  bedachte,  was  nun  zu  thun  sei,  berief  Fried- 
rich seinen  Bruder  mit  einem  Theile  der  in  Sachsen  stehenden  Armee  zu 
sich,  schaffte  Ersatz  für  das  verlorene  Kriegsgeräth  herbei,  brach  nach 
Schlesien  auf,  um  das  belagerte  Neisse  zu  entsetzen,  und  gewann  einen 
solchen  Vorsprung,  daß  man  ihn  einzuholen,  und  den  Entsatz  Neisses  zu 
verhindern,  nicht  mehr  für  möglich  hielt.  Daun  meldete  daher  nach 
Wien,  er  wolle  in  der  Zwischenzeit,  bis  der  König  aus  Schlesien  zurück- 
kehren könne,  Dresden  erobern  und  die  Preußen  aus  Sachsen  vertreiben. 
Als  er  am  9.  November  vor  Dresden  eintraf,  hatten  sich  die  bei  Gamig 
lagernden  Preußen  schon  in  die  Stadt  geworfen.  Daß  dies  geschehen 
werde,  war  vorauszusehen  gewesen,  von  ihm  jedoch  nicht  erwogen  wor- 
den. Nun  erklärte  er  die  Einnahme  Dresdens  durch  raschen  Angriff  für 
unmöglich,  sich  aber,  die  Belagerung  zu  unternehmen,  bei  dem  gänz- 
lichen Mangel  an  schwerem  Geschütz,  der  vorgerückten  Jahreszeit  und 
der  bevorstehenden  Rückkehr  des  Königs  für  völlig  außer  Stande.  Statt 
der  Befreiung  von  der  drückenden  preußischen  Herrschaft  brachte  er 
über  Dresden  schweres  Unglück,  indem  der  preußische  Commandant, 
Schmettau,  zur  Vertheidigung  der  Stadt  eine  grausame  Maßregel  ergriff 
und  die  Vorstädte  in  Brand  steckte.  Um  doch  nicht  ganz  vergeblich 
nach  Sachsen  marschirt  zu  sein,  trug  Daun  dem  Pfalzgrafen  Friedrich 
auf,  Leipzig  zu  besetzen,  und  dem  General  Hadik,  das  große  preußische 
Magazin  in  Torgau  zu  vernichten.  Auch  diese  Unternehmungen  mis- 
langen.  Der  Angriff  Hadik's  auf  Torgau  ward  abgeschlagen;  die  Be- 
setzung Leipzigs  unterblieb,  weil  der  König  herannahte.  Bei  dessen  An- 
märsche gegen  Neisse  hatte  General  Harsch  die  Belagerung  der  Festung 
aufgehoben,  hatten  die  Russen,  die  Kosel  belagerten,  sich  in  ihre  ge- 
wohnten Winterquartiere  zurückgezogen,  und  die  Schweden  sich  eben- 
falls in  die  ihrigen  begeben,  er  kehrte  daher  schon  von  Löwenberg  zum 
Schutze  Sachsens  zurück.  Daun,  für  den  nun  hier  nichts  mehr  auszu- 
richten war,  trat  am  IG.  November  den  Rückweg  nach  Böhmen  an. 

Während  Friedrich  Olmütz  belagerte,  setzte  Prinz  Ferdinand  von 
Braunschweig  im  Juni  über  den  Rhein  und  schlug  dann  die  Franzosen 
bei  Crefeld.  Erst  dem  Nachfolger  des  abberufenen  Clermont,  Contades, 
gelang  es,  die  alliirte,  durch  12000  Engländer  verstärkte  Armee  wieder 
über  den  Strom  zurückzudrängen,  worauf  er  im  September  durch  West- 
falen bis  an  die  Lippe  vorrückte.  Dorthin  wandte  sich  auch  Soubise, 
nachdem  der  ihm  untergeordnete  Broglie  bei  Kassel  eine  Abtheilung  der 
alliirten  Armee  besiegt  hatte,  und  schlug  eine  andere  Abtheilung  der- 
selben infolge  der  Ungeschicklichkeit  ihres  Führers,  des  Grafen  Oberg, 
vollständig  bei  Minden. 

Diese  von  der  eigenen  Armee  erfochtenen  Vortheile,  der  Abzug  des 
preußischen  Königs  von  Olmütz  und  dessen  Niederlage  bei  Hochkirch 
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versetzten  den  französischen  Hof  in  eine  so  kriegerische  Stimmung,  daß 
Bernis,  den  der  Papst  vor  kurzem  auf  Frankreichs  und  Oesterreichs  Ver- 
langen zum  Cardinal  erhoben  hatte,  nicht  nur  aus  dem  Ministerium  ver- 
abschiedet, sondern  sogar  aus  Frankreich  verbannt  wurde,  weil  er  zum 
Frieden  rieth.  Zu  seinem  Nachfolger  in  der  Leitung  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  wurde  der  Gesandte  am  wiener  Hofe,  Stainville,  be- 
rufen, der  mit  Beilegung  seines  alten  Familiennamens  „Choiseul"  den  her- 
zoglichen Titel  erhalten  hatte.  Er  schloß  sogleich  einen  neuen  Vertrag 
mit  Oesterreich,  der  diesem  noch  mehr  Vortheile  als  der  von  1756  ge- 
währte, nachdem  schon  früher  die  Verlobung  des  Kronprinzen  Joseph 
mit  der  Enkelin  Ludwig's  XV.,  der  Infantin  Isabella  von  Parma,  ver- 
tragsmäßig festgesetzt  worden  war.  Im  neuen  Vertrage  war  zwar  von 
der  Wiedereroberung  Schlesiens  und  der  Grafschaft  Glatz  für  Maria 
Theresia,  aber  auch  von  der  Abtretung  der  Niederlande  an  Frankreich 
und  den  Herzog  Parma  nicht  mehr  die  Rede.  Die  Kaiserin  verzichtete 
auf  die  Hülfeleistung  mit  24000  Mann,  statt  welcher  der  König  sich  ver- 
pflichtete, ihr  während  des  Kriegs  monatlich  250000  Gulden  zu  zahlen 
und  nach  dessen  Beendigung  die  bisherigen  Subsidienrückstände  im  Be- 
trage von  7,500000  Gulden  in  monatlichen  Raten  von  288000  Gulden 
vollständig  zu  tilgen  (demgemäß  empfing  Oesterreich  von  Frankreich  bis 
1769  80,500000  Livres^,  auch  versprach  Ludwig  100000  Mann  in 
Deutschland  zu  verwenden.^  Soubise  wurde  von  der  Armee  abberufen 
und  das  Commando  über  dieselbe  Contades  übergeben. 

1759.  Der  Feldzug  begann  mit  einem  Siege  der  Franzosen  unter  1759 
Broglie  über  den  Prinzen  Ferdinand  von  Braunschweig,  der  ihnen  Frank- 
furt entreißen  wollte  und  bei  Bergen  geschlagen  wurde.  Hierauf  drang 
Contades  im  Juni  und  Juli  bis  über  die  Weser  vor,  wurde  aber  von  Fer- 
dinand am  13.  Juli  bei  Preußisch-Minden  besiegt  und  über  den  Rhein 
zurückgedrängt,  wohin  dieser  ihm  folgte  und  neue  Vortheile  erfocht.  Es 
war  ein  Glück  für  die  Franzosen,  daß  Prinz  Ferdinand  genöthigt  war, 
den  damals  sehr  bedrängten  König  von  Preußen  den  Erbprinzen  Ferdi- 
nand von  Braunschweig  mit  12000  Mann  zu  Hülfe  zu  schicken,  wodurch 
die  alliirte  Armee  so  geschwächt  wurde,  daß  sie  über  den  Rhein  zurück- 
gehen mußte,  und  die  Franzosen  wieder  über  denselben  vordringen 
konnten,  nachdem  im  October  der  Oberbefehl  Contades  abgenommen 
und  Broglie  übergeben  worden  war. 

Maria  Theresia  bewog  den  petersburger  Hof  nach  langwierigen 
Unterhandlungen,  für  1759  den  Plan  zu  genehmigen,  nach  welchem  die 
österreichische  und  russische  Armee  unter  Daun's  Oberbefehl  vereinigt, 
in  Schlesien,  die  Reichsarmee  und  ein  österreichisches  Armeecorps  in 
Sachsen  operiren  sollten.  So  glaubte  man  den  König  Friedrich  zur  Thei- 
lung  seiner  Streitmacht  nöthigen,  die  getrennten  Ileerestheile  mit  Ueber- 
macht  erdrücken,  Schlesien  und  Sachsen  erobern  zu  können.  Die  Kai- 
serin forderte  Dann  dringend  auf,  angriffsweise  vorzugehen,  um  den  An- 
marsch der  Russen  zu  erleichtern,  aber  er  wagte  es  nicht,  und  rückte  blos 

'   Das    in    der   Revohition   entdeckte   rothe   Buch.  —   ^  Der  Vertrag  bei 
Arneth,  V,  458  fg. 
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von  Jaronirz  bis  Marklissa  vor.  Auch  Friedrich  beharrte  ruhig  in  der 
Stellung  bei  Landshut.  So  standen  die  Heere,  bis  auf  einige  Streifpav- 
tien,  die  sie  aussandten,  uuthätig  einander  gegenüber  und  setzten  sich 
erst  in  Bewegung,  als  die  Russen,  bei  denen  Soltikow  das  Commando 
übernommen  hatte,  und  Fermor  blos  als  Rathgeber  zurückgeblieben  war, 
Anfang  Juli  aus  Posen  aufbrachen.  Daun  schickte  Laudon  mit  einem 
starken  Armeecorps  den  Russen  an  die  Oder  entgegen,  dem  er  mit  der 
Hauptmacht  langsam  nachzog.  Friedrich  berief  seinen  Bruder  Heinrich 
aus  Sachsen,  damit  dieser  Schlesien  schütze,  während  er  mit  den  Russen 
kämpfen  werde.  General  Dohna  hielt  den  Vormarsch  der  letztern  auf, 
ohne  sich  in  ein  Treffen  einzulassen.  Das  genügte  dem  König  nicht;  er 
übergab  das  Commando  mit  dem  Befehl,  eine  Schlacht  zu  liefern,  dem 
General  Wedel,  der  aber,  als  er  am  23.  Juli  die  Russen  bei  Kay  tollkühn 
angriff,  vollständig  geschlagen  wurde.  Hierauf  rückte  Soltikow  unbe- 
lästigt  an  die  Oder  vor  und  besetzte  am  30.  Juli  die  Höhen  bei  Kuners- 
dorf  am  rechten  Ufer  der  Oder.  Laudon  traf  am  2.  August  am  linken 
ein  und  vereinigte  sich  jenseit  des  Flusses  mit  den  Russen.  Am  10.  Au- 
gust ging  Friedrich  über  die  Oder  und  führte  am  12.  August  sein  Heer 
zum  Angriff  auf  die  äußerst  feste  Stellung  der  ihm  an  Zahl  der  Truppen 
überlegenen  Gegner,  denn  er  mußte  sie  zu  schlagen  suchen,  bevor  Daun 
sich  mit  ihnen  vereinigte.  Der  Kampf  nahm  anfangs  einen  für  ihn  glück- 
lichen Verlauf;  die  Russen  wurden  zurückgedrängt  und  erlitten  große 
Verluste  an  Mannschaft  und  Geschützen.  Aber  Laudon  that  endlich  dem 
Vordringen  der  Preußen  Einhalt.  Seine  Stellung  auf  dem  Spitzberge 
unerschütterlich  behauptend,  schlug  er  deren  fort  und  fort  erneuerte 
Angriffe  zurück,  warf  sich  dann  um  5  Uhr  nachmittags  mit  vierzehn 
Schwadronen  auf  die  ermatteten  preußischen  Scharen  und  gab  dem 
Kampfe  eine  entscheidende  Wendung.  Die  Russen  und  Oesterreicher 
drangen  nun  unaufhaltsam  vor;  das  feindliche  Heer  löste  sich  in  wilde 
Flucht  auf  und  verlor,  rastlos  verfolgt,  bei  20000  Mann  und  200  Ka- 
nonen. Die  Niederlage,  die  Friedrich  hier  erlitt,  war  so  groß,  daß  man 
ihn  für  verloren  hielt,  und  er  selbst  an  seinem  Schicksal  verzweifelte. 

Aber  gerade  jetzt  zeigte  sich  seine  an  Hülfsmitteln  unerschöpfliche 
Geisteskraft  im  glänzendsten  Lichte.  Er  sammelte  und  ordnete  seine 
zerstreuten  Truppen  mit  bewunderungswürdiger  Schnelligkeit ,  zog 
Mannschaft  und  Ki'iegsgeräth  von  allen  Seiten  herbei  und  stand  binnen 
kurzer  Zeit  wieder  an  der  Spitze  eines  achtunggebietenden  Heeres.  Dazu 
verschafften  ihm  freilich  die  russischen  Heerführer  und  Daun  die  Mög- 
lichkeit. Die  erstem,  die  in  Schlesien  einrücken  sollten,  weigerten  sich, 
noch  etw^as  zu  unternehmen,  weil  ihre  Armee  in  zwei  Schlachten  schon 
zu  große  Verluste  erlitten  habe,  und  traten  im  October  den  Rückmarsch 
nach  Polen  an.  Daun  aber  bewegte  sich  gleichsam  im  Kreise,  ohne 
weder  dem  besiegten  König  auf  den  Leib  zu  rücken,  noch  den  Prinzen 
Heinrich,  der  in  Sachsen  stand,  anzugreifen.  Dieser  konnte  zwar  bei 
der  geringen  Anzahl  seiner  Truppen  nicht  hindern,  daß  Schmettau  ge- 
zwungen wurde,  Dresden  am  4.  September  mit  Capitulation  zu  über- 
geben, und  die  Oesterreicher  Leipzig,  Torgau  und  Wittenberg  besetzten ; 
als  aber  der  Erbprinz  von  Braunschweig  ihm  14000  Mann  zugeführt 
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and  seine  Armee  die  Stärke  von  40000  Mann  erreicht  hatte,  bemäch- 
tigte er  sich  der  zwei  letztern  Städte  wieder  und  nahm  bei  Torgau  Stel- 
lung. Daun,  dem  strengen  Befehl  der  Kaiserin,  die  Preußen  aus  Sachsen 
zu  vertreiben,  gehorchend,  zog  endlich  gegen  ihn.  Da  aber  der  Prinz 
den  Herzog  von  Aremberg,  der  ihn  hätte  umgehen  sollen,  am  29.  Oc- 
tober  empfindlich  schlug,  und  König  Friedrich,  der,  der  Russen  entledigt, 
für  Schlesien  nichts  mehr  zu  befürchten  hatte,  heranmarschirte,  um  Dres- 
den und  was  sonst  von  Sachsen  verloren  war,  wieder  zu  erobern,  er- 
klärte Daun  mit  Zustimmung  seiner  Generale,  daß  nun  jede  Offensiv- 
operation unmöglich,  und  nichts  anderes  übrig  sei,  als  eine  feste  Stellung 
einzunehmen,  in  der  man  das  Erzgebirge  und  Dresden  decken  könne. 
Eine  solche  nahm  er  hinter  dem  Plauenschen  Grunde,  mit  dem  rechten 
Flügel  an  Dresden  gelehnt.  Friedrich,  nachdem  er  in  Sachsen  einge- 
troffen war  und  sich  mit  seinen  dort  stehenden  Streitkräften  vereinigt 
hatte,  schlug  zwischen  Kesselsdorf  und  Wilsdruf  Lager  und  schickte  den 
General  Fink  in  Daun's  Rücken  nach  Maxen,  wodurch  er  diesen  für  seine 
Rückzugslinie  nach  Böhmen  besorgt  zu  machen  und  zum  eiligen  Ab- 
marsch dorthin  zu  verleiten  hoffte.  Aber  der  Plan,  auf  solche  Weise  die 
baldige  Einnahme  Dresdens  herbeizuführen,  ward  dem  König  verderb- 
lich. Daun  verließ  seine  feste  Stellung  nicht,  sondern  umzingelte  Fink, 
der  nicht  vorsichtig  genug  war,  sich  der  Gefahr,  umringt  zu  werden,  bei 
Zeiten  zu  entziehen,  und  zwang  ihn  am  21.  November  sich  mit  12000 
Mann  kriegsgefangen  zu  ergeben.  Nach  diesem  schweren  Schlag  ver- 
harrte der  König  dennoch  in  seiner  Stellung,  in  welcher  ihn  Daun  nicht 
anzugreifen  wagte,  und  beide  Heere  standen  längere  Zeit  einander  gegen- 
über, den  Leiden  der  Mannschaft  durch  Unwetter  und  Krankheiten 
trotzend. 

England  hatte  auch  1759  Frankreich  zu  Meer  und  Land  besiegt; 
dennoch  fühlte  sich  dessen  Regierung  durch  das  Misgeschick  und  die  Er- 
schöpfung des  Königs  Friedrich  bewogen,  gemeinschaftlich  mit  ihm  den 
Gegnern  Frieden  anzubieten,  den  er  mit  einigen  Gebietsabtretungen  zu 
erkaufen  bereit  war.  Choiseul,  der,  seit  er  Premierminister  geworden, 
immer  mehr  zu  der  Erkenntniß  kam,  wie  sehr  Frankreich  des  Friedens 
bedürfe,  ergriff  die  dargebotene  Gelegenheit,  denselben  seinem  Yater- 
lande  zu  verschaffen,  und  suchte  dessen  Verbündete,  besonders  Maria 
Theresia,  zu  überzeugen,  daß  sie  von  der  Fortsetzung  des  bisher  ohne 
Erfolg  geführten  Kriegs  keinen  Gewinn  zu  erwarten  hätten.  Die  Ver- 
bündeten hegten  die  entgegengesetzte  Meinung  und  glaubten,  durch  stand- 
haftes Ausharren  ihre  vorgesetzten  Ziele  erlangen,  die  Kaiserin  Schlesien 
wieder  gewinnen,  die  Zarin  die  Provinz  Preußen  mit  Rußland  vereinigen 
zu  können,  indem  der  König  von  Preußen  der  Macht  der  großen  ver- 
bündeten Staaten  unmöglich  noch  lange  widerstehen  würde.  Darauf 
wies  Kaunitz  in  künstlich  abgefaßten  Staatsschriften  hin  und  be- 
wirkte, daß  der  französische  Hof  sich  zur  Fortführung  des  Kriegs 
entschloß,  der  russische  seine  Armee  in  Schlesien  einrücken  zu  lassen 
versprach. 

1760.    Dem  Plane  gemäß,  der  in  Wien  für  den  bevorstehenden  Feld-  1760 
zug  entworfen  wurde,  sollte  Daun  mit  der  Hauptmacht  den  preußischen 
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König  in  Sachsen  festhalten,  Laudon  mit  einer  zweiten  Armee  in  Schle- 
sien angriffsweise  verfahren,  Lacy  ein  Arraeecorps  befehligen,  und  das 
russische  Heer  gegen  Breslau  vordringen.  Laudon  brach  am  30.  Mai 
aus  Böhmen  nach  Schlesien  auf.  Beim  Marsche  durch  die  Grafschaft 
Glatz  faßte  er  den  Entschluß,  der  nur  schwach  besetzten  Festung  Glatz 
sich  zu  bemächtigen,  machte  aber  solche  Bewegungen,  daß  der  preußische 
General  Fouquet  meinte,  es  sei  auf  Breslau  abgesehen,  und  die  Anhöhen 
bei  Landshut  verließ,  um  die  bedrohte  Landeshauptstadt  zu  schützen. 
König  Friedrich  befahl  ihm,  die  Anhöhen  um  jeden  Preis  wieder  zu  neh- 
men. Als  er  dieselben  am  23.  Juni  angriff,  schlug  ihn  Laudon  so  gänz- 
lich, daß  er  mit  8000  Mann  die  Waffen  strecken  mußte.  Nun  raarschirte 
auch  Dann  nach  Schlesien,  in  der  Absicht,  dem  König  den  Weg  dahin 
gänzlich  zu  sperren,  damit  die  Oesterreicher  Glatz  und  Schweidnitz,  die 
Russen  Breslau  erobern  könnten.  Friedrich  dagegen,  nachdem  er  ver- 
geblich sich  angestrengt  hatte,  vor  Daun  Schlesien  zu  erreichen ,  zog 
gegen  Dresden  und  überschüttete  die  Stadt,  damit  sie  gezwungen  werde, 
sich  schnell  zu  ergeben,  mit  Kugeln  und  Brandgeschossen.  Das  durfte 
Maria  Theresia  nicht  geschehen  lassen;  sie  befahl  also  Daun,  Dresden 
eilig  zu  entsetzen.  Daun  marschirte  äußerst  langsam,  und  als  er,  mit  der 
Reichsarmee  vereinigt,  vor  Dresden  augelangt  war,  vorgeschobene 
Posten  der  Preußen  zurückgedrängt  und  einige  Batterien  zerstört  hatte, 
schrieb  er  Lacy,  er  habe  die  Stadt  gegen  Eroberung  wol  gesichert,  wisse 
aber  nicht,  wie  er  es  anstellen  solle,  daß  sie  nicht  im  Angesichte  seiner 
Armee  in  Flammen  aufgehe.  Aus  dieser  Verlegenheit  half  ihm  Laudon, 
der  am  25.  Juli  Glatz  einnahm.  Am  28.  Juli  ei-hielt  Friedrich  die  Nach- 
richt, daß  die  Festung  gefallen  sei,  und  am  folgenden  Tage  zog  er  nach 
Schlesien  ab. 

Nach  dem  Siege  Laudon's  bei  Landshut  versprachen  Soltikow  und 
Fermor,  geradeswegs  gegen  Breslau  zu  marschiren  und  Anfang  August 
dort  einzutreffen.  Laudon  wollte  weder  die  Stadt  den  Mishandlungen 
der  Russen  preisgeben,  noch  die  dort  aufgehäuften  Magazine  in  ihi-e 
Hände  fallen  lassen,  und  beschloß,  die  Eroberung  der  erstem  vor  ihrer 
Ankunft  zu  versuchen.  Am  31.  Juli  stand  er  vor  Breslau,  ward  jedoch 
schon  nach  einigen  Tagen  durch  den  Anmarsch  des  Prinzen  Heinrich 
genöthigt,  wieder  abzuziehen.  Mittlerweile  war  Daun  dem  König  nach 
Schlesien  gefolgt.  Dieser  bezog  fast  täglich  andere  Stellungen,  um  einem 
Zusammenstoße  mit  der  überlegenen  Macht  seiner  Gegner  auszuweichen 
und  stand  bei  Liegnitz,  als  die  österreichischen  Feldherren  beschlossen, 
ihm  am  15.  August  die  Schlacht  zu  liefern,  in  welcher  sein  Heer  ver- 
nichtet werden  sollte.  Zufällig  brach  Friedrich  am  Abend  des  14.  Au- 
gust auf,  um  sich  mit  seinem  Bruder  zu  vereinigen.  Die  Wachtfeuer,  die 
er  im  Lager  unterhalten  ließ,  verbargen  den  Oesterrei ehern  seinen  Ab- 
marsch. Laudon,  der  am  selben  Abend  von  Koischnitz  nach  dem  Platz 
aufgebrochen  war,  den  er  in  der  Schlacht  einnehmen  sollte,  wurde  daher 
nicht  wenig  überrasclit,  als  er  am  Morgen  auf  das  im  Marsch  begriffene 
preußische  Heer  stieß,  schritt  jedoch  uuverweilt  zum  Angriff  in  der 
sichern  Erwartung,  daß  Daun  und  Lacy  bald  ankommen  und  in  den 
Kampf  eingreifen  würden.    Aber  diese  blieben  aus,  und  er  erlitt  unweit 
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Liegnitz  die  schwere  Niederlage,  in  welcher  er  mehr  als  10000  Mann 
an  Todten,  Verwundeten  und  Gefangenen  verlor.  Infolge  derselben  ging 
Czernitschew,  der  die  Oder  mit  der  Vorhut  bereits  überschritten  hatte, 
wieder  über  den  Fluß  zurück,  und  weigerten  sich  Soltikow  und  Fermor 
über  denselben  zu  setzen.  Hierauf  erklärten  die  österreichischen  Feld- 
herren einstimmig,  daß  in  diesem  Feldzuge  nichts  Wichtiges  mehr  unter- 
nommen werden  könne.  Damit  aber  doch  etwas  geschehe,  wurde  mit 
den  Russen  ein  gemeinschaftlicher  Streifzug  in  die  Mark  Brandenburg 
verabredet.  Czernitschew  und  Todleben  waren  bereits  mit  30000  Mann 
vor  Berlin  eingetroffen,  als  Lacy  mit  17000  Mann  am  7.  und  8.  October 
dort  anlangte.  Die  Magazine  in  Berlin  wurden  großentheils,  die  Gewehr- 
fabriken in  Potsdam  gänzlich  vernichtet,  die  königlichen  Paläste  und 
alles  Privateigenthum  mit  Plünderung  verschont,  aber  schwere  Brand- 
steuern eingetrieben.  Am  12.  October  traten  die  Russen  den  Rückmarsch 
über  die  Neumark  an,  die  sie  grausam  verheerten.  Am  13.  October 
zogen  auch  die  Oesterreicher  von  Berlin  ab,  deren  ganze  Beute  aus  zehn 
Kanonen  und  50000  Gulden  bestand,  welche  ihnen  die  Russen  von  den 
Brandsteuern  überließen.  Die  Zarin  zürnte  Soltikow,  der  ihren  Befehlen, 
den  Krieg  energisch  zu  führen,  nicht  gehorcht  hatte,  rief  ihn  ab  und  über- 
trug den  Oberbefehl  dem  noch  weit  unfähigem  Marschall  ßuturlin,  der 
sich  wie  jener  von  Fermor  gänzlich  leiten  ließ  und  die  Armee  an  die 
Weichsel  zurückführte. 

Als  die  österreichischen  Feldherren  erklärten,  17  60  könne  nichts  Wich- 
tiges mehr  unternommen  werden,  ließen  sie  die  rastlose  Thätigkeit  ihres 
großen  Gegners  außer  Acht.  Nach  seinem  Abmärsche  aus  Sachsen  ge- 
wannen die  Führer  der  Reichsarmee,  Pfalzgraf  Friedrich  von  Zwei- 
brücken und  Feldzeugmeister  Hadik,  über  die  wenigen  dort  zurückge- 
bliebenen Preußen  erhebliche  Vortheile.  Sie  besetzten  Leipzig,  schlugen 
den  General  Hülsen  bei  Strehla,  eroberten  dann  Torgau  und  Wittenberg 
und  verdrängten  die  Preußen  aus  dem  größern  Theile  Sachsens.  So- 
bald Friedrich  sah,  daß  er  für  Schlesien  nichts  Ernstes  mehr  zu  fürchten 
habe  und  dort  gegen  das  unangreifbare  Lager  der  Oesterreicher  nichts 
auszurichten  vermöge,  beschloß  er,  nach  Sachsen  zu  ziehen,  wo  er  den 
Fortschritten  der  Reichsarmee  Einhalt  thun  wollte  und  Dann,  der  ihm 
dorthin  folgen  müsse,  zu  schlagen  hoö"te.  „Siegen  oder  sterben  ist  meine 
Devise",  schrieb  er  seinem  Bruder  Heinrich,  und  brach  am  6.  October 
auf.  Tags  darauf  trat  auch  Daun  den  Weg  nach  Sachsen  an,  vereinigte 
sich  am  22.  October  mit  Lacy  und  bezog  auf  den  Höhen  von  Siptiz  un- 
weit Torgau  ein  Lager.  Hier  kam  es  am  3.  November  zu  der  blutigsten 
Schlacht  im  ganzen  Siebenjährigen  Kriege.  Am  Morgen  dieses  Tages 
setzte  sich  das  preußische  Heer  von  Langenreichenbach  in  Bewegung; 
mit  dem  größern  Theile  desselben  wollte  der  König  das  österreichische 
Lager  von  einer,  mit  dem  kleinern  Theile  sollte  es  Zieten  von  einer 
andern  Seite  angreifen.  Zieten  traf  unterwegs  auf  feindliche  Posten, 
mit  denen  er  ins  Handgemenge  gerieth.  Das  Geschützfeuer  machte  den 
König  glauben,  sein  Feldherr  habe  bereits  den  Angriff  begonnen.  Er 
eilte  daher  durch  den  Wald,  der  ihn  vom  Feinde  trennte,  trieb  dessen 
Scharen,  auf  die  er  dort  stieß,  vor  sich  her  und  erschien  um  2  Uhr  nach- 
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mittags  am  Saume  des  Gehölzes.  Obgleich  mit  einem  furchtbaren  Ge- 
schützfeuer empfangen,  ließ  er  sogleich  die  Infanterieregimenter,  mit  de- 
nen er  vorausgeeilt  war,  gegen  das  feindliche  Lager  vorgehen  und 
schickte  ihnen  das  andere  Fußvolk  und  die  Reiterei,  wie  sie  anlangten, 
zur  Unterstützung.  Nach  einem  äußerst  hartnäckigen,  wechselvollen 
Kampfe,  in  welchem  Positionen  mehrmals  genommen  und  wieder  ver- 
loren wurden,  und  der  bis  zum  Abend  anhielt,  mußten  die  Preußen  end- 
lich das  Schlachtfeld  räumen.  Dann,  der,  von  einer  Musketenkugel  ver- 
wundet und  am  Boden  liegend.  Befehle  ertheilt  hatte,  hielt  nun  seinen 
Sieg  für  gesichert,  ließ  sich  nach  Torgau  bringen  und  fertigte  einen  Cu- 
rier  mit  der  Siegesbotschaft  nach  Wien  ab.  Da  trat  in  der  letzten  Stunde 
eine  Wendung  ein.  Zieten,  der  einen  weiten  Umweg  genommen  hatte, 
traf  endlich  auf  dem  ihm  angewiesenen  Platz  ein  und  nun  entbrannte 
die  Schlacht  gräßlich  von  neuem  und  wüthete  einen  Theil  der  Nacht  hin- 
durch. In  der  Dunkelheit  durcheinandergewirrt,  schössen  Preußen  auf 
Preußen,  Oesterreicher  auf  Oesterreicher  und  bedeckten  die  Erde  mit 
Verwundeten  und  Todten,  bis  endlich  die  letztern,  im  frühern  hart- 
näckigen Kampfe  schon  aufgelöst  und  ermüdet,  auch  durch  den  uner- 
warteten Anfall  erschüttert,  wichen  und  um  Mitternacht  durch  Torgau 
über  die  Elbe  zurückgingen.  Der  nicht  mehr  geholFte  Sieg  setzte  Fried- 
rich wieder  in  den  Besitz  des  größten  Theils  von  Sachsen.  Der  Feldzug 
hatte  also  nur  die  Zahl  der  Schlachtfelder  vermehrt  und  neue  Drangsale 
über  die  Völker  gebracht. 

Ebenso  führte  auch  der  Kampf  der  Franzosen  mit  der  englisch-han- 
17C0  noverischen  Armee  1760  zu  keiner  Entscheidung  des  langen  blutigen 
Streites.  Zwar  schlug  Marschall  Broglie  den  Erbprinzen  von  Braun- 
schweig, der  seine  Vorhut  bei  Erbach  angriff;  der  Erbprinz  dagegen 
siegte  bei  Emsdorf,  und  am  31.  Juli  brachte  Prinz  Ferdinand  von  Braun- 
schweig den  Franzosen  bei  Marburg  eine  empfindliche  Niederlage  bei; 
aber  der  Feldzug,  in  dem  kein  Theil  ein  entschiedenes  Uebergewicht  er- 
hielt, endigte  damit,  daß  beide  abermals  fast  dieselben  Stellungen  ein- 
nahmen, die  sie  im  vorhergehenden  Jahre  behauptet  hatten. 

Am  6.  October  fand  die  Vermählung  des  Kronprinzen  Joseph  und 
der  Infantin  Isabella  von  Parma  trotz  des  dringendsten  Geldmangels  mit 
außerordentlicher  Pracht  statt.  Beim  Festessen  in  der  Hofburg  wurde 
ein  neues  kostbares  goldenes  Tafelservice  zum  ersten  mal  gebraucht.  Ein 
seltsamer  Contrast  mit  der  vor  kurzem  streng  anbefohlenen  Einlieferung 
alles  Silbergeschirrs  in  die  Münze. 

Der  Tod  König  Georg's  II.  am  25.  October  und  die  Thronbesteigung 
seines  Enkels  Georg  III.  weckten  am  wiener  Hofe  weder  Besorgniß  und 
Hoffnung,  denn  man  wußte,  England  werde  seine  Politik  nicht  ändern, 
solange  Pitt  am  Staatsruder  bleibe.  Desto  peinlicher  wurde  Maria 
Theresia  durch  die  Denkschriften  Choiseul's  berührt,  in  denen  dieser  un- 
ablässig zum  Frieden  drängte.  Eine  im  September  übergebene  wies  auf 
eine  für  Oesterreich  kränkende  Weise  auf  die  Erfolglosigkeit  des  bis- 
herigen Kriegs  hin,  ließ  die  Drohung  durchschimmern,  Frankreich  könne 
genöthigt  sein,  einen  Separatfrieden  zu  schließen,  gab  zu  bedenken, 
welche  Verluste  Oesterreich    bevorständen,   wenn   es   den   Krieg   ohne 
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Bundesgenossen  führen  müßte  und  verlangte,  daß  sich  die  Kaiserin  über 
ihre  Entschlüsse  und  Hülfsmittel  unverhohlen  äußere.  Kaunitz  antwor- 
tete: die  Kaiserin  wünsche  ebenfalls  einen  billigen  und  ehrenvollen  Frie- 
den zu  schließen,  sehe  aber  in  einem  Congreß  sämmtlicher  kriegführen- 
den Mächte  das  zweckmäßigste  Mittel,  einen  solchen  zu  erlangen.  Hier- 
auf erwiderte  Choiseul  im  Januar  1761:  die  Beendigung  des  Kriegs  17C1 
durch  einen  Congreß  erreichen  wollen,  heiße  dieselbe  in  die  weite  Ferne 
rücken.  Um  aller  Verzögerung  vorzubeugen,  schlage  er  den  Abschluß 
eines  Waffenstillstandes  auf  unbestimmte  Zeit  vor,  währenddessen  Frank- 
reich und  England,  denen  ihre  Verbündeten  ihre  Ansichten  und  Begehren 
kundzugeben  hätten,  die  Friedensunterhandlungen  führen  sollten.  Die 
Zumuthung,  daß  Oesterreich  seine  Angelegenheiten  andern  Mächten  und 
darunter  einer  feindlichen,  überlasse,  wurde  zurückgewiesen,  die  Noth- 
wendigkeit  des  Congresses  behauptet,  die  Dauer  des  WaflFenstillstandes 
auf  sechs  Monate  beschränkt.  Rußland  und  Schweden,  denen  Choiseul 
dasselbe  vorgeschlagen  hatte,  gaben  eine  der  österreichischen  gleichlau- 
tende Erklärung  und  auch  Frankreich  trat  derselben  bei.  Demzufolge 
ließen  die  Gesandten  der  verbündeten  Mächte  am  französischen  Hofe 
der  englischen  Regierung  ein  Memorandum  übergeben,  in  welchem  sie 
einen  Friedenscongreß,  der  sich  in  Augsburg  versammeln  könnte,  bean- 
tragten, aber  auf  Oesterreichs  Wunsch  den  Waffenstillstand  nicht  er- 
wähnten. England  und  Preußen  stimmten  der  Berufung  eines  Congresses 
nach  Augsburg  bei  und  versprachen,  die  dorthin  zu  sendenden  Bevoll- 
mächtigten sogleich  zu  ernennen. 

1761.  Mit  dem  Congreß  ohne  vorhergehenden  Abschluß  eines  Waffen-  1761 
Stillstandes  beabsichtigten  Maria  Theresia  und  Kaunitz  unleugbar,  den 
Krieg  ungehindert  fortführen  zu  können  und  sich  doch  auch  den  Weg 
zum  Frieden  offen  zu  halten.  Um  so  erfreulicher  wurden  sie  durch  den 
Operationsplan  überrascht,  den  die  russische  Regierung  Ende  April  vor- 
legte. Derselbe  lautete:  ein  russisches  Corps  werde  in  Pommern  ein- 
rücken und,  von  einer  Flotte  unterstützt,  Kolberg  belagern;  eine  xVrmee 
von  70000  Mann  sich  in  Posen  sammeln,  von  da  nach  Schlesien  in  der 
Richtung  auf  Breslau  vordringen  und  sich  mit  Laudon  vereinigen,  der 
wenigstens  60000  Mann  befehligen  solle;  Dann  aber  habe  die  Preußen 
in  Sachsen  festzuhalten,  wenn  ihm  dies  nicht  gelänge,  ihnen  unverweilt 
nach  Schlesien  zu  folgen.  Noch  am  selben  Tage,  an  welchem  dieser 
Operationsplan,  der  dem  von  Oesterreich  im  vergangenen  Jahre  vorge- 
schlagenen sehr  ähnlich  sah,  in  Wien  angekommen  war,  ergingen  die 
zur  Ausführung  desselben  nöthigen  Befehle.  Dem  obersten  Feldherrn 
Daun  ^,  der  sich  schon  in  Sachsen  befand,  ward  eingeschärft,  was  man 
im  vorigen  Feldzuge  von  ihm  erwartet  hatte  und  Rußland  jetzt  neuer- 
dings forderte,  zu  bewerkstelligen,  aber  zugleich  der  unwillkommene  Be- 
fehl ertheilt,  die  Armee  Laudon's,  die  um  Glatz  lag,  bis  auf  60000  Mann 

'  Maria  Theresia  hatte  ihui  den  Oberbefehl  wieder  übergeben,  ohnerachlet 
die  öflfentliche  Meinung  und  die  verbündeten  Mächte  sich  nachdrücklich  da- 
fjegen  erkliirten. 

Feßler.   V.  25 
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ZU  verstärken.  König  Friedrieb,  der  früher  als  die  österreichische  Re- 
gierung durch  seine  Freunde  am  russischen  Hofe  Kenntniß  von  dem 
Operationsplan  erhalten  hatte,  brach,  ura  denselben  zu  vereiteln,  noch 
ehe  jene  Befehle  vollstreckt  worden  waren,  aus  Sachsen  nach  Schle- 
sien auf.  Laudon  konnte  erst  am  19.  Juli,  nachdem  seine  Armee  die 
Stärke  von  60000  Mann  erlangt  hatte,  von  Glatz  den  Weg  über  Frauen- 
stein und  Münsterberg  nach  der  obern  Oder  antreten,  um  sich  mit  den 
Russen  in  Verbindung  zu  setzen.  Schon  am  23.  Juli  stand  Friedrich  bei 
Neisse  und  verlegte  ihm  diesen  Weg.  Sich  denselben  mit  Gewalt  zu 
öffnen,  wagte  Laudon  nicht,  sondern  schlug  Buturlin  vor,  an  der  Oder 
hinabzuziehen,  unterhalb  Breslau  über  dieselbe  zu  setzen  und  zwischen 
Jauer  und  Liegnitz,  wohin  er  marschiren  werde,  sich  mit  ihm  zu  ver- 
einigen. Buturlin  befolgte  den  Vorschlag  und  traf  am  19.  August  in  der 
Nähe  von  Liegnitz  ein.  Unterdessen  hatte  der  König  bei  Bunzelwitz  ein 
Lager  bezogen,  dessen  natürliche  Festigkeit  er  unablässig  verstärkte. 
Laudon  drang  darauf,  ihn  daselbst  mit  vereinigten  Streitkräften  anzu- 
greifen; der  russische  Feldmarschall  erhob  erst  allerhand  Bedenklich- 
keiten gegen  das  kühne  Unternehmen,  verweigerte  dann  seine  Mitwirkung 
zu  demselben,  ging  endlich,  Mangel  an  Lebensmitteln  und  die  Absicht, 
nach  Berlin  zu  marschiren,  vorwendend,  über  die  Oder  zurück  und  ließ 
nur  Czernitschew  bei  Laudon.  So  blieben  zwar  die  großen  Hoffnungen, 
die  man  in  Wien  auf  die  Vereinigung  mit  den  Russen  gesetzt  hatte,  un- 
erfüllt, aber  der  Feldzug  brachte  dennoch  einigen  Gewinn  für  kurze  Zeit. 
Friedrich  mußte  seine  arg  zusammengeschmolzenen  Streitkräfte,  die  er 
nicht  mehr  zu  ergänzen  vermochte,  schonen;  er  beabsichtigte  daher,  Lau- 
don, ohne  ihm  eine  Schlacht  zu  liefern,  zum  Abmarsch  aus  Schlesien  zu 
verleiten,  und  rückte  Ende  September  gegen  Mähren  vor.  Laudon  zog 
ihm  nach,  wandte  sich  jedoch  mit  15000  Mann  gegen  Schweidnitz,  das 
eine  ungenügende  Besatzung  hatte,  und  erstürmte  es  am  1.  October. 
Kurz  darauf  legte  der  König  seine  Truppen  in  die  Winterquartiere,  und 
ein  Theil  der  österreichischen  Armee  marschirte  nach  Sachsen.  Dort 
hatte  Daun  gegen  den  Prinzen  Heinrich,  ohnerachtet  er  diesem  weit 
überlegen  war  und  von  der  Kaiserin  dringend  aufgefordert  wurde,  einen 
entscheidenden  Schlag  zu  führen,  den  ganzen  Sommer  hindurch  nichts 
unternommen,  und  glaubte,  auch  nachdem  seine  Armee  durch  den  Zu- 
zug aus  Schlesien  verstärkt  worden  war,  damit,  daß  er  Freiberg  und 
das  Erzgebirge  besetzte,  alles  ihm  Mögliche  gethan  zu  haben.  Kolberg 
ergab  sich  nach  langer  Belagerung  am  16.  November  an  die  Russen. 

Nicht  mehr  als  die  Oesterreicher  und  Russen  richteten  1761  die 
französischen  Armeen  aus,  deren  eine  am  Main  von  60000  Mann  Broglie, 
die  andere  am  Rhein  von  80000  Mann  Soubise  befehligte.  Beiden,  die 
sich  mit  dem  größern  Theile  ihrer  Truppen  vereinigt  hatten,  brachte 
Prinz  Ferdinand  von  Braunschweig  am.  16.  Juli  bei  Bellinghausen  eine 
Niederlage  bei.  Später  verdrängte  Soubise  den  Erbprinzen  von  Braun- 
schweig aus  Ostfriesland,  eroberte  Wolfenbüttel  und  belagerte  Braun- 
schweig;  aber  Prinz  Ferdinand  entsetzte  die  Stadt,  und  nun  wichen  die 
Franzosen  zurück   und  befanden  sich  trotz  ihrer  U ebermacht,   als  die 
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Winterruhe  eintrat,  abermals  so  ziemlich  in  den  Stellungen,  die  sie  vor 
dem  Feldzug  eingenommen  hatten. 

Mittlerweile  unterhandelte  Choiseul  eifrig  mit  der  englischen  Regie- 
rung über  einen  Separatfrieden,  brach  aber  die  Unterhandlungen  ab, 
nachdem  es  ihm  gelungen  war,  mit  dem  König  Karl  III.  von  Spanien' 
im  August  den  Familienpact  der  bourbonischen  Mächte  abzuschließen, 
und  übernahm  selbst  das  Kriegsministerium,  damit  der  Krieg  im  Verein 
mit  diesem  Bundesgenossen  um  so  energischer  geführt  werde.  Pitt  schied 
dagegen  aus  dem  Ministerium,  weil  sein  Verlangen,  daß  England  den 
Krieg  an  Spanien  erkläre,  vom  König  und  dem  Minister  Bute  abgelehnt 
wurde,  und  Bute  trat  an  die  Spitze  der  Regierung.  Der  Beitritt  des 
spanischen  Königs  zu  dem  Bündnisse  wider  England  und  Preußen  und 
der  Rücktritt  Pitt's,  der  Friedrich's  treuester  Bundesgenosse  gewesen, 
konnte  für  Maria  Theresia  nur  höchst  erwünscht  sein,  da  ihre  eigenen 
Mittel  zur  Fortsetzung  des  Kriegs  gänzlich  erschöpft  waren.  Schon  zu 
Anfang  von  1760  war  man  gezwungen,  die  erhöhten  Gehalte,  welche 
die  Oberoffiziere  im  Kriege  bezogen,  herabzusetzen  und  die  Zahl  der 
Generale  zu  vermindern;  jetzt  aber  war  der  Geldmangel  so  drückend 
geworden,  daß  man  sogar  zur  Reduction  des  Heeres  schritt.  Man  glaubte 
dieselbe  vornehmen  und  doch  im  nächsten  Feldzuge  den  vollständigen 
Sieg  erkämpfen  zu  können,  denn  man  kannte  die  wahrhaft  verzweifelte 
Lage  des  Königs  von  Preußen.  Sein  Heer  war  auf  60000  Mann  zu- 
sammengeschmolzen und  nicht  mehr  das  alte;  seine  Länder  waren  ent- 
weder vom  Feinde  besetzt  oder  verwüstet;  König  Georg  IH.  und  sein 
Minister  Bute  waren  ihm  feindlich  gesinnt,  erneuerten  den  Subsidien- 
vertrag  mit  ihm  für  1762  nicht,  und  theilten  dem  wiener  Hofe  mit,  daß 
>ie  ihn  aufgefordert  haben,  mit  Oesterreich,  so  gut  er  könne,  Frieden  zu 
schließen;  sein  Untergang  schien  unvermeidlich. 

1762.  Da  starb  die  Zarin  Elisabeth  am  5.  Januar  1762  und  Fried-  1702 
rieh  war  gerettet.  Ihr  Nachfolger,  Peter  IIL,  bekanntlich  ein  enthu- 
siastischer Bewunderer  Friedrich's,  trat  mit  diesem  sogleich  in  ein  freund- 
schaftliches Verhältniß  und  betrieb  den  Abschluß  des  Friedens  mit  ihm 
mit  ungeduldiger  Eile.  Schon  am  23.  Februar  ließ  er  den  bisherigen 
Verbündeten  Rußlands  seinen  Rücktritt  vom  Bündnisse  anzeigen  und 
rief  Czernitschew  aus  Schlesien  in  die  Provinz  Preußen  zurück.  Am 
16.  März  schloß  er  Waffenstillstand,  am  5.  Mai  ein  Schutz-  und  Trutz- 
bundniß  mit  dem  König  und  gab  ihm  die  von  den  Russen  eroberten 
preußischen  Gebiete  zurück.  Am  «.  Mai  trug  er  seinem  Botschafter  auf, 
den  österreichischen  Hof  aufzufordern,  den  Krieg  mit  Preußen  zu  be- 
endigen, indem  er  widrigenfalls  seinem  Bundesgenossen  mit  40000  Mann 
beistehen  müßte,  und  noch  bevor  die  drohende  Aufforderung  in  Wien 
angelangt  war,  befahl  er  Czernitschew,  sich  mit  dem  preußischen  Heere 
in  Schlesien  zu  vereinigen.  Die  in  Rußland  erfolgten  Veränderungen 
l)t'wirkten  auch,  daß  Schweden  den  von  seinem  aristokratischen  Reichs- 
rathe  willkürlich  begonnenen  und  schmählich  geführten  Krieg  durch 
den  mit  Preußen  am  22.  Mai  zu  Hamburg  geschlossenen  Frieden  be- 
endigte. 
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Als  Rußland  vom  Bunde  abfiel  und  sein  Gewicht  in  die  Wagscbale 
Preußens  zu  legen  drohte,  glaubte  der  österreichische  Hof,  dem  König, 
der  unbeschränkt  über  seine  Streitkräfte  gebot,  einen  Feldherrn  mit  er- 
weiterter Machtvollkommenheit  entgegenstellen  zu  müssen,  und  übertrug 
Daun  mit  dem  Oberbefehl  in  Schlesien  zugleich  das  Präsidium  des  Hof- 
kriegsrathes.  Die  hierdurch  erweiterte  Vollmacht  flößte  dem  Marschall 
keine  größere  Entschlossenheit  ein.  Obgleich  von  der  bevorstehenden 
Vereinigung  Czernitschew's  mit  Friedrich  in  Kenntniß  gesetzt,  wagte  er 
nicht,  bevor  sie  stattgefunden,  einen  Schlag  zu  führen,  sondern  begnügte 
sich,  in  der  Stellung  am  Zobtenberge  Glatz  und  Schweidnitz  zu  decken, 
seine  Verbindung  mit  Böhmen  zu  sichern  und  die  Bewegungen  des  Fein- 
des abzuwarten,  um  danach  die  seinigen  einzurichten.  Czernitschew 
traf  Ende  Juni  mit  20000  Russen  im  preußischen  Lager  ein,  und  Fried- 
rich begann  schon  am  1.  Juli  die  Operationen,  die  zur  Eroberung  von 
Schweidnitz  führen  sollten.  Zuerst  versuchte  er,  Daun  durch  Bedrohung 
seiner  Verbindung  mit  Böhmen  und  Streifpartien,  die  er  dorthin  ab- 
schickte, von  Schweidnitz  abzuziehen.  Da  dieser  seine  Absicht  durch- 
schaute, sich  langsam  gegen  Schweidnitz  zurückzog  und  endlich  auf  den 
Anhöhen  um  Burkersdorf  sich  festsetzte,  beschloß  er,  ihn  von  da  mit 
Gewalt  zu  vertreiben.  Aber  eben  als  er  den  ersten  Nutzen  von  der  Ver- 
einigung mit  den  Russen  zu  ziehen  gedachte,  machte  eine  gräßliche  That 
am  russischen  Hofe  derselben  ein  Ende.  Katharina,  die  Gemahlin  Pe- 
ter's  HI.,  ließ  sich  am  9.  Juli  zur  Kaiserin  ausrufen,  entthronte  den 
Mann,  dem  sie  doch  allein  den  Schein  eines  Anspruchs  auf  den  Thron 
verdankte,  und  auf  ihr  Geheiß,  ihn  aus  dem  Wege  zu  schaffen,  wurde 
der  Unglückliche  am  17.  Juli  von  ihrem  Buhlen  Orlow  erdrosselt.  Ka- 
tharina n.  rief  sogleich  nach  dem  Antritt  der  Regierung  Czernitschew 
von  der  preußischen  Armee  ab;  Friedrich  bewog  ihn  jedoch,  noch  drei 
Tage  zu  bleiben  und  am  21.  Juli  bei  der  Schlacht,  die  er  den  Oester- 
reichern  lieferte,  seine  Armee  so  aufzustellen,  daß  es  schien,  als  wäre  sie 
bereit,  in  den  Kampf  einzugreifen.  Dadurch  wurde  dem  König  der  Sieg 
ei'leichtert,  indem  Daun  genöthigt  war,  einen  Theil  seiner  Truppen  gegen 
die  Russen  Front  machen  zu  lassen.  Die  Preußen  erstiegen  daher  ohne 
allzu  große  Schwierigkeit  die  Anhöhen  um  Burkersdorf  und  zwangen 
die  Oesterreicher,  sich  in  der  Richtung  auf  Böhmen  zurückzuziehen.  Tags 
darauf  brachen  die  Russen  nach  der  Heimat  auf.  Friedrich  konnte  nun 
ungehindert  zur  Belagerung  von  Schweidnitz  schreiten,  die  er  am  4,  Au- 
gust eröffnete.  Der  Angriff,  den  Daun  am  1 6.  August  auf  die  Stellung 
der  Preußen  bei  Reichenbach  unternahm,  endigte  für  ihn  mit  einer  Nie- 
derlage, andere  Entwürfe,  Schweidnitz  zu  entsetzen,  kamen  nicht  zur 
Ausführung,  und  die  Besatzung  von  10000  Mann  mußte,  nachdem  der 
König  die  angebotene  Capitulation  nicht  angenommen  hatte,  am  8.  Oc- 
tober  die  Festung  übergeben  und  in  Gefangenschaft  gehen. 

Dem  Feldmarschall  Serbelloni,  der  die  Reichsarmee  befehligte,  wurde 
auch  die  österreichische  in  Sachsen  untergeben,  um  Einheit  in  die  oberste 
Heeresleitung  zu  bringen.  Unter  ihm  commandirte  der  Reichsfeldzeug- 
meister,  Graf  Stolberg,  die  Reichstruppen.  Die  Maßregel  hatte  nicht  die 
erwarteten   günstigen   Erfolge,   denn  die  Führung  der   beiden  Armeen 
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ward  in  eine  ungeschickte  Hand  gelegt.  Am  12.  Mai  überfielen  die 
Preußen  ein  bei  Dobeln  am  äußersten  linken  Flügel  der  österreichischen 
Armee  stehendes  Corps  und  rieben  es  fast  gänzlich  auf.  Demzufolge 
räumten  die  Oesterreicher  Freiberg  und  zogen  sich  auf  Dippoldiswalde 
zurück.  Prinz  Heinrich  aber  drang  über  Freiberg  hinaus  vor  und  trennte 
die  Reichsarmee  von  der  österreichischen.  Darüber  gerieth  Serbelloni 
in  solche  Bestürzung,  daß  er  nur  durch  Befehle  aus  Wien  und  von  Daun 
abgehalten  wurde,  sich  gänzlich  über  die  Elbe  zurückzuziehen.  Nachher 
benahm  er  sich  so  ungeschickt,  daß  die  Preußen  mehrmals  in  das  nörd- 
liche Böhmen  einfallen  und  es  brandschatzen  konnten.  Er  wurde  daher 
im  September  abgerufen  und  durch  Hadik  ersetzt.  Dieser  bestand  zwar 
gegen  einzelne  feindliche  Heeresabtheilungen  mehrere  glückliche  Ge- 
fechte, wurde  aber  dennoch  zurückgedrängt,  und  am  29.  October  erfocht 
Prinz  Heinrich  bei  Freiberg  über  die  Reichsarmee  einen  glänzenden  Sieg, 
durch  welchen  diese  mehr  als  7000  Mann  verlor.  Anfang  November 
kam  Friedrich  selbst  nach  Sachsen,  ließ  die  Oesterreicher  hinter  den 
Plauenschen  Grund  zurücktreiben  und  sandte,  um  sie  zur  Räumung  ihres 
Lagers  bei  Dresden  zu  zwingen,  Kleist  nach  Böhmen,  wo  dieser  das 
Magazin  bei  Saaz  zerstörte.  Dies  waren  die  letzten  Feindseligkeiten,  zu 
denen  es  noch  zwischen  Oesterreich  und  Preußen  kam,  denn  am  24.  No- 
vember schlössen  die  beiden  Mächte  Waffenstillstand. 

Nicht  glücklicher  als  für  Oesterreich  verlief  der  Feldzug  in  Deutsch- 
land für  die  Franzosen,  welche  von  Soubise  und  d'Estrees  befehligt  wur- 
den. Vom  Prinzen  Ferdinand  am  24.  Juni  unweit  Kassel  und  am  21.  Juli 
bei  Lutternberg  abermals  geschlagen,  mußten  sie  Göttingen  und  Minden 
räumen.  Conde  besiegte  zwar  den  Erbprinzen  von  Braunschweig  am 
20.  August  bei  Nauheim;  aber  dieser  Sieg  wurde  mehr  als  aufgewogen 
durch  nachfolgende  ungünstige  Gefechte  und  den  Verlust  Kassels,  wel- 
ches die  französische  Besatzung  am  1.  November  an  den  Prinzen  Fer- 
dinand übergab.  Ein  am  15.  November  geschlossener  Waffenstillstand 
machte  auch  hier  den  Kämpfen  ein  Ende. 

Das  englische  Ministerium  Bute  hatte  sich  schon  am  2.  Januar  1762, 
nachdem  der  Familienpact  zwischen  Frankreich  und  Spanien  bekannt  ge- 
worden, genöthigt  gesehen,  dem  letztern  den  Krieg  zu  erklären  uudFlotten 
nach  den  westlichen  und  östlichen  Meeren  zu  entsenden.  Dagegen  fiel 
ein  spanisches  Heer  in  das  mit  England  verbündete  Portugal  ein,  rich- 
tete aber  dort  nichts  aus.  In  Amerika  verloren  die  Franzosen  alle 
ihre  Colonien  und  ihr  Handel  wurde  dort  und  in  Ostindien  vollends  ver- 
nichtet. Die  Verluste,  die  Spanien  erlitt,  waren  ungeheuer.  Der  reiche 
Stapelplatz  seines  Handels,  Havana  auf  Cuba,  und  im  fernen  Osten  Ma- 
nila nebst  der  Insel  Luzon  wurden  von  den  Engländern  erobert  und  un- 
•  rmeßliche  Beute  gemacht.  Außerdem  nahmen  die  Engländer  auf  offener 
See  zwei  spanische  aus  Indien  zurückkehrende  Staatsschiffe,  deren  eines 
15  Millionen,  das  andere  12  Millionen  Piaster  in  Waaren  und  edeln  Me- 
tallen an  Bord  hatte.  Diese  schwerenVerluste  stimmten  die  bourbonischen 
Mächte  zum  Frieden,  und  Choiseul  ließ  sich  in  geheime  Unterhandlungen 
mit  Bute  ein.  Dieser  kam  ihm  mehr  als  auf  halbem  Wege  entgegen,  weil 
er  den  Frieden  wiederherzustellen  trachten  mußte,  um  sich  gegen  seine 
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einheimischen  Gegner  zu  behaupten.    So  wurden  denn  am  3.  November 
1763  in  Fontainebleau  die  Friedenspräliminarien  und  am  10.  Februar  176o 
in  Paris  der  definitive  Friede  unterzeichnet. 

Maria  Theresia  sah  sich  von  allen  ihren  Bundesgenossen  verlassen, 
denn  auch  die  Kaiserin  Katharina  lehnte  die  Erneuerung  des  von  ihrem 
Vorgänger  aufgelösten  Bündnisses  ab,  und  die  deutschen  Reichsstände, 
die  Friedrich's  Feinde  gewesen  waren  und  nun  durch  Brandschatzungen 
heimgesucht  wurden,  trachteten  sich  mit  ihm  zu  versöhnen.  Zugleich  be- 
wies der  letzte  Feldzug,  daß  sie,  auf  die  eigene  Kraft  beschränkt,  von 
der  Fortsetzung  des  Kriegs  nur  Verluste  zu  erwarten  habe.  Sie  ent- 
schloß sich  also  zum  Frieden.  Auch  Friedrich  sehnte  sich,  den  Krieg  zu 
beendigen,  der  ihn  mehrmals  an  den  Rand  des  Untergangs  gebracht  hatte. 
Die  Unterhandlungen  zwischen  den  beiden  Mächten  wurden  durch  den 
Kurprinzen  von  Sachsen  eingeleitet,  der  alles  aufbot,  um  sein  unglück- 
liches Land  von  den  Drangsalen  des  Kriegs  zu  befreien,  und  begannen 
im  December.  Am  30.  December  waren  sie  so  weit  gediehen,  dass  die 
Bevollmächtigten  Oesterreichs,  Preußens  und  Sachsens  in  dem  säch- 
sischen Jagdschlosse  Hubertusburg  zusammensaßen.  Oesterreich  be- 
antragte, daß  Glatz,  in  dessen  Besitze  es  sich  befinde,  ihm  bleibe, 
und  Sachsen  für  die  großen  erlittenen  Verluste  entschädigt  werde. 
Allein  die  Zeit,  dem  Könige  von  Preußen  Bedingungen  stellen  zu  können, 
war  vorüber;  im  Frieden,  der  auf  der  Hubertusburg  am  15.  Februar  1763 
unterzeichnet  wurde,  mußte  Oesterreich  Glatz  zurückgeben,  Sachsen  auf 
jede  Schadloshaltung  verzichten,  und  alles  auf  den  Stand  des  Breslauer 
und  Dresdener  Friedens  zurückgeführt  werden.  Das  Einzige,  was  Fried- 
rich zugestand,  war  das  Versprechen,  der  Erwählung  des  Erzherzogs 
Joseph  zum  römischen  König  nicht  zu  widersprechen  und  ihm  seine 
Stimme  zu  geben.  Der  Krieg,  in  welchen  Maria  Theresia,  um  Schlesien 
wieder  zu  gewinnen  und  die  Macht  Friedrich's  zu  brechen,  den  größten 
■  Theil  Europas  verwickelt  hatte,  erhöhte  also  nur  dessen  Ansehen  und 
umgab  ihn  mit  dem  Glänze  des  Helden,  der  aus  dem  Kampfe  mit  den 
drei  größten  Staaten  des  europäischen  Festlandes  und  deren  Verbündeten 
unbesiegt  hervorging,  kostete  überdies  vielen  tausend  kräftigen  Men- 
schen das  Leben,  brachte  über  weite  Länder  unsägliches  Elend  und  bür- 
dete den  Völkern  eine  Schuldenlast  auf,  die,  dann  unablässig  vermehrt, 
noch  die  späten  Enkel  drückt.  Aber  wer  darf  Maria  Theresia  deshalb 
verdammen?  Der  Raub,  den  Friedrich  an  ihr  begangen,  war  so  unver- 
zeihlich, der  V^erlust  Schlesiens  so  schmerzlich,  die  Besorgniß  vor  noch- 
maligen Angriffen  so  natürlich,  die  Ueberzeugung,  daß  Preußen  auf 
Kosten  Oesterreichs  wachse,  so  gegründet,  daß  sich  in  ihr  das  Verlangen, 
das  erlittene  Unrecht  zu  rächen,  das  Verlorene  wieder  zu  gewinnen  und 
die  gefährliche  Macht  zu  brechen,  unwiderstehlich  regen  mußte.  An- 
dererseits erhielt  dieser  Krieg  eiue  noch  jetzt  kaum  bei'echenbare  Wichtig- 
keit durch  die  Folgen,  welche  er  für  das  System  der  europäischen  Staaten^ 
nach  sich  zog,  indem  Friedrich  eigentlich  in  demselben  Preußen  die  Stel-j 
lung  unter  den  Großmächten  erkämpfte.  Als  er  die  durch  weise  Vor- 
gänger allmählich  geschaffene  Macht  des  jungen  Königreichs  im  Oester- 
reichischen  Erbfolgekriege  zuerst  entfaltete,  da  sprach  sich  der  Unwille 
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aller  rechtlich  Gesinnten  wider  ihn  aus;  da  zürnten  die  alten  königlichen 
Häuser  dem  neuen  Könige  eines  Staats,  der  vor  kurzem  höchstens  als 
Alliirter  etwas  wog,  daß  er  es  wage,  den  Frieden  des  Welttheils  zu 
stören;  ihr  Stolz  ertrug  kaum  den  Ton  der  Gleichheit,  den  er  im  Ver- 
kehr mit  ihnen  annahm.  Der  Siebenjährige  Krieg  bewirkte  eine  gänz- 
liche Aenderung  der  öffentlichen  Meinung  zu  seinen  Gunsten.  Man  be- 
wunderte und  fürchtete  den  großen  Geist  dessen,  der  kühn  den  Kampf 
mit  mehrern  an  physischer  Macht  ihm  überlegenen  Gegnern  aufnahm, 
an  Hülfsmitteln  unerschöpflich,  sich  nach  den  schwersten  Niederlagen 
mächtig  erhob,  zuletzt  unbesiegt  blieb  und  seine  verwüsteten  Länder  in 
kurzer  Zeit  wieder  blühend  machte.  Er  wurde  das  Vorbild,  welches  die 
weisern  Monarchen  nachahmten;  er  übte  entscheidenden  Einfluß  auf  die 
Angelegenheiten  der  europäischen  Staaten ;  ohne  ihn  geschah  nichts  und 
sein  Widerspruch  vereitelte  die  Unternehmungen  anderer.  ^ 


'  Im  Verlaufe  der  Darstellung  des  Siebenjährigeu  Kriegs  hielt  ifh  es  für 
unnöthig,  bei  jedem  Ereignisse  Zeugnisse  für  das  darüber  Gesagte  anzuführen, 
sondern  bemerke  hier,  daß  ich  hauptsächlich  des  Ritters  Alfred  von  Arneth 
aus  Urkunden  und  Schriften  des  kaiserlichen  Staatsarchivs  geschöpfte  Ge- 
schichte Maria  Theresia's  und  Friedrich's  II.  «Histoire  de  la  guerre  de  sept 
ans»  benutzt  habe. 
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1763—1780. 

Maria  Theresia  entsagt  fernem  kriegerischen  Unternehmungen.  — 
Aenderungen  in  der  Staatsverwaltung  der  Erblande.  —  Wahl  und 
Krönung  Joseph's  zum  römischen  König,  Dessen  Vermählung  nach 
dem  Tode  seiner  ersten  Gemahlin  mit  der  bairischen  Prinzessin 
Josepha.  —  Zerrüttung  der  österreichischen  Finanzen.  —  Ein- 
berufung des  ungarischen  Reichstags.  Große  Aufregung  durch  ein 
Buch  Kollär's  verursacht.  Eröffnung  des  Reichstags.  Die  Königin 
begehrt  Erhöhung  der  Steuern  und  Umgestaltung  der  Insurrection. 
Nach  langen  Verhandlungen  beschränkte  Bewilligung  der  erstem, 
Ablehnung  der  andern.  1764  —  1765.  —  Tod  des  Kaisers  Franz 
1765.  —  Joseph  Kaiser  und  Mitregent.  Seine  Ansichten  und  Re- 
formvorschläge misfallen  Maria  Theresia;  sie  überläßt  ihm  blos  die 
Leitung  des  Hofstaats,  der  Finanzen  und  der  Militärangelegen- 
heiten. Er  opfert  seine  väterliche  Erbschaft  dem  Staate.  —  Maria 
Theresia  regiert  von  nun  an  eigenmächtig  ohne  Reichstag;  ernennt 
den  Herzog  Albert  von  Sachsen,  Gemahl  ihrer  Tochter  Christina, 
zum  Statthalter.  —  Vermählung  der  Erzherzoginnen  Karolina  und 
Marie  Antonie.  —  Urbarium  zur  Regelung  der  Verhältnisse  zwischen 
Grundherren  und  Unterthanen.  —  Verbesserung  der  Rechtspflege 
durch  das  Planum  Tabulare.  1765 — 1772.  —  Maria  Theresia's  aus- 
schließliche Sorge  für  die  katholische  Kirche.  Erneuerung  des 
Titels  „Apostolischer  König".  Einführung  des  Placetums.  Auf- 
hebung des  Jesuitenordens.  Errichtung  von  Bisthümern.  Verbes- 
serte Einrichtung  und  Verlegung  der  Universität  nach  Ofen.  Grün- 
dung von  Akademien,    Reform    der  Gymnasien,    Vermehrung   der 

Volksschulen. 
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Erste  Theilung  Polens.  Tod  des  Königs  August  III.  Vorgänge  vor 
und  nach  der  Wahl  Stanislaus  Poniatowsky's.  1763 — 1769.  —  Krieg 
der  Pforte  mit  Rußland.  —  Joseph  und  Friedrich  besuchen  einander. 
Oesterreichs  Allianzvertrag  mit  der  Pforte.  —  Rußland  und  Preußen 
verständigen  sich  über  die  Beraubung  Polens.  Maria  Theresia  ver- 
schmäht den  Vorschlag  Rußlands,  türkische  und  polnische  Pro- 
vinzen mit  ihm  zu  theilen.  Nimmt  die  an  Polen  verpfändeten 
zipser  Städte  zurück.  Rußland  und  Preußen  schließen  Vertrag 
über  die  Theilung  Polens.  —  Joseph  und  Kaunitz  bewegen  Maria 
Theresia,  ihren  Antheil  zu  fordern  und  dem  Vertrage  beizutreten. 
Unterzeichnung  des  Theilungsvertrags  durch  die  drei  Mächte.  Be- 
setzung der  vertheilten  Provinzen.  Der  polnische  Reichstag  wird  ge- 
zwungen, die  Beraubung  des  Vaterlandes  zu  genehmigen.  1770 — 1772. 
Friede  Rußlands  und  der  Türkei  von  Kutschuk-Kainardschi.  1774. 
Oesterreich  besetzt  die  Bukowina. 

Fiume  nebst  Gebiet  Ungarn  einverleibt.  1775.  —  Das  temeser  Banat 
mit  Ungarn  vereinigt.  Damit  verbundene  Aenderungen  in  der 
Militärgrenze.  Regelung  der  bürgerlichen  Einrichtungen  der  Serben, 
Declaratorium  Illyricum.  Szabadka  (Theresianopel)  und  Fünfkirchen 
werden  königliche  Freistädte.    1776—1779. 

Bairischer  Erbfolgekrieg.  —  Erlöschen  der  bairischen  Linie  der 
Witteisbacher  mit  Maximilian  Joseph.  1763.  Baiern  geht  an  den 
Kurfürsten  Karl  Theodor  von  der  Pfalz  über.  Joseph's  Unter- 
handlungen mit  ihm  über  die  Abtretung  Niederbaierns  an  Oester- 
reich. Protestation  des  Herzogs  Karl  von  Zweibrücken.  Ein- 
schreiten Friedrich's  IL  Feldzug  mit  Vermeidung  jedes  ernsten 
Zusammenstosses.     Friede   von  Teschen   1779.   —  Maria  Theresia's 

Tod  1780. 

i/er  den  Absichten  Maria  Theresia's  nicht  im  mindesten  entsprechende 
Ausgang  des  Siebenjährigen  Kriegs  konnte  ihre  feindliche  Gesinnung 
und  den  Argwohn  gegen  den  König  Friedrich  nur  vermehren;  ihn  be- 
trachtete .sie  bis  an  das  Ende  ihres  Lebens  als  ihren  gefährlichsten  Wider- 
sacher und  das  aufstrebende  Preußen  als  den  Rivalen  Oesterreichs,  der 
sich  auf  dessen  Kosten  vergrössern  wolle.  Aber  von  der  Unmöglichkeit, 
ihn  zu  besiegen,  nun  überzeugt,  entsagte  sie  für  immer  allen  kriegerischen 
Unternehmungen  und  wetteiferte  mit  ihm  im  Streben,  den  Wohlstand 
und  die  Macht  ihrer  Staaten  zu  heben.  Noch  während  des  Kriegs  unter- 
breitete ihr  Kaunitz  einen  Plan,  nach  welchem  die  in  der  Staatsverwal- 
tung der  deutschen  und  böhmischen  Erblande  sich  zeigenden  Mängel 
verbessert,  eine  innigere  Verbindung  dieser  Länder  durch  gleiche  Ein- 
richtungen herbeigeführt,  die  Geschäfte  ihrer  Natur  gemäß  getrennt 
oder   verbanden    und   zugleich   die   noch    übrigen  Beschränkungen   der 
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monarchischen  Gewalt  beseitigt  werden  sollten.  Vor  allem  empfahl  er 
ausschließlich  für  die  genannten  Länder  die  Errichtung  eines  Staats- 
rathes,  dem  alle  Angelegenheiten  derselben  zuzuweisen  seien,  jedoch  so, 
daß  der  Staatsrath  blos  darüber  berathe,  die  Entscheidung  aber  dem 
Monarchen  vorbehalten  bleibe.  Die  Staatsräthe  sollen,  mit  Ausschluß 
der  Ungarn,  Siebenbürger,  Mailänder  und  Niederländer,  aus  dem  deut- 
schen und  böhmischen  Herren-  und  Ritterstande  genommen  werden  und 
kein  anderes  Amt  bekleiden  dürfen,  damit  nicht  dieser  oder  jener  Zweig 
der  Staatsverwaltung,  dem  sie  vorständen,  bevorzugt  werde;  nur  der 
Staatskanzler  sei  von  Amts  wegen  Mitglied  des  Staatsrathes.  Maria 
Theresia  genehmigte  den  Plan,  ernannte  die  Staatsräthe  und  am  26.  Ja- 
1761 — nuar  1761  versammelten   diese  sich   zum   ersten  mal.    Hierauf  kamen 

1763  auch  die  andern  von  Kaunitz  vorgeschlagenen  Aeuderungen  in  der 
Staatsverwaltung  zur  Ausführung.  Das  1749  eingesetzte  Directorium 
in  publicis  et  cameralibus  wurde  aufgehoben  und  die  deutsch-böhmische 
Hofkanzlei  als  oberste  politische  Behörde  errichtet.  Die  höchste  Justiz- 
stelle blieb  in  der  ihr  1749  gegebenen  Einrichtung.  Die  Finanzverwal- 
tung wurde  in  drei  Abtheiluugen  zerlegt,  von  denen  der  Hofkammer  die 
Besorgung  der  Kameral-  und  Steuergefälle  zufiel,  der  Creditsdeputation 
alles,  was  sich  auf  die  Schulden  und  den  Credit  des  Staates  bezog,  nebst 
der  Aufsicht  über  die  wiener  Stadtbank  zugewiesen  wurde,  der  Hof- 
rechnungskanimer  die  Controlirung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  und 
die  Revision  der  Rechnungen  oblag.  Der  schon  bestehende  Commerzien- 
rath  erhielt  dadurch  eine  vortheilhaftere  Umgestaltung,  daß  den  hoch- 
geborenen Räthen,  die  vom  Handel  nichts  verstanden,  Geschäftsmänner 
beigegeben  wurden.  Der  Hofkriegsrath  ward  ebenfalls  in  drei  Abthei- 
lungen gesondert,  deren  ersten  die  oberste  Heeresleitung  im  Frieden  und 
Kriege,  der  zweiten  die  Militärjustiz  und  der  dritten  die  Verwaltung  der 
Gelder  übertragen  wurde.  Endlich  wurde  jedem  der  Erblande,  statt  des 
in  den  meisten  von  den  Ständen  gewählten  obersten  Staatsbeamten,  ein 
vom  Monarchen  ernannter  und  besoldeter  Chef  vorgesetzt,  wobei  man 
den  Widerspruch  der  Stände  nur  insoweit  berücksichtigte,  daß  derselbe 
den  Titel  des  erstem  erhielt,  z.  B.  in  Böhmen,  das  sich  besonders  gegen 
diese  Aenderung  sträubte,  Oberst-Burggraf  benannt  wurde.  ^  Wäre  die 
Wirksamkeit  dieser  theils  neugeschaffenen,  theils  umgestalteten  Staats- 
behörden auf  die  Erblande  beschränkt  geblieben,  so  hätten  wir  sie  in 
der  Geschichte  Ungarns  kaum  erwähnen  dürfen;  da  sie  aber  auf  dessen 
Angelegenheiten,  trotz  der  Verfassung  und  vieler  Gesetze,  einen  entschei- 
denden Einfluß  nahmen,  war  es  nöthig,  sie  hier  anzugeben. 

Die  Unterhandlungen,   welche  wegen  der  Wahl  des  Erzherzogs  Jo- 

1764  seph  zum  römischen  König  geführt  wurden,  waren  zu  Anfang  von  1764 
so  weit  gediehen,  daß  dieselbe  als  gesichert  angesehen  werden  konnte. 
Am  12.  März  brachen  Kaiser  Franz  und  seine  beiden  ältesten  Söhne  mit 
einem  so  großen  Gefolge  nach  Frankfurt  auf,  daß  auf  jeder  Foststation 
450  Pferde  beigestellt  werden  mußten.  Am  27.  März  wurde  Joseph 
einstimmig  gewählt.     Hierauf  fand   am    29.   der   feierliche  Einzug  ia^ 

>  Arncth,  VII,    1—32. 
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Frankfurt  und  am  3.  April  die  Krönung  statt,  wobei  die  für  diese  Ge- 
legenheit auf  500  Köpfe  vermehrte  ungarische  adeliche  Leibgarde  durch 
Glanz  des  Anzugs  und  der  Rüstung  Aufsehen  erregte.  Die  sämmtlichen 
Kosten  der  Krönung  beliefen  sich  auf  H  Millionen.  ^  Das  kostspielige 
Gepränge  vertrug  sich  schlecht  mit  dem  zerrütteten  Zustande  der  öster- 
reichischen Finanzen  und  konnte  die  Trauer  Joseph's  um  seine  geliebte 
Gemahlin  nicht  mildern,  die  am  27.  November  ]7G3  au  den  Blattern 
gestorben  war.  Nur  wider  Willen  und  dem  dringenden  Wunsche  seiner 
Aeltern  nachgebend,  vermählte  er  sich  1765  zum  zvi^eiten  mal  mit  der 
bairischen  Prinzessin  Josepha,  die  weder  körperliche  Schönheit  noch 
geistige  Vorzüge  besaß.  Sie  starb  ebenfalls  an  den  Blattern  schon  1776 
und  Joseph  vermählte  sich  nicht  wieder. 

Das  größte  üebel,  welches  auf  der  Monarchie  lastete,  war  die  durch 
siebenjährigen  Krieg  verursachte  Zerrüttung  der  Finanzen.  Während 
Ungarn,  durch  seine  Verfassung  vor  willkürlicher  Besteuerung  geschützt, 
zu  den  Ungeheuern  Kosten  des  Kriegs  freiwillige  Gaben  beitrug,  wurden 
die  Aus-  und  Einfuhrzölle  und  andere  Gefälle  im  ganzen  Umfange  der 
Staaten  Maria  Theresia's  erhöht,  den  deutschen  und  böhmischen  Erb- 
landen in  jedem  Kriegsjahre  neue  vielnaraige,  fast  unerschwingliche 
Steuern  auferlegt,  die  Zettel  der  unter  Staatsleitung  gestellten  wiener 
Stadtbank  in  Menge  ausgegeben,  die  Einlieferuug  des  verarbeiteten  Sil- 
bers in  die  Münze  gefordert.  Der  bei  weitem  grösste  Theil  der  Summen, 
welche  der  Krieg  fraß,  mußte  jedoch  durch  Anlehen  aufgebracht  werden, 
die  immer  schwieriger  erlangt  wurden,  je  tiefer  mit  der  Zunahme  der 
Schulden  der  Credit  des  Staates  sank.  Daher  contrahirte  dieser  bei  den 
Ständen  der  Erblande  1761  ein  Anlehen  von  18  Millionen,  das  in  Obli- 
gationen eingezahlt  werden  durfte.  Diese  sollten,  mit  6  vom  Hundert 
verzinst,  in  allen  öffentlichen  Kassen  angenommen  und  nach  fünf  Jahren 
zurückgezahlt  werden.  Ungeachtet  man,  um  sie  anzukaufen,  nur  die 
eine  Hälfte  in  baarem  Gelde,  die  andere  aber  in  altern  ständischen  Obli- 
gationen zu  entrichten  brauchte,  fanden  doch  nur  die  auf  kleinere  Sum- 
men lautenden  zu  niedrigem  Curse,  die  andern  gar  keine  Abnehmer. - 
Man  war  demnach  genöthigt,  Anlehen  bei  Geldbesitzern  zu  suchen  und, 
um  dieselben  zu  erhalten,  sie  von  den  Ständen  der  einzelnen  Länder 
garantiren  zu  lassen.  So  sollte  auch  Ungarn  die  Gewährleistung  für 
10  Millionen  übernehmen,  als  es  1762  noch  ungewiß  war,  ob  der 
Friede  werde  geschlossen  oder  der  Krieg  fortgesetzt  werden.  Um  den 
Reichstag  zu  umgehen,  dessen  Zustimmung  hierzu  erforderlich,  aber  zu 
erhalten  schwierig  gewesen  wäre,  berief  Maria  Theresia  die  höchsten 
Staatsbeamten  und  angesehene  Magnaten  nach  Wien;  sie,  denen  der 
Wunsch  der  Monarchin  höher  galt  als  Recht  und  Gesetz,  garantirten 
das  Anlehen  im  Namen  Ungarns.  Dasselbe  wurde  in  den  letzten  Tagen 
von  1763  zwar  ausgeboten,  aber  nicht  aufgenommen,  weil  der  hubertus- 
burger  Friede  dessen  Bedürfniß  beseitigte.  Auf  solche  Weise  war  die 
Staatsschuld,  welche  vor  dem  Ausbruch  des  Krieges  auf  49  Millionen 
berechnet  wurde,   auf  mehr  als  300  Millionen  angewachsen.  ^     Indem 
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deren  Verzinsung  einen  bedeutenden  Theil  der  Einnahmen  in  Anspruch 
nahm,  auch  die  Rückzahlung  mehrerer  Anleihen  erfolgen  sollte,  die 
außerordentlichen  Kriegssteuern,  wie  versprochen  war,  erlassen  werden 
mußten,  dabei  nicht  die  Verminderung,  sondern  die  Vermehrung  und 
bessere  Ausrüstung  des  Heeres  für  nöthig  erachtet  wurde,  und  Maria 
Theresia  nicht  geneigt  war,  ihre  kostspielige  Hofhaltung  und  Freigebig- 
keit zu  beschränken,  befanden  sich  die  Finanzen  in  einem  Zustande,  der 
den  Staatsbankrott  befürchten  ließ. 

In  dieser  peinlichen  Verlegenheit  gedachten  die  deutschen  Minister 
und  der  Staatsrath,  Ungarn,  welches,  wie  sie  meinten,  allzu  wenig  an 
den  Ausgaben  der  Monarchie  betheiligt  sei,  auch  im  Kriege  nicht  gelitten, 
sondern  bei  den  Lieferungen  für  die  Armee  viel  Geld  gewonnen  habe, 
zu  ausgiebigem  Beiträgen  zu  den  dringenden  Bedürfnissen  derselben 
herbeizuziehen.  Maria  Theresia  erblickte  ebenfalls  hierin  ein  Mittel,  die 
zerrütteten  Finanzen  zu  ordnen,  und  entschloß  sich,  vom  Drange  der 
Umstände  genöthigt,  den  ungarischen  Reichstag,  der  ihr  so  widerwärtig 
war,  daß  sie  ihn  seit  11  Jahren  nicht  versammelt  hatte,  einzuberufen. 
Aber  über  dem  Streben,  in  allen  ihren  Staaten  nach  gleichen  Regie- 
rungsgrundsätzen zu  verfahren  und  übereinstimmende  Maßregeln  zu 
treffen,  gedachte  sie  so  wenig  an  die  von'  ihr  beschworene  Selbständig- 
keit Ungarns,  daß  sie  das  Ausschreiben  des  Reichstages,  welches  die 
1764  ungarische  Hoflcanzlei  auf  ihren  Befehl  verfaßt  und  am  6.  Februar  1764 
ihr  vorgelegt  hatte,  dem  deutschen  Staatsrathe  zur  Begutachtung  über- 
gab. ^  Diesem,  der  blos  für  die  Erblande  errichtet  war  und  nicht  das 
mindeste  Recht  hatte,  auf  Angelegenheiten  Ungarns  Einfluß  zu  nehmen, 
fiel  hiermit  die  Entscheidung  darüber  zu,  ob  der  Reichstag  gehalten  wer- 
den und  was  derselbe  vornehmen  solle.  Das  durch  solche  gesetzwidrige 
Prüfung  gegangene  Ausschreiben  berief  die  Stände  auf  den  17.  Juni 
1764  nach  Preßburg. 

In  der  Zwischenzeit  suchte  Maria  Theresia  wie  gewöhnlich  die  hohen 
Staatswürdenträger  und  Magnaten  für  ihre  Absichten  zu  gewinnen,  denn 
sie  überschätzte  deren  Einfluß  auf  die  andern  Stände,  der  keineswegs  so 
groß  war,  daß  sie  dasjenige,  wozu  sie  sich  herbeiließen,  auch  diesen 
hätten  annehmbar  machen  können.  Eins  der  Mittel,  die  Großen  in  eine 
günstige  Stimmung  zu  versetzen,  war  der  Orden  des  heiligen  Stephan, 
ersten  ungarischen  Königs,  den  Maria  Theresia  zur  Belohnung  im  Civil- 
und  Militärstande  erworbener  Verdienste  am  6.  Mai  stiftete.  Der  Stif- 
tungsurkunde gemäß  ist  der  König  Großmeister  und  der  ungarische  Hof 
kanzler  Kanzler  des  Ordens,  von  dem  20  Groß-,  30  Commandeur-  und 
50  Ritterkreuze  verliehen  werden  sollten.  Die  öff"entliche  Meinung  sollte 
jedoch  ebenfalls  für  das  gewonnen  werden,  was  man  vom  Reichstage 
verlangen  wollte.  Adam  Franz  Kollär,  Gustos  der  wiener  Hofbibliothek, 
gab  ein  Bändchen  von  zehn  Druckbogen  unter  dem  Titel  heraus:  „Von 
den  Anfängen  und  dem  immerwährenden  Gebrauche  der  gesetzgebenden 
Gewalt  in  geistlichen  Dingen  seitens  der  apostolischen  Könige  Ungarns'", 
das  außer  den  im  Titel  angegebenen  Dingen  auch  andere  enthält.  Kollär 
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weist  nach,  daß  Stephan  I.  und  seine  Nachfolger  in  Kirchensachen  bin- 
dende Vorschriften  und  Gesetze  erlassen  haben,  und  führt  darunter  auch 
die  Gesetze  Kolomans  an ,  welche  die  Zurückerstattung  überflüssiger 
Kirchengüter  au  die  Krone  anordnen.  Auf  Wladislaw  II.  kommend, 
unterzieht  er  das  Jus  Tripartitum  Verboczi's  einer  scharfen  Kritik,  in- 
dem er  behauptet,  Verboczi  habe  dasselbe  größtentheils  aus  Gesetzen 
Justinian's  und  dem  Kirchenrechte  zusammengetragen,  Gesetze  der 
ungarischen  Könige  willkürlich  aufgenommen  und  weggelassen,  das 
ungarische  Staatsrecht  kaum  berührt,  und  in  dem  Wenigen,  das  er  dar- 
über sagt,  wehe  der  finstere  Geist  seiner  Zeit,  daher  sei  sein  Gesetzbuch 
kein  ungarisches  und  ein  anderes,  besseres  höchst  nöthig.  Von  der  In- 
surrection  sprechend,  äußert  Kollär,  dem  Adel  und  Klerus  seien  Güter, 
Zehnten  und  Steuerfreiheit  verliehen  worden,  damit  sie  das  Reich  ver- 
theidigten,  worunter  nicht  blos  der  persönliche  Waffendienst,  sondern 
auch  das  Tragen  der  Kriegskosten  zu  verstehen  ist.  Weil  aber  die  In- 
surrection  bei  der  jetzigen  Art  der  Kriegführung  ihrer  Bestimmung 
nicht  mehr  entspricht,  wird  sie  zweckmäßigem  militärischen  Einrich- 
tungen weichen  müssen.  Durum  kann  jedoch  die  Verpflichtung  der- 
jenigen, die  Kriegskosten  zu  tragen,  für  die  sie  seit  jeher  gesetzlich  be- 
steht, nicht  aufhören,  obgleich  sie  sich  derselben  thatsächlich  schon  seit 
längerer  Zeit  entzogen  und  die  Kriegssteuern  auf  das  arme  Volk  ge- 
wälzt haben.  Ein  Hofbeamter  war  der  Verfasser  des  Buchs,  welches 
auf  Einziehung  der  Kirchengüter  hindeutete,  den  Adel  und  Klerus  be- 
steuert wissen  wollte  und  das  Tripartitum  zu  nichte  machte,  das  die 
adelichen  Vorrechte  als  Grundlage  der  Verfassung  hinstellt,  und  dieses 
Buch  wurde  mit  Genehmigung  der  Hofcensur  gedruckt.  Daher  glaubte 
man  allgemein,  Kollär  habe  dasselbe,  wo  nicht  im  Auftrage,  so  doch 
mit  Zustimmung  des  wiener  Hofs  und  vielleicht  der  Monarchin  selbst 
geschrieben;  daher  war  aber  auch  die  Aufregung  und  der  Unwille  gegen 
ihn  um  so  heftiger. 

Verstimmt,  weil  Anschläge  des  Hofs  wider  ihre  Vorrechte  ver- 
muthend,  kamen  die  Stände  nach  Preßburg.  Am  22.  Juni  hielten  sie 
die  erste  der  gewöhnlichen  vorbereitenden  Sitzungen.  Am  3.  Juli  traf 
die  Königin,  begleitet  vom  Kaiser,  ihren  beiden  ältesten  Söhnen  und 
zwei  Töchtern  dort  ein,  worauf  am  5.  Juli  im  Schlosse  die  Uebergabe 
der  königlichen  Propositionen  und  sodann  in  einer  gemischten  Sitzung 
beider  Tafeln  die  Veröffentlichung  derselben  stattfand.  Ihrem  Inhalte 
nach  lauteten  sie:  Wir  sind  durch  den  langen  Krieg  einen  Reichstag 
abzuhalten  verhindert  worden;  jetzt  aber  nach  Wiederherstellung  des 
Friedens  haben  Wir  die  getreuen  Stände  um  Uns  versammelt,  um  mit 
ihnen  über  die  Heilung  der  der  Monarchie  durch  den  Krieg  geschlagenen 
Wunden  und  über  Maßregeln  zu  berathen,  welche  die  geänderten  Ver- 
hältnisse der  europäischen  Staaten  erheischen.  Die  Summen,  welche  der 
Krieg  verschlang,  überstiegen  weit  nicht  allein  die  gewöhnlichen  Ein- 
nahmen, sondern  auch  die  den  böhmisch-deutschen  Ländern  auferlegten 
außerordentlichen  Steuern  und  mußten  durch  Anlehen  aufgebracht  wer- 
den. Mein  Wunsch,  meinen  Völkern  die  auf  ihnen  liegenden  Lasten  zu 
erleichtern,  wurde  durch  den  ungünstigen  Ausgang  des  Kriegs  vereitelt, 
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und  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  bringen  es  mit  sich,  daß  die  Armee 
auch  in  Friedenszeiten  in  der  zum  Schutze  des  Staates  erforderlichen 
Stärke  und  Bereitschaft  erhalten  werde.  Wir  sehen  uns  daher  geuöthigt, 
von  Ungarn  die  Erhöhung  der  Contributiou  um  eine  Million  zu  ver- 
langen. Da  ferner  die  Insurrection  in  ihrer  gegenwärtigen  Einrichtung 
als  unzureichend  zur  Vertheidigung  des  Reichs  sich  erweist,  werden  die 
Stände  auch  eine  zeitgemässe  Umgestaltung  derselben  in  Erwägung  zu 
ziehen  haben. 

Die  Propositionen  erregten  schon  deshalb  Misvergnügen,  weil  darin 
als  Gegenstände  der  reichstäglichen  Verhandlungen  blos  die  Steigerung 
der  Contribution  und  Verstärkung  der  Kriegsmacht,  mithin  Dinge,  die 
unmittelbar  der  Krone  zum  Vortheil  gereichten,  bezeichnet,  dagegen  das 
Land  betreffende  Angelegenheiten,  die  Beschwerden  und  Uebelstände, 
die  seit  Jahren  einer  Abhülfe  und  Verbesserung  harrten ,  gar  nicht  er- 
wähnt wurden.  Die  meiste  Ursache  zur  Unzufriedenheit  und  Besorgniß 
gab  jedoch  das  Verlangen,  die  Insurrection  umzugestalten,  denn  das, 
was  hierauf  bezüglich  in  den  Propositionen  gesagt  wurde,  stimmte  mit 
dem,  was  Kollär  in  seinem  Buche  von  demselben  Gegenstande  behaup- 
tete, so  sehr  überein,  daß  der  Verdacht  dßr  Reichsstände,  er  habe  diese 
Broschüre  im  Auftrage  der  deutschen  Minister  und  der  Kaiserin  selbst 
geschrieben,  zur  Gewißheit  erhoben  wurde.  Enthüllt,  glaubten  sie,  sei 
die  Absicht,  die  dem  Hofe  widerwärtigen  Vorrechte  des  ungarischen 
Adels  und  Klerus  zu  beschränken,  namentlich  deren  Steuerfreiheit  auf- 
zuheben, die  hauptsächlich  in  der  Insurrection  ihre  Begründung  habe. 
Das  empörte  die  Standesvorurtheile  der  beiden  Stände,  ihren  Stolz  und 
Eigennutz,  und  durfte  nicht  zugelassen  werden.  Aber  geradezu  gegen 
den  Hof  aufzutreten  und  noch  dazu  in  einer  Sache,  für  die  sie  zwar  viele 
Gesetze  und  Krönungsdiplome  der  Könige  anführen  konnten,  aber  deren 
Ungerechtigkeit  Vernunft  und  Gewissen  ihnen  bezeugen  mußten,  hielten 
sie  für  zweckwidrig;  weit  rathsamer  und  Erfolg  verheißender  schien 
ihnen,  sich  das  Ansehen  zu  geben,  als  hegten  sie  gegen  den  Hof  nicht 
den  geringsten  Verdacht  des  Einverständnisses  mit  Kollär,  und  be- 
schlossen, diesen  vor  dem  Throne  anzuklagen.  Sie  setzten  voraus, 
die  Königin  werde  sich  eines  Privatmannes  wegen  nicht  mit  dem  Reichs- 
tage entzweien  wollen,  von  dem  sie  eine  ansehnliche  Erhöhung  der 
Steuern  verlange;  werde  aber  von  ihr  über  das  Buch  und  dessen  Ver- 
fasser die  Verdammniß  ausgesprochen,  so  lehne  sie  auch  dessen  Ten- 
denzen von  sich  ab  und  könne  wenigstens  eine  Zeit  lang  zu  deren  Ver- 
wirklichung nichts  thun.  Ungeachtet  also  die  Königin  den  Reichstag 
dringend  aufforderte,  sich  vor  allem  andern  mit  den  königlichen  Propo- 
sitionen zu  beschäftigen,  nahm  die  Untere  Tafel  dennoch  zuerst  die 
Landesbeschwerden  in  Verhandlung,  und  diese  gaben  den  Ständen  am 
9.  Juli  die  erwünschte  Veranlassung,  ihren  Zorn  über  Kollär  auszu- 
gießen und  die  schwerste  Strafe  für  den  Privatmann  zu  verlangen,  der 
sich  erkühnt  habe,  in  seiner  durch  den  Druck  veröffentlichten  Broschüre 
die  gesetzlichen  Freiheiten  des  Reichs  zu  bestreiten  und  das  seit  Jahr- 
hunderten anerkannte  Gesetzbuch  Verböczi's  zu  schmähen.  Die  Heftig- 
sten verdammten  ihn  und  sein  Buch  zum  Feuer,  andere  ihn  zur  Landes- 
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Verweisung.  Auch  wurde  die  Obere  Tafel  aufgefordert,  in  dieser  Sache 
mit  der  Untern  gemeinschaftlich  vorzugeben  und  mit  zu  helfen,  daß  der 
gekränkten  Nation  Genugthuung  widerfahre.  Die  weltlichen  und  geist- 
lichen Magnaten  leisteten  der  Aufforderung  bereitwillig  Folge,  denn  ge- 
rade ihnen  drohten  die  größten  Verluste,  wenn  die  Ansichten  Kollär's 
zur  Geltung  kämen.  Hierauf  ward  von  beiden  Tafeln  eine  Commission 
entsendet,  welche  die  Angelegenheit  leiten  und  die  verwegensten  Sätze 
des  Buchs  zusammenstellen  sollte,  damit  sie  der  Anklage  beigelegt 
würden.  Zugleich  gab  der  Reichstag  den  Entschluß,  auf  Genugthuung 
für  die  beleidigte  Ehre  der  Nation  zu  bestehen,  dadurch  zu  erkennen, 
daß  er  vom  17.  Juli  bis  7.  August  keine  Sitzungen  hielt. 

Dies  alles  setzte  Maria  Theresia  und  ihre  Minister  in  peinliche  V^er- 
legenheit.  Kollär  sagte  zwar  aus,  daß  er  ohne  Anregung  anderer  von 
selbst  auf  den  Gedanken  gekommen  sei,  das  Buch  zu  schreiben;  aber  es 
ließ  sich  nicht  leugnen,  daß  hochgestellte  Mitglieder  der  deutschen  Re- 
gierung dasselbe  billigten  und  der  Kaiserin  anpriesen,  daß  sie  dessen 
Drucklegung  erlaubten,  ohne  die  ungarische  Hofkanzlei  zu  befragen, 
weil  sie  besorgten,  daß  diese  dieselbe  nie  gestatten  werde.  Wie  durfte 
man  ohne  schreiende  Ungerechtigkeit  den  Verfasser  eines  unter  solchen 
Umständen  erschienenen  Buches  strafen?  Andererseits  aber  durfte  man 
den  Reichstag,  der  Geld  bewilligen  sollte,  durch  Abweisung  seiner  Klage 
und  Freisprechung  Kollär's  nicht  beleidigen.  ^  Am  26.  Juli  schrieb 
Kaunitz  der  Kaiserin:  „Ich  wünschte  gar  sehr,  daß  dieses  Buch  nicht  zu 
den  gegenwärtigen  Zeiten  zum  Vorschein  gekommen  wäre,  sondern 
allein  zu  geheimer  Nachricht  Ew.  Maj.  und  des  Ministerii  gedient  hätte. 
Denn  die  Vorsicht  erfordert,  auf  die  gewöhnliche  Denkungsart  der 
Menschen  und  auf  die  obwaltenden  Umstände  zurückzusehen  und  nicht 
immer  alles  herauszusagen,  was  an  und  für  sich  wahr  und  zu  verthei- 
digen  ist."  Auf  seinen  Rath  that  Maria  Theresia  noch  vor  der  Ein- 
reichung der  Klageschrift  dem  ungarischen  Hofkanzler  Eszterhäzy  in 
einem  Handschreiben  zu  wissen:  Nachdem  ihr  hinterbracht  worden,  daß 
das  Buch  Kollär's  nebst  andern  auch  gegen  die  katholische  Kirche  an- 
stößige Dinge  enthalte,  habe  sie  dasselbe  in  Wien  verboten  und  befoh- 
len, dessen  Einfuhr  nach  Ungarn  ferner  bis  zum  Ergebniß  einer  genauen 
Untersuchung  seines  Inhalts  nicht  zu  erlauben.  Die  das  Buch  bereits 
besäßen,  sollten  es  einstweilen  dem  Statthaltereianite  ausliefern.-  Da- 
von, daß  die  Untersuchung  stattgefunden,  zeigt  sich  nirgends  eine  Spur. 
Kollär  blieb  in  seinem  Amte  und  wurde  später  durch  das  Geschenk 
i'ines  Gutes  über  die  Verdammung  seines  Buchs  getröstet.  Der  Reichs- 
tag, dem  es  auf  die  Bestrafung  Kollär's  nicht  ankam,  hatte  seinen  End- 
zweck erreicht,  das  Buch  war  durch  die  Königin  verdammt,  folglich 
waren  es  auch  die  in  demselben  enthaltenen  Ansichten  und  Vorschläge; 
damit  begnügte  er  sich  und  richtete  am  IC.  August  eine  Dankadresse  an 
die  Königin.  ■'■ 

Aber  darum  gingen  die  Stände  nicht  willfahriger  auf  die  Forderungen 
derselben  ein;  sie  beharrrten  trotz  aller  gegentheiligen  Mahnungen  dabei, 
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daß  die  Erledigung  der  Beschwerden,  Bedürfnisse  und  Wünsche  der 
Nation  den  Verhandlungen  über  die  königlichen  Propositionen  voraus- 
gehen müsse,  denn  wie  könne  man  eine  Erhöhung  der  Contribution 
bewilligen,  bevor  man  wisse,  ob  das  Land  eine  größere  Last  zu  tragen 
vermöge?  Allein  nicht  blos  dieser  Grundsatz  einer  vernünftigen  Be- 
steuerung war  es,  was  dem  Reichstage  hierbei  zur  Richtschnur  diente. 
Er  wollte  sich  auch  dessen  versichern,  daß  geschehen  werde,  was  er  im 
Namen  des  Landes  verlangte,  denn  die  Erfahrung  lehrte,  daß  die 
Beschwerden  und  Wünsche  desselben  von  der  Regierung,  sobald  die 
Steuern  bewilligt  sind,  nicht  weiter  beachtet  werden  und  unerledigt 
bleiben.  Außerdem  wollten  die  Stände  zeigen,  daß  ihnen  das  Wohl 
des  armen  steuernden  Volks  am  Herzen  liege;  daß  sie,  obgleich  selbst 
von  Abgaben  befreit,  sich  weigern,  die  Contribution  zu  erhöhen,  damit 
dasselbe  nicht  überbürdet  werde.  Das  war  jedoch  bloßer  Schein,  der 
die  Welt  und  ihr  eigenes  Gewissen  täuschen  sollte;  wäre  es  ihnen  ernst- 
lich um  das  Wohl  des  Volks  zu  thun  gewesen,  so  würden  sie  ihm  die 
drückenden  Lasten,  die  es  für  sie  trug,  erleichtert,  und  einen  Theil 
dessen,  was  es  für  den  Staat  leisten  mußte,  auf  ihre  starken  Schultern 
genommen  haben.  Sie  bestritten  jede  Erhöhung  der  Contribution,  weil 
der  mit  Staatssteuern  belastete  Untertha'n  ihren  Forderungen  weniger 
genügen  konnte.  Auch  fehlte  es  unter  den  Ständen  weder  an  solchen, 
die  ihren  Ruhm  darin  suchten,  allen,  selbst  heilsamen  Vorschlägen  der 
Regierung  entgegenzutreten,  noch  an  solchen,  die  opponirten,  damit  ihre 
Zustimmung  erkauft  werde. 

Die  hohen  Reichsbeamten  und  Prälaten,  namentlich  der  Palatin  Lud- 
wig Batthyäny,  der  Primas  Franz  Barköczy,  der  Kanzler  Franz  Eszter- 
häzy,  der  Personal  Koller  und  andere  dem  Hofe  ergebene  Herren  hatten 
der  Königin  versprochen,  ihren  Einfluß  aufzubieten,  damit  der  Reichstag 
das  bewillige,  was  sie  verlange.  Daher  gab  sie,  so  widerwärtig  ihr  auch 
das  bisherige  Verfahren  desselben  war,  doch  die  Hoffnung  auf  einen 
endlichen  günstigen  Erfolg  nicht  auf,  sondern  suchte  durch  Beweise  der 
Gunst  den  Eifer  der  ihr  Ergebenen  anzufachen  und  die  Zustimmung  der 
mit  ihren  Absichten  nicht  Einverstandenen  zu  gewinnen.  Da  Gewohti- 
heit,  Regierungsgeschäfte  und  die  Sorge  für  eine  zahlreiche  Familie  sie 
nach  Wien  zogen,  blieb  sie  zwar  nicht  während  des  Reichstags  ununter- 
brochen in  Preßburg,  kam  jedoch  nach  kurzer  Abwesenheit  wieder  hin 
und  hielt  im  Schlosse  Hof,  das  sie  hatte  ausbessern  und  mit  königlicher 
Pracht  einrichten  lassen.  Dort  veranstaltete  sie  glänzende  Feste,  Gast- 
mahle, Abendunterhaltungen  und  Vorstellungen  der  wiener  italienischen 
Oper,  zu  denen  der  Kanzler  Eszterhäzy,  Magnaten  und  Mitglieder  der 
Untern  Tafel  nach  seiner  Wahl  zu  laden,  ermächtigt  war.  Dabei  machte 
sie  Ausflüge  in  die  Umgegend,  besuchte  den  hohen  Adel  auf  seinen  be- 
nachbarten Landsitzen  und  nahm  die  ihr  gegebenen  Feste  und  dar^ 
gebrachten  Huldigungen  mit  herablassender  Freundlichkeit  an.  Der 
Kronprinz  Joseph,  sein  Bruder  Leopold  und  der  Herzog  Albert  von 
Sachsen  bereisten  die  Bergstädte.  Am  20.  August,  dem  Feste  König 
Stephans  des  Heiligen,  wurde  das  Ordensfest  des  nach  ihm  benannten 
Ordens  und  die  Verleihung   der  Kreuze  gefeiert.     Eine  Woche  später 
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besuchte  der  Hof  den  Cardinal,  wiener  Erzbischof  und  Administrator 
des  waitzener  Bisthums,  Migazzi,  in  Waitzen,  wohnte  der  Vermählung 
seiner  Nichte  mit  einem  Grafen  Sztäray  und  der  Hochzeit  bei  und  nahm 
den  Bau  der  Kathedrale  in  Augenschein.  Am  31.  August  begaben  sich 
der  Kaiser  und  die  Königin  nach  Ofen,  um  zu  sehen,  welche  Fortschritte 
der  Bau  des  dortigen  königlichen  Palastes  mache,  über  dessen  Kosten 
Maria  Theresia  sich  beklagte.  Die  deutschen  Hofherren  und  Damen 
hielten  die  darauf  verwendeten  Summen  für  verschwendet,  weil  der  Hof 
dort  wahrscheinlich  nie  für  längere  Zeit  residiren  werde. 

In  den  ersten  Tagen  des  September  kehrte  die  Königin  nach  Preß- 
burg zurück,  wo  eine  verdrießliche  Ueberraschung  ihrer  harrte.  Der 
Reichstag  war  nämlich  in  der  Zwischenzeit  mit  der  Zusammenstellung 
der  Beschwerden  und  sodann  auch  mit  der  Beantwortung  der  könig- 
lichen Propositionen  zu  Ende  gekommen.  Jene  bestanden  aus  250 
Dingen,  deren  Abstellung  oder  Gewährung  verlangt  wurde,  diese  lehnte 
die  Erhöhung  der  Contribution  und  die  Umgestaltung  der  Insurrection 
ab;  beide  Zuschriften  wurden  am  14.  September  zugleich  der  Königin 
eingereicht.  Das  arme  steuernde  Volk,  erklärten  die  Reichsstände,  ist 
unvermögend,  höhere  Steuern  zu  zahlen,  indem  es  unter  der  Last  der 
bisherigen  erliegt.  Der  Contributionszuschlag,  welchen  der  Reichstag 
1751  nur  für  drei  Jahre  bewilligte,  wird  nun  schon  dreizehn  Jahre  hin- 
durch mit  unerbittlicher  Strenge  eingetrieben,  und  die  Steuerpflichtigen, 
die  das  Geld  nicht  aufbringen  können,  sind  tief  verschuldet.  Elementar- 
scbäden  haben  Verwüstungen  angerichtet  und  Nothstände  erzeugt.  Die 
Grenzzölle,  welche  die  Ausfuhr  ungarischer  Producte  fast  unmöglich 
machen,  dagegen  die  Einfuhr  fremder  begünstigen,  verschließen  die  Er- 
werbsquellen und  ziehen  das  Geld  aus  dem  Lande.  Der  letzte  sieben- 
jährige Krieg  hat  viele  Opfer  gekostet,  die  durch  Vorkehrungen  zum 
Schutze  der  Landesgrenzen  noch  vermehrt  wurden.  Die  Verpflegung  des 
Militärs,  die  Bauten  und  willkürlich  gesteigerten  Forderungen  für  dasselbe 
legen  dem  Volke  fortwährend  zunehmende  Lasten  auf.  Aus  diesen  Grün- 
den können  die  Reichsstände  die  Erhöhung  der  Contribution  um  eine 
Million  vor  ihrem  Gewissen  nicht  verantworten,  und  sehen  sich  zu  der 
Bitte  genüthigt,  daß  der  Steuerzuschlag  von  1751  aufgehoben  und  den 
erwähnten  Uebelständen  abgeholfen  werde.  —  Die  Umgestaltung  der 
adelichen  Insurrection  betreffend,  behauptete  der  Reichstag,  dieselbe  sei 
durch  Gesetze  so  zweckmäßig  geregelt,  daß  sie  keiner  Aenderung  ihrer 
bestehenden  Einrichtung  bedürfe,  und  daß  eine  Umwandlung  ihres  eigen- 
thümlichen  Wesens  nur  Verwirrung  stiften  und  Gefahr  bringen  könnte. 
Diejenigen  unter  den  Reichsständen,  die  Vergangenheit  und  Zukunft  in 
Betracht  zogen,  hatten  wol  noch  einen  geheimen  Grund,  aus  dem  sie  die 
Propositionen  ablehnten.  Durch  die  Geschichte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts gewarnt,  besorgten  sie,  daß  das  mächtige  Heer,  zu  dessen  Unter- 
halt die  erhöhte  Contribution  verlangt  wurde  und  zu  dessen  Verstärkung 
die  in  eine  stehende,  dem  Monarchen  ebenfalls  zur  freien  Verfügung  ge- 
stellte Armee  umgewandelte  Insurrection  oder  deren  Ablösung  in  Geld 
dienen  sollte,  als  Werkzeug  nicht  blos  zur  Vernichtung  der  adelichen 
Rechte,   sondern    aucii    zum  Umsturz  der   ungarischen  Verfassung  rais- 
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braucht  werden  könnte;  daher  wollten  sie  weder  die  Mittel  zum  Unter- 
halt desselben  leichthin  bewilligen,  noch  sich  die  Waffen  gänzlich  aus 
den  Händen  winden  lassen. 

Die  gänzliche  Ablehnung  der  Propositionen  von  beiden  Tafeln  er- 
bitterte Maria  Theresia  so  sehr,  daß  sie  nahe  daran  war,  den  Reichstag 
aufzulösen.  Die  Vorstellungen  des  Fürsten  Kaunitz,  den  sie  zu  sich 
berief,  ein  Schreiben  ihres  Gemahls,  der  solch  ein  voreiliges  Verfahren 
widerrieth,  und  die  Vertröstungen  des  Palatins,  Kanzlers  und  anderer 
Magnaten  auf  den  Erfolg  fernerer  Unterhandlungen  bewirkten  jedoch, 
daß  sie  am  19.  September  ein  Rescript  an  den  Reichstag  erließ,  in 
welchem  sie  zwar  auf  ihrem  Begehren  mit  Entschiedenheit  beharrte, 
aber  in  mildem  und  versöhnlichem  Tone  sprach.  Sie  erkenne  an,  sagt 
sie  in  demselben,  daß  auf  den  Schultern  des  armen  Volks  schwere  Lasten 
liegen,  da  aber  die  Bedürfnisse  des  Staats  die  Erhöhung  der  Contribution 
unerläßlich  fordern,  werden  die  Reichsstände  auf  Mittel  denken  müssen, 
durch  welche  die  Belastung  der  Steuerpflichtigen  erleichtert  und  deren 
Leistungsfähigkeit  gehoben  würde.  Ihre  Maj.  werde  ihrerseits  nichts 
von  dem  unterlassen,  was  das  Los  des  steuernden  Volks  verbessern 
könne;  würden  die  Stände  auch  ihrerseits  streben,  das  Wohl  desselben 
zu  fördern,  so  werde  die  neue  Last,  besonders  bei  gehöriger  Vertheilung, 
nach  wiederhergestelltem  Frieden,  nicht  unerträglich  sein.  Mit  gleichem 
Nachdrucke  gab  das  Rescript  den  Ständen  zu  bedenken,  daß  das  Vater- 
land von  ihnen,  seinen  erstgeborenen  Söhnen,  mit  Recht  eine  größere 
Betheiligung  an  den  öffentlichen  Lasten  fordere,  als  ihnen  die  immer 
seltener  in  Anspruch  genommene  Insurrection  auferlege,  und  deutete 
damit  auf  das  hin,  M'as  spätere  Verhandlungen  klar  machten,  daß  die 
Umwandlung  der  Insurrection  in  eine  Abgabe  des  Adels  und  Klerus 
verlangt  werde. 

Bei  der  Ständetafel  brachte  das  Rescript  nicht  die  erwartete  Wir- 
kung hervor.  Hier  wurde  die  Erhöhung  der  Contribution  aus  den  schon 
angeführten  und  nun  unter  Betheuerungen  bis  zum  Ueberdruss  wieder- 
holten Gründen  neuerdings  für  unmöglich  erklärt;  eine  andere  als  dit; 
bestehende  Einrichtung  der  Insurrection  als  überflüssig  und  unzulässig 
nochmals  abgelehnt.  Der  Redner  der  Deputation,  welche  die  Botschaft 
hiervon  den  Magnaten  überbrachte,  der  graner  Domherr  Bajzäth,  setzte 
hinzu:  „Nicht  ohne  Ursache  scheuen  die  Stände  vor  einer  Umgestal- 
tung der  Insurrection  zurück,  denn  sie  möge  mit  Geld  abgelöst  oder 
statt  ihrer  eine  stehende  Armee  errichtet  werden,  so  wird  daraus  die 
Besteuerung  des  Adels  hervorgehen,  welche  dieser  nicht  auf  sich  nehmen 
darf.  Unsere  Vorfahren  haben  für  den  Grundsatz,  daß  die  Steuern  an 
der  Person,  nicht  am  Grunde  haften,  in  jeder  Weise  gekämpft  und  dessen 
Geltung  erkämpft;  würde  aber  die  Insurrection  umgestaltet,  so  läge  die 
Last  sowol  auf  der  Person  wie  auf  dem  Grunde."  Diese  Aeußerung, 
die  Bajzäth  der  Botschaft  eigenmächtig  hinzugefügt,  gefiel  den  Ständen 
so  wohl,  daß  sie  ihm  dafür  ihren  Dank  votirten.  Tiefein  Eindruck 
machte  das  Rescript  auf  die  Magnaten.  Sie  trennten  sicli  nun  von  den 
Ständen,  mit  denen  sie  gemeinschaftlich  die  Propositionen  abschlägig 
beantwortet    hatten,    entschuldigten    ihr   früheres   Zusammengehen   mit 
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denselben  damit,  daß  es  gebräuchlich  sei,  die  königlichen  Begehren  nicht 
sogleich  zu  bewilligen,  beschlossen  mit  Stimmenmehrheit  ihrerseits  eine 
Erhöhung  der  Contribution  und  trachteten,  auch  die  Stände  dafür  zu 
gewinnen.  Mit  Hülfe  der  Abgeordneten  der  Städte,  Kapitel  und  einiger 
Gespanschaften  brachten  sie  es  dahin,  daß  die  untere  Tafel  zuerst  von 
der  Aufhebung  des  Steuerzuschlags  von  1751  abstand  und  sodann  die 
Contribution  um  200000  Gulden  erhöhte.  Sobald  das  erreicht  war, 
fanden  die  Magnaten  die  Summe  viel  zu  klein;  jene  Mitglieder  des  Unter- 
hauses, die  dieselbe  votirt  hatten,  waren  auch  mehr  zu  bewilligen  bereit, 
und  verlaugten,  um  den  Widerstand  der  andern  zu  beseitigen,  die  Ab- 
stimmung nach  Köpfen.  Diese  wurde  von  der  Mehrheit  der  Comitats- 
deputirten  verworfen,  weil  sie  das  Uebergewicht  des  Adels  gefährdete, 
und  es  blieb  vorläufig  bei  den  200000  Gulden.  Die  Umgestaltung  der 
Insurrection  wurde  nochmals  von  beiden  Tafeln  abgelehnt. 

Da  Maria  Theresia  sah,  daß  sie  durch  Freundliclikeit  und  Schmeichelei 
bei  den  unfügsamen  Ständen  nichts  ausrichtete,  versuchte  sie,  durch  ent- 
gegengesetzte Mittel  zum  Ziele  zu  gelangen.  Um  ihnen  die  Ungnade, 
die  sie  sich  durch  ihr  Verhalten  zugezogen,  fühlbar  zu  machen,  forderte 
sie  jetzt  für  die  adeliche  Leibgarde,  deren  Kosten  bisher  aus  der  Militär- 
contribution  bestritten  worden,  die  Anweisung  eines  besondern  Fonds 
von  jährlich  100000  Gulden,  und  schloß  die  Gardisten  überdies  vom 
Dienste  um  ihre  Person  aus.  Dabei  blieb  sie  noch  nicht  stehen,  sondern 
kündigte  Ende  September  an,  daß  sie  den  Reichstag  zu  verlassen  und 
nach  Wien  abzureisen  beschlossen  habe.  Als  hierauf  die  Stände  zur 
Abschiedsaudienz  erschienen,  entfernte  sie  sich,  ohne  ein  Wort  zu 
sprechen,  mit  zürnender  Miene  aus  ihrer  Mitte.  Die  auffallenden  Be- 
weise von  Ungnade  machten  auf  die  Reichsstände  keineswegs  den  mäch- 
tigen Eindruck,  den  sich  Maria  Theresia  von  ihnen  versprochen  hatte. 
Es  brauchte  Zeit  undUeberredung,  bis  sich  die  Untere  Tafel  bereit  erklärte, 
den  Contributionszuschlag  auf  310000,  mithin  die  gesammte  Militär- 
steuer von  3,200000  beiläufig  auf  3,600000  Gulden  zu  erhöhen.  Da- 
gegen wurde  die  Umwandlung  der  Insurrection  von  beiden  Tafeln  ein- 
müthig  mit  Entschiedenheit  zurückgewiesen.  Am  23.  October  geneh- 
migte der  Reichstag  die  Zuschrift  an  die  Königin,  welche  die  beiden 
Beschlüsse  enthielt,  und  ließ  ihr  dieselbe  durch  Joseph  Batthyäny,  Erz- 
bischof von  Kalocsa,  und  Franz  Nädasdy,  Bau  von  Kroatien,  überreichen. 
Maria  Theresia  unterzog  die  Beschlüsse  des  Reichstags  einer  ernsten 
ßerathung  vornehmlich  mit  Kaunitz  und  dem  ungarischen  Hofkanzler 
Franz  Eszterhäzy.  Man  überzeugte  sicli,  daß  der  Widerwille  der  Reichs- 
stände gegen  jede  Art  von  Umgestaltung  der  Insurrection  unüberwindlich 
sei,  und  daß  man  auf  dieselbe  verzichten  müsse,  um  eine  bedeutende 
Erhöhung  der  Contribution  zu  erlangen.  Also  machte  Maria  Theresia 
am  8.  Noven)ber  durch  ein  nach  Andeutungen  des  Fürsten  Kaunitz  ver- 
faßtes ^  Rescript  dem  Reichstage  in  huldvollen  Ausdrücken  kund,  daß 
sie  von  der  Umgestaltung  der  Insurrection  abstehe.  Ihre  Maj.,  wurde 
in  demselben  gesagt,  hat  die  Betheuerungen  der  Ungarn,  daß  sie  bereit 
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sind,  zu  der  Königin  und  des  Vaterlandes  Vertheidigung  Gut  und  Blut 
zu  opfern,  mit  dem  größten  Wohlgefallen  vernommen.  Sie  selbst  habe 
im  Jahre  1741  die  überzeugendsten  Beweise  von  der  Treue  und  Er- 
gebenheit der  Stände  erhalten;  daher  begnüge  sie  sich  mit  ihren  Gelöb- 
nissen und  behalte  sich  vor,  in  dringenden  Fällen  mit  ihnen  über  die 
Mittel  zu  kräftiger  Abwendung  der  Gefahr  zu  berathen.  —  Zugleich 
aber  wurde  die  bewilligte  Steuererhöhung  für  viel  zu  ungenügend  er- 
klärt. Was  zum  Schutze  des  Vaterlandes,  zur  Sichersteliung  desselben 
vor  feindlichen  Angriffen  erforderlich  ist,  darf  nicht  verabsäumt  und 
keiner  andern  Rücksicht  hintangestellt  werden;  daher  sieht  sich  die 
Kaiserin-Königin  genöthigt,  auf  der  verlangten  Erhöhung  der  Contri- 
bution  zu  bestehen.  Sie  wird  aber  auch  danach  streben,  den  gedrückten 
Zustand  des  steuernden  Volks  zu  verbessern,  und  hofft,  daß  die  Reichs- 
stände ein  Gleiches  thun  und  insbesondere  den  häufigen  widerrechtlichen 
Erpressungen  vorbeugen  werde.  —  Ihre  Maj.  hat  die  ungarische  adeliche 
Leibgarde  errichtet,  weil  sie  den  Ungarn  dadurch,  daß  sie  die  Be- 
schützung ihrer  Person  der  Treue  und  Wachsamkeit  derselben  anver- 
traue, einen  Beweis  ihrer  Huld  geben,  und  der  adelichen  Jugend  Ge- 
legenheit, sich  auf  eine  ehrenvolle  Laufbahn  vorzubereiten,  verschaffen 
wollte.  Sie  erwartet  also  zuversichtlich,'  daß  der  ungarische  Adel  die 
Kosten  dieser  nur  ihm  zur  Auszeichnung  und  zum  Vortheil  gereichenden 
(iarde  bereitwillig  tragen  werde.  —  Endlich  müsse  Ihre  iMaj.  die  Stände 
ernstlich  ermahnen,  die  Verhandlungen  ohne  fernem  Zeitverlust  zu  einem 
befriedigenden  Abschlüsse  zu  bringen. 

Nachdem  Maria  Theresia  auf  die  Umgestaltung  der  Insurrection, 
welche  die  Vorrechte  des  Adels  zu  gefährden  schien,  verzichtet  halte, 
gingen  die  Stände  auf  die  Erhöhung  der  Steuer,  die  ihr  Interesse  nur 
mittelbar  berührte,  bereitwilliger  ein.  Die  Abgeordneten  einiger  Ge- 
spanschaften widersprachen  zwar  auch  jetzt  noch  einer  die  schon  be- 
willigte Summe  überschreitenden  Erhöhung,  aber  die  Mehrheit  beschloß 
am  23.  November,  dieselbe  noch  mit  200000  Gulden  zu  vernn^hren  und 
außerdem  100000  Gulden  für  die  adeliche  Leibgarde  zur  Coutribution 
zu  schlagen,  sodaß  sich  die  gesummte  Steuer,  welche  das  arme  Volk 
jährlich  entrichten  sollte,  auf  3,900000  Gulden  belief.  Die  überreichen 
Bischöfe  und  Magnaten  wie  die  Stände,  welch  letztere  die  Unmöglichkeit, 
dem  Volke  größere  Lasten  aufzubürden,  hoch  betheuert  hatten,  schämten 
sich  nicht,  in  ihrer  Zuschrift  an  die  Königin  zu  sagen,  daß  sie  genöthigt 
gewesen  seien,  die  Kosten  für  die  Erhaltung  der  ausschließlich  für  die 
Söhne  des  Adels  errichteten  Garde  in  die  Contribution  aufzunehmen, 
weil  sie  kein  anderes  Mittel,  dieselben  aufzubringen,  ausfindig  machen 
konnten.  Im  Rescript  vom  15.  December  erklärte  Maria  Theresia,  daß 
sie  sich  mit  der  Erhöhung  der  Contribution  um  500000  Gulden  begnügen 
wolle,  auch  gestatte,  daß  die  100000  Gulden  für  die  Garde  zur  Con- 
tribution geschlagen  werden,  forderte  aber  zugleich  die  Reichsstände 
auf,  den  gedrückten  Zustand  des  steuernden  Volks  in  ernste  Erwägung 
zu  ziehen  und  Vorschläge  zur  nachhaltigen  Verbesserung  desselben  zu 
machen.  Gleichzeitig  erging  ihr  Bescheid  auf  die  250  Begehren  und 
Beschwerden,   welche  ihr  der  Reichstag  vorgelegt  hatte.     Hinsichtlich 
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derselben  hatte  Maria  Theresia  elein  deutschen  Staatsrathe  König  ge- 
schrieben: ,.Ich  liabe  Blümegen  (einem  deutschen  Staatsrathe)  befohlen, 
das  weilen  Gottnian  (der  ungarische  Hofkammerrath  Cothman)  hier  ist, 
er  mit  selben  und  ihnio  König  noch  einraahl  die  gravaniina  durchgehe 
und  die  resolutiones,  die  zu  geben  wären,  weillen  doch  in  einigen,  wo 
nichts  besonderes  dagegen  ist,  ihnen  gnaden  thun  will  oder  nicht  zu 
starck  antwortten,  also  richte  er  alle  zusain,  damit  vielleicht  heut  und 
morgen  sie  können  torniret  werden."  '  Diesem  Befehle  zufolge  wurden 
die  Gravamina  in  mildem  Tone  theils  geradezu  ablehnend,  theils  aus- 
weichend und  theils  zusagend  beantwortet;  aber  eben  jene  Zusagen, 
welche  die  wichtigsten  Angelegenheiten,  wie  die  Wahrung  der  Selb- 
ständigkeit Ungarns,  die  Aenderung  der  erbländischen  Grenzzölle  u.s.  w. 
betrafen,  wurden  auch  diesmal  nur  halb  oder  gar  nicht  erfüllt,  was  bei 
dem  Einflüsse  des  deutsehen  Ministeriums  und  Staatsraths,  die  als 
Centralregierung  auftraten,  nicht  anders  sein  konnte. 

Dem  Antiage  der  Königin  gemäß  hätte  der  Reichstag  nun  das  Ur- 
barium  in  Verhandlung  nehmen,  die  Zinsen  und  Prolinen,  welche  die 
Unterthanen  ihren  adelichen  Grundherren  zu  leisten  haben,  feststellen, 
überhaupt  das  Verhältniß  beider  zueinander  regeln  und  dadurch  will- 
kürlichen Bedrückungen  des  unterthänigen  Volks  ein  Ende  machen 
^ollen.  Aber  der  Adel  und  Klerus,  mit  Ausnahme  einiger  recht- 
lich Denkenden,  wollten  der  Willkür  im  Verfahren  mit  ihren  durch 
mangelhafte  und  parteiisch  gehandhabte  Gesetze  schwach  geschützten 
Unterthanen  keine  festern  Grenzen  setzen  lassen,  und  der  Reichstag 
ging  auf  keine  Verhandlungen  über  das  Urbarium  ein,  sondern  be- 
schränkte sich  blos  auf  eine  billigere  Vertheilung  der  Porten,  die  beim 
Auswerfen  der  Contribution  auf  die  einzelnen  Gespanschaften  als  Maß- 
stab dienten.  Nachdem  die  Stände  das  eben  nicht  leichte  Geschäft 
beendigt  hatten,  begehrten  sie,  theils  der  wenig  ersprießlichen  Verhand- 
lungen überdrüssig,  theils  um  weitern  Zumuthungen  zu  entgehen,  den 
Schluß  des  Reichstags.  Die  Königin  dagegen  bestand  darauf,  daß  die 
Stände,  wenn  sie  sich  mit  der  Regelung  des  Urbariums  durchaus  nicht 
befassen  wollen,  wenigstens  auf  die  dringendsten  Verbesserungen  des 
Jnstizwesens  Bedacht  nehmen  mögen.  Hiermit  beschäftigte  sich  der 
Reichstag  vornehmlich  in  der  letzten  Zeit  seiner  Dauer.  Außerdem 
nahm  er  noch  vor  die  Einreihung  des  Kapitäns  der  ungarischen  Leib- 
garde unter  die  Reichsbarone,  die  Wahl  der  Kronhüter  und  die  Ver- 
leihung des  Indigenats  an  eine  Anzahl  vornehmer  Herren  und  Staats- 
beamten. Am  16.  März  1765  bestätigte  die  Königin  die  47  gebrachten  1765 
Gesetze,  worauf  der  Schluß  des  Reichstags  erfolgte.  ^ 

Maria  Theresia  war  mit  dem  kargen,  ihren  Anträgen  widerstre- 
benden Reichstage  so  unzufrieden,  daß  sie  ihn  nicht  persönlich  schloß, 
sondern  durch  einen  Commissar  schließen  ließ.  Ihr  Unwille  kehrte  sich 
vornehmlich   gegen    den  Primas  Barköczy    und    den  Palatin  Batthyäny. 

'  Ameth,  VII,  132  und  Anmerkung  186.  —  -  Acta  comitioriiui  a. 
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Den  erstem  hatte  sie  1761  zum  Erzbischof  von  Gran  ernannt,  weil  sie 
sich  von  ihm  die  besten  Dienste  versprach  \  aber  am  Reichstage  genügte 
er  ihren  Erwartungen  zu  wenig,  denn  unbändiger  Hochmuth,  welcher 
die  Stände  beleidigte,  schwächte  seinen  Einfluß.  Ob  Batthyäny  in  seiner 
schwierigen  Stellung  zwischen  der  Königin  und  den  Ständen  alles,  was 
er  vermochte,  gethan  habe,  um  die  Plane  der  erstem  zu  verwirklichen, 
bleibe  dahingestellt;  sie  glaubte  das  Gegentheil.  Bezijglich  auf  beide 
sagte  sie  in  einem  Schreiben,  das  sie  zu  Anfang  1765  an  den  Grafen 
Johann  Chotek  richtete:  „Diser  Landtag  hat  mich  gut  die  Leute  kennen 
machen;  wen  nur  disen  Profit  davon  hätte,  ist  er  gros  genug."  ^  Den 
Palatin  insbesondere  ließ  sie  bei  der  Besetzung  der  Würde  der  Kronhüter 
ihren  Zorn  empfindlich  fühlen.  Der  eine  derselben,  Grassalkovics,  war 
Oberststallmeister  geworden,  der  andere,  Nikolaus  Eszterhäzy,  gestorben. 
An  die  Stelle  des  erstem  candidirte  sie  den  Feldmarschall  Leopold  PäliFy 
und  den  Grafen  Georg  Apponyi,  an  die  Stelle  des  zweiten  den  Grafen 
Joseph  Keglevics  und  Adam  Batthyäny,  den  Sohn  des  Palatins.  Der 
Reichstag  wählte  Pälffy  und  Keglevics.  Der  Tod  des  letztern  machte 
jedoch  eine  zweite  Wahl  nothwendig.  Nun  hätte  Maria  Theresia  die 
beiden  nichtgewählten  Candidaten  in  Vorschlag  bringen  sollen,  sie  ließ 
jedoch  Batthyäny  weg  und  candidirte  Apponyi  und  den  Grafen  Johann 
Csäky,  der  auch  gewählt  wurde.  Der  Palatin  und  Primas  sollen  sich 
die  Ungnade  der  Königin  so  zu  Herzen  genommen  haben,  daß  man 
ihren  bald  darauf  erfolgten  Tod  dem  Gram  über  dieselbe  zuschrieb. 
Auch  der  greise  Judex  curise  lUeshäzy  scheint  sich  das  Ausfallen  Maria 
Theresia's  zugezogen  und  deshalb  seine  Würde  niedergelegt  zu  haben, 
in  welcher  Nikolaus  Päiflfy  ihm  nachfolgte.  Dagegen  hatte  der  Personal 
Koller  wegen  seiner  Heftigkeit  die  Zuneigung  und  das  Vertrauen  der 
Stände  verloren  und  wurde  von  der  Königin  mit  Verleihung  einer  Pen- 
sion von  8000  Gulden  seines  Amtes  enthoben.  —  Im  selben  Jahre  er- 
klärte sie  Siebenbürgen  zum  Großfürstenthum  und  nahm  den  großfürst- 
lichen Titel  für  sich  und  ihre  Nachfolger  an. 

Neben  den  Staatssachen  widmete  Maria  Theresia  sich  um  diese  Zeit 
mit  gleichem  Eifer  der  Sorge  für  ihre  zahlreiche  Familie.  Schon  vor 
mehrern  Jahren  hatte  Kaiser  Franz,  ihrem  Wunsche  nachgebend,  sein 
Großherzogthum  Toscana  zu  einer  Secundogenitur  des  Hauses  Habsburg- 
Lothringen  bestimmt,  welche  sein  zweitgeborener  Sohn  Karl  erben 
sollte.  Der  dritte  Sohn  Leopold  wurde  mit  Beatrix,  dem  einzigen  Kinde 
des  Erbprinzen  von  Modena  und  letzten  Este,  Hercules,  verlobt,  wo- 
durch er  die  Anwartschaft  auf  die  Nachfolge  im  Herzogthum  Modena 
erhielt.  Da  aber  der  Erzherzog  Karl  starb,  und  Toscana  auf  Leopold 
überging,  wurde  Ferdinand,  nun  der  dritte  der  lebenden  Erzherzoge,  ein 
Knabe  von  acht  Jahren,  zum  einstigen  Gemahl  der  Beatrix  von  Modena 
1762  bestimmt,  und  Leopold  1763  mit  Marie  Luise,  der  Tochter  König 
Karl's  ni.  von  Spanien  verlobt.    Die  Vermählung  wurde  wegen  seines 

'  Das  Schreiben  Maria  Tlieresia's  wahrscheinlich  an  den  damaligen 
ungarischen  Kanzler  Palffy,  bei  Arneth,  VII,  108.  —  ^  Wolf,  Aus  dem  Hof- 
leben Maria  Theresia's,   Anhang  S.  250. 
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jugendlichen  Alters  (er  war  1747  geboi'^n)  um  zwei  Jahre  verschoben. 
Am  12.  Januar  1765  leistete  der  römische  König  Joseph  mit  einem  Eide  1765 
zu  Gunsten  seines  Bruders  Leopold  auf  Toscana  Verzicht,  dem  die 
Infantin  schon  durch  Procuration  angetraut  worden  war,  und  das 
Ehepaar  wurde  am  5.  August  zu  Innsbruck  in  Gegenwart  des  Kai- 
sers, der  Kaiserin,  des  römischen  Königs  und  des  Hofstaats  feierlich 
eingesegnet. 

Das  Geräusch  der  Festlichkeiten  war  noch  nicht  ganz  verstummt,  da 
wurde  am  Abend  des  18.  August  der  Kaiser  Franz  plötzlich  vom 
Schlage  getroffen  und  verschied  in  den  Armen  Joseph's.  Ohne  ausge- 
zeichnete Geistesgaben  zu  besitzen  und  in  seiner  Erziehung  sehr  ver- 
nachlässigt, war  er  ein  wohlwollender  Herr,  liebender  Gatte,  zärtlicher 
Vater,  bewährte  er  sich  als  tüchtiger  Finanzmann  wie  in  der  Verwaltung 
des  eigenen  großen  Vermögens,  so  auch  in  der  Leitung  der  Staats- 
finanzen, und  erwarb  sich  besonders  in  der  Zeit  nach  dem  Siebenjährigen 
Kriege  ein  großes  Verdienst,  indem  er  dem  tief  gesunkenen  Credit  des 
Staats  dadurch  aufhalf,  daß  er  für  die  pünktliche  Erfüllung  der  von 
demselben  eingegangenen  Verpflichtungen  gewissermaßen  eine  persön- 
liche, auf  sein  Privatvermögen  gegründete  Bürgschaft  übernahm.  Er 
übertraf  noch  seine  Gemahlin  im  frommen  Glauben  an  die  katholische 
Kirche  und  Eifer  in  Andachtsübungen.  Er  erkannte  ihre  geistige  Ueber- 
legenheit  an,  fügte  sicli  ihrem  herrischen  Sinne,  trug  die  Entfernung  von 
Staatsgeschäften,  die  unbedeutende  Rolle,  die  er  neben  ihr  spielte,  so 
peinlich  sie  ihm  war,  mit  Gelassenheit  und  suchte  Zerstreuung  für  seinen 
Unmuth  in  der  Jagd,  hohem  Spiel  und  andern  Vergnügungen,  denen  er 
sich  freilich  im  Uebermaß  und  häufig  zur  höchsten  Unzeit  hingab.  Maria 
Theresia  wurde  durch  den  plötzlichen  Tod  ihres  Gatten  heftig  erschüt- 
tert; sie  gedachte  seiner  rühmlichem  Eigenschaften,  legte  ihm  selbst 
solche  bei,  die  er  nicht  besessen,  machte  sich  Vorwürfe  über  das,  was 
sie  gegen  ihn  gefehlt  und  für  ihn  versäumt  hatte,  und  trug  um  ihn  Trauer, 
solange  sie  noch  lebte. 

Das  erste  Regierungsgeschäft,  welches  Maria  Theresia  nach  ihrer 
Rückkehr  nach  Wien  vornahm,  war  die  Ernennung  Joseph's  zum  Mit- 
regenten und  als  solchen  zum  Großmeister  des  Stephans-  und  Maria- 
Theresia-Ordens,  theils  weil  er  nach  dem  Ableben  seines  Vaters  römisch- 
deutscher Kaiser  geworden  war  und  seine  Stellung  es  erforderte,  daß 
er  regierender  Fürst  sei;  theils  weil  sie  bei  der  Niedergeschlagenheit,  in 
welche  sie  nach  dem  Tode  des  Gemahls  versank,  sich  nicht  fähig  fühlte, 
die  Regierung  allein  zu  führen.  In  dem  Manifeste,  welches  die  Ernen- 
imng  ihres  Sohnes,  des  Kaisers,  zum  Mitregenten  ankündigte,  erklärte 
sie  zwar,  daß  sie  deshalb  nicht  gesonnen  sei,  „von  der  ihr  zukommenden 
Beherrschung  ihrer  Staaten  etwas  zu  vergeben",  zog  sich  aber  in  den 
Tagen  der  ersten  und  tiefsten  Trauer  von  den  Geschäften  zurück  und 
überließ  dieselben  Joseph,  dem  zugleich  die  höchsten  Staatsbeamten  den 
Eid  der  Treue  leisteten.  Der  Kaiser  glaubte  daiier,  nicht  blos  den  Titel, 
sondern  auch  die  Vollmacht  eines  Mitregenten  erhalten  zu  haben,  und 
widmete  sich  mit  ganzer  Seele  den  Regierungsarbeiten.  Schon  damals 
zeigte  sich  jene  Ungeduld,  mit  welcher  er  das  ganze  Leben  hindurch  die 
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ihm  nöthig  scheiueiideu  Reformen  zu  bewerkstelligen  eilte,  und  schon 
damals  wurde  es  wahrnehmbar,  daß  ein  aufgeklärter  Absolutismus,  der 
es  dem  Monarchen  möglich  mache,  für  das  Wohl  des  Staats  alles,  was 
er  wolle,  zu  thun,  die  Regierungsform  sei,  die  er  als  die  beste  ansehe. 
In  einer  Denkschrift,  die  er  der  Kaiserin  übergab,  tadelt  er  sehr  scharf 
sowol  die  damaligen  Einrichtungen  des  Staats,  wie  auch  die  Männer,  die 
an  dessen  Spitze  standen,  und  gibt  zugleich  die  Veränderungen  an,  die 
hinsichtlich  beider  vorgenommen  werden  sollten.  „Der  Staat",  sagt  er, 
„besitzt  mit  Ausnahme  des  Fürsten  Kaunitz  gar  keinen  Minister,  der 
sich  rühmen  könnte,  seit  einigen  Jahren  irgendwelche  Dienste  geleistet 
zu  haben.  Das  sehr  dünn  gesäete  Gute,  das  noch  geschah,  verdankt  der 
Staat  dem  klugen  Zusammenwirken  von  mindestens  12  Personen.  Um 
wie  viel  besser  stände  es  um  das  allgemeine  Wohl,  wenn  statt  so  vieler 
nur  ein  einziger  Mensch  da  wäre,  der  allen  andern  die  unverrückbare 
Richtschnur  für  ihr  Lassen  und  Thun  zu  geben  hätte."  In  der  Hast, 
mit  welcher  ihr  Sohn  alles  Bestehende  umgestalten  wollte,  konnte  Maria 
Theresia  die  Thätigkeit  eines  reichen,  übersprudelnden  Geistes  erblicken, 
der,  gereift  und  durch  Erfahrung  belehrt.  Großes  zu  wirken  verspreche; 
aber  kränken  mußte  sie  der  herbe  Tadel,  den  er  über  Männer,  denen  sie 
ihr  volles  Vertrauen  schenkte,  und  über  Einrichtungen  aussprach,  die  sie 
als  ihr  Werk  ansah,  und  durch  die  sie  für  das  Wohl  des  Staats  am 
besten  gesorgt  zu  haben  glaubte.  Noch  weit  tiefer  mußte  sie  verletzen, 
was  Joseph  über  die  in  den  höhern  Ständen  gewöhnliche  Art  der  Er- 
ziehung äußerte.  „Die  guten  Seelen",  sagt  er,  „glauben,  alles  erreicht 
und  einen  großen  Staatsmann  herangebildet  zu  haben,  wenn  ihr  Sohn 
in  der  Messe  ministrirt,  seinen  Rosenkranz  betet,  alle  14  Tage  beichtet 
und  nichts  anderes  liest,  als  was  der  beschränkte  Verstand  seines  Beicht- 
vaters ihm  gestattet.  Wer  würde  kühn  genug  sein,  nicht  zu  sagen:  das 
ist  ein  netter  Junge;  sehr  gut  erzogen?  Allerdings,  würde  ich  ant- 
worten, wenn  unser  Staat  ein  Kloster  und  unsere  Nachbarn  Kartäuser 
wären."  Hiermit  tadelte  und  verspottete  er  gerade  das,  was  seine 
Mutter  bei  der  Erziehung  für  das  Wichtigste  hielt,  worauf  sie  bei  der 
Erziehung  ihrer  eigenen  Kinder  drang  und  was  sie  ihrem  Sohne  Leopold 
fast  wörtlich  in  der  Instruction  einschärfte,  mit  welcher  sie  ihn  nach 
Toscana  entlassen  hatte.  Nicht  minder  widerstritt  den  Ansichten,  nach 
welchen  sie  es  für  ihre  heiligste  Verpflichtung  erachtete,  die  katholische 
Religion  auszubreiten  und  iiire  Völker  vor  Freigeisterei  und  Unglauben 
zu  schützen,  daß  der  Kaiser  religiöse  Duldsamkeit  und  Milderung  der 
strengen  Censurvorschriften  verlangte. '  Neben  dem  Bedürfniß  zu  herr- 
schen, dem  Maria  Theresia  nicht  entsagen  konnte,  war  es  der  grelle 
Contrast  der  Ansichten  Joseph's  mit  den  ihrigen,  was  sie  nach  kurzer 
Zeit  bewog,  die  ihm  überlassene  Gewalt  großentheils  wieder  zurückzu- 
nehmen. Nur  was  den  Hofstaat  und  die  Finanzen  betraf,  überließ  sie 
ilim  mit  mancherlei  Beschränkungen,  und  nur  die  Militärangelegenheiten 

'  Die  Denkschrift  ist  abgedruckt  im  Briefwechsel  zwischen  Maria  The- 
resia und  Joseph,  herausgegeben  von  Arneth  (Wien  1867),  III,  335—365; 
ein  AuBzug  mit  Bemerkungen  in  Maria  Theresia,  VII,  187 — 195. 
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legte  sie  gänzlich  in  seine  Hand,  doch  so,  "daß  die  letzte  Entscheidung  in 
wichtigen  Fällen  ihr  blieb. 

Der  Kaiser  bewies  durch  seine  Thätigkeit  auf  dem  ihm  freigegebenen 
Felde,  daß  er  nicht  nur  Fehler  zu  rügen,  sondern  diese  auch  abzustellen 
und  Besseres  zu  schaffen  wisse.  Er  vereinigte  seinen  Hofstaat  mit  dem 
Hofstaate  seiner  Mutter,  entließ  die  kostspielige  Schweizergarde,  löste 
die  Fagerie  auf  und  übergab  die  Pagen  dem  Theresianum  zur  Erziehung. 
Er  beschränkte  ferner  die  Zahl  der  Pferde  in  den  Holställen  von  1200 
auf  weniger  als  800  und  verminderte  mit  dem  Wildstande,  besonders  in 
der  Nähe  Wiens,  zugleich  die  Ausgaben  für  die  Jagd.  Die  Bevölkerung 
Wiens  erfreute  er  dadurch,  daß  er  den  Prater,  dessen  Besuch  nur  dem 
hohen  Adel  gestattet  gewesen  war,  ihr  ohne  Unterschied  der  Stände 
öffnete.  Von  seinem  Vater  durch  dessen  Testament  zum  Universalerben 
eingesetzt,  widmete  er  dem  Staate  mit  einer  nur  äußerst  seltenen,  Mon- 
archen eigenen  Großmuth  das  ganze  ihm  dadurch  zugefallene  Vermögen, 
welches  in  baarem  Gelde  und  Staatsobligationen  gegen  "22  Millionen  be- 
trug, und  außerdem  in  großen,  in  Ungarn,  Böhmen.  Mähren  und  Oester- 
reich  geh'genen  Gütern  und  dem  Fürstenthum  Teschen  bestand.  Dieses 
Vermögen  verwendete  er  vor  allem  andern  dazu,  die  Zinsen  der  Staats- 
schulden von  sechs  und  fünf  vom  Hundert  auf  vier  herabzusetzen,  indem 
er  den  Besitzern  der  Obligationen  die  Wahl  zwischen  der  Auszahlung 
des  Nennwerthes  oder  der  Herabsetzung  der  Zinsen  freistellte.  Nur 
etwas  über  14  Millionen  mußten  ausbezahlt  werden  Durch  die  Herab- 
setzung der  Zinsen  wurden  nicht  nur  jährlich  ungefähr  870000  Gulden 
erspart,  sondern  durch  die  in  Umlauf  gesetzten  Millionen  auch  Industrie 
und  Handel  befördert  und  der  Werth  liegender  Güter  erhöht.  Mit  be- 
sonderra  Eifer  widmete  sich  der  Kaiser  dem  seiner  Oberleitung  über- 
lassenen  Kriegswesen,  wobei  ihn  die  Präsidenten  des  Oberkriegsraths, 
erst  Daun  und  nach  dessen  1766  erfolgtem  Tode  Lacy,  unterstützten; 
Verbesserungen  und  doch  auch  Ersparungen  wurden  bewirkt.  Als  er 
aber  das  Heer  an  Zahl  und  Ausrüstung  der  Truppen  in  einem  für  die 
zerrütteten  Finanzen  unerträglichen  Maße  verstärken  wollte,  erklärte 
sich  Kaunitz  nachdrücklich  dagegen,  und  Maria  Theresia  schob  die 
Sache  auf  günstigere  Zeiten  hinaus.  So  setzte  sie  dem  nach  ihrer  Mei- 
nung überhastigen  Eifer  ihres  Sohnes,  das  Bestehende  zu  ändern,  auch 
in  andern  Dingen  Schranken,  und  verwies  ihm  besonders  den  harten 
Tadel,  durch  den  er  alte  Staatsdiener  kränke  und  von  sich  stoße.' 
Dessenungeachtet  wurde  der  Einfluß  Joseph's  auf  die  meisten  Angelegen- 
heiten des  Staats  mit  der  Zeit  immer  sichtbarer. 

Maria  Theresia  wurde  durch  das  Widerstreben  der  Stände  am  letzten 
Reichstage,  auf  ihre  Begehren  und  Vorschläge  einzugehen,  überzeugt, 
daß  selbst  die  nothwendigen  Reformen,  welche  sie  durchzuführen  beab- 
sichtige, an  dem  Starrsinne,  mit  dem  dieselben  an  ihren  Privilegien  fest- 
halten, scheitern  müßten,  wenn  sie  ihnen  vorgelegt  würden,  um  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  durchgeführt   zu  werden.     Sie  beschloß  daher, 

'  Briefwechsel  zwischen  Maria  Theresia  und  Jobcpli,  1,  199 — 204.  Vgl. 
Arneth,   Maria  Theresia,  VII,   .'30  fg. 
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den  Reichstag  nicht  wieder  einzuberufen  und  aus  königlicher  Machtvoll- 
kommenheit veraltete,  gemeinschädliche  Einrichtungen  zu  verbessern 
und  neue  einzuführen,  aber  auch  das  zu  beseitigen,  vi^as  ihr  dabei  hin- 
derlich sein  könnte.  Das  bewies  sie  schon,  als  sie  Joseph  zum  Mit- 
regenten ernannte,  ohne  die  gesetzlich  erforderliche  Zustimmung  der 
ungarischen  Reichsstände  einzuholen.  Am  28.  October  1765  starb  der 
Palatin  Ludwig  Battbyäny,  und  sie  hätte  nun  die  Wahl  eines  Palatins 
durch  den  Reichstag  veranstalten  sollen.  Da  aber  dieses  höchste  Reichs- 
amt eben  zur  Abwehr  einer  eigenmächtigen  Regierung  bestimmt  war, 
ließ  sie  es  nicht  besetzen,  sondern  ernannte,  dem  Beispiel  ihres  Vaters 
folgend,  am  25.  December  den  sächsischen  Prinzen  Albert,  einen  Sohn 
des  polnischen  Königs  August  III.,  zum  Statthalter,  dessen  Vermählung 
1766  mit  ihrer  geliebtesten  Tochter  Marie  Christine  am  8.  April  1766  gefeiert 
wurde. ^  Die  Unzufriedenheit  mit  der  Ernennung  des  Statthalters,  welche 
die  dem  Hofe  nahestehenden  Magnaten  leise  äußerten,  der  Adel  in  den 
Comitatsversaramlungen  wol  lauter  aussprach,  wußte  Maria  Theresia 
bald  zu  beschwichtigen.  Zuerst  sorgte  sie  für  die  reiche  Ausstattung 
des  Ehepaars,  das  ihre  Person  in  Ungarn  repräsentiren  sollte,  indem  sie 
ihrer  Tochter  eine  Mitgift  von  4  Millionen  zuwies  und  um  einen  Theil 
dieser  Summe  die  meisten  Herrschaften  des  verstorbenen  Kaisers  von 
Joseph  zu  geringem  Preise  kaufte,  darunter  auch  das  Fürstenthum 
Teschen,  nach  welchem  Prinz  Albert  den  Titel  Herzog  von  Sacbsen- 
Teschen  annahm.  Sodann  ertheilte  sie  ihm  und  der  Erzherzogin  Wei- 
sungen, durch  deren  Befolgung  diese  sich  binnen  kurzer  Zeit  bei  den 
Ungarn  beliebt  machten.  Denselben  gemäß  führten  sie  im  Schlosse  zu 
Preßburg  eine  glänzende  Hofhaltung,  veranstalteten  Festlichkeiten  und 
gaben  Gastmahle,  zu  denen  außer  den  Magnaten  auch  Adeliche  geladen 
wurden,  denn  in  Ungarn,  so  hatte  sie  die  Mutter  belehrt,  gibt  es  unter 
dem  geringern  Adel  Männer,  die  begabter  und  ihrer  Königin  treuer 
ergeben  sind  als  viele  Magnaten.  Der  Glanz  dieser  Festlichkeiten  wurde 
erhöht  durch  die  Anwesenheit  der  Kaiserin,  die  ihre  Kinder  öfters  be- 
suchte. Dabei  ermahnte  sie  den  Herzog,  für  das  Wohl  der  ungarischen 
Nation,  die  sie  liebe  und  der  sie  die  Rettung  ihres  Thrones  verdanke,  zu 
wirken.  Er  widmete  sich  eifrig  den  Geschäften  seines  Amtes  und  da 
ihm  überdies  oft  absichtlich  Gelegenheit  geboten  wurde,  sich  für  Ungarn 
bei  der  Kaiserin  mit  mehr  Erfolg  zu  verwenden,  als  es  ein  Palatin  ver- 
mocht hätte,  so  söhnte  man  sich  mit  der  Gesetzwidrigkeit  seiner  Statt- 
halterschaft  aus.     Von    nun    an    schritt  Maria  Theresia   auf  der   schon 

*   Hier  sei  auch  die  verhängnißvolle  Vermählung   zweier  andern  Erzlier- 
zoginnen  wenigstens  erwähnt.     Maria  Theresia  gab  1768  die  fünfte  ihrer  noch 
lebenden  Töchter,  Karoline,  dem  König  Karl  von  Neapel   und  Sicilien  zur  Ge- 
mahlin.    Dieselbe  reichte  diesem  geistig  schwachen  und  äußerst  rohen  Manne      . 
nur  widerwillig  die  Hand    mit  dem    peinlichen  Gefühle,    daß    sie  dem  Staats-      i 
Interesse    geopfert    werde,    und    sank    in    sittliche  Verderbniß.     Die    jüngste      1 
Tochter,   Marie  Antonie,    wurde   1770    dem  Kronprinzen,    nachmaligem   König 
Ludwig  XVI.  von  Frankreich   angetraut  und  theilte  dessen  trauriges  Schicksal. 
Der  Zweck,    der  durch  diese  Ehebündnisse    erreicht  werden    sollte,    war  Be- 
festigung des  Bündnisses  mit  den  bourbonischen  Mächten  und  glänzende  Ver- 
sorgung der  Prinzessinnen. 
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früher  betretenen  Bahn  eigenmächtiger  Regierang  zwar  schonend  und 
tiefer  einschneidende  Verletzungen  der  Verfassung  vermeidend,  aber 
entschieden  \Yeiter;  durch  Verordnungen  und  Decrete  führte  sie  Ver- 
änderungen ein  und  machte  sie  Einrichtungen,  die  nur  unter  Mitwirkung 
des  Reichstags  hätten  sollen  vorgenommen  werden. 

Es  war  der  Königin  Wille,  daß  das  steuernde  Volk  vor  willkürlichen 
Bedrückungen  von  selten  der  Grundherren  geschützt  und  mehr  in  den 
Stand  gesetzt  werde,  die  vom  Staate  ihm  auferlegten  Lasten  zu  tragen. 
In  dioser  Absicht  hatte  sie  den  Reichstag  von  1764 — 65  aufgefordert, 
das  Verhältniß  der  Grundherren  und  Unterthanen  zueinander  gesetzlich 
festzustellen,  der  Reichstag  aber  ihrem  Begehren  nicht  entsprochen,  Sie 
beschloß  daher,  was  dieser  unterlassen  hatte,  aus  königlicher  Machtvoll- 
kommenheit zu  thun,  und  trug  dem  Hofrath  Raab,  der  bei  der  Regelung 
dieses  Verhältnisses  in  den  Erblanden  vornehmlich  betheiligt  gewesen 
war,  auf,  für  Ungarn  ebenfalls  ein  Urbarium  zu  entwerfen.  Dem  nach 
seinem  f^ntwurfe  verfaßten  Urbarium  ertheilte  Maria  Theresia  Gesetzes- 
kraft und  ordnete  176G  dessen  allgemeine  Einführung  an.  Dasselbe  176G 
änderte  an  dem,  was  nach  Gesetzen  und  Gewohnheit  schon  zu  Recht 
bestand,  wenig,  verbesserte  jedoch  den  Zustand  der  Bauern  dadurch, 
daß  es  ihre  persönliche  Freiheit  nochmals  aussprach  und  in  Betreff' 
dessen,  was  ihnen  gebühre  und  was  sie  zu  leisten  haben,  der  Willkür 
Grenzen  setzte.  Hinsichtlich  ihrer  Person  bestimmte  es  ihre  seit  Jahr- 
hunderten gesetzlich  bestehende,  aber  von  den  Grundherren  ihnen  unter 
allerhand  Vorwänden  verkümmerte  Freizügigkeit  also:  Der  Unterthan 
darf,  wenn  er  seine  Schuldigkeit  geleistet  und  seinem  Grundherrn  ein 
halbes  Jahr  zuvor  den  Dienst  gekündigt  hat,  sich  mit  seiner  beweglichen 
Habe  wohin  er  will  begeben;  er  darf  seine  Kinder  nach  eigenem  Gefallen 
erziehen,  und  diesen  steht  es  frei,  Wohnort  und  Stand  nach  Belieben  zu 
wählen,  ohne  die  Einwilligung  des  Grundherrn  nachsuchen  zu  müssen. 
Der  Herrenstuhl  blieb  zwar  das  erste  Gericht,  unter  welchem  er  stand, 
auch  erhielt  er  nicht  das  Actorat  (das  Recht,  in  persönlicher  Sache  selbst 
zu  klagen  oder  sich  zu  vertheidigen),  aber  die  Weiterberufung  an  das 
Comitatsgericht  wurde  ihm  gestattet  und  der  Comitatsfiscal  verpflichtet, 
von  Amts  wegen  seine  Sache  zu  führen.  Hinsichtlich  des  Besitzthums  der 
Lnterthanen  und  der  Leistungen,  die  sie  dem  Grundherrn  schuldeten, 
ward  angeordnet:  Eine  ganze  Bauerschaft  hat,  je  nach  der  natürlichen 
Beschaff'enheit  des  Landstrichs,  außer  einem  Joch  Haus-  und  Garten- 
grund aus  16 — 28  Jochen  Ackerfeld  und  8 — 22  Mahden  Wiesen  zu  be- 
stehen; dieselbe  ist  in  Hälften,  Viertel  und  Achtel  theilbar;  der  Grund- 
herr darf  sie  dem  Unterthan  nur  dann  abnehmen,  wenn  übler  Wille  oder 
Unvermögen,  seine  Schuldigkeit  zu  leisten,  gerichtlich  erwiesen  wird, 
und  muß  sie  in  diesem  Falle  einem  andern  übergeben;  die  uuterthänige 
Gemeinde  besitzt  das  Recht,  den  innerhalb  ihrer  Feldmarken  erzeugten 
Wein  vom  letzten  September  bis  24.  April  auszuschänkeii;  die  Hutweide 
ist  mit  dem  Grundherrn  gemeinschaftlich;  wo  dieser  Wald  besitzt,  ist  er 
verpflichtet,  seinen  Unterthanen  Brenn-  und  Bauholz  zu  geben.  Dagegen 
ist  der  Besitzer  einer  ganzen  Bauerschaft  gehalten,  seinem  Grundherrn 
jährlich  52  Tage  Zug-  oder  104  Tage  Handarbeiten  zu  verrichten,   eine 
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Klafter  Holz  zu  schlageu  und  in  den  herrschaftlichen  Hof  zu  fahren, 
drei  Tage  bei  Treibjagden  zu  dienen,  und  sind  ihrer  vier  gemeinschaftlich 
zu  einer  weiten  Fahrt  verpflichtet,  die  sich  jedoch  nicht  über  einen  Weg 
von  zwei  Tagen  erstrecken  darf.  An  Abgaben  hat  der  Unterthan  zu 
entrichten:  einen  Gulden  Kopfsteuer,  den  Neunten  von  allen  Feld- 
früchten, vom  Kleinvieh  und  von  Bienen,  nebst  einem  Paar  Hühner.  Die 
Weingärten  fallen  nicht  unter  das  Urbarium,  von  ihnen  wird  nach  der 
bisherigen  Gepflogenheit  das  Zehntel,  Neuntel,  Achtel  oder  Siebentel 
des  Erträgnisses  entrichtet.  Der  Häusler  zahlt  einen  Gulden  vom  Kopf 
und  leistet  fünfzehn  Tage  Handarbeit. 

Der  Adel  und  der  begüterte  Klerus  sträubten  sich  wider  das  Urba- 
rium, das  ihren  willkürlichen  Erpressungen  Schranken  setzte  und  nicht 
durch  ein  Gesetz  des  Reichstags,  sondern  eine  eigenmächtige  Anordnung 
der  Königin  vorgeschrieben  wurde.  Die  Comitate  verlangten  in  Zu- 
schriften an  die  Königin  dessen  Zurücknahme  und  legten  seiner  Ein- 
führung Hindernisse  in  den  Weg.  Die  Grundherren  befolgten  es  nicht 
und  verfahren  in  gewohnter  Weise  mit  ihren  ünterthanen.  Die  Bauern 
dagegen  deuteten  dasselbe  in  manchen  Landestheilen  allzu  günstig  für 
sich,  glaubten,  die  Königin  habe  sie  von  Frohnen  und  Abgaben  frei- 
gesprochen, verweigerten  dieselben  hin  und  wieder  und  lehnten  sich  auf, 
als  man  sie  zur  Leistung  ihrer  Schuldigkeit  durch  Zwangsmittel  anhielt. 
Daraus  entstanden  namentlich  westlich  von  der  Donau  Unruhen;  die 
Bauern  verließen  die  Ortschaften  und  flehten  durch  Abgeordnete  die 
Königin  an,  sie  gegen  die  Bedrückungen  der  Grundherren  zu  sciiützen 
und  ihnen  zum  Genüsse  der  von  ihr  verliehenen  Wohlthaten  zu  verhelfen. 
Die  Comitatsbehörden  richteten  Zuschriften  an  die  Königin,  in  welchen 
sie  die  Unruhen  als  Aufruhr  schilderten  und  um  Militär  zu  dessen  Unter- 
drückung baten.  Hierauf  schrieb  Maria  Theresia  an  den  Statthalter, 
Herzog  Albert:  „Sie  wisse  nicht,  ob  die  eingelaufenen  Berichte  wahr 
seien,  und  könne  deshalb  nur  zögernd  verfahren,  denn  sie  wolle  lieber 
schwach  scheinen,  als  ungerecht  sein",  und  trug  ihm  auf,  genaue  Unter- 
suchungen zu  veranstalten,  ob  die  der  Einführung  des  Urbariums  ent- 
gegenstehenden Hindernisse  von  der  Saumseligkeit  und  dem  bösen 
Willen  oder  von  den  verkehrten  Maßregeln  derer  herrühren,  denen  es 
obliegt,  ihre  Anordnungen  zu  vollstrecken.  Auch  sandte  sie  selbst  in 
die  Orte,  wo  Unruhen  ausgebrochen  waren,  Coramissare,  die  sie  vermöge 
deren  Persönlichkeit  und  höhern  Stellung  für  geeignet  hielt,  Frieden  zu 
stiften.  Da  stellte  sich  denn  heraus,  daß  es  den  Behörden  an  gutem 
Willen  fehle,  dem  Urbarium  von  Seiten  der  Grundherren  Gehorsam  zu 
verschaffen,  und  daß  die  Unruhen  hauptsächlich  durch  die  Härte  ver- 
ursacht wurden,  mit  welcher  diese  gegen  ihre  Ünterthanen  verfahren. 
Maria  Theresia  äußerte  ihren  Unwillen  darüber  in  einem  Briefe  an  ihre 
Freundin,  die  Gräfin  Enzenberg;  „Es  macht  mich  schaudern",  schrieb 
sie,  „daß  gerade  der  verstorbene  Palatin,  der  Fürst  Batthyäny  und  die 
Eszterhäzy  hierin  am  weitesten  gehen." '  Dessenungeachtet  sah  sie  sich 
genöthigt,  in  die  Ortschaften,  wo  die  Unruhen  fortdauerten,  Militär  zu 

'  Bei  Arneth,  Maria  Theresia,   VII,  Nute  '6bb. 
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schicken,  um  die  Bauern  zu  jenen  Leistungen  anzuhalten,  die  iiiuen  das 
Ürbariuni  auferlegte;  ermahnte  jedoch  den  Statthalter,  darauf  Acht  zu 
haben,  daß  die  Soldaten  nicht  leichtsinnig  gegen  das  arme  Landvolk 
verwendet  werden.  Zugleich  beharrte  sie  unnachgiebig  dabei,  daß  das 
Urbarium  überall  ins  Leben  trete,  wies  alle  Gegenvorstellungen  der 
Statthalterei  und  Comitate  ab,  und  brachte  es  ohne  Anwendung  gewalt- 
samer Mittel  dahin,  daß  dasselbe  1772  überall  als  Gesetz  galt  und  be-  177-2 
folgt  wurde.  ^  Es  behielt  volle  GültiL;keit  bis  zum  Reichstage  1832 — 3C, 
der  das  Verhältniß  der  Grundherren  und  Unterthanen  zueinander  durch 
ein  den  letztern  viel  günstigeres  Gesetz  feststellte,  und  ward  abgeschafft, 
als  der  Reichstag  von  1848  dieses  Verhältniß  für  immer  gänzlich  aufhob 
und  die  Bauern  zu  freien  Eigenthümern  ihres  Grundbesitzes  erklärte. 

Von  geringerer  Bedeutung  war  das,  was  Maria  Theresia  ebenfalls 
eigenmächtig  that,  um  dem  Mangel  eines  den  Erfordernissen  der  Zeit 
entsprechenden  Gesetzbuchs  abzuhelfen.  Seit  länger  als  einem  Jahr- 
hundert erkannte  man  die  Mängel  und  Lücken  des  Verböczi'schen  Tri- 
partitums  und  die  Nothwendigkeit  eines  systematischen,  nicht  blos  für 
den  Adel,  sondern  für  alle  Stände  und  Volksklassen  gemachten  Gesetz- 
buchs. Deshalb  hatte  auch  der  Reichstag  mehrmals  die  Ausarbeitung 
eines  solchen  angeordnet:  aber  es  blieb  bei  der  Anordnung,  ohne  daß  je 
zum  Werke  geschritten  wurde.  Mittlerweile  suchten  die  Reichstage  das 
fehlende  Gesetzbuch  durch  einzelne  Gesetze,  die  Comitatsversammlungen 
durch  Statute,  die  sie  für  ihre  Gespanschaft  machten,  einigermaßen  zu 
ersetzen.  Diese  vom  Bedürfniß  des  Augenblicks  veranlaßten,  nicht  auf 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  beruhenden  Gesetze  und  Statute  wider- 
sprachen häufig  einander,  öffneten  der  Willkür  der  Richter  einen  weiten 
Raum  und  erzeugten  eine  solche  Verwirrung  in  der  Rechtspflege,  daß 
nicht  selten  in  gleichen  Sachen  von  ein-  und  demselben  Gerichte  ver- 
schiedene Urtheile  gefällt  wurden.  Auch  der  Reichstag  von  17G4 — G5, 
von  der  Königin  aufgefordert,  diesen  Uebelstand  zu  beseifigen,  konnff 
nichts  weiter  thun,  als  einige  Gesetze  zur  Verbesserung  des  gericht- 
lichen Verfahrens  zu  bringen,  denn  die  Verfassung  eines  Gesetzbuchs  ist 
nicht  die  Sache  großer  Versammlungen.  Also  ernannte  Maria  Theresia 
den  Grafen  Christoph  Niczky  zum  Präsidenten,  die  Rrotonotare  Vörös 
und  Kelcz  nebst  drei  andern  Rechtskundigen  zu  Mitgliedern  einer  Com- 
missioii.  deren  Aufgabe  es  war,  die  Urtheile  der  königlichen  und  Sep- 
temviral-Tafel  zusammenzustellen  und  auf  Grundlage  derselben  Statut»» 
auszuarbeiten,  welche  in  Civil-  und  Criminalprocessen  in  Fällen,  über 
welche  die  Gesetze  schwiegen  oder  nicht  hinlänglich  bestimmt  lauteten, 
sämmtlichen  Gerichten  zur  Richtschnur  dienen  sollten.  Die  Sammlung, 
welche  den  Namen  „Planum  Tabulare"  erhielt,  stieß  in  mehrern  Comi- 
laten  auf  Widerspruch,  weil  sie  nicht  vom  Roiciistage  ausgegangen  war, 
gelangte  aber  infolge  königlichen  Befehls  zu  allgemeiner  Gültigkeit  und 
Ijrachte,  ungeachtet  ihrer  Unvollkommenheit,  mehr  Gleichförmigkeit  in 
das  gerichtliche  Verfahren. 

'  Die  Briefe  Maria  There.sia'd  an  den  Herzojj  Albert  in  Angelegenbeit 
des  Urbariums,  bei  Wolf,  Ans  deiu  Hofleben  Maria  Tbercsia's,  S.  320,  34ü, 
3Ö0,  3o3   und  364. 
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Die  erste  Tlieiluug  Polens. 

Das  einst  im  Norden  Europas  vorherrschende,  noch  immer  eine 
Länderraasse  von  14000  Quadratmeilen  umfassende  Polen  war  durch 
die  Schuld  seines  übermüthigen  Adels  und  verfolgungssüchtigeu  Klerus 
mehr  und  mehr  in  wilde  Anarchie  und  gänzliche  Ohnmacht  gesunken, 
welche  die  benachbarten  drei  Großmächte  benutzten,  ihm  mit  unerhörter 
Rechtsverachtung  den  Untergang  zu  bereiten.  Der  Adel  allein  bildete 
den  Staat,  befand  sich  im  ausschließlichen  Besitze  politischer  Rechte 
und  aller  Staats-  und  Kirchenämter  und  würdigte  das  Volk  zu  einer 
Ileerde  leibeigener  Sklaven  ohne  Rechtsgefühl  und  Vaterlandsliebe  herab. 
Von  den  ungefähr  100000  adelichen  Familien  machten  jedoch  nur  die 
etlichen  überreichen  die  regierende  Klasse  aus,  von  denen  die  weniger 
begüterten  abhingeu  und  in  deren  Diensten  Tausende  der  vielen  ganz 
armen  standen.  Sie  unterhielten  bewaff"nete  Scharen,  trotzten  dem  Ge- 
setz und  Recht  und  bekämpften  einander  mit  dem  Schwerte.  Sie  machten 
Polen  zum  Wahlreiche  und  zur  heillosesten  Adelsrepublik,  den  König 
zu  dem  ohnmächtigen  Ehrenvorstande  derselben  und  den  Reichstag  zum 
Tummelplatze  einander  entgegenstrebender  Parteien.  Vermöge  des 
liberum  veto  konnte  sogar  ein  einziger  Landbote  durch  seine  Protesta- 
tion jeden  Beschluß  unmöglich  machen.  Dem  wurde  zwar  dadurch  vor- 
gebeugt, dass  sich  der  Reichstag  zur  Generalconföderation  erklärte,  bei 
welcher  Stimmenmehrheit  galt,  aber  nicht  verhindert,  daß  die  Ueber- 
stimmten  eine  Gegenconföderation  bildeten,  und  nun  Waffengewalt  ent- 
schied, welche  Partei  recht  haben  solle.  Zu  dieser  verderblichen  po- 
litischen Verfassung  kam  noch,  um  die  Zerrüttung  vollständig  zu  machen, 
der  religiöse  Fanatismus,  den  die  Jesuiten  der  polnischen  Nation  ein- 
flößten. Die  Dissidenten  (so  nannte  man  die  Bekenner  der  griechischen 
und  protestantischen  Kirche),  denen  der  Reichstag  von  1572  gleiche 
Rechte  mit  den  Katholischen  verliehen  hatte,  erlitten  schon  seit  dem 
Tode  König  Sigmund's  II.  immer  mehr  Beschränkungen  derselben  und 
arge  Bedrückungen;  unter  den  Königen  August  IL  und  III.,  die  von 
dem  Proselyten  eigenen  Eifer  für  den  Katholicismus  beseelt  waren, 
nahmen  ihnen  die  Reichstage  von  1733  und  1737  vollends  alle  po- 
litischen Rechte,  den  Sitz  am  Reichstage,  die  Befähigung  zu  Aemtern, 
und  gaben  sie  den  Verfolgungen  des  finstern  Bekehrungseifers  preis. 
Das  konnten  sie  über  sich  in'cht  ergehen  lassen;  die  Evangelischen  riefen 
die  protestantischen  Mächte,  die  Griechischen  Rußland  um  Schutz  an, 
wodurch  besonders  dieses  eine  willkommene  Aufforderung  erhielt,  sich 
in  die  Innern  Angelegenheiten  Polens  noch  mehr  zu  mischen  als  bisher. 
Aus  all  dem  ist  ersichtlich,  daß  zu  derselben  Zeit,  als  Rußland  sich  zu 
einer  gewaltigen  Macht  erhob,  Polen,  welches  weder  Einheit,  noch  eine 
geordnete  Regierung,  noch  ein  eigentliches  Heer  hatte,  von  Rußland  wie 
ein  Vasallenstaat  behandelt  werden  konnte. 
1763  Am   5.  October  17G3  starb  König  August  III.,    und  die  Wahl  eines 

Nachfolgers  entzweite,  zerriß  die  polnische  Nation  in  Parteien.    Mehrere 
einheimische  Familien   strebten  nach  der  Krone  für  einen  der  Ihrigen, 
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der  österreichische  Hof  trachtete,  daß  sie  beim  sächsischen  Kurhause 
bleibe,  die  Zarin  Katbarina  II.  beschloß,  sie  dem  Grafen  Stanislaus 
Poniatowsky,  einem  ihrer  Geliebten,  zu  verschaffen,  für  den  die  ihm  ver- 
wandten Czartoryisky,  wider  den  die  Radziwill  und  Branitzky  stritten. 
Katharina,  die  Polen  von  Rußland  gänzlich  abhängig  machen  und  ihm 
einige  Provinzen  entreißen  wollte,  schloß  mit  Friedrich  IL,  der  jede  Ge- 
legenheit, seinen  Staat  zu  vergrößern,  ergriff,  im  April  1764  ein  Bund-  ]7(;4 
niß,  in  welchem  sie  einander  ihre  Staaten  garantirten  und  Hülfe  gegen 
Angriffe  zusagten,  aber  insgeheim  auch  versprachen,  die  Wahl  Ponia- 
towsky's  durchzusetzen  und  keine  Aenderung  der  polnischen  Verfassung 
zuzulassen,  mithin  zu  verhindern,  daß  die  Zerrüttung  und  Ohnmacht  des 
unglücklichen  Landes  je  aufhöre.  Hierauf  kündigte  Katharina  an,  als 
Nachbarin  und  Freundin  der  Republik  dürfe  sie  den  verderblichen 
Parteikämpfen  nicht  länger  unthätig  zusehen,  und  schickte  Truppen 
nach  Warschau,  mit  deren  Hülfe  die  Partei  Poniatowsky's  ihre  Gegner 
vertrieb  und  ihn  am  7.  September  17G4  zum  König  ausrief.  Rußland 
und  Preußen  forderten  nun  die  Wiedereinsetzung  der  Dissidenten  in 
ihre  frühern  Rechte.  Der  König  und  aufgeklärte  Männer  brachten  die- 
selbe am  Reichstage  zur  Sprache,  ohne  den  Widerspruch  der  Fanatiker 
besiegen  zu  können.  Dagegen  fand  ihr  Antrag,  die  Constitution  zu  än- 
dern und  namentlich  das  liberum  veto  abzuschaffen,  günstige  Aufnahme. 
Dem  zufolge  rief  der  russische  Gesandte  Repnin  20000  Russen  herbei 
und  drohte,  jeden,  der  sich  unterstände,  am  Reichstage  wider  die  For- 
derungen seiner  Kaiserin  zu  sprechen,  nach  Russland  abführen  zu  lassen. 
Vom  Reichstage,  der  am  1.  September  1766  eröffnet  wurde,  verlangten  i7fiG 
Katharina  und  Friedrich  gebieterisch  außer  der  Gleichstellung  der  Dissi- 
denten mit  den  Katholischen  auch  die  Abschaffung  alles  dessen,  was 
mittlerweile  zur  Verbesserung  des  Staatswesens  geschehen  war.  Die 
letztere  Forderung  wurde  bis  auf  einige  Dinge  bewilligt;  aber  wider 
jedes  Zugeständniß,  welches  den  Dissidenten  gemacht  werden  sollte, 
eiferten  die  Bischöfe  Soltyk  vdu  Krakau  und  Zalusky  von  Kiew,  pro- 
testirte  der  päpstliche  Nuntius  und  entschied  der  Reichstag.  Nun  bil- 
deten die  Dissidenten  und  Katholiken  in  allen  Provinzen  Polens  Con- 
föderationen,  die  einander  bekämpften,  und  deren  Zahl  im  Mai  1767  auf  17Ü7 
178  stieg.  Radziwill,  bisher  ein  Gegner  der  Reformen  und  Feind  Czar- 
toryisky's,  hielt,  von  Repnin  gewonnen,  im  Juni  eine  allgemeine  Ver- 
sammlung und  brachte  mit  Hülfe  russischer  Truppen,  welche  dieselbe 
einschlössen,  seine  Glaubensgenossen  dahin,  daß  sie  zu  Gunsten  der 
Dissidenten  eine  Generalconföderation  bildeten  und  ihn  an  die  Spitze 
derselben  stellten.  Dessenungeachtet  und  trotz  der  in  Warschau  einge- 
rückten Russen  fanden  die  Forderungen,  die  Repnin  durch  Radziwill 
vorbringen  ließ,  heftigen  Widerspruch.  Da  ließ  Repnin  die  Bischöfe 
Soltyk  und  Zalusky,  zwei  Grafen  Rzewusky  und  später  noch  andere 
Widerspenstige  nach  Rußland  schleppen.  Dieser  Gewaltstreich  brach 
endlich  den  Widerstand  des  Reichstags,  und  sowol  die  zu  Gunsten  der 
Dissidenten  dictirten  Gesetze  als  auch  die  zur  Erhaltung  der  Anarchie 
und  Ohnmacht  Polens  vorgeschriebenen  Verfügungen  wurden  angenom- 
men.  Im  Februar  1768  schloß  dur  Reichstag  sogar  einen  Freundschafts-  1768 


416  Drittes  Bncli.     Dri  tter  Abs  chnitt. 

vertrag  mit  Rußland,  vermöge  dessen  er  dieses  als  Garanten  der  alten 
Verfassung  anerkannte  und  dadurch  iliiii  ein  Recht  ertheilte,  sich  in  die 
Angelegenheiten  Polens  zu  mischen.  Das  entflammte  den  Zorn  der  Fa- 
natiker wie  Patrioten,  und  schon  wenige  Tage  nachher  wurde  auf  Be- 
treiben Pulawsky's  und  Krazinsky's  zu  Bar  in  Podolien  eine  Confödera- 
tion  geschlossen,  an  deren  Spitze  der  Graf  Potocky  trat,  um  den  Dissi- 
denten die  auf  fremdes  Dictat  verliehenen  Rechte  wieder  zu  entziehen. 

Die  barer  Conföderirten  (Malcontenten)  wurden  von  der  fran- 
zösischen Regierung  durch  Zusendung  von  Offizieren  und  Geldmitteln 
unterstützt,  unterlagen  aber  der  vereinigten  Macht  der  Russen,  des  Kö- 
nigs Stanislaus  und  der  Dissidenten.  Einige  ihrer  Scharen  flüchteten 
sich  in  das  türkische  Städteben  Balta,  ihre  Gegner  verfolgten  sie  dort- 
hin, und  in  dem  Kampfe,  der  sich  da  entspann,  wurde  Balta  eingeäschert 
und  kamen  bei  tausend  seiner  Einwohner  um.  Die  Pforte,  welche  die 
gewaltthätige  Einmischung  Rußlands  in  die  Innern  Angelegenheiten 
Polens  schon  mit  Besorgniß  und  Unwillen  betrachtet  hatte,  wurde  durch 
diesen  mit  Brandlegung  und  Mord  verbundenen  Einfall  in  ihr  Gebiet  so 
erbittert,  daß  sie  vom  französischen  Gesandten  Vergennes  sich  bewegen 

1769  ließ,  Rußland  am  30.  October  1769  den  Krieg  zu  erklären.  Das  Ver- 
fahren der  Zarin  mit  Polen,  welches  auf  die  Absicht,  das  letztere  der 
russischen  Herrschaft  gänzlich  zu  unterwerfen,  schließen  ließ,  beunruhigte 
nicht  allein  die  Pforte,  sondern  auch  den  österreichischen  Hof  und  selbst 
König  Friedrich  II.  von  Preußen,  obgleich  er  mit  Rußland  im  Bunde 
stand.  Die  gleiche  Besorgniß  brachte  die  beiden  bisherigen  Gegner  ein- 
ander näher,  und  Kaiser  Joseph  besuchte  den  König  zu  Neisse  in  Schle- 
sien am  25.  August  1769.     Dieser  erwiderte  den  Besuch  im  Lager  des 

1770  Kaisers  bei  Neustadt  in  Mähren  am  3. September  1770,  wo  auch  Kaunitz 
zugegen  war.  Damals  hatten  die  Russen  schon  Siege  über  die  Türken 
erfochten,  Bessarabien,  die  Moldau  und  Walachei  bis  an  die  Donau  be- 
setzt, was  die  Beunruhigung  des  wiener  Hofs  um  vieles  vermehrte.  Jo- 
seph und  Kaunitz  stellten  daher  dem  Könige  vor,  daß  Oesterreich  eine 
übermäßige  Vergrößerung  Rußlands  weder  auf  Polens  noch  auf  der 
Türkei  Kosten  und  am  wenigsten  durch  die  Moldau  und  Walachei  zu- 
geben könne,  und  forderten  ihn  auf,  sich  mit  Oesterreich  zum  Schutze 
Polens  und  der  Türkei  zu  verbünden.  Friedrich,  dem  das  Bündniß  mit 
Rußland  unentbehrlich  war,  seit  sich  Frankreich  von  ihm  getrennt  hatte, 
versprach  blos,  die  Vermittelung  des  Friedens  zwisdien  Rußland  und  der 
Pforte  mit  Oesterreich  gemeinschaftlich  zu  übernehmen.  Hierauf  soll 
bereits  damals  als  Mitlei,  die  .streitenden  Interessen  auszugleichen,  eine 
Theilung  polnischer  Lande  zur  Sprache  gekommen  sein.  Gewiß  ist,  daß 
des  Königs  Bruder  Heinrich  kurz  nachher  nach  Petersburg  reiste,  dort  bis 
zum  1.  Januar  1771  blieb  und  ein  Einverständniß  über  die  Theilung 
polnischen  Gebiets  zwischen  Rußland  und  Preußen  zu  Stande  brachte. 

Oesterreich  schloß  indessen  mit  der  Pforte  einen  Allianztraclaf,  in 
welchem  diese  sich  verpflichtete,  an  das  erstere  die  Kleine  Walachei  ab- 
zutreten und  binnen  einem  Jahre  20000  Beutel  (bei  1  1  Millionen  Gulden) 
zu  zahlen,  wenn  die  Kaiserin  Rußland  nöthigte,  seine  auf  türkischem 
Gebiete  gemachten  Eroberungen  zurückzugeben  und  Polen  zu  räumen. 
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Die  bedrängte  Pforte  trat  die  Kleine  Walachei  sogleich  ab  und  zahlte 
auf  Abschlag  SOOO  Beutel.  Dagegen  schlag  Katharina  dem  österreichi- 
schen Hofe  vor,  Krakau  und  Kleinpolen  zu  besetzen,  Serbien,  Bosnien 
und  die  Herzegowina  für  sich  zu  nehmen,  und  zu  gestatten,  daß  Rußland 
sich  einige  Provinzen  Polens  aneigne,  die  Krim,  Moldau  und  Walachei 
und  was  es  sonst  schon  erobert  habe,  behalten  dürfe.  Der  Kaiser  und 
Kaunitz  waren  geneigt,  auf  den  lockenden  Vorschlag,  inwieweit  derselbe 
Polen  betraf,  einzugehen;  aber  Maria  Theresia  wies  ihn  hinsichtlich  Po- 
lens wie  der  Türkei  entschieden  zurück.  „Ich  begehre  für  mich",  äußerte 
sie  vor  dem  englischen  Gesandten,  „auch  nicht  ein  Dorf,  auf  welches  ich 
kein  Recht  habe;  und  wie  ich  nach  dem,  was  einem  andern  gehört,  nicht 
greifen  will,  so  werde  ich,  inwieweit  meine  Macht  reicht,  auch  nicht  dul- 
den, daß  Andere  Eroberungen  machen.  Mich  wird  kein  Vorschlag  einer 
Theilung  in  Versuchung  bringen,  ich  weise  vielmehr  jeden  solchen  Au- 
trag mit  Verachtung  zurück.  Und  das  rechne  ich  mir  nicht  zum  Ver- 
dienste an,  denn  ich  muß  ebenso  nach  Grundsätzen  einer  vernünftigen 
Politik  wie  aus  Gründen  der  Billigkeit  und  des  Rechts  so  handeln."  Und 
doch  war  sie  es,  die  der  Zarin  und  dem  König  von  Preußen  Anlaß  gab, 
zur  Theilung  polnischer  Lande  zu  schreiten,  indem  sie  die  vom  König 
Sigmund  1412  an  Polen  verpfändeten  dreizehn  zipser  Städte  und  die 
Herrschaft  Lublau  (vgl.  I,  314)  1771  eigenmächtig,  ohne  Erlegung  der  1771 
Pfandsumme,  für  Ungarn  zurücknahm.  „Wenn  der  wiener  Hof",  sagte 
Katharina,  „Polen  zersplittern  will,  so  haben  die  andern  Staaten  das 
Recht,  dasselbe  zu  thun."  Und  am  17. Februar  1772  schloß  sie  zuPeters-  1772 
bürg  mit  Friedrich  den  Vertrag,  in  welchem  bestimmt  wurde,  welche  Pro- 
vinzen Polens  Rußland  und  welche  Preußen  nehmen  sollte. 

Nun  hatte  Oesterreich  die  Wahl,  entweder  unthätig  zuzusehen,  wie 
seine  ihm  eben  nicht  freundlich  gesinnten  Nachbarn  ihr  Gebiet  erweiter- 
ten, oder  zumSchutze  Polens  und  imBündniß  mit  der  Pforte  den  schweren 
Krieg  wider  Rußland  und  Preußen  zu  wagen,  oder  am  Raube  theilzu 
nehmen  und  sich  in  gleichem  Maße  zu  vergrößern.  Joseph  und  Kaunitz 
drangen  darauf,  daß  Maria  Theresia  das  zuletzt  Erwähnte  wähle,  konn- 
ten jedoch  nur  die  passive  Einwilligung  der  rechtlich  gesinnten  und  in 
die  Zukunft  blickenden  Monarchin  erlangen,  nicht  aber  ihre  Ueberzeugung 
von  der  Verderblichkeit  der  Theilung  Polens  erschüttern  und  ihr  Ge- 
wissen beschwichtigen.  .,Die  ganze  Sache",  äußerte  sie  eines  Tags,  „ist 
mir  so  widerwärtig  und  steht  mit  meinen  Grundsätzen  und  dem  Gange 
meiner  ganzen  Regierung  in  solchem  Widerspruch,  daß  ich  an  sie  nicht 
einmal  denken  mag,  und  deren  Führung  gänzlich  dem  Kaiser,  Fürsten 
Kaunitz  und  Marschall  Lacy  überlassen  habe."  Als  die  Unterhandlungen 
mit  Rußland  und  Preußen  schon  im  vollen  Gange  waren,  schrieb  sie 
noch  an  Kaunitz:  ,.Zu  der  Zeit,  als  alle  meine  Länder  angegriffen  wur- 
den, und  ich  nicht  einmal  wußte,  wo  ich  meine  Niederkunft  abwarten 
sollte,  widerstand  ich  im  Vertrauen  auf  Gott  und  meine  gerechte  Sache; 
aber  bei  dieser  Sache,  bei  der  nicht  nur  die  zum  Himmel  schreiende  Ge- 
rechtigkeit, sondern  auch  die  Vernunft  und  richtige  Erwägung  gegen  uns 
sind,  gestehe  ich,  in  solcher  Beklemmung  zu  sein,  wie  ich  in  meinem 
Leben  nicht  gewesen  bin;  selbst  mich  sehen  zu  lassen,  schäme  ich  mich. 

FeOler.    V.  27 
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Bedenken  Sie,  naein  Fürst,  welches  Beispiel  wir  der  Welt  geben,  wenn 
wir  um  ein  elendes  Stück  Polens  oder  der  Moldau  und  Walachei  unsere 
Ehre  und  Reputation  in  die  Schanze  schlagen.  Aber  ich  sehe,  daß  ich 
allein  stehe,  und  habe  nicht  melir  meine  frühere  Kraft;  daher  lasse  ich 
die  Sache,  obwol  zu  meiner  großen  Bekümmerniß,  ihren  Weg  gehen." 
Die  Misbilligung  Maria  Theresia'«  hielt  Joseph  und  Kaunilz  nicht  ab,  die 
Zerstückelung  Polens  eifrig  zu  betreiben  und  den  größten  und  besten 
Theil  zu  verlangen.  Preußen  und  Rußland  bewilligten  nach  kurzem 
Widerstreben  die  meisten  von  den  sehr  hochgespannten  Forderungen 
Oesterreichs,  denn  solche  Freigebigkeit  kostete  ihnen  nichts,  und  Zöge- 
rung  konnte  die  ganze  Sache  vereiteln.  A.lso  wurde  der  Pi'äliminarver- 
trag  über  die  jeder  der  drei  theilenden  Mächte  zugeschiedenen  Provinzen 
geschlossen.  Maria  Theresia  unterfertigte  zwar  die  Beitrittserklärung  zu 
demselben  mit  Placet,  der  gewöhnlichen  Formel  der  Genehmigung,  fügte 
aber  hinzu:  „weil  so  viele  große  Männer  es  wollen,  sie  werden  jedoch 
künftig,  wenn  ich  schon  lange  im  Grabe  sein  werde,  erfahren,  welche 
Folgen  daraus  entspringen  werden."  Hierauf  wurde  am  3.  August  1772 
der  definitive  Theiluugsvertrag  in  Petersburg  unterzeichnet,  und  jede  der 
Mächte  besetzte  sogleich  diejenigen  Provinzen,  die  sie  einander  zuge- 
standen hatten. 

Nun  erst  erließen  sie  die  Manifeste,  in  denen  sie  den  vollführten  Ge- 
waltstreich den  Polen  und  der  Welt  kundmachten  und  mit  Sophismen  zu 
rechtfertigen  suchten.  Oesterreich,  welches  sich  Galizien  und  Lodomerien 
mit  erweiterten  Grenzen  aneignete,  berief  sich  darauf,  daß  diese  Länder 
vor  Jahrhunderten  theils  unter  ungarischer  Oberhoheit  gestanden  (vgl.  I, 
273  und  307),  theils  mit  Ungarn  vereinigt  gewesen  sind  (vgl.  II,  175  und 
256)  und  die  Könige  Ungarns  seit  jenen  Zeiten  durch  die  Beibehaltung 
des  Titels:  „König  von  Galizien  und  Lodomerien",  ihr  Recht  auf  die- 
selben fortwährend  behauptet  haben.  Außer  den  längst  verjährten,  durch 
nachmalige  Verträge  ungültig  gemachten  Ansprüchen  wurden  noch  an- 
geführt die  Wohlthaten,  welche  diese  Länder,  und  die  V ortheile,  welche 
die  katholische  Kirche  derselben  unter  der  milden  österreichischen  Herr- 
schaft erlangen  werden.  Ebenso  nichtig  waren  die  Gründe,  welche  Ruß- 
land und  Preußen  vorbrachten,  um  ihren  Frevel  am  Völkerrechte  zu 
beschönigen.  Zu  der  schreienden  Gewaltthat  fügte  man  noch  die  schmach- 
volle Forderung,  daß  der  König  und  der  Reichstag  ihre  förmliche  Ein- 
willigung in  die  Beraubung  des  Vaterlandes  geben  sollen.  Der  König 
protestirte  vergebens  gegen  den  Raub  und  die  geforderte  Anerkennung 
desselben.  Er  wurde  gezwungen,  den  Senat  einzuberufen,  der  Senat,  den 
Reichstag  auszuschreiben,  und  der  Reichstag,  der  am  19.  April  1773  sehr 
unvollständig  versammelt  war,  sich  zur  Geneialconföderation  zu  er- 
klären, damit  der  von  den  Mächten  zum  Grossmarschall  ernannte  und 
bestochene  Poninsky  gewissermaßen  Beherrscher  des  Reichs  werde.  Hier- 
auf mußte  der  Reichstag  einen  Ausschuß  wählen  und  diesem  alle  seine 
Rechte  übertragen.  Der  Ausschuß,  von  treuen  Männern,  namentlich  von 
Thaddäus  Heilen  und  Samuel  Korsak  angefeuert,  lehnte  standhaft  die 
schmachvolle  Zunmthung  ab,  dem  am  Vaterlande  verübten  Raube  durch 
dessen  Genehmigung  den  Anstrich  der  Gesetzmäßigkeit  zu  geben.    Aber 
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die  widerstrebenden  Mitglieder  wurden  durch  Brandschatzung,  MiJitür- 
einquartieruiig  und  Drohungen  mürbe  gemacht,  und  der  Ausschuß  ge- 
horchte am  5.  August  dem  Gebote  der  Mächte.  Der  am  13.  September 
wieder  versammelte  Reichstag,  bei  welchem  als  einer  Conföderation 
Stimmenmehrheit  galt,  wehrte  sich  einige  Tage  hindurch,  aber  von  Trup- 
pen umstellt  und  durch  die  Drohung  erschreckt,  die  Mächte  würden  ganz 
Polen  zertheilen,  wenn  man  sich  nicht  füge  (auf  Anrathen  Oesterreichs 
soll  die  Drohung  verkündigt  worden  sein),  nahm  er  am  18.  September 
den  ihm  vorgelegten  Theilungsvertrag  mit  einer  Mehrheit  von  nur  zwei 
Stimmen  an. 

Diesem  Vertrag  gemäß  erhielt  Rußland  alles  Land  zwischen  den 
Flüssen  Düna,  Dnjeper  und  Drutsch,  2200  Quadratmeilen  mit  1^2  Mil- 
lionen Einwohnern;  Preußen  West-  oder  Polnischpreußen,  die  Städte 
Danzig  und  Thorn  ausgenommen,  denen  Katharina  ihre  Freiheit  garantirt 
hatte,  700  Quadratmeilen  mit  900000  Einwohnern  und  den  Mündungen 
der  Weichsel,  wodurch  seine  Provinz  Preußen  mit  den  brandenburger 
Landen  in  unmittelbare  Verbindung  gesetzt  wurde;  Oesterreich  außer 
dem  eigentlichen  Galizien  und  Lodomerien  noch  Districte  von  Volhynien 
und  Podolien  mit  den  Salzsverken  von  Wieliczka  und  Bochnia,  1500 
Quadratmeilen  mit  einer  Bevölkerung  von  3^.  Millionen.  Polen  verlor 
hiermit  ein  Drittel  seines  Gebiets  und  fünf  Millionen  Einwohner  und  um- 
faßte fortan  nur  noch  9570  Quadratmeileu.  ^ 

Mittlerweile  führte  Katharina  den  Krieg  mit  der  Pforte,  der  die  Macht 
Rußlands  im  Südosten  Europas  erweitern  sollte,  zu  Land  und  zu  Wasser 
mit  ganzem  Nachdruck  ohne  Besorgniß  gestört  zu  werden,  denn  Oester- 
reich und  Preußen  konnten  nicht  Polen  mit  ihr  theilen  und  gleichzeitig 
ihr  in  der  Türkei  Hindernisse  in  den  Weg  legen,  England  und  Frank- 
reich aber  wurden  durch  gegenseitige  Feindschaft  abgehalten,  wie  zu 
Gunsten  der  Polen  so  auch  zu  Gunsten  der  Osmanen  entschieden  aufzu- 
treten. Schon  1770  schlugen  die  Russen  unter  Romanzow  die  osmani-  1770 
sehen  Heere  und  besetzten  fast  ganz  Bessarabien,  die  Moldau  und  die 
Walachei  bis  an  die  Donau.  Alexis  Orlow,  einer  der  fürchterlichen 
Brüder,  die  einst  durch  Peter's  Ermordung  die  Herrschaft  in  Katha- 
riua's  Hände  gebracht  hatten,  und  deren  anderer,  Gregor,  der  meist 
begünstigte  Buhle  der  Kaiserin  war,  segelte  aus  dem  Baltischen  ins 
Mittelländische  Meer,  besiegte  die  türkische  Flotte  bei  Chios  und  ver- 
nichtete sie  in  der  Bucht  von  Tschesme.  Ln  Jahre  1771  eroberte  Dolgo-  1771 
ruki  die  Krim,  die  einem  von  Rußland  ganz  abhängigen  Khan  übergeben 
wurde.  Romanzow  ging  über  die  Donau  und  erfocht  einen  vollständigen 
Sieg.  Hierauf  wurde  Waffenstillstand  geschlossen,  damit  der  Congreß, 
der  in  Fokscban  eröffnet  und  in  Bukarest  fortgesetzt  wurde,  Frieden 

^  Friedrich  II,  Memoires  depuis  ia  paix  de  Hubertsbourg  1763,  jusque 
ii  hl  fiii  du  partage  de  la  Pologne;  und  Oeuvres  posthumes  (Bd.  V)  Ruthiere, 
Histoire  de  l'anarchie  de  Pologne  et  du  demembrement  de  cette  republique, 
(4  TJde.,  Paris  1826).  Lelevel,  Histoire  de  Pologne  (Paris  und  Lille  1848,  II, 
1 — 89).  Raumer,  Beiträge  (Bd.  IV).  Menzel,  Neuere  Geschichte  der  Deut- 
schen (Bd.  XII).  Ilormavr,  Taschenbuch  für  deutsche  Geschichte  (1831). 
Arneth,  Maria  Theresia  (Bd.  VIII). 
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stitte.  Da  aber  die  Unterhandlungen  nicht  zu  dem  beabsichtigten  Ziele 
1773  führten,  begann  der  Krieg  1773  von  neuem.  Die  Türken  erkämpften  in 
diesem  Jahre  einige  Siege,  denn  Katharina  mußte  einen  Theil  ihrer  Trup- 
pen nach  Rußland  rufen,  wo  Pugatschew,  ein  Kosak,  der  sich  für  Pe- 
ter III.  ausgab,  mit  seinen  wilden  Scharen  unter  Verheerung  und  Mord 
gegen  Moskau  vordrang.  Aber  die  türkischen  Feldherren  wußten  ihre 
Ueberlegenheit  nicht  zu  benutzen,  und  im  Januar  1774  wurde  das  Heer 
des  Großvezirs,  in  welchem  große  Unordnung  eingerissen  war,  erst  von 
Romanzow  geschlagen  und  dann  bei  Schumla  völlig  eingeschlossen.  Nun 
mußte  sich  die  Pforte  zum  Frieden  um  jeden  Preis  verstehen,  und  da  auch 
Rußland  Ursache  hatte,  die  Beendigung  des  Kriegs  zu  wünschen,  so 
wurde  derselbe  am  21.  Juli  1774  zu  Kutschuk-Kainardschi  geschlossen, 
wobei  Katharina  mit  scheinbarer  Großmuth  verfuhr.  Sie  verzichtete 
nämlich  auf  alle  Eroberungen  mit  Ausnahme  von  Asow  und  einigen  an- 
dern Plätzen;  erlangte  aber  die  Herrscbaft  über  die  Krim,  Moldau  und 
Walachei,  indem  der  Khan  der  erstem  für  unabhängig  von  der  Pforte 
erklärt  und  die  beiden  andern  Länder  unter  russischen  Schutz  gestellt 
wurden;  ferner  erhielt  sie  für  Rußland  die  freie  Schiftfahrt  auf  dem 
Schwarzen  Meere  nebst  der  ungehinderten  Durchfahrt  durch  die  Darda- 
nellen und  eine  große  Summe  als  Ersatz  der  Kriegskosten.  Daß  Katha- 
rina damals  der  Pforte  die  Moldau  und  Walachei  zurückgab,  hatte  haupt- 
sächlich Maria  Theresia  bewirkt,  indem  sie  ihre  schließhche  Einwilligung 
zur  Theilung  Polens  nur  unter  der  Bedingung  gegeben  hatte,  daß  die 
Türkei  wenigstens  an  der  untern  Donau  keine  Einbuße  an  Gebiet  er- 
leide, und  Rußland  nicht  auch  dort  der  Nachbar  ihrer  Staaten  werde. 
Um  sich  dessen  zu  vergewissern,  wurde  die  strategisch  wichtige  Buko- 
wina noch  vor  Abschluß  des  Friedens  von  österreichischen  Truppen 
besetzt.  ^ 

Wir  kehren  nun  zu  dem  zurück,  was  in  Ungarn  unter- 
dessen und  nachher  geschah.  Während  Kaiser  Joseph  und  Kaunitz 
die  Vergrößerung  der  Monarchie  in  der  angegebenen  Weise  betrieben, 
widmete  Maria  Theresia  ihre  Sorge  den  Innern  Angelegenheiten  Ungarns 
und  fuhr  fort,  theils  vermöge  königlicher  Gewalt  zweckdienliche  Einrich- 
tungen zu  machen,  theils  Beschlüsse  früherer  Reichstage  in  Vollzug  zu 
setzen.  Mit  den  dreizehn  sächsischen  Ständen  inZips  vereinigtesie  1772  die 
drei  andern  ebenfalls  an  Polen  verpfändet  gewesenen  und  zurückgenom- 
menen, Lublau,  Gnesda  und  Podolin  zu  der  vom  Comitate  abgesonderten 
Körperschaft  der  sogenannten  Provinz  der  Zipser  Sechzehn  Kronstädte, 
die  sie  der  Kammer  unterordnete  und  zu  deren  politischem  Chef  sie  einen 
vom  König  zu  ernennenden  Administrator  bestellte.  Zugleich  erneuerte 
sie  deren  altes  Recht,  sich  selbst  einen  Grafen  zu  wählen,  unter  dessen 
Vorsitze  durch  Abgeordnete  ihre  Innern  Angelegenheiten  zu  besorgen 
und  ein  Gericht  zu  bilden,  an  welches  die  Weiterberufung  von  den  Ma- 
gistraten der  einzelnen  Städte  erging.  Die  Reichsstandschaft  verlieh  sie 
ihnen  nicht. 

Der  wiener  Commerzienrath  hatte  in  der  Absicht,  den  deutschen 

'  Hammer,  Geschichte  des  Osmanischen  Reichs  ("Bd.  VI). 
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Provinzen  Handelsvortheile  zu  verschaffen,  neue  Anordnungen  getroffen, 
durch  welche  der  Hände!  Ungarns  mit  Italien  noch  mehr  als  durch  die 
schon  früher  bestandenen  auf  den  weiten  Weg  über  Triest  gedrängt,  die 
Ausfuhr  der  meistens  aus  Dingen  von  großem  Umfang  und  Gewicht  be- 
stehenden ungarischen  Erzeugnisse  dorthin,  wie  der  Bezug  der  Waaren 
von  dorther  sehr  vertheuert  und  der  directe  Handel  der  beiden  Länder 
zum  größten  Nachtheile  Ungarns  vernichtet  wurde.  Darüber  waren  seit 
lange,  ohne  Abhülfe  zu  erlangen,  bittereKlagen  geführt  worden,  bis  Kaiser 
Joseph  endlich  bei  Bereisung  des  Küstenlandes  die  Ueberzeugung  ge- 
wann, daß  naturgemäß  der  Handel  der  deutschen  Länder  mit  Italien  über 
Triest,  der  Ungarns  über  Fiume  gehen  müsse.  Von  ihm  unterstützt,  ge- 
lang es  dem  Hofkammerrathe,  Grafen  Joseph  Majläth,  und  andern  Un- 
garn hiervon  auch  Maria  Theresia  zu  überzeugen.  Hierauf  vereinigte  sie 
das  von  ihrem  Vater  zum  Freihafen  erklärte  Fiume  1776  mit  Ungarn,  1770 
dem  die  Stadt  einst  angehört  hatte,  von  dem  sie  aber  vor  300  Jahren 
abgerissen  worden  war.  Majläth,  zum  Commissar,  der  die  Einverleibung 
vollziehen  sollte,  ernannt,  erhielt  zugleich  den  Auftrag,  der  Kaiserin- 
Königin  einen  Entwurf  vorzulegen,  wie  die  künftige  Verwaltung  des 
Küstenlandes  so  zu  gestalten  wäre,  daß  Fiume  mit  Triest  gleiche  Han- 
delsvortheile genieße.  Am  21.  October  1776  vollzog  Majläth  die  In- 
corporation  Fiumes  in  Ungarn  unter  dem  Jubel  der  Bevölkerung.  Die 
Verwaltung  schlug  er  vor  in  folgender  Weise  zu  ordnen:  Der  Stadt  und 
ihrem  Gebiete  stehe  ein  Gouverneur  vor,  dem  ein  Vicegouverneur  und 
drei  Räthe  beizugeben  sind.  Die  Gerichtsbarkeit  sollen  wie  von  alters 
her  50  Patricier  üben ,  von  denen  die  Weiterberufung  theils  an  die 
Banattafel,  theils  an  die  kroatische  Statthalterei,  vom  Wechselgericht 
aber  an  das  Gubernium  gehe.  Damit  der  Verkehr  zwischen  Karlstadt 
und  Fiume  von  andern  Behörden  nicht  gehemmt  werde,  soll  die  ganze 
Landstrecke  von  der  Kulpa  bis  zum  Meere,  zwischen  der  Karlsstraße 
und  Krain,  zu  einer  Gespanschaft  gestaltet  werden,  die  den  Namen  Szö- 
reny  führe,  und  deren  Obergespan  der  Gouverneur  sei.  Die  Königin  ge- 
nehmigte den  Entwurf  und  machte  Majläth  zum  Gouverneur  und  Ober- 
gespan. Weil  aber  die  Stände  Kroatiens  gegen  diese  Einrichtungen 
wiederholt  protestirten,  und  das  szörenyer  Comitat  sich  in  die  Angelegen- 
heiten der  fiumanerGebiete  störend  mengte,  woraus  Wirrnisse  entstanden, 
trennte  Maria  Theresia  am  23.  April  1779  die  Stadt  nebst  deren  Bezirk 
von  der  Gespanschaft  Szöreny,  erhob  sie  zur  freien  Stadt  und  verleibte  sie 
Ungarn  als  eine  für  sich  besondere  Körperschaft  ein.  Die  Gespanschaft 
erhielt  den  Namen  Fiumaner  Gespanschaft.    Der  Bezirk  Buccari  blieb 

kbei  Kroatien.  ^ 
Als  dem  XVin.  Gesetzartikel  von  1741  gemäß  die  Militärorte  der  Ge- 
spanschaften Bäcs-Bodrog,  Csongräd,  Csanäd,  Arad  und  Zaränd  1745 
aufgelöst,  die  Grenzsoldaten  theils  in  den  titcler  Czajkiszten-Bezirk,  theils 
in  die  Grenze  an  der  Save  verlegt  wurden,  und  die  übrige  serbische  Be- 
völkerung   der   erwähnten   Gespanschaften  in   den   Civilstand  überging 

t'  Ladislaus  Szalay,  die  Fltigsclirift,  Fiume  magyarorszag  gyülesen  (Fiume 
am  Reich!>tag  Ungarus). 
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(vgl.  S.  349),  hatte  die  Königin  für  die  innern  Angelegenheiten  aller  Ser- 
ben zu  Essek  die  sogenannte  Illyrische  Hofcommission  errichtet.  Die 
Serben  waren  mit  der  Verwaltung  derComraission  mit  Recht  unzufrieden, 
denn  diese,  in  der  kein  der  Sprache  und  der  Gepflogenheiten  der  Nation 
kundiger  Serbe  saß,  traf  Anordnungen,  die  den  Privilegien  derselben  zu- 
widerliefen und  deren  Angelegenheiten  verwirrten.  Daher  wanderten 
mehrere  tausend  Serben  nach  Rußland  aus,  und  kamen  die  Zurückgeblie- 
benen um  Beseitigung  dieser  üebelstände  ein.    Demzufolge  ließ  Maria 

1769  Theresia  1769  einen  serbischen  Nationalcongreß  unter  dem  Vorsitze  des 
ofener  Commandanten,  General  Andreas  Hadik,  halten  und  gab  mit  Be- 
rücksichtigung der  vomCongresse  vorgebrachten  Beschwerden  und  Bitten 
„das  Illyrische  Statut  für  ihre  sämmtlichen  zur  griechischen 
Kirche  sich  bekennenden  serbischen  Unterthanen"  heraus, 
dessen  wichtigste  Punkte  die  folgenden  waren :  Die  Befugnisse,  welche 
dem  serbischen  Metropoliten  bisher  auch  in  bürgerlichen  Dingen  gestattet 
waren,  sind  aufgehoben.  Die  Serben  sind  von  nun  an  den  andern  Lan- 
desbewohnern gleichgestellt,  die  vom  Militärstande  ihren  Offizieren,  die 
vom  bürgerlichen  Stande  entweder  den  Stadtmagistraten  oder  den  Co- 
mitatsbehörden  und  der  Hofkanzlei  untergeben.  Hinsichtlich  ihrer  Privi- 
legien, ihrer  Religionsübung  und  ihrer  kirchlichen  Angelegenheiten  stehen 
sie  unter  der  Illyrischen  Commission.  Nationalcongresse  dürfen  nur  mit 
Erlaubniß  des  Königs  gehalten  und  von  denselben  blos  Angelegenheiten, 
welche  die  Kirchen,  Schulen  und  Stiftungen  betreffen,  verhandelt  werden; 
die  Beschlüsse  ei-halten  erst  durch  die  Genehmigung  des  Königs  Gültig- 
keit. Dergleichen  Congresse  fanden  1774  und  1776  statt;  aber  die  Auf- 
tritte, die  sich  an  denselben  ereigneten,  nöthigten  die  Regierung,  im  fol- 

1777  genden  Jahre  ein  neues  Statut  zu  erlassen,  welches  anordnete,  daß  der 
Congreß  aus  je  25  Abgeordneten  des  Militär-,  Civil-  und  geistlichen  Stan- 
des, zusammen  aus  75  Mitgliedern  zu  bestehen  und  seine  Sitzungen  im 
Beisein  eines  königlichen  Commissars  zu  halten  habe;  zugleich  wurden 
die  Gegenstände,  auf  welche  sich  die  Verhandlungen  erstrecken  dürfen, 
genauer  bezeichnet. 

Maria  Theresia  setzte  jedoch  allem,  was  sie  für  Ungarn  that,  die 
Krone  dadurch  auf,  daß  sie  dessen  Integrität  wiederherstellte.  Der  er- 
wähnte XVIII.  Gesetzartikel  von  1741  verhieß  auch  die  Wiedereinver- 
leibung des  Temeser  Banates  in  das  Ungarische  Reich  nach  dem  Eintritte 
friedlicher  Zeiten.  Diese  waren  eingetreten,  und  die  Reichstage  von  1751 
und  1764 — 65  hatten  die  Königin  gebeten,  den  Gesetzartikel  zu  voll- 
ziehen; demohnerachtet  blieb  das  Banat  unter  der  Verwaltung  der  öster- 
reichischen Hofkammer  und  des  Hofkriegsrathes  und  durch  eine  ZoUinie 

1777  von  Ungarn  geschieden.  Im  Jahre  1777  wurde  nebst  Gesuchen  um  bil- 
ligere Umgestaltung  des  erbländischen  Zollwesens  auch  die  Bitte  um 
Wiedervereinigung  des  Banats  mit  dem  Reichskörper  abermals  vor  den 
Thron  gebracht  und  vom  Herzog-Statthalter,  Albert,  eifrig  befürwortet. 
Die  Königin  war  bereit,  das  gerechte  Verlangen  Ungarns  endlich  zu  er- 
füllen, und  forderte  von  der  Statthalterei  ein  Gutachten  darüber,  in  wel- 
cher Weise  die  Reincorporation  durchzuführen  sei.  Da  die  Sache  die 
Interessen  der  Erblande  berührte,  mußte  sie  auch  den  Ministern  und 
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Regierungsbehörden  derselben  vorgelegt  werden.  Diese  behaupteten,  der 
in  Frage  stehende  grofie  Landstrich  sei  mit  dem  Geld  und  Blute  der  öster- 
reichischen Länder  den  Türken  entrissen  worden,  und  dürfe  deshalb  nur 
gegen  Erlegung  eines  angemessenen  Lösegeldes  anUngarn  zurückgegeben 
werden.  Maria  Theresia,  der  die  Forderung  nicht  ganz  unbillig  zu  sein 
schien,  schrieb  ihrem  Schwiegersohne:  „Ich  gebe  zur  Einverleibung  des 
Banats  meine  volle  Zustimmung,  jedoch  unter  der  Bedingung,  daß  wir 
daraus  zur  Deckung  unserer  Schulden  und  zu  Innern  Verbesserungen  so- 
viel Geld  als  möglich  ziehen.  Von  Seiten  Ungarns  müßte  ein  bedeutendes 
Angebot  gemacht  werden,  damit  ich  in  den  Stand  gesetzt  werde,  meine 
guten  Absichten  zu  verwirklichen,  ansonst  stoße  ich  auf  unüberwindliche 
Schwierigkeiten.  Das  sage  ich  nicht  aus  Rücksicht  auf  mich,  der  die 
Sache  weder  Schaden  noch  Nutzen  bringen  kann;  aber  Ungarn  würde 
es  nicht  zum  Vortheil  gereichen,  wenn  ich  es  vor  den  andern  Ländern  zu 
begünstigen  und  auszuzeichnen  schiene.  Die  eigenthümliche  Lage  ist  es, 
was  mich  in  dieser  Sache  unschlüssig  macht  und  abhält,  mit  entschiedenem 
Willen  aufzutreten."^  Herzog  Albert  und  seine  Räthe  widerlegten  die 
Behauptung,  daß  das  Banat  hauptsächlich  durch  die  Erblande  erobert 
worden  sei,  und  wiesen  nach,  daß  die  Staatsfinanzen  durch  dessen  Wieder- 
vereinigung mit  Ungarn  keinen  Abbruch  erleiden,  indem  die  großen 
lierrenlosen  Ländereien  von  fast  unermeßlichem  Werthe  der  Kammer 
verbleiben.  Die  Geneigtheit  der  Königin,  Ungarn  sein  Recht  widerfahren 
zu  lassen,  kam  ihnen  zu  Hülfe;  die  deutschen  Minister  standen  von  dem 
geforderten  Lösegeld  ab,  und  die  Einverleibung  wurde  beschlossen.  Mit 
welcher  Innigkeit  Maria  Theresia  dieselbe  wünschte  und  sich  freute,  den 
heißen  Wunsch  der  Ungarn  erfüllt  zu  sehen,  bezeugt  ihr  Brief  an  den 
Herzog  Albert  vom  nämlichen  Tage.  „Der  heutige  Tag",  schrieb  sie, 
..ist  ein  großer  Tag  für  Ungarn.  Die  Frage  über  das  Banat  ist  entschieden; 
der  Kanzler  wird  hinabkommen,  um  mit  Ihnen,   mein  lieber  Sohn,  die 

Sache  vollends  zu  verabreden Es  gewährt  mir  Genugthuung,  daß 

diese  Veränderu:igen  unter  Ihrer  Leitung  vollführt  wurden,  und  dieses 
Land  sich  für  glücklicher  hält,  als  es  früher  gewesen  ist.  Ich  bin  eine 
gute  Ungarin;  mein  Herz  ist  bis  zum  Ueberfließen  vom  Dank  gegen  diese 
Nation  erfüllt.  In  dieser  Stunde  darf  ich  sagen:  consummatura  est,  und 
kann  in  Frieden  zu  meiner  letzten  Ruhe  eingehen.'-^  Am  G.  Juni  1778  1778 
vollzogen  die  Grafen  Christoph  Niczky,  Franz  Zichy  und  der  Vicepalatin 
Anton  Vörös,  als  Commissare  der  Königin,  der  Kammer  und  der  könig- 
lichen Gerichtstafel,  die  Einverleibung.  Das  Banat  wurde  in  die  Gespan- 
-chaften  Torontäl,  Temes  und  Krasso  getheilt  und  erhielt  die  Einrich- 
tungen der  andern  Coraitate.  Da  der  Adel,  der  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  zu  Comitatsämtern  für  ausschließlich  befähigt  galt,  aus  diesem 
Landstriche  aber  unter  der  fast  zweihundertjährigen  (1522 — 171 6)  Herr- 
schaft der  Türkei  ganz  verschwunden  war,  und  während  der  Verwaltung 
der  deutschen  Kammer  nur  die  wenigen  noch  übrig  Gebliebenen  dorthin 
zurückkehrten,  und  nur  wenige  Adeliche  sich  dort  niederließen,  so  wur- 

'  Wulf,   Aus    dem    Hoflebcu    Maria   Theresia'»,   S.  35.3.    —    -  Derselbe 
a.  a.  O.,  S.  35R. 
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den  aus  andern  Gespanschaften  die  Beamten  dieser  neuen  berufen.  Da 
ferner  nach  dem  damals  noch  allgemein  herrschenden  Vorurtheile  ein 
Land  und  eine  Provinz  ohne  Adel  nicht  gut  bestehen  konnte,  so  wurden 

1780  1780  größere  und  kleinere  Theile  der  dortigen  ausgedehnten  Kameral- 
herrschaften  zu  äußerst  geringen  Preisen  ausgeboten  und  den  Käufern 
der  Adel  ertheilt. 

Die  Einverleibung  des  Banats  machte  mehrere  Aenderungen  der  dort 
bestehenden  Einrichtungen  nöthig.  Das  groß-kikindaer  serbische  Grenz- 
regiment, dessen  Bezirk  sich  längs  der  Theiß  von  der  Einmündung  der 
Maros  bis  Groß-Becskerek  ausdehnte,  wurde  aufgelöst,  die  Landstrecke 
unter  dem  Namen  Groß-Kikindaer  Kameralbezirk  mit  der  torontaler 
Gespanschaft  vereinigt,  und  die  Bevölkerung  mit  einigen  Privilegien  in 
den  Civilstand  versetzt.  Dafür  wurde  im  Süden  der  drei  neuen  Gespan- 
schaften ein  Landstrich  von  der  Mündung  der  Theiß  in  die  Donau  bis 
an  die  Grenze  Siebenbürgens  als  Sitz  zweier  Grenzregimenter  ausge- 
schieden, die  theils  aus  den  dort  schon  ansässigen  Einwohnern,  theils  aus 
Serben,  die  aus  dem  kikindaer  Bezirk  hinzogen,  errichtet  wurden.  Hier- 
mit stand  auch  eine  abermalige  Regelung  der  serbischen  Angelegenheiten 

1779  in  Verbindung.  Die  zu  Essek  sitzende  Illyrische  Commission  wurde  1779 
der  Hofkammer  incorporirt  und  das  Declaratorium  Illyricum  ge- 
nannte Statut  erlassen,  welches  unter  anderm  die  Gewalt  der  karlowitzer 
Metropoliten  in  weltlichen  Dingen  gänzlich  aufhob  und  die  Serben  sammt 
ihrer  Geistlichkeit  der  grundherrlichen,  städtischen  und  Comitatsobrigkeit 
und  der  Hof  kanzlei  untergab.  ^ 

Maria  Theresia  verw^ickelte  sich  noch  in  den  letzten  Jahren  ihres  Le- 
bens in  den  Bairischen  Erbfolgekrieg  oder,  richtiger  gesagt,  wurde 
von  Kaiser  Joseph  in  denselben  verwickelt.  Einst,  während  des  Oester- 
reichischen  Erbfolge-  und  des  Siebenjährigen  Kriegs,  hatte  sie  sich  mit 
dem  Plane  beschäftigt,  die  von  dem  Körper  der  Monarchie  weit  abge- 
legenen italienischen  Provinzen  oder  die  mit  demselben  nicht  zusammen- 
hängenden österreichischen  Vorlande  nebst  einem  Theile  der  Niederlande 
mit  dem  angrenzenden  Baiern  zu  vertauschen,  und  dessen  Kurfürsten 
darauf  bezügliche  Anträge  gemacht,  welche  dieser  jedoch  ablehnte,  wie 
erwähnt  worden.  Wurden  doch  damals  und  werden  noch  immer  Länder 
und  Völker  als  Privatgut  der  Fürsten  betrachtet,  mit  dem  sie  nach  Be- 

1777  lieben  verfahren  dürfen.  Am  30.  December  1777  starb  der  Kurfürst 
Maximilian  Joseph  von  Baiern;  mit  seinem  Tode  erlosch  die  bairische 
Linie  der  "Witteisbacher,  und  da  der  nächste  Erbe  von  der  Sulzbacher 
Linie,  Kurfürst  Karl  Theodor  von  der  Pfalz,  keine  legitimen  Kinder 
hatte,  sollten  Baiern  und  die  Pfalz  an  Karl,  den  Herzog  des  kleinen 
Ländchens  Pfalz -Zweibrücken  fallen.  Jetzt  bot  sich  die  günstige  Ge- 
legenheit dar,  Niederbaiern  und  andere  Theile  Baierns,  bei  250  Quadrat- 
meilen, an  Oesterreich  zu  bringen,  die  von  Maria  Theresia  mit  weniger, 
von  Joseph  mit  desto  größerm  Eifer  ergriffen  wurde.    Die  Ansprüche, 

^  L.  Szalay,  A  magyarorszägi  szerb  telepek  (die  serbisclien  Nieder- 
lassungen in  Ungarn).  Die  serbische  Bewegung  in  Siidungarn  (Berlin  1851. 
Katona  XXXIX,  840  fg.). 
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die  sie  darauf  machen  konnten,  waren  zwar  nicht  besser  als  die  vor  kur- 
zem auf  Galizien  und  Lodomerien  vorgebrachten,  sollten  aber  auch  nur 
zum  Vorwande  dienen.  Joseph  trat  noch  bei  Lebzeiten  Maximilian  Jo- 
seph's  mit  dessen  präsumtivem  Nachfolger,  Karl  Theodor,  in  Unterhand- 
lung und  bewog  ihn  durch  das  Versprechen  einer  reichlichen  Versorgung 
seiner  vielen  unehelichen  Kinder,  über  die  Abtretung  Niederbaierns  an 
Oesterreich  einen  vorläufigen  Vertrag  einzugehen,  der  wenige  Tage  nach 
dem  Tode  des  Kurfürsten  in  Wien  förmlich  abgeschlossen  und  unter- 
schrieben wurde.  Hiermit  hielt  der  wiener  Hof  die  Sache  für  gewonnen, 
denn  England,  Frankreich  und  Spanien  wurden  durch  den  Nordamerika- 
nischen Befreiungskrieg  in  Anspruch  genommen,  Rußlands  Absichten 
waren  auf  die  Türkei  gerichtet,  und  der  greise  Friedrich  allein,  glaubte 
man,  werde  wegen  des  Herzogs  von  Zweibrücken  keinen  Krieg  beginnen ; 
dieser  selbst  aber  müsse  zufrieden  sein,  wenn  ihm  ein  Theil  der  großen 
Erbschaft  bliebe.  Also  ließ  Joseph  Truppen  in  Niederbaiern  einrücken 
und  sich  dort  huldigen. 

In  Wien  irrte  man  sich  gewaltig,  indem  man  dies  voraussetzte;  keiner 
der  genannten  Staaten,  auch  das  an  Oesterreich  durch  Bund  und  Heirath 
geknüpfte  Frankreich  und  am  wenigsten  Preußen  wollte,  daß  Oesterreich 
seine  Macht  in  Deutschland  erweitere.  Friedrich  ermuthigte  den  Herzog 
Karl,  gegen  die  Verkürzung  seines  künftigen  Erbes  zu  protestiren,  er- 
klärte im  März  1778,  daß  er  dessen  Rechte  mit  ganzer  Macht  vertheidi-  1778 
gen  werde,  und  forderte,  daß  Oesterreich  seine  Truppen  unverweilt  aus 
Baiern  zurückziehe.  Zugleich  trat  er  in  Verbindung  mit  Sachsen,  dessen 
Kurfürst  als  Sohn  von  Kaiser  Karl's  VH.  Tochter  auf  die  Allodialhinter- 
lassenschaft  des  verstorbenen  Kurfürsten,  und  mit  den  Herzogen  von 
Mecklenburg,  die  auf  die  Grafschaft  Leuchtenberg  Ansprüche  machten, 
und  erhielt  auch  von  der  russischen  Kaiserin  das  Versprechen  kräftiger 
Unterstützung.  Oesterreich  durfte  schon  aus  Rücksicht  auf  Ehre  und 
Ansehen  der  peremtorischen  Forderung  Preußens  nicht  gehorchen  und 
von  dem  begonnenen  Unternehmen  abstehen.  Joseph  würde  daher,  wenn 
es  von  ihm  allein  abgehangen  hätte,  wahrscheinlich  sogleich  die  Ent- 
scheidung dem  Waffenglücke  anheimgestellt  haben;  aber  seine  Mutter 
versuchte  vorerst  den  Weg  der  Unterhandlung  und  entschloß  sich  erst, 
als  dieser  nicht  zum  Ziele  führte,  zum  Kriege.  Nun  erließ  der  ungarische 
Kanzler  einen  Aufruf  an  die  Ungarn,  der  Königin  wider  ihren  unversöhn- 
lichen Feind  Hülfe  zu  leisten,  und  miteinander  wetteifernd  boten  die  Ge- 
spanschaften Soldaten  und  Getreide  an,  Magnaten  und  Adeliche  stellten 
nach  ihrem  Vermögen  größere  oder  kleinere  Reiterscharen  und  Geld, 
sodaß  in  kurzer  Zeit  20000  Mann  zu  Fuß  und  zu  Roß  ins  Feld  rückten. 
Und  als  Friedrich  im  Juni  mit  100000  Mann  in  Böhmen  einfiel,  Joseph, 
von  Marschall  Lacy  begleitet,  ihm  entgegenzog,  eilten  die  weltlichen  und 
geistlichen  Reichswürdenträger,  Obergespane  und  angesehensten  Mag- 
naten nach  Wien,  um  mit  der  Königin  über  die  Kriegführung  Berathungen 
zu  pflegen,  in  welchen  die  weitere  Stellung  von  Truppen,  die  Lieferung 
von  Kriegsbedürfnissen  und  auf  den  ersten  Ruf  der  Monarchin  das  Auf- 
gebot der  Insurrection  beschlossen  wurden.  Diese  Opferwilligkeit  rührte 
Maria  Theresia  tief.    „Geliebter  Sohn",  schrieb  sie  am  13.  August  dem 
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Herzog  Albert,  der  sich  in  Böhmen  bei  der  Armee  befand,  „ich  sende 
den  Vicekanzler,  damit  er  Ihnen  die  Aeußerung  unserer  braven  und  von 
mir  nach  Werth  geschätzten  Nation  überbringe.  Ich  wünsche,  daß  auch 
sie  (die  Ungarn)  mit  mir  zufrieden  seien,  und  werde  die  fernere  Hülfe 
und  die  Insurrection  nur  in  dem  Fall  in  Anspruch  nehmen,  wenn  es  ein 

Unglück  nöthig  machte Aber  mein  Wunsch  ist,  daß  es  nicht  nöthig 

sei;  ich  begehre  lieber  einen  magern  Frieden  als  einen  ruhmvollen  Krieg, 
der  mich  meiner  Kinder,  Generale  und  Soldaten  ohne  Aufhören  berauben 
würde.  Nicht  wahr!  so  zu  denken,  geziemt  einer  alten  Frau  und  Mutter, 
ist  aber  auch  einer  christlichen  Fürstin  und  Freundin  ihrer  Freunde 
Pflicht."  ^  Diesen  Worten  entsprach  die  That.  So  sehr  es  Joseph  ver- 
langen mochte,  der  Welt  zu  zeigen,  was  die  österreichische  Armee  unter 
seiner  Leitung  geworden  sei,  und  Baiern  zu  ersiegen,  ebenso  sehr  war 
Maria  Theresia  bemüht,  durch  fortgesetzte  Unterhandlungen  und  Frie- 
densanträge, von  denen  ihr  Sohn  nichts  wußte,  jeden  ernsten  Zusammen- 
stoß der  Heere  zu  verhüten.  Und  da  auch  Friedrich  auf  die  nachdrück- 
liche Vermittelung  Rußlands  zu  seinen  Gunsten  rechnete  und  deshalb 
keine  Schlacht  wagen  wollte,  wurden  in  diesem  Kriege  nur  Märsche  und 

1779  unbedeutende  Unternehmungen  gemacht.  Schon  Anfang  März  1779  kam 
es  unter  Vermittelung  Frankreichs,  welches  von  Oesterreich,  und  Ruß- 
lands, welches  von  Preußen  angerufen  worden,  zu  einem  Waffenstillstände. 
Die  Drohungen  Rußlands,  das  an  der  Grenze  Galiziens  eine  Armee  zu- 
sammenzog, bewogen  Maria  Theresia,  ohne  Rücksicht  auf  die  Plane  ihres 
Sohnes,  die  von  Frankreich  gemachten  Vorschläge  anzunehmen.  Die 
letzten  Unterhandlungen  wurden  auf  einem  Congreß  zu  Teschen  geführt 
und  endigten  am  13.  Mai  mit  einem  Friedenstractate,  in  welchem  Oester- 
reich die  mit  Karl  Theodor  geschlossene  Uebereinkunft  für  nichtig  er- 
klärte und  von  Baiern  statt  der  beanspruchten  250  nur  34  Quadratmeilen, 
den  Landstrich  zwischen  der  Donau,  dem  Inn  und  der  Salzach,  erhielt. 

Joseph  fühlte  sich  durch  das  Verfahren  seiner  Mutter  so  gekränkt, 
daß  er  nachher  bis  zu  ihrem  Tode  an  der  Regierung  wenig  oder  gar 
keinen  Antheil  nahm.  Dagegen  richtete  er  seine  ganze  Sorge  darauf,  die 
Zarin  Katharina  von  Preußen  ab  und  an  sich  zu  ziehen,  unternahm  haupt- 
sächlich deshalb  seine  ei*ste  Reise  nach  Rußland  und  erreichte  zum  großen 
Nachtheile  der  eigenen  Monarchie  und  des  übrigen  Europa  seinen  Zweck; 
denn  die  Folge  davon  war  immer  weiteres  Umsichgreifen  Rußlands  und 
Verstärkung  seines  das  Recht  und  die  Freiheit  der  Völker  unterdrücken- 
den Einflusses. 

Maria  Theresia  widmete  unterdessen  ohnerachtet  zunehmender  Kränk- 
lichkeit ihre  Zeit  unablässig  den  Geschäften  der  Regierung,  bis  sie  kurz 

1780  nach  der  Rückkehr  Joseph's  am  29.  November  1  780  an  der  Wassersucht 
starb.  Der  Tod  ihres  Gemahls  hatte  in  ihrer  Lebensweise  eine  große 
Veränderung  bewirkt,  in  frühern  Zeiten  eine  Freundin  glänzender  Fest- 
lichkeiten und  rauschender  Vergnügungen,  entsagte  sie  denselben  nach 
seinem  Hinscheiden  mehr  und  mehr,  besonders  nachdem  die  Blattern 
1767  die  Schönheit  ihres  Gesichts  und  Beleibtheit  die  Beweglichkeit  ihres 

1  Wolf,  Aus  dem  Hofleben  Maria  Theresia's,  S.  373. 


Vom  Hubertusburger  Frieden  bis  zum  Tode  Maria  Theresia" s.   427 

Körpers  vermindert  hatten.  Dagegen  nahm  nun  ihre  Frömmigkeit  zu. 
Sie  legte  auf  die  äußern  Andachtsübungen,  welche  die  katholische  Kirche 
ihren  Bekennern  vorschreibt,  einen  so  hohen  Werth,  daß  sie  selbst  ihnen 
mit  heißem  Eifer  oblag,  von  ihrer  Familie  und  Umgebung  das  Gleiche 
forderte  und  diejenigen,  die  dies  thaten,  für  gute  Katholiken  und  deshalb 
auch  für  gute  Menschen  hielt.  Dieses  Vorurtheil  führte  sie  bei  der  Wahl 
derer,  denen  sie  ihr  Vertrauen  schenkte  und  Wohlthaten  erwies,  häufig 
auf  Heuchler,  die  sich  ihr  durch  Andächtelei  empfahlen.  Bei  ihren  großen 
Verdiensten  um  den  Staat  würde  man  ihr  diese  Schwäche  viel  lieber  nach- 
sehen, wenn  dieselbe  nicht  in  Bigoterie  ausgeartet,  ihr  Abscheu  vor  freien 
Gesinnungen  eingeflößt  und  zur  Ungerechtigkeit  gegen  Nichtkatholiken 
verleitet  hätte. 


i 


Vierter  Abschnitt. 


Innere  Zustände  unter  Maria  Theresia.     1740 — 80. 
I.    Der  Staat. 

Das  Band  des  Vertrauens  umschlingt  die  Königin  und  das  Volk.  — 
Ursachen,  weshalb  Maria  Theresia  eigenmächtig  regierte;  Beschrän- 
kung der  Souveränetät  Ungarns;  die  höhern  Volksklassen  werden 
dem  Vaterland  und  Volke  entfremdet.  —  Günstiger  Stand  der  Fi- 
nanzen. —  Das  Heer,  das  stehende,  die  Grenzmiliz. 

,   II.     LaiidA^^irtliscliaft,  IndTistrie  niid  Handel. 

Anstalten  zu  deren  Förderung;   Hindernisse,   die  deren  Entwicke- 
lung  hemmen;  das  österreichische  Zollsystem. 

III.    Die  Kirchen. 

a)  Diekatholische.    Erweiterung  der  königlichen Patronatsr echte ; 
Stiftung  neuer  Bisthümer.  —  Mönchsorden;  Aufhebung  der  Jesuiten; 
übertriebene  Verehrung  der  Maria  und  Wunderglaube.  —  Die  grie- 
chische unirte  und  die  nicht  unirte  Kirche. 

b)  Die  evangelische  Kirche  beider  Confessionen.  Das  Bitt- 
gesuch um  Milderung  des  Druckes,  unter  dem  sie  verschmachten,  bleibt 
unbeantwortet.  Die  Königin  bestätigt  die  Resolution  Karl's  III. ;  sie 
lälit  den  Feinden  der  Evangelischen  Freiheit,  an  deren  Ausrottung 
zu  arbeiten ;  Verfolgungen ,  Bekehrungsmittel.  Das  Buch  Biro's.  — 
Die  Deputation  der  Protestanten  an  die  Königin  bleibt  ohne  Wir- 
kung, desgleichen  die  Verwendung  König  Friedrich's  II.  —  Schrei- 
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ben  Maria  Theresia's  an  den  Primas  Barköczy  und  dessen  Antwort.  — 
Vorschlag  der  Königin,  eine  protestantische  hohe  Schule  zu  grün- 
den, abgelehnt.  —  Gräfin  BänfFy  ihrer  Mutter  entrissen.  —  Trau- 
riges Schicksal  der  Gemeinde  zu  Rimaszombar.  —  Anbruch  einer 
bessern  Zeit  für  die  Evangelischen. 

ly.     Schulen. 

Maria  Theresia  befolgt  die  Rathschläge  van  Swieten's  in  Angelegen- 
heit des  Unterrichts.  —  Neue  Organisation  und  Verlegung  der  Uni- 
versität nach  Ofen.  —  Errichtung  der  fünf  Akademien;  der  Berg- 
und  Forstakademie  zu  Schenmitz.  —  Organisation  der  Schulen  und 
Studienplan.  —  Die  Lehranstalten  der  Protestanten. 

Y.    Literatur. 

Stand  der  wissenschaftlichen  Bildung.    Ursachen,  weshalb  besonders 
die  ungarische  Nationalliteratur  sank.  —  Ausgezeichnetere  Schrift- 
steller und  Werke  in  ungarischer  und  lateinischer  Sprache. 


I.  Der  Staat. 

Die  vierzigjährige  Regierung  Maria  Theresia's  ist  einer  der  merk- 
würdigsten Abschnitte  in  der  Geschichte  Ungarns,  denn  ein  neuer  besserer 
Geist  durchdrang  die  Staatsverwaltung,  und  eine  auffallende  Umwand- 
lung der  Gesinnungen  und  Sitten,  besonders  der  höhern  Volksklassen, 
ging  vor  sich.  Der  mehr  als  hundertjährige  Kampf,  in  welchem  die  Un- 
garn das  Recht  und  die  Freiheit  des  Vaterlandes  gegen  despotische  Will- 
kür vertheidigten,  hatte  zwar  schon  unter  Karl  III.  aufgehört,  und  die 
Pragmatische  Sanction  ein  neues  Band  um  den  König  und  das  Volk  ge- 
schlungen; aber  der  Hof  betrachtete  die  ungarische  Nation  noch  immer 
mit  Mistrauen  und  fuhr  fort,  sie  niederzuhalten;  sie  hinwieder  suchte 
sich  argwöhnisch  vor  Vergewaltigung  zu  schützen.  Maria  Theresia,  die 
letzte  unter  den  Habsburgern,  die  über  Ungarn  herrschten,  war  zu- 
gleich die  erste,  die  dessen  Volke  mit  Vertrauen  entgegenkam  und  dessen 
Wohl  im  Herzen  trug,  aber  auch  die  erste,  zu  der  dasselbe  volles  Ver- 
trauen und  eine  Liebe  faßte,  die  sich  durch  glänzende  Thaten  bewährte. 
Die  Königin,  die  in  der  Bedrängniß  bei  ihm  Hülfe  gesucht,  und  die  es 
sich  gleichsam  erkämpft  hatte,  war  ihm  theuer  geworden ;  wogegen  Maria 
Theresia  sich  verpflichtet  fühlen  mußte,  der  Nation,  der  sie  die  Behaup- 
tung ihres  Thrones  hauptsächlich  verdankte,  zu  beglücken.  Die  Beweise 
des  Wohlwollens  und  der  Dankbarkeit,  die  sie  derselben  gab,  die  An- 
stalten und  Einrichtungen,  die  sie  zu  deren  Wohle  gründete,  und  die  R(!- 
formen,  die  sie  beabsichtigte,  aber  durchzuführen  verhindert  wurde,  wäre 
überflüssig,  hier  noch  einmal  zu  erwähnen;  es  reicht  hin  zu  sagen,  daß 
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ihr  Streben,  bessere  Zustände  zu  schaffen,  aufrichtig  war,  wenn  es  auch 
bisweilen  irre  ging.  Daß  sie  dabei  auch  eigenmächtig  handelte  und  Dinge 
unternahm  und  anordnete,  zu  denen  der  Verfassung  gemäß  die  Zustim- 
mung und  ein  Beschluß  des  Reichstags  erforderlich  gewesen  wäre,  läßt 
sich  in  manchen  Fällen  damit  entschuldigen,  daß  sie  dazu  durch  die 
Stände  genöthigt  wurde.  Ungarn  war,  während  dessen  größerer  Theil 
unter  türkischer  Botmäßigkeit  stand,  und  in  dem  königlichen  Gebiete 
die  Aufstände  wegen  unerträglicher  Bedrückung  sich  unablässig  erneuer- 
ten, in  vielen  Stücken  hinter  andern  Staaten,  die  ein  besseres  Schicksal 
hatten,  weit  zurückgeblieben  und  in  einen  Zustand  gerathen ,  der  gründ- 
licher Verbesserungen  dringend  bedurfte.  Allein  das  erkannten  nur  we- 
nige erleuchtete  Vaterlandsfreunde;  der  Adel  und  Klerus  befanden  sich 
bei  ihren  Vorrechten  so  wohl,  daß  die  meisten  unter  ihnen  die  bestehen- 
den Staatseinrichtungen  für  die  möglichst  besten  hielten  und  im  Reichs- 
tage selbst  die  gerechtesten  und  gemeinnützigsten  Reformen,  welche  die 
Königin  vorschlug,  ablehnten.  Maria  Theresia  musste  also  dieselben  ent- 
weder aufgeben  oder  eigenmächtig  ohne  Zuziehung  des  Reichstags  durch- 
führen. 

Das  war  jedoch  nicht  der  einzige  Beweggrund,  aus  welchem  sie  Eigen- 
mächtigkeiten übte.  Obschon  die  Vergleichung  des  passiven  Verhaltens 
der  absolut  regierten  Erblande,  als  ihre  Thronfolge  von  allen  Seiten  an- 
gefochten wurde,  mit  der  begeisterten  Erhebung  des  constitutionellen 
Ungarn  zu  ihrem  Schutze  sie  hätte  überzeugen  sollen,  daß  Constitutionen 
die  Kraft  des  Staates  nicht  lähmen,  sondern  erhöhen,  daß  Befehle  der 
Regierung  wol  lässigen  Gehorsam  finden,  aber  Begeisterung  für  Vater- 
land und  König  nur  aus  freiem  Entschlüsse  des  Volks  entspringt:  so 
fühlte  sich  doch  ihr  Herrschersinn  durch  die  obgleich  genug  weiten  Gren- 
zen beengt,  welche  die  ungarische  Verfassung  der  monarchischen  Gewalt 
setzte.  Ueberdies  schwebte  ihr  die  Idee  eines  einheitlichen,  unter  einer 
Centralregierung  stehenden  Staates  vor  Augen,  der  die  verschiedenen  von 
ihr  beherrschten  Länder  umfassen  sollte.  Diese  Idee  wurde  in  den  deut- 
schen und  böhmischen  Provinzen  1748  und  1749  durch  Beseitigung  der 
Ueberreste  von  ihren  frühern  Ständeverfassungen,  durch  Aufstellung  ge- 
meinschaftlicher statt  der  gesonderten  obersten  Regierungs-  und  Ver- 
waltungsbehörden und  noch  mehr  1761  durch  die  von  Kaunitz  vor- 
geschlagene Errichtung  des  Staatsrathes  der  Verwirklichung  nahe  ge- 
bracht. In  den  einheitlichen  Staat  sollte  auch  Ungarn  nach  Möglichkeit 
hineingezogen  werden,  was  selbstverständlich  nur  durch  Aufhebung  oder 
doch  Beschränkung  seiner  Verfassung  und  Souveränetät  erreicht  werden 
konnte.  Daher  wollte  Maria  Theresia  Ungarn  nicht  als  Reich,  sondern 
als  Provinz  ihrer  Monarchie  angesehen  und  den  Reichstag  nicht  Reichs-, 
sondern  Landtag  genannt  wissen;  daher  berief  sie  denselben  nur  noth- 
gedrungen,  zuletzt  gar  nicht  mehr  und  regierte  eigenmächtig.  Sie  verfuhr 
aber  mit  solcher  Klugheit  und  Mäßigung,  zeigte  so  viel  Liebe  zu  dem 
ungarischen  Volke  und  so  viel  Eifer  für  dessen  Wohl,  daß  kein  Argwohn 
gegen  ihre  Absichten  und  keine  Unzufriedenheit  über  ihre  Eigenmächtig- 
keit erwachte.  Sie  änderte  fast  nichts  an  dem  äußern  Gerippe  der  Con- 
stitution,  während    sie  dem  innern  Wesen  derselben  zuwiderhandelte; 
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vergütete  Rechtsenlziehungen  durch  gleichzeitige  Gewähruugen ,  gab 
eigenmächtigen  Einrichtungen  und  Befehlen  den  Schein  der  Gesetzmäßig- 
keit, indem  sie  dieselben  vermittels  der  gesetzlichen  Staatsbehörden,  der 
Hofkanzlei  und  Statthalterei,  veröffentlichen  und  durch  die  Comitats- 
und  Stadtmagistrate  vollstrecken  ließ.  Auch  tastete  sie  die  Vorrechte 
des  Adels  nicht  an,  der  vermöge  der  aristokratischen  Ständeverfassung 
die  Kraft  des  Staats  in  sich  vereinigte  und  dem  Nationalgeiste  und  der 
öffentlichen  Meinung  die  Richtung  gab.  Aber  gerade  höchst  wichtige 
Angelegenheiten  Ungarns  pflegte  sie  nicht  dessen  obersten  Reichsbeamten, 
aus  denen  der  Staatsrath  bestand,  sondern  ihren  Ministeru  und  dem 
böhmisch -deutschen  Staatsrathe,  welche  beide  sie  als  Centralregierung 
ansah,  zur  Berathung  und  Beschlußfassung  vorzulegen  und  dann  erst  den 
tistern  die  Vollstreckung  aufzutragen,  und  trotz  aller  Krönungseide 
und  Gesetze,  welche  die  Unabhängigkeit  der  ungarischen  Hofkanzlei  und 
Hofkammern  aussprachen,  blieben  beide  doch  fortwährend  den  gleich- 
namigen wiener  Hofstellen  so  untergeben,  daß  von  diesen  die  meisten 
Verordnungen  ausgingen,  die  sie  erließen.  Selbst  die  Statthalterei,  die 
den  König  vertreten  und  unmittelbar  mit  ihm  verkehren  sollte,  war  eigent- 
lich nur  da,  um  die  Entscheidungen  jener  Centralregierung  zu  vollziehen. 
Gutachten  wurden  wol  zuweilen  ihr  wie  auch  der  Hofkanzlei  und  Hof- 
kammer abverlangt,  fanden  jedoch  nur  dann  Berücksichtigung,  wenn  sie 
mit  den  Ansichten  der  deutschen  Regierungs-  und  Verwaltungsstellen 
übereinstimmten,  wodurch  jene  nicht  selten  in  die  zwangvolleLage  kamen, 
das  anzuordnen  und  zu  vollziehen,  was  ihrer  Ueberzeugung  widersprach. 
Die  Herren  Präsidenten  und  Räthe  ließen  sich  die  Erniedrigung  zu  Voll- 
streckern fremder  unberechtigter  Befehle  gefallen,  weil  sie  die  Hofgunst 
und  Aussicht  auf  Beförderung  nicht  verlieren  wollten.  Auch  die  stolzen 
Magnaten  und  Träger  kirchlicher  Würden  hielten  diese  Gunst  höher  als 
das  Recht  des  Vaterlandes.  Die  den  Hof-  und  Regierungskreisen  ferner 
Stehenden  kannten  das  verborgene  Getriebe  der  Staatsverwaltung  nicht 
und  glaubten,  von  der  gütigen,  den  Ungarn  freundlich  gesinnten  Königin 
vermittels  der  gesetzlichen  eigenen  Behörden  regiert  zu  werden.  Erhob 
aber  dennoch  das  eine  oder  das  andere  Comitat  seine  Stimme  gegen 
gesetzwidrige  Verordnungen,  so  erhielt  es  von  der  Statthalterei  oder  Hof- 
kanzlei gewöhnlich  die  Antwort,  für  den  vorliegenden  Fall  gebe  es  kein 
ausdrückliches  Gesetz,  darum  sei  die  Verordnung  nicht  gesetzwidrig,  und 
müsse  befolgt  werden.  Während  also  xVlaria  Theresia  durch  eigenmäch- 
tige Maßregeln  und  Reformen  einerseits  unleugbar  die  Ordnung  im  Staate 
befestigte,  die  Gerechtigkeitspflege  verbesserte,  den  Druck  der  Hörigkeit 
erleichterte,  Cultur  und  Wohlstand  beförderte,  beeinträchtigte  sie  an- 
dererseits das  Recht  des  Volks,  sich  selbst  Gesetze  zu  geben  und  über 
die  eigenen  Angelegenheiten  zu  verfügen;  verflocht  sie  die  wichtigsten 
Zweige  der  ungarischen  Staatsverwaltung  mit  denen  der  erbländischen 
dermaßen,  daß  dieselben  ohne  heftige  Erschütterung  nicht  wieder  von- 
einander getrennt  werden  konnten;  ließ  sie  von  der  seit  Ferdinand  J. 
durch  Krönungseide,  Gesetze  und  Staatsverträge  garantirten  souveränen 
Selbständigkeit  des  Ungarischen  Reichs  nur  noch  einen  Schatten  mehr 
iif  dem  Papier  als  in  der  Wirklichkeit  übrig. 
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Ein  noch  größeres  Uebel  für  Ungarn  war  es,  daß  die  höhern  Volks- 
klassen unter  der  Regierung  Maria  Theresia's  sogar  ihrer  Nation  und 
dem  Vatei'lande  entfremdet  wurden.  Die  meisten  Könige  habsburger 
Stammes  stießen  den  ungarischen  Adel  durch  Kränkung  seiner  Rechte 
und  Zurücksetzung  von  sich  und  nöthigten  ihn,  sich  vom  Hofe  fern  zu 
halten.  Ungeachtet  der  freundlichem  Gesinnung  Karl's  III.  verharrte 
derselbe  dennoch  größtentheils  in  der  Zurückgezogenheit  von  dessen 
Hofe.  Jene  ausgenommen,  die  ein  Amt  oder  sonstige  Verhältnisse  zum 
Aufenthalt  in  Wien  nöthigten,  wohnten  selbst  die  vornehmsten  und  reich- 
sten Familien,  dem  Vaterlande  und  dessen  Sitten  getreu,  auf  ihren  heimat- 
lichen Landsitzen,  wo  sie  sich  mit  dem  Bewirthschaften  ihrer  Güter,  viele 
auch  mit  literarischen  Studien  beschäftigten,  unbeschränkte  Gasfreund- 
schaft bewiesen,  in  Zusammenkünften  die  Angelegenheiten  ihrer  Gespan- 
schaft und  des  ganzen  Landes  eifrig  besprachen  und  Genuß  in  ländlichen 
Vergnügungen  fanden.  Die  Versammlungen  und  Gerichtssitzungen  der 
Comitate,  die  Wahlen  der  Comitatsbeamten  und  Reichstagsdeputirten 
nebst  deren  Instruction  gaben  ihnen  die  willkommene  Gelegenheit,  ihre 
staatsbürgerlichen  Rechte  zu  üben  und  an  der  Gesetzgebung  theilzu- 
nehmen.  Wenn  die  Gebildetem  außer  der  lateinischen  Sprache,  die  jeder 
wissen  mußte,  weil  Gesetze  und  Urkunden  in  derselben  geschrieben  waren, 
auch  noch  anderer  Sprachen,  namentlich  der  deutschen,  mächtig  waren, 
so  wurde  doch  im  häuslichen  Kreis  und  in  Gesellschaften,  meistens  auch 
in  den  Coraitatsversammlungen  und  häufig  auch  im  Reichstage  ungarisch 
gesprochen.  Erst  unter  Maria  Theresia  wurde  dies  anders.  Die  Absicht, 
ihre  Völker  in  einen  Gesammtstaat  zu  vereinigen,  brachte  es  mit  sich, 
daß  sie  die  Eigenthümlichkeit  des  ungarischen  Nationalcharakters  ab- 
zuschwächen suchte,  damit  derselbe  dem  der  Deutschen  ähnlicher  werde. 
Sie  richtete  deshalb  dem  Herzog  Albert  und  ihrer  Tochter  Christine  einen 
glänzenden  Hof  in  Presburg  ein,  an  dem  der  ungarische  und  deutsche 
Adel  sich  begegnen  sollten;  sie  empfing  Magnaten,  angesehene  Adeliche 
und  deren  Frauen,  die  vor  ihr  erschienen,  huldvoll,  lud  sie  zu  Festlich- 
keiten und  verlieh  ihnen  Titel,  Ehren  und  Aemter,  die  sie  an  den  Hof  und 
an  Wien  fesselten;  und  da  Heirathstiften  ohnehin  ihre  Freude  war,  betrieb 
sie  eifrig  die  Vermählung  ungarischer  Herren  mit  deutschen  Frauen  und 
deutscher  Herren  mit  ungarischen  Erbinnen.  So  befreundete  sich  der  höhere 
ungarische  Adel  mit  seinen  deutschen  und  schon  deutsch  gewordenen  böh- 
mischen Standesgenossen,  mit  deren  Sitten  und  Lebensweise;  so  lernte  er 
an  Prunk  und  glänzenden  Festen,  Schauspielen  und  andern  Vergnügungen 
Gefallen  finden.  Den  so  Verwöhnten  ward  der  Aufenthalt  in  der  Heimat 
langweilig,  schien  die  väterliche  Sitte  derb  und  ungeschliffen;  sie  zogen 
in  die  Kaiserstadt,  wurden  Hofherren  und  -Damen  und  vertauschten  ihre 
Muttersprache  mit  der  französischen  und  der  durch  fremde  Wörter  und 
Redensarten  entstellten  damaligen  wienerisch -deutschen.  Das  Beispiel 
der  Vornehmen  fand  wie  gewöhnlich  Nachahmung,  besonders  in  den 
westlichen  Landestheilen;  alle,  die  gebildet  und  vornehm  sein  wollten, 
nahmen  die  fremde  Sitte,  Kleidung  und  Lebensweise  an  und  führten  in 
ihren  Kreisen  die  deutsche  Sprache  ein.  In  der  Oeffentlichkeit  aber  ward 
die  lateinische  immer  mehr  und  zuletzt  ausschließlich  gebräuchlich,  denn 
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es  kam  in  den  letzten  Zeiten  Maria  Theresia's  so  weit,  daß  hoiie  Staats- 
beamte, Obergespane  und  Präsidenten  der  königlichen  Gerichtstafeln 
ihrer  ungarischen  Muttersprache  nur  unvollkommen  oder  gar  nicht  mäch- 
tig waren,  und  daß  ihnen  zu  Liebe  bei  den  Dikasterien  und  in  den  Comi- 
taten  die  Verhandlungen  und  Geschäfte  lateinisch  geführt  werden  mußten. 
Selbst  aus  den  Schulen  und  der  Literatur  verschwand  die  ungarische 
Sprache  immer  mehr  und  kam  die  lateinische  in  Gebrauch.  Durch  solche 
Mittel  erreichte  Maria  Theresia  mehr,  als  ihre  Vorgänger  mit  roher  Ge- 
walt hatten  erzwingen  können,  und  sicherlich  mehr  als  sie  selbst  wollte, 
denn  es  konnte  unmöglich  ihre  Absicht  sein,  dem  Volke  seine  Sprache 
und  Nationalität  zu  nehmen,  auf  dessen  Fähigkeit,  sich  für  etwas  zu  be- 
geistern, sie  jederzeit  rechnete,  und  als  dessen  Schuldnerin  für  große 
Dienste  sie  sich  bekannte. 

Finanzen.  Ungarn  hatte  das  wichtige  Recht,  daß  dem  Volke  nur 
vom  Reichstag  Steuern  auferlegt  werden  dürfen,  gegen  alle  Angriffe, 
denen  dieses  ausgesetzt  gewesen,  glücklich  behauptet,  dadurch  sich  zugleich 
vor  der  Belastung  mit  Staatsschulden  gesichert,  und  der  Versuch,  ihm 
solche  aufzubürden,  der  1761  gemacht  wurde,  war  nicht  zur  Ausführung 
gekommen.  Es  befand  sich  daher  hinsichtlich  seiner  Finanzen  im  Ver- 
gleiche mit  den  deutschen  und  böhmischen  Provinzen,  die  wegen  der 
vielen,  zum  Theil  theuern,  von  deren  Regierung  während  der  Kriege  auf- 
genommenen Anleihen  dem  Staatsbankrotte  nahe  waren,  in  einer  sehr 
günstigen  Lage.  Sein  Einkommen  belief  sich  in  den  letzten  Jahren  Maria 
Theresia's  auf  20  Millionen  Gulden;  es  ertrugen  nämlich:  die  directen 
Steuern  Ungarns  und  Kroatiens  4,395250,  die  Krön-  und  Fiscalgüter 
4—5,000000,  das  Salz  3,000000,  die  Bergwerke  5,000000,  die  Grenz- 
zölle aus  Ursachen,  die  später  angegeben  werden  sollen,  nur  1,000000. 
Siebenbürgen  lieferte  zu  der  obigen  Summe  1,500000.  Da  die  Gespan- 
schaften und  Städte  die  Kosten  ihrer  Verwaltung,  ihrer  Gerichte,  öffent- 
lichen Arbeiten  und  selbst  die  Erhebung  der  Staatssteuern  aus  eigenen 
Mitteln  bestritten,  und  die  meisten  öffentlichen  Anstalten  ihre  Funda- 
tionen hatten  oder  durch  Beiträge  erhalten  wurden,  hatte  der  Staat  außer 
den  Ausgaben  für  die  Armee,  die  Statthalterei,  Hofkanzlei,  Hofkammern 
und  die  obersten  Gerichte  wenig  andere  zu  tragen,  und  überstiegen  die 
Einkünfte  die  Ausgaben  desselben.  Der  Ueberschuß  wurde  zu  andern 
Zwecken,  aber  bei  dem  Einflüsse,  den  sich  die  wiener  Hofkammer  auf 
die  Angelegenheiten  Ungarns  anmaßte,  nicht  immer  zu  dessen  Bestem 
verwendet. 

Das  Heer.  Als  1715  die  Errichtung  eines  stehenden  ungarischen 
Soldatenheeres  beschlossen,  und  zu  dessen  Unterhalt  anstatt  der  von  Zeit 
zu  Zeit  bewilligten  Kriegssteuer  eine  immerwährende  eingeführt  wurde, 
behielt  sich  der  Reichstag  blos  das  Recht  vor,  die  Höhe  der  letztern  zu 
bestimmen,  versäumte  es  aber,  Vorkehrungen  zu  treffen,  daß  dieses  Heer 
ein  nationales  sei  und  unter  einer  ungarischen  Kriegsbehörde  stehe.  Seine 
Errichtung  und  Ergänzung  durch  Werbung,  seine  Organisation  und  Stel- 
lung unter  eine  Oberleitung  blieben  der  Willkür  des  Königs  überlassen, 
und  Karl  IH.  untergab  es  dem  Oberhofkriegsrathe  der  deutschen  und 
bohmisclien  Provinzen.    Die  Kriegsmacht  des  selbständigen  ungarischen 
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Reichs  ward  also  unter  eine  fremde  Behörde  gestellt  und  zu  einem  Theile 
des  österreichischen  Heers  gemacht.  Als  Maria  Theresia  in  ihrer  Be- 
drängniß  bei  den  Ungarn  Hülfe  suchte,  bot  sich  wol  die  Gelegenheit  dar, 
das  1715  Versäumte  nachzuholen,  auch  gab  es  solche,  die  dazu  riethen; 
die  Stände  hielten  es  jedoch  für  unwürdig,  die  Noth  der  Königin  zu  be- 
nutzen, um  ihr  Zugeständnisse  abzupressen,  und  begnügten  sich  damit, 
daß  den  21000  Mann,  die  sie  stellten,  ungarische  Offiziere,  zum  Theil 
auch  Generale  vorgesetzt  wurden.  Das  hatte  sehr  nachtheilige  Folgen; 
1748  wurde  die  ungarische  Armee  auf  dieselbe  Weise  wie  die  der  Erb- 
lande organisirt,  denselben  Gesetzen  unterworfen,  auch  bei  ihr  die  deut- 
sche Sprache  eingeführt  und  sie  mit  dem  österreichischen  Heere  so  ver- 
schmolzen, daß  eine  Trennung  von  demselben  kaum  noch  möglich  blieb. 
Die  Armee  bestand  auf  dem  Friedensfuß  aus  9  Infanterie-  und  12  Hu- 
sarenregimentern, die  erstem  zu  2408  Mann,  die  andern  zu  500  Mann 
und  600  Pferden.  Dem  Oberhofkriegsrath  untergeordnet ,  standen  der- 
selben zwei  Armeecommando  vor,  das  ungarische,  welches  in  Ofen,  und 
das  Siebenbürger,  welches  in  Weißenburg  (seit  unlängst  Karlsburg  ge- 
nannt) seinen  Sitz  hatte.  Das  erstere  traf  gemeinschaftlich  mit  einer  Ab- 
theilung der  Statthalterei,  das  andere  desGuberniums  über  dieVertheilung, 
Einquartierung  und  Verpflegung  sowol  der  einheimischen  wie  der  frem- 
den in  beiden  Ländern  liegenden  Truppen  Anordnungen. 

Die  Veränderungen,  welche  das  Gebiet  der  Militärgrenze  durch  die 
Versetzung  der  Militärorte  einiger  Gespanschaften  in  den  Civilstand  und 
die  Einverleibung  des  Temeser  Banats  in  den  Reichskörper  erfuhr,  sind 
schon  erwähnt  worden,  daher  haben  wir  nur  noch  die  Ausdehnung  und 
Organisation,  welche  die  Militärgrenze  unter  Maria  Theresia  erhielt,  und 
den  Zustand  ihrer  Bevölkerung  zu  betrachten.  Die  Militärgrenze  stand 
in  jeder  Hinsicht  unter  dem  Oberhofkriegsrath,  mithin  unter  militärischer 
Verwaltung.  Sie  wurde  in  Generalate  getheilt,  deren  jedes  mehrere  Re- 
gimenter umfaßte.  Zum  Karlstädter  Generalate  gehörten:  das  likkner, 
otochazer,  oguliner  und  sluiner  Infanterie-  und  ein  Husarenregiment;  zum 
Warasdiner  Generalate:  zwei  Infanterie-  und  ein  Husarenregiment,  zu 
denen  der  Marschall  und  Ban,  Karl  Batthyäny,  noch  zwei  Infanterie- 
regimenter und  das  derBanat-Husaren  hinzufügte.  Im  Jahre  1750  wurden 
im^Peterwardeiner  Generalate  das  broder,  gradiskuer  und  peterwardeiner 
Infanterieregiment,  ein  Husarenregiment  und  ein  Cschaikistenbataillon 
(zum  Dienste  auf  der  Donauflotille),  17G2  in  Siebenbürgen  zwei  szekler 
und  zwei  walachische  Regimenter,  ein  szekler  Husaren-  und  ein  wala- 
chisches  Dragonerregiment,  endlich  1767  im  Temeser  Banat  ein  deut- 
sches und  ein  illyrisches  Infanterieregiment  errichtet.  Hierdurch  erhielt 
die  Grenzmiliz  die  Stärke  von  17  Infanterie-,  6  Cavalerieregimentern 
und  einem  Cschaikistenbataillon.  Die  Familien  der  Grenzer  hatten  un- 
getheilten  gemeinschaftlichen  Haus-  und  Grundbesitz;  in  Friedenszeit 
that  nur  ein  Theil  der  dienstfähigen  Mannschaft  wirkliche  Dienste,  die 
übrigen  lebten  in  ihren  Familien  und  trieben  Landbau;  in  Kriegszeit  wur- 
den die  erstem  nach  Bedürfniß  aufgeboten.  Die  zum  Dienst  Tauglichen 
und  Einberufenen  wurden,  solange  sie  in  der  Heimat  standen,  von  ihren 
Familien    unterhalten,   die   deshalb  Steuerfreiheit   genossen;   alle   ohne 
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Unterschied  standen  unter  der  Gerichtsbarkeit  ihrer  Offiziere  sowol  hin- 
sichtlich ihrer  Person  wie  ihres  Vermögens.  Die  warasdiuer  und  kreuzer 
Grenzer,  die  sich  schon  im  Erbfolgekrieg  weit  widerspenstiger  als  die 
übrigen  benommen  hatten,  lehnten  sich  1755  auf,  theils  weil  man  ihnen  1755 
Steuern  auferlegte,  theils  wegen  der  unmenschlichen  Behandlung,  die  sie 
von  ihren  Oflizieren  erfuhren,  deren  mehrere  sie  deshalb  mordeten.  Wäh- 
rend die  Menge  tobte,  ließen  die  Klügern  der  Kaiserin  durch  Abgeord- 
nete eine  Bittschrift  einreichen,  daß  man  die  Grenzer  entweder  von  der 
Steuer  oder  vom  Militärdienste  befreien  möge.  Aber  goch  bevor  eine 
Antwort  herablangte,  schlössen  sich  dem  Aufrühre  der  Grenzer  auch 
Tausende  der  von  ihren  Grundherren  geplagten  Bauern  jener  Ortschaften 
in  der  Grenze  an,  die  sich  im  Besitze  von  Privatleuten  befanden  und 
nicht  zum  Militär  gehörten;  das  wüthende  Volk  konnte  nur  durch  regu- 
läre Truppen  zur  Unterwerfung  gebracht  werden.  Der  Aufstand  der 
Bauern  bewog  die  Regierung,  die  slawonischen  Gespanschaften,  in  denen 
große  Unordnung  und  viele  Misbräuche  herrschten,  1756  nach  Art  der 
ungarischen  zu  organisiren.  Bei  den  Grenzregimentern  wurde  die  bei 
dem  regulären  Militär  übliche  Disciplin  zugleich  mit  deutschem  Commando 
und  deutscher  Geschäftsführung  eingeführt,  und  anstatt  ihrer  rothen 
Mäntel  und  Mützen  und  der  Sandalen  erhielten  sie  die  Montur  der  un- 
garischen Soldaten. 


II.   Landwirthsehaft,  Industrie  und  Handel. 

Maria  Theresia  hatte  unstreitig  den  besten  Willen,  den  Wohlstand 
Ungarns  zu  heben,  war  aber  gleich  ihren  Vorgängern  in  dem  Irrthume 
befangen,  daß  jene  ihrer  Länder,  die  mehr  Steuern  zahlen,  bevorzugt 
werden  müßten.  Unter  dem,  was  sie  zum  Wohl  Ungarns  that,  muß  vor 
allem  das  Urbarium  erwähnt  werden,  wodurch  sie  die  große  Masse  des 
Volks  in  einen  bessern  Zustand  versetzte,  deren  Person  und  Besitzthum 
unter  den  Schutz  eines  Gesetzes  stellte  und  ihr  Muth,  thätig  zu  sein  und 
zu  erwerben,  einflößte.  Weit  glücklicher  als  die  Urbarialbauern  waren 
die  Bewohner  jener  Ortschaften,  welche  sie  gleich  ihrem  Vater  auf  ent- 
völkerten Krön-  und  Kameralherrschaften  und,  ihrem  Beispiele  folgend, 
die  Besitzer  größerer  Ländereien  häufig  gründeten.  Mit  diesen  aus  dem 
In-  und  Auslande  berufenen  Colonisten  schlössen  die  Kammer  und  Grund- 
herren Verträge,  vermöge  welcher  sie  ihnen  Grundstücke  meistens  mit 
vollem  Eigenthumsrechte  gegen  gewisse  Leistungen,  oft  nur  gegen  eine 
jährliche  Abgabe  in  Geld  überließen.  So  entstanden  dort,  wo  früher  nur 
Heerden  geweidet  hatten,  wohlhabende  Ortschaften. 

Auf  Anordnung  und  Zuthun  der  Königin  wurde  bei  Taksony  in  der 
Gespanschaft  Ileves-Szolnok,  wo  die  Gewässer  der  angeschwollenen 
Theiß  austraten  und  in  breitem  Strome  südwärts  fließend  sich  mit  denen 
der  Koros  vereinigten,  von  der  gesammten  Bevölkerung  der  der  Ueber- 
flutung  ausgesetzten  Landstrecke  ein  Damm  errichtet.  Durch  einen  an- 
dern großartigen  Damm  wurde  Eszek  und  dessen  Umgegend  vor  den 
Ueborschwemmungen  der  Drau  geschützt.    Die  Regulirung  der  Särvisz, 
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welche  aus  dem  Plattensee  abfließt,  legte  die  Sümpfe,  die,  von  ihr  ge- 
bildet, durch  die  Gespanschaften  Veszprem,  Stuhlweißenburg  und  Tolna 
sich  hinzogen,  und  eine  gleichartige  Regulirung  der  Kraszna  das  von  ihr 
«enährte  Ecseder  Moor  in  der  Gespanschaft  Szatmär  fast  ganz  trocken. 
Graf  Kärolyi  besaß  Güter  am  letztern  Flusse,  leitete  deshalb  dessen  Ka- 
nalisirung  und  trug  zu  derselben  30000  Gulden  bei.  Diese  und  andere 
ähnliche  Werke  reinigten  die  Luft  von  Miasmen  und  verwandelten  die 
sie  aushauchenden  Sümpfe  in  das  fruchtbarste  Acker-,  Wiesen-  und 
Weideland. 

Das  alles  kam  der  Landwirthschaft  zugute,  die  auch  sonst  von  Maria 
Theresia,  um  den  Wohlstand  und  die  Steuerkraft  der  Bevölkerung  zu  er- 
höhen, befördert  und  durch  Vereine  verbessert  wurde.  Da  es  aber  den 
Getreidearten  und  den  meisten  andern  Früchten  des  Ackers,  mit  Aus- 
nahme des  Tabacks,  der  für  die  Regie  der  Erblande  hauptsächlich  aus 
Ungarn  bezogen  wurde,  an  Absatz  fehlte,  trieben  die  südlichen  dünn  be- 
völkerten Landestheile  weit  mehr  Viehzucht  als  Ackerbau.  Die  Heerden 
von  Schafen,  halbwilden  Rindern  und  Pferden  waren  der  Reichlhum  des 
dortigen  an  Geld  armen  Landwirths.  Für  die  Verbesserung  der  Schaf- 
zucht war  die  Aufstellung  einer  Heerde  sächsischer  Merinos  auf  der 
königlichen  Familienherrschaft  Holics,  die  1775  stattfand,  äußerst  wich- 
tig; von  ihr  ging  zumeist  das  veredelte  Schaf  aus,  welches  sich  bald  über 
Ungarn  verbreitete.  Dagegen  hatten  die  Versuche,  die  Seidenzucht  ein- 
zuführen, wenig  Erfolg,  obgleich  das  Klima  der  südlichem  Landestheile 
für  dieselbe  nicht  ungeeignet  ist.  Der  Bergbau  und  die  Forstwirthschaft 
wurden  durch  Verordnungen,  zweckmäßigere  Organisation  der  Aemter 
und  besonders  durch  die  Gründung  der  schemnitzer  Berg-  und  Forst- 
akademie gehoben. 

Die  Industrie  machte  Fortschritte,  die  freilich  nicht  so  groß  waren, 
als  sie  bei  dem  Reichthume  des  Landes  an  verarbeitbaren  Stoffen  hätten 
sein  können.  Die  Zahl  der  Handwerker  vermehrte  sich  in  den  Städten; 
in  manchen  Gewerbszweigen,  wie  in  der  Zubereitung  des  Leders,  der 
Seife  und  mehrerer  andern  Dinge,  wurde  Vortreffliches  geliefert;  Zeuge 
aus  Flachs,  Baumwolle  und  Wolle  wurden  gewebt,  blieben  jedoch  haupt- 
sächlich auf  die  häusliche  Industrie  beschränkt;  auch  fehlte  es  nicht  an 
Meistern,  die  aus  Silber  und  Gold  künstliche  und  geschmackvolle  Ar- 
beiten verfertigten.  Wo  sich  das  erforderliche  Material  vorfand,  ent- 
standen Eisenwerke  und  Glashütten,  deren  Erzeugnisse  sich  vervoll- 
kommneten; an  andern  Orten  wurde  Pottasche  gebrannt  und  Soda  be- 
reitet. Aber  zu  einer  großartigen  Entwickelung  der  Industrie  kam  es 
nicht,  weil  in  den  meisten  Landestheilen  selbst  zum  Betriebe  der  Land- 
wirthschaft nicht  genug  Hände  da  waren,  das  Volk  weder  Neigung  noch 
die  erforderliche  Kenntniß  zur  Gewerbsthätigkeit  besaß,  auch  das  Ka- 
pital zur  Anlage  größerer  Werkstätten  fehlte,  und  der  Gebrauch  ein- 
heimischer Erzeugnisse  eher  ab-  als  zunahm.  Denn  die  reichen  Magnaten 
lebten  meistentheils  in  Wien  und  verzehrten  dort  in  verschwenderischem 
Aufwände  die  Einkünfte  von  ihren  ungarischen  Gütern;  sie  verachteten 
die  Producte  und  Waaren  ihrer  Heimat  und  kaum  weniger  auch  die 
österreichischen,  ihrer  Prunksucht  konnten  nur  ausländische,  besonders 
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französische  genügen.  Und  selbst  in  Ungarn  zogen  Vornehmere  und 
Reichere  das  Fremde  dem  Einheimischen  schon  darum  vor,  weil  es 
Mode  war. 

Den  meisten  und  größten  Schaden  erlitt  jedoch  Ungarn  durch  das 
österreichische  Zollsystem,  welches  darauf  berechnet  war,  seinen  Han- 
del, ohne  den  nirgends  Ackerbau  und  Industrie  blühen  können,  zum  Vor- 
theile  der  Erblande  zu  erdrücken.  Dasselbe,  fast  gleichzeitig  mit  der 
Erhebung  des  Hauses  Oesterreich  auf  den  ungarischen  Thron  eingeführt, 
bestand  unter  Maria  Theresia  nicht  blos  fort,  sondern  erhielt  von  dem 
Commerzienrathe,  den  sie  1746  einsetzte,  eine  Einrichtung,  durch  die  1746 
Ungarn  noch  mehr  zu  Gunsten  der  österreichisch -böhmischen  Länder 
ausgebeutet  und  sein  Verkehr  mit  den  meisten  andern  Staaten  beinahe 
vernichtet  wurde.  Das  war  um  so  leichter  zu  bewerkstelligen,  weil  Un- 
garn, das  unmittelbar  angrenzende  Polen  ausgenommen,  von  österreichi- 
schen Provinzen  und  vom  Banat  und  der  Militärgrenze,  welch  letztere 
auch  zum  österreichischen  Zollgebiete  gehörten,  eingeschlossen,  nur  über 
diese  und  jene  mit  dem  Auslande  verkehren  konnte.  Wein  und  Getreide 
gehörten  zu  den  Producten  von  ausgezeichneter  Güte,  welche  es  in  Menge 
an  das  Ausland  hätte  abgeben  können;  weil  aber  die  österreichisch-böhmi- 
schen Provinzen  davon  auch  mehr,  als  für  das  eigene  Bedürfniß  hinreichte, 
und  dabei  Schlechteres,  erzeugten,  und  vor  Concurrenz  geschützt  werden 
sollten,  so  wurde  in  gewöhnlichen  Zeiten  von  beiden  bei  der  Einfuhr  in 
dieselben  ein  Zoll,  der  einem  Verbote  gleichkam,  und  wenn  sie  ins  Aus- 
land verführt  wurden,  ein  Durchgangszoll  erhoben,  der  die  Ausfuhr  des 
Weins  erschwerte,  die  des  Getreides  fast  unmöglich  machte.  Damit  die 
Erblande  reichliches  und  wohlfeiles  Fleisch  hätten,  durfte  das  aus  Un- 
garn nach  Deutschland  und  Italien  gehende  Vieh  nur  auf  weiten  Um- 
wegen hingetrieben  und  erst,  nachdem  es  an  angewiesenen  Plätzen  feil 
gestanden,  gegen  Erlegung  eines  übermäßigen  Zolles  über  die  Grenze 
gebracht  werden.  Die  Ausfuhr  nach  andern  Ländern  solcher  ungarischen 
Producte,  deren  die  österreichisch -böhmischen  Industriellen  bedurften, 
wie  Häute,  Unschlitt,  Wolle,  Hanfund  dergleichen,  war  entweder  gar 
nicht  oder  nur  über  einige  Zollstätten  und  bei  übermäßiger  Verzollung 
gestattet.  Daß  bei  dieser  engherzigen  Handelspolitik  die  Einfuhr  der 
Erzeugnisse  ungarischer  Gewerbe  nach  den  österreichischen  Provinzen 
in  jeder  Weise  erschwert,  dagegen  die  Einfuhr  dort  verfertigter  Waaren 
nach  Ungarn  erleichtert  wurde,  ist  selbstverständlich.  Von  Colonial- 
waaren  und  nicht  in  Oesterreich  erzeugten  Fabrikaten  wurden,  wenn 
sie  von  da  nach  Ungarn  gingen.  Durch-  und  Ausfuhrzr)lle  erhoben;  die 
Einfuhr  solcher  Fabrikate  aber,  die  Oesterreich  in  hinreichender  Menge 
erzeugte,  war  entweder  ganz  untersagt  oder  einem  Zolle  unterworfen, 
der  bei  manchen  mehr  als  die  Hälfte  ihres  Werthes  betrug.  Damit 
aber  den  österreichischen  Provinzen  auch  der  Gewinn  des  Zwischen- 
handels zufalle,  war  der  Commerzienrath  darauf  bedacht,  zu  ver- 
hindern, daß  die  ungarischen  Kaufleute  Waaren  des  Auslandes  direct 
von  da  bezögen,  und  verordnete:  über  Oesterreich  bezogene  ausländische 
Waaren  erhalten  beim  Ausgang  nach  Ungarn  an  hierzu  angewiesenen 
Zollstätten  (Rückzahlungsplätzen)  fünf  Procent  von  dem  beim  Eingang 
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gezahlten  Zolle  zurück.  Ungarn,  gehindert,  seine  Producte  ins  Ausland 
auszuführen,  und  dadurch  seiner  besten  Absatzplätze  verlustig  geworden, 
war  also  genöthigt,  dieselben  an  Oesterreich  um  Preise  zu  verkaufen,  die 
kaum  die  Fracht  und  die  Zölle  bezahlten;  dagegen  mußte  es  sich  mit  den 
zum  Theil  noch  unvollkommenen,  oft  schleuderisch  verfertigten  Erzeug- 
nissen der  österreichischen  Industrie  begnügen,  oder  durch  den  Verbrauch 
ausländischer,  durch  hohe  Zölle  ungemein  vertheuerter  Waaren,  die 
Staatseinkünfte  der  Erblande  vermehren.  Das  war  jedoch  noch  nicht 
der  ganze  Schade,  welchen  ihm  das  österreichische  Zollsystem  zufügte. 
Das  Ausland  erwiderte  die  Verbote  und  Verzollung  seiner  Erzeugnisse 
mit  gleichen  Maßregeln.  Die  österreichische  Industrie  erlitt  dadurch 
wenig  Abbruch  an  ihrem  Absätze,  denn  die  meisten  ihrer  Erzeugnisse 
konnten  wegen  ihrer  geringern  Beschaffenheit  mit  den  ausländischen 
ohnehin  nicht  concurriren  und  hatten  in  Ungarn  einen  sichern  Markt. 
Aber  desto  größer  war  der  Nachtheil,  der  diesem  daraus  erwuchs,  jedoch 
erst  nach  der  Theilung  Polens  recht  fühlbar  wurde.  Bis  zu  derselben 
hatte  Ungarn  dahin  und  nach  Preußen  seine  Producte  und  Waaren,  vor 
allem  aber  seine  Weine  abgesetzt,  nach  derselben  aber  legten  Preußen 
und  Rußland  so  hohe  Zölle  auf  ungarische  Weine,  daß  in  dem  Gebiete 
beider  der  Verbrauch  derselben  mehr  und  mehr  ab-  und  der  der  französi- 
schen zunahm. 

Dieses  österreichische  Schutzzollsystem  mußte  bei  den  Ungarn  nicht 
nur  das  schmerzliche  Gefühl  wecken,  daß  ihre  Königin  sie  stiefmütter- 
lich behandle  und  ihr  Wohl  dem  Vortheile  der  Erblande  opfere,  son- 
dern auch  nothwendig  die  Verarmung  des  Landes  herbeiführen.  Daher 
wurden  die  Beschwerden  darüber  immer  bitterer  und  die  Bitten  um  Ab- 
hülfe dringender.  Die  Reichstage,  und  später,  als  diese  nicht  einberufen 
wurden,  die  Gespanschaften,  Städte  und  deren  Handelscorporationen 
schilderten  in  Zuschriften  an  die  Königin  die  Ungerechtigkeit  und  das 
Verderbliche  dieses  Zollsystems,  welches  bewirke,  daß  das  von  Gott  mit 
Gaben  aller  Art  reichlich  gesegnete  Ungarn  mit  jedem  Tag  mehr  ver- 
arme, weil  sein  Handel  nach  dem  Auslande  vernichtet  sei,  und  daher 
seine  Producte  entweder  daheim  dem  Verderben  überlassen  oder  nach 
Oesterreich  zu  Preisen,  die  kaum  die  Kosten  der  Erzeugung,  die  Fracht 
und  die  Zölle  decken,  verführt  werden  müssen.  Maria  Theresia  erkannte 
die  Wahrheit  dieser  Beschwerden  an,  versprach  Aenderung  der  Zölle 
und  eine  Freigebung  des  Handels  mit  dem  Auslande,  bei  der  nur  die 
Einfuhr  unnützer  Dinge  nicht  gestattet  sein  solle,  damit  nicht  zu  viel 
Geld  aus  dem  Lande  gehe;  aber  was  sie  versprach,  kam  nicht  zur  Aus- 
führung, denn  ihre  Minister  bestanden  darauf,  daß  Ungarn,  das  zu  wenig 
zu  den  Bedürfnissen  der  Monarchie  beitrage,  auf  solche  Art  besteuert, 
und  den  hochbesteuerten  Erblanden  Entschädigung  verschafft  werden 
müsse.  Erst  nachdem  es  Kaiser  Joseph  gelungen  war,  seine  Mutter 
davon  zu  überzeugen ,  daß  die  Verordnungen  des  Commerzienraths 
das  Gegentheil  von  dem,  was  beabsichtigt  werde,  bewirken,  und  die 
naturgemäße  und  kräftige  Entwickelung  der  Industrie  und  des  Handels 
henuneii,  hob  sie  1775  den  Commerzienrath  auf  und  übertrug  dessen 
Geschäfte  der  Ministerial- Bankdeputation  und  der  wiener  Hofkammer. 
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Gleichzeitig  brachten  die  ungarische  Statthalterei  und  Hofkammer,  be- 
sonders der  Präsident  der  letztern,  Majläth,  so  überzeugende  Beweise 
von  der  Notbwendigkeit  einer  Umgestaltung  des  österreichischen  Zoll- 
systems vor,  wenn  Ungarn  nicht  noch  mehr  zu  Grunde  gerichtet  werden 
solle,  daß  Maria  Theresia  der  Bankdeputation  befahl,  mit  Zuziehung 
der  genannten  ungarischen  Behörden  eine  neue  Zollordnung  zu  entwerfen, 
in  welcher  das  Wohl  Ungarns  berücksichtigt  werde.  Die  Bankdeputation 
zögerte  erst  lange,  die  ungarischen  Behörden  um  ihre  Vorschläge  zu  be- 
fragen, theilte  dann  dieselben,  als  sie  angelangt  waren,  den  österreichi- 
schen Landesbehörden  zur  Begutachtung  mit,  und  diese  fanden  sie  un- 
annehmbar. Hiermit  hatte  die  Sache  ein  Ende;  das  alte  Zollsystem  blieb 
der  Hauptsache  nach  fast  noch  ein  volles  Jahrhundert  bestehen. 


ni.  Die  Kirchen. 

Die  römisch-katholische  Kirche.  Maria  Theresia  war  fest 
überzeugt,  daß  die  römisch-katholische  Kirche  die  allein  wahre  und 
seligmachende  sei,  trug  daher  für  deren  Anstalten  und  Ausbreitung  die 
eifrigste  Sorge,  und  strebte,  sie  auch  zu  der  allein  herrschenden  in  ihren 
Staaten  zu  machen.  Aber  der  aller  Hierarchie  abgeneigte  Geist  der  Zeit 
äußerte  auch  auf  sie  seinen  Einfluß,  besonders  als  er  durch  den  Mund 
ihrer  aufgeklärten  Räthe,  Kaunilz  und  van  Swieten,  und  ihres  Sohnes 
Joseph  zu  ihr  sprach,  und  bewirkte,  daß  sie  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten nicht  blos  die  ausgedehnten  Patronatsrechte  der  ungarischen  Kö- 
nige in  ihrem  vollen  Umfange  ausübte,  sondern  auch  eigenmächtig  ver- 
fuhr. Schon  1754  beschränkte  sie  in  allen  ihren  Staaten  die  Menge  der  1754 
Feiertage,  welche  das  Volk  von  der  Arbeit  abhielten,  zu  Ausschweifungen 
verleiteten,  zu  dessen  Verarmung  und  Entsittlichung  beitrugen.  Um,  mit 
einer  gewissen  kirchlichen  Autorität  versehen,  desto  freier  handeln  zu 
können,  nahm  sie  1758  den  von  Sylvester  II.  dem  König  Stephan  I.  ver-  1758 
liehenen,  mit  der  Zeit  außer  Gebrauch  gekommenen  Titel:  „Apostolischer 
König"  mit  Bewilligung  des  Papstes  für  sich  und  ihre  Nachfolger  wieder 
an.  Während  des  Erbfolgekriegs  hatte  sie  noch  gleich  ihren  Vorgängern 
die  Einwilligung  des  Papstes  zur  Erhebung  einer  Abgabe  vom  Klerus 
nachgesucht,  später  legte  sie  demselben  Beisteuern  zu  den  Bedürfnissen 
des  Staats  auf,  ohne  den  Papst  deshalb  zu  befragen;  hatte  jedoch  nichts 
dagegen,  wenn  dieser,  wie  er  zur  Zeit  des  Siebenjährigen  Kriegs  that, 
nachträglich  seine  Einwilligung  in  einem  Breve  aussprach.  So  ordnete 
sie  auch  an,  daß  die  königliche  Kammer  von  jedem,  der  zum  Bischof  oder 
zu  sonst  einer  höhern  kirchlichen  Würde  ernannt  worden,  eine  den  Ein- 
künften der  Pfründe  entsprechende  Taxe  erhebe,  die  theils  zum  Pfarr- 
dotirungs-,  theils  zum  Festungsbaufonde  geschlagen  wurde.  Bis  auf  Maria 
Theresia  hatten  die  Könige  die  Bischöfe,  diese  die  Domherren  ihrer  Ka- 
pitel ernannt;  sie  dehnte  das  königliche  Recht  der  Ernennung  auch  aui 
die  letztern  aus  und  ließ  den  Bischöfen  blos  die  Befugniß  des  Vorschlags, 
an  den  jedoch  der  König  nicht  gebunden  wurde.  In  den  letzten  zehn 
Jahren  ihrer  Regierung  übte  die  Königin  das  Patronatsrecht  über  die 
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katholische  Kirche  vornehmlich  mit  Zustimmung  des  Papstes  durch  Ver- 
einigung und  engere  Begrenzung  alter  und  Stiftung  neuer  Bisthümer  aus. 
Sie  vereinigte  die  gleichzeitig  erledigten  Bisthümer  von  Bosnien  und  Syr- 
mien  und  dotirte  das  vereinigte,  gewöhnlich  von  Diakovär  genannte, 
reichlich.  Das  graner  Erzbisthum  ließ  sie  nach  dem  1763  erfolgten  Tode 
des  Primas,  Franz  Barköczy,  zehn  Jahre  lang  unbesetzt,  während  wel- 
cher der  Staat  die  Einkünfte  bezog,  trennte  von  dessen  allzu  ausgedehn- 
ter Diöcese  drei  neue  Bisthümer,  das  zipser,  rosenauer  und  sohler,  ab  und 

1776  ernannte  erst  1776  Joseph  Batthyäny  zum  Primas.  Ein  Jahr  später  bil- 
dete die  Königin  aus  Theilen  der  Diöcesen  der  Bisthümer  von  Veszprem 
und  Raab  die  Bisthümer  von  Stuhlweißenburg  und  Steinamanger.  Das 
Wichtigste  aber,  das  unter  Maria  Theresia  zur  Beschränkung  der  päpst- 
lichen und  Erweiterung  der  königlichen  Macht  in  kirchlichen  Angelegen- 
heiten geschah,  war  die  Einführung  des  königlichen  Placeturas,  wodurch 
die  Veröffentlichung  und  Vollziehung  päpstlicher  Bullen  und  Breven  von 
der  Billigung   und  Erlaubniß   des  Monarchen   abhängig  gemacht  wird. 

1776  Von  Kaiser  Joseph  1776  mit  Zustimmung  seiner  Mutter  zunächst  für 
die  deutschen  Länder  verordnet,  erhielt  es  bald  auch  in  Ungarn  gesetz- 
liche Geltung.  Schon  1771  war  dem  Klerus  verboten  worden,  mit  dem 
römischen  Stuhl  anders  als  im  Wege  des  auswärtigen  Ministeriums  zu 
verkehren. 

Maria  Theresia  war  den  Mönchsorden,  deren  meiste  in  ihren  Staaten 
eine  Menge  von  Klöstern  und  Mitgliedern  hatten ,  weniger  gewogen  als 
ihre  Vorfahren.  Sie  sah  ein,  daß  die  begüterten  ihre  übergroßen  Reich- 
thümer  auf  Wohlleben  und  Prunk  verwendeten,  ohne  weder  dem  Staate 
noch  der  Kirche  zu  nutzen,  die  auf  Kosten  des  Volks  lebenden  Bettel- 
mönche hingegen  dasselbe  weniger  belehren  als  dessen  Aberglauben 
nähren;  sie  sprach  daher  oft  mit  Unwillen  über  die  in  den  Klöstern 
herrschenden  Misbräuche  und  Unsitten. ^  Aber  ihre  Frömmigkeit,  die 
sich  in  Andachtsübungen  äußerte,  hielt  sie  von  Reformen  des  Mönch- 
thums  ab.  Da  jedoch  die  Menge  der  Bettelmönche  zu  sehr  angewachsen 
war  (in  Ungarn  gab  es  deren  3578),  verordnete  sie  wenigstens,  daß  deren 
Zahl  nur  mit  Erlaubniß  der  Regierung  vermehrt  werden  dürfe.  Ueber 
alle  Orden  ragte  die  Gesellschaft  Jesu  noch  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts hinaus.  Die  Zahl  ihrer  Mitglieder  belief  sich  damals  in  Europa 
und  den  andern  Welttheilen  auf  22000,  außer  diesen  hatte  sie  noch  eine 
Menge  von  Affdiirten  unter  allen  Ständen  der  bürgerlichen  Gesellschaft; 
in  Ungarn  allein  besaß  sie  18  Collegien,  19  Residenzen  und  11  Missions- 
häuser. Von  diesem  Gipfel  der  Macht  sank  sie  unerwartet  hinab.  Ihre 
laxe  casuistische  Moral,  der  Grundsatz,  daß  der  Zweck  das  Mittel  heilige, 
die  Seichtigkeit  des  Unterrichts,  die  Erziehung  der  Jugend  zu  ihren  Werk- 
zeugen, das  Einmischen  in  alle  Angelegenheiten  der  Familie  und  des 
Staats,  das  Anstiften  von  Glaubensstreiten  und  Religionsverfolgungen 
und  schmuzige  Handelsgeschäfte  hatten  sie  allen  aufgeklärten  und  recht- 
lich denkenden  Zeitgenossen  verhaßt  gemacht.    Die  Regierungen  fürch- 

'  Dergleichen  Aeußeriingen  linden  sich  in  den  schon  angeführten  eigen- 
händigen  Aufzeichnungen  Maria  Theresia's.     Bei   Arneth,  Bd.  V. 
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teten  die  Macht,  welche  dem  Orden  sein  fester  innerer  Zusammenhang, 
seine  Herrschaft  über  die  Seelen  der  Menschen,  seine  beharrliche  Rich- 
tung nach  Einem  Ziele  und  sein  großer  Reichthum  verliehen,  um  so  mehr, 
nachdem  sie  schon  erfahren  hatten,  mit  welchem  Erfolg  er  sich  auf  ge- 
heimen und  offenen  Wegen  misliebigen  Anordnungen  zu  widersetzen  und 
seine  Absichten  zu  erreichen  vermöge.  Daher  wurde  der  Orden  von 
1759 — 68  in  Portugal,  Frankreich,  Spanien,  Neapel,  Parma  und  selbst  n59 
auf  Malta  vom  Großmeister  abgeschafft  und  vom  Papste  auch  die  ganz-  "° 
liehe  Aufhebung  desselben  gefordert.  Kaiser  Joseph  und  Kaunitz  wünsch- 
ten, daß  die  Gesellschaft  Jesu  auch  in  Oesterreich  aufgelöst  werde,  und 
halfen  dessen  Aufhebung  betreiben.'  Joseph,  der  1769  in  Rom  anwesend 
war,  als  die  Cardinäle  zur  Wahl  eines  Papstes  in  das  Conclave  gegangen 
waren,  besuchte  sogar  selbst  dasselbe,  um  die  Wahl  des  Cardinais  Gan- 
ganelli,  von  dem  man  die  Aufhebung  der  Jesuiten  erwartete,  zu  bewirken.^ 
Aber  Maria  Theresia  konnte  sich  nicht  entschließen,  den  Orden,  der  sich 
in  ihren  Augen  durch  Ausrottung  derKetzerei  große  Verdienste  erworben, 
ihr  Beichtväter  und  Gewissensräthe  gegeben  hatte,  aufzulösen.  Erst 
nachdem  Ganganelli  als  Clemens  XIV.  den  römischen  Stuhl  bestiegen, 
1773  durch  die  Bulle  Dominus  ac  Redemptor  die  Gesellschaft  Jesu  auf-  1773 
gehoben  und  die  Kaiserin -Königin  an  die  Pflicht,  der  göttlichen  Auto- 
rität der  Kirche  zu  gehorchen,  erinnert,  sie  selbst  aber  von  Rom  Ab- 
schriften ihrer  Beichtgeständnisse,  die  ihr  Beichtvater,  ein  Jesuit,  seinem 
General  eingesendet,  erhalten  hatte  •*,  erst  dann  erließ  sie  am  2.  October 
1773  das  Decret,  welches  den  Orden  in  ihren  sämmtlichen  Staaten  auf- 
löste. Die  auf  drei  Millionen  Gulden  geschätzten  Güter  desselben  wur- 
den größtentheils  dem  (katholischen)  Studienfond  übergeben,  die  andern 
zur  Dotation  der  neugestifteten  ßisthümer  verwendet,  und  die  Ordens- 
häuser geschlossen.  Die  Mitglieder,  die  in  den  Stand  weltlicher  Priester 
traten,  erhielten  Pfarreien  und  Professuren,  die  ihrem  Gelübde  treu  blie- 
ben, Jahrgehalte. 

Die  Jesuiten  waren  zwar  aufgehoben,  aber  der  durch  sie  geweckte 
Geist  lebte  und  wirkte  noch  fort.  Er  äußerte  sich  durch  feindlich*^  Ge- 
sinnung und  Thaten  gegen  Nichtkatholische,  und  im  Kampfe  wider  Auf- 
klärung und  Freisinnigkeit.  Von  ihm  getrieben  fuhren  Mönche,  Welt- 
geistliche und  selbst  Bischöfe  fort,  eine  bis  in  Abgötterei  ausartende 
Vereiirung  der  Jungfrau  Maria  und  den  Wunderglauben  des  Volks  durch 
Lehre  und  Beispiel  zu  unterhalten.  Die  zu  Ehren  der  unbefleckten 
Empfängniß  der  Mutter  Gottes  und  Himmelskönigin  von  den 
Jesuiten  gestifteten  Marianischen  Brüderschaften  bestanden  fort  und 
verbreiteten  sich,  und  nährten  den  Haß  gegen  die  Evangelischen,  welche 
im  Marianischen  Reiche  (Maria  ist  die  Schutzpatronin  Ungarns)  der  Hei- 

'  Das  Schreiben  Joseph's  an  den  französischen  Minister  Choiseul  vom 
Januar  1770  bei  Burckhardt.  „Kaiser  .Joseph  II.,  sein  Leben  und  Wirken" 
(Meißen  1835,  8.  50).  —  ^  Pragmatische  Geschichte  der  Bulle  In  coena  Do- 
mini, anonym,  wahrscheinlich  von  Marchese  de  Valetta  (deutsch,  2.  Aufl., 
Frankfurt  und  Leipzig  1772,  II,  82).  —  •'  Vater,  Fortsetzung  der  Kirchen- 
geschichte  Henke's  (Braunschweig  1818,  VII,  IIG).  Karl  Hase,  Kirchen- 
geschichte (7.  Aufl.,   S.  557). 
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ligen  Jungfrau  eine  solche  Verehrung  versagten.  Zu  den  vielen  Gnaden- 
orten, nach  denen  Scharen  des  gläubigen  Volks  wallfahrteten,  kamen 
immer  noch  neue.  Ein  hölzernes  Abbild  des  Marienbildes  in  Mariazeil 
stellte  der  Benedictinermönch  Koplik  zu  Poor-Dömök  in  der  weißen- 
burger  Gespanschaft  in  einer  von  ihm  erbauten  Kapelle  auf.  Der  Kam- 
merpräsident, Graf  Georg  Erdödy,  erweiterte  die  Kapelle  zu  einem 
prachtvollen  Tempel,  und  eine  Menge  Gläubiger  pilgerte  hin.  Da  ge- 
schah im  Mai  1745  das  Wunder,  daß  das  Bild  Hand,  Kopf  und  Lippen, 
als  wollte  es  sprechen,  bewegte  und  Thränen  vergoß;  auch  erlangten 
Kranke  aller  Art  hier  Genesung.  Der  Bischof  von  Raab,  Franz  Zichy, 
stellte  eine  angeblich  strenge  Untersuchung  an,  fand  die  Wunder  wahr 
und  erklärte  in  einem  offenen  Schreiben  das  Bild  für  gnadenreich  und 
wunderthätig.  An  andern  Bildern,  die  ähnliche  und  noch  größere  Wun- 
der wirkten,  ließ  man  es  nicht  fehlen;  und  außerdem  fanden  sich  in  den 
meisten  Gegenden  des  Landes  neue  Gnadenblumen,  Gnadenbrunnen, 
immergrünende  Lorberbäurae,  die  Jungfrau  mit  dem  Jesuskinde  und  an- 
dere heilige  Dinge  darstellende  Waldschatten  und  abspiegelnde  Quellen, 
die  Wunder  thaten  und  dem  Leichtgläubigen,  Vornehmen  und  Geringen 
von  der  Kanzel  und  in  Schriften  angepriesen  wurden.^  Maria  Theresia 
vermehrte  die  Gegenstände  andächtiger  Verehrung  1771  noch  durch  die 
in  Ragusa  aufgefundene  rechte  Hand  König  Stephan's  des  Heiligen.^ 

Die  griechische  mit  der  römisch-katholischen  unirte  Kirche  hatte  sich 
von  Maria  Theresia  großer  Gunst  zu  erfreuen.  Die  Königin  beförderte 
die  von  ihren  Vorgängern  durch  Mittel  jeder  Art  betriebene  Union  mit 
Eifer.  Die  Popen  der  Nichtunirten  wurden  durch  Befreiung  von  Abgaben 
und  Lasten,  durch  Ertheilung  derselben  Rechte,  welche  die  katholischen 
Pfarrer  besaßen,  und  anderer  materieller  Vortheile  zur  Annahme  der 
Union  bewogen,  und  ihnen  folgte  das  unwissende,  ihnen  blindlings  ge- 
horchende Volk  nach.  So  vereinigten  sich  1761  sämmtliche  walachische 
Grenzsoldaten  mit  der  römischen  Kirche.  Den  Diöcesen  der  Griechisch- 
unirten,  der  Munkäcser  und  Großwardeiner  in  Ungarn,  der  Kreuzer  in 
Kroatien  und  derBlasendorfer  in  Siebenbürgen  hatten  nur  römisch-katho- 
lischen Bischöfen  untergeordnete  Titularbischöfe  und  Vicare  vorgestan- 
den, Maria  Theresia  dotirte  die  Diöcesen  mit  Gütern  und  auf  ihr  Ver- 
1776  langen  erhob  Clemens  XIV.  1776  die  Titularbischöfe  und  Vicare  zu 
selbständigen  Bischöfen  und  Suflfraganen  des  graner  Erzbischofs. 

Die  nichtunirte  griechische  Kirche,  jetzt  orientalische  genannt,  blieb, 
auch  nachdem  sich  die  unirte  von  ihr  getrennt  und  viele  ihrer  Bekenner 
sich  dieser  angeschlossen  hatten,  die  weit  zahlreichere.  Ihr  Oberhaupt 
ist  der  Erzbischof,  jetzt  Patriarch,  von  Karlowitz;  ihm  sind  die  Bischöfe 
zu  Temesvär,  Verschetz,  Neusatz  und  Ofen  in  Ungarn,  zu  Pakratz  um 
Karlstadt  in  Kroatien  und  die  Siebenbürger  untergeben.  Die  im  Septem- 
ber 1776  in  Karlowitz  versammelte  Synode  verbesserte  die  Kirchen- 
verfassung durch  Beschlüsse,  welche  von  Maria  Theresia  am  2.  Ja- 
nuar 1777  bestätigt  wurden.    Denselben  gemäß  sollten  der  Erzbischof 

'  Feßler,  Originalausgabe,  X,  340  fg.  —   ^  Siehe  I,  177.     Ein   ausführ- 
liclier  Bericht  bei  Feßler,  a.  a.  ().,  S.  347  fg.;   verbesserte  Aufl.,  I,   177. 
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von  Abgeordneten  der  Geistlichkeit  und  70  Bevollmächtigten  der  ser- 
bischen Nation,  die  Bischöfe  von  ihm  den  Bischöfen  und  deren  Kapiteln 
gewählt  werden.  Auch  wurden  die  Einkünfte  des  Erzbischofs  und  der 
Bischöfe  nebst  deren  Quellen  gesetzlich  bestimmt,  und  der  Kirchen-  und 
Schulfonds  der  serbischen  Nation  unter  Aufsicht  der  Synode  gestellt,  die 
mit  Bewilligung  des  Königs  und  im  Beisein  eines  königlichen  Commissars 
unter  dem  Vorsitze  des  Erzbischofs  abgehalten  wurden.  Die  Mönche 
beider  griechischen  Kirchen  befolgten  die  Regel  des  Basilius,  Mariendienst 
und  Wunderglaube  herrschte  in  denselben  noch  mehr  als  in  der  römisch- 
katholischen. Unter  ihren  vielen  Wallfahrtsorten  ist  einer  der  berühmte- 
sten das  Kloster  Poes  in  der  Gespanschaft  Szabolcs.  Das  ursprüngliche 
in  dessen  Kirche  aufgestellte  Marienbild  ließ  Leopold  I.  nach  Wien  in  die 
Stephanskirche  bringen,  aber  die  Mönche  sorgten  für  ein  treues  Abbild 
desselben,  welches  bald  wie  jenes  Wunder  wirkte  und  reichlich  Thränen 
vergoß.  Die  Wahrheit  der  Wunder  untersuchte  und  bestätigte  der  er- 
lauer Bischof,  Gabriel  Erdödj. 

Die  evangelische  Kirche  beider  Confessionen,  ihrer  Rechte  gewaltsam 
beraubt  und  der  Gnade  oder  Ungnade  des  Monarchen  völlig  preisgegeben, 
hoffte,  als  Maria  Theresia  den  Thron  bestieg,  von  der  jugendlichen  Kö- 
nigin Milderung  des  Druckes,  unter  dem  sie  seit  einem  fast  vollen  Jahr- 
hunderte verschmachtete.  Schon  im  Juli  1741,  nach  der  Eröffnung  des 
Reichstags  und  Krönung,  begaben  sich  ihre  Abgeordneten  nach  Wien, 
um  von  der  Königin  Wiederherstellung  der  Religionsfreiheit  zu  erbitten, 
wurden  aber  vom  Kanzler,  Ludwig  Batthydny,  mit  der  Erklärung  abge- 
wiesen, daß  die  Königin  eine  so  große  Anzahl  Deputirter  ungern  empfange, 
und  daß  Klagen  im  Namen  der  gesammten  augsburger  und  helvetischen 
Glaubensgenossen  vor  den  Thron  zu  bringen  untersagt  sei.  Demzufolge 
reichten  Johann  Podmaniczky  und  Gabriel  Godschez  am  2.  Januar  1742  1742 
eine  Bittschrift  der  Protestanten  in  den  Gespanschaften  Neograd  und 
Hont  und  Prönay  am  15.  April  eine  derer  in  der  Gespanschaft  Pest  ein. 
Maria  Theresia  empfing  sie  freundlich  und  versprach,  ihre  Sache  in  Er- 
wägung zu  ziehen.  Nach  dem  Auftritte  vom  11.  September  erwarteten 
die  Evangelischen,  die  Königin,  der  sie  ebenfalls  Gut  und  Blut  angeboten 
hatten,  werde,  von  demselben  ergriffen  und  von  Gefahren  umringt,  viel 
geneigter  sein,  ihre  Bitten  zu  erhören;  hatte  sie  doch  erklärt,  daß  sie 
alle  ihre  Unterthanen  mit  gleicher  Liebe  umfasse.  Also  übergaben  am 
26.  October  Abraham  Vaj,  helvetischer,  und  Majtheni,  augsburgischer 
Confession,  ein  gemeinschaftliches  Bittgesuch  im  Namen  ihrer  Glaubens- 
genossen. In  demselben  ward  zuerst  nachgewiesen,  daß  nicht  allein  die 
in  die  Reichsgesetze  aufgenommenen  und  durch  Krönungseide  bekräftig- 
ten Friedensschlüsse  von  Wien  und  Linz,  welche  die  unbeschränkte  Re- 
ligionsfreiheit der  Evangelischen  verbürgen,  sondern  selbst  die  dieselbe 
äußerst  beschränkenden  Gesetze  des  Oedenburger  Reichstags  von  1681 
in  allen  ihren  Punkten  so  verletzt  wurden,  „daß  nicht  einmal  ein  Schat- 
ten von  Religionsfreiheit  übrigblieb".  Sodann  werden  die  Drangsale  ge- 
schildert, welche  die  Evangelischen  zu  erdulden  haben,  und  zuletzt  in 
zehn  Punkten  die  Bitten  zusammengefaßt,  welche  die  Königin  ihnen  ge- 
währen möge,  und  die  hier  kurz  ausgedrückt  folgen:  Die  Evangelischen 
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seien  von  Staats-,  Comitats-  und  Stadtämtern  nicht  länger  ausgeschlossen. 
—  Man  zwinge  sie  nicht,  denDecretaleid  zu  leisten.  —  Das  Stimmrecht  bei 
Wahlen  dürfe  ihnen  nicht  entzogen  werden.  —  Ihre  Prediger  seien  blos 
den  Superintendenten  und  keiner  fremden  geistlichen  Gerichtsbarkeit 
untergeordnet.  Ihre  Ehesachen  sollen  von  dem  Superintendenten  ihren 
Glaubenssätzen  gemäß  entschieden  werden.  —  Es  werde  ihnen  gestattet, 
ihre  Kirchen  und  Bethäuser,  Predigerwohnungen  und  Schulgebäude  aus- 
zubessern und  zu  erneuern.  Magnaten  und  Adelichen  stehe  es  frei,  auf 
eigenem  Grunde  Bethäuser  zu  errichten,  Prediger  zu  halten  und  außer- 
halb der  Articularorte  wohnende  Landleute  am  Gottesdienste  theilnehmen 
zu  lassen.  —  Zur  evangelischenKircheUebertretende  sollen  nicht  alsApo- 
staten  bestraft  und  aus  der  Heimat  vertrieben,  die  Vertriebenen  aber 
zurückgerufen  werden.  —  Die  seit  1715  den  augsburger  und  helvetischen 
Glaubensgenossen  weggenommenen  Kirchen,  die  noch  zurückgegeben 
werden  können  (d.  h.  in  denen  noch  keine  Messe  gehalten  worden  ist), 
sollen  nach  Anordnung  des  30.  Gesetzartikels  vom  selben  Jahre  zurück- 
gegeben werden.  —  Den  Predigern  in  den  Freistädten  sei  es  nicht  län- 
ger untersagt,  zu  Amtsverrichtungen  sich  in  die  innere  Stadt  zu  begeben, 
und  den  Schulen  der  Unterricht  in  den  Wissenschaften  ohne  Beschrän- 
kung gestattet.  —  Die  Magistrate  der  Städte  sollen  von  auswärts  ein- 
wandernden Evangelischen  das  Bürgerrecht  nicht  verweigern  dürfen.  — 
Die  Wegnahme  der  Kirchen,  Pfarreien,  Schulen  und  des  Vermögens  der- 
selben, wie  auch  der  Spitäler,  desgleichen  die  Bedrückung  und  Verfolgung 
der  Adelichen,  der  Bürger  und  Bauern  werde  unter  ausdrücklich  an- 
gegebener Strafe  verboten  und  alles  auf  die  Anordnungen  der  Reichs- 
gesetze zurückgeführt.  Die  Bittschrift  schloß  mit  der  Bitte,  Ihre  Majestät 
möge  die  Klagen  der  augsburger  und  helvetischen  Glaubensgenossen 
und  die  Klagen  ihrer  Gegner  wider  sie  nicht  durch  die  Statthalterei,  von 
,  der  sie  bisher  statt  Abhülfe  nur  gegentheilige  Entscheidungen  erhalten 
haben,  sondern  durch  die  Hofkanzlei  untersuchen  lassen  und  sie  durch 
Hülfe  erfreuen.  In  zweifelhaften  Fällen  aber  möge  sie  dem  14.  Artikel 
von  1647  gemäß  Katholische  und  Evangelische  von  gleicher  Anzahl  und 
Befähigung  zu  Mitgliedern  einer  Commission  ernennen,  die  den  Fall 
untersuche,  und  die  Vollstreckung  der  Sentenz  direct  der  Ortsbehörde 
auftragen.  Damit  sich  die  Königin  überzeuge,  wie  begründet  die  Be- 
gehren der  Evangelischen  seien,  legten  ihr  der  Generalinspector  Johann 
1743  Radvanszky,  Gabriel  Prönay  und  Johann  Bohus  am  20.  Januar  1743 
noch  einen  Auszug  aller  auf  die  Religionsfreiheit  bezüglichen  Gesetze  vor. 
Maria  Theresia  befragte  die  ungarische  Hofkanzlei,  welche  Antwort 
sie  auf  das  Bittgesuch  zu  geben  habe;  diese  rieth,  dasselbe  gar  nicht  zu 
beantworten,  und  dieser  Meinung  stimmten  auch  die  österreichischen  Mi- 
nister bei.  Es  blieb  jedoch  nicht  beim  Schweigen.  Die  Königin,  die  ver- 
möge ihrer  Ueberzeugung,  daß  die  katholische  Kirche  als  die  allein  selig- 
macliende  und  die  feste  Stütze  ihres  Thrones  sei,  hegte  kaum  einen  inni- 
gem Wunsch,  als  alle  ihre  Unterthanen  zu  derselben  zu  bekehren,  und 
wurde  daher  von  fanatischen  Priestern  und  Hofleuten  leicht  bewogen, 
auch  das  zu  thun,  wodurch  die  Erfüllung  ihres  Wunsches  gefördert  würde. 
Sie  bestätigte  also  am  24.  December  die  traurige  Resolution  ihres  Vaters 
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von  1731  ihrem  ganzen  Umfange  nach  und  gab  hiermit  den  Feinden  des 
Protestantismus  gleichsam  das  Losungswort,  ihren  Haß  zu  befriedigen. 
Die  Staatsbehörden,  der  Klerus,  Comitats-  und  Stadtmagistrate  und  katho- 
lische Grundherren  fuhren  nun  fort,  an  der  Ausrottung  der  evangelischen 
Kirche  mit  einer  Willkür  zu  arbeiten,  die  kein  Menschenrecht  und  kein 
Staatsgesetz  achtete.  Maria  Theresia  sah  ihrem  Treiben  schweigend  zu, 
und  wenn  sie  auf  vieles  Bitten  der  Bedrängten  Befehle  gegen  allzu 
schreiende  Gewaltthaten  erließ,  so  wurden  dieselben  umgangen,  nur  zum 
Theil  oder  gar  nicht  befolgt,  denn  man  wußte,  daß  solches  ungestraft 
bleiben  werde.  In  den  Erblanden  erduldeten  die  Protestanten  noch  Här- 
teres, dort  war  ihnen  jede  Religionsübung  seit  lange  strenge  verboten, 
und,  Lutheraner  oder  Calviner  zu  sein,  ein  strafwürdiges  Verbrechen. 
Das  fand  Bartenstein  höchst  bedenklich;  als  Friedrich  H.  1744  den  Krieg 
erneuerte,  stellte  er  der  Königin  vor,  wie  nachtheilig  ihrem  Hause  die 
Bekämpfung  und  Unterdrückung  des  Protestantismus  gewesen,  und  wie 
rathsam  es  unter  den  gegenwärtigen  gefahrvollen  Umständen  sei,  die  Be- 
kenner  desselben  zu  dulden  und  ihnen  mit  mehr  Schonung  zu  begegnen.  ^ 
Der  Rath  blieb  unbeachtet,  und  in  Ungarn  wurde  die  schon  begonnene 
Unterdrückung  der  Evangelischen  fortgesetzt. 

Das  Jahr  1681  war  hinsichtlich  des  Besitzes  von  Kirchen  und  der 
freien  Religionsübung  als  Normaljahr  angenommen,  denn  der  2G.  Ge- 
setzartikel von  diesem  Jahre  ordnete  an,  daß  die  Evangelischen  in  jeder 
von  elf  ausdrücklich  benannten  Gespanschaften  zwei  Articularkirchen 
haben,  in  andern  ebenfalls  genannten  die  Kirchen,  in  deren  Besitz  sie 
sich  damals  befanden,  fortbesitzen,  und  dort  zugleich  ihre  Religion  öffent- 
lich ungestört  üben  sollen;  dasselbe  Recht  ward  ihnen  auch  in  den  Grenz- 
plätzen zugesprochen.  Aber  gerade  dieses  Normaljahr  wurde  arglistig 
gebraucht,  um  den  Evangelischen  Kirchen  und  Schulen  wegzunehmen. 
Das  geschah  in  Raab,  das  1681  Grenzplatz  war,  in  welchem  die  Evan- 
gelischen laut  des  angeführten  Gesetzartikels  Kirchen,  Predigerwohnungen 
und  Schulen  hatten.  Im  Jahre  1744  machte  man  ihnen  die  Berechtigung, 
dieselben  ferner  zu  besitzen,  streitig,  weil  Raab  aufgehört  habe,  ein 
Grenzplatz  zu  sein,  und  am  4.  März  1745  wurden  ihnen  die  Gebäude  1745 
weggenommen,  und  nach  willkürlicher  Abschätzung  bezahlt.  Dasselbe 
wurde  1746  in  Dobschau,  Csetnek  und  Ratkö  in  der  Gespanschaft  Gö- 
mör  versucht,  jedoch  vergeblich,  weil  die  Lutherischen  dort  von  jeher  in 
nie  gestörtem  Besitz  ihrer  Kirchen,  Schulen  und  des  Vermögens  der- 
selben gewesen  waren.  x\m  schlimmsten  erging  es  den  Filialen,  be- 
sonders solchen,  deren  Grundherrschaft  katholisch  war;  sie  wurden  von 
den  Muttergemeinden  getrennt  und  zu  katholischen  Pfarreien  gezogen. 
Maria  Theresia  verbot  1746  zwar  den  Kirchenraub;  aber  das  Verbot  1746 
wurde  nur  in  einigen  Gespanschaften  veröffentlicht  und  machte  dem- 
selben so  wenig  ein  Ende,  daß  die  Statthalterei  selbst  1750  ausdrücklich  1750 
erklärte,  die  augsburger  und  helvetischen  Glaubensgenossen  sind  nicht 
berechtigt,  Filialen  zu  haben.  Weil  jedoch  alle  Kirchen  nicht  weggenom- 
men werden  konnten,  so  war  man  darauf  bedacht,  daß  jene,  die  ihnen 

'   Arnetli,  Maria  Theresia,  II,  410. 
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geblieben  waren,  und  die  elenden  Bethäuser,  die  man  ihnen  statt  der 
weggenommenen  aus  Holz  und  nur  in  Schuppen  ähnlicher  Gestalt  zu 
errichten  erlaubt  hatte,  in  Ruinen  zerfallen  sollten ,  indem  die  Erlaubniß 
zu  jeder  Reparatur  und  Erneuerung  derselben  von  der  Regierung  erbeten 
werden  mußte  und  nur  schwierig  und  im  beschränktesten  Maße  gegeben 
wurde.  Und  auch  der  Gebrauch  der  wenigen  Bethäuser  wurde  den  Pro- 
testanten, die  in  ihrem  Wohnorte  ihre  Religion  nicht  üben  durften,  ver- 
kümmert; sie  hatten  unterwegs  zu  denselben  oft  Anfechtungen  aller 
Art  zu  erdulden;  katholische  Grundherren  verboten  ihren  Untertbanen 
den  Besuch  derselben  bei  harter  Strafe  und  zwangen  sie,  in  die  katho- 
lische Kirche  zu  gehen.  Das  thaten  unter  andern  Graf  Szirmay  in  Mi- 
hälyfalva  bei  Zehen  und  Baron  Klobusiczky  in  Radäcs  bei  Eperies.  Die 
Prediger  durften  im  Innern  der  Freistädte  und  außerhalb  ihrer  Gemein- 
den nicht  Kranke  besuchen  oder  andere  ihnen  erlaubte  Amtsverrichtungen 
vornehmen  und  erfuhren  auf  Reisen  die  gröbsten  Mishandlungen.  Damit 
den  Evangelischen  die  Gelegenheit  fehle,  sich  wissenschaftlich  zu  bilden, 
wurde  durch  Statthaltereibefehle  der  Unterricht  in  ihren  Gymnasien 
äußerst  beschränkt,  selbst  ihre  Aufnahme  in  katholische  höhere  Schulen 
erschwert,  und  der  Besuch  ausländischer  Universitäten  bald  gehindert 
und  bald  verboten.  Bibeln  und  Erbauungsbücher  wurden  an  den  Zoll- 
stätten weggenommen;  ein  Statthalterei-Intimat  befahl  sogar  1747  den 
Katechismus  der  Reformirten  zu  confisciren.  Die  evangelischen  Ge- 
meinden wurden  von  katholischen  Bischöfen  visitirt,  die  Prediger  vor  sie 
geladen,  um  sie  zu  examiniren,  ob  sie  richtig  tauften;  ein  Intimat  der 
Statthalterei  vom  8.  Mai  1748  verbot  sogar  die  Kirchenvisitation  der 
Superintendenten.  Auf  solche  Weise  wurde  die  evangelische  Kirche  in 
ihren  Grundlagen  angegriffen. 

Dabei  wurde  auch  die  Bekehrung  der  Protestanten  auf  jede  Art  be- 
trieben. Sie  sahen  sich  überall  zurückgesetzt,  die  Katholiken  bevorzugt. 
Der  sicherste  Weg,  die  Gunst  Maria  Theresia's  zu  gewinnen  und  durch 
diese  zu  Staatsämtern,  Auszeichnungen  und  Reichthümern  zu  gelangen, 
war  der  Uebertritt  zur  römischen  Kirche.  Und  so  konnte  denn  auch 
sonst,  wer  katholisch  wurde,  auf  Beförderung  und  materielle  Vortheile 
rechnen.  Selbst  Uebelthäter  wurden  begnadigt,  wenn  sie  ihren  Glauben 
abschworen.  Das  widerfuhr  den  Beam.ten  der  Stadt  Kunhegyes  in  Klein- 
kumanien,  die  wegen  Veruntreuung  öffentlicher  Gelder  und  anderer  Ver- 
gehungen eingekerkert  worden  waren;  sie  nahmen  die  katholische  Re- 
ligion an  und  durften,  von  jeder  Strafe  losgesprochen,  heimkehren;  zu- 
gleich wurde  in  der  früher  ganz  reformirten  Stadt  eine  katholische  Pfarrei 
gegründet.  Dagegen  war  der  Uebertritt  von  jeder  Religion,  sogar  von  der 
mosaischen,  zur  evangelischen  verboten,  von  der  katholischen  als  Apo- 
stasie  verpönt.^  Für  Apostaten  galten  aber  nicht  blos  dieUebertretenden, 
sondern  auch  vor  Jahren  Uebergetretene  sammt  ihren  Nachkommen,  die 
in  gemischter  Ehe  Erzeugten,  die  sich  zur  evangelischen  Kirche  hielten, 
und  überhaupt  alle,  von  denen  man  vorgab,  daß  sie  katholisch  sein  müß- 
ten.   Dergleichen  Erwachsene  warf  man  in  Gefängnisse  und  quälte  sie, 

'  Tntimat  vom    17.  Januar  1740. 
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weon  es  ihnen  nicbt  gelang,  sich  durch  Flucht  zu  retten,  so  lange,  bis  sie 
sich  zum  katholischen  Glauben  bekannten;  und  wehe  denen,  die  rück- 
fällig wurden.  Kinder  entriß  man  ihren  Aeltern,  um  sie  katholisch  zu 
erziehen,  worin  sich  besonders  die  Jesuiten  hervorthaten.  Wahrhaft 
schaudererregend  waren  die  gewaltsamen  Bekehrungen  ganzer  Gemein- 
den. Die  Gräfin  Szentiväni  ließ  ihre  evangelischen  Unterthanen  in  Sebes 
nahe  bei  Eperies  in  finstere  Kerker  werfen  und  so  lange  prügeln,  bis 
sie  katholisch  zu  werden  versprachen.  Die  Jesuiten,  Besitzer  der  Herr- 
schaft Csavnik  in  der  Zips,  preßten,  ängstigten  und  verfolgten  die  evan- 
gelischen meist  wohlhabenden  Einwohner  der  zu  derselben  gehörenden 
Ortschaften  so  heftig,  daß  ihrer  viele,  um  einer  erzwungenen  Bekehrung 
zu  entgehen,  mit  Zurücklassung  von  Haus  und  Habe  in  die  benachbarten 
Städtchen  flüchteten,  andere  dem  Zwange  nachgaben,  und  nur  wenige, 
unter  allen  Versuchungen  und  Drangsalen  ausharrend,  ihren  Grundbesitz 
und  Glauben  bewahrten.  In  Siebenlinden  (Hethärs),  einem  Marktflecken 
der  Gespanschaft  Säros,  bestand,  seit  die  Reformation  in  Ungarn  Ein- 
gang gefunden,  eine  zahlreiche  lutherische  Gemeinde,  der  sämmtliche 
Einwohner  angehörten,  und  die  Kirche,  Pfarrei  und  Schule  hatte.  Das 
war  der  bigoten  Grundfrau,  Gräfin  Clara  Szirmay,  geborenen  Barköczy, 
unerträglich.  Von  einer  geringen  Ursache  nahm  sie  1747  Veranlassung, 
mit  Hülfe  des  Vicegespans,  Sigmund  Szinyei,  erst  die  Mitglieder  des  Orts- 
gerichts, dann  immer  mehrere  Einwohner  so  lange  durch  Kerker  und 
unmenschliche  Prügel  mürbe  zu  machen,  bis  die  Gemarterten  die  ihnen 
unter  der  Bedingung  des  Religionswechsels  angebotene  Verzeihung  an- 
nahmen. Hierauf  wurde  die  Kirche  am  17.  März  1748  erbrochen,  zur 
katholischen  geweiht,  ein  katholischer  Priester  in  die  Pfarre  und  ein 
katholischer  Lehrer  in  die  Schule  eingesetzt,  so  sehr  auch  die  noch 
größtentheils  evangelischen  Einwohner  baten  und  protestirten.  Den 
vertriebenen  Prediger  Ruffiny  berief  die  dobschauer  Gemeinde  zu  ihrem 
Seelsorger  und  wählte  später  der  theißer  Kirchendistrict  zu  seinem  Super- 
intendenten.^ Das  alles  befriedigte  den  fanatischen  Bischof  von  Veszprem, 
Martin  Biro,  noch  bei  weitem  nicht;  in  einer  veröff'entlichten  Schrift^ 
schmähte  und  verdächtigte  er  die  Evangelischen  als  Erzketzer  aufs  ge- 
hässigste, forderte,  daß  man  sie  vertreibe,  ausrotte  und,  weil  die  Kirche 
nicht  blutdürstig  ist,  verbrenne. 

'  Aus  meiner  Sammhing  von  gleichzeitigen  Nachrichten  nnd  Urkunden 
E.  K.  Schmalii  Adversaria,  Matthias  Bahii,  Tristissima  Ecclesiarum  Hungariae 
Protestantium  facies  (Brega  1747).  Bahii,  slawischer  Prediger  in  Eperies, 
wurde  1746  plötzlich  eingezogen  und  in  das  Stadtgefängniß  gebracht,  weil 
er  die  Schrift:  „Ursprung  und  Ausbreitung  des  Papstthums",  ins  Böhmische 
übersetzt  und  Ermahnungen  an  die  böhmischen  Brüder  zur  Standhaftigkeit 
hinzugefügt  hatte.  Er  hatte  lange  Gefangenschaft  und  vielleicht  noch  Schlim- 
meres zu  befürchten;  es  gelang  ihm  jedoch,  aus  dem  Gefängniß  sicli  an  einem 
Seile,  das  er  um  seinen  Leib  geschlungen  hatte,  herabzulassen  und  unttr 
großen  Mühseligkeiten  und  Gefahren  nach  Breslau  zu  entkommen.  —  ^  Ec- 
cliiridion  de  fide,  de  haeresiarcliis  et  eorum  sociis,  in  genere  de  apostatis,  de- 
qne  constitutionibus  atque  decretis  imperatonim  et  regum  contra  dissipatores 
catholicae  ecclesiae.  Diatrephi  acatholicis  in  Hungaria  commorantibus,  ad 
S.  imp.  et  caes.  Majestatem  ...  in  negotio  religionis  a.  1749  recurrentibus, 
Responsionis   loro   rhri.<!ti3na  rharitate  exhibiti.     Jaurini   17.50. 
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So  bedrückt,  geschmäht,  mit  der  gänzlichen  Vernichtung  ihrer  Kirche 
bedroht,  wandten  sich  die  Evangelischen  beider  Bekenntnisse  abermals 
1749  1749  an  die  Königin  und  sandten,  die  Lutherischen  Gabriel  Prönay, 
Alexander  Podmaniczky  und  Stephan  Szirniay,  die  Reformirten  Abraham 
Vaj  und  den  Grafen  Gedeon  Räday  nach  Wien.  Maria  Theresia  empfing 
diese  am  3.  August  freundlich,  nahm  auch  das  ausführliche,  in  rührenden 
Ausdrücken  um  Schutz  und  Hülfe  flehende  Bittgesuch  gütig  auf,  machte 
aber  den  Evangelischen  den  Vorwurf,  daß  sie  die  protestantischen  Mächte 
um  Verwendung  angehen,  den  die  Deputirten  von  sich  und  ihren  Glau- 
bensgenossen ablehnten,  versprach  jedoch  ihre  Bitten  insoweit  zu  er- 
füllen, als  es  die  Gesetze  Ungarns  erlaubten.  Die  Berufung  auf  die  Ge- 
setze, welche  sie  nicht  hinderten,  sondern  gerade  verpflichteten,  den 
Protestanten  die  geraubte  Religionsfreiheit  wieder  zu  verschaffen,  war 
nur  eine  leere  Ausflucht,  um  weder  eine  abschlägige  noch  eine  bindende 
Antwort  geben  zu  müssen.  Die  Protestanten  hatten  anstatt  der  gehofften 
Hülfe  nur  neue  Bedrückungen  zu  erdulden.  Noch  im  selben  Jahre  wur- 
den in  der  sohler  Gespanschaft  der  Gemeinde  zu  Kirälyfalva  ihr  Bethaus 
weggenommen,  die  Wegnahme  der  Kirche  in  Dobschau  und  Csetnek 
wieder  versucht,  ein  neusohler  Bürger,  weil  er  Protestant  geworden,  zu 
schwerem  Kerker  verurtheilt;  auch  dauerten  die  Quälereien  und  Be- 
strafungen solcher,  von  denen  man  behauptete,  daß  sie  katholisch  sein 
müßten,  besonders  in  den  Gespanschaften  Arva  und  Hont  fort,  und  die 
Bischöfe  visitirten  die  evangelischen  Gemeinden  und  citirten  deren  Pre- 
diger vor  ihr  Gericht  wie  früher. 

Die  protestantischen  Alliirten  Maria  Theresia's,  Britannien  und  die 
Republik  der  Niederlande,  hatten  sich  schon  oft  für  ihi-e  verfolgten  Glau- 
bensgenossen umsonst  verwendet;  jetzt,  als  diese  der  Klerus  mit  Aus- 
rottung bedrohte,  nahm  sich  ihrer  auch  Friedrich  II.  an.  Der  König,  der 
allen  Religionsparteien  und  namentlich  der  katholischen  Kirche  in  seinem 
Staate  volle  Religionsfreiheit  und  gleiche  Rechte  gewährte,  forderte  in 
einem  Schreiben  vom  26.  Februar  1751  den  Fürstbischof  von  Breslau, 
Grafen  Schaifgotsch,  auf,  der  ungarischen  Klerisei  —  denn  nur  sie,  nicht 
die  Kaiserin-Königin  verfolge  die  Protestanten  —  ernstlich  vorzustellen, 
„welchen  Unwillen  ihre  schändlichen  bironischen  Principien  wecken 
müssen",  und  wie  leicht  ihr  Verfahren  mit  den  Evangelischen  die  evan- 
gelischen Mächte  veranlassen  könnte,  die  Katholiken  in  ihren  Ländern 
ebenso  zu  behandeln.  Der  Bischof  schickte  das  Schreiben  des  Königs 
an  den  Papst  und  dieser  trug  seinem  Nuntius  am  wiener  Hof  auf,  sich 
mit  den  Ministern  darüber  zu  berathen,  wie  das  Verfahren  mit  den 
Akatholischen  in  Ungarn  so  einzurichten  wäre,  daß  die  Fürsten  dieses 
Glaubens  nicht  Ursache  fänden,  an  der  katholischen  Kirche  Repressalien 
zu  üben.^ 

Nun  befahl  Maria  Theresia  am  5.  August  1751  die  Confiscation  der 
von  Birö  herausgegebenen  Schmähschrift,  aber  die  Bedrückung  der  Pro- 
testanten blieb  dieselbe.  Ein  Statthalterei-Intimat  vom  2.  Juni  1751 
ordnete  die  Wegnahme  aller  Filialgemeinden  in  der  zempliner,  ein  an- 

'  Mcrie  AuLigiie  (Bauhufcr),  Gesch.  der  evanfj;.  Kirclie  in  Uii£?arn,  S.  419  fg- 
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(leres  vom  4.  September  die  Wegnahme  des  Bethauses  zu  Kis-Csalorania 
in  der  neograder  Gespanschaft  an,  ein  drittes  vom  3.  October  stellte  den 
Unterricht  in  den  Schulen  und  die  Abhaltung  der  Kirchenconvente  der 
Evangelischen  ein,  und  in  mehrern  Ortschaften  wurden  die  Privatbet- 
häuser zerstört.  Zu  Vadosfa  in  der  Gespanschaft  Eisenburg  sollte  eine 
neuerbaute  Kapelle  am  20.  August  1752  geweiht  werden,  und  die  Katho-  17Ö2 
lischen  der  Umgegend  strömten  zu  dieser  Feierlichkeit  herbei.  Unglück- 
licherweise glaubten  die  Evangelischen  in  Vadosfa  und  den  umliegenden 
Dörfern  dem  Gerüchte,  daß  man  ihnen  bei  dieser  Gelegenheit  ihre  Kirche 
wegnehmen  wolle,  sammelten  sich  zur  Vertheidigung  derselben  und  trie- 
ben nach  einer  heftigen  Schlägerei  die  heranziehenden  Katholiken  zurück. 
Dafür  mußten  sie  schwer  büßen,  vierundvierzig,  darunter  vier  Frauen, 
wurden  in  Kapuvär  19  Monate  lang  eingesperrt,  die  Bauern  unter  ihnen 
mit  50,  100  und  150  Stockschlägen,  die  Adelichen  um  3000  Gulden 
gestraft. 

In  den  Jahren  vor  dem  Ausbruch  und  während  des  Siebenjährigen 
Kriegs  ließ  die  Regierung  den  Evangelischen  wenigstens  mehr  Ruhe; 
denn  ihre  Thätigkeit  wurde  von  politischen  Dingen  gänzlich  in  Anspruch 
genommen,  auch  war  ja  kaum  noch  etwas  übrig,  was  zu  deren  Unter- 
drückung noch  hätte  angeordnet  werden  können,  und  die  Protestanten 
standen  im  Eifer,  die  Königin  in  diesem  Kriege  zu  unterstützen,  hinter 
den  andern  Landesbewohnern  nicht  nur  nicht  zurück,  sondern  ilirer 
mehrere,  wie  namentlich  der  General  Graf  Belesznay,  zeichneten  sich 
auch  durch  Stellung  von  Truppen  und  Lieferung  von  Lebensmitteln  auf 
eigene  Kosten  aus.  Aber  der  Hubertusburger  Friede  war  kaum  ge- 
schlossen, so  richtete  Maria  Theresia  ihre  Gedanken  wieder  auf  die  kirch- 
lichen Angelegenheiten  und  schrieb  dem  graner  Erzbischof  Barköczy: 
„Hochwürdiger  Fürst,  Getreuer,  Geliebter!  Als  ich  vor  dem  letztver- 
flossenen Osterfeste  meinen  Lebenswandel  prüfte  (welche  Sitte  ich  jähr- 
lich zu  beobachten  pflege),  fühlte  ich  die  Bedenklichkeit,  ob  für  die  Zu- 
nahme unsers  orthodoxen  Glaubens  bisher  nicht  zu  lässig  gearbeitet 
worden  sei,  und  ob  nicht  mit  größerm  Eifer  hätte  gearbeitet  werden 
können.  Da  ich  die  Fürsorge  und  den  Eifer  Euer  Liebden  in  einer  Sache 
von  so  großer  Wichtigkeit  kenne,  zweifelte  ich  nicht,  derselben  die 
Empfindungen  meines  Gemüths  zu  entdecken,  und  bin  überzeugt.  Euer 
Liebden  werde  mich  mit  Rath  und  That  unterstützen,  damit  da-:,  was  in 
dieser  Sache  in  di?r  vergangenen  Zeit  etwa  v<'rsäumt  worden,  künftig, 
inwieweit  es  Zeit  und  Umstände  gestatten,  in  Ungarn  gut  gemacht  werde. 
Der  ebenso  fromme  als  weise  Ausspruch  Euer  Liebden,  den  ich  sehnlich 
erwarte,  wird  viel  zu  meiner  Beruhigung  beitragen,  und  bleibe  Euer 
Liebden  in  kaiserlich-königlichen  Gnaden  huldvoll  gewogen.  Maria  The- 
resia." Die  Antwort  Barköczy's  auf  das  lateinische,  hier  wörtlich  über- 
setzte Schreiben  i.^t  zu  lang,  als  daß  sie  anders  als  im  kurzen  Auszug 
gegeben  werden  könnte:  ,,Das  Schreiben  Eurer  Majestät",  sagt  (>r,  „habe 
ich  ehrfurchtsvoll  geküßt  und  mit  Thränen  benetzt,  muß  aber  dennoch 
gesteheu,  daß  für  die  katholische  Religion,  der  von  den  Akatholiken  tiefe 
Wunden  geschlagen  worden,  zu  wenig  geschehen  sei."   Hierauf  ergießt  er 
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Schmähungen  über  die  Protestanten,  die  zum  Verderben  Ungarns  auf- 
genommen, eigentlich  nur  geduldet  worden  seien;  sucht  sodann  zu  be- 
weisen, daß  die  ihnen  Rechte  verleihenden  Gesetze  keine  verbindliche 
Kraft  haben,  weil  das  Wörtchen  adhuc  (noch)  sie  nur  für  die  damalige 
Zeit  als  gültig  erkläre,  die  Clausel:  ohne  Nachtheil  der  katholischen  Re- 
ligion und  mit  Vorbehalt  der  grundherrlichen  Rechte,  ihre  Anwendung 
beschränke;  und  endlich  der  Widerspruch  des  Klerus,  des  ersten  Reichs- 
standes, sie  aufhebe,  woraus  folge,  daß  die  Königin  dieselben  ohne  Ge- 
wissensscrupel  überschreiten  dürfe.  Und  nun  gibt  er  die  Mittel  an,  durch 
welche  der  Protestantismus  ausgerottet  werden  könne.  Gewalt  anzu- 
wenden, schreibt  er,  ist  unter  den  gegenwärtigen  Umständen  gefährlich, 
es  gibt  jedoch  sanftere  Mittel:  Das  Einbringen  ketzerischer  Bücher  werde 
strenge  verboten,  die  Censur  aller  Bücher  meinem  neulichen  Vorschlag 
gemäß  eingerichtet.  Die  Schulen  der  Akatholiken  sind  auf  Grammatik 
und  auf  das  vierzehnte  Jahr  der  Schüler  zu  beschränken.  Denen,  die  sich 
weiter  bilden  wollen,  werde  der  Besuch  der  katholischen  Schulen  an  sol- 
chen Orten  gestattet,  wo  sie  keine  Religiousübung  haben.  Indem  auch 
ilire  Prädicanten  nicht  mehr  zu  wissen  brauchen,  als  daß  sie  aus  der 
Bibel  oder  aus  einer  Postille  etwas  vorlesen  können,  und  an  den  ausländi- 
schen Schulen  Studirende  auch  staatsge'fährliche  Principien  einsaugen, 
sollen  jene,  die  an  solchen  sich  für  den  geistlichen  Stand  vorbereiten,  nicht 
angestellt,  und  Prediger  jedesmal  künftig  nur  mit  der  ausdrücklichen  Er- 
laubniß  des  Königs  berufen  werden  dürfen.  Da  es  aber  nicht  hinreicht, 
den  Akatholiken  blos  ihre  Prädicanten  zu  nehmen,  sondern  auch  nöthig 
ist,  daß  sie  das  Gute  hören,  zwinge  man  sie  zum  Besuche  der  katholischen 
Kirchen.  An  die  Comitatsmagistrate  ergehe  der  Befehl,  überall,  die  Ar- 
ticularorte  ausgenommen,  die  Religionsübung  der  Akatholiken  aufzu- 
heben. Die  Kirchen,  die  sie  noch  besitzen,  nehme  man  ihnen  weg.  Kein 
Ketzer  werde  zu  einem  öffentlichen  Amte  zugelassen,  wenn  er  den  Eid 
nicht  bei  Maria  und  den  Heiligen  leistet.  Damit  aber  die  mit  Gottes 
Hülfe  allmählich  auf  solche  Weise  an  Zahl  verminderten  Akatholiken  nicht 
neuen  Zuwachs  erhalten,  sollen  künftighin  nur  jene  zur  Mitbürgerschaft 
und  Zunftgenossenschaft  aufgenommen  werden,  und  die  Verehelichung 
nur  jenen  gestattet  sein,  die  nachweisen,  daß  sie  geborene  Ungarn  sind. 
Es  ist  darauf  zu  sehen,  daß  Akatholiken  zu  höhern  Offizierschargen  nicht 
befördert  werden.  Die  Akatholiken,  welche  dem  königlichen  Befehle  und 
dem  .HO.  Artikel  zuwiderhandeln,  sollen  dadurch  ohne  weiteres  der  freien 
Religionsübung  verlustig  sein,  und  Magistrate,  welche  diese  Befehle  nach- 
lässig vollstrecken,  dem  Statthalterei-Intiniate  von  1725  gemäß  bestraft 
werden.^ 

Die  Maßregeln,  welche  der  Erzbischof  empfahl,  wurden  zwar  schon 
seit  lange  angewendet,  aber  in  der  Härte  und  Ausdehnung,  wie  er  sie 
ausgeführt  wissen  wollte,  mußten  sie  das  menschliche  Gefühl  und  die 
Staatsklugheit  gleichermaßen  verwerfen,  und  die  Gründe,  auf  welche  er 
sie  stützte,  mußten  selbst  ein  in  religiösen  Vorurtheilen  noch  so  sehr  be- 

'  Absclirift  des  Schroibcns  der  Königin  u?id  der  Antwort  Barkoczy's  in 
meiner  Sammlunor.     E.  K. 
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fangenes  Gewissen  beleidigen.  Das  mochte  auch  Maria  Theresia  erkennen 
und  fühlen,  denn  sie  ließ  es  bei  dem  ohnehin  schon  genug  harten,  ja  grau- 
samen Verfahren  bewenden,  ohne  dasselbe  im  Sinne  des  fanatisclien  Bi- 
schofs zu  verschärfen.  Sie  begriff  jedoch,  wie  vortheilhaft  es  für  die 
katholische  Kirche  wäre,  wenn  die  Protestanten  Ungarns  vom  Besuche 
ausländischer  Universitäten  abgehalten  würden,  denn  dadurch  würde 
ihnen  die  Gelegenheit  entzogen,  sich  wissenschaftlich  zu  bilden,  und  zu- 
gleich ihr  Zusammenhang  mit  den  dortigen  blühenden  Landeskirchen 
gelöst,  worauf  Barkoczy  großes  Gewicht  legte.  Dieser  Absicht  förder- 
licher als  das  schon  bestehende  Verbot,  auf  jenen  Universitäten  zu  stu- 
diren,  schien  ihr  die  Gründung  einer  evangelischen  Hochschule  im  unga- 
rischen Reiche,  der  man  vorschreiben  könnte,  was  und  wie  gelehrt  wer- 
den sollte.  In  Siebenbürgen  wollte  sie. diese  stiften  und  befahl  am 
24.  September  1764  dem  Gubernium,  sich  hierüber  mit  den  Vorständen  17C4 
der  gesetzlich  aufgenommenen  Confessionen  zu  berathen.  Diese  erkannten 
jedoch,  was  ihnen  unter  dem  Scheine  einer  Wohlthat  angeboten  w^erde, 
erklärten  die  Gründung  der  Hochschule  unübersteiglicher  Hindernisse 
wegen  für  unmöglich  und  bestanden  auf  dem  Rechte,  ausländische  Uni- 
versitäten zu  besuchen.  Ein  anderes  Mittel  der  Bekehrung  sollten  Mis- 
sionen sein,  die  in  einigen  von  Protestanten  bewohnten  Gegenden  ein- 
gesetzt wurden,  und  die  der  Statthaltereibefehl  vom  IS.October  1 768  hin  17C8 
und  wieder  als  bleibende  Anstalten  zu  gründen  befahl. 

Wirksamer  als  diese  Missionen  waren  die  Eingriffe,  welche  sich  Maria 
Theresia  in  die  Rechte  der  Familien  erlaubte,  indem  sie  reiche  prote- 
stantische Erbinnen,  besonders  Waisen,  dem  Schose  derselben  unter  dem 
Vorwande  entzog,  daß  sie  deren  Erziehung  und  Versorgung  auf  sich 
nehme,  dieselben  in  einem  Kloster  katholisch  erziehen  ließ  und  mit  einem 
Katholiken  vermählte.  Die  Verheirathung  der  Gräfin  Agnes  BänfF)'  mit 
dem  reformirten  Grafen  Samuel  Teleki  verhinderte  sie  sogar  mit  Gewalt. 
Der  \  ater  Dionysius  Bänffy  ward  katholisch,  nachdem  er  sein  Vermögen 
verschwendet  hatte,  und  trennte  sich  von  seiner  Gemahlin,  Agnes  Bärcsay. 
Die  Mutter  erzog  die  Tochter,  die  Großmutter,  Baronin  Bärcsay,  löste  die 
verschuldeten  Bänffy'schen  Güter  ein  und  vermachte  dieselben  ihren  En- 
keln. Als  Agnes  elf  Jahre  alt  war,  wurde  sie,  um  ihre  Erhaltung  beim 
evangelischen  Glauben  zu  sichern,  mit  Teleki  verlobt.  Allein  am  15.  Juli 
1764  kam  Graf  Bänffy  mit  einer  Escadron  Husaren  nach  Mezö-Orme- 
nyes,  dem  Wohnorte  seiner  Gattin,  zeigte  einen  Befehl  der  Kaiserin  vor, 
ihm,  dem  Vater,  die  Tochter  auszuliefern,  und  ließ  sie  durch  die  Husaren 
der  Mutter  und  dem  anwesenden  Bräutigam  gewaltsam  aus  den  Armen 
reißen  und  führte  sie  fort.  Beide  erhielten  auf  ihre  rührenden  Bitten, 
daß  ihnen  die  Tochter  und  Braut  zurückgegeben  werde,  den  Bescheid: 
Ihre  Majestät  habe  aus  wichtigen  Gründen  und  die  väterlichen  Rechte 
berücksichtigend,  auf  Verlangen  des  Vaters  befohlen,  daß  die  Tochter 
von  der  Mutter  getrennt  werde,  und  wolle  selbst  für  die  Erziehung  und 
das  Wohl  derselben  sorgen,  wofür  ihr  die  Mutter  nur  dankbar  sein  könne. 

Aus  dem,  was  in  Vadosfa  geschah,  war  schon  ersichtlich  geworden, 
mit  welcher  Härte  jede  Beleidigung  der  katholischen  Kirche  und  Störung 
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ihrer  Feierlichkeiten  bestraft  wurde,  wälirend  die  ärgsten  Verhöhnungen 
der  protestantischen  und  die  gewaltthatigste  Unterdrückung  ihrer  Re- 
ligionsübungen ungeahndet  blieben.  Ein  noch  traurigeres  Beispiel  hier- 
von ist  das,  was  der  blühenden  reformirten  Gemeinde  zu  Rimaszonibat 
eines  ähnlichen  Vergehens  wegen  widerfuhr,  welches  eine  Anzahl  ihrer 
Mitglieder  sich  hatte  zu  Schulden  kommen  lassen,  indem  diese  1770  bei 
der  Procession  am  Fronleichnamsfeste,  durch  mancherlei  Herausforde- 
rungen der  Katholiken  gereizt,  einen  Tumult  erhoben.    Am   10.  April 

1771  1771  erschien  dort  ein  königlicher  Commissar  mit  Militärbegleitung,  der 
vermöge  eines  Statthaltereibefehls  den  Reformirten  Kirche,  Pfarre  und 
Schulen  abnahm  und  den  Katholiken  übergab,  die  Prediger  und  Lehi-er 
aus  der  Stadt  verwies,  den  Magistrat  absetzte,  und  Männer  und  Frauen 
zu  drei-,  vier-  und  fünfjährigem  Kerker  verurtheilte. 

Diese  und  viele  andere  Drangsale  erduldeten  die  Evangelischen  Un- 
garns während  der  sonst  rühmlichen  Regierung  Maria  Theresia's.  Nur 
noch  203  Kirchen  besaßen  sie  in  Ungarn,  eine  Menge  ihrer  Glaubens- 
genossen war,  theils  verlockt,  theils  gezwungen,  abgefallen,  und  viele 
ganze  Gemeinden  waren  mit  Gewalt  katholisch  gemacht  worden,  als 
endlich  Kaiser  Joseph  mehr  Einfluß  auf  die  Regierung  erlangte,  die  Je- 
suiten und  andere  verfolgungssüchtige  Priester  das  Vertrauen  der  Kai- 
serin-Königin verloren,  und  hiermit  für  die  Protestanten  die  erste  Mor- 
genröthe  einer  bessern  Zeit  anbrach.  Joseph  hatte  Ungarn  und  Sieben- 
bürgen einigemal  in  verschiedenen  Richtungen  bereist,  die  Evangelischen, 
die  flehentliche  Bitten  um  Milderung  ihrer  Bedrängnisse  an  ihn  richteten, 
besser  kennen  gelernt  und  sich  überzeugt,  welch  schweres  Unrecht  man 
ihnen  anthue.  Er  brachte  auch  seiner  Mutter  eine  bessere  Meinung  von 
ihnen  bei  und  bewirkte,  daß  sie  ihnen  wenigstens  Duldung  angedeilien 
ließ.  Ihre  Religionsübung  blieb  zwar  aufs  äußerste  beschränkt  und  die 
Verrichtung  von  Amtshandlungen  außerJiall)  ihrer  Gemeinden  den  Pre- 
digern strenge  untersagt.  Noch  1778  (;rhielt  der  Prediger  der  lutheri- 
schen Gemeinde  zu  Nyiregyhäz,  da  nicht  die  Königin,  sondern  blos  die 
Grundherrschaft  öffentliche  Religionsübung  bewilligt  hatte,  von  der  Statt- 
halterei  einen  scharfen  Verweis,  weil  er  gewagt  hatte  zu  predigen,  und 
den  Fiscalen  der  Comitate  wurde  befohlen,  jene  Prediger,  die  dergleichen 
.,Excesse"  begehen,  in  Proceß  zu  nehmen  (Intimat  vom  4.  Mai  1778). 
Noch  immer  mußten  von  den  Protestanten  Stolarien  bezahlt  und  beim 
Bau  oder  der  Rcparalui-  katholischer  Kirclien  Dienste  geleistet  werden. 
Auch  hatten  (iiuzeliie  Evangelische  und  manche  Gemeinden  neue  Be- 
drückungen zu  erleiden,  und  der  Pfarrer  zu  Bösing  schaffte  sogar  die 
Leichname  des  gewesenen  Palatins  Jl^'eshäzy  und  seiner  Gemahlin  aus 
der  Gruft  der  dortigen  Kirche  hinweg.    Aber  die  Königin  empling  schon 

1773  1773  di<!  Deputationen  der  Evangelischen  freundlicher,  gab  auf  deren 
Bittschriften  günstigere  Bescheide,  und  befahl  dem  Agenten  derselben, 
Nagy,  eine  kurze  Geschichte  der  Reformation  in  Ungarn  zu  verfassen 
und  ihr  liinzureichen.  Mehrern  Gemeinden,  unter  andern  der  zu  Jolsva 
in  Gönior,  wurde  die  öffentliche  Religionsübung  bewilligt,  andern  die 
Reparatur  ihrer  Bethäuser  ohne  Schwierigkeit  erlaubt,  den  katholischen 
Pfarrern  verboten,  sich  evangelischen  Kranken  aufzudringen  und  den 
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Predigern  der  Krankenbesuch  freigegeben.  Das  erlauer  Domkapitel  hatte 
die  reformirten  Bewohner  des  Dorfes  Enyed  vertrieben,  ihre  Häuser 
niederreißen  lassen  und  ihr  Bethaus  ■weggenommen.  Auf  Befehl  der 
Statthalterei  vom  20.  October  1774  mußte  es  die  Vertriebenen  zurück- 
rufen, ihre  Häuser  wieder  aufbauen  und  ihr  Bethaus  zurückgeben.  Ein 
Intimat  von  1775  nöthigte  den  Pfarrer  zu  Kolits,  das  Geld,  welches  er 
von  den  Evangelischen  als  Stolargebühren  seit  vier  Jahren  erpreßt  hatte, 
zurückzuzahlen,  ein  anderes  von  1779  den  Magistrat  zu  Altsohl,  den  evan- 
gelischen Handwerkern  wegen  Wegbleibens  von  Processionen  abgenom- 
mene Strafgelder  zu  ersetzen.  Der  Zwang,  den  Decretaleid  zu  schwören, 
hörte  mehr  und  mehr  auf.  Aeltern,  welche  den  ihnen  abgedrungenen 
Revers,  ihre  Kinder  katholisch  zu  erziehen,  nicht  beobachteten,  durften 
sich  vertheidigen,  und  einige  wurden  selbst  von  der  erzwungenen  Ver- 
pflichtung freigesprochen.  Den  der  Apostasie  Beschuldigten  wurde  die 
Vertheidigung  erleichtert,  ihre  Gefangenschaft  gemildert,  und  ihr  Ver- 
bleiben beim  evangelischen  Glauben  in  mehrern  Fällen  gestattet.  Die 
Evangelischen  durften,  wenn  auch  nicht  solenne  Convente,  so  doch  Zu- 
sammenkünfte abhalten  und  ihre  kirchlichen  Angelegenheiten  besser 
ordnen,  ohne  deshalb  zur  Verantwortung  gezogen  zu  werden. 


IV.   Scliiileii. 

Was  Maria  Theresia  in  den  frühern  meistens  von  Kriegen  erfüllten 
Jahren  ihrer  Regierung  für  Verbesserung  und  Verallgemeinerung  des 
Unterrichts  durch  Gründung  von  Lehranstalten,  besonders  in  Wien  ge- 
tlian  habe,  wurde  schon  berichtet.  Der  Zweck,  den  sie  damals  dabei 
vornehmlich  im  Auge  hatte,  war  die  Heranbildung  von  Beamten  für  den 
Staat  und  besonders  von  Offizieren  für  die  Armee.  Des  Unterrichts 
hatten  sich  die  Jesuiten  fast  ganz  bemächtigt.  Sie  legten  den  meisten 
Wertli  auf  Fertigkeit  in  der  lateinischen  Sprache  und  auf  spitzfindige 
Disputirkunst,  die  sie  Phihjsophie  nannten;  der  Orden  war  es,  in  dem 
und  für  den  sie  lebten,  daher  erzogen  sie  die  Jugend  für  dessen  Zwecke, 
und  war  ihnen  nichts  fremder  als  die  Bildung  derselben  zu  wahrer  Hu- 
manität; an  die  von  dem  Ordensgeneral  Lainez  vorgeschriebene  Ratio 
Studiorum  gebunden,  hemmten  sie  den  freien  Aufschwung  des  Geistes 
und  das  Fortschreiten  der  Wissenschaften.  Neben  ihnen  lehrten  theils 
Mitglieder  der  altern  Mönchsorden,  theils  des  neuern  der  Piaristen,  und 
mir  wenige  Professoren  weltlichen  Standes.  Das  wurde  anders  und 
hesser,  nachdem  der  gelehrte  und  freisinnige  van  Swieten  die  Kaiserin 
von  den  großen  Ciebrechen  und  dem  Zurückbleiben  der  Li;hranstalten  in 
ihren  Staaten  überzeugt  hatte,  und  sie  seine  Rathschläge  bei  der  bessern 
Einrichtung  der  schon  bestehenden  und  Errichtung  neuer  befolgte.  Man 
ging  nun  von  eim-m  höhern  Gesichtspunkte  aus,  stellte  die  Wissenschaft 
an  sich  mit  als  Endzweck  des  Unterrichts  hin  und  machte  mit  einer  Um- 
gestaltung der  wiener  Universität  in  diesem  Sinne  den  Anfang.  Nach 
dem  Muster  derselben  £jab  daini  Maria  Theresia  auch  der  von  den  Erz- 


454  Drittes  Buch.     Vierter  Abschnitt. 

bischöfen  Päzman,  Lippay  und  Lösy  gestifteten  ungarischen  Hochschule 
zu  Tyrnau  eine  bessere  Organisation.  Der  Fond  derselben  wurde  mit  der 
Abtei  Földvär  vermehrt,  das  Directorat  den  Jesuiten  abgenommen  und 
dem  Iudex  Curiae,  Grafen  Fekete,  übergeben,  die  medicinischeFacultät  zu 
den  drei  schon  bestehenden  hinzugefügt,  und  die  so  vervollständigte  Uni- 

1777  versität  1777  von  Tyrnau  nach  Ofen  in  den  neuerbauten  königlichen 
Palast  verlegt.  In  denselben  versetzte  die  Königin  auch  die  zu  Waitzen 
für  adeliche  Jünglinge  gestiftete  und,  wie  die  ähnliche  zu  Wien,  There- 

1760  sianum  genannte  Anstalt.  Schon  1760  hatte  sie  die  Berg-  und  Forst- 
akademie in  Schemnitz  errichtet,  die  seitdem  den  Bergbau  und  die  Wald- 
cultur  wohlthätig  fördert  und  häutig  auch  von  ausländischen  Studirenden 
besucht  wird.  Ferner  gründete  sie  wissenschaftliche  Akademien  in  Raab, 
Kaschau,  Großwardein,  Agram  und  nach  der  Verlegung  der  Hochschule 
von  Tyrnau  nach  Ofen  auch  in  Presburg.  Zur  Besetzung  der  Professuren 
an  der  Universität  und  den  Akademien  wurden  Concurse  ausgeschrieben, 
und  die  Concurrirenden  hatten  ein  Examen  vor  einer  Commission  zu  be- 
stehen, welchen  der  Uuiversitätsdirector  Fekete  und  Hofrath  Joseph 
Ürmenyi  vorstanden.  Auch  Jesuiten  erhielten  Professuren,  wenn  sie  aus 
dem  Orden  traten.  An  die  Stelle  ihrer  mit  dem  Orden  zugleich  auf- 
gehobenen Schulen  traten  die  anderer  Mönchsorden.    Die  Königin  ließ 

1776  1776  von  Ürmenyi  und  Tersztyänszky  einen  Studienplan  nach  dem  Mu- 
ster des  für  die  Erblande  ausgearbeiteten  entwerfen,  welchem  gemäß 
das  ungarische  Reich  in  zehn  Schulkreise  getheilt  wurde.  Die  Bücher, 
nach  denen  die  Professoren  vortragen  und  lesen  mußten,  waren  vorge- 
schrieben. Die  Bischöfe  Barkoczy  von  Erlau,  Karl  Eszterhäzy  von 
Waitzen  und  andere  stifteten  an  ihren  Sitzen  Seminarien  zur  Heranbildung 
künftiger  Priester;  den  übrigen  Bischöfen  gebot  Maria  Theresia,  ein  Glei- 
ches zu  thun.  Leider  leisteten  alle  diese  Lehranstalten  weniger,  als  sie 
hätten  leisten  sollen,  denn  es  fehlte  ihnen  die  zu  geistiger  Regsamkeit 
nöthige  Freiheit.  Dabei  waren  sie  ihrer  Bestimmung  nach  ausschließlich 
katholisch.  Evangelischen  Jünglingen  wurde  der  Besuch  der  Gymnasien 
nur  ausnahmsweise  gestattet  und  dann  als  Gelegenheit,  sie  zu  bekehren, 
benutzt.  Den  Protestanten,  welchen  man  an  der  Universität  zu  studiren 
erlaubte,  wurden  die  akademischen  Grade  bis  1772  verweigert. 

Diesen  katholischen  Staatsschuleu  gegenüber  fristeten  die  Schulen 
der  Protestanten,  welche  nicht  schon  Opfer  der  Verfolgung  geworden 
waren,  ihr  Leben,  mit  Armuth  kämpfend,  durch  königliche  Befehle  auf 
den  nothdürftigsten  Unterricht  beschränkt  und  täglich  mit  der  gänzlichen 
Aufhebung  bedroht,  kümmerlich  fort.  Daß  sie  dessen  unerachtet  nicht 
schlecht,  sondern,  inwieweit  es  unter  solchen  Umständen  möglich  ge- 
wesen, sogar  gut  waren,  bewiesen  die  tüchtigen  Männer,  die  blos  ihnen 
ihre  Bildung  verdankten,  und  die  Gelehrten,  die,  in  ihnen  vorgebildet,  an 
ausländischen  Universitäten  ihre  Studien  vollendeten;  von  denen  wir  hier 
nur  den  leipziger  Professor  und  Verfasser  der  Acta  eruditorum  Bei  und 
seinen  Neffen  Job.  Matth.  Schröckh,  wittenberger  Professor,  nennen,  der 
sich  als  Profan-  und  noch  mehr  als  Kirchenhistoriker  unvergänglichen 
Ruhm  erworben  hat.  Diese  armen,  kaum  geduldeten  Schulen,  besonders 
die  reformirten  haben  überdies  das  nach  dem  Frieden  von  Szatmär  er- 
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schlaffende  Nationalgefühl  zu  wecken,  die  in  den  Jesuitenschulen  ver- 
nachlässigte ungarische  Sprache  zu  pflcgLii,  die  Ehre  der  in  diesen  als 
Ketzer  und  Rebellen  verschrienen  Kämpfer  für  Freiheit  und  Recht  zu 
retten,  nie  aufgehört,  und  sich  dadurch  das  größte  Verdienst  ujn  das 
Vaterland  und  Volk  erworben. 

Die  Volksschulen  verfielen  in  einen  jämmerlichen  Zustand,  die  katho- 
lischen waren  der  Fürsorge  und  Aufsicht  des  Klerus  überlassen,  dessen 
Streben  nicht  darauf  gerichtet  war,  das  Volk  aufzuklären  und  aus  der 
Unwissenheit  zu  heben;  daher  gab  es  in  vielen  Dörfern  gar  keine  Schule, 
und  wo  es  eine  gab,  war  der  Schulmeister  gewöhnlicli  unwissend  und 
mehr  Kirchendiener  als  Lehrer.  Den  Protestanten  wurde,  eigene  Schulen 
zu  haben,  nur  in  den  Städten  und  Articularorteu  gestattet,  in  den  meisten 
andern  Ortschaften,  besonders  Filialen,  nahm  man  ihnen  die  Schulen 
weg  und  vertrieb  die  Lehrer;  wagte  man  dort  dennoch,  für  den  Unter- 
richt der  Kinder  zu  sorgen,  vielleiclit  gar  im  geheimen  einen  Lehrer  zu 
halten,  so  war  das  ein  „strafbarer  Exceß".  Bei  den  Bekennern  der  grie- 
chischen Kirche  wurde  für  den  Volksunterricht  so  wenig  gethan,  daß  der- 
selbe deshalb  noch  immer  auf  niedrigster  Stufe  stand,  indem  es  an  vielen 
Orten  an  Schulen  gänzlich  fehlte,  und  diese,  wo  sie  bestanden,  schlecht 
eingerichtet  waren. 


V.   Literatur. 

In  Wissenschaften,  geistiger  Bildung  und  Aufklärung  waren  nie 
größere  Fortschritte  gemacht  worden  als  im  18.  Jahrhundert,  und  auch 
Ungarn  nahm  an  diesen  Fortschritten  theil.  Dem  Mangel  an  einheimi- 
schen huhern  Lehranstalten  wurde  durch  den  Besuch  auswärtiger  ab- 
geholfen; die  Katholiken  studirten  in  Rom  und  Wien,  wo  durch  besondere 
Anstalten  für  sie  gesorgt  war;  die  Protestanten  an  den  Universitäten 
Deutschlands,  Hollands  und  Englands,  und  zwar  nicht  blos  jene,  die  sich 
dort  zu  Predigern  und  Professoren  bilden  wollten ,  sondern  auch  solche, 
die  sich  andern  Fächern  widmeten,  und  besonders  viele  adeliche  Jüng- 
linge; bedeutende  Stipendien  waren  dort  für  die  Aermern  gestiftet.  Da- 
durch wurde  jede  neue  Eutdeckung,  die  der  menschliche  Geist  machte, 
und  jedes  Licht,  das  ihm  aufging,  auch  nach  Uni^arn  verbreitet.  Es 
fehlte  also  hier  nicht  an  gründlicher  Gelehrsamkeit,  aber  die  Literatur, 
besonders  die  ungarische,  die  im  17.  Jahrhundert  vielseitig  und  reich 
geworden  war,  sank  aus  mancherlei  Ursachen  von  der  schon  erreichten 
Stufe  der  Entwickelung  im  18.  wieder  hinal».  Die  Niederlage,  mit  der 
der  Kampf  um  bürgerliche;  und  geistige  Freiheit  endigte,  und  die  darauf- 
folgende Ermattung  des  Nationalisnuis,  der  Bigotismus  und  die  Censur, 
die  jede  freie  Bewegung,  jeden  Aufschwung  des  Geistes  hemmten,  endlich 
die  zunehmende  Verdrängung  der  ungarischen  Sprache  aus  der  Schule, 
dem  öffentlichen  Leben  und  selbst  aus  der  Gesellschaft  der  höhern 
Klassen  trugen  unstreitig  dazu  das  meiste  bei.  Mit  der  Abnahme  der 
Begeisterung   für   das  Vaterland    und  Volk  verminderte  sich  auch  das 
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Streben,  für  dasselbe  zu  schreiben  und  dessen  Sprache  zu  bilden.  Wer 
sollte  es  wagen,  was  er  in  sich  aufgenommen  oder  selbst  gefunden,  zu 
veröffentlichen,  wenn  Wahrheitsliebe  und  Freisinnigkeit  als  strafbare 
Verbrechen  galten?  Wer  sollte  Neigung  fühlen,  Kraft  und  Zeit  an  die 
Verfassung  von  Werken  zu  wenden,  von  denen  er  wußte,  sie  werden  kalt 
aufgenommen  und  nicht  gelesen  werden,  vielleicht  als  Manuscript  ver- 
modern? 

Dennoch  gab  es  Männer,  welche  der  innere  Drang  zum  Schreiben 
und  die  Vaterlandsliebe  trieb,  sich  dabei  der  vernachlässigten  ungarischen 
Sprache  zn  bedienen.  Unter  den  letztern  nennen  wir  vor  allen  andern 
Clemens  Mikes,  der  von  Jugend  auf  Franz  Räköczy''s  II.  treuer  Gefährte 
war  und  in  der  Verbannung  zu  Rodosto  17G2  starb.  Unter  dem  Titel: 
„Torökorszägi  Levelek",  schrieb  er,  wahrscheinlich  in  seinen  letzten 
Lebensjahren,  in  der  Form  von  Briefen  ein  Tagebuch,  in  welchem  er  das 
Leben  der  Exulanten,  die  damals  im  türkischen  Reiche  herrschenden 
Sitten  und  Zustände  schildert  und  daran  seine  eigenen  Betrachtungen 
knüpft.  Diese  Briefe  zeichnen  sich  durch  Inhalt  und  Schreibart  so  aus, 
daß  sie  zu  den  interessantesten  Erzeugnissen  der  ungarischen  Lite- 
ratur gehören;  sie  wurden  zuletzt  von  Toldy  herausgegeben  (Pest  1861, 
2  Bände).  Unter  denen,  welche  geschichtliche  Werke  verfaßten,  verdient 
vorzüglich  genannt  zu  werden  Peter  Bod.  Zu  Csernäton  in  Siebenbürgen 
1712  geboren  und  in  der  Jugend  mit  der  größten  Arnmth  kämpfend,  be- 
suchte er  zuerst  das  enyeder  Collegium,  bezog  dann  die  leidener  Uni- 
versität und  ward  zuletzt  Prediger  in  Magyar-Igen,  wo  er  17G6  starb. 
Unermüdet  im  Forschen  und  als  Schriftsteller  thätig,  schrieb  er:  „Az 
Isten  .  .  .  Anyaszentegyhäzänak  .  .  .  a  viläg  kezdetetöl  fogva  Ilistoriäja" 
(Gesch.  der  Kirche  Gottes  vom  Anfang  der  Welt),  Basel  1760  und  1777; 
aus  Quellen  geschöpft  und  mit  Kritik;  —  „Historia  Hungariae  et  Tran- 
silvaniae"  (lateirisch  bis  1665  drei,  ungarisch  bis  1711  zwei  Bände),  wo- 
von nur  „Historia  Unitariorum  inTransilvania"  im  Druck  erschien  (Leiden 
1776),  außerdem  noch  mehrere  andere  Werke  und  das  vorzüglichste  unter 
allen:  „MagyarAthenas"(Hermannstadtl766),  worin  er  in  alphabetischer 
Ordnung  ungarische  Schriftsteller  vorführt  und  ihre  Werke  beurtheilt. 
Der  Jesuit  Spangar  erzählt  in  „Magyar  Krijnika"  die  Begebenheiten  von 
1627 — 1732;  Johann  Kovacs,  auch  Jesuit,  setzte  dieselbe  bis  1749  fort. 
Die  Chronik  enthält  manch  Merkwürdiges,  das  andere  nicht  erwähnen. 
Paul  Räday,  Secretär  Räkoczy's,  verfaßte  „Geistliche  Lieder",  die  mit 
seinem  Andachtsbuche  „Lelki  Hödoläs"  zugleich  1715,  seitdem  mehrmals 
und  noch  1770  erschienen.  Baron  Ladislaus  Amade  dichtete  Lieder  im 
Volkston  (Pest  1836),  Franz  Faludi  nach  Art  der  französischen  Chan- 
sons, und  suchte  in  seinen  prosaischen  Werken  durch  andere  Sprachen 
i-nlnomniene  Ausdrücke  und  Redensarten  die  ungarische  zu  bereichern. 
Fakidi's  sänimtliche  Werke  gab  Toldy  heraus  (Pest  1853).  Philosophische 
Schriften  im  Geiste  der  neuern  Zeit  durften  bei  der  strengen  Censur, 
welclie  zwei  Jesuiten  handhabten,  nicht  erscheinen.  Wie  gefährlich  es 
war,  gegen  das  bestehende  öffentliche  und  Privatrecht  etwas  zu  schreiben 
und  dessen  Umgestaltung  nach  Grundsätzen  des  Vernunftrechtes  zu  ver- 
langen, lehrt  das  Beispiel  Kollar's.    Die  wissenschaftliche  Theologie  fand 
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keine  Bearbeiter.  Ueber  die  gehässigen  Streitschriften  katholischer  Prie- 
ster wider  die  Protestanten,  welche  diese  nicht  beantworten  durften,  w'enn 
sie  nicht  als  Beleidiger  der  katholischen  Kirche  der  schwersten  Strafe 
verfallen  wollten,  können  wir  mit  verdientem  Schweigen  hinweggehen, 
und  erwähnen  nur  die  Bibelübersetzungen  evangelischer  Gelehrten.  An- 
dreas, Torkos  und  Georg  Baräny,  reformirte  Prediger,  übertrugen  das 
Neue  Testament  aus  dem  Griechischen  ins  Ungarische;  der  erstere  gab 
seine  Uebersetzung  1726,  der  andere  1736  heraus.  Der  lutherische  Super- 
intendent des  Kirchendistricts  jenseit  der  Donau,  Johann  Bäräny,  und  der 
Prediger  Johann  Sartorius  übersetzten  gemeinschaftlich  das  Alte  Testa- 
ment aus  dem  Hebräischen;  ihre  Arbeit  blieb  ungedruckt,  weil  sich  nie- 
mand fand,  der  die  Kosten  des  Drucks  tragen  wollte;  dasselbe  Schicksal 
hatte  die  Uebersetzung  der  ganzen  Bibel  des  reformirten  Predigers  Georg 
Bessenyei;  er  legte  sie  deshalb  in  der  Bibliothek  des  reformirten  debre- 
cziner  Collegiums  nieder. 

Ungleich  wichtiger  als  die  bisher  erwähnten  waren  die  in  lateinischer 
Sprache  geschriebenen  meistens  historischen  "Werke.  Matthias  Bei  (Bru- 
der des  genannten  leipziger  Professors)  wurde  zu  Oesova  im  Sohler  Co- 
mitate  1684  geboren,  begann  seine  Studien  am  presburger  Lyceum.  be- 
endigte sie  an  der  hallenser  Universität,  ward  Rector  des  presburger 
Lyceums  und  starb  1749.  Im  Begriff,  eine  Geschichte  der  ungarischen 
Sprache  zu  schreiben,  forderte  er  1713  die  vaterländischen  Gelehrten 
auf,  Beiträge  zu  dem  Werke  zu  liefern,  diese  liefen  jedoch  nicht  ein; 
und  er  mußte  sein  Vorhaben  aufgeben.  Die  Schrift:  „De  vetere  Litera- 
tura  Hunno-Scythica"  (Leipzig  1718)  geht  von  unrichtigen  Vermuthungen 
über  den  Ursprung  des  ungarischen  Volks  aus.  Er  gab  die  erste  unga- 
rische Grammatik  für  Deutsche  heraus  (Wien  1729).  Von  seinem  „Ad- 
paratus  ad  historiam  Hungariae",  welcher  eine  möglichst  vollständige 
Sammlung  der  Quellen  zur  Geschichte  Ungarns  sein  sollte,  erschien  der 
„Prodromus"in  Nürnberg  1723,  der  Anfang  des  Werkes  inPresburgl746. 
An  dessen  Weiterführung  durch  widrige  Umstände  selbst  gehindert,  gab  er 
dieselbe  ganz  auf,  als  Job.  Georg  Schwandtner,  ein  0  est  erreich  er,  „Scrip- 
tores  rerum  Hungaricarum  veteres  et  genuini"  herausgab  (Wien  1746 — 
48^).  Bel's  wichtigstes,  von  seinem  unermüdlichen  Fleiß  im  Forschen  und 
Sammeln  zeugendes  Werk  ist;  „Notitia  Hungariae  novae  historico-geo- 
graphica",  welches  die  ausführlichsten  geschichtlichen,  geographischen  und 
statistischen  Daten  über  alle  Gespanschaften  enthält.  Von  dem  im  Marm- 
script  vollendeten  Werke  waren  vier  Bände  gedruckt,  als  Bei  starb,  der 
Primas  Batthyäny  kaufte  das  Manuscript.von  dem  eiuTheil  auf  der  Donau 
unterwegs  nach  Gran  durchnäßt  und  unleserlich  wurde,  das  übrige  an- 
gedruckt blieli.  Der  gelehrte  Jesuit  Georg  Pray  schrieb  „Annales  Regum 
Hungariae"  in  dynastisch-hierarchischem  Sinne,  in  welchem  er  gibt,  was 
der  Titel  verspricht,  eine  Geschichte  der  Könige,  ihrer  Thaten,  Kriege 
und  Schicksale.  Maria  Theresia  ernannte  Pray  zum  Historiographen 
Ungarns  mit  einem  Gehalte  von  nur  400  Gulden.  Unvergängliche  ^'er- 
dienste  hat  sich  der  Jesuit  Katona  um  die  Geschichte  Ungarns  erworben 
durch  seine  ,.Historia  Ducutn  et  Regum  Hungariae'-.  Das  große,  nach 
Katoua's  Tode  von  Kalinovich  fortgesetzte  Werk,  35  starke  Bände,  ent- 
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spricht  zwar  den  Anforderungen  nicht,  die  man  an  eine  kritische  Ge 
schichte  macht,  ist  eigentlich  nur  eine  Zusammenstellung  von  Thatsachen, 
ohne  diese  als  Ursache  und  Wirkung  zu  verbinden,  und  zeichnet  sich  auch 
nicht  durch  geistvolle  Darstellung  aus;  aber  es  enthält  eine  Menge  mit 
anerkennuugswürdigem  Fleiß  erforschter  und  zusammengetragener  Ur- 
kunden und  Daten,  welche  dasselbe  zu  einem  reichen  Quellenwerke  für 
die  Geschichte  Ungarns  machen.  Aehnliche  Verdienste  erwarben  sich 
Koliär,  Peterfi,  Kerchelich,  Timon,  Hevehessy,  Kaprinay  u.  a. 
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Joseph  II.     1780  —  1790. 


Erster  Abscliiiitt. 


Joseph  und  seine  Zeit. 

Die  neuen  Ansichten  über  Wissenschaften.  —  Staat  und  Kirche  des 
18.  Jahrhunderts.  —  Joseph  nimmt  sie  in  sich  auf;  kann  sie  als 
Mitregent  nicht  in  Anwendung  bringen;  bildet  sich  durch  Reisen 
zum  Reg<'nten.  —  Oekonomistisches  und  physiokratisches  System 
der  Staatswirthschaft.  —  Joseph  wählt  sich  Friedrich  II.  zum  Vor- 
bilde. — ■  Der  Einheitsstaat,  zu  welchem  er  die  vielgestaltige 
Monarchie  machen  will.  —  Seine  Manifeste  beim  Regierungs- 
antritt. —  Er  beruft  den  ungarischen  Reichstag  nicht  ein,  um 
sich  krönen  zu  lassen. 

»Joseph  IL,  der  die  Reihe  dor  Monarchon  ans  dorn  Ilanso  Habsburg- 
Lothringeii  eröffnete,  hatte  die  geistigen  Fähigkeiten,  den  festen  Willen 
und  die  Thätigkeit  seiner  iMutter  geerbt,  erhob  sich  aber  über  die  Vor- 
urtheile,  die  den  Glanz  ihrer  Kegiernng  verdunkelten,  und  erfaßte  den 
Geist  seines  Jahrhunderts,  den  die  von  Generation  zu  Generation  sich 
erweiternde  Wissenschaft  und  sich  vermehrende  Erkenntniss  geweckt 
hatten.  Scharfsinnige  Denker  erkannten  das  Irrige,  Ungerechte  und 
Nachtheilige  der  aus  dem  Mittelalter  herrührenden  Meinungen,  F^in- 
richtungen  und  Zustände,  verkündigten  neue  Ansichten  über  Philosophie 
und  Religion,  über  Staat  und  Kirche,  und  stellten  Grundsätze  auf, 
nach  denen  alle  Verhältnisse  der  Menschheit  verbessert  werden  sollten. 
Neben  diesen  Denkern,  deren  ernstes  Streben  auf  Wahrheit,  Recht 
und  Menschenwohl  gerichtet  war,  traten  sogenannte  Freigeister  auf,  die 
zwar  ebenfalls  mit  Gründen  der  Vernunft  und  Pfeilen  des  Witzes  den 
Aberglauben  und  das  Unrecht,  den  weltlichen  und  geistliclieii  Despotis- 
mus bekämpften,  ai)er  auch  das,  was  den  Menschen  immer  heilig  und 
ehrwürdig  sein  soll,  bestritten  und  verhöhnten.  Bei  der  allgemeinen 
Verbreitung,  welche  die  französische  Sprache,  Bildung  und  Literatur 
seit  der  Zeit  Ludwig's  XIV.  in  den  gebildeten  und  vornehmen  Kreisen 
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der  meisten  Länder  Europas  gewonnen  hatten,  herrschten  die  Ansichten 
französischer  Schriftsteller  vor,  und  erlangten  unter  diesen  besonders 
Montesquieu,  Voltaire  und  Rousseau  einen  mächtigen  Einfluß  auf  die 
Denkungsart  ihrer  Zeitgenossen.  Der  erste  schildert  in  seinen  frühern 
Werken  das  Verderben,  welches  der  militärische  und  hierarchische 
Despotismus  anrichtet,  und  stellt  im  „Esprit  des  lois"  das  Muster  einer 
constitutionellen  Monarchie  auf,  wobei  ihm  die  englische  vor  Augen 
schwebte.  Seine  Werke,  obgleich  nicht  frei  von  irrigen  Meinungen, 
enthalten  einen  grossen  Schatz  wahrer  politischer  Weisheit.  Voltaire, 
ein  reicher  Geist  an  angeborenem  Talent  und  erworbenem  Wissen,  aber 
von  kaltem  Verstände,  erschütterte  mit  scharfsinniger  Beredsamkeit  und 
noch  mehr  mit  beißendem  Spott  die  bestverwahrten  Festen  des  Aber- 
glaubens und  des  historischen  Unrechts,  verwechselte  aber  auch,  von 
Eitelkeit  und  Leidenschaft  getrieben ,  das  ausgeartete  Kirchenthum  mit 
dem  Christenthume  und  die  Verunstaltungen  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft mit  den  Grundpfeilern  derselben,  weshalb  seine  außerordentliche 
Wirksamkeit  theils  heilsam,  theils  verderblich,  und  im  ganzen  mehr  zer- 
störend als  bauend  war.  Rousseau,  gemüthreich  und  schwärmerisch, 
trug  seine  Lehren  mit  hinreißendem  Schwünge  der  Gedanken  und  in 
einer  Sprache  von  bezaubernder  Schönheit  vor.  Er  stellte  die  Civili- 
sation  als  verderblich  und  die  Rückkehr  zum  Naturzustande  als  das 
Heil  der  Menschheit  dar;  leitete  die  Gründung  des  Staats  von  einem 
Urvertrage  her,  der  nirgends  geschlossen  worden,  und  gelangte  folge- 
richtig zur  Volkssouveränetät  und  demokratischen  Republik;  forderte 
statt  der  mühsamen  Erziehung  eine  spielende,  statt  der  positiven  Dog- 
matik  eine  freie  Religion  des  Gemüths,  statt  der  strengen  Moral  eine 
weichliche  Tugend  des  Herzens. 

Aufklärung,  Bildung  und  Verbesserung  des  Bestehenden  waren  die 
Losungsworte  der  Zeit,  die  aber  von  jedem  nach  seinem  Sinne  gedeutet 
.  wurden.  Männer  von  ernstem  Sinne  strebten  die  Grundsätze  echter 
Weisheit  ins  Leben  einzuführen;  Gefühlsmenschen,  die  mit  Rousseau  für 
Menschenrechte  und  Menschenwohl  schwärmten,  versuchten  die  Lehren 
ihres  Meisters  zu  verwirklichen.  Freigeister,  die  sich  von  allem  Hohen 
und  Heiligen  losgesagt,  arbeiteten  am  Umsturz  alles  dessen,  was  sie  als 
unvernünftig,  veraltet  und  schädlich  verschrien.  Die  Regenten  und 
Minister  griffen  die  neuen  Ansichten  über  Staat  und  Kirche  auf;  denn 
vermöge  derselben  glaubten  sie  sich  berechtigt,  bestehende,  ihnen  lästige 
Einrichtungen  zu  ändern,  namentlich  die  Macht  der  Hierarchie  und  des 
Feudalismus  zu  brechen.  Aber  die  Reformen,  welche  sie  vornahmen, 
hatten  nicht  Erweiterung  der  Volksrechte,  sondern  Befestigung  der  ab- 
soluten monarchischen  Gewalt  und  der  schon  fast  überall  eingeführten 
Cabinetsregierung  zum  Endzwecke.  Ueberdies  gingen  die  damaligen 
Staatsreformatoren  von  der  irrigen  Meinung  aus,  daß  die  Verfassung,  der 
Wohlstand  und  der  Charakter  eines  Volks  sich  nach  gewissen  Theorien 
und  durch  Verordnungen  willkürlich  regeln  und  gestalten  lasse.  Die 
von  oben  ausgehenden  Reformen  stießen  daher  nicht  allein  bei  Priestern 
und  Aristokraten,  gegen  deren  bevorzugte  Stellung  sie  gerichtet  waren, 
sondern  auch  beim  Volke,  zu  dessen  Bestem  sie  vorgeblich  oder  wirklich 
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unternommen  wurden,  auf  heftigen  Widerstand,  weil  dieses  am  Her- 
kommen klebte  und  sich  durch  gewaltsamen  Angriff  auf  dasselbe  in 
seinen  Gewohnheiten  gestört  fühlte,  ohne  daß  es  Rechte  und  Yortheilc 
gewann. 

Die  neuen  freien  Ansichten  über  Wissenschaft,  Staat  und  Kirche 
drangen  trotz  aller  Censuren  und  Bücherconfiscationen  auch  in  die 
sogenannte  österreichische  Monarchie  ein,  hatten  selbst  am  Hofe  der 
frommen  Maria  Theresia  an  Kaunitz,  van  Swieten  Vater  und  Sohn  und 
andern  Männern  eifrige  Anwalte,  und  fanden  an  Joseph  den  Fürsten, 
der  vorerst  den  Willen,  später  auch  die  Macht  hatte,  sie  zu  verwirk- 
lichen. Nach  ganz  andern  Grundsätzen  erzogen,  schöpfte  er  sie  aus 
Büchern  und  dem  Umgange  mit  aufgeklärten  Männern,  und  wurde  in 
ihnen  durch  die  Beobachtung  dessen  bestärkt,  was  um  ihn  vorging.  Er 
betrachtete  mit  Unwillen  die  herrschende  Bigoterie  und  Intoleranz, 
durchschaute  die  geheuchelte  Frömmigkeit,  mit  welcher  Priester  und 
Höflinge  sich  die  Gunst  seiner  Mutter  erschlichen,  nahm  den  schleppen- 
den Gang  der  Staatsverwaltung  nebst  der  geistigen  Beschränktheit  und 
UnZuverlässigkeit  der  Beamten  wahr,  erkannte  die  Ungerechtigkeit  und 
die  Hindernisse  der  allgemeinen  Wohlfahrt,  welche  aus  den  Vorrechten 
einiger  Stände  und  aus  der  Knechtschaft  des  übrigen  Volks  entsprangen, 
und  gewann  die  Ueberzeugung,  dies  alles  müsse  anders  werden.  Nach 
dem  Tode  seines  Vaters  Kaiser  geworden  und  zum  Mitregenten  von 
seiner  Mutter  angenommen,  glaubte  er,  die  durchgreifenden  Reformen 
beginnen  zu  können,  die  seinem  Geiste  vorschwebten  (vgl.  die  Denk- 
schrift S.  408);  aber  diese  waren  den  Gesinnungen  und  Ansichten  Maria 
Theresia's  so  entgegengesetzt,  daß  sie  ihm  blos  das  Militärwesen  und 
die  Finanzen  überließ  und  auf  die  übrigen  Zweige  der  Staatsverwaltuug 
nur  geringen  Einfluss  gestattete.  Der  Unmuth,  den  er  hierüber  empfand, 
wurde  noch  dadurch  vermehrt,  daß  er  als  Mitregent  Verordnungen,  an 
denen  er  wenig  oder  keinen  Antheil  genommen,  und  die  oft  seinen  An- 
sichten widersprachen,  zu  unterzeichnen  und  sich  als  deren  Miturheber 
vor  der  Welt  zu  bekennen  genöthigt  war.  ^  Mit  der  Zeit  erlangte  er 
zwar  mehr  Einfluss  auf  die  Regierung,  und  vieles,  was  in  den  letzten 
Jahren  Maria  Theresia's  geschah,  war  sein  Werk;  aber  die  großen,  den 
Staat  umfassenden  Reformen,  welche  er  vorhatte,  mußten  seiner  Thron- 
besteigung vorbehalten  bleiben. 

Die  Zwischenzeit  benutzte  Joseph  eifrig,  theils  durch  Studien  seine 
Ansichten  über  den  Staat  und  dessen  Verwaltung  zu  erweitern  und  zu 
vervollkommnen,  theils  zu  Reisen  im  In-  und  Auslande,  um  die  Zustände 
beider  kennen  zu  lernen  und  Erfahrungen  zu  sammeln,  die  er  künftig 
als  Regent  zu  verwerthen  gedachte.  Diese  Reisen  machte  er  ohne  allen 
damals  bei  Reisen  der  Monarchen  noch  für  unumgänglich  erachteten 
fürstlichen  Pomp  und  Aufwand.  Zuerst  bereiste  er  die  Länder,  welche, 
aneinander  grenzend,  den  Kern  der  Monarchie  bildeten.  Ohne  viele 
Vorbereitung,    vorläufige   Ankündigung    und    mit    wenigen    Begleitern 

*  Briefwechsel  Maria  Theresia's  und  Joseph's,  herausgegeben  von  Arneth, 
Bd.  III. 
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brach  er  auf,  vermied  soviel  möglich  huldigende  Empfangsfeierlich- 
keiten, trennte  sich  unterwegs  bisweilen  von  seiner  Begleitung,  über- 
raschte Behörden  und  Beamte  bei  ihrer  Geschäftsführung,  betrat 
unerkannt  die  Wohnungen  des  Volks  und  ließ  sich  mit  Menschen  aller 
Klassen  in  Gespräche  ein,  wovon  viele  noch  jetzt  nicht  vergessene 
Anekdoten  zeugen.  So  lernte  er  durch  eigene  Beobachtung  Land  und 
Leute,  deren  Bedürfnisse  und  die  Gebrechen  der  Verwaltung  kennen 
und  fand  zugleich  Gelegenheit,  Nothständen  abzuhelfen,  Verdienste  zu 
belohnen  und  Vergebungen  zu  bestrafen.  In  solcher  Weise  bereiste  er 
1768,  1772  und  1773  Ungarn  und  dessen  Nebenländer  nach  allen  Rich- 
tungen. Die  Reisen  in  die  durch  dazwischenliegende  fremde  Gebiete 
von  der  Monarchie  getrennten  Provinzen  und  ins  Ausland  machte  er 
incognito  unter  dem  Namen  „Graf  von  Falkenstein"  17G9,  und  1774 
bereiste  er  Italien,  wo  er  in  Venedig,  Mailand,  Turin,  Florenz,  Rom  und 
Neapel,  hier  länger,  dort  kürzer  verweilte;  1776  begab  er  sich  nach 
Vorderösterreich  und  den  österreichischen  Niederlanden ;  1777  besuchte 
er  seinen  Schwager  Ludwig  XVI.  und  seine  Schwester  Antonie  in 
Frankreich,  bewahrte  auch  da  das  strengste  Incognito,  um  allen  zeit- 
raubenden Ehrenbezeigungen  und  Festen  zu  entgehen.  In  Paris,  wo  er 
sich  vom  18.  April  bis  31.  Mai  aufhielt,  stieg  er  in  einem  Gasthofe  ab, 
besah  mit  einem  oder  zwei  Begleitern  die  Merkwürdigkeiten  der  Welt- 
stadt, besuchte  die  Versammlungsorte  ihrer  Bewohner,  machte  die  Be- 
kanntschaft hervorragender  Gelehrter  und  Staatsmänner  und  richtete 
seine  Aufmerksamkeit  auf  die  Zustände,  die  öffentlichen  Anstalten  und 
die  Industrie  Frankreichs.^  Die  Reise,  die  er  1780  nach  Russland 
unternahm,  ist  bereits  erwähnt  worden. 

Um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  waren  in  Frankreich  zwei  neue 
Systeme  der  Staatswirthschaft  aufgestellt  worden,  das  ökonomistische 
von  Quesnay,  das  physiokratische  von  Gournay.  Die  Anhänger  beider 
erkannten  zwar  an,  daß  alle  Arten  von  schaffender  Thätigkeit  den 
Reichthum  eines  Volks  erzeugten  und  förderten,  aber  die  Oekonomisten 
hielten  die  Erzeugnisse  des  Bodens,  die  Physiokraten  dagegen  Industrie 
und  Handel  für  die  Ilauptquellen  des  Nationalwohlstandes.  Beide 
stimmten  mit  den  Mercantilisten  in  der  Ansicht  überein,  daß  der  Reich- 
thum eines  Landes  in  dem  Maße  wachse,  in  welchem  es  mehr  ein- 
iieimische  Producte  der  Natur  und  Kunst  aus-  als  einführe  und  dadurch 
seinen  Vorrat!)  an  edeln  Metallen  vermehre.  Auch  forderten  zwar  beide, 
wenn  ihr  System  angewendet  werder»  sollte,  die  Hinwegräumung  aller 
der  Schranken,  welche  das  Mittelalter  durch  den  Feudalismus  sowie 
durch  Corporationen  und  Privilegien  der  Betriebsamkeit,  dem  Erwerb 
und  dem  Wohlstand  der  Völker  gesetzt  hatten;  aber  die  Physiokraten 
verlangten  überdies  volle  bürgerliche  Freiheit  als  zum  Gedeihen  der 
Industrie  und  des  Handels  unumgänglich  nöthig.  Joseph,  autokratisch 
gesinnt  und  entschlossen,  alles  für  das  Volk,  jedoch  nichts  durch  das- 
selbe zu  Ihun,  neigte  mehr  zum  ökononiislischen  System  hin  und  legte 

'  Das  Tagebuch  Joseph's  über  diese  Reise  bei  Gross-Hoffinger,  Lebens- 
und Regierungsgeschichte  Joseph's  II.;    Archiv,  IV,   130  fg. 
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es  vornebmiich  seinen  Reformen  der  Staatswirthschaft  zum  Grunde, 
ohne  daß  er,  wie  die  meisten  Staatsökonomen  seiner  Zeit,  die  Irrtliümer 
beider  erkannte.  Nebstbei  erkor  er  sich  Friedrich  11.  zum  Vorbilde, 
ohne  zu  bedenken,  daß  er  nicht  wie  dieser  einen  militärischen  Staat,  in 
welchem  es  weder  verschiedene  Nationen,  noch  eine  Verfassung,  noch 
eine  mächtige  Aristokratie  und  Klerisei  gab,  zu  beherrschen  haben 
werde;  denn  auch  er  war,  wie  die  meisten  Staatsmänner  seiner  Zeit,  in 
dem  Irrthum  befangen,  daß  ein  dauerhaftes  Staatsgebäude  auf  dem 
Grunde  von  Theorien  durch  bloße  Verordnungen  errichtet  werden 
könne. 

Als  er  nach  dem  Tode  seiner  Mutter  den  Thron  bestieg,  schwebte 
daher  vor  seinem  Geiste  schon  das  Bild  des  Staats,  in  welchen  er  die 
ererbte,  aus  den  verschiedensten  Elementen  bestehende  Monarchie  um- 
gestalten wollte.  Sämmtliche  Länder  und  Völker  derselben  sollten  mit 
Beseitigung  alles  sie  voneinander  Unterscheidenden  und  Trennenden 
durch  dieselbe  Verfassung,  dasselbe  Recht  und  dieselbe  Amtssprache 
(die  deutsche)  zu  einem  gleichförmigen  Einheitsstaate  verschmolzen  wer- 
den, dessen  Monarch  die  unumschränkte  gesetzgebende  und  vollziehende 
Gewalt  besitzen  müsse,  um  ungehindert  und  mit  ganzer  Kraft  nach 
innen  und  außen  wirken  zu  können.  In  diesem  Einheitsstaate  sollten 
nach  Möglichkeit  die  Standesprivilegien  aufgehoben  und  gleiches  Recht 
wie  gleiche  Belastung  aller  Einwohner  eingeführt,  die  katholische  Kirche 
der  Obmacht  des  auswärtigen  Papstes  entzogen  und  der  Staatsgewalt 
untergeordnet,  der  Unterdrückung  anderer  Kirchen  ein  Ende  gemacht 
und  ihnen  Duldung  gewährt,  der  menschliche  Geist  von  den  Fesseln  des 
Aberglaubens  befreit  und  Aufklärung  befördert,  ein  geregelter  Gang  der 
Regierung  und  ein  geordneter  Finanzzustand  hergestellt  werden.  Sich 
selbst  aber  betrachtete  Joseph  als  den  ersten  Diener  des  Staats. 

Dies  waren  die  eines  grossen  Monarchen  würdigen  Hauptziele, 
welche  sich  Joseph  vorsteckte.  Aber  während  er  sie  in  seiner  Brust 
verschließen  mußte,  war  er  vierzig  Jahre  alt  geworden,  und  die  Zeit,  die 
ihm  noch  übrig  blieb,  schien  ihm  kurz  zu  sein;  er  begann  also  seine  Re- 
formen, ehe  er  über  deren  Umfang  wie  über  die  Mittel,  sie  durchzuführen, 
mit  sich  selbst  einig  geworden  war,  che  er  die  nöthigen  Vorbereitungen 
getroffen  hatte,  und  verfuhr  mit  einer  alles  überstürzenden  Ungeduld. 
„Von  allem,  was  ich  unternehme",  sagte  er,  „will  ich  auch  gleich  die 
Wirkung  empfinden.  Als  ich  den  Frater  und  Augarten  herrichten  ließ, 
nahm  ich  keine  jungen  Sprossen,  die  erst  der  Nachwelt  dienen  mögen, 
nein,  ich  wählte  Bäume,  unter  denen  ich  und  mein  Mitmensch  Vergnügen 
and  Vortheil  finden  kann."  Dabei  wollte  er,  durch  widrige  Erfahrungen 
von  der  Unfähigkeit  und  dem  bösen  Willen  der  Beamten  mistrauisch 
gemacht,  alles  selbst  sehen  und  thun,  statt  sich  die  Leitung  des  Allge- 
meinen und  Großen  vorzubehalten,  verirrte  si('h  deshalb  ins  Einzelne 
und  Kleine  und  erliess  aus  Unkenntniss  und  Uebereilung  manche  ver- 
fehlte Anordnungen,  die  er  wieder  zurücknehmen  mußte.  Er  ging 
endlich  mit  autokratischer  Willkür  zu  Werke,  schonte  weder  das  Na- 
tionalgefühl noch  gesetzlich  bestehende  Rechte  und  tief  gewurzelte  Ein- 
richtungen, und  gab  weder  Vorstellungen  noch  Bitten  Gehör.    Darum 
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stießen  selbst  seine  bestgemeinten  und  gemeinnützigsten  Verordnungen 
theils  auf  passiven,  theils  activen  Widerstand,  woran  die  meisten  seiner 
Plane  scheiterten. 

Der  hohe  Geist  Joseph's,  seine  Freisinnigkeit  und  seine  Absicht,  den 
Staat  zu  reformiren,  waren  zu  gut  bekannt,  als  daß  nicht,  je  nach  Stand 
und  Gesinnung,  die  einen  mit  Hoffnung,  die  andern  mit  Besorgniß  sei- 
ner Regierung  entgegengesehen  hätten.     Die  Manifeste,  in  welchen  er 

1780  am  ersten  Tage  nach  dem  Tode  Maria  Theresia's,  30.  November  1780, 
den  Völkern  der  Monarchie  seine  Thronbesteigung  verkündete,  ließen 
darauf  schließen,  was  diese  von  ihm  zu  erwarten  hatten.  Jene  Mani- 
feste, welche  er  an  die  Stände  der  österreichischen  und  böhmischen  Län- 
der richtete,  enthielten  den  Ausspruch,  er  werde  ohne  Rücksicht  auf  die 
Vorurtheile  und  Rechte  der  einzelnen  Nationen  seines  Reichs  nur  auf 
das  Wohl  der  Gesammtheit  Bedacht  nehmen.  In  dem  Manifeste,  das  er 
an  die  ungarischen  Behörden  und  Gespanschaften  erließ,  fand  sich  zwar 
keine  ähnliche  Erklärung,  er  bestätigte  vielmehr  in  demselben  die  Hof-, 
Reichs-  und  sonstigen  Beamten  in  ihren  Aemtern  ohne  Aenderung  des 
Eides  und  der  Weisungen,  an  die  sie  gebunden  waren,  und  verhieß  zu- 
gleich den  Ständen  die  Aufrechthaltung  ihrer  Freiheiten  und  Rechte,  er 
schwieg  aber  darüber,  was  dem  Erben  des  erledigten  Throns  vor  allem 
oblag  und  noch  obliegt.  Es  ist  nämlich  ein  Grundgesetz  des  ungarischen 
Reichs,  daß  der  Thronerbe  erst  durch  die  Krönung  mit  der  Stephans- 
krone Kitnig  wird,  und  seine  Verordnungen  erst  durch  dieselbe  die  Kraft 
königlicher  Handlnnoen  erlangen.  Demgemäß  hat  der  Thronfolger  ohne 
Verzug  einen  Reichstag  auszuschreiben,  um  sich  binnen  sechs  Monaten 
krönen  zu  lassen,  vor  der  Krönung  das  Inauguraldiplotn  auszustellen,  in 
welchem  er  die  Selbständigkeit  des  Reichs,  dessen  Verfassung  und  Ge- 
setze aufrecht  zu  halten  gelobt,  und  dies  bei  der  Krönung  selbst  zu 
schwören.  Diesen  Schwur  wollte  Joseph  nicht  leisten,  weil  derselbe  ihn 
genöthigt  hätte,  entweder  den  Plan  des  einheitlichen  Staats  aufzugeben 
oder  sein  Gewissen  mit  einem  Eidbruch  zu  belasten.  Er  beschloß  daher, 
den  Reichstag  nicht  einzuberufen  und  sich  nicht  krönen  zu  lassen.  Die 
Ungarn  besorgten  zwar,  daß  Joseph  wichtige  Aenderungen  der  Ver- 
fassung und  Gesetze  herbeizuführen  beabsichtige  und,  um  die  nöthigen 
Vorbereitungen  treffen  zu  können,  den  Reichstag  und  die  Krönung 
hinausschiebe,  daß  er  aber  den  Vorsatz  habe,  weder  einen  Reichstag 
einzuberufen,  noch  sich  krönen  zu  lassen,  und  ihr  souveränes  Reich  zur 
Provinz  eines  österreichischen  Gesammtstaats  zu  machen,  das  befürch- 
teten sie  längere  Zeit  hindurch  um  so  weniger,  weil  er  in  Siebenbürgen 

1781  am  21.  August  178]  durch  den  Feldzeugmeister  Preuß  einen  kurzen 
Landtag  der  drei  Nationen  halten,  ihnen  die  Huldigung  abnehmen  und 
ihre  Rechte;  bestätigen  ließ^;  di<>  Huldigung  der  Niederlande  aber  per- 
sönlich empfing  und  sich  zur  Aufreclithaltung  ihrer  Verfassung  ver- 
pflichtete. 

'  A.  P.  Geissler,  Skizzen  ans  dem  Charakter  und  den  Handhmgen 
Joseph's  II.  (Halle   1788),   II,  37. 
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Die  Reformen  Joseph's. 

Preßverordnung.    Kirchliche  Reformen.    Reformen  der  Volksschulen 
und  höhern  Lehranstalten.    Staatsreformen  in  Ungarn. 

Joseph  nahm  die  Reformen,  für  die  er  sich  freie  Hand  zu  behalten 
suchte,  nicht  nach  den  Gegenständen,  die  sie  betrafen,  gesondert,  auch 
nicht  in  einer  diesen  gemäß  geordneten  Reihenfolge  eine  nach  der  an- 
dern, sondern  fast  alle  zugleich  vor  und  erließ  in  derselben  Zeit  und, 
wie  es  schien,  ohne  festen  Plan,  Verordnungen  über  die  verschiedensten 
Dinge.  Dabei  beschäftigte  er  sich  nicht  weniger  unablässig  mit  den 
Beziehungen  seiner  Monarchie  zu  andern  Staaten,  wie  auch  mit  der  Ab- 
rundung  und  Vergrösserung  derselben.  Soll  daher  die  Geschichte  seiner 
Regierung  mehr  sein  als  eine  Aufzählung  von  Verordnungen  und  Be- 
gebenheiten, die  miteinander  in  keinem  andern  Zusammenhange  als  dem 
der  Gleichzeitigkeit  stehen,  soll  sie  eine  übersichtliche  Darstellung  seiner 
Regententhätigkeit  werden,  so  müssen  die  nebeneinanderlaufenden  Re- 
formen und  Thatsacben  nach  ihren  Gegenständen  voneinander  geschieden 
und  in  gleichartige  Gruppen  zusammengestellt  werden.  Das  Wichtigste 
in  der  Regierung  Joseph's,  das,  wodurch  sie  ihren  eigenthümlichen  Cha- 
rakter erhält,  sind  aber  seine  Reformen,  darum  lassen  wir  sie  auch  allem 
andern  vorhergehen  und  beginnen  die  Reihe  derselben  mit  der 


Prefsverordnnii^. 

In  der  freien  Presse  erkannte  der  freisinnige  Kaiser  das  zweck- 
mäßigste Mittel,  Aufklärung  unter  dem  Volke  zu  verbreiten,  dasselbe  auf 
seine  beabsichtigten  Reformen  vorzubereiten  und  für  dieselben  zu  ge- 
winnen. Er  zerbrach  daher  durch  die  Preßverordnung,  die  er  zu  Anfang 
von  1781  erließ,  die  Fesseln,  welche  eine  äußerst  strenge  Censur  unter 
Maria  Theresia  dem  freien  Worte  angelegt  hatte.    Die  Präventivcensur 
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blieb  zwar  fortbestehen,  auch  wurde  eine  Ceusurcommission  eingesetzt, 
der  er  die  Beurtheilung  dessen,  was  gedruckt  werden  dürfe,  in  oberster 
Instanz  auftrug,  aber  die  Vorschriften  der  Verordnung  und  die  den  Cen- 
soren  ertheilten  Weisungen  waren  so  liberal  und  mild,  daß  sie  fast  un- 
beschränkte Preßfreiheit  gewährten.  Verboten  war  blos  der  Druck  wider 
den  Staat,  die  Religion,  Sittlichkeit  und  persönliche  Ehre  gerichteter 
Schriften;  dagegen  durften  freimüthige  Aeußerungen  und  selbst  tadelnde 
Urtheile  über  herrschende  Meinungen  und  Gebräuche,  über  öffentliche 
Anstalten  und  deren  Einrichtungen,  über  Gesetze  und  Zustände  des 
Staats  wie  der  Kirche,  über  Personen  und  deren  Handlungen,  auch  den 
Monarchen  nicht  ausgenommen,  vermittels  der  Presse  veröffentlicht 
werden,  nur  war  der  Verfasser  für  das,  was  er  drucken  gelassen,  ver- 
antwortlich und  mußte  sich  deshalb  nennen.  Die  lange  vorenthaltene 
Freiheit  wurde  sogleich  eifrig  benutzt;  Berufene  und  Unberufene  schrie- 
ben über  allerhand  Dinge.  Joseph  selbst  veranlaßte  Männer  seines  Ver- 
trauens, mit  Gründen  und  Ironie  den  Aberglauben  und  Misbräuche  zu 
bekämpfen  und  das  Volk  besonders  über  seine  Reformen  aufzuklären. 
Es  tauchten  jedoch  auch  Schmähschriften  und  sogar  anonyme  Libelle 
auf,  in  denen  die  Religion  und  Sittlichkeit  verhöhnt  und  die  Ehre  Recht- 
schaffener besudelt,  er  selbst  schändlich  geschmäht  wurde.  Die  Nach- 
sicht, die  deren  Verfassern  widerfuhr,  war  so  groß,  daß  man  nicht  einmal 
nach  ihnen  forschte.  Auf  Klagen  über  die  Ausschreitungen  der  Presse 
erwiderte  Joseph  eines  Tags:  „Sind  die  Kritiken  falsch,  so  werden  sie 
bald  vergessen  werden;  sind  sie  aber  wahr,  so  können  sie  uns  allen  zur 
Belehrung  dienen."  Zu  dem  entdeckten  Verfasser  eines  anonymen,  ihn 
selbst  verlästernden  Libells  sagte  er:  „Hätten  Sie  wider  den  Staat  ge- 
schrieben, so  wäre  ich  genöthigt,  Ihnen  den  Kopf  abschlagen  zu  lassen, 
weil  Sie  aber  nur  meine  Person  angegriffen  haben,  verzeihe  ich  Ihnen 
und  ernenne  Sie,  damit  Sie  Ihre  Fähigkeiten  künftig  besser  gebrauchen, 
zu  meinem  Cabinetssecretär."  Die  Beschwerden  über  Misbrauch  der 
Preßfreiheit  wurden  jedoch  immer  lauter;  die  hohe  Geistlichkeit  beson- 
ders klagte,  daß  die  katholische  Religion  und  Kirche  ungescheut  und 
ungeahndet  angegriffen  und  verhöhnt  werden;  dem  zufolge  gab  der 
Kaiser  der  Ceusurcommission  die  Weisung,  die  Presse  strenger  zu  beauf- 
sichtigen und  die  Verfasser  anstößiger  Schriften  vor  den  Gerichtsbehör- 
den zu  belangen.  Nun  geschah  es  zwar  bisweilen,  daß  der  eine  Censor 
den  Druck  mancher  Schrift  nicht  erlaubte,  ein  anderer  hingegen  gestat- 
tete, und  daß  die  Gerichte,  weil  kein  Preßgesetz  vorhanden  war,  will- 
kürlich und  nicht  selten  unbillig  über  Schriftsteller  urtheilten,  aber 
im  ganzen  erlitt  die  Preßfreiheit  dadurch  eine  kaum  merkliche  Be- 
schränkung. 

Leider  wurde  mit  Einführung  der  Preßficiheit  zugleich  der  Nach- 
druck besonders  im  Auslande  erscliienener  Werke  freigegeben  und 
namentlich  in  Wien  ohne  Scham  im  großen  betrieben,  denn  Josepli 
nahm  denselben  in  Schutz,  weil,  wie  er  sagte,  der  wissenschaflliclie  Ge- 
winn seinen  ünterthanen  zugute  komme,  ohne  daß  dafür  Geld  aus  dem 
Lande  gehe. 
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Kircliliclie  Reformen. 

Die  Rathpjeber  Joseph's  in  kirchlichen  Angelegenheiten.  —  Sein  Brief  an 
Cardinal  Herzan.  —  Die  Mönchsorden,  die  bischöflichen  Rechte  und  die 
päpstliche  Gewalt  betreft'eude  Verordnungen.  Weigerung  der  Bischöfe,  den- 
selben zu  gehorchen.  —  Das  Toleranzedict.  Der  Widerstand,  auf  den  es 
unter  den  Katholischen  stößt;  die  Aufnahme,  die  es  von  seilen  der  Evan- 
gelischen findet.  —  Plus  VI.  kündigt  dem  Kaiser  seinen  Besuch  an;  des 
letztem  Antwort.  —  Abstellung  von  Mönchen  eingeführter  Misbränchc.  ■ — • 
Aufhebung  einiger  Mönchs-  und  Nonnenklöster.  — ■  Vorkehrungen  zum  Em- 
pfange des  Papstes.  Erfolglosigkeit  des  päpstlichen  Besuchs.  —  Aufgehobene 
Orden  und  Klöster;  die  Güter  und  Schätze  derselben  werden  eingezogen 
und  zur  Gründung  des  Religionsfonds  verwendet.  —  Joseph  ist  genöthigt, 
sich  als  guter  Katholik  zu  rechtfertigen.  —  Fernere  Reformen.  —  Ein- 
setzung der  Ober-Kirchencommission  in  Wien  und  der  Untercommissionen 
in  den  einzelnen  Ländern.  Rescript  an  die  ungarische  Kirchencommission, 
welches  den  Verdacht  weckt,  daß  Joseph  die  Einziehung  der  Kircheugüter 
beabsichiige.  Abmahnung  des  Papstes;  Antwort  des  Kaisers.  Ihr  Zer- 
würfniß.  Joseph's  Reise  nach  Rom  und  Ausgleich  mit  Pins.  —  Das  Ehc- 
patcnt.  —  Beschränkung  der  Processionen  und  Wallfahrten;  Abstellung 
abergläubischer   Gebräuche.   —    Das   Toleranzedict    theils    beschränkt,    theils 

erweitert. 

Bei  dea  kirchlichen  Reformen,  welche  Joseph  vornahm,  diente  ihm 
in  vielen  Stücken  das  von  Johann  Ilontheim,  Weihbischof  des  Erzbis- 
thums  Trier,  unter  dem  Namen  Justns  Febronius  17G5  herausgegebene 
Werk  „De  statu  ecclesiae  über  siiigularis"  zur  Richtschnur;  dasselbe 
weist  den  Widerspruch  gründlich  nach,  in  welchem  das  neue  päpstliche 
Kirchenrecht  mit  der  alten  christlichen  Kirchenverfassung  steht.  Seine 
Rathgeber  und  Gehülfen  in  der  schwierigen  Sache  waren  namentlich: 
Freiherr  von  Kreßel;  Gottfried  van  Swieten,  HofbibHothekar;  Rauten- 
strauch, Abt  von  Braunau;  Eybel,  Professor  des  Kirchenrechts  an  der 
wiener  Universität;  Born,  Vorstand  des  Naturaliencabinets;  Sonnenfels, 
Hofkanzleirath;  und  Kaunitz,  der  mit  manchen  Reformen  und  mit  der 
Art,  wie  sie  Joseph  vornahm,  nicht  einverstanden  war,  hier  der  Haupt- 
sache nach  mit  ihm  übereinstimmte.  —  üeber  die  Endzwecke,  welche 
Joseph  durch  die  kirchlichen  Reformen  erreichen  wollte,  gibt  der  Brief 
xVufschluLS,  den  er  im  October  1781  dem  Cardinal  Franz  Herzan,  seinem 
Gesandten  am  päpstlichen  Hofe,  schrieb:  „Hr.  Cardinal!  Seitdem  ich 
den  Thron  bestieg  und  das  erste  Diadem  der  Welt  trage,  habe  ich  die 
Philosophie  zur  Gesetzgeberin  meines  Reichs  gemacht.  Zufolge  ihrer 
Logik  wird  Oesterreich  eine  andere  Gestalt  erhalten,  wird  das  Ansehen 
der  Ulemas  eingeschränkt,  und  werden  die  Majestätsrechte  in  ihr  erstes 
Ansehen  wieder  eingesetzt  werden.  —  Es  ist  nothwendig,  daß  ich  ge- 
wisse Dinge  aus  dem  Gebiete  der  Religion,  wohin  sie  nicht  gehören, 
entferne.  —  Da  ich  den  Aberglauben  und  die  Pharisäer  verachte,  so 
will  ich  mein  Volk  davon  befreien.  In  der  Altsicht  werde  ich  die  Mönche 
verabschieden,  die  Klöster  derselben  aulheben  und  sie  den  Bisch(>fen 
ihres  Bezirks  unterwerfen.  In  Rom  werden  sie  das  für  einen  Eingriff"  in 
die   Rechte  Gottes   erklären;   ich   weiß,   man   wird:    «die  Herrlichkeit 
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Israels  ist  gefallen!»)  ausrufen,  darüber  Klage  führen,  daß  ich  dem  Volke 
seine  Tribunen  wegnehme,  und  zwischen  den  Begriffen  von  Dogma  und 
Philosophie  eine  Grenzlinie  ziehe,  noch  mehr  aber  erbost  werden,  wenn 
ich  alles  das  unternehme,  ohne  daß  ich  hierüber  Gutheißung  vom  Knecht 
der  Knechte  Gottes  habe.  —  Wir  haben  diesen  Dingen  den  Verfall  des 
menschlichen  Geistes  zu  verdanken.  Nie  wird  es  ein  Diener  des  Altars 
zugeben  wollen,  daß  ihn  der  Staat  dahin  weise,  wohin  er  eigentlich  ge- 
hört; wenn  er  ihm  keine  andere  Beschäftigung  als  das  Evangelium 
allein  läßt,  und  wenn  er  durch  Gesetze  verhindert,  daß  die  Kinder  Levi 
mit  dem  Menschenverstände  ein  Monopolium  treiben.  -^  Die  Grundsätze 
des  Monachismus,  von  Pachomius  an  bis  auf  unsere  Zeiten,  sind  dem 
Lichte  der  Vernunft  gerade  entgegengesetzt  gewesen;  sie  kommen  von 
der  Hochschätzung  ihrer  Stifter  bis  zur  Anbetung  selbst,  sodaß  wir  in 
ihnen  die  Israeliten  wieder  aufleben  sehen,  welche  gen  Bethel  gingen, 
um  goldene  Kälber  anzubeten.  —  Diese  unrichtigen  Begriffe  von  der 
Religion  verbreiteten  sich  bis  zum  gemeinen  Manne:  er  kennt  Gott  nicht 
mehr  und  hofft  alles  von  seinem  Heiligen.  —  Die  Rechte  der  Bischöfe, 
die  ich  wiederherstellen  werde,  müssen  die  Denkungsart  des  Volks 
wieder  umschaffen;  ich  werde  dem  gemeinen  Manne  statt  des  Mönchs 
den  Priester,  für  die  Romane  der  kanonisirten  Leute  das  Evangelium 
geben  und  im  Religionsunterschiede  die  Moral  predigen  lassen.  —  Ich 
werde  dafür  Sorge  tragen,  daß  das  Gebäude,  welches  ich  für  die  Zukunft 
errichte,  dauerhaft  bleibe.  Die  Generalseminarien  sind  Pflanzschulen  für 
meine  Priester;  die  Seelsorger,  die  darin  gebildet  werden,  bringen  einen 
geläuterten  Geist  mit  in  die  Welt  und  theilen  ihn  durch  weisen  Unter- 
richt dem  Volke  mit.  —  So  werden  nach  einem  Zeiträume  —  nicht  von 
Jahrhunderten  —  Christen  sein;  so  werden,  wenn  ich  meinen  Plan  voll- 
bracht habe,  die  Völker  meines  Reichs  die  Pflichten  genauer  kennen,  die 
sie  Gott,  dem  Vaterlande  und  ihren  Nebenmenschen  schuldig  sind.  So 
werden  uns  noch  die  Enkel  segnen,  daß  wir  sie  von  dem  übermächtigen 
Rom  befreit,  die  Priester  in  die  Grenzen  ihrer  Pflichten  zurückgewiesen 
und  ihr  Dortsein  dem  Herrn,  ihr  Dasein  aber  dem  Vaterlande  allein 
unterworfen  haben." 

Die  beschlossenen  kirchlichen  Reformen  begann  Joseph  am  24.  März 
1781  1781  mit  der  Verordnung:  „Die  Verbindung,  in  welcher  die  Ordensleute 
der  Provinzen  Sr.  Maj.  mit  auswärtigen  Ordenshäusern  und  deren  Vor- 
gesetzten, namentlich  mit  den  in  Rom  residirenden  Ordensgeneralen  bis- 
her standen,  ist  aufgehoben,  und  die  Ordensleute  sind  von  nun  an  aus- 
schließlich dem  Diöcesanbischof  unterworfen."  Demzufolge  wurden  den 
Klöstern  alle  Geldsendungen  an  ihre  ausländischen  Vorsteher  verboten, 
desgleichen  das  Beziehen  ihrer  Kirchenbücher  von  auswärts  untersagt 
und  die  Drucklegung  derselben  im  Inlande  anbefohlen.  Am  30.  März 
verschärfte  der  Kaiser  das  schon  unter  Maria  Theresia  eingeführte 
landesherrliche  Placet,  vermöge  dessen  päpstliche  Bullen  und  Breven 
nur  nach  erfolgter  Genehmigung  des  Monarchen  veröffentlicht  und  voll- 
zogen werden  dürfen.  Hiermit  stand  eine  zweite  Verordnung  in  Verbin- 
dung, daß  kein  Bischof  gedruckte  oder  geschriebene  Anordnungen  und 
Hirtenbriefe   ohne  Bewilligung  der  Landesbehörden   ausfertigen  dürfe. 
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Am  14.  April  hob  er  die  Gültigkeit  der  den  Bischöfen  von  fünf  zu  fünf 
Jahren  vom  römischen  Stuhle  ertheilten  Vollmachten  zum  Absolviren 
uiul  Dispensiren  in  dem  Papste  vorbehalteiien  Fällen  auf,  verbot  den 
Bischöfen,  dergleichen  Vollmacliten  in  Rom  nachzusuchen,  „indem  eine 
dort  nachgesuchte  Vollmacht  schon  an  und  für  sich  selbst  gegen  die 
eigenen  Rechte  der  Bischöfe  verstoße  und  auf  einer  falschen  Voraus- 
setzung beruhe",  und  übertrug  ihnen  das  Recht  zum  Dispensiren  von 
Ehehindernissen.  Am  4.  Mai  befahl  er,  die  Bullen  In  Coena  Domini 
und  Unigenitus,  weil  sie  die  Rechte  der  Landesfürsteii  und  der  Bischöfe 
beeinträchtigen,  aus  den  Ritualbüchern  zu  reißen  und  ferner  in  keiner 
Weise  zur  Sprache  zu  bringen.  Am  21.  August  untersagte  er  die  An- 
nahme päpstlicher  Ehrentitel  und  Würden.  Am  1.  October  schrieb  er 
den  neuernannten  Bischöfen  einen  Eid  vor,  in  welchem  sie  dem  Kaiser 
noch  vor  der  päpstlichen  Confirmation  unverbrüchliche  Treue,  Gehor- 
sam und  Förderung  des  Staatswohls  anzugeloben  haben,  und  änderte  den 
Eid,  welchen  sie  dem  Papste  zu  leisten  schuldig  waren,  derart  ab,  daß 
sie  gegen  diesen  sich  blos  zu  dem  von  den  Kirchengesetzen  geforderten 
kanonischen  Gehorsam  verpflichten  sollten.  Am  12.  October  verbot 
er  allen  seinen  Unterthanen  das  Studiren  am  Collegium  germanico- 
hungaricum  in  Rom.  —  Mittlerweile  wurde  die  öflFentliche  Meinung 
durch  Flugschriften  auf  die  Aufhebung  der  meisten  Orden  und  Klöster 
vorbereitet.  ^ 

Daß  Mönche,  die  ihre  Existenz  bedroht  sahen,  bigotte  Priester  und 
Laien  über  diese  Verordnungen  aufschreien  und,  sie  zu  befolgen,  sich 
sträuben  würden,  darauf  mußte  Joseph  gefaßt  sein.  Dagegen  durfte  er 
erwarten,  dieselben  würden  von  den  Bischöfen,  denen  sie  ihre  frühern, 
ihnen  vom  Papst  entzogenen  Rechte  wieder  verschaffen  sollten,  mit 
Dank  aufgenommen  werden.  Wenn  er  dies  wirklich  erwartete,  so 
täuschte  er  sich  gewaltig.  Nur  wenige  österreichische  und  böhmische 
Prälaten  waren  oder  zeigten  sich  wenigstens  mit  den  Verordnungen 
einverstanden  und  bereit,  sie  zu  befolgen,  den  übrigen  waren  sie  ein 
Greuel;  sie  zogen  es  bei  weitem  vor,  dem  fernen  Papste  als  dem  nahen 
Monarchen  unterworfen  zu  sein,  begriffen,  daß  der  Bau  der  Kirche,  der 
sie  so  sicher  und  bequem  beherberge,  durch  dergleichen  Reformen  heftig 
erschüttert  würde,  und  sprachen  dem  Kaiser  das  Recht  al),  dieselben 
eigeiunächtig  vorzunehmen.  Der  Erzbischof  von  Wien,  Cardinal  Migazzi, 
überreichte  ihm  eine  Denkschrift,  worin  er  dessen  Decrete  in  kirchlichen 
Dingen  als  ebenso  unberechtigt  wie  verderblich  schilderte  und  auf  deren 
Zurücknahme  drang.  Die  ungarischen  Erzbischöfe,  Cardinal  Batthyäny 
von  Gran  und  Patachich  von  Kalocsa,  beschwerten  sich  in  einer  Zu- 
bchrift  vom  12.  October   in   ihrer   und   ihrer  Mitbischöfe  Namen   sowol 

'  Die  eine  der  Flugschriften,  „Sieben  Kapitel  von  Kloslerieuten",  kün- 
digt ihren  Inhalt  durch  das  Motto  an:  „Der  Satan  selbst  verstellet  sich  zum 
Engl!  des  Liihts,  II.  ad  Cor.  XI,  15."  Mit  Dispensation  der  k.  k.  Büchercensur- 
Commissinn  wegen  Beisetzung  des  Namens  (Wien  1781).  Born  gab  die  „Natur- 
geschichte des  Mönchtluims"  heraus,  in  welcher  er  die  ürdensleute  nach 
ihren  eigenthümliclK-n  Trachten  gleich  Thieren  in  Klassen  und  Ordnungen 
theilte. 
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über  die  der  ß lieberpresse  gestattete  Zügellosigkeit,  wie  über  die  zum 
grüßten  Nacbtbeil  der  katholischen  Kirche  erlassenen  eigenmäclitigin 
Verordnungen,  und  erklärten,  daß  sie  dieselben  im  Vertrauen  zu  der 
Gerechtigkeitsliebe  und  frommen  Gesinnung  Sr.  Maj.  nicht  veröffentlicht 
haben,  auch  ohne  schwere  Verletzung  ihres  Gewissens  nicht  veröffent- 
lichen können. 

Joseph  beantwortete  die  Zuschriften  der  Bischöfe  mit  einer  That, 
welche  unter  den  Fanatikern  Schrecken  und  Ingrimm  verbreitete,  ihm 
aber  den  Beifall  aller  Aufgeklärten  und  unvergänglichen  Ruhm  erwarb. 
1781  Am  24.  October  1781  erließ  er  das  Toleranzedict,  dessen  Anfangsworte 
in  der  deutschen  Ausgabe  lauten:  „Ihre  k.  k.  Majestät,  überzeugt  einer- 
seits von  der  Schädlichkeit  alles  Gewissenszwanges,  im  Gegentheil  aber 
von  dem  vielfälligen  Nutzen,  der  aus  einer  echten,  der  christlichen  Liebe 
angemessenen  Toleranz  sowol  der  Religion  als  dem  Staate  erwächst, 
haben  in  allen  k.  k.  Erblanden  eine  solche  durch  sichere  Maßregeln  zu 
bestätigen  beschlossen."  Hierauf  verordnet  das  Edict  für  Ungarn  dem 
Inhalte  nach:  „Den  augsburger  und  helvetischen  Religionsverwaudten 
wie  auch  den  Griechisch-Nichtunirten  wird  die  Privat-Religionsübung 
überall  im  Reiche  gestattet.  —  Die  Frivat-Religionsübung  ist  in  dem 
Sinne  zu  nehmen,  daß  die  diesen  Glaubensbekenntnissen  Zugethanen  au 
jedem  Orte,  wo  ihrer  hundert  Familien  wohnen  und  die  erforderlichen 
Mittel  oh[ie  Belastung  des  steuernden  Volks  aufbringen  können,  Bei- 
häuser und  Schulen  bauen,  Seelsorger  und  Lehrer  berufen  dürfen.  Sie 
haben  sich  daher  über  die  Zahl  der  Familien  und  die  Ilinlängliehkelt 
der  Mittel  auszuweisen  und  die  Bewilligung  der  Landesbehörden  einzu- 
holen. Doch  sollen  die  Bethäuser  weder  Thürme  noeh  Glocken,  nuch 
den  Eingang  von  der  Gasse  haben.  —  Zu  bürgerlichen  Aemtern  ist 
jedermann  ohne  Unterschied  der  Religion  befähigt,  der  die  erforder- 
lichen Eigenschaften  besitzt.  —  Desgleichen  wird  den  Akalholischen 
das  Recht,  liegendes  Eigentlium  zu  besitzen,  Bürger  und  Meister  zu  wer- 
'  den  und  akadenjische  Würden  zu  erlangen,  überall,  auch  da,  wo  sie  das- 
selbe bisher  nicht  hatten,  ertheilt.  —  Die  Evangelischen  sollen  nicht 
genöthigt  werden,  einen  andern  als  den  den  Grundsätzen  ihrer  Religion 
angemessenen  Eid  zu  schwören,  den  katholischen  Gottesdiensten  beizu- 
wohnen und  an  Frocessionen  theilzunehmen.  --  Die  Kirehen  und  Schu- 
len, in  deren  Besitz  sich  die  Evangelischen  gegenwärtig  befinden,  bleiben 
ihnen  auch  für  künftig  und  dürfen  von  ihnen  nach  Belieben  von  Holz 
oder  Stein  ausgebessert  und  neu  gebaut  werden,  jedoch  ohne  Belastung 
des  steuernden  Volks.  —  Die  Filialkirchen,  welche  den  Muttergemeinden 
noch  thatsächlich  angehören,  sollen  bei  diesen  bleiben,  jene  aber,  die  vor 
kurzem  gesperrt  wurden,  denselben  unverzüglich  übergeben  werden.  — 
Die  gegen  Prediger  wegen  Excursionen  zu  Amtsverrichtungen  erhobenen 
Processe  sind  cassirt.  —  Die  in  gemischter  Ehe  erzeugten  Kinder  sind, 
wenn  der  Vater  katholisch  ist,  alle  katholisch,  wenn  er  evangelisch  ist, 
nur  die  Söhne  evangelisch;  auch  dürfen  die  Väter  nicht  genöthigt 
werden,  Reverse  auszustellen,  durch  die  sie  sich  verpflichten,  alle  ihre 
Kinder  katholisch  zu  erziehen.  —  Die  Besuche  katholischer  Geistlichen 
bei  evangelischen  Kranken  sind,  wenn  sie  von  den  Kranken  nicht  aus- 
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drücklich  verlangt  werden,  untersagt.  —  Die  gesperrten  Hauskapellen 
der  Adflichen  sollen  geöffnet,  künftig  keine  gesperrt  werden.  —  Den 
katholischen  Bischöfen  wird  verboten,  evangelische  Gemeinden  zu  visi- 
liren  und  die  Frediger  über  die  Taufe  zu  examiniren;  dagegen  werden 
die  Superintendenten  zur  Visitation  der  ihnen  untergebenen  Gemeinden 
ermächtigt.  Auch  wird  den  Evangelischen  erlaubt,  zu»  Regelung  ihrer 
kirchlichen  Angelegenheiten  Convente  und  Synoden  zu  halten."  Neben 
diesen  Hauptpunkten  machte  das  Edict  den  Evangelischen  noch  einige 
andere  Zugeständnisse  von  geringerer  Bedeutung. 

Die  ungarische  Stattlialterei,  deren  Räthe  noch  ausschließlich  katho- 
lisch und  zum  Theil  Bischöfe  und  Prälaten  waren,  zögerte,  das  To- 
leranzedict  zu  publiciren,  und  that  dies  erst  im  December  auf  erneuerten 
strengen  Befehl  des  Kaisers.  Die  Bischöfe  legten  in  Zuschriften  an  ihn 
Verwahrung  gegen  dasselbe  ein  und  betheuerten  nochmals,  daß  ihnen 
das  Gewissen  die  Bekanntmachung  und  Beobachtung  wie  seiner  frühern 
Verordnungen,  so  auch  dieses  der  herrschenden  Kirche  Gefahr  drohen- 
den Edicts  verbiete.  Joseph  antwortete  ihnen  am  2G.  Januar  1782:  17S2 
„Er  habe  seine  V^erordnungen  nach  reiflicher  Ueberlegung  mit  Zurathe- 
ziehung  frommer  und  weiser  Männer  der  Kirche  erlassen,  sei  aber  weit 
davon  entfernt,  dem  Gewissen  seiner  Unterthanen  Zwang  anthun  zu 
wollen.  Daher  erkläre  er,  wie  er  schon  erklärt  habe,  jetzt  nochmals, 
daß  er  denen,  die  seine  Verordnungen  mit  ihrem  Gewissen  nicht  zu  ver- 
einigen wissen,  bereitwillig  die  Freiheit  gebe,  ihre  .4.emter  niederzulegen 
und  aus  seinen  Staaten  auszuwandern.  Uebrigens  verkünde  er  noch- 
mals, es  sei  sein  Wille,  daß  die  Bischöfe  seine  Verorduung(;n  in  ihren 
Diöcesen  veröffentlichen,  denn  er  habe  beschlossen,  daran  nicht  das 
Mindeste  zu  ändern."  Die  Bischöfe,  vom  Kaiser  abgewiesen,  benutzten 
nun  den  mächtigen  Einfluß,  den  ihnen  ihre  Stellung  und  ihr  Reichthum 
verschafl'ten,  Priester  und  Weltliche  zum  Widerstand  gegen  das  To- 
leranzedict  zu  ermutjjigen,  damit  dessen  Vollziehung  hintertrieben  oder 
doch  erschwert  würde.  Die  Gespanschaften  Zips,  Hont,  Neitra,  Trencsin, 
Preßburg  und  Somogy,  in  denen  die  Mehrzahl  des  Adels  katholisch 
war,  protestirten  in  Zuschriften  an  die  Statthalterei  und  den  König 
gegen  das  Edict  und  erklärten  geradezu,  daß  sie  es  nicht  vollziehen 
werden.  Mehrere  Städte  weigerten  sich  hartnäckig,  Protestanten  als 
Bürger  aufzunehmen  und  ihnen  die  Rechte  solcher  zuzugestehen.  Die 
Statthalterei,  die  übi-r  die  Vollstreckung  der  königlichen  Verordnungen 
wachen  und  ihnen  Gehorsam  verschaften  sollte,  unterstützte  den  Ln- 
gehorsam  und  die  Umgehung  des  Edicts,  indem  sie  ohne  weitere  Unter- 
suchung vielen  evangelischen  Gemeinden  die  Erlaubniß,  Kirchen  und 
Sciiulgebäude  zu  erriihten,  Prediger  und  Lehrer  zu  berufen,  verweigerte, 
weil  die  Coniitatsl)eliörden  berichteten,  es  seien  in  diesen  Gemeinden 
weder  hundert  Seelen  noch  die  erforderlichen  Mittel  V(jrliandi'n.  Am 
heftigsten  widersetzten  sich  Kroatien,  Slawonien  und  Dalmatien  dem 
Toleranzedict ;  die  dortigen  Comitate  und  Städte  beriefen  sich  auf  ältere 
und  neuere  von  ungarischen  Reichstagen  und  Königen  bestätigte  Sta- 
tuten,  welche  den  Akalholiken  verbieten,  in  diesen  Ländern  Grund  zu 
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besitzen,  Gewerbe  zu  treiben  und  selbst  sich  heimatlich  niederzulassen, 
was  sie  bei  ihrer  Bigotterie  als  ein  kostbares  Vorrecht  ansahen. 

Die  Evangelischen  in  den  österreichischen  und  böhmischen  Provinzen, 
die  unter  den  grausamsten  Verfolgungen  ihrem  Glauben  treu  geblieben 
waren,  nahmen  das  Toleranzedict  mit  überströmender  Freude  und 
heißem  Danke  auf.  Tausende,  die  bisher  äußerlich  als  Katholiken  ge- 
lebt hatten,  bekannten  sich  nun  öffentlich  zu  dem  im  Innern  bewahrten 
Glauben,  und  gründeten  entweder  neue  Gemeinden  oder  schlössen  sich 
an  die  wenigen  noch  hin  und  wieder  kümmerlich  bestehenden  an.  Da- 
gegen wurden  die  Evangelischen  Ungarns  durch  das  Toleranzedict  nur 
zum  Theil  befriedigt.  Ihre  Kirche  war  eine  vom  Staate  aufgenommene 
und  anerkannte  (recepta);  die  ihr  als  solcher  gebührenden  durch  Staats- 
verträge und  Gesetze  gewährleisteten  Rechte  waren  blos  durch  Gewalt 
unterdrückt  worden  und  bestanden  gesetzlich  noch  immer  in  voller 
Gültigkeit.  Joseph  hatte  sich  bei  seinen  Reisen  in  Ungarn  mit  den 
Grundsätzen,  Rechten  und  Zuständen  der  Evangelischen  bekannt  ge- 
macht, ihre  Beschwerden  gehört  und  bewirkt,  daß  seine  Mutter  ihnen 
mehr  Gerechtigkeit  widerfahren  ließ,  von  ihm  erwarteten  sie  daher  zu- 
versichtlich wo  niclit  völlige,  so  doch  theilweise  Wiederherstellung  ihrer 
Rechte  und  reichten  ihm  gleich  beim  Antritt  seiner  Regierung  ein  Denk- 
schreiben ein,  worin  sie  dieselben  und  die  erlittenen  Bedrückungen 
historisch  nachwiesen.  Dieser  Erwartung  entsprach  das  Toleranzedict 
nicht;  es  setzte  ihre  Kirche  zu  einer  blos  geduldeten  herab,  gewährte 
ihnen  statt  öffentlicher  freier  Religionsübung  nur  eine  private,  be- 
schränkte und  an  erschwerende  Bedingungen  geknüpfte,  benachtheiligte 
sie  durch  die  Verordnung  über  die  Religion,  in  welcher  die  Kinder  aus 
gemischter  Ehe  erzogen  werden  sollen,  vorenthielt  ihren  Predigern  die 
Pfarrrechte,  ließ  die  Stol-  und  andern  Gebühren,  welche  an  die  katho- 
lischen Pfarrer  entrichtet  werden  mußten,  fortbestehen,  und  schützte  sie 
nicht  gegen  Anfechtungen  und  Bedrückungen.  Endlich  war  das  To- 
leranzedict an  sich  selbst  blos  aus  königlicher  Gnade  erlassen  und 
konnte,  da  es  keine  Gesetzeskraft  hatte,  wieder  zurückgenommen  wer- 
1782  den.  Demzufolge  versammelten  sich  in  Pest  am  2.  Februar  1782  die 
angesehensten  Männer  beider  evangelischen  Confessionen  unter  dem 
Vorsitze  des  Barons  Peter  Zay  und  des  Grafen  Niklas  Belesznay  zur 
Berathung  über  das  Toleranzedict.  Der  heftige  Widerstand,  auf  den 
dasselbe  stieß,  mußte  sie  jedoch  überzeugen,  daß  der  König  unter  den 
obwaltenden  Umständen  den  Evangelischen  aus  eigener  Macht  ihre 
Rechte  nicht  in  größerm  Maße  wiedergeben  konnte.  Sie  erkannten 
dankbar  an,  daß  er  die  drückendsten  Fesseln  der  Glaubenstyrannei  ge- 
brochen, ihre  schreiendsten  Bedürfnisse  befriedigt  habe,  und  hofften,  es 
werde  die  Zeit  kommen,  wo  er  für  ihre  Kirche  mehr  thun  und  derselben 
durch  Gesetze  zu  dem  verhelfen  werde,  was  ihr  gebühre.  Es  wurde 
also  eine  Adresse  an  den  Kaiser  in  lateinischer  und  deutscher  Sprache 
voll  des  innigsten  Dankes  verfaßt,  und  eine  Deputation  entsendet, 
welch»!  dieselbe  einreichte.  Das  evangelische  Volk,  dem  die  Rechtsfrage 
ferner  lag  als  den  Häuptern  der  Kirche,  jubelte  beim  Erscheinen  des 
Toleranzedicts  und  eilte  mit  freudiger  Begeisterung,  von  dem,   was  es 
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ihm  bewilligte,  Gebrauch  zu  machen.  An  den  meisten  Orten  fanden  die 
Comraissionen,  die  untersuchen  sollten,  ob  die  dortigen  Evangelischen 
hinreichende  Mittel  zum  Bau  der  Bethäuser  und  Schulen  und  zum  Unter- 
halt der  Prediger  und  Lehrer  besäßen,  schon  für  alles  durch  freiwillige 
Gaben  mehr  als  hinlänglich  gesorgt,  und  nach  kurzer  Zeit  standen  Hun- 
derte von  Bethäusern  und  Schulen  fertig,  wurden  Prediger  und  Lehrer 
berufen;  Tausende,  die  gezwungen  worden  waren,  sich  äußerlich  zur 
katholischen  Kirche  zu  halten,  bekannten  sich  nun  öffentlich  zur  evan- 
gelischen. 

Papst  Pius  VL  trat  natürlich  gegen  die  kirchlichen  Reformen  Jo- 
seph's gleich  anfangs  auf,  erkannte  aber  auch  die  Gefahren,  mit  denen 
der  Zeitgeist  die  Hierarchie  fast  in  allen  Ländern  bedrohte,  und  that  es 
mit  Vorsicht  und  Schonung.  Er  versuchte  zuerst  durch  Noten  und 
mündliche  Vorstellungen  seines  Nuntius,  Cardinal  Garampi,  den  Kaiser 
von  fernem  Neuerungen  zurückzuhalten.  Als  er  damit  nichts  ausrich- 
tete, Joseph  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  fortschritt  und  dem  Papst 
auch  das  Recht,  in  den  österreichisch-italienischen  Provinzen  die  Bischöfe, 
Aebte  und  Pröpste  zu  ernennen,  entzog  und  an  sich  nahm,  entschloß  er 
sich  endlich,  selbst  nach  Wien  zu  reisen  und  den  Versuch  zu  wagen,  ob 
das  Ansehen  des  gegenwärtigen  Papstes  und  seine  eigene,  unstreitig 
ausgezeichnete  Persönlichkeit  nicht  bewirken  würden,  was  Noten  nicht 
vermochten.  Am  15.  December  1781  meldete  er  dem  Kaiser,  er  wünsche  1781 
sich  mit  ihm  persönlich  wie  ein  Vater  mit  seinem  Sohne  über  die  von 
ihm  vorgenommenen  Neuerungen  zu  verständigen,  die  sein  väterliches 
Herz  mit  Wehmuth  erfüllen,  und  wolle  ihn  besuchen.  Joseph  antwortete 
am  11.  Januar  1782,  er  nehme  den  Besuch  Sr.  Heiligkeit  als  Zeichen  1782 
eines  besondern  Wohlwollens  an  und  betrachte  denselben  zugleich  als 
Beweis,  wie  eifrig  Se.  Heiligkeit  dazu  mitzuwirken  begehre,  daß  in  den 
kaiserlichen  Staaten  die  Religion,  der  Gottesdienst  und  Jugendunterricht 
gefordert  werden.  Er  erklärte  aber  auch,  „daß  es  unmöglich  sei,  etwas 
auszusinnen  oder  beizubringen,  was  ihn  eines  andern  überreden  und  von 
seinem  nach  reiflicher  Ueberlegung  beschlossenen  Unternehmen  abzu- 
lassen, bewegen  könnte". 

Das  bewies  er  thatsächlich.  Noch  vor  der  Beantwortung  des  päpst- 
lichen Schreibens,  zu  Ende  von  1781,  verbot  er  den  üblichen,  mit  chni 
Ernste  der  Religion  unverträglichen,  einer  Lustbarkeit  gleicliendcn 
theatralischen  Pomp  bei  Processionen.  Den  Bischöfen  trug  er  auf,  die 
.Misbräuche  der  Mönche  mit  dem  Ablaß  unverweilt  abzuschaffen  und  das 
Volk  über  die  wahre  Bedeutung  des  Ablasses  zu  belehren;  ferner  dem 
Unfuge,  den  die  Vereine  der  Tertiarier,  vom  Herzen  Jesu,  Marienbrüder 
und  andere  treiben,  nach  ihren  Einsichten  und,  wenn  es  nöthig  sein 
sollte,  auch  mit  Zwangsmitteln  unverweilt  ein  Ende  zu  machen.  Am 
12.  Januar  verordnete  er  die  Aufhebung  mehrerer  Mönchs-  und  Nonneii- 
orden  in  allen  seinen  Staaten.  Am  26.  Januar  und  noclimal.s  am  22.  März 
bestätigte  er  alle  seine  Verordnungen  und  l»efalil  der(;n  pünktliche  Voll- 
streckung. Nebenbei  war  Joseph  darauf  bedacht,  zu  verhindern,  daß 
der  Besuch  des  Papstes  einen  allzu  tiefen,  seinen  kirchlichen  Reformen 
nachtheiligen  Eindruck  mache,   gestattete,   denselben  in  Zeitungen  und 
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Tagesblättern  zu  besprechen,  und  veranlaßte  wol  selbst  mit  seinen  Pla- 
nen einverstandene  Männer,  das  Volk  über  denselben  durch  Flugschriften 
aufzuklären.  Eybel  beantwortete  die  Frage:  „Was  ist  der  Papst?" 
in  einer  anonymen  Schrift  (Wien  1781)  derart,  daß  er  mit  Gründen, 
welche  er  der  Bibel,  den  Kirchenvätern  und  der  Geschichte  entnahm, 
die  Behauptung  von  der  göttlichen  Einsetzung  des  Papstthums  durch 
Christus  widerlegte  und  nachwies,  daß  dessen  Macht  eine  blos  ange- 
maßte sei.  Abt  Rautenstrauch  rechtfertigte  zuerst  in  der  unter  sei- 
nem Namen  herausgegebenen  Schi'ift:  „Warum  kömrat  Papst  Pius 
der  VI.  nach  Wien?  Eine  patriotische  Betrachtung"  (Wien 
1782),  die  kirchlichen  Reformen,  die  Joseph  nach  unverjährbarem 
landesfürstlichen  Rechte  und  zum  Wohle  der  Kirche  und  des  Staats 
unternommen  habe,  und  schließt  dann  aus  dem  Schreiben  des  Papstes 
au  den  Kaiser  und  des  letztern  Antwort:  „Pius,  ein  menschenfreund- 
licher, bescheidener  und  einsichtsvoller  Mann",  könne  nicht  dieser  Re- 
formen wegen  nach  Wien  kommen,  ganz  andere  unbekannte  Ursachen 
müssen  ihn  dazu  bewegen,  „vielleicht  gar  der  muthige  Entschluß,  von 
seinen  zeitlichen  Vortheilen  abstehend,  zu  den  länderbeglückenden  Ab- 
sichten Joseph's  die  Hand  zu  bieten  und  sich  mit  ihm  zu  verewigen." 

Pius  ließ  sich  von  seinem  Vorhaben  weder  durch  die  kalte,  dem- 
selben jeden  Erfolg  absprechende  Antwort,  noch  durch  die  letzthin  ge- 
troffenen Maßregeln  Joseph's  abschrecken;  er  mochte  vielmehr  eben 
durch  die  letztern  in  demselben  bestärkt  worden  sein.  Er  trat  Anfang 
März  die  Reise  nach  Wien  an.  Der  Kaiser  versäumte  es  nicht,  ihm 
einen  ehrenvollen  Empfang  zu  bereiten,  theils  aus  Achtung  gegen  das 
Oberhaupt  der  katholischen  Kirche,  zu  der  er  sich  aus  innerer  Ueber- 
zeugung  bekannte,  theils  um  seine  Veruneinigung  mit  ihm  vor  den  Augen 
des  Volks  zu  verschleiern.  Die  Bischöfe  der  ungarischen,  österreichischen 
und  böhmischen  Länder  wurden  berufen,  dem  Papst  ihre  Huldigung  dar- 
zubringen, Gemächer  für  ihn  in  der  Burg  glänzend  ausgestattet,  Ehren- 
wachen zu  Fuß  und  zu  Pferd  für  ihn  errichtet.  Am  22.  März  reiste  ihm 
der  Kaiser  mit  seinem  Bruder  Maximilian  bis  Wiener-Neustadt  entgegen, 
führte  ihn  in  die  Burg  und  behandelte  ihn  mit  rücksichtsvoller  Höflich- 
keit. Pius  konnte  auch  mit  der  frommen  Ehrfurcht,  mit  welcher  sich 
Hohe  und  Geringe  gegen  ihn  benahmen,  zufrieden  sein.  Aber  vergebens 
äußerte  er  während  der  vier  Wochen,  die  er  in  Wien  verweilte,  den 
Wunsch,  mit  dem  Kaiser  persönlich  über  die  Angelegenheiten  der  Kirche 
zu  verhandeln;  dieser  wich  jeder  (Gelegenheit  hierzu  aus,  wies  ihn  an 
seine  Minister  und  an  die  Bischöfe,  die  er  dazu  ern)ächtigt  habe,  und 
wollte  blos  schriftlich  mit  ihm  verkehren.  Da  ließ  sich  Pius  herab, 
Kaunitz  einen  Besuch  zu  machen,  um  den  beim  Kaiser  das  meiste  ver- 
mögenden Minister  für  seine  Absichten  zu  gewinnen;  allein  Kaunitz 
eini)rnig  ilin  incht  einmal  mit  gebührender  P^hrerbietung  und  brach  das 
von  ihm  über  Joseph's  Neuerungen  begonnene  Gespräch  kurz  ab.  Pius 
sah  sich  also  darauf  hingewiesen,  vermittels  der  vom  Kaiser  betrauten 
Bisehöfe  für  seine  Endzwecke  zu  wirken.  Alle  seine  Bemühungen  waren 
jedoch  fast  gänzlich  fruchtlos,  denn  Joseph  blieb  in  der  Hauptsache  un- 
erschütterlich und  machte  nur  die  unbedeutenden  Zugeständnisse,  daß 
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die  Bischöfe  die  Ermächtigung  zu  Dispensationen  von  Ehehiudernissen 
ein-  für  allemal  vom  römischen  Stuhl  erbitten  sollen,  wodurch  dessen 
Recht,  dieselben  zu  ertheilen,  wenigstens  für  die  Zukunft  gerettet  schien; 
daß  die  neuernannten  Bischöfe  auch  dem  Papst  einen  Eid,  jedoch  nach 
einer  neuen  Formel,  zu  leisten  haben;  daß  die  Provinzialobern  der 
Mönchsorden  zwar  dem  Ordensgeneral  in  Rom  ihre  Erwählung  an- 
zeigen, aber  Rechte  und  Ermächtigungen  von  ihm  weder  erbitten  noch 
annehmen  dürfen.  Mit  diesen  unbedeutenden  Zugeständnissen  reiste 
Pius,  als  kluger  Staatsmann  scheinbar  zufrieden,  als  Papst  im  Innern 
ungetröstet,  von  Wien  ab.  Joseph  verehrte  ihm  ein  Kreuz  im  Werthe 
von  200000  Gulden  und  begleitete  ihn  eine  Meile  weit  bis  in  das  Dorf 
Mariabrunn,  wo  sie  im  dortigen  Kloster  voneinander  schieden.  Unter 
den  zu  den  Conferenzen  mit  dem  Papst  erkorenen  Bischöfen  hatten  die 
drei  ersten  Prälaten  Ungarns,  der  Primas  Cardinal  Batthyany,  der  Erz- 
bischof Patachich  von  Kalocsa  und  der  Bischof  Karl  Eszterhäzy  von 
Erlau  eine  hervorragende  Stellung  eingenommen;  als  Zeichen  seiner  Zu- 
friedenheit verlieh  Joseph  dem  ersten  das  Großkreuz  in  Diamanten,  dem 
zweiten  das  einfache  Großkreuz  des  Stephansordens;  der  dritte,  der 
starrsinnigste  Eiferer  für  die  alten  Zustände  im  Staat  und  in  der  Kirche, 
-oll  jede  dergleichen  Auszeichnung  abgelehnt  haben. 

Joseph  ließ  sich  von  Pius  VI.  in  den  beschlossenen  Reformen  so 
wenig  auflialten,  daß  er  selbst  während  dessen  Anwesenheit  in  Wien 
fortfuhr,  Orden  und  Klöster  aufzuheben.  Die  ersten,  welche  dieses  Los 
traf,  waren  die  Klöster  der  Camaldulenser-,  Kartäuser-,  Karmelit(>r- 
und  Trinitariermönche,  der  Clarisser-,  Kapuziner-,  Franciscaner-  und 
Augustinernonnen;  ihnen  folgten  nacheinander  die  Abteien  der  Bene- 
dictiner,  die  Propsteien  der  Prämonstratenser  und  Cisterciten,  die  Ere- 
mitorien  Paul  des  Eremiten.  Ihre  Klöster  wurden  gesperrt,  ihre  Gelder, 
Landgüter,  Bibliotheken,  Geräthschaften  und  der  Schmuck  ihrer  Kirchen 
■  iiigezogen.  Den  Ordensgeistlichen  und  Klosterfrauen  stand  es  frei,  die 
kaiserlichen  Staaten  zu  verlassen  und  sich  in  ausländische  Klöster  ihres 
(>rdens  zu  begeben.  Jene,  die  in  noch  bestehende  einheimische  Klöster 
traten,  erhielten  150,  wenn  sie  Barmherzige  Brüder  oder  Piaristen  wur- 
den, 300  Gulden  jährlich;  die  Weltpriester  werden  wollten,  Versorgung 
mit  Pfründen.  Von  1782 — 86  wurden  aufgehoben  in  allen  Ländern  der 
Mnnarcliie  G24  Klöster,  in  denen  mehr  als  20000  Mönche  oder  Nonnen 
gelebt  hatten,  in  Ungarn  und  dessen  Nebenländern  134  Mannsklöster, 
die  mit  1484  Mönchen,  und  C  Frauenklöster,  die  mit  190  Nonnen  be- 
völkert gewesen  waren.  Wie  groß  der  Reichthum  vieler  der  aufgeho- 
benen Klöster  gewesen  ist,  kann  man  daraus  schließen,  daß  nach  deren 
Aufliebung,  trotz  der  absichtlich  schlechten  Verwaltung  und  vieler  ünter- 
schleife,  die  Güter  der  sechs  aufgehobenen  ungarischen  Benedictiner- 
abteien  jährlich  118000,  die  der  fünf  Clarisscnklöster  112000  Gulden 
eintrugen,  daß  in  den  37  Ereniitorieii  des  überreiciien  Paulinerordens 
an  Geld  und  Kostbarkeiten  an  10  Millionen  sollen  vorgefunden  worden 
sein    und    deren  Güter   mehr   als   200000  Gulden  jährlich   abwarfen.' 

'  Schwartner,  Statistik  Ungarns,  I,  189. 
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Joseph  bestimmte  die  liegenden  Güter,  das  bewegliche  Vermögen  und 
die  vorgefundenen  Kirchengeräthschaften  der  aufgehobenen  Klöster 
durch  die  Verordnungen  vom  15.  und  22.  Februar  1782  zur  Gründung 
eines  Religionsfondes,  aus  welchem  die  entlassenen  Mönche  und  Nonnen 
ihre  Jabrgelder  beziehen,  ärmere  Pfarreien  besser  dotirt  und,  wo  es 
nöthig  sei,  neue  oder  doch  wenigstens  Kaplaneien  gestiftet  werden 
sollten,  damit  die  religiösen  Bedürfnisse  des  Volks  überall  befriedigt 
würden. 

Das  schwere  Aergerniß,  welches  die  strenggläubigen  Katholiken 
schon  an  den  frühern  kirchlichen  Reformen  Joseph's  genommen,  wurde 
durch  die  Aufhebung  der  Klöster  um  vieles  vergrößert;  sie  betrachteten 
dieselbe  als  eine  Versündigung  an  Gott  geweihten  Stätten  und  Menschen. 
Aufgeklärtere  empfanden  wenigstens  Mitleid  mit  manchen  Greisen  und 
besonders  ergrauten  Nonnen,  die  plötzlich  in  die  Welt  hinausgestoßen 
wurden.  Die  der  Gemächlichkeit  und  des  Wohllebens  beraubten  Mönche 
unterließen  nicht,  die  schon  herrschende  Aufregung  noch  mehr  anzu- 
fachen. Das  religiöse  Gefühl  wurde  aber  besonders  durch  die  öffentliche 
Versteigerung  der  Kirchengeräthschaften  beleidigt,  indem  Meßgewänder, 
Altardecken,  Heiligenbilder,  Monstranzen  und  Kelche  den  Meistbietenden 
ohne  Unterschied  des  Glaubens,  mithin  auch  solchen  zugeschlagen  wur- 
den, die  damit  einen  anstössigen  Handel  trieben,  goldene  und  silberne 
Gegenstände,  wenn  das  Angebot  den  Metalhvertb  nicht  erreichte,  in  die 
Münzämter  kamen.  Die  zur  Klosteraufhebung  bestimmten  Commissionen 
verfuhren  überdies  nicht  mit  der  ihnen  empfohlenen  Schonung;  Rück- 
sichtslosigkeit, Bestechlichkeit,  schmuziger  Eigennutz  einzelner  ihrer 
Häupter  gingen  Hand  in  Hand  mit  einem  oft  empörenden  Vandalismus 
gegen  alle  Art  Schätze  der  Wissenschaft  und  Kunst,  und  der  Kaiser 
selbst,  nur  auf  das  Nützliche  bedacht,  verwendete  schötje  alte  Kirchen- 
gebäude zu  ärarischen  Zecken,  zu  Monturdepots,  Provianthäusern  u.s.  w., 
was  schmerzlich  berühren  mußte.  Da  Joseph  ferner  gerade  die  reich- 
begüterten Orden  aufhob  und  die  Bettelorden  mit  Ausnahme  der  Ter- 
tiarier fortbestehen  ließ,  verdächtigte  man  ihn,  daß  es  ihm  blos  um  das 
Geld  und  Gut  der  Klöster  zu  thun  sei,  und  schenkte  auch  seiner  Ver- 
sicherung, daß  er  das  ganze  Vermögen  derselben  zur  Stiftung  eines  Re- 
ligionsfondes verwenden  werde,  keinen  Glauben,  sondern  meinte,  dasselbe 
werde  binnen  kurzem  aus  dem  angeblichtin  Religionsfond  in  die  Staats- 
und Krir'gskass(!n  wandern. 

Die  auf  dem  Gebiete  der  katholischen  Kirche  schnell  nacheinander 
unternommenen  und  schonungslos  durchgeführten  Reformen,  die  den 
Evangelischen  gewährte  Religionsübung  und  Erlaubniß,  sich  kirchlich  zu 
organisiren,  die  Erfolglosigkeit  des  Besuchs,  zu  dem  sich  der  Papst 
herabgelassen,  gaben  Priestern  und  Laien,  die  sich  dadurch  tief  gekränkt 
fühlten,  hinreicliendiai  Stoff,  Jr)sepli  als  Freigeist,  als  Verächter  und 
Feind  der  katholischen  Kirche  zu  verschreien.  Dem  Kaiser,  behaupteten 
sie,  ist  (!S  ganz  gleichgültig,  zu  welcher  Religion  sich  seine  Unterthanen 
bekennen;  ja  ihm,  der  selbst  zum  Protestantismus  hirmeigt,  wäre  es  lieb, 
wenn  sie  alle  zu  demselben  überträten.  Joseph  fand  es  nöthig,  diese 
Verdächtigungen,  die  ilini  das  Vertrauen  des  größern  Theils  seiner  Völker 
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rauben  konnten,  zu  widerlegen.  Daher  erklärte  er  am  4.  Mai  1782  in  1782 
einem  offenen  Schreiben:  „Die  katholische  alleinseligmachende  Religion 
liege  ihm  so  sehr  am  Herzen,  daß  er  zwar  die  einem  andern  Glauben 
Zugethanen  zur  Annahme  derselben  nicht  zwingen  wolle,  daß  es  ihm 
aber  zur  größten  Freude  gereichte,  wenn  alle  seine  Unterthanen  katho- 
lisch würden."  Joseph  war  wirklich  weder  ein  Freigeist  noch  ein  Pro- 
testant, sondern  ein  aufgeklärter  Katholik,  der  seine  Kirche  von  dem 
Aberglauben,  dem  Mönchthum  und  der  Herrschaft  Roms  befreien  und 
dadurch  ihr  erhölite  Kraft  und  Wirksamkeit  geben  wollte;  seine  Frei- 
sinnigkeit ging  nicht  einmal  so  weit,  den  verschiedenen  Religionsparteien 
nach  dem  Beispiele  Friedrich's  H.  gleiche  Rechte  zu  gewähren,  sondern 
ließ  die  katholische  Kirche  als  die  allein  herrschende  in  seinen  Staaten 
bestehen. 

Im  Bewußtsein  der  Ergebenheit  gegen  seine  Kirche  schritt  er,  die 
ausgesprengten  Gerüchte  nicht  beachtend,  auf  dem  betretenen  Wege  der 
Reformen  vorwärts.  Er  sorgte  für  die  Vermehrung  der  Pfarreien,  ord- 
nete eine  bessere  Verwaltung  der  Pfarrkassen  an,  verbot  den  Bettel- 
mönchen das  Betteln  und  wies  ihnen  Gehalte  aus  dem  Religionsfond  an. 
Er  verminderte  die  Zahl  der  Ablässe  und  untersagte  insbesondere  die 
Bekanntmachung  solcher,  die  sich  auch  auf  die  Seelen  im  Fegfeuer  er- 
strecken sollten.  Die  Wallfahrten,  durch  welche  das  Volk  zur  Versäum- 
niß  der  Arbeit,  zu  Ausgaben  und  Unordnungen  verleitet  werde,  be- 
schränkte; er  vorderhand  auf  wenige  Orte;  desgleichen  stellte  er  die 
viel<^n  üblichen  Processionen  und  Bittgänge  ab.  Aber  außer  diesen  und 
andern  Verordnungen,  die  bei  vorurtheilsfreien  Zeitgenossen  Beifall  fan- 
den, erließ  er  auch  solche,  welche  sie  mit  Recht  misbilligten.  So  ordnete 
er  an,  die  Todten,  damit  die  Verwesung  beschleunigt,  die  Waldungen 
geschont  und  die  Erzeugung  der  Leinwand  befördert  werde,  nicht  in 
Särgen,  sondern  in  Leinwand  gehüllt,  in  Säcke  gesteckt,  sagte  man,  zu 
begraben,  und  nur  in  einem  Sarge,  deren  mehrere  in  jeder  Ortschaft 
bereit  sein  sollen,  zu  Grabe  zu  tragen.  Diese  unbegründete  Verordnung, 
die  eine  in  der  Achtung  gegen  die  Todten  wurzelnde  Sitte  beleidigte, 
erregte  so  allgemeinen  Unwillen  und  stieß  auf  solchen  Widerstand,  daß 
Joseph  genüthigt  war,  sie  zurückzimehmcn,  wobei  er,  gleichsam  .sich 
entschuldigend,  äußerte,  er  hätte  nicht  geglaubt,  daß  das  Volk  noch  so 
wenig  aufgeklärt  sei.  Im  chrudimer  Kreise  Böhmens  war  unter  den 
Bauern  eine  Sekte  entstanden,  deren  Anhänger  sich  Abrahamiten  und, 
weil  sie  die  Dreieinigkeit  Gottes  leugneten,  Deisten  nannten.  Ihnen 
wurde  eine  Frist  gesetzt,  binnen  welcher  sie  sich  der  katholischen  oder 
einer  der  tolerirten  Confcssioneu  anschließen  sollten.  Sie  thaten  es 
nicht;  darum  wurden  ihnen  die  Kinder  weggenommen  und  24  7  Mann 
nach  Siebenbürgen  abgeführt  und  unter  die  Grenzregimenter  gesteckt. 
Hierauf  erschien  am  10.  Juni  17>53  folgendes  Decret  für  sämmtliche 
Länder  der  Monarchie:  „Wenn  ein  Mann  oder  Weib  odi^r  wer  immer 
sich  beim  Gericht  als  Deist,  Israelit  od»;r  Lämmelbruder  meldet,  sollen 
ihm  ohne  weiteres  24  Stockstreiche  oder  Peitschenhiebe  gegeben  und  er 
damit  nach  Hause  geschickt  werden;  dieses  ist  zu  wiederholen,  so  oft  er 
sich  meldet,  nicht  weil  er  Deist  ist,   sondern  weil  er  vorgibt,  etwas  zu 
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sein,  von  dem  er  nicht  weiß,  was  es  ist."  Dieses  Verfahren  stand  sowol 
mit  den  im  Toleranzedict  ausgesprochenen  Grundsätzen  als  auch  mit 
den  Forderungen  der  Humanität  in  grellem  Widerspruche. 

Joseph  sah  indessen  mehr  und  mehr  ein,  daß  die  Reformen  des  ka- 
tholischen Kirchenwesens,  die  er  ohne  Berathung  mit  irgendeiner  Kör- 
perschaft und,  gleichsam  zufällig  die  eine  oder  andere  ihrer  Einrichtungen 
aufgreifend,  unternahm,  den  Anschein  plötzlicher  Einfälle  und  selbst- 
herrischer Willkür  an  sich  trugen,  auch  darüber,  wie  weit  er  gehen 
werde,  in  Ungewißheit  lassen,  und  daher  Besorgnisse  wecken,  auf  Wider- 
stand stoßen  und  nur  halb  oder  gar  nicht  durchgeführt  werden.  Dem 
abzuhelfen  fand  er  um  so  nötliiger,  da  er  noch  mehrere  wichtige  und 
schwierige  Aenderungen  der  bestehenden  kirchlichen  Verhältnisse  in 
Absicht  hatte.  Das  beste  Mittel,  seinen  Reformen  ein  gefälligeres  An- 
sehen zu  geben,  fand  er  in  der  Einsetzung  von  Kirchenbehörden,  die  ihn 
mit  ihrem  Rathe  und  ihrer  Autorität  unterstützen  sollten.  Indem  er 
auch  hierbei  sein  Ideal,  den  einheitlichen  Staat  und  die  concentrirte  Ver- 
waltung im  Auge  behielt,  errichtete  er  also  vermittels  des  Decrets  vom 
1782  10.  September  1782  in  Wien  eine  Ober-Kirchencommission  und  in  jedem 
der  andern  Länder  eine  Unter-Kirchencommission.  Zum  Präsidenten 
der  erstem  ernannte  er  den  Freiherrn  von  Kressel,  zum  Secretär  den 
Abt  Rautenstrauch,  Männer,  die  auch  bisher  seine  Rathgeber  in  kirch- 
lichen Angelegenheiten  gewesen  waren.  Die  ungarische  Unter-Kirchen- 
commission bildete,  gleich  der  schon  von  Maria  Theresia  errichteten 
Religionscommission,  eine  Abtheilung  der  Statthalterei  und  erhielt  den 
Primas  Cardinal  Batthyäny  zum  Präsidenten,  Statthaltereiräthe  geist- 
lichen und  weltlichen  Standes  zu  Mitgliedern.  Diesen  Commissionen, 
die  nur  so  lange  bestanden,  als  Joseph  lebte,  übertrug  er  alle  Angelegen- 
lieiten  der  römisch-katholischen  und  der  griechisch-katholischen  Kirche, 
mithin:  die  Erweiterung  oder  Verengerung  der  bestehenden,  die  Errich- 
tunii;  neuer  Bisthümer  und  die  Regelung  des  Verhältnisses  der  Bischöfe 
zum  Papst;  die  Einrichtung  der  alten  und  die  Stiftung  neuer  Pfarreion, 
die  Aufsicht  über  den  Klerus  und  die  Klöster,  nebst  der  Handhabung 
der  Kirchenzucht;  die  x\nordnung  des  Gottesdienstes  und  der  bei  dem- 
selben Stattlindenden  Gebräuche,  die  Verfügung  über  Gnadenorte,  wun- 
derthätige  Bilder,  Wallfahrten  und  Processionen;  die  Gesetzgebung  in 
EhesacluMi  und  Erthoiluiig  von  Dispensationen;  die  Verwaltung  des  Re- 
ligionsfondcs  uiul  kirchlicher  Stiftungen;  endlich  die  Sorge  für  die  Ver- 
öH'entlichung  und  Befolgung  der  kaiserlichen  Verordnungen  in  Religions- 
sachen. Von  ihrem  Wirkungskreise  ausgeschlossen  waren:  die  Dogmen 
und  Sakramente  und  alle  milden  und  wissenschaftlichen  Stiftungen.  Un- 
mittelbare Zuschriften  an  den  Monarchen  und  eigenmächtige  Verord- 
nungen waren  ihiHUi  untcirsagt.  Die  ungarische  Unter-Kirchencommission 
hatt(»  ihre  Berichte;  und  Beschlüsse  vermittels  der  Statthalterei  an  die 
ObiMcommission  zu  senden,  die  sie  mit  ihren  Gutachten  im  Wege  d(>r 
ungarisch(!n  Hofkanzlei  dem  Kaiser  übermachte,  worauf  dieser  die  die 
vorliegenden  Sachen  betreffenden  Verordnungen  erließ  und  durch  die 
Hofl-canzlei  an  die  Untercommission  scthickte,  der  es  obhtg,  darauf  zu 
sehen,  daß  dieselben  von  der  Statthalterei  veröffentlicht  und  vollzogen 
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werden.  Aus  dieser  Geschäftsordnung  ist  ersichtlich,  daß  die  Kirthen- 
commissionen  trotz  des  weilen  Umfangs  der  ihnen  ertheilteu  Ermächti- 
gungen doch  nur  berufen  waren,  Berichte  zu  erstatten,  Gutachten  abzu- 
geben und  Befehle  zu  empfangen,  ohne  selbst  etwas  entscheiden  und 
anordnen  zu  dürfen,  mithin  die  Eigenmächtigkeit  der  Verordnungen  des 
Kaisers  zu  verschleiern. 

Am  7.  October  erging  an  die  ungai'ische  Kirchencommission  fol- 
gendes Rescript :  „Das  Kirchengut  ist  vermöge  richtiger  Grundsätze 
und  Kirchenkanone  ein  Eideicommiß,  das  die  Bestinniuuig  hat,  das 
Seelenheil  der  Gläubigen  zu  fördern,  und  dessen  Nutznießer  die  Kirchen- 
personen und  Körperschaften  nur  insoweit  sind,  als  sie  zu  ihrem  standes- 
mäßigen  Unterhalt  bedürfen;  die  Verwendung  des  hiervon  erübrigten 
Einkommens  gehört  zu  den  Rechten  des  Landesherrn,  die  ihm  als 
oberstem  Schirmherrn  und  Patron  der  Kirche  zustehen.  Demgemäß  hat 
Se.  Maj.  kraft  seiner  apostolisch-königlichen  Machtvollkonnuenheit  un- 
abändtjrlich  beschlossen,  daß  wie  in  den  deutschen  Erblauden  so  auch  in 
Ungarn  und  dessen  Nebenländern  die  Einkünfte  der  Kirchengüter,  die 
nach  Abzug  der  Ausgaben  für  Stiftungen  und  den  Unterhalt  der  Geist- 
lichkeit übrigbleiben,  zur  Förderung  des  Seelenheils  der  Gläubigen  und 
zum  Besten  der  Religion  verwendet  werden  sollen,  jedoch  ohne  Beein- 
trächtigung der  adelichen,  an  den  Gütern  haftenden  Rechte  des  Klerus, 
welche  Se.  Maj.  ebenso  wie  die  des  weltlichen  Adels  aufrecht  zu  halten 
gesonnen  ist.  Damit  also  die  überflüssigen  Einkünfte  von  den  Kirchen- 
gütern desto  gewisser  zu  den  namhaft  gemachten  Endzwecken  verwendet 
werden  könnten,  verordnet  Se.  Maj.,  daß  die  Kirchencommission  be- 
richte: wie  groß  die  Zahl  der  Geistlichen  in  Ungarn  und  dessen  Neben- 
ländern sei,  wie  hoch  sich  das  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen 
des  gesammten  Klerus  belaufe,  wie  viel  davon  für  Stiftungen  und  den 
Unterhalt  der  geistlichen  Personen  erfordert  werde  und  wie  viel  von 
dem  Ueberschusse  zu  den  erwähnten  und  andern  heiligen  Zwecken  ver- 
wendet werden  könne."  Dasselbe  Rescript  erging  auch  nach  Sieben- 
bürgen, das  seine  eigene  Kirchencommission  hatte. 

Dieses  Rescript  weckte  die  Vermuthung,  der  Kaiser  gehe  damit  um, 
die  Kirchengüter  einzuziehen  und  den  Klerus  auf  Staatsbesoldung  zu 
setzen.  Pius  VI.,  dem  dies  berichtet  worden,  richtete  an  Joseph  ein  Ab- 
n)ahnungsschreiben,  worin  er  unter  anderm  sagte:  „Der  Kirche  und  den 
Priestern  ihr  weltliches  Eigenthum  nehmen,  ist  nach  katholischer  Lehre 
verdammenswerth  und  gottlos,  lieißt  sich  der  Grundsätze  der  Waldenser, 
Wikleüten,  llussiten  und  anderer  dergleichen  Leute  schuldig  machen. 
Wir  können  Ew.  Maj.  einen  Text  nicht  vorenthalten,  worin  steht:  daß 
jene,  die  die  Hände  an  die  Kirchengüter  legen,  der  Fluch  trifft,  der 
Ananias  und  Saphira  getroffen,  deren  Leib  dem  Satan  übergeben  wurde, 
damit  ihre  Seelen  am  Jüngsten  Tage  gerettet  würden."  Joseph  erklärte 
in  seiner  Antwort  vom  19.  August  1783,  es  sei  keineswegs  seine  Ab-  1783 
sieht,  die  Kirchengüter  einzuziehen,  und  fügte  schließlicii  die  bittere  Be- 
merkung hinzu:  „daß  er  diesen  neuen  Beweis  von  der  Freundschaft  und 
dem  apostolischen  Eifer  des  Papstes  offenbar  den  Berichten  jener  Per- 
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Süueu  zu  verdanken  habe,  die  ihm  schon  die  Ehre  des  Besuchs  Sr.  Hei- 
ligkeit verschafft  haben". 

Daß  Pius  bei  dieser  Veranlassung  die  kluge  Mäßigung  vergaß,  die  er 
bisher  beobachtet  hatte,  und  das  beleidigende  Schreiben  an  den  Kaiser 
richtete,  hatte  seine  Ursache  in  den  immer  heftiger  v^^erdenden  Zerwürf- 
nissen der  beiden  Höfe.  Joseph  fuhr  fort,  Klöster  aufzuheben  und  die 
noch  übrigen  trotz  aller  päpstlichen  Bullen  und  Privilegien  der  unmittel- 
baren Aufsicht  und  Gerichtsbarkeit  der  Bischöfe  zu  unterwerfen.  Auch 
schaffte  er  die  schrecklichen  geheimen  unterirdischen  Kerker  ab,  in 
denen  Mönche  nach  dem  Ausspruch  ihrer  Obern  für  Vergehungen  wider 
die  Ordensregeln  büßten  und,  ohne  daß  man  wußte,  wohin  sie  gekom- 
men sind,  oft  vermoderten  und  starben.  —  Die  Diöcesen  mehrerer  aus- 
ländischen Bischöfe  erstreckten  sich  über  österreichische  Landestheile, 
was  diese  fremden  Einflüssen  öffnete  und  die  allseitige  Durchführung- 
kirchlicher  Reformen  erschwerte.  Joseph  beschloß  daher,  jede  Juris- 
diction fremder  Bischöfe  in  seinen  Ländern  aufzuheben.  Als  das  Hoch- 
stift Passau,  dessen  Sprengel  sich  über  österreichisches  Gebiet  längs  der 
Donau  bis  an  die  Grenze  Ungarns  ausdehnte,  am  13.  März  1783  durch 
den  Tod  des  Erzbischofs  Firmian  erledigt  worden  war,  trennte  er,  ohne 
die  Einwilligung  des  Papstes  und  die  Zustimmung  des  Kapitels  nachzu- 
suchen, jene  Landstrecke  von  demselben  und  wies  sie  theils  dem  wiener 
Erzbisthum,  theils  dem  neu  gestifteten  linzer  Bisthum  zu.  —  Es  ist 
schon  erwähnt  wDrden,  daß  Joseph  das  Recht,  Bischöfe,  Aebte  und 
Pröpste  in  den  österreichisch -italienischen  Provinzen  zu  ernennen, 
welches  der  Papst  besaß,  diesem  ab-  und  sich  zusprach.  Der  am 
20.  April  1783  erfolgte  Tod  des  Erzbischofs  von  Mailand  gab  ihm  Ge- 
legenheit, dieses  Recht  thatsächlich  zu  üben,  und  am  10.  September 
ernannte  er  durch  ein  Handbillet  den  Propst  der  mailänder  Kirche, 
Philipp  Visconti,  zum  Erzbischof  derselben.  Einen  solchen  Eingriff  in 
seine  auf  welche  Art  immer  erlangten  Rechte  konnte  Pius  nicht  dulden ; 
er  erließ  daher  ein  drohendes  Breve  an  den  Kaiser,  worin  er  die  Ein- 
stellung dieser  und  anderer  Neuerungen  forderte.  Joseph  schickte  ihm 
das  Breve  mit  der  Erklärung  zurück:  „Dieser  angebliche  Brief  des 
Papstes  müsse  von  jemand  herrühren,  der  die  zwischen  beiden  Höfen 
bestehende  P^intracht  zu  stören  beabsichtige."  Kaunitz  ging  noch  weiter; 
er  ließ  dem  Papst  durch  den  Cardinal  Herzan  melden :  wenn  der  päpst- 
liche Stuhl  dem  vom  Kaiser  ernannten  Erzbischof  die  Anerkennung  und 
Präconisirung  verweigerte,  werde  der  Kaiser  die  Bischöfe  der  Lom- 
bardei versammeln,  um  nach  dem  Gebrauche  der  ersten  Kirche  dem 
Erzbischof  durch  sie  die  Weihe  ertheilen  zu  lassen. 

Größeres,  als  womit  der  Kanzler  gedroht,  beschloß  der  Kaiser  zu 
unternehmen;  er  reiste  unvermulhet  nach  Rom,  um  die  Verhandlungen 
mit  dem  Papst  persönlich  zu  leiten  und,  wenn  dieser  seine  Forderungen 
nicht  bewilligte,  mit  dem  römischen  Stuhle  zu  brechen  und  seine  Staaten 
von  deinselben  iniabhängig  zu  machen.  Am  23.  December  traf  er  ganz 
unerwartet  in  Rom  ein,  wo  er  äußerlich  mit  Freude  und  Ehren  em- 
pfangen wurde,  und  zwischen  ihm  und  dem  Papst  ein  vertrauliches  Ver- 
häitniß  zu  herrschen  schien.    Aber  bevor   er   sich   in  Unterhandlungen 
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mit  dem  päpstlichen  Hofe  einließ,  theilte  er  sein  Vorhaben  dem  Cardinal 
Bernis  und  dem  spanischen  Gesandten  Azara  mit  und  erbat  sich  ihren 
Rath.  Sie  erhoben  dagesen  Bedenklichkeiten,  die  auf  ihn  Eindruck 
machten,  riethen  überhaupt  zu  einem  rücksichtsvollem  Vorgehen  in 
kirchlichen  Angelegenheiten  und  bewirkten,  daß  er  den  Gedanken  an 
den  Bruch  mit  Rom  aufgab.  Er  trat  nun,  milder  gestimmt,  mit  dem 
Papst  in  Unterhandlungen,  die  zwischen  ihnen  größtentheils  persönlich 
geführt  wurden,  und  denen  zufolge  Pius  am  20.  Januar  1784  nicht  allein  1784 
Visconti  als  Erzbischof  von  Mailand  anerkannte,  sondern  auch  Joseph 
und  dessen  Nachfolgern  das  Recht  einräumte,  in  den  Herzogthümern 
Mailand  und  Mantua  die  Bischöfe  und  andere  Prälaten  zu  ernennen. 
Auch  sieht  es  einer  damals  wol  nur  stillschweigend  geschlossenen  Ueber- 
einkunft  ähnlich,  daß  Joseph  zwar  fortfuhr,  auf  kirchlichem  Gebiete  zu 
reformiren,  aber  von  nun  an  mit  mehr  Schonung  zu  Werke  ging,  Pius 
dagegen  zu  den  Reformen  schwieg  und  ihnen  keine  Hindernisse  in  den 
Weg  legte. 

Ohne  Einsprache  des  Papstes  entzog  Joseph  den  venetianischen 
Bischöfen  ihre  Jurisdiction  in  den  österreichischen  Ländern  am  Adria- 
tischen  Meere,  dem  Bischof  von  Lüttich  die  Gerechtsame  und  Einkünfte, 
welche  er  in  den  österreichischen  Niederlanden  besaß,  den  Bischöfen 
von  Konstanz  und  Chur  die  ihrigen  in  den  österreichischen  Vorlanden; 
er  nöthigte  den  Erzbischof  von  Salzburg,  Hieronymus  Colloredo,  in  dem 
Vertrage  vom  19.  April  1786  seinen  Diöcesanrechten  in  Kärnten  und 
Steiermark  zu  entsagen.  Am  10.  November  1785  verordnete  er,  daß  in 
ä'einen  Staaten  kein  Diener  der  Kirche,  er  sei  welch  Ranges  immer,  zu 
gleicher  Zeit  mehrere  Pfründen  haben  dürfe,  und  daß  jene,  die  gegen- 
wärtig deren  mehrere  besäßen,  diesen  bis  auf  eine  entsagen  müssen. 
Der  Verordnung  gemäß  war  der  wiener  Erzbischof,  Cardinal  Migazzi, 
genöthigt,  so  sehr  er  sich  auch  dagegen  sträubte,  auf  das  waitzener 
Bisthum  zu  verzichten,  von  welchem  er  jährlich  ein  Einkommen  von 
60000  Gulden  bezogen  hatte. 

Am  6.  März  1786  gab  Joseph  sein  Ehepatent  heraus,  dessen  57  Pa-  178G 
ragraphen  in  die  Satzungen  der  katholischen  Kirche  über  die  Ehe  tief 
eingreifen.  Dasselbe  hebt  die  Gültigkeit  jeder  Art  von  vorläufigen  Ver- 
lobungen und  Eheversprechen  auf,  läßt  zwar  die  kirchliche  Trauung 
allein  fortbestehen,  verordnet  aber:  „Da  die  Ehe  als  ein  bürgerlicher 
Vertrag  zu  betrachten  ist,  werden  für  künftig  die  gegenseitigen  Rechte 
und  Pflichten  der  ihn  Schließenden  im  ganzen  und  allein  von  den  An- 
ordnungen dieses  Patents  Kraft  und  Wirksamkeit  erhalten,  und  auch  die 
in  Betreff  derselben  entstehenden  Processe  von  den  Civilgerichten  ent- 
schieden werden.  Hinsichtlich  der  aus  Verwandtschaft  entspringenden 
Ehehindernisse  verbietet  es  die  Ehe  in  auf-  und  absteigender  Linie  der 
Abstammung  und  der  Geschwister  untereinander,  beschränkt  die  Noth- 
wendigkeit  der  Dispensation  auf  den  ersten  und  zweiten  und  zweiten 
und  zweiten  Grad  der  Verwandtschaft  und  auf  die  wirkliche  Schwäger- 
schaft, gleichviel  ob  das  loibliche  oder  Stiefverhältnisse  seien,  und  spricht 
dem  Monarchen  das  Recht  zu,  von  denselben  zu  dispcnsiren,  gestaltot 
jedoch  den  Katholiken,  sich  nebenbei  auch  vom  Bischof  die  Dispensation 
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ertheilen  zu  lassen.  Es  gibt  endlich  die  Fälle  an,  in  welchen  durch  die 
Civilgerichte  Katholische,  deren  Ehen  unauflöslich  sind,  von  Tisch  und 
Bett,  Evangelische  aber,  deren  Ehen  trennbar  sind,  gänzlich  geschieden 
werden  können.  Das  Patent  hat  in  Ungarn  wie  in  den  Erblanden  als 
Ehegesetz  der  Evangelischen  noch  heute  volle  Gültigkeit ;  hinsichtlich  der 
Katholischen  wurde  es  nach  dem  Tode  Joseph's  aufgehoben. 

Im  selben  Jahre  beabsichtigte  der  Kaiser,  die  Mönche  von  dem  be- 
schauliches Leben  genannten  Müssiggange  zu  entwöhnen  und  zur  Thätig- 
keit  zu  wecken,  ermäßigte  deshalb  den  Chordienst,  erlaubte  ihnen,  sich 
um  Pfarreien  zu  bewerben,  wenn  ihre  Befähigung  hierzu  durch  eine 
Prüfung,  der  sie  sich  zu  unterziehen  hatten,  erkannt  worden,  und  er- 
theilte  ihnen  die  von  den  Ordensregeln  untersagte  Befugniß,  über  ihr 
erworbenes  Vermögen  letzt  willig  zu  verfügen.  Um  dem  Aberglauben 
des  katholischen  Volks  entgegenzuwirken,  verbot  er  das  Glockengeläute 
bei  Ungevvittern,  welches  dieselben  zerstreuen  sollte,  das  Umhertragen 
und  Küssen  der  heiligen  Bilder  und  Gebeiue,  Processionen  und  Wall- 
fahrten nach  Gnadenorten,  weil  sie  das  Volk  von  der  Arbeit  abhielten 
1787  und  entsittlichten.  Im  Jahre  1787  befahl  er,  aus  den  Wallfahrtskirchen 
die  Votivopfer  von  Wachs  und  Eisen  hinwegzuschaffen,  die  von  Gold 
und  Silber  in  die  Münze  abzuliefern  und  an  den  Thüren  jener  Kirchen 
Tafeln  anzubringen,  auf  welche  die  Gläubigen  zum  Dank  für  die  Wohl- 
thaten,  welche  sie  erhalten  zu  haben  meinen,  ihre  Namen  schreiben 
mögen. 

Dagegen  wandte  Joseph  bis  zu  seinem  Tode  die  meiste  Sorge  darauf, 
daß  die  religiösen  Bedürfnisse  des  katholischen  Volks  befriedigt  würden: 
Nach  seinem  Plane  sollte  in  jeder  Ortschaft,  in  der  hundert  Katholiken 
wohnen,  keine  Kirche  haben  und  die  ihnen  nächste  eine  Meile  entfernt 
ist,  der  Bau  einer  Kirche  oder  Kapelle  entweder  der  Grundherrschaft 
mit  Verleihung  des  Patronatsrechts  übertragen  oder  aus  dem  Religions- 
fonde  bestritten  werden,  und  wenn  der  Gottesdienst  und  die  Seelsorge 
von  der  Geistlichkeit  der  nächsten  Ortschaft  nicht  versehen  werden 
könnte,  wenigstens  eine  Ortskaplanei  gestiftet  werden.  Als  er  den  Thron 
bestieg,  belief  sich  in  Ungarn  die  Zahl  der  Geistlichen  bei  der  Menge 
von  4^2  Millionen  Katholiken  auf  3578,  in  den  letzten  Jahren  seiner 
Regierung  auf  47G7,  erforderte  die  Dotirung  der  1189  neugestifteten 
Pfarreien  und  Kapluneien  und  die  Ergänzung  des  zu  geringen  Einkom- 
mens mancher  altern  aus  dem  Religionsfonde  jährlich  133600  Gulden. 
Dabei  war  Joseph  ganz  besonders  darauf  bedacht,  daß  die  katholische 
Kirche  unterrichtete  und  aufgeklärte  Priester  erbalte,  wovon  jedoch 
später  die  Rede  sein  wird. 

Während  Joseph  die  erwähnten  Reformen  in  der  katholischen  Kirche 
vornahm,  erließ  er  in  Betreff  der  evangelischen  beider  Confessionen  die 
Zugeständnisse  des  Toleranzedicts  theils  beschränkende,  theils  erwei- 
terndt>  Verordnungen.  Kurz  nach  der  Veröffentlichung  des  Edicts,  das 
ihnen  die  Abhaltung  von  Synoden  und  Conventen  bewilligt  hatte,  be- 
schränkte er  diese  Befugniß  insoweit,  daß  ihnen  geboten  wurde,  um  die 
Erlaubniß  dazu  mit  Angabe  der  zu  verhandelnden  Gegenstände  bei  der 
Regierungsbehörde   einzukommen    und    die    Synoden    und    Convente   in 
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Gegenwart  zweier  küniglicheii  Coinniissare,  eines  kutholischen  und  eines 
evangelischen,  abziiLalten.  Zur  Sammlung  von  Beiträgen  für  Kirchen 
und  Schulen  bedurften  sie  ebenfalls  der  Erlaubniß.  Das  Decret  vom 
15.  December  1782  verordnete,  daß  jene,  die  nach  dem  31.  December 
desselben  Jahres  von  der  katholischen  zur  evatigclischen  Kirche  über- 
treten wollen,  sich  einem  sechswöchentlichen  Unterricht  in  der  katho- 
lischen Religion  in  einem  Kloster  oder  bei  einem  Pfarrer  unterziehen 
müssen,  damit  der  Uebertritt  nicht  leichtfertig  geschehe.  Die  Intiraate 
der  ungarischen  Statthalterei  vom  13.  September  17S4  und  vom  I.Juni 
1785  verboten  den  Evangelischen  in  den  Ortschaften,  wo  ihnen  nur  die 
private  Religionsübung  gestattet  war,  das  Singen  bei  Begräbnissen  nicht 
allein  auf  der  Gasse,  sondern  auch  im  Leichenhause  und  im  Friedhofe, 
und  untersagten  den  Predigern  streng,  außerhalb  des  Bethauses  zum 
Volke  zu  sprechen.  Gleichzeitig  mit  diesen  die  Religionsfreiheit  der 
Evangelischen  beschi-änkenden  Verordnungen  erließ  Joseph  auch  andere 
und  in  den  spätem  Jahren  seiner  Regierung  noch  weit  mehrere,  welche 
dieselbe  schützten  und  erweiterten,  von  denen  wir  die  wichtigern  an- 
führen: Das  Intimat  vom  28.  Januar  1783  räumt  den  Predigern  die 
Befuguiß  ein,  auch  in  Ortschaften  mit  privater  Religionsübung  Taufen, 
Trauungen  und  Begräbnisse  zu  verrichten,  sobald  dem  katholischen 
Pfarrer  die  Stolgebühren  gezahlt  worden  sind.  Das  Intimat  vom  9.  De- 
cember 1783  erklärt,  daß  an  die  Universitäten  und  Akademien  durch 
Gelehrsamkeit  und  unbescholtene  Sitten  ausgezeichnete  Männer,  ohne 
Unterschied  zu  welcher  der  vier  aufgenommenen  Religionen  sie  sich  be- 
kennen, als  Professoren  des  Rechts,  der  Medicin  und  Philosophie  berufen 
werden  dürfen,  und  erlaubt  zugleich  katholischen  Jünglingen,  die  Schu- 
len der  Evangelischen  zu  besuchen.  Das  Intimat  vom  22.  November 
1783  befahl,  den  Uebertritt  von  der  katholischen  Kirche  zu  der  evan- 
gelischen nicht  Apostasie,  sondern  Uebertritt  zu  nennen.  Das  Intimat 
vom  14.  Januar  1786  erlaubt  den  Evangelischen  auch  da,  wo  sich  we- 
niger als  500  Seelen  zu  ihrem  Glauben  bekennen,  einen  Prediger,  und 
ein  anderes  vom  14.  Februar  größern  Gemeinden,  einen  zweiten  zu  be- 
rufen. Das  Intimat  vom  21.  März  178G  befreit  die  evangelischen  Braut- 
paare von  dem  Zwange,  sich  in  der  katholischen  Kirche  verkündigen  zu 
lassen.  Nachdem  schon  das  Intimat  vom  25.  Juli  1785  die  Evangelischeu 
von  der  Entrichtung  der  Stolarien  an  die  katholischen  Pfarrer  losge- 
sprochen und  zwei  andere  in  Bezug  auf  die  katholische  Geistlichkeit  die 
Stolarien  für  Taufen  abgeschafi't  hatten,  erklärte  das  Intimat  1787,  es  sei 
überflüssig,  daß  die  Prediger  die  Taufen,  die  sie  verrichten,  dem  katho- 
lischen Pfarrer  anzeigen,  und  reiche  hin,  daß  sie  dieselben  pünktlich  in 
ihre  Matrikeln  eintragen,  wodurch  ihnen  überhaupt  das  Parochialrecht 
der  Matrikelführung  verliehen  wurde.  Ein  früheres  Intimat  hatte  den 
Schullehrern  der  Evangelischen  das  Predigen  und  Vorbeten  verboten, 
wodurch  besonders  die  von  ihrer  Muttergemeinde  weiter  entfernten 
Filialen  mit  ihren  Gottesdiensten  auf  die  Besuche  beschränkt  wurden, 
die  ihnen  der  Prediger  einigemal  im  Jahre  machte.  Das  Intimat  vom 
20.  Februar  1787  erlaubte  Lehrern,  die  der  Superintendent  geprüft  und 
dazu    fähig    befunden    hatte,    das   Vorbeten    und    Predigen.     Das    am 
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1.  August  17b6  in  Betreff  des  Mitgebrauchs  der  Glocken  erlassene  In- 
timat  bestätigt  die  Evangelischen  in  demselben  dort,  wo  sie  ihn  besaßen, 
oder  seiner  beraubt  worden  waren,  oder  zur  Anschaffung  der  Glocken 
beigetragen  hatten.  Die  Intimate  vom  2.  Januar  und  12.  Juni  1787 
gaben  den  Evangelischen  das  Recht,  in  Mutter-  und  Töchtergemeinden 
Thürme  zu  bauen  und  Glocken  anzuschaffen.  Joseph  hielt  es  nicht  für 
genug,  diese  Verordnungen  zu  erlassen,  er  wachte  auch  über  deren  Be- 
folgung, strafte  jene,  die  sieb  dagegen  vergingen,  und  half  den  gegrün- 
deten Beschwerden  der  Protestanten  ab.  Von  der  eigenen  unbefangenen, 
duldsamen  Denkungsart  auf  die  Möglichkeit,  sie  seinen  Unterthauen  ein- 
flößen zu  können,  schließend,  empfahl  er  sogar  im  Intimate  vom  20.  Ja- 
nuar 1788  in  Ortschaften,  deren  Einwohner  verschiedener  Confession 
sind,  und  von  denen  die  der  einen  Angehörigen  eine  Kirche  haben,  die 
der  andern  Zugethanen  eine  erst  bauen  müßten,  die  schon  stehende  als 
Simultankirche  gemeinschaftlich  zu  ihren  Gottesdiensten  zu  beimtzen. 
Der  Versuch  wurde  in  Csurgö  gemacht,  wo  die  Kirche  den  Evange- 
lischen vor  nicht  langer  Zeit  mit  Gewalt  weggenommen  und  den  Katho- 
liken übergeben  worden  war;  aber  schon  1789  mußte  wegen  der  Un- 
verträglichkeit der  Religionsparteien  der  Simultangebrauch  derselben 
durch  ein  Intimat  der  Statthalterei  aufgehoben  werden,  und  die  Kirche 
blieb  ausschließliches  Eieenthum  der  Katholiken.  ^ 


Reformen  der  Volksscliulen  und  liöliern  Lehranstalten. 

Hebung  des  Culturziistandes,  während  der  Protestantismus  vorherrschte;  dessen 
Sinken  naeli  der  gewaltsamen  Restauration  des  Katholicismus.  —  Verbesserung 
der  katholischen  Schulen,  dagegen  Unterdrückung  der  evangelischen  durch 
Maria  Tliercsia.  —  Joseph's  freisinnige  Reformen  der  Schulen  sind  haupt- 
sächlich auf  das  Praktische  gerichtet.  —  Sein  Vorhaben,  die  Schulen  zu 
Staatsanstalten  zu  machen  und  ihnen  durchgehends  die  gleiclie  Einrichtung 
zu  geben.  Einsetzung  der  Ober-Hofschulcommission  in  Wien  und  der  ihr 
nntergeordneten  Unter- Schulcommissionen.  Einrichtung  der  Volksschulen, 
Gymnasien  und  Universitäten.  —  Die  Schulen  der  Evangelischen  betreffende 
Verordnungen.  —  Die  katholischen  Priesterseminare. 

Im  16.  Jahrhundert  und  bis  in  das  17.  hinein  entwickelten  die  Pro- 
testanten in  den  österreichisch -böhmischen  Ländern  und  besonders  in 
Ungarn  und  Siebenbürgen  auf  dem  Felde  des  Unterrichts  und  der 
Wissenschaften  eine  so  rege  erfolgreiche  Thätigkeit,  daß  die  Bekenner 
der  katholischen  Kirche  sich  zum  Welteifer  mit  ihnen  herausgefordert 
fühlten,  und  der  Culturstand  zusehends  gehoben  wurde.  Die  im  Verlaufe 

'  Coliectio.  resolutionum  regiar.  in  materia  commissionis  ecclesiasticae, 
Bd.  I.  n.  II.  Katona,  Hist.  erit.  R.  H.,  Bd.  XL.  Geissler,  Skizzen  aus  dem 
Charakter  und  Handlungen  .Joseph's  II.,  Bd.  III.  Dr.  Albert  Jäger,  Kaiser 
Joseph  II.  und  Leopold  II.  Reform  nnd  Gegenreform  (Wien  18Ö0),  S.  62  —  137, 
in  streng  rduiiscli-kirchlichem,  den  Reformen  feindlichem  Sinne  geschrieben. 
Merle  d'Aubignc  (Bauhofer),  Geschiclite  der  evangelischen  Kirche  in  Ungarn, 
S.  461  —  499. 
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des  17.  Jaljrhuuderts  begonnene  Restauration  des  Katholicismus  und 
gewaltsame  Unterdrückung  dos  Protestantisnuis  brachte  diese  vielver- 
heißendeu  Fortschritte  der  Vulkserzichung  und  wissenschaftlichen  Bil- 
dung erst  zum  Stillstand  und  dann  zum  Rückgang,  der  jrdoch  in  Ungarn 
und  Siebenbürgen  wem'ger  auffallend  war,  denn  hier  behauptete  sich  der 
Protestantismus,  wenngleich  nur  mühsam,  im  Kampfe  mit  dem  immer 
mächtiger  werdenden  Katholicismus  und  zog  geistige  Nahrung  aus  dem 
fortwährenden  Verkehr  mit  dem  glaubensverwaudten  Auslande.  ^  Unter 
Karl  III.  (VI.)  wurden  schwache  Versuche  zur  Vermehrung  der  katho- 
lischen Schulen  und  Verbesserung  des  Unterrichts  gemacht ;  in  ernsten 
Angriff  nahm  sodann  Maria  Theresia,  die  Stifterin  zahlreicher  Lehr- 
anstalten, das  wohltliätigeWerk,  und  es  kam,  besonders  nachdem  Joseph 
als  Milregeut  mehr  Einfluß  gewonnen  hatte,  auch  viel  Gutes  zu  Stande. 
Der  Kaiser  konnte  es  jedoch  bei  seinem  noch  immer  beschränkten  Ein- 
flüsse nicht  ändern,  daß  die  Lehranstalten  noch  ferner  unter  der  Auf- 
sicht und  Leitung  des  Klerus  standen,  der  die  Jugend  für  seine  End- 
zwecke erzog  und  Licht  und  Geistesfreiheit  nicht  duldete;  nicht  ändern, 
daß  die  Schulen  der  l*r<jtestanten  in  den  Erblanden  geschlossen  blieben, 
in  Ungarn  unter  dem  Drucke  der  Armuth  und  dem  noch  schwerern  sol- 
cher Verordnungen,  die  ihren  Untergang  bezweckten,  schmachteten. 

Erst  nachdem  er  Alleinherrscher  geworden  war,  unternahm  er 
gleichzeitig  und  im  Zusammenhange  mit  den  kirchlichen  Reformen  auch 
die  Reformen  der  Schule  und  des  Unterrichts  mit  derselben  Freisinnig- 
keit, noch  wärmerm  Eifer  und  großem,  theils  auch  glücklichem  Erfolg. 
Aber  er  hatte  dabei  weniger  die  Wissenschaft  um  ihrer  selbst  willen, 
sondern  hauptsächlich  den  Nutzen  im  Auge,  der  für  den  Staat  aus  der 
bessern  Erziehung  aller  seiner  Bewohner  entspringen  müsse.  Daher 
waien  seine  auf  die  Schulen  bezüglichen  Reformen  weit  mehr  auf  das 
Praktische,  unmittelbar  xVnwendbare  und  materiellen  Nutzen  Ver- 
heißende, als  auf  höhere  wissenschaftliche  Bildung  und  Gelehrsamkeit 
gerichtet,  denn  weil  diese  wegen  seiner  mangelhaften  Erziehung  ihm 
Selbst  abging,  verkannte  er  den  unermeßlichen  Einfluß,  welchen  die  theo- 
retischen Wissenschaften  auf  die  Entwickelung,  Erstarkung  und  allseitige 
Befähigung  des  menschlichen  Geistes  üben.  Da  die  Lehranstalten  seiner 
Ansicht  nach  vornehmlich  zum  Nutzen  des  Staats  dienen  sollten,  wurden 
sie,  von  den  Volksschulen  angefangen  bis  hinauf  zu  den  Universitäten, 
zu  Staatsaustalten  gemacht  und  der  Regierung  in  jeder  Hinsicht  unter- 
geben. Ihre  Fundationen,  woher  immer  sie  rühren  mochten,  sollten  in 
die  Kammerkassen  fließen,  die  Lehrer  der  untern  Schulen  aus  öffent- 
lichen Kassen,  die  Professoren  der  höhern  vom  Staate  besoldet  werden. 
Wie  endlich  Joseph  in  allen  seinen  Ländern  eine  und  dieselbe  Verfas- 
sung und  gleiche  Gesetze  einzuführen  beabsichtigte,  so  wollte  er  auch 
jeder  Gattung  von  Lehranstalten  überall  dieselbe  Einrichtung  geben, 
dieselben  Gegenstände  und  dieselbe  Methode  des  Unterrichts  vorschrei- 
ben. —  Diese  Gleichförmigkeit  stieß  jedoch  ebenso  wie  die  Auslieferung 

'  Dr.  Franz  Krones,  Professor  an  der  Universität  zu  Graz,  Handbiicfi 
der  Geschichte  Oesterreichs  von  der  ältesten  bis  zur  neuesten  Zeit  (Berlin  1879), 
IV,  403. 
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der  Fundationen  in  die  Kammerkassen  auf  so  große  Schwierigkeiten, 
daß  beide  nur  theilweise  durchgeführt  wurden.  Die  auf  diese  Art  um- 
gestalteten untern  und  mittlem  Schulen  wurden  Nationalschiilen  ge- 
nannt. 
1782  Joseph  schuf  1782  eine  Ober-Hofstudiencommission  in  Wien,  er- 
nannte zu  ihrem  Präsidenten  den  BVeiherrn  Gottfried  van  Swieten,  zu 
Beisitzern  die  Directoren  der  vier  Facultäten  an  der  wiener  Universität, 
den  Director  aller  lateinischen  Schulen  und  drei  Hofräthe  von  jeder  der 
drei  Hofkanzleien,  der  österreichischen,  böhmischen  und  ungariscli- 
Siebenbürger,  übertrug  dieser  Centralcommission  die  oberste  Verwaltung 
aller  die  Schulen  und  den  öffentlichen  Unterricht  betreffenden  Ange- 
legenheiten in  allen  Ländern  der  Monarchie  und  untergab  ihr  die 
Studiencommissionen,   die  in  jeder  der  drei  genannten  Ländergruppen 

1784  errichtet  wurden.  Zwei  Jahre  später,  1784,  setzte  er  zu  Ofen  die 
ungarische  Landes-Studiencommission  ein,  bestellte  zu  deren  Präsidenten 
Joseph  Klobusiczky,  zu  Beisitzern  die  Vorstände  der  vier  Facultäten  an 
der  von  Ofen  nach  Pest  verlegten  Universität,  den  Director  des  ofener 
Obergymnasiums  und  den  Inspector  der  Nationalschulen  im  ofener 
Kreise.  Der  Landes-Studiencommission  lag  es  ob,  die  Schulangelegen- 
heiten Ungarns  den  Anordnungen  der  Ober -Hofcommission  gemäß 
gleichförmig  zu  leiten.     In  der  Erfüllung  dieser  Obliegenheit  wurde  sie 

1785  von  den  Kre-is-Studiendirectoraten  unterstützt,  welche  Joseph  1785  ein- 
setzte und  zu  deren  Directoren  er  für  den  preßburger  Kreis  den  Baron 
Gabriel  Pronay,  für  den  kaschauer  den  Grafen  Ludwig  Török,  für  den 
großwardeiner  Theodor  Jankovics,  für  den  fünflcirchener  den  Grafen  Jo- 
seph Teleki  und  für  den  agramer  Nikolaus  Skerlecz  ernannte  —  Prönay 
war  augsburger,  Teleki  helvetischer  Confession.  Die  oberste  Leitung 
der  Schul-  und  Unterrichtsangelegenheiten  blieb  jedoch  mehr  dem  Na- 
men nach  als  in  der  Wirklichkeit  dem  Grafen  Christoph  Niczky  über- 
lassen, den  Maria  Theresia  mit  derselben  betraut  hatte. 

Joseph  widmete  seine  Fürsorge  mit  vieler  Vorliebe  der  Volksschule. 
Denn  von  ihr  versprach  er  sich  Verbreitung  der  nothwendigsten  Kennt- 
nisse unter  der  Masse  des  Volks,  bessern  Betrieb  des  Ackerbaues  und  der 
Gewerbe,  Förderung  des  allgemeinen  Wohlstandes,  Hebung  der  Steuer- 
kraft und  des  Staatswohls.  Selbst  einTheilder  kirchlichen  Reformen  hatte 
die  Erweiterung  und  Verbesserung  des  Volksunterrichts  zum  Zwecke.  Jene 
Klöster,  die  sich  mit  dem  Volksunterrichte  nicht  beschäftigten,  wurden 
aufgehoben,  jene  hingegen,  welche  Schulen  unterhielten,  blieben  mit  der 
Aufhebung  verschont;  den  reichen  Klöstern  wurde  als  Bedingung  ihres 
Fortbestandes  die  Verpflichtung  auferlegt,  in  den  ihnen  gehörenden  Dör- 
fern Schulen  zu  errichten  und  die  schon  bestehenden  zu  verbessern. 
Ueberall,  wo  eine  Pfarre  oder  Kaplanei  gegründet  wurde,  mußte  auch 
eine  Schule  gegründet  werden.  Die  Verordnung  über  die  Errichtung 
1781  und  Organisation  der  Volksschulen  erschien  schon  am  24.  März  1781. 
Eine  feste  Norm  des  Unterrichts,  von  der  nicht  abgewichen  werden 
durfte,  wurde  vorgeschrieben  und  deshalb  den  Volksschulen  der  Name 
„Normal schulen"  beigelegt.  Wer  Lehrer  an  einer  derselben  werden 
wollte,    mußte    sich    einer    Prüfung   vor    dem    Kreis- Studiendirectorate 
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unterziehen.  Kleinern  benachbarten  Ortschaften,  die  jede  für  sich  eine 
Schule  zu  unterhalten  außer  Stande  wären,  wurde  gestattet,  eine  gemein- 
schaftliche zu  errichten.  Auch  wünschte  Joseph,  daß  die  Bewohner  einer 
Ortschaft  von  verschiedener  Confession  ihre  Schulen  vereinigen  mögen, 
wodurch  der  von  melirern  Lehrern  ertheilte  Unterricht  erweitert  und  die 
gegenseitige  Verträglichkeit  der  verschiedenen  Glaubensgenossen  beför- 
dert würde.  So  erwarb  sich  Joseph  das  unstreitige  große  Verdieubt, 
durch  vielfache  Vermehrung  der  Elementarschulen  und  Verbesserung 
des  Unterrichts  die  Erziehung  des  Volks  in  seinen  Staaten  auf  eine 
Stufe  gehoben  zu  haben,  von  der  bei  fortdauernder  Fürsorge  weitere 
Fortschritte  erfolgen  konnten. 

Mit  Beseitigung  der  unter  Maria  Theresia  eingeführten  „ratio 
educandi"  wurde  für  die  höhern  Lehranstalten  ein  ungleich  frei- 
sinnigerer und  besserer  Studienplan  entworfen,  den  für  die  ungarischen 
die  Exjesuiten  Szerdahely  und  Mako  ausarbeiteten,  und  am  l.  Octobt-r 
1781  erließ  Joseph  die  ausführliche  Verordnung,  welche  die  Gymna-  1781 
sien  und  Lyceen  regelte.  Er  entwand  die  Leitung  derselben  den 
Händen  des  Klerus,  verbannte  aus  ihnen  alles  mönchische  Wesen,  hob 
die  Marianischen  Congregationen,  Brüderschaften,  Seminarien  und  Con- 
victe  auf,  welche  die  Jesuiten  gestiftet  hatten,  und  bestimmte  deren 
Fonde  zu  Stipendien ;  er  verbot  die  der  Jugend  zum  Lesen  aufge- 
drungenen asketischen  Bücher,  die  deren  Geist  verfinsterten,  untersagte, 
die  Studirenden  monatlich  zur  Beichte  und  zum  Heiligen  Abendmahl  zu 
treiben,  und  stellte  ihnen  frei,  von  den  Sakramenten  nach  ihrer  Neigung 
und  der  Anordnung  der  Aeltern  Gebrauch  zu  machen.  Dagegen  wurde 
ihnen  erlaubt,  das  Theater  und  öffentliche  Unterhaltungsorte  zu  be- 
suchen, damit  sie  sich  in  der  Berührung  mit  der  "Welt  für  ihr  künfti;;es 
Leben  bildeten.  Ferner  öffnete  er  niclit  nur  den  evangelischen  Jüng- 
lingen die  Hörsäle  der  Gymnasien,  sondern  gebot  auch,  daß  bei  der  Be- 
setzung der  Lehrstühle  ohne  Rücksicht  auf  die  Confession  die  Fähig- 
keiten allein  in  Betracht  zu  nehmen  seien.  Aber  zum  Nachtheil  der 
höhern  wissenschaftlichen  Bildung  wurden  bei  der  Wahl  der  Gegen- 
stände, die  hauptsächlich  gelehrt  werden  sollten,  mit  Hintansetzung  der 
den  Geist  weckenden  und  stärkenden  Humaniora  jene  zu  sehr  bevorzugt, 
von  denen  man  materiellen  Nutzen  und  Brauchbarkeit  derLernenden  für 
den  Staat  hoffte,  und  die  ungarische  Sprache  wurde  ganz  ausgeschlossen. 
Eine  nicht  minder  verfehlte  Einrichtung  waren  die  vorgeschriebenen  Lehr- 
bücher, an  welche  sich  die  Professoren  beim  Unterricht  streng  halten  muß- 
ten, denn  Fremdes,  den  eigenen  Ansichten  oft  Widersprechendes  lehren  zu 
müssen,  macht  einen  lebendigen  und  belebenden  Vortrag  fast  unmöglicii. 

Die  Universitäten  hatten  schon  von  Maria  Theresia  beionders 
den  Rathschlägen  Gerhard  van  Swieten's  gemäß  eine  bessere  Einrichtung 
erhalten,  aber  in  ihnen  herrschte  noch  immer  ein  unfreier,  hierarchischer 
Geist  und  noch  immer  standen  sie  hinter  den  Hochschulen  anderer 
Länder  weit  zurück.  Joseph  beschloß,  daß  dies  anders  werden  müsse. 
Er  schaffte  sowol  den  Eid  auf  die  unbefleckte  Empfängniss  der  Maria 
wie  auch  den  des  Gehorsams  gegen  den  römischen  Stuhl  ab,  welch 
beide  die  Professoren  der  Universitäten  und  alle  zu  akademischen  Wür- 
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den  Proaiovirteii  abzulegen  gelialten  waren,  desgleichen  die  Festtage, 
welche  die  Facultäten  zu  Einen  der  Heiligen,  die  als  ihre  Patrone  an- 
gesehen wurden,  ndt  Hochamt  und  Lobreden  feierten.  Den  Doctoren 
und  Dekanen  der  Facultäten  und  den  Rectoren  nahm  er  die  Ornate  und 
lusignien  ihrer  Wiu-den,  weil  diese,  dem  Corporationsgeiste  des  Mittel- 
alters entsprungen,  für  die  neuere  Zeit  nicht  mehr  geeignet  seien.  Bei 
der  Besetzung  der  Lehrstühle,  verordnete  er,  muß  mit  der  besten  Aus- 
wahl vorgegangen  werden;  daher  sollen  Concurse  ausgeschrieben  und 
ohne  Rücksicht  auf  Nation  und  Religion  berühmte  Männer  berufen  wer- 
den. ^  Diesem  Grundsätze  zufolge  ernannte  er  die  Protestanten  Schädius 
1784  und  Schwartner  zu  Professoren  an  der  1784  von  Ofen  nach  Pest  vei'- 
legten  Universität.  Leider  ließ  sich  der  Kaiser,  der  so  eifrig  Aufklärung 
und  Bildung  zu  fördern  strebte,  auch  hinsichtlich  der  Hochschulen  von 
seinem  auf  das  Nützliche  gerichteten  Sinne  und  von  vorgefaßten  Mei- 
nungen auf  falsche  Wege  leiten.  Er  wollte  in  jeder  der  Ländergruppen, 
aus  denen  die  Monarchie  bestand,  nur  Eine  große  Universität  bestehen 
lassen,  die  andern  zu  Gymnasien  und  Lyceen  herabsetzen,  an  denen, 
jedoch  von  wenigem  Professoren  auch  die  Rechte,  die  Chirurgie  und 
Geburtshülfe  gelehrt  werden  sollten.  Er  verordnete  ferner:  „An  die  be- 
stehenden theologischen,  philosophischen  und  juridischen  Vorlesebücher 
hat  man  sich  in  allem  zu  halten,  bis  man  vollkommen  sicher  ist,  etwas 
Besseres  zu  finden'"^,  wodurch  die  Lehrfreiheit  beschränkt  und  die  Pro- 
fessoren zu  Vorlesern  erniedrigt  wurden.  Die  Verfassung,  welche  den 
Universitäten  gegeben  werden  sollte  und  großentheils  wirklich  gegeben 
wurde,  läßt  sich  am  besten  erkennen  aus  dem  Gutachten,  welches  ^ 
van  Swielen  darüber  ausstellte,  ob  die  göttinger  Universität  zum  Muster 
zu  nehmen  sei.  „Die  göttinger  Universität",  sagt  er,  „ist  Universität  nur 
dem  Namen  nach,  eigentlich  aber  ejne  lehrende  Akademie  der  Wissen- 
schaften, welche  alle  Zweige  von  Kenntnissen  versammelt,  um  Aus- 
ländern einen  Reiz  zu  bieten,  dahin  zu  kommen.  Außer  der  Allgemein- 
heit haben  die  Studien  unter  sich  keine  Verbindung,  keinen  vorgeschrie- 
benen, keinen  beständige  Leitung  oder  besondere  Aufsicht  fordernden 
Plan.  . .  .  Die  Studirenden,  an  deren  größern  oder  mindern  Fortgang 
die  Regierung  von  Hannover  keinen  Antheil  nimmt,  sind  wie  die  Lehrer 
ganz  sich  selbst  überlassen;  jene  besuchen  für  ihr  Geld  welche  Lehrer, 
W(!l{-he  Collegien  sie  wollen,  diese  lesen,  was  ihre  Hörsäle  am  meisten 
zu  füllen  hoffen  läßt.  Die  ganze  Verfassung  ist  also  sowol  von  seiten 
der  Lehrer  als  auch  von  Seiten  der  Regierung,  welche  die  Gelehrten 
vom  größten  Rufe  durch  die  vortheilhaftesten  Bedingungen  an  sich  zu 
ziehen  sucht,  eine  Finanzspeculation,  weil  sie  durch  solche  Männer  den 
Zulauf  der  Ausländer  zu  vergrößern  hofft,  um  deren  Zehrung,  nicht  um 
deren  Verwendung  es  ihr  zu  thun  ist.  Die  Studienverfassung  in  den 
Staaten  Ew.  Maj.  hingegen  hängt  mit  der  allgemeinen  Nationalerziehung 
genau  zusammen,  macht  einen  der  wichtigsten  und  wesentlichsten  Theile 

'  Die  Instruction,  welche  Joseph  dem  Präsidenten  der  Ober-Hofstudien- 
coniniission  gab,  bei  Albert  Jäger,  Kaiser  Joseph  II.  und  Leopold  II.  Re- 
form und  üegenreform,  S.  145.   —    ^  Ebenda. 
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derselben  aus,  soll  dem  Staate  Bürger,  die  von  ibreu  Pflichten  unter- 
richtet und,  sie  aus  Ueberzougung  zu  erfüllen,  bereit  sind,  soll  ihm 
Beamte,  die  iür  die  öftentliche  Verwaltung  brauchbar,  soll  Männer  iür 
die  Rathsstube,  für  das  Cabinet  bilden,  die  mit  vaterländischen,  zum 
ganzen  Plane  der  Staatsverfassung  einstinmienden  Grundsätzen  und 
Gesinnungen  genährt  sind.  Bei  einem  solchen  Endzwecke  kann  welch 
itnmer  fremde  Verfassung  für  die  Nationalstudien  in  Oesterreich  nicht 
zum  Vorbild  dienen,  kann  die  wissenschaftliche  Erziehung  nicht  ohne 
bestimmten  Plan  und  dieser  nicht  ohne  unablässige  Wachsamkeit  über 
seine  Befolgung  geleitet,  kann  die  Wahl  und  Ordnung  der  Kenntnisse 
nicht  der  Jugend  selbst,  nicht  einmal  den  einseitigen  Einsichten  der 
Aeltern  überlassen  werden."  .  .  .  ^ 

Ungeachtet  dieser  fehlerhaften  Ansichten  Joseph's  und  seiner  Rath- 
geber  über  die  Bestimmung  der  Gelehrtenschulen  und  besonders  der 
Universitäten  waren  dennoch  die  mit  deren  Verfassung  und  Lehr- 
methode vorgenommenen  Reformen  wahre  Verbesserungen,  durch  die 
unendlich  viel  Gutes  bewirkt  wurde.  Sie  brachen  die  drückenden  Fes- 
seln, welche  das  Aufstreben  der  Geister  lähmten,  öffneten  dem  Lichte 
Pforten,  durch  die  es  in  die  Schulen  eindringen  konnte,  und  förderten 
schon  dadurch  auch  unausbleiblich  die  Pflege  der  theoretischen  Wissen- 
schaft. Aber  die  weniger  auf  diese  als  auf  das  Praktische  gerichteten 
Reformen  konnten  die  Gelehrtenschulen  und  Universitäten  nicht  zu  dem 
machen,  wozu  sie  Joseph  zu  machen  unleugbar  beabsichtigte,  zu  hohen 
Leuchten,  deren  Strahlen  weithin  Licht  verbreiten  sollten;  sie  blieben 
hinter  denen  anderer  Länder  noch  immer  zurück. 

Diese  Reformen  erregten  überdies,  was  unvermeidlich  war,  vielseitig 
Misvergnügen  und  Besorgniß.  Frönnnler  und  Finsterlinge  nahmen  an 
ihrer  Freisinnigkeit  Anstoß;  sie  weissagten  die  Entkirchliclumg  der 
Schulen,  die  Zulassung  der  Akatholischen  in  die  Hörsäle  und  auf  die 
Katheder,  die  Abschaft^ung  der  strengen  klösterlichen  Disciplia  werde 
die  Jugend  zur  Irreligiosität,  Ungebundenheit  und  Sittenlosigkeit  führen. 
Die  Freunde  der  Wissenschaft  beklagten  die  Mängel  der  Reformen;  sie 
misbilligten  das  Vorschreiben  der  Lehrbücher,  wodurch  die  Lehrfreiheit 
und  der  Fortschritt  gehindert  würden,  sie  tadelten  die  Besetzung  der 
Lehrstühle  im  Wege  des  Concurses,  weil  ausgezeichnete  Mäimer  sich  um 
dieselben  nicht  bewerben,  sondern  gesucht  sein  wollen;  sie  beschwerten 
sich  über  die  schulmäßige  Behandlung  der  Universitäten,  über  den 
Zwang,  dem  man  die  Professoren  und  Studenten  unterwerfe,  um  jene 
zum  Lehren,  diese  zum  Lernen  anzuhalten,  und  befürchteten,  statt  der 
Wissenschaft  würden  die  Brotstudien  betrieben  werden.  Große  Unzu- 
friedenheit verursachte  ferner  die  Einführung  der  Taxen,  welche  für 
den  Unterricht,  von  1784  angefangen  jährlich  gezahlt  werden  mußten.  1784 
Sie  betrugen  an  den  Gymnasien  12,  an  den  Lyceen  und  Akademien  1<S, 
an  den  Universitäten  oO  Gulden,  und  wurden  größtentheils  zu  Stipen- 
dien für  ärmere  Studirende  verwendet. 


'  Albert  Jäger,  Kaiser  Joseph  II.  und  LenpuM  II.     Reform  und  Gegen- 
reform,  S.  149  fg. 
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Die  Evangelischen  Ungarns  fanden  beim  Rückblick  auf  die  Ver- 
gangenheit und  Hinblick  in  die  Zukunft  besonders  in  der  Umwandlung 
ihrer  Schulen  in  National-  oder  Staatsschulen  die  Ursache  großer 
Besorgnisse.  Sie  sollten  die  Schulen,  die  sie  selbst  gegründet  hatten,  die 
sie  unterhielten  und  leiteten,  dem  Staate  untergeben,  an  diesen  die  müh- 
sam zusammengebrachten  Fundationen  ausliefern,  auf  den  Unterricht, 
von  dessen  Beschaffenheit  das  Bestehen  ihrer  Kirche  hauptsächlich  ab- 
hing, kaum  noch  Einfluß  üben.  Wenn  sie  auch  der  Gerechtigkeitsliebe 
und  freundlichen  Gesinnung  Joseph's  vertrauen,  und  von  ihm  ihrer 
Schulen  beraubt  zu  werden  nicht  fürchten  durften,  wer  bürgte  ihnen  für 
die  Gesinnungen  seiner  Nachfolger?  Und  konnten  die  vom  Staate  be- 
stellten Schulbehörden  nicht  einen  Unterricht  einführen,  durch  den  die 
Jugend  dem  Protestantismus  entfremdet  würde?  Die  Vertreter  beider 
Schwesterkirchen  wiesen  daher  in  einer  Zuschrift  an  den  Kaiser  und 
König  auf  die  innige  Verbindung,  in  der  ihre  Schulen  mit  ihrer  Kirche 
stehen,  und  auf  die  Nothwendigkeit  hin,  daß  in  jenen  ein  den  Grund- 
sätzen dieser  gemäßer  Unterricht  ertheilt  werde.  Sodann  sprachen  sie 
ihre  Meinung  aus,  inwieweit  und  auf  welche  Art  der  neue  Studienplan 
mit  ihren  Rechten,  mit  ihrer  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  in  Ueber- 
einstimmung  gebracht  und  in  ihren  Schulen  eingeführt  werden  könne. 
Schließlich  baten  sie,  damit  sie  im  Stande  seien,  die  edeln  Absichten 
Sr.  Maj.  zu  befördern,  mögen  ihnen  ihre  Fundationen  zurückgegeben 
und  ihrer  Armuth  aufgeholfen  werden,  denn  die  literarischen  Anstalten 
so  zu  begründen  und  zu  erweitern,  so  viele  Lehrer  anzustellen,  den  eme- 
ritirten  und  den  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  die  Pensionen  zu 
geben,  wie  dies  alles  das  kaiserliche  Normativ  vorschreibt,  übersteige 
bei  weitem  ihre  Mittel. 
1785  Hierauf  verlangte  der  Kaiser  am  4.  October  1785   genauere  Aus- 

kunft über  die  Einwendungen,  welche  die  Evangelischen  gegen  die 
Nationalschulen  erhoben,  und  erließ,  nachdem  diese  gegeben  worden, 
vermittels  der  Statthalterei  folgende  Verordnung:  „Die  Volksschulen, 
welche  die  Evangelischen  vor  dem  Toleranzedict  hatten  oder  nach  dem- 
selben erhielten,  werden  ihnen  gelassen.  Wo  die  Evangelischen  keine 
Schule,  aber  Cantoren  haben,  sind  diese  berechtigt,  mit  den  katholischen 
Lehrern  abwechselnd  in  Anwesenheit  aller  Kinder  Unterricht  zu  er- 
theilen.  Zur  Erhaltung  eines  solchen  Lehrers  oder  Cantors  dürfen  sich 
mehrere  Gemeinden  vereinigen.  Wo  aber  auch  kein  Cantor  ist,  steht  es 
den  Evangelischen  frei,  ihre  Kinder  in  die  nächste  katholische  oder 
Staatsschule  zu  schicken,  und  darf  ihnen  kein  Zwang  angethau  werden. 
Die  evangelischen  Cantoren  müssen  in  der  Normal-Lehrmethode  unter- 
richtet und  geprüft  worden  sein,  und  die  evangelischen  Gemeinden  für  sie 
S(!lbst  sorgen.  Ilaupt-Nationalschulen  aber,  an  denen  katholische  und 
protestantische  Lehrer  unterrichten,  sollen  aus  der  Communalkasse  er- 
halten werden.  Wo  hingegen  nur  Protestanten  wohnen,  die  ihre  Schulen 
nach  den  kaiserlichen  Vorschriften  einrichten  wollen,  ohne  die  nöthigen 
Mittel  zu  besitzen,  dürfen  sie  das  hierzu  erforderliche  Geld  aus  der 
Staatskasse  erheben.  In  gemischten  Schulen  sollen  gewisse  Tage  und 
Stunden  für  den  Religionsunterricht  bestimmt,  Gebete,  welche  alle  Kin- 
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der  sprechen  können,  eingeführt,  aus  den  Lehrbüchern  alles  die  eine 
oder  andere  Religionspartei  Verletzende  entfernt  werden.  Die  Oberauf- 
sicht über  alle  Schulen,  mithin  auch  über  die  der  Evangelischen,  führt 
die  Landes-Studiencommission."  So  günstig  der  Erlaß  des  Kaisers  lau- 
tete, glaubten  die  Evangelischen  ihre  Schulen  vor  der  Gefahr,  den  pro- 
testantischen Charakter  zu  verlieren,  nicht  gesichert,  und  trachteten 
daher  sorgfältig,  denselben  so  gut  als  möglich  zu  wahren.  Nur  wenige 
Gemeinden  gingen  darauf  ein,  ihre  Schulen  mit  den  katholischen  zu  ver- 
einigen; man  hütete  sich,  zur  Errichtung  oder  Erweiterung  der  Schulen 
die  Hülfe  des  Staats  in  Anspruch  zu  nehmen  und  strengte  sich  an,  den 
Anforderungen  des  Studienplanes  mit  eigener  Kraft  zu  genügen. 

Priest  er  Seminare.  Joseph  war,  wie  sein  Schreiben  an  den  Car- 
dinal Herzan  bezeugt,  entschlossen,  der  katholischen  Kirche  in  seinen 
Staaten  Priester  und  Seelsorger  zu  geben,  die,  selbst  gebildet  und  vom 
(leiste  einer  aufgeklärten  Religiosität  durchdrungen,  fähig  und  willens 
wären,  auch  das  Volk  aufzuklären  und  zu  echter  Religiosität  und  Sitt- 
lichkeit anzuleiten.  Diesem  edeln  Endzwecke  entsprachen  die  an  den 
bischöflichen  Kapiteln  bestehenden  Priesterseminare  nicht,  denn  der 
Unterricht,  den  die  jungen  Kleriker  in  denselben  erhielten,  war  nicht 
nur  sehr  dürftig,  sondern  flößte  ihnen  auch  einen  linstern  hierarchischen 
Geist  ein,  und  lehrte  sie,  die  Interessen  ihres  Standes  allem  andern 
vorausstellen  und  die  Religion  als  Mittel  zu  deren  Beförderung  brauchen. 
Joseph  errichtete  also  in  allen  seinen  Ländern  unter  die  Leitung  und 
Aufsicht  des  Staats  gestellte  Priesterseminare,  in  denen  sowol  die  Welt- 
als  auch  die  Klostergeistlichkeit  wissenschaftlich  gebildet  wurde,  und 
aus  denen  sie  nach  Beendigung  des  vorgeschriebenen  Curses  in  die  eben- 
falls neugegründeten  Presbyterien  genannter  Anstalten  überging,  um 
für  die  praktische  Amtsführung  der  Seelsorge  vorbereitet  zu  werden. 
Solche  Priesterseminare  errichtete  er  im  Gebiete  Ungarns  1783  zuerst  17S3 
in  Ofen,  Klausenburg,  Kaschau  und  Fünfkirchen,  denen  er  theils  Klöster 
der  aufgehobenen  Orden,  theils  andere  öffentliche  Gebäude  eini'äumte. 
Später  verlegte  er  die  beiden  letztern  nach  Erlau  und  Agram,  bald 
darauf  das  ofener  nach  Preßburg,  wo  er  ihm  das  Schloß  überwies;  zu- 
letzt, 178G,  vereinigte  er  das  erlauer,  klausenburger  und  agramer  Semi-  1786 
nar  zu  einem  Generalseminarium  in  Pest,  das  der  dortigen  Universität 
als  theologische  Facultät  zugetheilt  wurde.  Die  Bischöfe  erhielten  eine 
strenge  Weisung,  nur  solchen  Klerikern  die  Priesterweihe  zu  ert heilen, 
die  ihre  Studien  in  diesen  Seminarien  beendlirt  hatten. 


Staafsreformen. 

Den  von  Joseph  unternommenen  Staatsreformen  lag,  wie  schon  er- 
wähnt worden,  die  Idee  eines  Einheitsstaats  zu  Grunde.  Dieser  gemäß 
sollten  die  von  ihm  beherrschten  Länder  und  Völker  mit  Beseitigung 
iliri-r  nationalen  Eigentliümlichkeiten  und  verschiedenen  Verfassungen 
zu  rinem  gleichförmigfu  (Janzen  verschmolzen,  die  aus  dem  Feudalismus 
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entsprungene  Bevorrechtung  eines  kleinen  ßruchtheils  und  Knechtung 
der  großen  Masse  des  Volks  aufgehoben  und  der  Monarch  in  den  Besitz 
einer  unbeschränkten  gesetzgebenden  und  vollziehenden  Gewalt  gesetzt 
werden.  Daß  an  dem  Entstehen  dieser  Idee  in  seinem  Geiste  seine  ent- 
schiedene Neigung  zum  Selbstherrschen  einen  großen  Antheil  hatte,  ist 
nicht  zu  bezweifeln;  aber  er,  der  sich  zu  dem  Grundsatz  bekannte,  daß 
das  Volk  nicht  des  Fürsten  wegen,  sondern  dieser  des  Volkes  wegen  da 
und  nicht  Herr,  sondern  Diener  des  Staats  sei,  verhehlte  dies  vor  sich 
selbst  und  handelte  in  der  Ueberzeugung,  daß  er  durch  die  Vereinigung 
seiner  Länder  zu  einer  gleichförmigen  absoluten  Monarchie  so  der  Macht 
derselben  wie  auch  der  Bildung  und  Wohlfahrt  der  Völker  einen  kräf- 
tigen Aufschwung  geben  werde.  Hierin  irrte  er,  und  an  diesem  Irrthume 
scheiterten  die  meisten  seiner  wohlthätigen  Absichten.  Denn  ein  nicht 
entartetes  Volk  hält  fest  an  seiner  Nationalität,  seiner  Verfassung  und 
seinem  Rechte,  und  läßt  sich  dieselben  nicht  schlechterdings  nehmen ; 
selbst  ein  freisinniger  und  das  Gute  wollender  Absolutismus  führt  noth- 
wendig  entweder  zur  Cabinetsregierung  oder  Bureaukratie  und  dem 
Beamtenstaate,  wobei  das  von  der  Theilnahme  an  den  öffentlichen  An- 
gelegenheiten ausgeschlossene  Volk  den  Sinn  für  dieselben  und  sogar  die 
Liebe  zum  Vaterlande  verliert;  endlich  folgt  auf  einen  Monarchen,  der 
seine  unbeschränkte  Gewalt  zum  Wohle  des  Staats  gebraucht,  bisweilen 
ein  schwacher  Regent,  der  dieselbe  in  die  Hände  unwürdiger  Günstlinge 
legt,  oder  ein  Despot,  der  sie  zur  Befriedigung  seiner  Leidenschaften 
misbraucht. 

Joseph  fand  in  den  meisten  seinem  Scepter  untergebenen  Ländern 
das  Feld  für  seine  Staatsreformen  schon  vorbereitet;  seine  Vorgänger 
hatten  von  der  frühern  feudalen  Ständeverfassung  der  eigentlich  öster- 
reichischen Provinzen,  desgleichen  Böhmens  und  Mährens  kaum  noch 
einen  Schatten  übriggelassen;  Mailand  war  von  der  spanischen  Herr- 
schaft her  einer  absoluten  Regierung  gewohnt,  in  Galizien  war  diese 
sogleich,  als  es  bei  der  Theilung  Polens  Oesterreich  zufiel,  eingeführt 
worden;  auch  hatten  diese  Länder  an  dem  von  Maria  Theresia  einge- 
setzten Staatsrathe  bereits  eine  Central-Regierungsbehörde.  Ganz  an- 
ders standen  die  Dinge  in  Belgien,  wo  die  Provinzen  und  Städte  ihre 
Rechte  eifersüchtig  hüteten,  vor  allem  aber  in  Ungarn,  das  mit  seinen 
Nebenländern  bei  einem  Umfange  von  6000  Quadratmeilen  den  Kern 
und  Schwerpunkt  der  sogenannten  österreichischen  Monarchie  bildete. 
Ein  souveränes  Reich  mit  eigener  Verfassung,  war  es  durch  die  Wahl 
Ferdinand's  I.  zu  seinem  König,  nicht  durch  Erbrecht  an  das  Haus 
Habsburg  gekommen,  und  stand  daher  mit  den  andern  von  diesem  be- 
herrschten Ländern  nur  vermittels  Personalunion  in  Verbindung.  Alle 
bislierigen  Versuche  des  Despotismus,  ihm  seine  Selbständigkeit  und  Ver- 
fassung zu  rauben,  waren  an  dem  kräftigen  Widerstände,  den  seine  Be- 
wolmer  demselben  entgegensetzten,  gescheitert,  und  beide  waren  sowol 
1G87  bei  der  Einführung  der  erblichen  Thronfolge,  als  auch  1723  bei 
der  Ausdehnung  derselben  auf  die  weibliche  Linie  der  Habsburger  durch 
Verträge  gesichert  worden.  Maria  Theresia  hatte  den  Thron  Ungarns 
unter  der  ansdrücklichen  Bedingung  bestiegen,  dessmi  Souveränetät  und 
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Verfassung  unversehrt  zu  erhalten,  und  unter  derselben  Bedingung  war 
Joseph  ihr  nachgefolgt.  Er  stand  also  im  Begriff,  die  Verträge  zu  brechen, 
vermöge  deren  er  den  Thron  geerbt,  und  hatte  entschlossenen  Wider- 
stand zu  erwarten,  sobald  er  die  Verfassung  willkürlich  auch  nur  än- 
derte, und  noch  mehr,  wenn  er  sie  aufliöbe  und  das  selbständige  Reich 
zur  Provinz  des  Einheitsstaats  erniedrigte,  den  er  gründen  wollte.  Aber 
auf  gesetzlichem  Wege,  im  Verein  mit  dem  Reichstage  seinen  Plan  zu 
verwirklichen,  hielt  er  für  unmöglich,  da  die  Stände  bisher  jede  noch  so 
nöthige  und  gerechte  Verbesserung  der  unstreitig  veralteten  und  fehler- 
haften Feudal  verfassung,  jede  Schmälerung  ihrer  verderblichen  Vorrechte 
entschieden  zurückgewiesen  hatten,  und  vorauszusehen  war,  daß  sie  das 
Aufgehen  ihres  Reichs  in  den  Einheitsstaat  gutwillig  nie  zugeben  würden. 
Wie  seine  Mutter  den  Ungarn  zu  schmeicheln,  sie  allmählich  an  eigen- 
mächtige Herrschaft  zu  gewöhnen,  in  Sitten  und  Sprache  zu  germani- 
siren,  in  nähere  Verbindung  mit  den  Oesterreichern  und  Böhmen  zu 
bringen  und  endlich  mit  diesen  in  einen  Staat  zu  vereinigen,  schien 
ihm,  der  alles  sogleich  und  mit  einem  male  bewirken  wollte,  viel  zu 
langwierig.  So  setzte  er  sich  denn  in  der  Ueberzeugung,  daß  er  Gutes 
und  Großes  unternehme,  über  alle  Bedenklichkeiten  hinweg  und  ging 
eigenmächtig  zu  Werke,  verfuhr  aber  behutsam,  enthüllte  seinen  Plan 
nur  nach  und  nach,  ließ  jeder  Reform  und  Neuerung,  die  er  durchführen 
wollte,  erklärende  und  deren  Nützlichkeit  beweisende  Kundmachungen 
vorhergehen  und  begann  mit  solchen,  die  mit  Zufriedenheit  und  Beifall 
aufgenommen  werden  mußten. 

Die  Staatsfinanzen  waren  erschöpft  und  mit  Schulden  belastet;  er 
half  ihnen  nicht  durch  Steuererhöhung  auf,  sondern  beschränkte  die 
glänzende  und  kostspielige  Hofhaltung  seiner  Mutter,  schaffte  die  Privat- 
chatoulle  ab,  aus  der  sie  an  verdiente  und  verdienstlose  Günstlinge  Ge- 
schenke und  Gnadengelder  vertheilte,  zog  die  Zulagen  ein,  welche  sie 
Hof-  und  Staatsbeamten  zu  ihren  Gehalten  und  Pensionen  bewilligt 
hatte,  und  führte  überhaupt  im  Staatshaushalte  eine  Sparsamkeit  ein, 
durch  die  unnütze  und  überflüssige  Ausgaben  vermieden  wurden,  und 
die  ihn  in  den  Stand  setzte,  wirkliche  Verdienste  zu  belohnen  und  mit 
wahrhaft  kaiserlicher  Freigebigkeit  menschliches  Elend  zu  lindern  und 
gemeinnutzige  Anstalten  zu  gründen.  ^ 

Die  Mitglieder  vornehmer  einheimischer  und  fremder  Adelsfamilien 
waren  unter  den  vorhergehenden  Regierungen  so  sehr  bevorzugt  worden, 
daß  sie  die  höchsten  Stellen  im  Staate,  in  der  Kirche  und  im  Heere 
gleichsam  als  ein  ihnen  gebührendes  Recht  verlangten  und  erhielten. 
Dem  machte  Joseph  ein  Ende,  indem  er  bei  der  Verleihung  von  Aemtern 
und  Würden  mehr  auf  Fähigkeit  und  Verdienst  als  auf  hohe  Geburt  sah 
und  Unfähige  oder  jene  vornehmen  Standes,  die  nur  die  Einkünfte  und 
Ehren  ihres  Amtes  für  sich  behielten,  die  Arbeiten  aber  ihren  Unter- 
gebenen überließen,  von  demselben  entfernte.^ 

'  A.   F.  Geissler,    Skizzen  ans  (]cni  Cliaral<l(r    und  den  H:iiidiiin<;en  Jo- 
opl.'s  II.  (Halle   1783),  II,  .37.    —     ^  Großlinflinf,'.'r,    IV,   113,    147,  15G  und 
;iii  andern  .Stellen,    führt  Beispiele  von  diesem  Verfahren  des  Kaisers  an. 
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Die  Reihe  der  eigentlichen  Staatsreformen  eröifnete  Joseph  mit  der 
Umgestaltung  der  obei-sten  Regierungsbehürden,  die  von  den  Ungarn 
n)it  luigetheiltem  Beifall  und  großer  Freude  begrüßt  wurde.  Er  unter- 
nahm sie  zwar  nicht  in  der  Absicht,  den  Ungarn  gerecht  und  gelällig  zu 
werden,  sondern  wollte  die  liehörden  derartig  orgauisiren  und  einander 
unterordnen,  daß  er  sie  von  seinem  Cabinet  aus  ohne  Anstand  leiten 
und  auf  pünktliche  Vollstreckung  seiner  Verordnungen  rechnen  könne. 
Weil  aber  diese  Umgestaltung  derselben  seit  Jahrhunderten  vergeblich 
geführte  Beschwerden  abstellte  und  längst  gehegte  Wünsche  erfüllte, 
weckte  sie  so  günstige  Erwartungen,  daß  man  dem  König,  der  der 
ungarischen  Nation  endlich  ihr  gutes  Recht  widerfahren  lasse,  die  eigen- 
mächtige Vornahme  derselben  und  die  fortwährende  Ilinausschiebung 
der  Krönung  verzieh. 

Beinahe  so  lange  als  Habsburger  auf  dem  Throne  Ungarns  saßen, 
beschwerten  sich  die  Reichsstände  unablässig  darüber,  daß  trotz  aller 
Gelöbnisse  der  Könige  und  von  ilinen  bestätigter  Gesetze  die  öster- 
reichisch-böhmische Ilofkammer  sich  eine  Oberhoheit  über  die  königlich 
ungarische  Ilofkammer  anmaße,  ihr  und  andern  Behörden  Verordnungen 
zuschicke  und  einen  gesetzwidrigen  Einfluß  auf  die  Angelegenheiten 
Ungarns  übe.  Dieser  Einfluß  einer  fremden  Behörde  schien  auf  immer 
17S2  beseitigt  zu  sein,  als  Joseph  durch  die  Verordnung  vom  17.  Mai  1782 
die  österreichisch-böhmische  Hofkammer  aufhob  und  die  von  ihr  verwal- 
teten Angelegenheiten  den  Hofkanzleien  Oesterreichs,  Böhmens  und 
Ungarns  überwies. 

Nachdem  Siebenbürgen  wieder  unter  die  unmittelbare  Herrschaft 
des  Königs  gekommen  war,  verlangten  die  Ungarn  unablässig,  daß  dieses 
Nebenland  mit  dem  Mutterlande  wieder  in  dasselbe  Vei-hältniß  gesetzt 
werde,  in  welchem  es  ehemals  vor  der  Trennung  von  demselben  gestan- 
den hatte.  Maria  Theresia  versprach  1741  dem  Reichstage,  diesem  Ver- 
langen zu  willfahren,  unterließ  es  aber,  weil  die  Siebenbürger  sich  heftig 
dawider  erklärten.  Joseph  beachtete  ihre  Abneigung  gegen  eine  innigere 
Verbindung  mit  Ungarn  nicht,  und  vereinigte  am  14.  August  1782  die 
siebenbürger  Hofkanzlei  mit  der  ungarischen,  weil,  wie  er  in  der  hierauf 
l)ezüglichen  Verordnung  sagt,  die  Vereinigung  für  Siebenbürgen  beson- 
ders hinsichtlich  seines  Handels  nützlich  sei  und  den  Wünschen  Ungarns 
entspreche.  Die  vereinigte  Hofkanzlei  machte  er  zur  obersten  Regie- 
rungsbehörde aller  zur  Krone  Ungarns  gehörenden  Länder,  die  sich, 
wenn  sie  in  Angelegenheiten  Ungarns  vorging,  die  ungarische,  wenn  in 
Angelegenheiten  Siebenbürgens,  die  siebenbürger  zu  nennen  hatte,  und 
allein  das  Recht  besaß,  unmittelbar  mit  dem  König  zu  verkehren,  sodaß 
die  andern  Behörden  nur  vermittels  ihrer  Zuschriften  an  ihn  senden  durf- 
ten. Wegen  Vermehrung  ihrer  Obliegenheiten  durch  die  an  sie  überge- 
gangenen Kameralsachen  wurde  ihr  Personal  durch  zwei  Vicekanzler 
und  vier  Räthe  vermehrt  und  die  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten  ihr 
abgenommen. 

Die  neue.  Organisation  der  Hofkanzlei  ei'forderte  noihwendig  auch 

1783  Jie  der  Statthalterei,  welche  Joseph  1783 — 84  durchführte.    Vor  allem 

°'*-  verlegte   er   deren  Sitz   von  Preßburg   an    der  Grenze  des  Landes   in 
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dessen  Mitte  nach  Ofen.  Hierauf  vereinigte  er«mit  ihr  sowol  die  Kirchen- 
ais die  Schulcomniissionen  in  der  Art,  daß  beide  ihre  Verordnungen 
zwar  im  Namen  der  Statthalterei  erließen,  aber  wie  diese  der  Hofkanzlei 
untergeordnet  waren  und  im  Wege  derselben  mit  der  Oberhof-Kirchen- 
und  Schulcommission  verkehrten.  Kurz  nachher  hob  er  auch  die  unga- 
rische Hofkammer  auf,  überwies  die  von  ihr  verwalteten  Finanz-  und 
Wirthschaftssachen  dem  wiederhergestellten  Schatzmeisteramte  und  ver- 
einigte dieses  ebenfalls  mit  der  Statthalterei.  Mit  ihr  verband  er  ferner 
das  Directorat  der  königlichen  Rechtssachen  (Staatsanwaltschaft),  das 
Rechnungsamt,  die  Sicherheitsbehörde  (Polizei),  die  gleichfalls  neu  orga- 
nisirt  wurden,  und  die  gemischte  Civil-  und  Militärcommission.  Da  er 
weder  einen  Palatin  wählen  lassen,  noch  einen  Statthalter  ernennen 
wollte,  übertrug  er  das  Präsidium  der  Statthalterei  dem  Schatzmeister, 
Grafen  Christoph  Niczky,  und  setzte  ihm  zwei  Vicepräsidenten  an  die 
Seite.  Jeder  dieser  drei  Präsidenten  hatte  mit  sechs  Räthen,  ebenso 
vielen  Secretären,  einer  Anzahl  Concipisten  und  untergeordneter  Beamten 
die  ihm  zugewiesenen  Angelegenheiten  zu  besorgen.  Das  Siebenbürger 
Gubernium  erhielt  eine  ähnliche  Einrichtung.  Wie  die  Statthalterei 
nebst  den  mit  ihr  vereinigten  Verwaltungsbehörden,  wurden  auch  die 
höchsten  Gerichtshöfe,  die  königliche  und  Septemviraltafel  von  Preßburg 
nach  Ofen  verlegt.^ 

Zu  derselben  Zeit,  als  Joseph  die  erwähnten  Reformen  vornahm, 
ward  Ungarn  von  zwei  Uebeln  heimgesucht;  die  1782  misrathene  Ernte 
verursachte  in  mehrern  weniger  fruchtbaren  Gegenden  desselben  und 
seiner  Nebenländer  großen  Mangel,  und  am  22.  April  1783  richtete  ein 
Erdbeben  in  Komorn,  Ofen,  Pest  und  andern  an  der  Donau  gelegenen 
Ortschaften  nicht  geringe  Verwüstungen  an.  Der  auf  alles  bedachte, 
um  das  Wohl  und  Wehe  seiner  Völker  ernstlich  bekümmerte  Monarch 
brach  daher  am  25.  April  nach  Ungarn  auf,  um  den  dortigen  Nothstand 
mit  eigenen  Augen  kennen  zu  lernen  und  durch  zweckmäßige  Anstalten 
zu  mildern.  Er  bereiste  zuerst  das  Land  längs  der  Donau,  begab  sich 
nach  der  Meeresküste,  schlug  von  da  den  Weg  über  Kroatien  und  Sla- 
wonien nach  Siebenbürgen  ein  und  kehrte  durch  die  marmaroser  und 
die  andern  von  der  Hungersnoth  am  meisten  betroffenen  Gespanschaften 
am  11.  Juli  nach  Wien  zurück,  nachdem  er  überall,  wo  es  noththat,  die 
kräftigsten  Maßregeln  zur  Hülfe  und  Abwehr  größern  Elends  getroffen, 
Wohlthaten  freigebig  gespendet  und  Verbesserungen  fehlerhafter  Zu- 
stände angeordnet  hatte. 

Joseph  mochte  besonders  bei  der  öftern  Bereisung  seiner  Staaten 
sich  überzeugt  haben,  daß  die  bisher  von  ihm  unternommenen  Reformen 
weder  so  rasch  noch  so  vollständig  durchgeführt  worden  waren,  als  er 
wollte,  und  daß  daran  hauptsächlich  die  Organe  schuld  seien,  denen  die 
Vollziehung  seiner  Befehle  oblag.  Das  war  eine  natürliche  Folge  dessen, 
daß  die  meisten  vorgesetzten  und  untergeordneten  Staatsbeamten  noch 

'  Keresztiiry,   Introdiictio  in  Opus  normale.     Constitnt.  22 — 76.     Benkü, 
Transsilvania,  II,  Cap.  8. 
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aus  der  Zeit  Maria  Theresia's  stammten,  deren  manche  von  beschränkten 
Fähigkeiten  ihre  Stellen  nur  der  Gunst  verdankten,  andere  sich  von 
ihren  Vorurtheilen,  den  hergebrachten  Formalitäten  und  der  gewohnten 
Gemächlichkeit  nicht  loswinden  konnten,  noch  andere  ihr  Amt,  welches 
sie  als  eine  Versorgung,  als  den  Weg,  zu  Titeln  und  Vermögen  zu  ge- 
langen, betrachteten,  fahrlässig  oder  treulos  verwalteten.  Diese  Beamten 
waren  daher  die  ärgsten  Feinde  aller  Reformen  Joseph's;  sie  wagten 
zwar  nicht,  sich  offen  dawider  zu  erklären,  weil  dies  ihnen  ihr  Amt  ge- 
kostet hätte,  aber  desto  mehr  suchten  sie  im  geheimen  dieselben  zu  hin- 
dern und  zu  vereiteln.  Joseph  dagegen  forderte  von  den  Beamten  jedes 
Ranges  einsichtsvolle,  fleißige,  treue  Pflichterfüllung,  er  wollte,  daß  sie 
sein  Beispiel  befolgen  und  mit  dem  unermüdeten  Eifer,  mit  der  gänz- 
lichen Hingebung  ihr  Amt  versähen,  mit  welcher  er  dem  Staate  seine 
Zeit  und  Kraft  widmete.  Da  er  gerade  im  Begriff  war,  die  durchgrei- 
fendsten Reformen,  denen  man,  wie  er  vorhersah,  den  heftigsten  Wider- 
stand entgegensetzen  werde,  zu  beginnen,  bedurfte  er  ebenso  gehor- 
samer als  einsichtsvoller  und  eifriger  Beamten.  Er  sandte  also  am 
1784  8.  März  1784  ein  von  ihm  selbst  verfaßtes  ausführliches  Ermah.nungs- 
schreiben  an  alle  Beamten,  in  welchem  er  ihnen  ihre  Pflichten  vorhält 
und  einschärft.  Dasselbe  ist  so  merkwürdig,  gibt  so  viel  Aufschluß  über 
seine  Ansichten  vom  Staate,  den  Rechten  und  Pflichten  des  Monarchen, 
es  zeugt  so  unwidersprechlich  von  seiner  hohen,  aber  zugleich  her- 
rischen Gesinnung,  daß  wir  die  wichtigsten  Stellen  hier  wörtlich  an- 
führen. 

„Drei  Jahre",  so  beginnt  Joseph,  „sind  nun  verflossen,  da  ich  die 
Staatsverwaltung  habe  übernehmen  müssen.  Ich  habe  durch  diese  Zeit 
in  allen  Theilen  derselben  meine  Grundsätze,  meine  Gesinnungen  und 
meine  Absichten  mit  nicht  geringer  Mühe,  Sorgfalt  und  Langmuth  satt- 
sam zu  erkennen  gegeben.  Ich  habe  mich  nicht  begnügt,  einmal  nur 
eine  Sache  zu  befehlen;  ich  habe  sie  ausgearbeitet  und  entwickelt;  ich 
habe  die  aus  eingewurzelten  Vorurtheilen  und  alten  Gewohnheiten  ent- 
sprungenen Umstände  durch  Aufklärung  geschwächt  und  mit  Beweisen 
bestritten;  ich  habe  die  Liebe,  die  ich  für  das  allgemeine  Beste  fühle  und 
den  Eifer,  den  ich  in  dessen  Dienst  beweise,  jedem  Staatsbeamten  einzu- 
flößen gesucht.  Ich  habe  den  Chefs  Vertrauen  geschenkt  und  Gewalt  ein- 
geräumt, damit  sie  sowol  auf  die  Gesinnungen  ihrer  Untergebenen  als 
mit  derThat  wirken  könnten.  Die  Auswahl  der  Personen  ist  ihnen  ganz 
freigelassen  worden;  Vorstellungen  und  beigebrachte  Ursachen  und  die 
allemal  schätzbaren  Wahrheiten  habe  ich  von  Chefs  sowie  von  jeder- 
mann immer  mit  Vergnügen  aufgenommen.  Täglich  und  stündlich  war 
ihnen  meine  Thür  offen,  theils  um  ihre  Vorstellungen  anzuhören,  theils 
um  ihre  Zweifel  aufzuklären.  Nun  erachte  ich  es  meiner  Pflicht  und 
derjenigen  Treue  gemäß,  so  ich  dem  Staate  in  allen  meinen  Handlungen 
lebenslänglich  gewidmet  habe,  daß  ich  ernstgemessenst  auf  die  Erfüllung 
und  Ausübung  der  von  mir  gegebenen  Befehle  und  Grundsätze  halte, 
welche  ich  bisjetzt  nicht  ohne  Leidwesen  so  sehr  vernachlässigt  sehe, 
daß  zwar  viel  befohlen  und  auch  expedirt,  aber  auf  die  Befolgung  und 
Ausübung   auf  keine  Art   gesehen  wird.     Daher   so    viele  wiederholte 
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Befehle  erfolgen  müssen,  und  man  dennoch  von  nichts  versichert  ist, 
weil  die  meisten  die  Geschäfte  nur  handwerksmäßig  behandeln,  nicht  in 
der  Absicht,  das  Gute  zu  bewirken  und  die  Leute  darüber  zu  belehren, 
zu  Werke  gehen,  sondern  nur  damit  das  Höchstnöthige  geleistet  werde, 
um  nicht  in  einen  Proceß  zu  gerathen  und  die  Cassation  zu  ver- 
dienen. 

„Auf  diese  mechanische  knechtische  Art  ist  es  unmöglich,  mit  Nutzen 
die  Geschäfte  zu  treiben.  Wer  Vorsteher  —  was  immer  für  einer  Gat- 
tunjji:,  geistlichen,  weltlichen  oderMilitärstandes  —  sein  oder  bleiben  will, 
muß  von  nun  an  alle,  nach  Maß  des  ihm  anvertrauten  Faches  der  Staats- 
verwaltung, von  mir  erlassenen  Hauptentschließungen  und  Normalreso- 
lutionen neuerdings  aus  den  Registraturen  erheben,  dieselben  sammeln 
lind  dergestalt  fleißig  lesen  und  durchgehen,  damit  er  den  wahren  Sinn 
und  Endzweck  derselben  sich  ganz  eigen  mache.  Leider  hat  die  Erfah- 
rung bewiesen,  daß,  anstatt  das  Gute  in  einer  Resolution  aufzusuchen, 
und  den  Sinn,  den  man  nicht  recht  begreift,  zu  ergründen,  oder  nach 
billigem  Vertrauen  auf  meine  bekannten  Gesinnungen  mit  Eifer  zu  er- 
greifen und  die  Befolgung  sich  angelegen  sein  zu  lassen:  man  solche 
Resolutionen  nur  auf  der  unangenehmen  oder  verkehrten  Seite  betrachtet, 
die  Expedition  so  lange  als  nur  möglich  verzögert,  und  entweder  nie- 
mand darüber  belehrt  und  dergestalt  nur  ein  unwirksames  Geschrei 
darüber  auszubreiten  trachtet,  oder  aber  eine  unbedeutende  und  öfters 
undeutliche  Belehrung  hinausgibt,  aber  fast  nie  den  wahren  Unterschied 
beobachtet,  daß  der  Landesfürst  durch  seine  Befehle  nur  seine  Gesin- 
nungen und  Absichten  zu  erkennen  gibt,  seine  Hof-  und  Länderstellen 
aber  dazu  da  sind,  seine  Willensnieinung  näher  zu  erklären  und  alle 
Wege,  welche  zu  deren  richtigerer,  genauerer,  geschwinderer  Befolgung 
führen  können,  auszuwählen,  Anstände  zu  entfernen,  und  darüber  zu 
wachen,  daß  sie  fleißig  befolgt  werden,  weil  nur  aus  dem  ganzen  Um- 
fange und  aus  genauer  Befolgung  das  wahre  Gute  entstehen  kann.  Ohne 
diese  Absicht  und  Gesinnungen  wäre  die  Beibehaltung  so  vieler  Hof- 
und  Länderstellen  die  übelste  Staatswirthschaft,  weil  mit  so  vielen 
Kosten  Leute  gehalten  würden,  die  mehr  zur  Verwirrung  und  Ver- 
eitelung der  Geschäfte,  als  zu  deren  Beförderung  und  Befolgung  dienen. 
Wenn  diese  Stellen  nur  materialisch  verbleiben,  nicht  wirken  und  nicht 
nachsehen,  so  könnte  keine  wirthschaftlichere  Einrichtung  sein,  als  sie 
sämratlich  abzudanken  und  dadurch  Millionen  zu  ersparen,  welche  an 
der  Contribution  nachgelassen  würden,  und  wovon  der  Unterthan  eine 
viel  größere  Wohlthat  spürte,  als  ihm  jetzt  bei  so  schlechter  Verwaltung 
von  so  zahlreichen  Beamten  zugeht....,  wodurch  nur  Zeit  verloren 
wird,  und  viele  Aufsatzmachende,  Ueberlegende,  Eintragende,  Abschrei- 
bende und  endlich  Unterschreibende  ohne  Ursache  besoldet  werden. 
Wenn  aber,  wie  ich  es  für  die  Zukunft  verhoffen  will  und  einzuführen 
wissen  werde,  diese  gesammten  vom  Staate  Besoldeten  nach  ihrem  Amte 
mit  allen  Kräften  nur  allein  auf  die  Befolgung  der  Befehle,  auf  die  Ein- 
leitung und  Aufklärung  aller  Aufträge  wachen  und  das  Gute  in  allen 
Theilen  erhalten  und  bewerkstelligen:  alsdann  ist  deren  Zahl  und  Be- 
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soldang  eine  väterliche  Vorsorge,  wovon  jedes  Individuum  in  der  Mon- 
archie seinen  Nutzen  und  das  Gute  beziehet.  Aus  diesem  folgt,  daß  bei 
allen  Stellen  ohne  Ausnahme  jedermann  einen  solchen  Trieb  zu  seinem 
Geschäfte  haben  müsse,  daß  er  nicht  nach  Stunden,  nicht  nach  Tagen, 
nicht  nach  Seiten  seine  Arbeit  berechnen,  sondern  alle  seine  Kräfte 
anspannen  muß,  um  dieselbe  vollkommen  nach  seiner  Pflicht  aus- 
zuführen. 

„Eigennutz  von  aller  Gattung  ist  das  Verderben  der  Geschäfte  und 
das  unverzeihlichste  Laster  eines  Staatsbeamten.  Der  Eigennutz  ist 
nicht  allein  vom  Gelde  zu  verstehen,  sondern  auch  von  allen  Neben- 
absichten, wodurch  das  einzige  wahre  Beste,  die  aufgetragene  wahre 
Pflicht,  die  Treue  in  Berichten  und  die  Genauigkeit  im  Befolgen  ver- 
dunkelt, bemäntelt,  verschwiegen,  verzögert  oder  entkräftet  wird.  Jeder, 
der  sich  dessen  schuldig  macht,  ist  für  alle  weitern  Staatsdienste  gefähr- 
lich und  schädlich,  sowie  derjenige,  welcher  es  weiß  und  nicht  ent- 
deckt  Ein  Chef,   der  von  seinen  Untergebenen  dieses  leidet,  ist 

meineidig,  wogegen  kein  Erbarmen  ist,  keine  Nebenrücksichten  platz- 
greifen dürfen.  Ein  Untergebener,  der  seinen  Vorgesetzten  nicht  angibt, 
handelt  gegen  die  Pflicht,  so  er  seinem  Landesfürsten  und  allen  seinen 
Mitbürgern  schuldig  ist.  —  Wer  dem  Staate  dienen  will,  muß  sich  gänz- 
lich hintansetzen.  Hieraus  folgt  nothwendig,  daß  man  keine  andern  Ab- 
sichten in  seinen  Handlungen  haben  müsse,  als  den  Nutzen  und  das 
Beste  der  größten  Zahl.  Kein  Nebending,  kein  persönliches  Geschäft, 
keine  Unterhaltung  soll  ihn  von  dem  Hauptgeschäft  abhalten  und  ent- 
fernen, also  auch  kein  Autoritätsstreit,  kein  Ceremoniel,  keine  Cour- 
toisie  Er  muß  nichts  für  eine  Kleinigkeit  halten,   was  wesentlich 

ist,  dagegen  aber  alles  Unwesentliche  hintansetzen.  Das  wird  der  Mann 
sein,  der  ein  echter  Vorgesetzter  in  seinen  Theilen,  sowie  jeder  ihm 
Untergebene  in  seinem  Fache  sein  wird." .... 

„Wie  es  Pflicht  eines  jeden  ist,  treue  Berichte  zu  erstatten,  jedeThat- 
sache  nach  den  Hauptgrundsätzen  zu  beurtheilen  und  seine  Meinung 
vorschriftsmäßig  hinzuzufügen,  ebenso  ist  es  die  Pflicht  jedes  Beamten, 
daß  er  auch  selbst  auf  die  beste  Art,  Misbräuche  zu  unterdrücken,  Be- 
fehle zu  vollstrecken  und  die  Uebertreter  derselben  zu  entdecken,  mit 
einem  Wort  auf  alles  bedacht  sei,  was  das  Wohl  seiner  Mitbürger  be- 
fördert, denn  zu  deren  Dienst  sind  wir  alle  berufen  und  verordnet." 

„Da  das  Gute  nur  Eins  sein  kann,  nämlich  dasjenige,  so  das  Allge- 
meine oder  doch  die  größte  Zahl  betrifft,  und  ebenfalls  alle  Provinzen 
nur  ein  Ganzes  ausmachen  und  also  nur  eine  Absicht  haben  können,  so 
muß  nothwendig  alle  Eifersucht,  alles  Vorurtheil,  so  bisjetzt  öfters 
zwischen  Provinzen  und  Nationen,  selbst  zwischen  Departements  viele 
unnütze  Schreibereien  verursacht  hat,  aufhören,  und  muß  man  sich  nun 
einmal  recht  überzeugen,  daß  bei  dem  Staatskörper  so  wie  bei  dem 
menschlichen  Körper,  wenn  nicht  jeder  Theil  gesund  ist,  alle  leiden  und 
alle  zur  Heilung  auch  des  mindesten  Uebels  beitragen  müssen.  Nation, 
Religion  muß  in  allen  diesen  keinen  Unterschied  machen,  und  als  Bürger 
einer  Monarchie  müssen  alle  sich  gleich  verwenden,  um  einander  nutz- 
bar zu  sein." 
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„Fälschlich  werden  die  unterschiedlichen  Theile  und  Zweige  einer 
Monarchie  untereinander  verwickelt.  Vom  Landesfursten  angefangen, 
dünkt  sich  derjenige  der  Mäßigste,  welcher  nicht  wie  viele  das  Vermögen 
des  Staats  und  seiner  Unterthanen  als  sein  vollkommenes  Eigenthum 
ansieht,  wenn  er  nicht  glaubt,  daß  die  Vorsehung  Millionen  Menschen 
für  ihn  erschaffen,  sich  aber  nicht  täuschen  laßt,  daß  er  für  den  Dienst 
dieser  Millionen  an  seinem  Platze  von  derselben  bestimmt  worden  ist: 
und  derjenige  von  den  Ministern  hält  sich  für  den  gewissenhaftesten,  der 
nicht  die  Plusmacherei,  um  sich  bei  seinem  Landesfürsten  beliebt  zu 
machen,  zum  einzigen  Augenmerk  nimmt.  Ersterer  und  die  letztern 
glauben  sich  gefällig  genug,  wenn  sie  die  Staatseinkünfte  als  ein  In- 
teresse betrachten,  das  ihnen  von  dem  Kapital  des  Innern  Staatsreich- 
thums  zusteht,  und  auf  dessen  Erhaltung  sie  zwar  zu  wachen,  zugleich 
aber  auf  das  möglichste  bedacht  zu  sein  haben,  die  Benutzung  in  allen 
Gefällen  und  Rubriken  immer  wachsen  zu  machen,  um  nur  ihr  Kapital 
stets  auf  höheres  Procent  zu  bringen.  —  So  hält  der  Civilstand  den 
Militärstand  blos  zu  Eroberungen  und  zur  Hintanhaltung  des  Feindes 
geeignet,  in  Friedenszeiten  aber  für  einen  Blutegel  des  contribuirenden 
Standes;  und  der  Soldat  glaubt  sich  wieder  berechtigt,  vom  Lande  für 
sich  den  möglichsten  Nutzen  zu  erhalten Diese  sind  die  Haupt- 
führer eines  Staats,  welche  sammt  allen  ihren  Individuen  nur  auf  sich 
und  ihr  Fach,  nicht  auf  das  Allgemeine  sehen,  ja  unter  ganz  falschen 
Grundsätzen  die  Staatsverwaltung  betrachten." 

„Die  Finanzen,  welche  von  dem  Landesfürsten  unmittelbar  geleitet 
und  bestimmt  werden,  betrachte  ich  nicht  im  obigen  Gesichtspunkte  mit 
dem  großen  Haufen,  sondern  ich  erwäge  hierbei,  daß,  da  die  Belegung 
und  Gefällsbenutzung  in  einer  Monarchie  willkürlich  vom  Landesfürsten 
und  seiner  Finanzstelle  abhängt,  ein  jedes  Individuum,  so  entweder  Be- 
sitzungen oder  einen  Nahrungsverdienst  im  Lande  hat,  sein  durch  seiner 
Vorältern  Vorsicht  oder  durch  seinen  Schweiß  und  Fleiß  erworbenes 
Vermögen  mit  einem  blinden  Vertrauen  auf  den  Landesfürsten  compro- 
mittire,  in  der  Voraussetzung,  jeder  werde  nur  insoweit  belegt,  als  es 
die  unumgängliche  Nothwendigkeit  des  Ansehens  und  der  daraus  ent- 
stehenden Sicherheit,  die  Verwaltung  der  Gerechtigkeit,  die  innerliche 
Ordnung  und  die  mehrere  Aufnahme  des  ganzen  Staatskörpers,  von  dem 
jeder   einen    Theil    ausmacht,    erfordert....,   wofür   der   Regent   dem 

Publikum  und  jedem  Einzelnen  Rechnung   zu  geben   schuldig   ist 

Er  muß  bei  der  V^erwendung  des  öffentlichen  Einkommens,  welches  ihm 
nicht  als  Eigenthum  angehört,  weder  von  persönlicher  Zuneigung  gegen 
manche,  noch  von  der  Barmherzigkeit  gegen  Dürftige  geleitet  werden, 
wicwol  dies  eine  der  schönsten  Tugenden  der  Vermögenden  ist,  sondern, 
wenn  er  sich  die  Wonne  des  Wohlthuns  verschaff"en  will,  muß  er  dies 
nur  aus   seinem  eigenen,   ihm   als  Privatnianne  gehörenden  Vermögen 

thnn Sollte   der  Regent   aber   nach   hinlänglicher  Versehung   der 

Monarchie  in  allen  Theilen  etwas  Ansehnliches  vermindern  können,  so 
ist  er  schuldig,  es  in  der  Einnahme  durch  Nachlässe  zu  vermindern,  weil 
jeder  Bürger  nicht  für  den  Ueberfluß,  sondern  nur  für  den  Bedarf  des 
Staats  beiträgt."  .... 
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„In  Geschäften  zu  Diensten  des  Staats  kann  und  muß  keine  persön- 
liche Ab-  und  Zuneigung  den  mindesten  Einfluß  haben:  so  wenig  sich 
unterschiedene  Charaktere  und  Denkungsarten  untereinander  in  dem 
bürgerlichen  Umgänge  in  eine  freundschaftliche  Verbindung  nöthigen 
lassen,  so  muß  im  Gegentheil  bei  Geschäften  deren  Wohl  und  Beför- 
derung das  einzige  Ziel  der  Dienenden,  und  jedem  nur  derjenige  der 
Liebste  und  Schätzbarste  sein,  welcher  am  tauglichsten  und  fleißigsten 

ist Die  Eigenliebe  muß  keinen  Diener  so  weit  verblenden,  daß  er 

sich  scheue,  von  einem  andern  etwas  zu  lernen,  er  mag  nun  seines- 
gleichen oder  minder  sein.  Die  gute  Wirkung,  die  einer  oder  der  An- 
dere in  Einleitung  eines  Geschäfts  und  dessen  Ausübung  ersonnen  hat, 
muß  er  ebenso  willig  seinen  Mitbrüdern  und  Collegen  erklären,  als  diese 
froh  sein  müssen,  selbe  von  ihm  zu  überkommen,  indem  das  Beste  des 
Staats  eines  jeden  Hauptziel  ist 

„Da  alles  darauf  ankommt,  daß  die  Befehle  richtig  begriffen,  genau 
vollzogen  und  die  zu  verwendenden  Individuen  nach  ihrer  Fähigkeit 
oder  Unfähigkeit  richtig  beurtheilt,  erkannt  und  danach  angewendet 
werden:  so  ist  es  unentbehrlich  nothwendig,  daß  alle  Jahre  oder  so  oft, 
als  nur  eine  Vermuthung  ist,  daß  es  in  einer  oder  der  andern  Provinz 
entweder  unordentlich,  oder  langsam,  oder  nicht  zweckmäßig  zugeht, 
entweder  der  Chef  selbst  oder  von  ihm  Abgeschickte  sogleich  sich  zur 
Landesstelle  oder  dem  Generalcommando  begeben,  die  Umstände  au 
Ort  und  Stelle  untersuchen,  die  zu  verwendenden  Subjecte  prüfen,  und 
hernach  sogleich  nach  den  schon  bestehenden  Befehlen  das  Unrecht  ab- 
stellen, jeden  zurechtweisen,  oder  die  sich  findenden  erheblichen  Um- 
stände mir  anzeigen,  zugleich  aber  die  Beseitigung  der  untaugliclien 
Subjecte  veranlassen."  (Dasselbe  macht  der  Kaiser  den  Kreishaupt- 
leuten, Ober-  und  Vicegespanen  zur  Pflicht  und  trägt  ihnen  auf,  in  der 
Conduitenliste  hauptsächlich  anzugeben,  ob  der  Beamte  „in  der  Beob- 
achtung der  Befehle  genau  und  auch  sonst  ein  billiger  Mann  sei".) 

„Jeder  wahre  Diener  des  Staats  und  redlich  Denkende  muß  bei 
allen  Vorschlägen  und  Verbesserungen,  welche  offenbar  für  das  Allge- 
meine, sei  es  in  der  Belegungsart,  in  der  Besteuerung  oder  in  einer 
wirthschaftlichen  Gebarung,  nutzbarer,  einfacher  oder  ordentlicher  aus- 
fallen können,  nie  auf  sich  zurücksehen,  nach  einem  persönlichen  In- 
teresse oder  seiner  Annehmlichkeit  die  Sachen  berechnen,  und  sich  da- 
gegen, wenn  sie  ihm  lästig,  und  dafür,  wenn  sie  ilim  nutzbar  wäre, 
erklären,  sondern  er  muß  sich  nach  dem  großen  Grundsatze  benehmen, 
daß  er  nur  ein  einzelnes  Individuum  sei,  und  das  Beste  des  größern 
Haufens  das  seinige  sowie  eines  jeden  Particulier  und  des  Landesfürsten 
selbst,  als  einzelner  Mann  betrachtet,  weit  übertreff"e 

„Dieses  sind  in  kurzem  meine  Gesinnungen;  daß,  selbe  befolgen  zu 
machen,  mich  Pflicht  und  Ueberzeiigung  leitet,  können  meine  Worte  und 
mein  Beispiel  beweisen,  und  daß  ich  selbe  in  Ausübung  setzen  werde, 
kann  man  versichert  sein Dieses  ist,  was  ich  jedermann  zu  erken- 
nen zu  geben  finde,  damit  das  so  wichtige  Werk  der  Staatsverwaltung 
zu  seinem  wesentlichen  Endzwecke  von  jedem,  der  dazu  gebraucht  wird, 
geleitet  werden  möge.     Joseph." 
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Nachdem  Joseph  die  obersten  Staatsbehörden  Ungarns  in  der  er- 
wähnten Weise  umgestaltet,  und  durch  obigen  Erlaß  den  Beamten  neben 
unverbrüchlicher  Pflichttreue  unbedingten  Gehorsam  gegen  seine  Befehle 
eingeschärft  hatte,  schritt  er  unverzüglich  zu  den  durchgreifenden  Re- 
formen der  seit  Jahrhunderten  bestehenden  Staatseinrichtungen  Ungarns, 
durch  welche  dessen  Verschmelzung  mit  den  österreichischen  Provinzen 
zum  Einheitsstaate  bewirkt  werden  sollte.  Die  Abführung  der  Ste- 
phanskrone aus  dem  Lande  war  gleichsam  dieEinleitung  derselben. 
Welch  großen  Werth  die  Ungarn  dieser  Krone  beimessen,  haben  wir  im 
Verlauf  ihrer  achthundertjährigen  Geschichte  gesehen.  Sie  war  ihnen  das 
heilige  Kleinod,  das  sie  mit  frommer  Ehrfurcht  betrachteten)  das  Symbol 
der  souveränen  Selbständigkeit  ihres  Reichs  und  der  mit  dem  Königthum 
eng  verknüpften  Rechte  der  Nation,  denn  bei  der  Krönung  mit  derselben 
erkannten  sie  den  Wahl-  oder  Erbkönig  als  solchen  an,  und  schwor 
dieser,  ihre  Rechte  aufrecht  zu  halten  und  den  Gesetzen  gemäß  zu  re- 
gieren. Joseph  selbst,  indem  er  sich  nicht  krönen  ließ,  gestand  ein,  daß 
er  sich  des  hohen  Werthes  bewußt  sei,  welchen  dieses  Kleinod  für  die 
Nation  habe,  aber  es  sollte  ihr  angedeutet  werden,  daß  ihr  Land  von 
nun  an  kein  Königreich,  sondern  eine  Provinz  sein  werde.  Am  7.  April 
1784  erhielt  die  Statthalterei  den  Befehl,  daß  die  im  preßburger  Schlosse 
aufbewahrte  Krone  von  den  Kronhütern  in  Begleitung  vier  königlich 
ungarischer  Leibgardisten  in  die  wiener  kaiserliche  Schatzkammer  ge- 
bracht werde,  wo  sie  neben  der  Krone  Böhmens  und  dem  Hute  Oester- 
reichs  bleiben  sollte,  bis  für  sie  ein  anderer  geeigneter  Ort  hergerichtet 
wird,  weil  Se.  k.  k.  Majestät  das  preßburger  Schloß  zu  einem  Priester- 
seminar umzugestalten  beschlossen  habe.  Die  Nichtigkeit  des  Vorwandes, 
der  die  wahre  Absicht  Joseph's  verhüllen  sollte,  leuchtete  jedermann  ein, 
denn  in  den  vielen  aufgehobenen  Klöstern  waren  weit  geeignetere  Plätze 
für  das  Seminar  vorräthig.  Da  dunkle  Gerüchte,  daß  die  Krone  ent- 
führt werden  solle,  seit  einiger  Zeit  umliefen  und,  anfangs  bezweifelt, 
bald  mehr  und  mehr  geglaubt  wurden,  war  die  Statthalterei  auf  diese 
Gewalttbat  so  vorbereitet,  daß  sie  schon  am  8.  April  an  den  Kaiser  die 
dringende  Bitte  richtete,  den  Befehl,  der  ohne  irgendwelche  gegründete 
Ursache  das  größte  MisvergnSgen  der  ganzen  Nation  erregen  werde  und 
leicht  gefährliche  Unruhen  zur  Folge  haben  könne,  zurückzunehmen. 
Joseph  beachtete  die  Bitte  nicht,  gebrauchte  in  der  Beantwortung  der- 
selben die  Worte  des  Horaz:  „Risum  teneatis  amici"  (Freunde,  enthaltet 
euch  des  Lachens I),  weil  er  es  lächerlich  fand,  daß  die  Ungarn  der 
Krone  und  deren  Verbleiben  im  Lande  eine  so  außerordentliche  Wichtig- 
keit beilegen,  und  erneuerte  den  Befehl.  Diesem  zufolge  wurde  die 
Krone  am  13.  April  in  Gegenwart  des  Judex  curiae,  Johann  Csäky,  des 
Primas  Batthyäny,  des  Schatzmeisters  Niczky  und  mehrerer  Statt- 
haltereiräthe  von  den  Kronhütern,  den  beiden  Grafen  Joseph  Keglevics 
und  Franz  Balassa  in  Empfang  genommen,  um  nach  Wien  überführt  zu 
werden.  Mit  bitterm  Unwillen  und  Wehklagen  sah  das  Volk  der  Ent- 
führung seines  Heiligt hums  zu  und  glaubte  in  dem  zufällig  entstandenen 
Ungewitter  die  xMisbilligung  des  Himmels  der  ihm  zugefügten  schweren 
Kränkung  zu  erkennen.    Joseph  aber  ward  beunruhigt,  als  sich  die  xVn- 


■ 
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kunft  der  Krone  verspätete,  weil  längere  Zeit  verging,  bis  man  das  ver- 
rostete Schloß  der  Truhe,  in  welcher  dieselbe  aufbewahrt  wurde,  geöffnet 
hatte,  er  durchschritt  in  großer  Aufregung  die  Säle  der  Burg  und  be- 
ruhigte sich  erst,  als  er  die  Nachricht  erhielt,  die  Krone  sei  angelangt. 

Die  Statthalterei  berichtete  die  Entführung  der  Krone  ins  Ausland 
den  Gespanscbaften,  deren  Stände  sich  sogleich  versammelten  und,  von 
Unwillen  und  Besorgniß  ergriffen,  über  die  die  ganze  Nation  in  Trauer 
versetzende  Verfügung  des  Kaisers  bei  der  Statthalterei  bittere  Be- 
schwerde führten,  denn  sich  mit  Zuschriften  unmittelbar  an  den  König 
zu  wenden,  hatte  ihnen  eine  neuerliche  Verordnung  untersagt.  —  „Die 
unerwartete  Abführung  der  Krone  aus  dem  Lande",  schrieb  unter  an- 
dern die  Gespanschaft  Oedenburg,  „ist  uns  um  so  schmerzlicher,  weil  sie 
unter  Mitwirkung  des  Oberstlandesrichters,  in  Gegenwart  des  Statt- 
haltereirathes,  von  dem  wir  vornehmlich  die  Aufrechthaltung  der  Ge- 
setze erwarten  sollten,  und  von  den  Kronhütern  selbst  vollzogen  wurde. 
Wir,  die  wir  unsere  Unterthanstreue  durch  so  viele  Beispiele  bewiesen 
haben,  als  Se.  Majestät  noch  in  den  Armen  der  Mutter  lag,  ihr  wider 
die  von  allen  Seiten  drohenden  Feinde  Blut  und  Leben  anboten  und  zu 
Hülfe  eilten,  verdienen  es  wahrlich  nicht,  solches  Mistrauen  erfahren  zu 

müssen Wir  erkennen  das  Recht  Sr.  Majestät  auf  die  Reichskrone 

mit  huldigender  Ehrfurcht  an,  müssen  aber  zugleich  aussprechen,  das 
Reich  habe  nur  unter  der  Bedingung  die  Krone  auf  den  Erstgeborenen 
des  königlichen  Hauses  erblich  übertragen,  daß  unsere  sämmtlichen 
Vorrechte,  Freiheiten  und  Gesetze  heilig  gehalten  werden.  Wir  bitten 
daher  Se.  Majestät,  nicht  nur  die  Krone,  zu  deren  Bewahrung  es  auch 
im  Lande  einen  geeigneten  Ort  gibt,  zurückzusenden,  sondern  sich  auch 
mit  derselben  baldigst  krönen  zu  lassen."  ■ —  „Was  immer  die  Ursache 
sei",  sagte  die  Gespanschaft  Temes  in  ihrer  Zuschrift,  „daß  das  Land 
solch  bange  Besorgniß  um  die  Krone  trägt  —  entweder  weil  es  dieses 
heilige  Kleinod  seiner  selbst  wegen  verehrt,  oder  weil  es  durch  dasselbe 
kundgeben  will,  daß  die  Staatsgewalt  zwischen  dem  König  und  den 
Ständen  getheilt  sei,  oder  weil  es  dasselbe  als  das  Band  betrachtet, 
welches  den  König  mit  dem  Volke  verknüpft :  so  viel  ist  gewiß,  unsere 
Vorfahren  glaubten  selbst  und  haben  diesen  Glauben  auch  auf  uns 
vererbt,  daß  wir  für  dasselbe  mehr  Sorge  als  für  unser  Leben  tragen 
sollen.  —  Wir  wissen  und  glauben  zwar,  und  unsere  Vorfahren  wußten 
es  ebenfalls,  daß  die  Heiligkeit  und  Kraft  des  staatsrechtlichen  Ver- 
bandes zwischen  dem  König  und  den  Unterthanen  nicht  auf  äußern 
Zeichen  beruht,  aber  auch  das  ist  gewiß:  da  die  Menschen  ihre  Gefühle 
nur  durch  äußere  Zeichen  auszudrücken  vermögen  und  selbst  ihre  hul- 
digende Treue  gegen  den,  der  die  Herzen  prüft,  nur  durch  äußere  Zeichen 
kundgeben  können,  wird  die  Krone  uns  ewig  heilig  und  das  Sinnbild 
unserer  Treue  und  Pflicht  gegen  den  König  bleiben."  ^  Joseph  würdigte 
die  ähnlich  lautenden  Zuschriften,  welche  alle  Gespanschaften  vermittels 
der  Statthalterei  an  ihn  richteten,  keiner  Antwort,  und  die  Krone  blieb 
in  der  wiener  Schatzkammer. 

'  M.  Horväth,  Magyarorszäg  Törtencte  (Pest  1863),  V,  325. 
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Die  durch  die  Entführung  derselben  verursachte  Aufregung  dauerte 
noch  mit  zunehmender  Heftigkeit  fort,  als  Joseph  am  6.  Mai  1784  das  1784 
Decret  erließ,  das  den  Ungarn  die  deutsche  Sprache  als  Staats- 
und Amtssprache  statt  der  bisher  gebräuchlichen  lateinischen  auf- 
zwang. —  Die  barbarischen  Nationen,  welche  in  den  Ländern  des 
Weströmischen  Reichs  neue  Staaten  gegründet  hatten,  nahmen  mit  ihrer 
Bekehrung  zur  römischen  Kirche  zugleich  die  lateinische  Spruche  als 
Kirchen,  Staats-  und  Schulsprache  an,  weil  sie  diese  als  solche  in  den 
eroberten  Ländern  vorfanden,  ihre  eigene  noch  zu  roh  und  arm  war,  um 
an  die  Stelle  jener  gesetzt  zu  werden,  und  die  Geistlichkeit,  die,  allein 
schriftkundig,  die  öffentlichen  Angelegenheiten,  welche  gewisse  Kennt- 
nisse erforderten,  besorgte,  lieber  die  ihnen  geläufige  lateinische  bei- 
behielt, als  die  barbarischen  bildete.  Dasselbe  geschah  in  Ungarn,  über 
das  sich  die  Ströme  der  Völkerwanderung  ergossen  und  ein  Gemisch 
verschiedener  Nationen  zurückgelassen  hatten.  Diese  wurden  von  den 
Magyaren  nicht  ausgerottet,  sondern  wie  auch  die  später  eingewanderten 
Ansiedler  in  den  Staatsverband  aufgenommen,  und  nicht  gezwungen,  ihre 
Sprache  mit  der  magyarischen  zu  vertauschen.  So  führte  man  denn  auch 
hier  als  allen  Landesbewohnern  gemeinschaftliche  Regierungs-  und  Ge- 
schäftssprache die  lateinische  ein.  Demgemäß  wurden  unter  den  Königen 
vom  Stamme  Arpäd's  Gesetze,  Verordnungen  und  Urkunden  meistens 
lateinisch  verfaßt;  aber  die  Reichstage,  die  Staatsbehörden  und  die  Ge- 
spanschaften, einige  der  letztern  ausgenommen,  wo  eine  andere  Mundart 
vorherrschte,  mußten  schon  darum  ungarisch  berathen  und  beschließen, 
weil  unter  den  Weltlichen  nur  äußerst  wenige  lateinisch  wußten.  Des- 
gleichen wurden  Bittgesuche  an  den  König  und  die  Behörden  in  der 
Landessprache  gerichtet  und  beantwortet.  So  blieb  es  auch  unter  den 
Königen  aus  verschiedeneu  Häusern.  Erst  als  Habsburger  den  Thron 
bestiegen,  die,  den  Ungarn  fast  feindselig  gesinnt,  sich  nicht  die  Mühe 
nahmen,  deren  Sprache  zu  erlernen,  wurde  diese  mehr  und  mehr  durch 
die  lateinische  aus  dem  öffentlichen  Leben  verdrängt.  Ihnen  und  den 
ausländischen  Commissaren  zu  Liebe,  durch  die  sie  sich  bei  den  Reichs- 
tagen gewöhnlich  vertreten  ließen,  wurden  an  diesen  die  Verhandlungen 
hiteinisch  geführt,  die  Protokolle  und  Entscheidungen  der  Behörden, 
desgleichen  die  Recurse  an  sie  und  den  König  lateinisch  verfaßt. 

Unterdessen  kam  man  in  den  meisten  europäischen  Staaten  immer 
mehr  zu  der  Einsicht,  wie  sehr  der  Gebrauch  einer  fremden  und  todten 
Sprache  in  den  öffentlichen  Angelegenheiten  den  Fortschritt  der  Bildung 
überhaupt  und  noch  mehr  der  nationalen  Bildung  hemme,  und  setzte  an 
die  Stelle  der  lateinischen  die  eigene,  die  dadurch  bald  auch  selbst  an 
Bildung  und  Reichthum  gewann.  Siebenbürgen,  das  seine  eigenen 
ungarischen  Fürsten  hatte,  blieb  in  dieser  Hinsicht  hinter  jenen  Ländern 
nicht  zurück;  die  ungarische  Sprache  wurde  hier  als  die  der  Regierung  und 
Verwaltung  gebraucht.  Desgleichen  erkannte  man  auch  in  Ungarn  die 
Nothwendigkeit,  dasselbe  zu  thun.  So  oft  sich  die  Nation  unter  der  Füh- 
rung der  Siebenbürger  Fürsten  von  den  Fesseln,  die  ihr  der  österreichische 
Hof  angelegt,  losmachte,  setzte  sie  ihre  Sprache  in  das  ihr  naturgemäß 
gebührende  Recht  ein  und  bediente  sich  ihrer  von  Bocskay  angefangen  bis 
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auf  Räkoczy  II.  bei  den  Nationalversammlungen  und  der  Gesetzgebung, 
bei  den  Gerichten  und  der  Verwaltung.  Aber  nach  der  Niederlage  Rä- 
köczy's  und  dem  Frieden  von  Szatmär  war  das  Nationalgefühl  und  die 
Kraft  der  Ungarn  gebrochen,  die  fortwährend  Königlichgesinnten  wie 
die  früher  Aufständischen  waren  genöthigt,  sich  der  Regierung  ge- 
fällig zu  zeigen  und  ihr  zu  Liebe  die  lateinische  Sprache  wieder  ein- 
zuführen. Als  dann  unter  Maria  Theresia  der  hohe  Adel  von  seiner 
Nation  großentheils  so  entartete,  daß  er  sogar  die  Sprache  derselben 
vergaß,  und  das  Beispiel  zu  ihrer  Vernachlässigung  gab,  wurde  sie  von 
der  lateinischen  aus  dem  öffentlichen  Leben  so  verdrängt,  daß  man  sie 
nur  in  den  Versammlungssälen  einiger  Gespanschaften  noch  hörte  und 
in  wenigen  Schulen  pflegte,  woraus  sodann  folgte,  daß  in  den  Kreisen 
derer,  die  Unterricht  genossen  hatten,  mehr  lateinisch  als  ungarisch  ge- 
sprochen wurde,  und  zwar  ein  verdorbenes  Küchenlatein. 

Joseph  betrachtete  diesen  allgemeinen  Gebrauch  einer  todten  und 
dazu  verdorbenen  Sprache  mit  Recht  als  einen  Uebelstand,  der  den 
Fortschritt  und  die  Verbreitung  der  Bildung  hindere  und  beseitigt  werden 
müsse.  Da  es  aber  seinen  Planen  widerstrebte,  das  Nationalgefühl  der 
Ungarn  durch  die  Wiedereinführung  ihrer  Sprache  in  das  öffentliche 
Leben  zu  stärken,  sondern  ihm  vielmehr  darum  zu  thun  war,  es  abzu- 
schwächen, um  sie  desto  leichter  seinem  Einheitsstaat  einzuverleiben,  so 
beschloß  er,  statt  der  lateinischen  nicht  die  ungarische,  sondern  die 
deutsche  zur  Regierungs-  und  amtlichen  Geschäftssprache  zu  machen, 
die  als  solche  in  den  österreichischen  und  böhmischen  Landen  schon  ein- 
geführt war.  Daß  dies  seine  Absicht  war,  wird  auch  dem  Ungläubigsten 
aus  dem  Briefe  ersichtlich,  den  er  im  Juni  1785  an  einen  Magnaten 
schrieb,  der  Einwendungen  gegen  die  Einführung  der  deutschen  Sprache 
und  anderer  Reformen  gemacht  hatte.  „Jede  Vorstellung,  die  an  mich 
gerichtet  wird",  schreibt  er,  „sie  möge  das  Glück  eines  einzelnen  Men- 
schen oder  die  Rechte  einer  ganzen  Nation  betreffen,  muß  sich  auf 
unwiderlegliche  Gründe  stützen,  wenn  sie  mich  zur  Aenderung  meines 
Entschlusses  bewegen   soll.     Aber  in  den  Vorstellungen  Ihrer  Nation 

sehe  ich  nichts  dergleichen Die  deutsche  Sprache  ist  die  allgemeine 

Sprache  meines  Reichs,  warum  sollte  ich  also  einer  einzelnen  Provinz 
gestatten,  über  Gesetze  und  andere  öffentliche  Angelegenheiten  in  ihrer 
Nationalsprache  zu  verhandeln?  Ich  bin  Kaiser  des  Deutschen  Reichs, 
dem  zufolge  die  andern  Staaten,  die  in  meinem  Besitze  sind,  nur  einzelne 
Provinzen  jener  einen  Körper  bildenden  Staatsgesammtheit  sind,  deren 
Oberhaupt  ich  bin.  Wäre  Ungarn  die  erste  und  wichtigste  meiner  Be- 
sitzungen, so  würde  ich  seine  Sprache  zur  Hauptsprache  meiner  Pro- 
vinzen machen,  so  aber  steht  die  Sache  anders."  —  Er  vergaß,  als  er 
dieses  schrieb,  daß  das  Deutsche  Reich  ihm  wenig  mehr  als  den  Kaiser- 
titel gebe,  daß  es  überdies  ein  Wahlreich  sei,  welches  bei  der  nächsten 
Wahl  wieder  an  ein  anderes  Haus  als  das  österreichische  übergehen 
könne,  daß  zu  seiner  Mutter  und  seinem  Glück  Ungarn  weder  zu  dem- 
selben gehörte,  noch  eine  Provinz  der  österreichischen  Monarchie  war, 
als  der  deutsche  Kaiser  ihre  Länder  ihr  entreißen  wollte.  —  Joseph 
fühlte,  welch  schreiendes  Unrecht  er  an  der  ungarischen  Nation  zu  be- 
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gehen  im  Begriff  stehe,  und  suchte  daher  sich  den  Schein  zu  geben,  daß 
er  nicht  aus  bloßer  Willkür,  auch  nicht  in  der  Absicht,  die  ungarische 
Sprache  von  der  Staatsverwaltung  auszuschließen,  sondern  auf  den  Rath 
und  mit  Zustimmung  der  höchsten  Behörden,  statt  der  lateinischen  die 
deutsche  einführe.  Er  wandte  sich  deshalb  an  die  ungarische  Hofkanzlei 
und  mittels  ihrer  an  die  Statthalterei,  legte  ihnen  aber  nicht  die  Frage 
zur  Beantwortung  vor,  ob  es  recht  und  rathsam  sei,  an  die  Stelle  der 
lateinischen  die  deutsche  zu  setzen,  sondern  ob  die  ungarische  dazu 
geeignet  sei,  sie  statt  der  lateinischen  als  Amtssprache  einzuführen.  Der 
Vicekanzler  Palffy,  den  er  in  der  Sache  zu  Rathe  gezogen,  konnte  ihm 
im  voraus  versichern,  daß  die  Antwort  nach  seinem  Wunsche  verneinend 
lauten  werde.  Es  war  nämlich  vorauszusehen,  daß  die  beim  Gebrauch 
der  lateinischen  Sprache  ergrauten  Räthe,  deren  manche  während  ihres 
langen  Aufenthalts  in  Wien  ihre  Muttersprache  fast  vergessen  hatten, 
davor  zurückschrecken  würden,  für  dieselbe  einen  Curialstil  mit  allen 
Ausdrücken  und  Formeln,  die  ihnen  im  Lateinischen  gleichsam  von  selbst 
auf  die  Zunge  und  in  die  Feder  kamen,  neu  zu  schaffen  und  sich  anzu- 
eignen; denn  die  ungarische  Sprache  war  bei  aller  ihrer  Bildsamkeit 
eben  wegen  jahrhundertelanger  Vernachlässigung  zur  staatlichen  Ge- 
schäftsführung wirklich  noch  nicht  geeignet.  Also  erklärten  sich  die 
Hofkanzlei  und  Statthalterei  in  dem  Glauben,  daß  sie  blos  zwischen  der 
lateinischen  und  ungarischen  Sprache  zu  wählen  hätten,  für  die  Bei- 
behaltung der  erstem.  Was  Joseph  beabsichtigt  hatte,  geschah;  es  ver- 
breitete sich  die  Meinung,  er  habe  zur  Amtssprache  die  ungarische 
machen  wollen,  sei  aber  durch  das  gegentheilige  Gutachten  der  beiden 
Staatsbehörden  davon  abgehalten  und,  da  er  beschlossen  hatte,  die  latei- 
nische aus  dem  öffentlichen  Leben  zu  entfernen,  genöthigt  worden,  die 
deutsche  einzuführen. 

Am  6.  Mai  1784  erließ  der  Kaiser  an  die  Statthalterei  die  Verord-  1784 
nung:  „Da  wir  beschlossen  haben,  die  lateinische  Sprache  hinsichtlich 
sämmtlicher  Angelegenheiten,  die  behördlich  und  öffentlich  abgehandelt 
werden,  bei  allen  Behörden  Ungarns  und  der  verbundenen  Theile  abzu- 
schaffen und  an  deren  Stelle  die  deutsche  als  die  Sprache  des  Reichs  zu 
setzen,  auch  den  Gebrauch  derselben  auf  die  Gerichtshöfe  auszudehnen, 
verordnen  wir  demzufolge  gnädigst:  Nach  dem  Verlauf  von  drei  Jahren 
(der  Verlängerung  dieser  Zeitfrist,  wenn  die  Umstände  sie  forderten,  sind 
wir  jedoch  nicht  abgeneigt)  sollen  bei  allen  Behörden  und  Gerichtsstellen 
Ungarns  und  der  verbundenen  Theile  sämmtliche  Angelegenheiten,  gleicli- 
viel  ob  diese  in  erster  Instanz  oder  in  Weiterberufung  an  sie  gelangen, 
ausschließlich  in  deutscher  Sprache  abgehandelt  werden,  und  auch  die 
Sachwalter  ihre  Vorträge  in  derselben  machen.  —  Die  Landesgesetze 
werden  indessen  noch  in  der  lateinischen  Sprache  belassen."  Hierauf 
wurden  von  der  Statthalterei  am  18.  Mai  die  folgenden  Vorschriften  ver- 
öffentlicht: 1)  Bei  der  ungarischen  und  siebenbürger  königlichen  Hof- 
kanzlei sollen,  vom  1.  November  des  laufenden  Jahres  angefangen, 
alle  Sachen  —  die  Proceßführung  ausgenommen,  die  noch  ein  Jahr 
lateinisch  fortzusetzen  ist  —  in  deutscher  Sprache  abgehandelt,  und 
sowol  alle  Zuschriften  an  diese  höchste  Regierungsbehörde,   wie  auch 
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alle  Erlasse  derselben  an  die  Provinzialbehörden  in  dieser  Sprache,  an 
die  Gespanscbaften  aber  noch  bis  1.  November  1785  in  der  lateinischen 
verfaßt  virerden.  —  2)  Die  Provinzialbehörden  haben  sich,  vom  1.  No- 
vember des  laufenden  Jahres  angefangen,  wie  in  Sachen  des  eigenen 
Geschäftskreises,  so  auch  in  Recursen  an  höhere  Orte  ausschließlich  der 
deutschen  Sprache  zu  bedienen,  werden  jedoch  mit  den  ihnen  unter- 
geordneten Behörden  noch  in  der  lateinischen  correspondiren.  —  3)  Die 
Gespanschaften,  königlichen  Freistädte,  Bezirke  und  Stühle,  desgleichen 
die  untergeordneten  Kameralämter  sind  vom  1.  November  1785  an 
gehalten,  sowol  in  ihrer  Geschäftsführung  wie  auch  in  Recursen  und 
Correspondenzen  miteinander  die  deutsche  Sprache  zu  gebrauchen. 
4)  Die  ungarisch- Siebenbürger  Hofkanzlei  wird  ihre  Zuschriften  an  die 
ihr  untergeordneten  siebenbürger  Behörden  bis  1.  November  des  künf- 
tigen Jahres  blos  lateinisch,  sodann  während  zweier  Jahre  coUateral 
deutsch  und  lateinisch,  von  da  an  aber  nur  deutsch  senden.  Dieselbe 
Vorschrift  ist  zugleich  für  die  Provinzialbehörden  in  Betreff  der  ihnen 
untergebenen  Behörden  verbindlich.  —  5)  Nach  drei  Jahren  müssen 
auch  alle  Ober-  und  Untergerichte  die  vor  sie  gebrachten  Processe 
deutsch  abhandeln  und  die  Sachwalter  ihre  Vorträge  in  derselben  Sprache 
unterbreiten.  —  6)  Künftig  kann  niemand,  der  nicht  deutsch  weiß,  bei 
den  Regierungsbehörden  in  den  Gespanschaften  und  im  kirchlichen 
Stande  ein  Amt  erhalten,  was  bei  den  Regierungsbehörden  sogleich,  bei 
den  Gespanschaften  in  einem,  bei  den  niedern  bürgerlichen  und  kirch- 
lichen Aemtern  nach  drei  Jahren  Regel  sein  soll.  —  7)  Die  Sprache  des 
Landtags  wird  ebenfalls  die  deutsche  sein,  weshalb  niemand,  der  ihrer 
nicht  mächtig  ist,  als  Abgeordneter  hingeschickt  werden  darf.  —  8)  Vom 
1.  November  des  laufenden  Jahres  an  sollen  in  die  lateinischen  Schulen 
nur  die  aufgenommen  werden,  die  deutsch  wissen.  Ueber  den  Gebrauch 
der  deutschen  Sprache  in  den  Schulen  wird  Se.  Majestät  ausführlicher 
verfügen.  —  „Das  ist  die  nach  reiflicher  Ueberlegung  und  mit  völliger 
üeberzeugung  zum  Nutzen  und  Ruhm  des  ungarischen  Volks 
erlassene  Verordnung  Sr.  Majestät  des  Kaisers  und  Königs,  der  durch 
dieselbe  die  ungarische  Sprache  keineswegs  auszurotten  beabsichtigt, 
auch  diese  Verordnung  nicht  seiner  Bequemlichkeit  wegen  ins  Leben 
treten  lassen  will,  sondern  damit  einzig  bezweckt,  daß  die  deutsche 
Sprache  die  Stelle  der  lateinischen  einnehme,  und  die  Jugend  jene  statt 
dieser  lerne.  Se.  Majestät  wird  sich  von  dieser  Verordnung  durch  keine 
Repräsentation  abbringen  lassen." 

Die  das  heilige  Recht  der  Nation  schwer  kränkende  Verordnung 
enthielt  überdies  die  ebenso  ungegründete  als  beleidigende  Aeußerung 
Joseph's:  „Wenn  ein  Volk  eine  todte  Sprache  wie  die  lateinische  ge- 
braucht, beweist  es  dadurch  offenbar,  daß  es  eine  gewisse  Stufe  der  Bil- 
dung noch  nicht  erreicht  habe,  und  bezeugt  gleichsam  schweigend,  daß 
es  entweder  keine  eigene  Sprache  besitze,  oder  daß  die  Bürger  in  der- 
selben nicht  schreiben  und  lesen  können,  und  nur  die  in  den  lateinischen 
Wissenschaften  Bewanderten  ihre  Gedanken  schriftlich  auszudrücken 
fähig  sind.  —  Die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  wird  dadurch  bewiesen, 
daß  die  lateinische  Sprache  von  allen  gebildeten  Völkern  Europas  schon 
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längst  aus  dem  öffentlichen  Leben  verwiesen  wurde  und  nur  noch  in 
Ungarn,  dessen  Nebenländern  und  Siebenbürgen  im  Gebrauch  ist."  Mit 
welchem  Unrecht  machte  Joseph  den  Ungarn  diesen  Vorwurf;  gerade 
die  Könige  aus  dem  Hause  Habsburg  waren  daran  schuld,  daß  die 
ungarische  Sprache  vernachlässigt  wurde  und  die  lateinische  in  allge- 
meinen Gebrauch  kam;  sie  unterdrückten  die  Nation  auf  jede  Weise, 
verschmähten  es,  deren  Sprache  zu  erlernen,  und  suchten  diese  aus  dem 
öffentlichen  Leben  zu  verbannen,  um  das  Nationalgefühl  zu  ersticken. 
Joseph  selbst  mußte,  wenn  er  sein  Verfahren  unbefangen  prüfte,  gestehen, 
daß  er  ihre  Schuld  theile,  denn  auch  er  eignete  sich  die  ungarische  Sprache 
nicht  an,  schloß  sie  in  seinem  Studienplane  von  den  Lehrgegenständen 
aus,  hinderte  die  Stiftung  der  gelehrten  Gesellschaft,  die  Nicolaus  Revay 
hauptsächlich  zur  Förderung  derselben  gründen  wollte,  und  entzog  ihr 
durch  die  Einsetzung  der  deutschen  zur  Amtssprache  das  wirksamste 
Mittel  weiterer  Ausbildung. 

Die  Verordnung  versetzte  die  schon  durch  manche  Rechtsverletzungen 
und  erst  kürzlich  durch  die  Abführung  der  Krone  ins  Ausland  gereizten 
Gemüther  in  heftige  Gärung.  Mit  gerechtem  Unwillen  vernahm  man 
den  Befehl,  welcher  der  Nation  eine  fremde,  dem  bei  weitem  größten 
Theile  derselben  unbekannte  Sprache  zur  amtlichen  aufdrang.  Man 
erblickte  darin  die  Absicht  des  Kaisers,  zuerst  die  gebildetem  Klassen, 
dann,  womöglich,  das  gesammte  Volk  zu  germanisiren  und  zugleich  die 
Selbständigkeit  und  Verfassung  Ungarns  aufzuheben;  man  argwöhnte,  er 
zwinge  Ungarn  deshalb  als  Amtssprache  die  deutsche  auf,  damit  er  bei 
der  hier  geringen  Verbreitung  derselben  einen  Vorwand  habe,  deutsche 
Beamte  einzusetzen,  mit  deren  Hülfe  er  die  in  den  Erblanden  bestehende 
Art  der  Regierung  und  Verwaltung  einführen  wolle.  Alle  Adelichen,  die 
des  Deutschen  nur  unvollkommen  oder  gar  nicht  mächtig  waren,  sahen 
sich  von  der  Theilnahme  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten,  die  sie 
als  ihr  unantastbares  Recht  betrachteten,  mit  bitterm  Schmerz  ausge- 
schlossen. Eine  Menge  von  Beamten  fürchtete,  wegen  Unkenntniß  der 
deutschen  Sprache  ihre  Aemter  zu  verlieren,  und  gedachte  mit  banger 
Besorgniß  der  Zukunft,  die  sie  in  Armuth  und  Noth  versetzen  werde. 
Also  wurden  in  allen  Gespanschaften  außerordentliche  Versammlungen 
gehalten  und  von  diesen  Repräsentationen  gegen  die  Verordnung  an  den 
Kaiser  gerichtet,  in  denen  sie  mit  Unwillen  und  bitterm  Schmerz  die 
Zurücknahme  derselben  verlangten.  So  schrieb  unter  andern  die  Ge- 
spanschaft Zeraplen:  „Die  Bejahrtem,  unter  denen  noch  manche  leben, 
die  bei  der  Krönung  Ihrer  Majestät,  Maria  Theresia's,  zugegen  waren 
und,  als  ganz  Europa  sich  wider  die  Königin  erhoben  hatte,  Se.  Majestät 
noch  in  den  Armen  der  den  Ungarn  vertrauenden  Mutter  sahen,  ihr  mit 
einstimmigem  Ausrufe  Blut  und  Leben  anboten,  ihre  Treue  zum  Staunen 
der  Welt  durch  tapfere  Kriegsthaten  bewiesen,  für  sie  Wunden  und  Ge- 
fangenschaft erduldeten,  —  diese  Bejahrtem  haben  nun  mit  Thränen 
den  Befehl  vernommen,  der  sie,  die  in  der  deutschen  Sprache  Unbe- 
wanderten, von  den  öffentlichen  Angelegenheiten  ausschließt;  sie  be- 
klagen, daß  sie  von  nun  an  aus  ihrem  Vaterlande  gleichsam  verwiesen 
Sein  sollen  und,  noch  bevor  sie  ins  Grab  sinken,  sehen  müssen,  wie  ihre 
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Nation  vernichtet  wird,  wie  ihre  Enkel  sich  in  eine  andere  Nation  um- 
wandeln." Manche  Gespanschaften  verirrten  sich  freilich  so  weit  vom 
rechten  Ziele,  daß  sie  in  ihren  Zuschriften  an  den  Kaiser  für  die  Bei- 
behaltung der  lateinischen  Sprache  eiferten.  „In  dieser",  sagten  sie, 
„erhielt  unser  Volk  seit  Jahrhunderten  seine  Bildung,  in  ihr  sind  die  Ge- 
setze und  Urkunden  verfaßt,  auf  denen  das  öffentliche  Recht,  die  Rechte 
und  der  Besitzstand  der  Staatsbürger  beruhen;  sie  ist  für  uns  auch  nicht 
eine  fremde  und  todte,  sondern  zur  Verwunderung  der  andern  Völker 
die  zweite  Muttersprache  der  Ungarn."  Andere  Gespanschaften  ver- 
langten dagegen  entschieden,  daß  die  ungarische  Sprache  an  die  Stelle 
der  lateinischen  trete.  „Diese  ist",  führten  sie  an,  „die  Sprache  des 
zahlreichsten  Volksstammes  im  Lande,  hat  an  Ausbildung  schon  viel 
gewonnen  und  wird,  zur  Amtssprache  gemacht,  noch  glücklicher  und 
schneller  gebildet  werden;  würde  sie  aber  aus  dem  öffentlichen  Leben 
verwiesen,  in  welchem  sie  bisher  immer  neben  der  lateinischen  gebraucht 
wurde,  müßte  sie  endlich  und  mit  ihr  auch  die  Nation  untergehen."  Da- 
bei brachten  sie  dem  Kaiser  in  Erinnerung,  das  ungarische  Volk  habe 
unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  sein  Haus  auf  den  Thron  erhoben 
und  demselben  erst  die  Nachfolge  in  männlicher,  später  auch  in  weib- 
licher Linie  verliehen,  daß  es  bei  seinen  Rechten  erhalten  und  nach  sei- 
nen Gesetzen  regiert  werde.  Sie  wiesen  darauf  hin,  daß  Verträge  und 
Gelöbnisse  den  Herrscher  gleichermaßen  wie  die  Bürger  binden,  beriefen 
sich  auf  die  durch  Thaten  bewiesene  Treue  der  Ungarn  gegen  den  Kö- 
nig, der  sie  der  Verfassung  gemäß  regiere,  in  welcher  Treue  auch  sie  nie 
wanken  werden,  und  baten,  daß  Se.  Majestät  an  die  Stelle  der  lateinischen 
die  ungarische  Sprache  setze,  damit  diese  sich  auf  die  Stufe  erhebe,  auf 
welcher  die  bereits  gebildeten  Sprachen  stehen.  Selbst  die  Hofkanzlei, 
die  nun  zur  Erkenntniß  dessen  gekommen  war,  was  der  Kaiser  mit  der 
an  sie  gerichteten  Frage  beabsichtigt  habe,  richtete  im  August  an  ihn 
eine  im  kaiserlichen  Archiv  vorfindliche  Repräsentation,  in  welcher  sie 
gegen  die  Einführung  der  deutschen  Amtssprache  in  Ungarn  remonstrirte 
und  auf  die  schädlichen  Folgen  derselben  hinwies.  ^ 

Joseph  bestand  unerbittlich  auf  seiner  Verordnung;  nur  den  Ver- 
dacht, daß  er  beabsichtige,  die  Ungarn  aus  den  Aemtern  zu  entfernen 
und  an  ihre  Stelle  Deutsche  einzusetzen,  widerlegte  er,  indem  er  in  einem 
Rescript  an  die  Gespanschaften  feierlich  erklärte,  er  werde  zwar  die  in 
Betreff  der  Amtssprache  erlassene  Verordnung  aufrecht  halten  und  voll- 
ziehen, sei  aber  deshalb  keineswegs  gesonnen,  die  Aemter  und  Würden 
deutschen  Ausländern  zu  verleihen.  Durch  sein  Beharren  bei  der  Ver- 
ordnung bewirkte  er  gerade  das  Gegentheil  von  dem,  was  er  wollte;  er 
verleidete  den  Ungarn  die  deutsche  Sprache  und  weckte  ihren  Eifer  für 
die  vaterländische.  Es  landen  sich  zwar  nicht  eben  wenige,  die  theils 
aus  Aengstlichkeit,  theils  um  ein  An)t  oder  sonst  eine  Gunst  zu  erlangen, 
gehorchten,  sich  selbst  die  deutsche  Sprache  anzueignen  und  den  Unter- 
richt in   derselben   zu   fördern   strebten;   aber  sie  wurden  als  von  der 

'  I)or  Vortrag,  den  Franz  Szilägyi  am  17.  Februar  18G8  in  der  Sitzung 
der  ungarischen  Akademie  hielt. 
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Sache  der  Nation  Abtrünnige  verachtet,  und  die  bei  weitem  überwiegende 
Mehrheit  der  politisch  Berechtigten  wehrte  sich  standhaft  wider  den 
Sprachzwang.  Die  Gespauschal't  ßihar  forderte  die  andern  Gespan- 
schaften auf,  durch  erneuerte  Repräsentationen  von  der  Nationalsprache 
die  ihnen  drohende  Gefahr  abzuwenden  und  durch  festes  Zusammen- 
halten die  Vollziehung  der  eigenmächtigen,  sie  aus  dem  öffentlichen 
Leben  verbannenden  Verordnung  zu  vereiteln.  Als  Joseph  hierauf  am 
;^)ü.  August  im  Wege  der  Statthalterei  den  Gespanschaften  verbot,  mit- 
einander zu  correspondiren,  erklärten  die  Biharer  in  einem  Schreiben  an 
ihren  Obergespan  auch  dieses  Gebot  für  ein  despotisches,  dem  man  nicht 
gehorchen  dürfe,  denn  die  Gespanschaften  können  sich  ihr  altes  Recht, 
sich  miteinander  durch  Zuschriften  ins  Einvernehmen  zu  setzen,  über- 
haupt und  besonders  in  der  gegenwärtigen  Zeit,  in  der  seit  lange  kein 
Reichstag  gehalten  ward,  und  der  öffentlichen  Meinung  kein  anderes 
Mittel,  sich  zu  äußern,  bleibt,  nicht  nehmen  lassen.  ^ 

Conscription  der  Bevölkerung  und  Häuser.  Damals 
wurde  das  Gebot,  welches  die  deutsche  Sprache  zur  Amtssprache 
erhob,  schon  durch  die  neue  Verordnung  vom  IG.  August  1784,  178-1 
die  eine  noch  weit  heftigere  Gärung  verursachte,  in  den  Hintergrund 
zurückgedrängt,  denn  mit  ihr  begann  Joseph  eigentlich  die  Reform  der 
Feudalverfassung,  die  dem  Adel  und  andern  Frivilegirten  Vorrechte  ver- 
lieh, die  Masse  des  Volks  aber  zur  Knechtschaft  verdammte.  Das  Decret 
lautete:  „Die  Volkszahl  und  der  mit  derselben  in  Verbindung  stehende 
Zustand  des  Handels  begründen  am  meisten  den  Reichthum  und  das  An- 
sehen des  Staats;  demzufolge  muß  die  Regierung  ihre  Sorge  daraufrich- 
ten, daß  die  Zahl  des  Volks  und  die  durch  dieselbe  bedingte  Kraft  und 
Wohlfahrt  des  Staats  täglich  sich  mehre.  Damit  man  aber  zu  entschei- 
den vermöge,  durch  welche  Mittel  dieses  Ziel  erreicht  werden  könne,  ist 
vor  allem  andern  nothwendig,  die  Zahl  des  gesammten  Volks  und  dessen 
zeitweise  Vermehrung  oder  V^erminderung  in  den  einzelnen  Theilen  des 
Landes,  ohne  Ausnahme  irgendeiner  Klasse,  genau  zu  kennen Da- 
her verordnet  Se.  Majestät,  daß  in  Ungarn  und  dessen  verbundenen 
Theilen  jede  Gerichtsbehörde  unter  Mitwirkung  des  Militärstandes,  der 
sich  bei  der  Conscription  des  Volks  in  den  deutschen  Provinzen  die 
nüthige   Kenntniß   und  Üebung   erworben   hat,    den   ihr   raitgetheilten 

Mustertabellen  gemäß  die  Volksconscription  vornehme Die  Arbeit 

soll  mit  1.  November  ihren  Anfang  nehmen  und   in  kürzester  Zeit  zu 

Ende   geführt   werden Die   Gerichtsbehörden   haben    dem   Volke 

kundzuthun,  daß  diese  Conscription  nicht  wegen  der  Rekrutirung,  son- 
dern allein  des  gemeinen  Besten  wegen,  welches  die  Kenntniß  der  Volks- 
zahl nöthig  macht,  veranstaltet  wird;  sie  sollen  überhaupt  trachten,  daß 
aus  dem  Sinne  der  zu  Conscribirenden  jedes  Vorurtheil,  welches  in  Be- 
treff dieser  Sache  entstehen  könnte,  ausgerottet  werde.  Zugleich  erklärt 
Se.  Majestät,  daß  die  Mitwirkung  des  Militärstandes  die  Rechte  der 
Nation  nicht  im  mindesten  beeinträchtigen,  dagegen  die  seinerzeit  vor- 

'    Keresztury,    Collectio    ordinationuni  Josephi  II.    et    rv^praosentatioiiiim 
divers,  regni  Hiiiig.  comitatiium  (Dioszeg  1790),  S.  62  fg.    Katona  XL,  380  fg. 
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zunehmende  Rekrutirung  ungemein  erleichtern  werde.  Die  Conscriptoren 
von  Seiten  des  Militärstandes  und  der  Gerichtsbehördea,  die  gemein- 
schaftlich arbeiten  werden,  sollen  ohne  Unterschied  die  in  jedem  Hause 
wohnenden  Personen  aufschreiben,  das  Haus  aber  mit  der  fortlaufenden 
Nummer  bezeichnen,  wessen  sich  die  Magnaten  und  Adelichen  um  so 
weniger  weigern  dürfen,  da  auch  die  Burg  Sr.  Majestät  selbst  mit  einer 
solchen  Nummer  bezeichnet  ist.  Se.  Majestät  will,  daß  jene  Comitats- 
beamten,  die  diese  Arbeit  in  der  kürzesten  Zeit  und  auf  die  mögHchst 
beste  Art  vollenden,  ihm  namentlich  angezeigt  werden." 

Der    Adel    errieth,    was   die   Volkszählung    ohne   Unterschied    des 
Standes  bedeute,  warum  er  mit  seinen  Unterthanen  hinsichtlich  der  Per- 
son und  des  Hauses  in  dieselbe  Linie  gestellt  werde,  daß  die  Verord- 
nung,  die  das  anbefahl,  gegen  seine  Vorrechte  gerichtet  sei,   welche  er 
höher  hielt  als  das  in  Aussicht  gestellte  Staatswohl,   und  gerieth  in  die 
heftigste  Aufregung.    Joseph  dagegen  hatte  vorausgesehen,  auf  welchen 
Widerstand   die  Conscription   stossen   werde,   daher   nicht   nur  Militär- 
personen mit  der  Durchführung  derselben  beauftragt  und  den  Comitats- 
beamten,   die  dabei  Hülfe  leisten  würden,  Belohnungen  verheißen,   son- 
dern ließ  auch  unter  dem  Vorwande  einer  Musterung  Regimenter  nach 
Ungarn  marschiren  und  hier  Winterquartiere  beziehen ,   um  die  Wider- 
strebenden einzuschüchtern  und  Bewegungen,  die  entstehen  könnten,  zu 
unterdrücken.    Aber  dadurch  wurde  der  Adel  in  der  Ueberzeuguug,  daß 
es  mit  der  Conscription  auf  willkürliche  Abschaifung  seiner  Vorrechte 
und  der  Verfassung  abgesehen  sei,   noch  mehr  bestärkt,   und  die  Erbit- 
terung erreichte  einen  Grad,  von  welchem  die  nächsten  Schritte  zur  ge- 
waltsamen Auflehnung  führen  konnten.     Die  Gespanschaften  feuerten 
einander  an  zur  Vertheidigung  der  dem  Adel  durch  die  Constitution  und 
ausdrückliche  Gesetze  verliehenen,  durch  den  Krönungseid  der  Könige 
gewährleisteten  Freiheiten   und   Rechte,   und   richteten   mit  Ausnahme 
weniger  an  den  Kaiser  heftige,   vom  Gefühle  ihres,   wie  sie  überzeugt 
waren,  guten  Rechts  überströmende  Zuschriften.     Wir  führen  die  der 
Trencsiner  an,  aus  der  man  den  Inhalt  und  Ton  der  meisten  übrigen 
genügend  kennen  lernt.    „Die  sogenannte  Volksconscription",  lautet  sie, 
„in  welche  auch  die  Magnaten  und  Edelleute  mit  einbegriffen  sein  sollen, 
und  die  Numerirung  der  Häuser  ohne  Unterschied  widersprechen  jener 
von  Ew.  Majestät  mit  eigener  Hand  unterfertigten  Erklärung,  in  welcher 
Ilöchstdieselbe   am    30.  November  1780    unsere  Rechte   und  Freiheiten 
heilig   und    unverletzt    aufrecht   zu   halten   versprochen   hat.      Damals 
glaubten  sich  die  Reichsstände  durch  das  königliche  Wort  Ew.  Majestät 
gesichert;   sie  müssen  aber  mit  Schmerz  erfahren,   daß  seitdem  sehr  viel 
geschah,   was   unsern  Gesetzen   schnurstracks   zuwiderläuft.      Deshalb 
nahen  wir  jetzt  dem  hohen  Throne  Ew.  Majestät,  um  uns  über  die  uns 
zugefügten  Kränkungen  zu  beklagen,  von  der  Hoffnung  ermuthigt,  Ew. 
Majestät  werde  Ihre  königliche  Würde  durch  unsere  wahren  und  offen- 
herzigen Klagen  nicht  für  beleidigt  halten.     Noch  ist  die  tiefe  Wunde 
nicht  vernarbt,  welche  uns  durch  die  Abführung  der  heiligen  Krone  ge- 
schlagen wurde;   noch  sind  unsere  heißen  Hoffnungen  auf  die  Zurück- 
gabe derselben  nicht  erfüllt,  und  noch  immer  haben  wir  darüber  keine 
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Verständigung  erhalten,  wenn  sich  Ew.  Majestät  krönen  lassen  und  den 
durch  die  Gesetze  gebotenen  Eid,  unsere  Freiheiten  aufrecht  zu  halten, 
ablegen  werde.  Auch  ist  die  Erinnerung  an  die  die  deutsche  Sprache 
betreffende,  unsern  Rechten  und  unserer  Verfassung  so  sehr  wider- 
sprechende Entschließung  Ew.  Majestät,  die  uns  verkündigt  wurde,  in 
unsern  Seelen  noch  nicht  erloschen.  Und  obgleich  alle  diese  Rechts- 
verletzungen bisher  ohne  Abhülfe  geblieben  sind,  bedroht  dennoch  die 
angekündigte  Conscription  schon  wieder  neuerdings  unsere  Rechte  und 

Freiheiten Es  sei   fern  von    uns,   Ew.  Majestät  an  die  Heiligkeit 

Ihres  Wortes  zu  mahnen,  denn  wir  wissen,  daß  ein  königliches  Ver- 
sprechen nicht  blos  in  Bezug  auf  die  Unterthanen,  sondern  dem  Völker- 
rechte gemäß  sogar  in  Bezug  auf  Feinde  gehalten  werden  muß.  Wir 
bitten  aber  Ew.  Majestät  um  die  bisher  unterlassene  Einlösung  desselben 

und  um  Abstellung  jener  Rechtsverletzungen Die  angekündigte  Art 

der  Conscription  widerspricht  so  sehr  der  Constitution  des  Reichs,  und 
die  Mitwirkung  des  Militärs  weckt  in  uns  solche  Besorgniß.  daß  wir  uns 
über  diese  Verordnung,  dergleichen  bisher  in  unserm  freien  Lande  uner- 
hört gewesen,  nicht  genug  verwundern  können.  Und  das  mit  Recht, 
Ew.  Majestät,  unser  Herr,  denn  wir  wissen,  daß  der  Einfluß  des  Militärs 
auf  alle  politische  Angelegenheiten  des  Reichs  durch  den  30.  Gesetz- 
artikel von  1741  ausdrücklich  verboten  wird,  weshalb  wir  jene  Anord- 
nung schon  wegen  der  Art  ihrer  Vollziehung  für  so  ungesetzlich  und 
rechtswidrig  halten,  daß  wir  nicht  unterlassen  können,  gegen  die  Con- 
scription und  Hausnumerirung  zu  protestiren.  Unser  Volk  weiß, 
welche  Folgen  eine  ähnliche  ungebräuchliche  Conscription  in  den  böh- 
misch-mährischen Provinzen  hatte,  und  erschaudert  schon  beim  Gerüchte 
von  derselben.  Unser  Volk  kennt  auch  die  Freiheit  des  Landes,  welcher 
gemäß  niemand  wider  seinen  Willen  zu  Kriegsdiensten  gezwungen  wer- 
den darf.  ....  Wenn  die  Reichsstände  gleich  ihren  Unterthanen  der 
Conscription  unterworfen  würden,  so  wäre  dies  eine  Beschimpfung  un- 
serer adelichen  Vorrechte Indem  wir  alle  Beweggründe  und  Folgen 

dieser  Anordnung  erwägen,  sehen  wir,  daß  durch  sie  auch  wir,  die  in 
den  Armen  der  theuern  Freiheit  geboren  worden,  in  den  traurigen  Zu- 
stand der  Knechtschaft  versetzt  und  der  inconstitutionellen  Regierungs- 
form der  deutschen  Erblande  sollen  unterworfen  werden.  Aber  bevor 
wir  uns  unter  dieselbe  beugen,  sind  wir  alles,  selbst  unser  Loben,  zu 
opfern  bereit,  denn  wir  wollen  lieber  in  der  Freiheit  sterben,  als  in 
schmählicher  Knechtschaft  leben."  Schließlich  sprechen  die  Stände  der 
Gespanschaft  Trencsin  die  Hoffnung,  der  Kaiser  werde  die  Verordnung 
zurücknehmen,  und  zugleich  ihren  festen  Entschluß  aus,  Verordnungen, 
welche  ihre  höher  als  alles  und  das  Leben  selbst  geschätzte  Freiheit 
verletzen,  weder  anzunehmen,  noch  zur  Vollziehung  derselben  mitzu- 
wirken. 

Mittlerweile  war  Joseph  nach  Ungarn  gekommen,  vorgeblich,  um 
Revue  über  die  Truppen  zu  halten,  wirklich,  um  durch  seine  Anwesen- 
heit und  die  Entfaltung  militärischer  Macht  die  Conscription  in  Gang  zu 
bringen.    Viele  Männer,  denen  nicht  allein  ihre  adelichen,  sondern  auch 
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die  Rechte  des  Vaterlandes  am  Herzen  lagen,  erschienen  nun  vor  ihm, 
weil  sie  hofften,  durch  mündliche  Vorstellungen  das  zu  erlangen,  was  er 
den  schriftlichen  versagte.  Er  hörte  sie  ruhig  an  und  suchte  sie  von  der 
Zweckmäßigkeit  seiner  Verordnungen  zu  überzeugen,  ließ  sich  aber  zu 
nichts  Weiterm  bewegen  als  zu  der  Verlängerung  des  Termins,  bis  zu 
welchem  bei  den  Gerichtsbehörden  die  deutsche  Sprache  eingeführt  sein 
müsse,  um  ein  Jahr.  Am  4.  October  that  Joseph  den  Gespanschaften 
mittels  der  Statthalterei  zu  wissen:  Se.  Majestät  habe  ihre  Repräsenta- 
tionen, in  denen  sie  eine  Menge  nichtiger  Gründe  vorbringen,  mit  Mis- 
fallen  gelesen;  erkläre  nochmals,  daß  er  bei  seinen  einzig  das  Gemein- 
wohl bezweckenden  Verordnungen  unerschütterlich  beharre,  auch  nicht 
zweifle,  daß  die  Beamten,  die  in  ihren  Aemtern  zu  verbleiben  wünschen, 
seinen  Befehlen  pünktlich  gehorchen  und  im  Verein  mit  den  Geistlichen 
das  Volk  über  seine  guten  Absichten  aufklären  werden.  Sollten  aber 
irgendwo  Unruhen  entstehen,  so  werde  er  die  Beamten,  Geistlichen  und 
Grundherren,  deren  Pflicht  es  sei,  das  Volk  aufzuklären,  zur  Verant- 
wortung ziehen.  Hierauf  erwiderten  mehrere  Gespanscbaften  in  ähnlich 
lautenden  Zuschriften:  „Sie  haben  auf  ihre  Repräsentation  Bescheid'un- 
mittelbar  vom  Kaiser,  nicht  von  der  Statthalterei,  die  dazu  nicht  befugt 
ist,  erwartet.  Es  würde  ihnen  unglaublich  sein,  daß  Se.  Majestät  ein 
derartiges  Rescript  wie  jenes,  von  welchem  sie  durch  die  Regierungs- 
behörde in  Kenntniß  gesetzt  wurden,  erlassen  habe,  wenn  es  nicht 
andererseits  ebenso  unglaublich  wäre,  daß  die  Behörde  gewagt  habe, 
das  königliche  Rescript  zu  ändern.  Sie  nennen  dieses  Rescript  un- 
glaublich, denn  wenn  das  über  Unterdrückung  klagende  A'olk  seine 
Stimme  erhebe,  dürfe  diese  selbst  ein  Fürst  nicht  mit  tauben  Ohren  un- 
beachtet lassen,  der  einem  mit  Waffen  unterworfenen  oder  wie  immer 
unter  Militärherrschaft  gerathenen  Volke  nach  Belieben  Gesetze  vor- 
schreiben kann,  um  so  weniger  aber  ein  Fürst,  der  ein  Volk  regiert, 
welches  seine  Vorfahren  frei  und  unter  gewissen  Bedingungen  auf  den 
Thron  berufen  und  sich  seine  Freiheit  und  Theilnahme  an  der  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Angelegenheiten  vorbehalten  hat."  Sie  ver- 
langten also  nochmals,  daß  der  Kaiser  seine  ihren  Rechten  zuwider- 
laufenden Verordnungen  zurücknehme. 

Da  die  meisten  Gespanschaften  fortfuhren,  gegen  die  Conscription 
zu  remonstriren,  einige  auch  die  Vorarbeiten  zu  derselben,  welche  die 
entsendeten  Militärpersonen  begannen,  nach  Möglichkeit  erschwerten 
und  hinderten,  erließ  Joseph  am  29.  October  ein  Rescript  mit  eigen- 
händiger Unterschrift,  in  welchem  er  sein  Misfallen  über  die  Zuschriften 
und  den  Ungehorsam  der  Gespanschaften  ernstlicher  als  bisher  aus- 
sprach, nochmals  versicherte,  die  Conscription  werde  die  Freiheiten  und 
Rechte  der  ungarischen  Nation  nicht  beeinträchtigen,  zugleich  aber  be- 
fahl, die  Arbeit  ohne  Verzug  anzufangen,  ansonsten  werde  er  die  Wider- 
spenstigen durch  schon  beschlossene  Mittel  zum  Gehorsam  zwingen. 
Die  Drohung  überzeugte  zwar  die  Mehrheit  der  opponirenden  Gespan- 
schaften, daß  ferneres  Widerstreben  vergeblich  sei,  und  sie  gehorchen 
müßten,  wenn  sie  die  Zwangsmaßregeln,  die  dem  Kaiser  zu  Gebote 
Stehen,    über  sich    nicht  wollen    ergehen   lassen,    bewirkte  aber   nicht 
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schweigende  Unterwerfung  aller.  Die  Stände  von  Temes  zum  Beispiel 
sagten  in  einer  nochmaligen,  mittels  der  Statthalterei  an  den  Kaiser  ge- 
richteten Zuschrift:  „Hätten  wir  auch  nur  vermuthen  können,  daß  Se. 
Majestät  so  mit  uns  verfahren  wolle,  würden  wir  schweigend  seinen  Be- 
fehlen gehorcht  haben.  Aber  wir  hatten  geglaubt,  man  wolle  mit  uns 
dem  Gesetze  gemäß  verfahren,  und  machten  daher  unsere  Vorstellungen 
mit  der  Sr.  Majestät  und  dem  Vaterlande  schuldigen  Treue  und  Gewissen- 
haftigkeit. Nun  werden  wir  zwar  dienstbeflissen,  aber  nicht  aus  eigenem 
Entschluß  und  mit  gutem  Willen  gehorchen ,  denn  Ueberzeugungen  und 
Gewissen  zu  ändern,  steht  nicht  in  unserer  Macht.  Wir  gehorchen  dem 
Zwange  aus  Vaterlandsliebe,  weil  wir  einsehen,  welche  Maßregeln  immer 
Se.  Majestät  ergreifen  möge,  müßte  dennoch  jede  ihm  und  dem  Vater- 
lande zum  Schaden  gereichen.  Noch  nie  ist  Zwang  ohne  Schaden  an- 
gewendet worden,  um  den  Innern  Zustand  des  Staats  zu  begründen; 
hierzu  sind  nur  Gesetze  geeignet,  deren  Heilsamkeit  jedermann  aner- 
kennt, und  denen  man  darum  freiwillig  gehorcht Mit  Schmerz  ver- 
nahmen wir  das  Misfallen,  welches  Se.  Majestät  über  unsere  Vorstellungen 
äußerte,  wollten  aber  durch  dieselben  nur  unsere  Treue  beweisen  und 

unser  Vertrauen  zu  seiner  Gerechtigkeit  und  Huld  bezeugen Wir 

sind  dem  Vaierlande  und  dessen  Gesetzen  und  deshalb  auch  dem  Könige 
treu;  Se.  Majestät  möge  sich  überzeugen,  daß  dagegen  jene,  die  unbe- 
kümmert um  ihr  Vaterland,  an  welches  sie  ältere  und  heiligere  Bande 
knüpfen,  seinen  Befehlen  gehorchen  und  sie  fördern,  nicht  seinen  und 
des  Vaterlandes,  sondern  ihren  eigenen  Nutzen  suchen."  Joseph  be- 
gnügte sich  damit,  daß  die  Gespanschaft  Temes  die  Conscription,  gleich- 
viel ob  gutwillig  oder  nur  aus  Zwang,  vornehmen  werde,  und  verzieh 
deren  Freimüthigkeit. 

In  den  Gespanschaften,  die  im  Widerstände  gegen  die  Conscription 
beharrten,  wie  namentlich  Preßburg,  Neitra  und  Eisenburg,  wurden  die 
angedrohten  Zwangsmittel  augewendet.  Am  .Sl.October  veröffentlichte 
die  Statthalterei  auf  Befehl  Joseph's  das  Intimat:  „Se.  Majestät,  bewogen 
durch  die  in  Neitra  und  Freßburg  erfahrene  Widersetzlichkeit,  hat  be- 
fohlen, in  diesen  Gespanschaften  Truppen  zusammenzuziehen,  die  den 
Offizieren,  welche  die  Conscription  zu  bewerkstelligen  haben,  die  Arbeit 
möglich  machen  und  die  Stuhlrichter  und  Geschworenen,  wenn  sie  nicht 
gutwillig  an  der  Arbeit  theilnehmen  wollen,  dazu  mit  Gewalt  zwingen 
werden.  Wenn  ein  Grundherr,  Edelmann  oder  wer  sonst  immer  sich 
der  Conscription  widersetzte  und  nach  gehöriger  Ermahnung  nicht  nach- 
gäbe, werde  sein  Haus  geöffnet,  die  Conscription  ruhig  vollzogen  und 
das  Haus  mit  der  laufenden  Nummer  bezeichnet.  In  das  Haus,  dessen 
Nummer  gelöscht  worden,  sollen  einige  gemeine  Soldaten  eingelegt  wer- 
den und  so  lange  bleiben,  bis  der  Hausherr  die  Nummer  selbst  anschreibt. 
Sollte  aber  jemand  sich  mit  Gewalt  widersetzen  oder  die  Bauerschaft 
aufwiegeln,  der  werde,  er  sei  wer  immer,  eingezogen,  nach  Wien  gebracht 
und  Gewalt  mit  Gewalt  zurückgetrieben,  bis  Gehorsam  erzwungen  wird. 
So  kam  denn  nach  Neitra,  wo  der  Widerstand  fortdauerte,  eine  Com- 
mission  von  Wien  unter  Führung  des  den  Ungarn   als  Kathgeber  und 
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Helfer  bei  allem,  was  wider  sie  geschah,  verhaßten  Hofraths  Joseph 
Irdenczy,  um  mit  Hülfe  dreier  Bataillone  die  Conscription,  wenn  es 
nicht  anders  ginge,  mit  Gewalt  durchzuführen.  Der  Obergespan,  Graf 
Nikolaus  Forgacs,  wurde  abgesetzt,  der  Gespanschaft  gedroht,  sie  unter 
die  benachbarten  Gespanschaften  zu  vertheilen,  wenn  sie  sich  noch 
weiter  widersetzte.  Aehnliches  geschah  in  Eisenburg,  dessen  Ober- 
gespan, Graf  Ludwig  Batthyäny,  ebenfalls  seiner  Würde  entsetzt  wurde. 
Ungeachtet  solcher  Zwangsmaßregeln,  und  obgleich  einige  dem  Hofe  zu 
allem  dienstwillige  Magnaten  und  vornehme  Edelleute,  wie  Fürst  Niko- 
laus Eszterhäzy,  die  Nummer  eigenhändig  an  ihre  Castelle  schrieben, 
stießen  die  Conscriptoren  dennoch  auf  große  Hindernisse;  geringe  Edel- 
leute und  Bauern,  von  Magnaten  und  vornehmen  Adelichen  durch  Wort 
und  Beispiel  aufgeregt,  meinten,  man  wolle  sie  als  Soldaten  conscribiren, 
flohen  an  mehrern  Orten  in  die  Wälder,  rotteten  sich  an  andern  zum 
Widerstand  zusammen,  und  die  adelichen  Einwohner  des  Bezirks  Turö- 
mezö  in  der  Gespanschaft  Agram  lehnten  sich  thatsächlich  auf.  Die 
Conscription  wurde  jedoch  theils  durch  sanftere  Mittel,  theils  mit  Militär- 
gewalt überall  zu  Ende  gebracht.  ^ 

Aufstand  der  Walachen  in  Siebenbürgen.     Die  Einführung 
der  deutschen  Amtssprache  und  die  Conscription  erstreckten  sich  auch 

1784  auf  Siebenbürgen.  Dort  nahm  aber  Joseph  außerdem  1784  zuerst  eine 
Reform  vor,  welche  die  Verfassung  des  Landes  und  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Bevölkerung  erschütterte,  und  vermuthen  ließ,  es  werde  Aehn- 
liches nächstens  auch  in  Ungarn  geschehen.  Am  3.  Juli  schaffte  er  durch 
ein  Decret  die  seit  Jahrhunderten  bestehende  Eintheilung  Siebenbürgens 
ab,  auf  der  dessen  Verfassung  hauptsächlich  beruhte,  die  Eintheilung 
nämlich  in  das  Land  der  Ungarn,  Szekler  und  Sachsen  nebst  der  Unter- 
abtheilung in  ungarische  Gespanschaften,  Szekler-  und  Sachsenstühle, 
und  theilte  Siebenbürgen  willkürlich  und  ohne  Rücksicht  auf  festgewur- 
zelte Einrichtungen  in  elf  Gespanschaften  unter  ebenso  vielen  Ober- 
gespanen.    Die  neue  Eintheilung  mochte  aber  seinen  Absichten   noch 

1785  nicht  ganz  entsprechen,  denn  im  folgenden  Jahre,  1785,  zerlegte  er 
Siebenbürgen  in  drei  Kreise,  den  klausenburger,  hermannstädter  und 
fogaraser,  deren  jedem  er  einige  der  elf  Gespanschaften  unterordnete. 
Die  neue  Eintheilung,  welche  durch  die  Zeit  befestigte  Verbindungen 
auflöste  und  eine  Aenderung  der  Verfassung  herbeiführte,  verursachte 
außer  den  Störungen  im  gewöhnten  Gange  der  Verwaltung,  die  jede 
wichtigere  Neuerung  unausbleiblich  mit  sich  bringt,  auch  eine  Verwir- 
rung in  den  bisherigen  Verhältnissen,  welche  großes  Misvergnügen  unter 
den  drei  genannten  bürgerliche  Rechte  besitzenden  Nationen  erregte, 
deren  jede  an  ihrer  Nationalität  und  eigenthüralichen  Verfassung  festhielt 
und  ihre  Rechte  gefährdet,  wo  nicht  vernichtet  zu  sehen  glaubte.  Den 
Walachen  hingegen  schien  die  neue  Landeseintheilung  große  Vortheile 
in  Aussicht  zu  stellen. 


'  Collectio  ordinat.  Josephi  II.  et  Repraesetit.,  S.  97.  Geissler,  a.  a.  O., 
Bd.  V  u.  VI.  Katona,  XL,  S.  393  fg.  Vgl.  M.  Horväth,  Magyarorszäg  Torte- 
nelme,  Ausgabe  von  1863,  V,  337  fg. 
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Sie,  einst  die  Herren  Siebenbürgens  und  noch  immer  die  weit  über- 
wiegende Mehrheit  der  Bevölkerung,  waren  andern  Völkerschaften  durch 
Eroberung  unterworfen  worden,  und  sanken,  besonders  nachdem  sie 
1-437  aufgestanden  waren,  die  Ungarn,  Szekler  und  Sachsen  Bündniß 
zur  Vertheidigung  ihrer  Rechte  wider  sie  geschlossen  und  sie  besiegt 
hatten ,  immer  tiefer  in  Knechtschaft.  ^  Diese  lastete  zwar  auch  auf 
Ungarn,  Slawen  und  Deutschen,  wenn  sie  herrschaftliche  Unterthanen 
waren,  artete  aber  bei  ihnen  nie  zu  der  fast  völligen  Leibeigenschaft 
aus,  in  welche  die  Walachen  verfielen.  Es  gab  zwar  unter  diesen  zu 
jeder  Zeit  Edelleute  und  freie  Grundbesitzer  in  Städten  und  auf  dem 
Lande,  aber  ihre  Gesammtheit  als  Nation  war  aller  staatsbürgerlichen 
Rechte  beraubt;  sie  gehörten,  je  nach  dem  Landestheile,  den  sie  be- 
wohnten, zu  einer  der  drei  privilegirten  Nationen  und  waren  dem  Adel 
und  den  Städten  derselben  unterthan.  Die  walachischen  Edelleute,  die 
Besitzer  eines  freien  Grundes  und  jene,  die  sich  durch  Bildung,  ein  Amt 
oder  sonst  einen  Vorzug  über  den  gemeinen  Haufen  erhoben,  verleug- 
neten ihre  rechtlose  Nation  und  wollten  Ungarn,  Szekler  oder  Sachsen 
sein.  Auch  in  kirchlicher  Hinsicht  widerfuhr  den  Walachen  Unrecht; 
während  die  katholische,  die  beiden  evangelischen  und  die  unitarische 
Kirche  vom  Staate  anerkannt  und  gesetzlich  gleichberechtigt  waren,  und 
die  griechisch-unirte  dieselben  Rechte  erlangte,  blieb  die  nichtunirte,  der 
die  große  Mehrzahl  der  Walachen  angehörte,  eine  nur  geduldete  und 
selbst  durch  Gesetze  verächtlich  zurückgesetzte,  wurden  deren  Bekenner 
noch  unter  Maria  Theresia  zur  Union  mit  der  römischen  genöthigt. 
Dabei  befand  sich  das  Volk  in  einer  fast  thierischen  Verwilderung  und 
war  dem  finstersten  Aberglauben  ergeben,  weil  es  keine  Schulen  hatte 
und  ohne  allen  Unterricht  aufwuchs.  Selbst  seine  Geistlichen,  die  Popen, 
wenige  ausgenommen,  erhoben  sich  in  Bildung  und  Kenntniß  nicht 
merklich  über  das  gemeine  Volk,  dem  sie  in  Sitten  und  Lebensart 
glichen;  sie  waren  so  unwissend,  daß  sie  etwas  anderes  als  die  litur- 
gischen Formeln  kaum  lesen  und  außer  ihrem  Namen  anderes  kaum 
schreiben  konnten.  Dennoch  standen  sie  bei  den  Ihrigen  in  solchem 
Ansehen,  daß  diese  ihnen  blindlings  folgten,  und  sie  sogar  dem  Adel  zu 
deren  Bedrückung  behülflich  sein  durften.  Wollte  z.  B.  ein  Grundherr, 
daß  seine  walachischen  Unterthanen  ihm  an  einem  ihrer  Feiertage  oder 
sonst  nicht  schuldige  Roboten  leisten,  so  brauchte  er  nur  den  Popen  zu 
beschenken;  dieser  gebot  sodann  die  geforderte  Arbeit  vom  Altar  als 
Pflicht,  und  die  Gemeinde  gehorchte.  Die  Masse  des  Volks  hatte  bei 
dieser  Roheit  wol  kaum  eine  Vorstellung  von  Rechten  und  einem 
menschenwürdigen  Zustande,  sie  fühlte  aber  den  unerträglichen  Druck, 
der  auf  ihr  lastete,  wie  das  Elend,  in  welchem  sie  lebte,  und  verbarg 
unter  dem  Scheine  geduldiger  Unterwürfigkeit  tiefen  Haß  gegen  ihre 
Bedrücker,  die  adelichen  Grundherren. 

Da  kam  die  neue  Eintheilung  Siebenbürgens  und  weckte  wenigstens 
bei  den  einsichtsvollem  und  gebildetem  Walachen  oder  Rumänen,  wie 
diese  sich  nennen,  die  Hoffnung,  der  gerechte  und  menschenfreundliche 

1  Vgl.  Bd.  I,  463  und  Bd.  II,  403  fg. 
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Kaiser  habe  damit  den  Anfang  gemacht,  ihre  Nation  aus  der  drückenden 
Knechtschaft  zu  erheben  und  ihr  Theil  an  den  Rechten  zu  verschaffen, 
welche  die  andern  drei  ausschließlich  besitzen.  Diese  Hoffnung  ver- 
breiteten sie  auch  unter  dem  Volke,  und  bald  fanden  sich  Aufwiegler, 
wie  namentlich  Salis,  ein  seiner  Excesse  wegen  cassirter  Major  eines 
Grenzregiments.  Sie  sagten  der  leicht  aufzuregenden  Menge,  der  Kaiser 
habe  mehrere  Verordnungen  zu  ihrem  Besten  erlassen,  deren  Vollziehung 
von  den  Edelleuten  gehindert  werde,  schürten  deren  Haß  gegen  ihre 
Grundherren,  wiesen  hin  auf  die  kleine  Zahl  derselben  und  die  große 
Menge  der  Ihrigen,  stachelten  sie  auf,  sich  gegen  ihre  Dränger  zu  er- 
heben und  das  Joch,  das  auf  ihnen  laste,  abzuwerfen,  wozu  eben  die 
günstige  Zeit  gekommen  sei,  denn  der  Kaiser  wolle  ihnen  wohl,  den 
Edelleuten  dagegen  übel.  Das  sonst  unterwürfige,  keiner  kühnen  Thal 
fähig  scheinende  Volk  horchte  begierig  auf  ihre  Worte,  ward  trotzig  und 
verweigerte  den  Grundherren  Abgaben  und  Fronen.  Die  häufige  und 
willkürliche  Bestrafung  der  Widerspenstigen  vermehrte  nur  deren  Er- 
bitterung, in  der  sie  die  Widersetzlichkeit  noch  weiter  trieben,  Diebstahl 
und  Raub  um  so  kühner  verübten,  weil  sie,  seit  Joseph  die  Todesstrafe 
abgeschafft  hatte,  nicht  fürchten  durften,  gehängt  zu  werden. 

Die  Comitatsbehörden  ersuchten  das  Gubernium,  Anstalten  zur 
Unterdrückung  der  unter  den  Walachen  weitverbreiteten  gefährlichen 
Gärung  zu  treffen.  Das  Gubernium  stattete  dem  Kaiser  Bericht  ab, 
der  die  Hofkanzlei  befragte,  auf  welche  Weise  die  Ordnung  am  zweck- 
mässigsten  wiederhergestellt  werden  könnte.  Die  Hof  kanzlei  rieth,  die 
Todesstrafe  wieder  einzuführen  und  das  Standrecht  ^  zu  verkündigen. 
Joseph  war  nicht  gesonnen,  solche  Gewalt,  die  misbraucht  werden 
konnte,  in  die  Hände  des  erbitterten  Adels  zu  legen,  sondern  befahl, 
200  Grenzsoldaten  in  die  unruhigen  Dörfer  zu  vert heilen.  Die  wenigen 
Soldaten  hätten  selbst  beim  besten  Willen  nicht  vermocht,  die  Menge 
der  Walachen  zum  Gehorsam  zu  zwingen;  da  aber  das  Militär  gegen 
sie  äußerst  schonend  verfuhr,  einige  Offiziere,  wie  namentlich  Oberst- 
lieutenant Karp,  offenbar  ihre  Partei  ergriffen,  wurden  sie  in  der  Mei- 
nung bestärkt,  der  Kaiser  wolle  sie  befreien,  wolle,  daß  sie  sich  wider 
die  ihm  ungehorsamen  Edelleute  auflehnen.  Sie  richteten  daher  an  das 
Gubernium  und  an  den  Kaiser  Bittschriften,  worin  sie  über  Bedrückung 
und  Mishandlung  klagten  und  baten,  sie  zu  Grenzsoldaten,  wie  die 
Szekler  sind,  zu  machen.  Die  abschlägige  Antwort,  die  sie  erliielten, 
entmuthigte  sie  nicht,  denn  die  Conscription  wurde  in  Siebenbürgen 
wie  in  Ungarn  als  Militärconscription  betrachtet,  und  ließ  sie  hoffen, 
ihren  Wunsch  dennoch  erfüllt  zu  sehen.  Noch  lange  vor  dem  1.  No- 
vember, an  welchem  dieselbe  vorgenommen  werden  sollte,  meldeten  sich 

'  Vermöge  desselben  verlieh  der  König  Gespanscliaftcn,  in  denen  Raub 
und  Aufriilir  überhandnahmen,  die  Befiigniß,  ein  außerordentliches  Gericht 
einzusetzen,  welches  über  Leben  und  Tod  der  Verbrecher  ohne  Appellation 
urtheiite,  dessen  Todesurtheiie  jedoch  nur  dann  gültig  waren  und  sogleich 
vollstreckt  wurden,  wenn  die  Richter  sie  einstimmig  aussprachen.  Das 
Standrecht  mußte  zur  Warnung  der  Bevölkerung  in  allen  Ortschaften  ver- 
kündigt werden. 
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einige  Walachen  aus  der  Gegend  von  Haromszek  bei  Karp,  um  sich  als 
Soldaten  conscribiren  zu  lassen,  und  er  war,  um  den  mildesten  Ausdruck 
zu  gebrauchen,  so  unbedacht,  sie  als  Soldaten  in  die  Register  einzutragen. 
Hierauf  gerieth  die  ganze  Bevölkerung  der  Gespanschaft  in  Bewegung, 
die  Einwohner  von  zwanzig  bis  dreißig  Dörfern  erschienen  auf  einmal  vor 
Karp  und  dem  Generalcommando  in  Karlsburg  zur  Conscription,  und 
nicht  nur  er,  sondern  auch  die  höchste  Militärbehörde  des  Landes  will- 
fahrte ihrem  Verlangen.  Das  Gubernium  erklärte  die  vor  dem  festge- 
setzten Termin  vorgenommene  Conscription  für  ungültig  und  befahl  den 
Conscribirten,  ihren  Grundherren  zu  gehorchen.  Das  hielten  die  Wa- 
lachen für  hinreichenden  Beweis,  daß  das  Gubernium,  wie  andere  Ver- 
ordnungen des  Kaisers,  so  auch  den  Befehl,  die  Conscription  zu  be- 
ginnen, unterschlagen  wolle. 

Nun  war  die  verblendete  Menge  bereit,  aufzustehen.  Salis,  dem 
bange  wurde,  rieth,  noch  Ruhe  zu  halten  und  während  des  Winters  sich 
mit  der  ganzen  walachischen  Nation  in  Verbindung  zu  setzen,  damit  im 
Frühling  die  Gesammtheit  derselben  sich  erhebe  und  die  Edelleute 
niedermache.  Da  fanden  die  Walachen  den  Führer  nach  ihrem  Willen 
an  dem  verwegenen  und  schlauen  Hora.  In  dem  walachischen  Dorfe 
Bräd  geboren,  wurde  er  nach  dem  einen  Berichte  Pachter  des  Wirths- 
hauses  zu  Szalatnya,  sollte  als  Aufwiegler  eingefangen  werden,  entfloh 
und  irrte  umher.  Andere  sagen,  er  sei  aus  der  Heimat  nach  Wien  ge- 
gangen, um  vom  Kaiser  für  Bräd  das  Recht,  Jahrmärkte  zu  halten,  zu 
erbitten,  und  zugleich  den  Stuhlrichter  des  Bezirks  wegen  am  Volke  ver- 
übter Grausamkeiten  anzuklagen;  als  er  nach  Hause  zurückgekehrt  war, 
habe  dieser  ihn  prügeln  lassen,  wofür  er  Rache  schwor.  Mag  das  erstere 
oder  andere  wahr  sein,  so  viel  ist  gewiß,  daß  er  gegen  Ende  October  1784  1784 
unter  den  schon  zum  Aufstehen  bereiten  Walachen  auftrat,  ihnen  er- 
zählte, der  Kaiser,  mit  dem  er  persönlich  gesprochen,  zürne  den  Edel- 
leuten,  habe  ihm  aufgetragen,  die  geplagten  Walachen  zu  befreien  und 
den  Adel  mit  ihrer  Hülfe  auszurotten,  und  deshalb  dem  karlsburger  Ge- 
neralcommando schon  befohlen,  die  nöthigen  Waffen  zu  liefern.  Zur 
Beglaubigung  seiner  Aussage  zeigte  er  irgendeine  mit  Unterschrift  und 
Siegel  versehene,  angeblich  vom  Kaiser  ausgestellte  Urkunde,  eine  mes- 
singene Kette,  die  er  für  eine  goldene  ausgab,  und  eine  Denkmünze  mit 
dem  Bildnisse  des  Kaisers,  welch  beide  ihm  dieser  als  Zeichen  seiner 
Huld  geschenkt  habe.  Das  Volk  glaubte  ihm  und  fing  an,  sich  um  ihn 
zusammenzurotten.  Der  Vicegespan  von  Zarand  schickte  Panduren 
nach  Bräd,  die  Hora  einfingen;  aber  die  Einwohner  der  Ortschaft  be- 
freiten ihn.  Hiermit  begann  der  furchtbare  Aufruhr,  der  wie  viele  andere 
bewies,  wessen  Sklaven,  die  die  Kette  brechen,  fähig  sind.  Hora  führte 
die  sich  ansammelnden  Rotten  sogleich  gegen  die  benachbarten  Edel- 
höfe,  die  geplündert  und  zerstört,  deren  Bewohner  ermordet  wurden. 
Der  wüthende  Haufe  vermehrte  sich  schnell,  Raub  und  Mord  ent- 
zündeten seine  Gier  nach  Beute  und  Blut,  nach  wenigen  Tagen  lagen 
die  adelichen  Wohnungen  in  zwölf  Dörfern  in  Asche,  waren  die  Edel- 
leute, die  ihm  in  die  Hände  gefallen,  ermordet.  Salis  sah,  daß  die 
Zusammengerotteten   in   ihr    Verderben    rennen,    überredete   sie,    ihm, 
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was  sie  an  Geld  und  werthvollen  Sachen  erbeutet  hatten,  zu  über- 
geben, damit  er  in  Konstantinopel  Waffen  kaufe,  und  entfloh.  Hora, 
des  Nebenbuhlers  entledigt,  machte  Kloska  und  Krizsän  zu  Unter- 
anführern. 

Die  zarander  Comitatsbehörde  bat  den  Gouverneur,  Baron  Brucken- 
thal,  und  den  Obercoramandirenden,  Feldmarschalllieutenant  Preuß, 
schleunig  Truppen  zur  Unterdrückung  des  Aufruhrs  zu  schicken.  Diese, 
statt  schnell  zu  handeln,  wechselten  vier  Tage  lang  Briefe,  bis  sie  über- 
einkamen, die  in  den  Dörfern  vertheilte  Mannschaft  zu  verstärken,  gaben 
aber  dem  Militär  die  Weisung,  die  Waffen  nicht  zu  gebrauchen,  sondern 
durch  Ermahnungen  und  Drohungen  das  bethörte  Volk  zur  Ruhe  zu 
bringen.  Unterdessen  war  die  Zahl  der  Empörer  auf  5000  angewachsen, 
stieg  bei  der  fortwährenden  Unthätigkeit  des  Militärs  in  kurzer  Zeit  auf 
15000,  und  mit  der  Menge  nahm  auch  ihre  Verwegenheit  zu.  Der  Auf- 
stand verbreitete  sich  von  Zarand  aus  über  die  benachbarten  Gespan- 
schaften; Hora  überschritt  die  Maros  und  führte  seine  Rotten  gegen 
Deva;  ein  anderer  Haufen  fiel  in  Ungarn  ein,  wo  er  einige  Dörfer  der 
Gespanschaft  Arad  aufwiegelte.  Der  erstere  wurde  jedoch  von  den  Ein- 
wohnern Devas,  der  andere  von  eilig  entsendeten  Soldaten  zurück- 
getrieben. Der  Adel,  vom  Gouverneur  und  Commandirenden  den  wilden 
Horden  schutzlos  preisgegeben,  ergriff  die  Waffen  zur  Vertheidigung 
seines  Vermögens  und  Lebens,  zerstreute  sie  an  mehrern  Orten  und  ließ 
die  Gefangenen  aufhängen.  Das  schürte  in  der  schon  wüthenden  Menge 
den  Durst  nach  Rache;  die  Flammen  der  brennenden  Ortschaften  und 
Herrschaftshäuser  erleuchteten  die  Nächte,  die  Adelichen  männlichen 
Geschlechts  wurden  ohne  Unterschied  des  Alters  auf  grausame  Art  ge- 
mordet, Frauen  und  Jungfrauen  nach  griechischem  Ritus  getauft  und 
unverheiratheten  Walachen  zu  Weibern  gegeben,  die  sich  dagegen 
sträubten,  erst  geschändet  und  dann  zu  Tode  gemartert.  Zu  dem  Haß 
gegen  den  Adel  gesellte  sich  noch  religiöser  Fanatismus;  katholische 
Friester  wurden  gemordet,  Kirchen  ausgeraubt,  heilige  Gefäße  schmäh- 
lich gemisbraucht,  geweihte  Hostien  mit  Füßen  getreten. 

Demungeachtet  glaubte  Bruckenthal  noch  immer,  zur  Bezwingung 
des  greuelvollen  Aufruhrs  auf  eigene  Verantwortung  Gewalt  nicht  an- 
wenden zu  dürfen,  sondern  kam  beim  Kaiser  um  Befehle  ein.  Vorläufig 
verbot  er  dem  Adel,  sich  mit  gewaffneter  Hand  zu  vertheidigen,  weil 
dadurch  auf  beiden  Seiten  nur  Haß  und  Rachsucht  noch  mehr  entzündet 
würden.  Zu  den  Walachen  sandte  er  ihren  Bischof,  damit  er  sie  cr- 
mahne, zur  Ordnung  und  zum  Frieden  zurückzukehren.  Um  doch  auch 
etwas  Ernst  zu  gebrauchen,  setzte  er  auf  den  Kopf  ihrer  Rädelsführer 
den  Preis  von  20  Gulden  und  schickte  den  Oberstlieutenant  Schultz  mit 
einem  Trupp  Grenzsoldaten  wider  sie.  Schultz  war  jedoch  weder  beauf- 
tragt, noch  stark  genug,  das  walachischc  Lager,  in  welchem  bei  30000 
großentlieils  Bewaffnete  standen,  anzugreifen,  berief  daher  Hora  zu  einer 
Unterredung,  die  am  8.  November  in  der  Mitte  zwischen  beiden  Lagern 
stattfand,  und  versprach  ihm  und  den  Rebellen  unter  der  Bedingung, 
daß  sie  auseinander  gehen  und  friedlich  nach  Hause  zurückkehren,  Ver- 
zeihung ihrer  Uebelthaten,  Untersuchung  ihrer  Beschwerden  und  Ab- 
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Stellung  der  als  gerecht  befundenen  vom  Kaiser  auszuwirken.  Hora 
ging  darauf  ein  und  versprach,  seinerseits  das  Volk  zur  Heimkehr  zu 
bewegen,  ward  aber  bald  andern  Sinnes,  entweder  weil  er  im  Bewußt- 
sein der  verübten  Verbrechen  Verzeihung  zu  erhalten  zweifeln,  oder  sich 
einbilden  mochte,  im  Besitze  einer  Streitmacht,  mit  der,  sich  in  Kampf 
einzulassen,  die  kaiserlichen  Heerführer  nicht  wagen,  nicht  Verzeihung, 
sondern  für  sich  und  seine  Nation  alles  Wünschenswerthe  erlangen  zu 
können.  Schon  am  10.  November  schickte  er  der  hunyader  Comitats- 
behörde  die  Botschaft,  daß  der  Adel  seinen  Vorrechten  entsage  und 
seine  Besitzungen  mit  den  Unterthanen  theile;  wenn  er  bis  14.  November 
keine  Antwort  erhalte,  werde  er  Deva  belagern.  Kurz  darauf  verstieg 
er  sich  im  Wahne  von  seiner  Wichtigkeit  und  Macht  so  hoch,  daß  er 
davon  träumte,  alle  Walachen  in  Siebenbürgen,  Ungarn,  der  Moldau  und 
Walachei  zu  vereinigen,  ein  unabhängiges  Rumänien  oder  Dazien  zu 
gründen  und  dessen  Fürst  zu  werden.  Er  bot  also  dem  gesammten 
Siebenbürger  Adel  unter  der  Bedingung  Frieden  an,  daß  derselbe  zum 
griechisch-unirten  Glauben  übertrete,  auf  seine  Vorrechte  verzichte,  seine 
Güter  mit  den  Walachen  theile  und  bis  zur  Wahl  eines  nationalen  Königs 
ihn  als  Oberkapitän  anerkenne.  Hierauf  ließ  er  sich  zuerst  zum  Ober- 
gespan von  Hunyad  und  bald  nachher  zum  König  von  Dazien  ausrufen, 
vertheilte  große  Strecken  der  Gespanschaften  Hunyad  und  Zarand,  deren 
Adel  geflohen  war,  unter  seine  Walachen,  plünderte  die  bisher  ver- 
schonten königlichen  Gebäude  und  Güter  und  bemächtigte  sich  der 
Bergwerkskasse  in  Körösbänya. 

Damals  ging  seine  geträumte  Größe  schon  zu  Ende.  Sobald  Joseph 
über  den  furchtbaren  Aufruhr  Bericht  erhalten  hatte,  traf  er  unverzüglich 
alle  Anstalten  zu  dessen  Unterdrückung.  Er  berief  Preuß  aus  Sieben- 
bürgen ab,  ernannte  den  Feldmarschalllieutenant  Fabri  zum  dortigen 
Commandirenden  und  trug  ihm  auf,  den  Aufruhr  mit  allem  Nachdruck, 
jedoch  mit  so  wenig  Blutvergießen  als  nur  möglich  zu  stillen,  den  zum 
Gehorsam  Zurückkehrenden  Verzeihung  anzukündigen,  auf  Hora's  Kopf 
aber  den  Preis  von  300  Dukaten  auszuschreiben.  Ferner  sandte  er  den 
Grafen  Anton  Jankovics  und  den  General  Papilla  als  Commissare  mit 
unbeschränkter  Vollmacht  hin  und  befahl  Bruckenthal,  dessen  unent- 
schlossenes und  saumseliges  Verfahren  er  rügte,  die  bewaffneten  Scharen 
des  Adels  sogleich  aufzulösen  und  ihnen  sein  allerhöchstes  Misfallen 
kundzumachen,  daß  sie  ohne  seine  Erlaubniß  die  Waffen  ergriffen  haben, 
die  Aburtheilung  der  Gefangenen  aber  bis  zur  Ankunft  der  Commissare 
aufzuschieben. 

Diese  Verordnungen  kamen  am  26.  November  in  Hermannstadt  an. 
Denselben  gemäß  wurde  die  Amnestie  sogleich  verkündigt  und  der 
griechisch-nichtunirte  Bischof  abermals  zu  den  Walachen  gesendet,  da- 
mit er  sie  zur  Annahme  derselben  und  Heimkehr  bewege.  Da  aber  nur 
wenige  seinen  Ermahnungen  gehorchten  und  das  Lager  verließen,  mußte 
man  zur  Gewalt  schreiten.  Nun,  als  die  Truppen  sich  in  Bewegung 
setzten  und  statt  der  früher  bewiesenen  Schonung  strengen  Ernst  zeig- 
ten, wurde  auch  das  Vertrauen  der  Zurückgebliebenen  und  zum  Kampfe 
Entschlossenen  zu  Hora  so  erschüttert,  daß  sie  ihn  sorgfältig  bewachten, 


522  Viertes  Buch.     Zweiter  Abschnitt. 

damit  er  nicht  entfliehe  oder  sie  verrathe.  Von  den  Seinen  mit  solchem 
Mistrauen  behandelt,  von  ihnen  verlassen,  vielleicht  ausgeliefert  zu 
werden,  befürchtend,  faßte  er  einen  Entschluß,  den  ihm  nur  die  Ver- 
zweiflung eingeben  konnte:  er  meldete  also  dem  Grafen  Sigmund 
Csäky,  Obergespan  von  Weißenburg,  der  trotz  des  Verbots  mit  einer 
adelichen  Schar  noch  bei  Klausenburg  stand,  daß  er  nicht  nur  mit  allen 
Edelleuten  Frieden,  sondern  auch,  wenn  sie  wider  den  Kaiser  auf- 
ständen, Bündniß  schließen  wolle  und  ihnen  die  Walachen  zuführen 
werde.  Die  Antwort  blieb  aus,  die  kaiserlichen  Truppen  nahten  auf 
allen  Seiten  und  der  Hunger  riß  im  walachiscben  Lager  ein:  da  rieth 
Hora  selbst  denen,  die  bei  ihm  ausgeharrt  hatten,  die  Amnestie  anzu- 
nehmen, solange  es  noch  Zeit  sei,  und  nach  Hause  zu  gehen,  ihn  aber, 
der  Begnadigung  nicht  zu  hoffen  habe,  fliehen  zu  lassen.  Alle  befolgten 
seinen  Rath  und  stellten  ihm  die  Flucht  frei,  nur  Kloska  und  Krizsän, 
die  ebenfalls  auf  Verzeihung  nicht  rechnen  konnten,  blieben  bei  ihm. 
Die  drei  Anstifter  des  Aufruhrs  und  der  verübten  Greuelthaten  ver- 
bargen sich,  bis  es  ihnen  gelingen  würde,  zu  fliehen,  aber  einige  Walachen 
entdeckten  ihr  Versteck  und  verriethen  sie  dem  Oberstlieutenant  Kray, 
der  sie  einfangen  ließ.  Hora  legte  beim  gerichtlichen  Verhör  kein  Ge- 
sländniß  ab,  sondern  verlangte  beharrlich,  vor  den  Kaiser  geführt  zu 
werden,  dem  er  wichtige  Dinge  zu  entdecken  habe.  Das  gewährten  ihm 
die  Richter  nicht,  sondern  sprachen  das  Todesurtheil  über  ihn  und  seine 
beiden  Unteranführer  aus,  welchem  zufolge  er  und  Kloska  am  25.  Februar 
17S5  von  den  Füßen  nach  oben  gerädert  wurden;  Krizsän  hatte  sich  im 
Kerker  erdrosselt.  In  dem  Aufruhr,  der  so  leicht  und,  einige  unbedeu- 
tende Gefechte  abgerechnet,  ohne  Schlacht  gestillt  wurde,  waren  von 
den  Rebellen  62  Dörfer  und  182  Edelhöfe  geplündert  und  verbrannt, 
bei  4000  Menschen  theils  gemordet,  theils  bei  Zusammenstößen  getödtet 
worden,  während  von  ihnen  kaum  1500  umkamen. 

Joseph  versprach  den  Edelleuten,  die  schwere  Verluste  erlitten  hat- 
ten, Entschädigung  nach  Möglichkeit,  und  ließ  mehrern  der  Bedürftigsten 
dieselbe  sogleich  in  Geld  auszahlen.  Dennoch  ward  er,  besonders  von 
dem  misvergnügten  Adel,  beschuldigt,  er  habe  die  bisher  geduldigen 
Walachen  durch  Begünstigung  zur  Widersetzlichkeit  ermuthigt,  als  sie 
aufstanden,  Bruckenthal  und  Preuß  angewiesen,  gegen  sie  mit  Schonung 
zu  verfahren,  dadurch  den  Aufruhr,  der  durch  kräftigere  Einschreitung 
des  Militärs  im  Keime  hätte  erstickt  werden  können,  absichtlich  genährt, 
damit  der  Adel  genöthigt  werde,  sich  alle  Neuerungen  schweigend  ge- 
fallen zu  lassen;  man  verdächtigte  ihn  sogar,  Hora,  der  sich  beharrlich 
auf  den  Kaiser  berief,  gewisse  Aufträge  gegeben  zu  haben.  Joseph  nahm 
wol  die  Walachen  gleich  andern  Unterthanen  gegen  Bedrückung  von 
Seiten  der  Grundherren  in  Schutz  und  wünschte,  sie  in  einen  menschen- 
würdigem Zustand  zu  versetzen,  aber  die  Beschuldigung,  den  Aufruhr  in 
der  Absicht,  den  Adel  zu  demüthigen,  geduldet  und  erst  dann,  als  der- 
selbe zu  gräßlich  wurde,  ernstliche  Anstalten  zu  dessen  Unterdrückung 
getroffen  zu  haben,  ist  ebenso  unverständig  als  ungerecht,  und  konnte 
nur  aus  gänzlicher  Verkennung  seiner  hohen  menschenfreundlichen  Ge- 
sinnung und  Gerechtigkeitöliebe  entspringen,  die  es  nicht  zuließ,  daß  er 
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niedrige,    heimtückische   Mittel   gebrauche,    die   Tausenden   Verderben 
bringen  mußten.  ^ 

Diese  Gesinnung  bewies  er  durch  die  Verbesserung  des  von  Maria 
Theresia  eingeführten  „Urbariums"  zu  Gunsten  der Unterthanen. 
Nicht  allein  dieWaiachen  in  Siebenbürgen  empörten  sich  wider  den  Adel, 
auch  in  Ungarn  lehnten  sich  die  Bauern  hin  und  wider  gegen  die  Be- 
drückungen auf,  die  sie  von  ihren  Grundherren  erlitten,  denn  ihnen,  die 
grüßtentheils  weit  mehr  unterrichtet  und  aufgeklärt  waren  als  jene,  war 
der  obgleich  mildere  Druck,  der  auf  ihnen  lastete,  unerträglich,  und  ihr 
Verlangen  nach  Befreiung  von  demselben  immer  lebhafter  geworden. 
Die  Einwohner  von  26  Dörfern  in  der  Gespanschaft  Kleinhont,  um  nur 
Einen  Fall  anzuführen,  wo  dies  geschah,  erhoben  sich  1785  gegen  die  1785 
Willkür,  mit  welcher  die  Grundherren  sie  zu  Fronen  trieben,  zogen 
nach  Rimaszombat  zu  ihrem  Stuhlrichter,  forderten  unter  Drohungen, 
daß  er  ihnen  Recht  widerfahren  lasse,  und  konnten  nur  durch  Ein- 
schreiten des  Militärs  und  das  Versprechen,  man  werde  ihre  Sache  dem 
Kaiser  zur  Entscheidung  vorlegen,  beruhigt  werden.  Der  furchtbare 
Aufstand  der  Walachen  und  die-  erwähnten  Auftritte  in  Ungarn  über- 
zeugten Joseph,  daß  er  nicht  länger  zögern  dürfe,  einen  Schritt  weiter 
zur  Auflösung  des  Feudalsystems  zu  thun  und  das  Verhältniß  zwischen 
den  Grundherren  und  deren  Unterthanen  nach  den  ewigen  Gesetzen  des 
Vernunft  rechts  zu  regeln,  insoweit  es  Zeit  und  Umstände  zu  erlauben 
schienen.  Schon  1782  hatte  er  in  Böhmen,  Mähren,  Galizien,  Krain  und 
Vorderösterreich  die  dort  noch  bestehende  Leibeigenschaft  durch  das 
Unterthanspateut  vom  15.  Januar  aufgehoben,  in  welchem  er  die  Grund- 
fcätzo,  die  ihn  dabei  leiteten,  und  die  er  später  auch  in  Ungarn  befolgte, 
klar  aussprach :  ..Da  wir  in  Erwägung  gezogen  haben",  heißt  es  in  dem- 
selben, „daß  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  die  Einführung 
einer  gemäßigten  Unterthänigkeit  nach  dem  Beispiele  unserer  öster- 
reichischen Erblande  (Oesterreich,  Steiermark  und  Kärnten)  auf  die 
Verbesserung  der  Landescultur  und  Industrie  den  nützlichsten  Einfluß 
habe,  auch  daß  Vernunft  und  Menschenliebe  für  diese  Aenderung  das 
Wort  sprechen,  so  haben  wir  uns  veranlaßt  gefunden,  von  nun  an  alle 
Leibeigenschaft  auch  in  unsern  slawischen  Ländern  aufzuheben  und  statt 
derselben  eine  gemäßigte  Unterthänigkeit  einzuführen."-  In  Ungarn 
und  dessen  Nebenländern  war  zwar  der  Bauer,  die  Zeit  von  1514 — 1556 
ausgenommen  ^,  nie  leibeigen  und  an  die  Scholle  gebunden  gewesen, 
denn  mehrmals  erneuerte  Gesetze  sicherten  ihm  die  Freizügigkeit  zu,  die 
er  ursprünglich  besessen  hatte;  aber  die  Grundherren  weltlichen  und 
geistlichen  Standes  drückten  ihn  in  dem  Maße,  in  welchem  sie  ihre  Vor- 
rechte mehrten,  in  einen  Zustand  hinab,  der  sich  von  der  Leibeigenschaft 
nur  wenig  unterschied.  Zur  Verbesserung  derselben  hatte  Maria  Theresia 
durch  das  1766  eingeführte  Urbarium  vieles  gethan,  indem  sie  den  Unter- 

'  Geissler,  VI,  124  fg.,  16.3,  222.  Species  facti  de  lanieiiij  per  geiitem 
V'alachorum  in  Cumit.  Hiinyad  et  Zarand  comiuissis  a  commissario  reg.  A. 
Jaiikovics  exhibita.  Collectio  ordinat.  Joseplii  11.  et  repraetent.  149  fg.  Kat. 
XL,  431.  —    ■  Jaegcr,  a.  a.  0.,  Ö.  170.  —    ^  Vgl.  111,  Ü05  u.  570. 
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thanen,  ihre  Freizügigkeit  erweiternd,  mehr  persönliche  Freiheit  verlieh 
und  durch  Aufzählung  der  Fronen  und  Abgaben,  welche  die  Grund- 
herren von  ihnen  fordern  dürfen,  sie  auch  gegen  willkürliche  Bedrückung 
schützte.  Allein  die  Vorschriften  des  Urbariums  wurden  von  den  Grund- 
herren vielfach  überschritten,  und  die  Bauern  fanden,  wenn  sie  bei  den 
von  und  aus  dem  Adel  gewählten  Coraitatsbehörden  deshalb  klagten, 
nur  selten  Gerechtigkeit.  Ihr  Zustand  war  daher,  trotz  des  Urbariums, 
nur  wenig  besser  und  ihre  Unzufriedenheit  desto  größer  geworden,  je 
mehr  sie  die  ihnen  freundliche  Gesinnung  des  Kaisers  kennen  lernten. 
1785  So  erließ  denn  Joseph  am  22.  August  1785  das  Decret,  welches  ein 
gerechteres  Verhältniß  zwischen  den  Grundherren  und  ünterthanen  fest- 
stellte und  also  lautete:  „Vom  Anbeginn  unserer  Regierung  haben  wir 
unsere  väterliche  Fürsorge  und  unsere  Bestrebungen  darauf  gei'ichtet, 
das  Glück  der  uns  untergebenen  Völker  ohne  Unterschied  der  Religion, 
der  Nationalität  und  des  Standes  zu  vermehren  und  dauerhaft  zu  be- 
gründen. Da  dieser  Endzweck  mit  dem  meisten  Erfolg  durch  Verbes- 
serung des  Ackerbaues  und  Hebung  der  Industrie  erreicht  wird,  diese 
aber  nur  dann  sich  heben  können,  wenn  die  persönliche  Freiheit,  welche 
vermöge  natürlicher  und  bürgerlicher  Gesetze  jedem  Menschen  gebührt, 
auch  auf  dieUnterthanen  ausgedehnt,  und  das  Eigenthumsrecht,  insoweit 
es  den  Unterthanen  zukommt,  sichergestellt  wird,  verordnen  wir  hier- 
mit: Die  Unterthänigkeit,  inwiefern  die  Einwohner  vordem  auf  immer 
an  den  Boden  gebunden  waren,  heben  wir  für  die  Zukunft  gänzlich  auf 
und  wollen  nicht,  daß  der  Name  Unterthan  in  jenem  Sinne  noch  weiter 
gebraucht  werde.  Demzufolge  gestatten  wir  allen  Landesbewohnern, 
welches  Glaubens  und  welcher  Nationalität  sie  sein  mögen,  die  Frei- 
zügigkeit und  befehlen,  daß  diese  ihnen  überall  gewährt  werde,  denn 
dies  fordern  das  Naturrecht  und  das  Gemeinwohl.  Hieraus  folgt:  1)  Alle 
Freikaufsprocesse  werden  sogleich  eingestellt.  2)  Jeder  Bauer  darf  ohne 
Bewilligung  seines  Grundherrn  frei  und  nach  eigenem  Belieben  heirathen, 
sich  für  die  wissenschaftliche  oder  eine  andere  Lebensbahn  bestimmen, 
ein  Handwerk  oder  eine  Kunst  lernen  und  überall  betreiben.  3)  Kein 
Glied  der  Bauerfamilie  darf  zu  herrschaftlichen  Ilofdiensten  gezwungen 
werden,  sondern  jedem  wird  es  freigestellt,  nach  eigenem  Belieben  in 
einen  solchen  Dienst  zu  treten  und  darüber  mit  seinem  Grundherrn  einen 
Vertrag  einzugehen.  4)  Jedem  Einwohner  steht  es  frei,  sein  sämmt- 
liches  bewegliches  und  erworbenes  Vermögen,  desgleichen  die  Nutz- 
nießung seiner  Felder,  Weingärten  und  Mühlen  nach  Belieben  zu  ver- 
schenken, zu  verkaufen,  auf  seine  Kinder,  Verwandten  oder  wen  immer 
zu  vererben,  jedoch  so,  daß  das  Eigenthumsrecht  der  Grundherren  in 
Bestand  bleibe,  und  alle  auf  dem  Boden  liegenden  Lasten,  inwieweit 
diese  von  den  Grundherren  nicht  abgeschafft  wurden,  auf  die  Nachfolger 
übergehen  sollen.  5)  Damit  das  Besitzthum  der  Unterthanen  gesichert 
werde,  verordnen  wir,  daß  weder  sie  noch  ihre  Nachfolger  ohne  hin- 
reichende gesetzliche  Ursache  und  Untersuchung  derComitatsbehördevon 
ihrem  Grunde  vertrieben,  auch  nicht  gegen  ihren  Willen  von  dem  in  der 
einen  Gespanschaft  gelegenen  Gute  ihres  Herrn  auf  das  in  einer  andern 
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liegende  versetzt  werden  dürfen.  G)  Im  übrigen  sollen  sich  die  Unter- 
thanen  an  die  schon  bestehenden  Verordnungen  halten,  und  wenn  sie 
bedrückt  würden,  Hülfe  beim  Comitatsfiscal  suchen,  der  es  für  seine 
Pflicht  halten  wird,  sie  zu  vertheidigen  und  die  gesetzliche  Abstellung 
ihrer  Beschwerden  zu  erwirken." 

Das  Decret  ist  eine  verbesserte  Ausgabe  des  von  Maria  Theresia 
eingeführten  Urbariums;  es  bekräftigt  das,  was  dieses  den  herrschaft- 
lichen Unterthanen  gewährte,  durch  genauere  Bestimmung,  und  verleiht 
ihnen  überdies  bisher  entbehrte  Rechte,  namentlich  Punkt  4;  sichert 
aber  deren  persönliche  Freiheit  und  ihr  Besitzthum  wie  das  frühere  Ur- 
barium  nicht  hinlänglich,  indem  es  als  deren  ersten  Richter  den  Grund- 
herrn, als  zweiten  die  aus  Edelleuten  bestehende  Comitatsbehürde  und 
als  Vertheidiger  den  Comitatsfiscal,  auch  einen  Edelmann  und  vom  Adel 
Gewählten,  bleiben  läßt.  Und  wie  können  Landescultur,  Industrie  und 
allgemeine  Wohlfahrt  sich  heben,  wenn  ein  kleiner  Theil  des  Volks  un- 
mittelbarer oder  mittelbarer  Eigenthümer  des  ganzen  Landes  ist,  und 
vom  Staat  alle  Vortheile  genießt,  ohne  dessen  Lasten  zu  tragen,  dagegen 
die  Masse  des  Volks  nur  Nutznießerin  eines  oft  sehr  kleinen  Grundes 
ist,  alle  Staatskosten  trägt  und  von  den  wichtigsten  Vortheilen  ausge- 
schlossen wird,  wenn  sie  außerdem  den  Grundherren  fronen,  ihnen  Ab- 
gaben und  den  Neunten,  dem  Klerus  den  Zehnten  entrichten  muß?  Das 
alles  sah  Joseph  gewiß  ein,  und  er,  der  nichts  halb  zu  thun  pflegte, 
würde  die  Unterthanen  zu  freien  Grundbesitzern  gemacht  haben,  wenn 
es  möglich  gewesen  wäre.  Den  Grundherren  durfte  er  ihre  Rechte  nicht 
mit  Gewalt  ohne  Entschädigung  nehmen,  die  Unterthanen  aber  waren 
zu  arm,  als  daß  sie  die  grundherrlichen  Rechte  hätten  ablösen  können. 
Er  führte  also  wenigstens  „eine  gemäßigte  Unterthänigkeit"  ein,  ver- 
besserte dadurch  ihr  Los  um  vieles  und  ward  der  Wohlthätcr  von 
Millionen.  Zugleich  förderte  er  die  Ablösung  der  grundherrlichen  Lasten 
auf  den  Kameralherrschaften  in  jeder  Weise. 

Der  österreichisch -böhmische  Kanzler,  Graf  Chotek,  legte  seine 
Stelle  nieder,  um  das  Unterthanspatent  von  1782  nicht  unterschreiben 
zu  müssen,  „welches  dem  Adel  so  viel  Unrecht  zufügt",  wie  er  dem 
Kaiser  schrieb.  Darf  man  sich  wundern,  daß  der  ungarische  Adel,  der 
noch  weit  weniger  als  der  böhmische,  historischen  Rechten  zu  entsagen, 
schon  gelernt  hatte,  die  eigenmächtige  Verordnung  Joseph's  mit  bitterm 
Unwillen  aufnahm,  daß  Grundherren  ihren  Unterthanen  das  versagten, 
was  dieselbe  ihnen  gewährte,  und  manche  aus  Trotz  diese  härter  als 
vordem  behandelten?  Die  Bauern  führten  darüber  Klage  beim  Kaiser, 
vor  dem  im  Juli  178G  aus  Slawonien  CO  Bauern  auf  einmal  erschienen. 
Sie  lehnten  sich  aber  auch  an  manchen  Orten  wider  ihre  Grundherren 
auf,  theils  wegen  Bedrückung,  theils  weil  sie  das  neue  Urbarium  misver- 
standen  und  den  Grundherren  weder  Fronen  leisten  noch  Abgaben 
entrichten  wollten,  und  wanderten  haufenweise  von  mancher  Herrschaft 
aus.  Die  Ruhe  konnte  nur  durch  Militär  wiederhergestellt  werden. 
Das  gab  Joseph  Veranlassung  zu  mehrern  Verordnungen,  in  welchen  er 
die  Art,  wie  die  Unterthanen  von  der  Freizügigkeit  Gebrauch  zu  machen 
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haben  und  anderes,  das  misvorstanden  wurde,  erklärte  und  genauer 
bestimmte.  ^ 

Joseph,  der  für  das  Wohl  der  untern  Volksklassen  eifrig  sorgte, 
nahm  sich  auch  der  am  meisten  verwilderten  und  am  tiefsten  verachteten, 
der  Zigeuner,  an,  die  1417  nach  Siebenbürgen  und  Ungarn  gekommen 
waren  (vgl.  II,  .366).  Diese  hielten  sich  zwar  in  Ungarn  meistens  in 
Städten  und  Dörfern  auf,  wo  sie  sich  gewöhnlich  mit  Musik  und  Schmiede- 
arbeiten beschäftigten,  jedoch  auch,  den  Müssiggang  liebend,  bettelten 
und  stahlen.  In  Siebenbürgen  dagegen  zogen  sie  größtentheils  noch 
immer,  zwanzig  und  mehr  zu  einer  Horde  vereinigt,  umher,  als  Pfannen- 
flicker,  Siegelstecher,  Wahrsager  Gelegenheit  zum  Stehlen  und  Rauben 
suchend.  Alle  Versuche,  sie  an  feste  Wohnsitze  zu  gewöhnen  und  zu 
civilisiren,  waren  an  der  Hartnäckigkeit  gescheitert,  mit  der  sie  an  ihrem 
Wanderleben  hingen.  Joseph  glaubte,  das  werde  am  besten  gelingen, 
wenn  man  sie  zum  Ackerbau  anhielte,  gab  ihnen  den  Namen  Neubauern 
oder  Neumagyaren,  wies  ihnen  Grundstücke  an,  die  sie  bewohnen  und 
bauen  sollten,  ließ  den  Heranwachsenden  Unterricht  auf  öffentliche 
Kosten  geben,  auch  Kinder  ihren  Aeltern  abnehmen,  damit  sie  in  Bauern- 
familien erzogen  würden.  Es  gelang  aber  nur  einen  Theil  der  Land- 
streicher dem  Schmuz  und  der  Verwilderung  zu  entreißen,  sie  an  feste 
Wohnplätze  zu  fesseln  und  zu  nützlichem  Landesbewohnern  zu  machen; 
die  andern  schlachteten  oder  verkauften  das  Vieh,  welches  ihnen  zum 
Betrieb  des  Ackerbaues  geliehen  worden,  verließen  ihre  Wohnorte  und 
kehrten  zu  ihrem  Wanderleben  zurück,  welches  viele  auch  jetzt  noch 
trotz  aller  Verbote  und  polizeilichen  Maßregeln  fortführen. 

Eintheilung  des  Reichs  in  Kreise  und  Aufhebung  der 
Comitats Verfassung.  Die  Gespanschaften  hatten  als  ausschließlich 
adeliche  Municipien  theils  ursprünglich  besessene,  theils  mit  der  Zeit  er- 
langte sehr  ausgedehnte  Rechte.  Der  Adel  derselben  wählte,  mit  Aus- 
nahme des  vom  König  ernannten  Obergespans,  die  Vicegespane,  auf 
welche  die  meisten  Befugnisse  und  Geschäfte  des  erstem  übergegangen 
waren,  und  die  andern  Beamten.  Die  Comitatsversamralungen  (Congre- 
gationen),  entweder  kleinere,  an  denen  unter  dem  Vorsitze  des  ersten 
Vicegespans  nur  die  Beamten  und  eigens  dazu  Berufene  theilnahmen, 
oder  Generalcongregationen,  bei  denen  entweder  der  Ober-  oder  der 
erste  Vicegespan  den  Vorsitz  führte,  und  jeder  Edelmann  zu  erscheinen 
und  zu  stimmen  berechtigt  war,  faßten  über  die  Verwaltung  der  po- 
litischen und  finanziellen  Angelegenheiten,  desgleichen  über  die  Voll- 
ziehung der  Gesetze  und  höhern  Verordnungen  Beschlüsse,  die  den 
Beamten  zur  Richtschnur  dienten,  und  machten,  wenn  die  Gesetze  nicht 
auszureichen  schienen,  Statute,  die  jedoch  den  Gesetzen  nicht  zuwider- 
laufen durften;  sie  wählten  ferner  und  versahen  mit  bindenden  In- 
structionen die  Reichstagsabgeordneten.  Die  Rechtspflege  versahen 
gewöhnlich  in  gewissen  Fällen  der  zweite  Vicegespan,  die  Stuhlrichter  und 

'  Geissler,  VI,  84,  198;  XI,  100.  Katona,  XL,  467,  511.  Keresztury, 
Ordo  judiciariiis  pro  omnibus  tribunalibiis  et  foris  Jiidiciaiiis  Regiii  Hiing. 
(Wien    178r>),    T,  320;    TI,  r.5,  83. 
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Geschworenen  als  Einzelricbter,  in  andern  die  Gerichte,  welche  den  erst- 
genannten zum  Präsidenten  und  sowol  ordentliche  als  außerordentliche 
Beisitzer  (Assessoren,  täblabirak)  hatten  und  vierteljährig  ihre  Sitzungen 
(Sedrien)  hielten.  Die  Gespanschaften  waren  endlich  berechtigt,  gegen 
Verordnungen  der  Regierungsbehörden  und  des  Königs,  die  als  gesetz- 
widrig angesehen  wurden,  Vorstellungen  zu  erheben  (zu  repräsentiren); 
sie  durften  dieselben  „mit  Ehrerbietung  beiseitelegen",  sogar  ihren 
Beamten  deren  Vollziehung  verbieten.  Solange  die  Gespanschaften, 
diese  Grundlagen  und  Stützen  der  Constitution  und  wichtigsten  Factoren 
des  Staatslebens,  mit  ihrer  autonomen  Verfassung,  ihren  ausgedehnten 
und  vielseitigen  Befugnissen  bestanden,  hielt  Joseph  das  Ziel  für  uner- 
reichbar, welches  er  sich  gesteckt  hatte,  Reform  der  feudalen  Constitu- 
tion, unumschränkte  Gewalt  des  Monarchen  und  zuletzt  Einverleibung 
Ungarns  in  den  Einheitsstaat.  Er  machte  also  einen  weitern  Schritt 
nach  diesem  Ziele  mit  einer  derartigen  Umgestaltung  der  Gespan- 
schaften, daß  von  ihnen  nicht  viel  mehr  übrig  blieb  als  der  Name. 

Das  Decret  vom  18.  ^März  1785  enthob  die  Obergespane  von  der  1785 
Leitung  der  Gespanschaften,  nahm  ihnen  zugleich  den  Gehalt,  den  sie 
aus  der  Comitatskasse  bezogen,  und  ließ  ihnen  nur  den  Titel  nebst  dem 
Sitz  an  der  obern  Tafel  des  Reichstags.  Dasselbe  theilte  ferner  Ungarn 
sammt  Kroatien  und  Slawonien  in  zehn  Kreise,  deren  jedem  einige  Ge- 
spanschaften zugewiesen  wurden.  ^  Die  Kreise  waren  folgende:  der 
Raaber  mit  den  Gespanschaften  Oedenburg,  "VVieselburg,  Eisenburg, 
Raab,  Komorn,  Gran  und  Veszprem;  der  Pester  mit  den  Gespanschaften 
der  vereinigten  Pest,  Pills  und  Zsolt,  Weißeuburg,  Neograd,  Heves, 
Borsod  und  dem  Districte  Kleinkumanien;  der  Neitraer  mit  den  Ge- 
spanschaften Trecseny,  Neitra,  Preßburg  und  Bars;  der  Neusohler  mit 
den  Gespanschaften  Sohl,  Turocz,  Liptau,  Arva,  Gömör  und  Hont;  der 
Kaschauer  mit  den  Gespanschaften  Abauj,  Torna,  Zemplen,  Säros  und 
Zips;  der  Munkäcser  mit  den  Gespanschaften  Ung,  Bereg,  Marmaros, 
Ugocsa  und  Szatmär;  der  Großwardeiner  mit  den  Gespanschaften  Bihar, 
Szabolcs,  Bekes,  Arad,  Csongrad,  Csanäd  und  den  Districten  Groß- 
kumanien  und  der  Haiduken;  der  Temeser  mit  den  Gespanschaflen 
Krassö,  Temes,  Torontäl  und  Bäcs;  der  Fünfkirchener  mit  den  Gespan- 
schaften Baranya,  Tolna,  Somogy,  Sirmien  und  Verocze;  der  Agramer 
mit  den  Gespanschaften  Szala,  Pozsega,  Agram,  Warasdin,  Kreuz  und 
Szön'-ny.  Jedem  Kreise  setzte  Joseph  einen  Oberbeamten  vor,  den  er, 
insoweit  derselbe  die  Obliegenheiten  des  Obergespans  versah,  amtirendeu 

*  Die  Eintheilung  Ungarns  in  die  vier  Kreise  diesseit  und  jenscit  der 
Donau,  diesseit  und  jenseit  der  Theiß,  war  und  ist  noch  eine  geographische, 
nicht  politische.  Nur  am  Reichstage  beriethen  bis  1848  die  Stände  der  Un- 
tern Tafel,  nach  den  vier  Kreisen  geschieden,  vorläutig  in  sogenannten  Kreis- 
oder Circularsitzungen  die  Gegenstände,  über  welche  sie,  in  den  Reichstags- 
sitzungen vereinigt,  Beschlüsse  faßten,  die  durch  die  Zustimmung  der  Übern 
Tafel  und  die  Bestätigung  des  Königs  Gesetze  wurden.  Die  Abgeordneten 
Kroatiens  und  Slawoniens  pflogen  als  fünfter  Kreis  ebenfalls  dergleichen  Be- 
rathungen.  Auch  hatte  jeder  Kreis  seine  DistrictualtatVl  als  Gericht  erster 
Ill^tünz  für  gewisse  Gattungen   von   Processen. 
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Obergespan,  insoweit  er  andere  Angelegenheiten  besorgte,  königlichen 
Coramissar  genannt  wissen  wollte,  und  dem  er  die  Würde  eines  Geheimen 
Raths  nebst  dem  jährlichen  Gehalte  von  6000  Gulden  verlieh.  Die 
Leitung  der  Gespanschaften  blieb  den  Vicegespanen  überlassen.  Den 
Geschäftskreis,  der  den  Coramissaren  und  Vicegespanen  angewiesen 
wurde,  lehrt  eine  spätere  Verordnung  kennen. 

Ein  Statthalterei-Intimat  vom  2.  April  kündigte  den  Amtsantritt  der 
Commissare  am  1.  Juni  und  die  Abschaffung  der  mit  deren  Verantwort- 
lichkeit unverträglichen  Comitatscongregationen  an.  „Da  nach  dem 
Zeugnisse  der  Erfahrung",  heißt  es  in  demselben,  „die  Generalcongre- 
gationen  der  Gespanschaften  ihrem  Zwecke  nicht  entsprechen,  sondern 
nur  zur  Verzögerung  der  Angelegenheiten  und  falschen  Deutung  der 
höhern  Verordnungen  Gelegenheit  geben,  soll  von  nun  an  in  jeder  Ge- 
spanschaft jährlich  nur  Eine  Generalcongregation  gehalten  werden,  und 
Gegenstände  ihrer  Berathung  werden  die  Prüfung  der  Kassenrech- 
nungen, Bestätigung  der  Protokolle  der  kleinen  Congregationen  und 
dergleichen  sein.  Außer  derselben  darf  eine  Generalcongregation  nur 
mit  besonderer  Erlaubniß  Sr.  Majestät  und  in  dem  Falle  gebalten  wer- 
den, wenn  Abgeordnete  zum  Reichstage  zu  wählen  und  ihnen  Instruc- 
tionen zu  geben  sind,  oder  wenn  den  Ständen  ein  Gutachten  über  Aen- 
derung  der  Gesetzgebung  und  über  Gegenstände,  die  durch  die  Gesetze 
nicht  hinlänglich  bestimmt  sind,  abverlangt  wird.  Die  Congregationen 
sollen  dadurch  ersetzt  werden,  daß  einige  Beamte  verpflichtet  seien,  sich 
fortwährend  an  dem  Orte  aufzuhalten,  welcher  der  Sitz  der  Behörde  ist, 
damit  sie,  gleichsam  eine  beständige  kleine  Congregation  bildend,  die 
vorkommenden  Sachen  ohne  Verzug  erledigen." 

Obgleich  Joseph  im  Decret  vom  18.  März  ausdrücklich  sagte:  „Wir 
gebieten,  daß  gegen  diese  unsere  höchste  Anordnung  von  selten  der  Ge- 
spanschaften keine  Vorstellungen  gemacht  werden",  ließen  sich  die  Co- 
mitatsversaramlungen,  die  eilig  einberufen  wurden,  solange  dies  noch 
gestattet  war,  ihr  altes,  lange  geübtes  Recht  durch  ein  willkürliches 
Verbot  um  so  weniger  nehmen,  je  gewaltiger  die  angeordnete  Umgestal- 
tung der  Gespanschaften  die  Rechte  des  Adels  und  die  Constitution  des 
Reichs  untergrub.  Aber  eingeschüchtert  durch  die  Zwangsmittel,  welche 
zur  Durchführung  der  Conscription  angewendet  worden  waren,  führten 
sie  diesmal  in  ihren  Zuschriften  an  den  Kaiser  mittels  der  Statthalterei 
eine  weit  gemäßigtere  Sprache  als  in  den  frühern.  „Wir  erkennen",  in 
diesem  Sinne  schrieben  die  meisten  Gespanschaften,  „die  edeln  Absichten 
Sr.  Majestät  dankbar  an,  können  aber  nicht  verschweigen,  daß  wir  durch 
die  Neuerungen,  die  ohne  Zuziehung  und  Mitwirkung  der  Reichsstände 
vorgenommen  werden,  die  Freiheit  des  Vaterlandes  und  die  Rechte  des 
Adels  angegriffen  und  gefährdet  sehen.  Wir  sind  längst  nicht  mehr  so 
verblendet,  daß  wir  das  Gute  und  Schlechte  nicht  zu  unterscheiden 
wüßten;  wir  begreifen,  was  die  von  Sr.  Majestät  vorgenommenen  Neue- 
rungen bezwecken,  sind  aber  auch  fähig,  jene  Verbesserungen  selbst  vor- 
zunehmen, die  von  den  Zeitverhältnissen  geboten  werden.  Wir  bitten 
daher,  Se.  Majestät  möge,  dem  Grundsatze  der  Constitution  getreu,  daß 
der  König  nur  im  Einverständniß  mit  den  Ständen   die  Einrichtungen 
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und  die  Verfassung  des  Staats  ändern  dürfe,  die  Umgestaltung  der  Co- 
initate  und  andere  Neuerungen  bis  zum  Reichstage  aufschieben,  auch  uns 
vor  den  liöniglichen  Commissaren  bewahren,  die  noch  jedesmal  Unheil 
stifteten,  und  die  wir  auch  jetzt  als  Vorboten  noch  anderer  und  schmerz- 
licherer Rechtsverletzungen  ansehen." 

Joseph  war  zu  autokratisch  gesinnt  und  wider  jede  Art  von  Ständen, 
Volksvertretung  und  Selbstverwaltung  zu  eingenommen,  auch  von  der 
Richtigkeit  seiner  Ansichten  über  Staatsverwaltung  und  der  Zweck- 
mäßigkeit seiner  Reformen  zu  überzeugt,  als  daß  diese  Zuschriften  bei  ihm 
hätten  Beachtung  finden  können.  Und  da  auch  die  Gutachten  über  die 
Comitatsreform.  welche  die  Hofkanzlei  und  Statthalterei  auf  sein  Ver- 
langen abgegeben  hatten,  seinen  Ansichten  nicht  entsprachen,  entwickelte 
er  in  einem  Rescript  au  die  erstere  den  Plan,  nach  welchem  er  die  Ge- 
spanschaften umgestalten  wolle,  und  deutete  zugleich  die  Aenderungen 
an,  die  er  mit  den  Justizbehörden  vorzunehmen  beabsichtige. 

„Um  entscheiden  zu  können,  welche  Einrichtung  der  Comitate  und 
welche  Art  der  Geschäftsführung  in  denselben  zweckmäßig  seien",  sagte 
er,  „muß  man  vor  allem  andern  reiflich  und  ohne  Parteilichkeit  unter- 
suchen, was  das  Comitat  eigentlich  sei,  und  worin  die  Obliegenheiten  des 

zur  Leitung  desselben  bestimmten  Vicegespans  bestehen Die  Kanzlei 

und  Statthalterei  scheinen  jedoch  dieses  nicht  unparteiisch  erwogen  zu 
haben.  Das  Comitat  ist  ein  kleiner  Theil  des  Landes;  ich  nenne  es 
klein,  nicht  darum,  als  wäre  es  wirklich  klein,  sondern  weil  das  Land 
beiläufig  in  55  solche  Theile  zerfällt.  Diese  Theile  müssen  daher  über- 
haupt vom  Ganzen  Richtung  erhalten.  Wie  ungeheuerlich  wäre  die 
Verfassung,  und  das  war  sie  bisher  wirklich,  wenn  alle  diese  Theile  als 
besondere  Provinzen  betrachtet  würden,  und  man  über  Verordnungen, 
welche  von  der  allgemeinen  Regierung  erflossen  sind,  nachdem  sie  ihnen 
überschickt  worden,  noch  ihre  Gutachten,  Vorstellungen,  Verwahrungen 
oder  Bedingungen  duldete.  Daß  dieser  Unsinn  bisher  fortbestand,  ist 
aus  zwei  Ursachen  erklärlich.  Die  eine  ist  die  aus  der  Vorzeit  her- 
rührende, durch  innere  und  äußere  Kriege  zufällig  gestaltete  Eintheilung 
selbst,  in  welche  man,  ohne  zu  wissen  warum,  die  Vortrefflichkeit  der 
Verfassung  zu  setzen  scheint.  Die  zweite,  daß  die  Könige  diese  Viel- 
theilung  selbst  beförderten,  entweder  weil  sie  auf  Privatwegen,  durch 
verschiedene  Mittel  und  durch  Höflinge  auf  die  Meinungen  und  Be- 
schlüsse der  Comitate  Einfluß  üben  wollten,  um  augenblickliche  Vor- 
theile  und  manche  Bewilligungen,  am  Reichstage  aber  für  ihre  Anträge 
mehr  Stimmen  zu  gewinnen;  oder  weil  sie  durch  die  Scheidung  in  viele 
Theile  und  durch  die  aus  derselben  entspringende  Verschiedenheit  der 
Meinungen  die  Befestigung  ihres  Thrones,  Erweiterung  ihrer  Macht  und 
Vermehrung  ihrer  Einkünfte  bezweckten.  —  Jedermann  und  besonders 
die  Kanzlei  kann  begreifen,  denn  ich  habe  es  selbst  hinlänglich  bewiesen, 
daß  ich  dergleichen  elende  Endzwecke  und  Mittel  nicht  als  die  meinigen 
anerkenne.  Ich  bedarf  außer  geistiger  Ruhe  und  Freude  nichts  anderes 
zu  meiner  Sicherheit,  denn  vor  mir  steht  als  allgemeines  Ziel  nur  das 
gemeine  Beste." 

ießler.    V.  34 
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„Hieraus  folgt,  daß  alles  das,  was  mit  den  Worten  «Nos  universitas» 
(wir  die  Gesammtheit)  beginnt,  und  sich  auf  dieselben  voran-  oder  nach- 
stehend bezieht,  von  nun  an  bei  den  Gespanschaften  aufhören  muß.  In 
der  Mehrzahl  besteht  nur  «Nos  Status  Regni  Hungariae»  (Wir  die  Stände 
des  Königreichs  Ungarn).  Diese  mit  ihrem  Könige  am  Reichstage  ver- 
sammelt, dürfen  sagen:  wir  beschließen,  verordnen  u.  s.  w.  Die  Gespan- 
schaften aber  sind  Einheitszahlen,  die  jener  Mehrzahl  zu  gehorchen  ver- 
pflichtet sind.  Auch  dürfen  die  Gespanschaften  nur  in  dem  einzigen 
Falle,  wenn  sie  für  den  Reichstag  Abgeordnete  wählen,  außerordentliche 
Congregationen  halten.  Der  Vicegespan  ist  nichts  weiter  als  ein  vom 
König  im  Comitat  eingesetzter  Beamter,  dessen  Pflicht  es  ist,  jeden  Be- 
richt pünktlich  zu  erstatten  und  jeden  Befehl  gehörig  zu  vollziehen. 
Man  muß  ihm  daher  alles  das  geben,  was  dieses  blos  vollziehende  Amt 
erfordert,  und  dagegen  ihm  nichts  beilegen,  was  ihn  in  demselben  hin- 
derte und  ihm  das  Ansehen  einer  Regierungsbehörde  verliehe,  ansonsten 
wäre  er  abermals  nur  mit  Förmlichkeiten  und  Schreibereien  beschäftigt 
und  genöthigt,  die  Verantwortlichkeit  mit  den  Tafelbeisitzern  zu  theilen, 
wie  dies  bei  den  höchsten  Regierungsstellen  maschinenmäßige  Gewohn- 
heit ist.  Bei  seiner  Amtsführung  habe  er  nur  solche  Gehülfen,  die  ihm 
das,  was  in  den  einzelnen  Theilen  des  Conütats  geschieht,  berichten,  die 
örtlichen  Untersuchungen  vornehmen,  die  Verordnungen  veröffentlichen 
und  über  deren  Vollziehung  wachen,  den  Unterthan  gegen  Bedrückung 
schützen,  dem  Militär  hülfreiche  Hand  reichen,  auf  die  Erhebung  der 
Steuern  Acht  haben,  die  öffentliche  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung  auf- 
recht halten.  —  Diese  untergeordneten  Beamten  mögen  den  Titel  Com- 
missare,  Stuhlrichter  oder  welchen  immer  führen;  der  Name  ist  gleich- 
gültig, nur  das  Wesen  der  Sache  bleibe.  Den  ältesten  oder  geschick- 
testen Stuhlrichter  halte  der  Vicegespan  an  seiner  Seite,  damit  dieser 
während  seiner  Krankheit  oder  seiner  Reisen,  die  er  in  seiner  Gespan- 
schaft oft  wird  iTiachen  müssen,  oder  aus  welcher  Ursache  immer  vor- 
fallenden Abwesenheit  seine  Stelle  vertrete.  Außerdem  bedarf  er  neben 
sich  noch  einige  Schreiber,  die  seine  Correspondenz  und  sein  Tagebuch 
führen.  Seine  Kanzleiarbeit  hat  indessen  blos  aus  dem  Tagebuch  zu  be- 
stehen, in  welches  das  Datum  jeder  empfangenen  Verordnung  und  ein- 
gereichten Klage  von  Tag  zu  Tag  pünktlich  einzutragen  ist.  Auf  der 
gegenüberstehenden  Seite  hat  er  den  Tag,  an  welchem  die  Verordnung 
publicirt  und  in  der  Klagsache  verfahren  wurde  —  worüber  ihn  der 
Stuhlrichter  in  Kenntniß  zu  setzen  verpflichtet  ist  — ,  vorzumerken. 
Diejenigen  Berichte,  Nachrichten  und  Vorlagen  anbelangend,  welche  er 
an  die  Statthalterei  einsendet,  behalte  er  nur  den  Entwurf  zurück,  von 
dem  er  am  Tage  der  Einsendung  einen  Auszug  in  das  Tagebuch  ein- 
zutragen hat.  Berathungen  mit  Tafelbeisitzern  und  Protokollführung 
würden  für  ihn  nur  zeittödtende  Dinge  sein.  Hiermit  wären  meine  hierauf 
bezüglichen  Ansichten  hinreichend  entwickelt.  Aber  ich  will  noch  das 
Verhältniß,  welches  zwischen  dem  Vicegespan  des  Comitats  und  dem 
königlichen  Cpmmissar  stattfinden  soll,  ausführlicher  angeben." 

„Die  Commissare  habe  ich  zu  Männern  bestimmt,  die  meine  Grund- 
ßütze  und  Absichten  kennen,  sie  verständlich  zu  machen,  zu  verbreiten 
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und  zu  verwirklichen  verpflichtet  sind.  Sie  werden  daher  ein  Mittelglied 
zwischen  den  Comitaten  und  der  Stutthalterei  so  lange  bilden,  bis  die 
Vorurtheile  ausgerottet,  die  Erkenntniß  des  Guten  weiter  verbreitet  und 
alle  Zweige  der  Verwaltung,  die  politischen,  Kameral-,  Steuer-  und 
Handelssachen,  miteinander  in  engere  Verbindung  gebracht  sein  werden. 
Dann  wird  ihr  Amt  entbehrlich  sein,  was  sich  übrigens  erst  von  den 
künftigen  Generationen  hoffen  läßt." 

„Aus  diesem  Berufe  der  Commissare  folgt  natürlich,  daß  sie  sich 
keine  solchen  Kanzleien  einrichten  dürfen,  in  denen  außer  Eintragungen 
und  Uebersichton  nichts  anderes  geschieht.  Zwischen  der  Statthalterei 
und  dem  Comitate  muß  jede  Angelegenheit  im  ordentlichen  Gange 
bleiben,  als  wenn  gar  kein  königlicher  Commissar  im  Lande  wäre.  Da- 
gegen darf  zwischen  der  Kanzlei  und  der  Gepanschaft  keine  directe  und 
unmittelbare  Correspondenz  stattfinden,  so  geheime  und  dringende  Fälle 
ausgenommen,  in  denen  die  Angelegenheit  durch  Entdeckung  oder  Ver- 
zögerung gefährdet  würde,  was  jedoch  nur  selten  vorkommen  kann.  Die 
Befugniß  des  königlichen  Commissars  erstreckt  sich  demnach  nur  darauf, 
daß  er  Ton  dem  ihm  untergeordneten  Vicegespan  alle  die  Tagebücher 
und  Aufsätze,  die  er  nöthig  hat,  verlangen  darf.  Seine  Obliegenheit  ist 
es,  gegen  die  Comitatsbeamten  erhobene  Klagen  anzuhören  und  zu  ent- 
scheiden, die  Kläger  aufzuklären,  die  Angeklagten  in  Untersuchung  zu 
ziehen  und  jeden  Misbrauch  abzustellen.  Er  ist  nicht  gehalten,  regel- 
mäßige Berichte  zu  erstatten,  außer  wenn  er  bei  der  Statthalterei  etwas 
Nützliches  zu  beantragen  vermag  oder  Aenderungen  in  den  Verord- 
nungen und  dem  Amtspersonal  nöthig  findet;  das  letztere  ist  er  jedoch 
erst  nach  der  Vollziehung  zu  berichten  verpflichtet." 

„Mit  der  Kanzlei  unmittelbar  darf  er  nur  dann  correspondiren,  wenn 
es  nöthig  ist,  irgendeine  Verordnung,  welche  von  der  Statthalterei  nicht 
herausgegeben  werden  kann,  aus  Rücksicht  auf  das  öffentliche  Wohl 
schnell  zu  erwirken,  oder  wenn  der  Präsident  der  Kanzlei  von  ihm  einen 
Bericht  verlangt.  Wohl  bedacht  sage  ich  «der  Präsident«,  denn  die 
oberste  Regierungsbehörde  selbst  darf  nur  mit  der  Statthalterei  und  die 
Statthalterei  mit  den  Comitaten  unmittelbar  correspondiren;  die  Prä- 
sidenten der  Kanzlei  aber  sind  verpflichtet,  vom  Eifer  für  das  gemeine 
Beste  beseelt,  um  die  Schwierigkeiten  und  Hindernisse,  welche  der  Voll- 
ziehung der  auf  dasselbe  bezüglichen  Verordnungen  entgegenstehen,  zu 
beseitigen,  auch  eine  Privatcorrespondenz  mit  den  Commissaren  zu 
unterhalten,  wobei  sie  sich  über  die  einzelnen  Umstände  zu  verbreiten 
haben,  welche  das  leichte  und  geneigte  Verständniß  der  Verordnungen 
und  die  Art  ihrer  Vollziehung  betreffen.  Die  Commissare  hingegen 
sollen  den  Präsidenten  über  die  Klagen,  welche  sie  vernehmen,  und  über 
die  Verbesserungen,  welche  sie  in  ihren  Kreisen  für  nützlich  halten,  in 
Kenntniß  setzen;  mit  einem  Worte,  beide  sollen  brüderlich  und  freund- 
schaftlich miteinander  verkehren  und  das  Gemeinwohl  mit  vereintem 
Eifer  befördern.  Es  ist  zwar  eine  leichtere  und  bequemere  Sache,  in 
den  vorkommenden  Angelegenheiten  die  Autorität  des  Präsidenten  zu 
gebrauchen  und  bei  Anordnungen  die  alte  verkehrte  Gewohnheit  der 
Regierungsbehörden  zu  befolgen,  ohne  Sorge  und  Rücksicht,  ob  und  wie 
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das  durcli  die  Verordnung  bezweckte  Gute  geschieht.  Wenn  aber  die 
Comniissare  blos  so  verführen,  und  dasselbe  mit  den  ihnen  untergebenen 
Vicegespanen  thäten,  diese  mit  den  Stuhlrichtern  und  diese  mit  den 
Ortsrichtern  dasselbe  thäten,  so  würde  der  Staat  noch  ferner  in  der 
papierenen  Verfassung  bleiben,  in  welcher  er  bisher  schwamm,  das  heißt, 
es  würde  unendlich  viel  geschrieben  und  fast  nichts  gethan." 

„Hiermit  habe  ich,  wenn  man  es  verstehen  will,  meine  Meinung  und 
meinen  Willen  hinsichtlich  der  Art,  in  der  die  politischen  Angelegen- 
heiten zu  verwalten  seien,  genügend  ausgesprochen.  Diese  muß  man 
aber  von  nun  an  von  allen  Justizsachen  ganz  und  für  immer  trennen. 
In  Betreff  dessen  könnte  ich  zwar  das  von  der  Septemviraltafel  ver- 
langte und  schon  oft  betriebene  Gutachten  abwarten;  aber  weil  ich  ver- 
muthe,  dasselbe  werde  nicht  auf  jene  Grundsätze  gestellt  sein,  die  mir 
die  allein  richtigen  scheinen,  so  will  ich  der  Kanzlei  meine  Gedanken 
über  diesen  Gegenstand  zur  weitern  Erwägung  vorläufig  in  Folgendem 
eröffnen: 

„Das  Wesen  der  Rechtspflege  besteht  meiner  Ansicht  nach  sowol  in 
Civil-  wie  in  Criminalsachen  darin,  daß  die  Gerichte  erster  Instanz,  welche 
die  Thatsachen  aufnehmen  und  allein  ins  gehörige  Licht  stellen  können, 
gut  geordnet  seien,  denn  sehr  richtig  ist  der  alte  Spruch:  «Gib  mir  den 
Fall,  so  werde  ich  dir  das  Gesetz  geben.»  Durch  jene  Einrichtungen, 
welche  bei  der  Septemviral-  und  königlichen  Tafel  getroffen  worden,  ist 
für  die  Processirenden  hinsichtlich  der  Appellation  und  schließlichen 
Oberrevision  hinreichend  gesorgt,  und  die  Septemviraltafel  kann  die 
Rechtspflege  sehr  zweckmäßig  beaufsichtigen.  Man  hat  daher  blos  für 
die  Gerichte  erster  Instanz  noch  Sorge  zu  tragen.  —  Die  Bequemlich- 
keit der  Parteien  erfordert  einerseits,  ihre  Sicherstellung  andererseits 
verschiedene  Maßregeln,  die  einander  in  mancher  Hinsicht  widersprechen. 
Jene  machte  in  jeder  Gespanschaft  und  jeder  königlichen  Stadt  ein  Ge- 
richt nöthig,  die  Sicherstellung  hingegen  verlangt  Gerichte,  die  gut  ge- 
wählte, geschickte  Mitglieder  in  hinreichender  Zahl  haben,  wie  dies  zum 
Beispiel  die  jetzt  verbesserten  fünf  Districtualtafeln  sind.  Demzufolge 
könnte  ein  derartiger  Plan  zweckmäßig  sein,  nach  welchem  entweder  in 
jeder  Gespanschaft  und  königlichen  Stadt  ein  solches  beständiges  Ge- 
richt eingesetzt  würde,  das  jeden  Proceß  und  jede  Anklage  wegen  eines 
Vergehens,  dasselbe  möge  geringfügig  oder  wichtig  sein,  aufnähme 
und  abhandelte,  und  von  dem  die  Appellation  an  die  königliche  Tafel 
ginge,  oder  alle  Comitats-  und  Stadtgerichte  aufgehoben  und  an  deren 
Stelle  so  viele  Districtualtafeln  errichtet  würden,  alsCommissariatskreise 
sind  (also  um  fünf  mehr  als  gegenwärtig  schon  bestehen),  welche  alle 
Sachen  verhandeln  sollten.  Diese  Districtualtafeln  müßten  sich  sodann 
den  Civil-  und  Criminalsachen  angemessen  in  zwei  Räthe  spalten. 
Welcher  von  den  beiden  die  Gerichte  betreffenden  Planen  der  zweck- 
mäßigere wäre  —  und  wie  man  die  Comitats-  und  Stadtgerichte,  wenn  sie 
vorgezogen  würden,  mit  geeigneten  Individuen  ohne  übermäßige  Kosten 
besetzen  könnte  —  wann  endlich  die  bestehenden  fünf  Districtualtafeln 
aufgehoben  werden  sollten,  darüber  erwarte  ich  ausführlichere  Entwürfe 
und  Kostenüberschläge.    Dabei  muß  man  jedoch  in  Betracht  ziehen,  daß 
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die  gesammten  Coniitatsbeamtcii  ebenso  wie  die  Commissare  sich  blos 
mit  den  politischen  und  Kameralsachen  beschäftigen,  an  den  gericht- 
lichen aber  keinen  Theil  haben,  das  Begnadigungsrecht  ausgenommen, 
welches  auf  die  Commissare  als  königliche  Bevollmächtigte  übertragen 
wird.  Auch  darf  man  nicht  aus  den  Augen  verlieren,  daß  Ürbarial- 
klagen  und  Bedrückungen  der  Unterthanen,  welcher  Art  sie  auch  seien, 
nie  den  Gerichten  vorgelegt  werden  sollen,  sondern  deren  Untersuchung 
und  Entscheidung  ausschließlich  vor  die  politische  Behörde  gehören. 
Diese  meine  Ansichten  mache  die  Kanzlei  der  Statthalterei  und  den 
Commissaren  kund,  damit  sie  ihre  Gutachten  über  dieselben,  inwieweit 
sie  die  politische  und  Kameralverwaltung  betreffen,  geben  können. 
Zur  Erleichterung  der  Arbeit  schließe  ich  die  Instruction  bei,  welche  ich 
in  dieser  Sache  an  die  deutschen  Kreisämter  erlassen  habe." 

Nachdem  die  verlangten  Gutachten  eingegangen  waren,  erließ  Jo- 
seph im  Laufe  des  Jahres  1786  die  Verordnungen,  welche  die  Organi-  1786 
sation  und  Geschäftsführung  der  Gespanschaften  regelten.  Das  Recht 
der  Stände,  die  Beamten  zu  wählen,  wurde  gänzlich  aufgehoben,  die 
Ernennung  des  Vicegespans  dem  Könige  vorbehalten,  die  der  andern 
Beamten  dem  Commissar  übertragen.  Die  Ernannten  sollten  ihre 
Aemter,  solange  sie  leben,  behalten,  die  Stände,  wenn  sie  mit  ihnen 
unzufrieden  wären,  die  Anklage  durch  ihre  Abgeordneten  am  Reichstage 
vorbringen.  Die  anfangs  auf  eine  im  Jahre  beschränkten  General- 
congregationen,  desgleichen  die  kleinen  Congregationen  wurden  abge- 
schafft und  damit  die  letzten  Ueberbleibsel  der  alten  Comitatsverfassung 
völlig  vernichtet.  Die  ganze  Verwaltung  der  politischen  Angelegenheiten 
ging  ausschließlich  auf  den  Vicegespan  über,  der  dieselbe  nach  der  Wei- 
sung des  Commissars  mit  Verantwortlichkeit  zu  führen  hatte.  Sein  sehr 
erweiterter  Wirkungskreis  wurde  folgendermaßen  umschrieben:  Es  wird 
seines  Amtes  sein,  die  Gezetze  und  höhern  Verordnungen  zu  veröffent- 
lichen und  zu  vollziehen,  die  Unterthanen  gegen  Bedrückung  durch  ihre 
Grundherren  zu  schützen  und  über  Urbarialklagen  zu  entscheiden,  den 
Frieden  und  die  Ordnung  zu  handhaben,  dem  Militär  in  allem  behülflich 
zu  sein,  die  politischen  Urkunden  herauszugeben,  mit  einem  Worte,  das 
alles  zu  thuu,  was  bisher  Sache  der  Comitatsbehörde  gewesen  ist.  Da 
die  unmittelbare  Correspondenz  der  königlichen  Freistädte  mit  der  Statt- 
halterei ebenfalls  aufhörte,  wurde  seine  Amtsbefugniß  auch  auf  diese 
Städte  ausgedehnt.  Der  Vicegespan  wird  mit  der  Statthalterei  und  dem 
Commissar  in  unmittelbarer  Correspondenz  stehen,  von  jener  die  Ver- 
ordnungen, von  diesem  die  Weisungen,  wie  dieselben  zu  vollziehen  seien, 
erhalten.  Damit  der  Commissar  wisse,  ob  der  Vicegespan  die  Verord- 
nungen wirklich  vollzogen  habe,  wird  dieser  ein  Tagebuch  über  alle  vor 
ihn  gebrachten  und  von  ihm  erledigten  Sachen  führen  und  eine  Ab- 
schrift desselben  jeden  fünfzehnten  Tag  einsenden.  Der  Vicegespan 
wird  seine  Gespanschaft  jährlich  wenigstens  einmal  bereisen,  damit  er 
die  natürliche  Beschaffenheit  derselben,  die  Sitten,  Gewohnheiten  und 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung,  nebst  der  Art,  wie  diesen  abgeholfen  wer- 
den könne,  wie  auch  das  Verhalten  der  Beamten  kennen  lerne.  Mit  dem 
Amte  des  Vicegespans  wurden  ein  Gehalt  von  1200  bis  1600  Gulden,  der 
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Titel  „königlicher  Rath"  verbunden,  er,  seine  Witwe  und  Waisen 
für  pensionsfähig  erklärt.  Als  Gehülfen  erhielt  er  einen  zweiten,  eben- 
falls vom  König  ernannten  Vicegespan;  das  ihm  untergeordnete  Amts- 
personal bestand  aus  einem  ersten  und  einem  zweiten  Notar,  zwei  oder 
drei  Schreibern,  einem  Fiscal,  der  die  Urbarialsachen  zu  besorgen  hatte, 
einem  Arzt  und  einem  Ingenieur,  in  manchen  Gespanschaften  noch  aus 
einem  Vorsteher  der  Seidenzucht  und  einem  Stallmeister.  Außer  diesen 
für  die  Centralverwaltung  bestimmten  Beamten  wurde  jedem  Bezirke 
ein  Ober-  und  ein  Unterstuhlrichter  vorgesetzt,  die  dem  Vicegespan  jede 
zweite  Woche  eine  Abschrift  ihres  Tagebuchs  einzuschicken  angewiesen 
waren;  auch  wurde  für  jeden  Bezirk  ein  Wundarzt  und  eine  Hebamme 
vom  Vicegespan  ernannt.  Joseph  vereinigte  die  Staatssteuer  (Kriegs- 
steuer genannt,  weil  sie  zum  Unterhalt  des  Militärs  bestimmt  war)  mit 
der  Domesticalsteuer  (diese  wurde  zur  Deckung  der  heimischen  Aus- 
gaben von  der  Comitatscongregation  ausgeschrieben)  und  ordnete  in 
jeder  Gespanschaft  die  Anstellung  eines  Kassenverwalters  und  Contro- 
leurs  und  in  jedem  Stuhlbezirke  die  eines  Steuereinnehmers  an.  Demzu- 
folge löste  er  das  Steuer-  und  Rechnungsamt  der  Gespanschaften  auf  und 
übertrug  die  Prüfung  der  Rechnungen  einem  mit  der  Statthalterei  ver- 
bundenen Rechnungsamte.  Anstatt  der  Lieferungen  von  Naturalien  für 
das  Militär  zu  festgesetzten  Preisen,  welche  für  die  Steuerpflichtigen 
wegen  der  sich  dabei  ergebenden  Verluste  (Deperditen)  sehr  drückend 
und  für  die  Comitatsbeamten  lästig  waren,  erhöhte  er  die  Steuern  um 
500000  Gulden  und  trug  den  Einkauf  der  Lebensmittel  für  die  Mann- 
schaft und  des  Futters  für  die  Pferde  den  Vorständen  der  Regimenter 
auf.  Um  das  Volk  von  der  Last  der  Militäreinquartierung  zu  befreien, 
hatte  er  schon  früher  den  Bau  von  Kasernen  angeordnet.  Damit  aber 
ja  nichts  übrigbleibe,  was  an  die  frühere  Verfassung  und  Selbstverwal- 
tung der  Gespanschaften  erinnere,  schaffte  er  am  16.  Juni  auch  die 
Wappen  derselben  ab  und  befahl  ihnen,  das  Wappen  Ungarns  und  als 
Umschi-ift  ihren  Namen  im  Siegel  zu  führen. 

Während  die  Reform,  welche  die  Gespanschaften  zu  Kreisämtern 
machte,  wie  diese  in  österreichisch-böhmischen  Provinzen  schon  bestan- 
den, durchgeführt  wurde,  ließ  Joseph  den  königlichen  Freistädten  ihre 
bisherige  Organisation,  nahm  ihnen  aber  durch  das  Decret  vom  21.  De- 
1786  cember,  das  am  I.März  1786  sollte  vollzogen  werden,  ihre  wesent- 
lichsten Rechte,  kraft  welcher  sie  eben  Freistädte  waren.  Die  wichtigsten 
Anordnungen  des  Decrets  sind  die  folgenden:  Die  eigene  Jurisdiction 
der  Städte  wird  aufgehoben;  sie  sind  von  nun  an  keine  abgesonderten, 
für  sich  bestehenden  Municipien,  sondern  Theile  der  Gespanschaften,  in 
denen  sie  liegen,  und  in  politischer  Hinsicht  dem  königlichen  Commissar 
und  dem  Vicegespan  untergeordnet,  zu  denen  sie  in  dasselbe  Verhältniß 
treten,  in  welchem  die  Stuhlbezirke  stehen.  —  Demzufolge  hört  auch  ihr 
directer  Verkehr  mit  der  Statthalterei  auf,  werden  sie  mittels  des  Com- 
missars  und  Vicegespans  die  Verordnungen  der  Statthalterei  erhalten 
und  ihre  Berichte  und  Gesuche  an  dieselbe  richten.  —  Der  Stadt- 
magistrat wird  wie  bisher  so  auch  künftighin  ihre  bürgerlichen,  wirth- 
schaftlichen  und  gerichtlichen  Angelegenheiten  verwalten,  die  Criminal- 
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processe  ausgenommen.  —  Der  Richter  wird  vom  König  ernannt,  die 
übrigen  Aemter  werden  wie  von  alters  her  theils  auf  Lebensdauer,  theils 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  in  der  Art  besetzt,  daß  der  Coramissar  drei 
Candidaten  vorschlägt  und  die  Wahlbürger  einen  derselben  wählen. 
Dasselbe  Decret  vereinigte  Klein-  und  Großkumanien,  sammt  lazygien, 
die  Sechzebnstädte,  desgleichen  die  Ortschaften  der  adelichen  Lanzen- 
träger, Kleines  Comitat  genannt,  in  der  Zips,  und  die  adeliche  Körper- 
schaft Turömezö  oder  Turopolya  in  Kroatien  gleichfalls  mit  den  Ge- 
spanschaften, von  denen  sie  umschlossen  sind,  und  hob  deren  Privi- 
legien auf.  ^ 

Wir  können  schließlich  die  besondern  Instructionen  nicht  unerwähnt 
lassen,  welche  Joseph  den  königlichen  Commissaren  außer  den  Obliegen- 
heiten, die  er  ihnen  auftrug,  noch  ertheilte,  wie  und  wodurch  sie  in  den 
ihnen  untergebenen  Landestheilen  Bildung,  Sittlichkeit,  Landwirthschaft, 
Gewerbe  und  Handel  fördern  und  dadurch  deren  Wohlstand  heben 
sollten.-  Dieselben  zeugen  von  einer  so  gründlichen  Kenntniß  der  Boden- 
beschaffenheit und  Productionskraft  jedes  Landstrichs,  der  Nationalität, 
des  Charakters,  der  Bildungsstufe  und  der  daraus  entspringenden  Fähig- 
keiten und  Bedürfnisse  der  örtlichen  Bevölkerungen,  daß  man  den  Be- 
herrscher einer  so  großen  und  verschiedenartigen  Monarchie  wie  der 
seinigen  bewundern  muß,  der  sich  dieselbe  erwarb  und  mit  rastlosem 
Eifer  zum  Wohle  seiner  Völker  zu  verwenden  suchte. 

Die  Reform  der  Kammerverwaltung  ging  nach  der  politischen  vor 
sich.  Joseph  hatte  (wie  S.  496  gesagt  worden)  die  Hofkammer  aufge- 
hoben und  ihre  Geschäfte  einer  Abtheilung  der  Statthalterei  übertragen. 
Die  Reform,  die  er  nun  vornahm,  ließ  zwar  die  oberste  Leitung  der 
Kammersachen  der  Statthalterei,  schied  aber  die  Verwaltung  derselben 
streng  von  der  der  politischen  Angelegenheiten.  Der  Eintheilung  des 
ungarischen  Gebietes  gemäß  wurde  in  jedem  der  zehn  Kreise  desselben 
eine  Kammer- Administration  errichtet,  deren  Wirkungskreis  sich  auf 
alle  Güter  des  Staats,  des  Religions-  und  Studienfonds  und  anderer 
Stiftungen,  der  erledigten  Bisthümer  und  aufgehobenen  Klöster  und  auf 
die  wirthschaftlichen  Angelegenheiten  der  im  Vorhergehenden  genannten 
Städte  und  Bezirke  erstreckte.  An  der  Spitze  jeder  derselben  stand  ein 
mit  dem  Titel  „königlicher  Rath"  bekleideter  Administrator,  der  in  Be- 
zug auf  sein  Fach  mit  der  Statthalterei  und  dem  königlichen  Kreis- 
commissar  in  ebenso  unmittelbarer  Verbindung  stand  wie  der  Vicegespan 
hinsichtlich  der  politischen  Angelegenheiten.  Da  die  erwähnten  Städte 
und  Bezirke  in  Wirthschaftssachen  ihm  untergeben  waren,  correspon- 
dirten  hinsichtlich  derselben  ihre  Magistrate  mittels  seiner  mit  der  Statt- 
halterei. wie  sie  auch  durch  ihn  deren  Verordnungen  erhielten.  Die 
Guter,  deren  Verwaltung  die  Administratoren  vorstanden,  wurden  von 
Kammerbeamten  bewirthschaftet. 

Die  Reform  des  Justizwesens  nahm  Joseph  mit  dem  Decret 
vom  23.  November  1785  vor,  welches  am  1.  Mai  1786  in  Wirksamkeit  1786 

1  Geissler,  XI,  78  fg.  Keresztury,  Collectio  constitutionuni,  S.  81  fg.  — 
*  Collectio  ordinationam  et  repraesent.,    S.  247,  284. 
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trat.  Sie  war  hauptsächlich  blos  eine  neue  Organisation  der  Gerichte 
und  Proceßordnung,  denn  Ungarn  zugleich  ein  neues  Civil-  und  Criminal- 
Gesetzbuch  zu  geben,  unterließ  er,  weil  es  seine  Absicht  war,  jenes  ein- 
zuführen, welches  kurz  nachher  für  die  österreichisch-böhmischen  Länder 
erschien.  Er  hatte  dabei  besonders  Centralisation  und  schnellen  Gang 
des  Rechtsverfahrens  und  völlige  Trennung  desselben  von  der  politischen 
Verwaltung  im  Auge.  Wie  die  politischen  Behörden,  die  Hofkanzlei, 
die  Statthalterei,  das  Comraissariat,  das  Vicegespansamt  und  die  Stadt- 
magistrate aufeinander  folgten,  so  reihten  sich  in  gleicher  Rangabstufung 
die  Gerichtsstellen,  die  Septemviral-,  die  königliche  und  die  Districtual- 
tafeln  und  die  Stadtgerichte  aneinander.  Die  Septemviraltafel,  nun 
„oberster  königlicher  Appellations-  und  Revisionshof"  genannt,  stand 
dem  ganzen  Justiz vvesen  vor.  Ihrem  Präsidenten  wurde  die  Würde 
Geheimer  Rath,  ihren  zwölf  Beisitzern  der  Titel  Hofrath  verliehen.  Sie 
wurde  mit  dem  Rechte  bekleidet,  alle  die  gerichtlichen  Verordnungen 
zu  erlassen,  welche  früher  die  Hofkanzlei  und  obersten  Reichsrichter 
(Palatin,  Judex  curiae,  Tavernicus  und  Personal)  herausgaben,  ferner 
die  Richter  der  Untergerichte  zu  ernennen  und  die  Beisitzer  der  obern 
zu  candidiren.  Sie  hatte  ihre  Erlasse  und  ürtheile  in  der  Form  kö- 
niglicher Entscheidungen  und  im  Namen  des  Königs  auszustellen,  auch 
sollten  Appellationen  und  Zuschriften  an  sie  in  der  Form  an  den  König 
lautender  Gesuche  gerichtet  werden.  Criminalprocesse  durften  nur  im 
Gnadenwege  an  sie  appellirt  werden,  weshalb  ihr  auch  das  Recht  der 
Begnadigung  von  Joseph  ertheilt  wurde.  Daher  übergab  ihr  Joseph  das 
königliche  Siegel,  das  bisher  in  den  Händen  des  Personals  gewesen  war. 
Diesem  höchsten  Gerichtshofe  lag  es  ferner  ob,  dem  Könige  rubricirte 
Berichte  über  alle  Gerichtsbeamten  einzusenden,  den  gehörigen  Gang 
der  Rechtsverwaltung  zu  überwachen,  darauf  zu  sehen,  daß  die  Gefäng- 
nisse überall  in  gutem  Stande  seien,  und  wegen  des  allen,  so  oft  es 
nöthig  scheine,  bei  den  andern  Gerichten  durch  Commissare  Unter- 
suchungen vornehmen  zu  lassen.  Der  erste  Präsident  der  Septemviral- 
tafel war  der  Oberstlandesrichter,  Graf  Johann  Csäky. 

Die  königliche  Tafel  wurde  nun  ausschließlich  Appellationsgericht 
für  alle  jene  Processe,  welche  bei  den  Gerichten  erster  Instanz  abge- 
laufen waren;  jene  Gattungen  von  Processen,  über  die  sie  bisher  in 
erster  Instanz  geurtheilt,  wurden  an  die  Districtualtafeln  gewiesen,  und 
die  Titel  Tafelprälaten,  Tafelbarone  und  Protonotare  abgeschafft,  auch 
hörte  der  königliche  Personal  auf,  von  Amts  wegen  ihr  Präsident  zu  sein. 
Sie  erhielt  achtzehn  königliche  Räthe  betitelte  Beisitzer,  theilte  sich 
in  zwei  Räthe  für  Civil-  und  Criminalprocesse,  die  wöchentlich  dreimal 
bei  geschlossenen  Thüren  Sitzung  hielten.  Ihr  erster  Präsident  war 
Peter  Vegh.  Die  Rechtspraktikanten,  denen  der  Besuch  der  Sitzungen 
freigestanden,  wurden  an  die  Districtualtafeln  gewiesen.  Sowol  ihr  wie 
auch  der  Septemviraltafel  Sitz  blieb  Pest. 

Der  Geschäftskreis  der  fünf  Districtual-  oder  Kreistafeln  (weder 
ihre  Zahl  noch  ihre  Sitze  wurden  geändert)  erweiterte  sich  bedeutend; 
an  sie  gingen  jene  Processe  über,  die  in  erster  Instanz  vor  die  königliche 
Tafel,  wie  auch  jene,  die  in  zweiter  vor  den  Tavernical-  oder  Personal- 
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stuhl  gehört  hatten,  Ihnen  wurden  die  Prüfung  der  Sachwalter  und  die 
Ausstellung  der  darauf  bezüglichen  Urkunden  und  Diplome  aufgetragen. 
Ihre  zwölf  Beisitzer  theilten  sich  ebenfalls  in  zwei  Tafeln,  die  wöchent- 
lich drei  Sitzungen  hielten.  Ihre  Berichte  gingen  unmittelbar  an  die 
Septemviraltafel.  deren  Verordnungen  aber  gelangten  an  sie  vermittels 
der  königlichen  Tafel. 

Außer  den  Districtualtafeln  wurden  an  die  Stelle  der  Comitats- 
gerichte  noch  38  Untergerichte  errichtet,  die  aus  einem  Präsidenten, 
vier  Beisitzern  und  zwei  Anwalten  bestanden.  Ihre  Competenz  er- 
streckte sich  mit  Ausnahme  der  Urbarialangelegenheiten  auf  alle  Ein- 
wohner jedes  Standes  in  bürgerlichen  und  Criminalsachen,  die  von  ihnen 
im  Wege  der  Weiterberufung  an  die  königliche  Tafel  gingen.  Sie 
sandten  jedoch  ihre  Berichte  und  erhielten  Verordnungen  mittels  der 
Districtualtafeln,  in  deren  Sprengel  sie  ihren  Sitz  hatten.  Sie  hielten 
wöchentlich  drei  Sitzungen  und  führten  den  Titel  vom  Bezirk  und 
Kreise,  in  welchem  sie  sich  befanden,  z.  B.  Säroser  Gerichtsstuhl  im 
kaschauer  Kreise  des  Königreichs  Ungarn. 

In  den  Freistädten  wurde  die  Rechtspflege  nicht  so  streng  wie  ander- 
wärts von  der  bürgerlichen  Verwaltung  getrennt.  Der  Magistrat  blieb, 
wie  bereits  erwähnt  worden,  ihr  erstes  Gericht  in  bürgerlichen  Sachen, 
nur  Criminalsachen  wurden  den  Untergerichten  vorbehalten.  Da  der 
Tavernical-  und  Personalstuhl,  die  die  Appellationsgerichte  der  Frei- 
städte waren,  aufgehoben  wurden,  so  ging  auch  von  den  Stadtgerichten 
die  Appellation  an  die  königliche  Tafel. 

Die  Herrenstühle,  so  sehr  sie  auch  den  ersten  Grundsätzen  des 
Rechts  widersprachen,  ließ  Joseph  fortbestehen  und  nahm  mit  ihnen  nur 
die  Aenderung  vor,  daß  er  sie  auf  die  Urbarial-  und  bürgerlichen  An- 
gelegenheiten der  Untertlianen  beschränkte  und  hinsichtlich  der  erstem 
den  Vicegespan,  hinsichtlich  der  andern  die  königliche  Tafel  zum 
Appellationsgerichte  bestimmte,  die  Strafsachen  aber  ohne  Ausnahme 
an  die  Untergerichte  wies.  ^ 

In  Siebenbürgen  übertrug  Joseph  einstweilen  die  höchste  Gerichts- 
barkeit dem  Gubernium  bis  zur  Einsetzung  eines  der  ungarischen  Sep- 
temviraltafel ähnlichen  obersten  Gerichtshofs.  Eine  königliche,  zwei 
Districtualtafeln  und  elf  Untergerichte  erhielten  dieselben  Einrichtungen 
und  Befugnisse  wie  die  gleichnamigen  Gerichte  in  Ungarn.  Zugleich 
wurde  das  sogenannte  Forum  productionale  aufgehoben,  vor  welchem 
der  Adel  und  die  Städte  Siebenbürgens  auf  Verlangen  des  Fiscus  die  über 
ihre  Güter  und  Privilegien  erhaltenen  Urkunden  hatten  vorzeigen  müssen; 
die  vor  dieser  Behörde  noch  laufenden  Processe  wurden  an  die  Districtual- 
tafeln gewiesen.  ^ 

Um  das  Ende  von  1785  verordnete  Joseph,  wer  bei  den  neuen  Ge- 
richtsbehörden als  Richter  angestellt  oder  als  Sachwalter  zugelassen  zu 
werden  wünsche,  müsse  sich  nach  Wien  begeben,  um  die  dort  schon  ein- 
geführte  neue  Gerichtsverfassung   und    das   mit   derselben   verbundene 

'  Keresztury,  Collectio  coiistit,,  II,  3-4  fg.  Geissler,  VIII,  26,  92,  179, 
197.     Katona,  XL,  489.  —    ^  Geissler,  V,  33;  VI,  36;  VIII,  27;  X,  34. 
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gerichtliche  Verfahren  kennen  zu  lernen.  Im  Jahre  1786  schickte  er 
den  Professor  der  Rechte,  Sigmund  Keler,  einen  geborenen  Ungar,  nach 
Ofen,  damit  er  über  diesen  Gegenstand  Vorlesungen  halte,  und  verkün- 
dete zugleich,  daß  nur  jene  ein  Gerichtsamt  erhalten  würden,  die  sich 
entweder  in  Wien  oder  in  den  Vorlesungen  Keler's  die  erforderliche 
Kenntniß  des  neuen  Gerichtswesens  erworben  hätten.  Die  Sucht  nach 
einem  Amte  führte  viele  nach  Wien  und  in  die  Vorlesungen  Keler's.  ^ 

Die  Reform  des  in  der  Monarchie  bestehenden  Steuer- 
systems hatte  Joseph  wol  schon  lange,  bevor  er  die  Regierung  antrat, 
ernstlich  erwogen  und  den  Entschluß  gefaßt,  sie  vorzunehmen,  sobald  er 
die  Macht  dazu  haben  vi'erde.  Sein  heller  Verstand  wie  sein  Rechts- 
gefühl sträubten  sich  dagegen,  daß  einige  hunderttausend  Privilegirte, 
die  alle  Rechte  und  zwei  Drittheile  des  Landes  unmittelbar,  das  dritte 
Drittheil  mittelbar  besitzen,  zur  Erhaltung  des  Staats  nichts  beitragen, 
die  Millionen  des  recht-  und  besitzlosen  Volkes  dagegen,  die  unter  dem 
Drucke  der  Hörigkeit  schmachten,  alle  Lasten  des  Staats  tragen.  Die 
Ungerechtigkeit  mußte  aufhören,  damit  der  welkende  Wohlstand  des 
Volks  und  Staats  aufblühe.  Die  Einkünfte  seiner  Monarchie  glichen 
nicht  einmal  jenen,  welche  die  kleine  Republik  Holland  bezog,  und  über- 
stiegen nur  um  ein  Geringes  die  des  kaum  halb  so  großen  Preußen. 
Sie  mußten  erhöht  werden,  wenn  die  Monarchie  nicht  an  Ansehen  und 
Macht  hinter  andern  Staaten  zurückbleiben  sollte.  Um  sie  zu  erhöhen, 
durfte  man  aber  das  schon  überbürdete  Volk  nicht  noch  mehr  belasten, 
wenn  man  es  nicht  gänzlich  zu  Boden  drücken  wollte,  sondern  man 
mußte,  was  es  nicht  zu  tragen  vermochte,  auf  die  starken  Schultern  des 
Adels  und  Klerus  legen.  Die  österreichischen  Minister  behaupteten  fort- 
während, die  Unzulänglichkeit  der  Einkünfte  liege  darin,  daß  Ungarn 
viel  zu  wenig  zu  den  Bedürfnissen  der  Monarchie  beitrage,  sie  beuteten 
es  also  durch  Zölle,  mit  denen  sie  es  umgaben,  und  andere  Finanzkünste 
aus,  theils  um  das  auf  diesem  Wege  einzubringen,  was  Ungarn  an 
directen  Steuern  weniger  zahlte,  theils  um  die  andern  Länder  dafür  zu 
entschädigen,  was  sie  mehr  zahlten.  Auch  Joseph  meinte,  Ungarn  müsse 
eine  weit  größere  directe  Steuer  übernehmen,*  damit  den  Finanzen  auf- 
geholfen werde;  aber  er  sah  auch  ein,  daß  man  die  eine  Hälfte  der 
Monarchie  nicht  aussaugen,  ihre  Landwirthschaft,  ihr  Gewerbe,  ihren 
Handel  und  Wohlstand  nicht  vernichten  könne,  ohne  zugleich  die  ganze 
Monarchie  zu  schwächen  und  zu  verderben.  Uebrigens  erforderte  es 
auch  der  Einheitsstaat,  dessen  Gründung  das  Endziel  aller  Reformen 
Joseph's  war,  daß  die  Lasten  und  Rechte  nicht  nur  der  Volksklassen, 
sondern  auch  der  Völker  selbst  ausgeglichen  werden. 
1783  Schon  am  3.  December  1783  richtete  der  Kaiser  an  die  Kanzler 
ein  mit  eigener  Hand  geschriebenes  gleichlautendes  Handbillet,  in  wel- 
chem er  seine  Ansichten  über  Staatssteuern  und  die  Nothwendigkeit, 
das  in  seinen  Staaten  eingeführte  Steuersystem  zu  ändern,  darlegte. 
„Ein  klarer  und  richtiger  Steuerfuß",  sagt  er,  „ist  gewiß  das  größte 
Glück  eines  Landes.     Durch   diesen  allein   erhält  man  das  eigentliche 

*  Decsy,  Hist.  Jurisprudentiae,  II,  35  fg. 
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Mittel,   den  wahren  Bedarf  des  Staats  auf  die  billigste  und  wohlfeilste 

Art  zu  sammeln  und  alles  Gute  im  Lande  zu  stiften Der  Grund 

und  Boden,  den  die  Natur  zu  des  Menschen  Unterhalt  angewiesen  hat, 
ist  die  einzige  Quelle,  aus  welcher  alles  kommt  und  wohin  alles  zurück- 
fließt, und  dessen  Existenz  trotz  aller  Zeitläufte  beständig  bleibt. 
Daraus  ergibt  sich  die  untrügliche  Wahrheit,  daß  der  Boden  allein  die 
Bedürfnisse  des  Staats  ertragen  und  nach  der  natürlichen  Billigkeit 
kein  Unterschied  gemacht  werden  könne.  Dieses  vorausgesetzt,  erfolgt 
von  selbst,  daß  zwischen  Dominica!-  und  Rustical-,  dann  Cameral-  und 
Ecclesiasticalgründen  eine  vollkommene  Gleichheit  sein,  und  jeder  nur 
nach  der  Oberfläche,  Fruchtbarkeit  und  Lage  in  die  proportionirte 
Classification  gesetzt  werden  müsse.  Wenn  Gesetze  und  Verfassungen 
dem  entgegenstehen,  so  können  sie  doch  die  Wahrheit  und  Ueber- 
zeugung  nicht  schwächen,  daß  das  Heil  des  Staats  diesen  Grundsatz 
unentbehrlich  macht.  Ist  es  nicht  Unsinn  zu  glauben,  daß  die  Obrig- 
keiten das  Land  besaßen,  bevor  noch  Unterthanen  waren,  und  daß  sie 
das  Ihrige  unter  gewissen  Bedingungen  an  die  letztern  abgegeben  haben? 
Mußten  sie  nicht  auf  der  Stelle  vor  Hunger  sterben  oder  davonlaufen, 
wenn  niemand  den  Grund  bearbeitete?  Ebenso  absurd  wäre  es,  wenn 
sich  ein  Landesfürst  einbildete,  das  Land  gehöre  ihm  und  nicht  er  dem 
Lande  zu;  Millionen  Menschen  seien  für  ihn  und  nicht  er  für  sie  ge- 
macht, um  ihnen  zu  dienen.  Gleichwie  aber  die  Bedürfnisse  des  Staats 
gedeckt  sein  müssen,  so  können  solche  nicht  übertreten  werden,  sondern 
der  Landesfürst  in  einem  monarchischen  Staate  hat  über  deren  Verwen- 
dung nach  seiner  Ehre,  Gewissen  und  Pflichten  dem  Allgemeinen  Rede 
und  Antwort  zu  stehen.  Aus  dem  Vorhergebenden  zeigt  sich  die  Noth- 
wendigkeit,  ein  neues  Contributionssystem  nach  solchem  Ausmaße  ein- 
zuführen, wodurch  alle  Gründe  der  Besitzer  ohne  Unterschied  gleich 
belegt  würden.  Um  nun  die  billige  Gleichheit  zu  treffen,  darf  in  ihrem 
Ausmaße  kein  Unterschied  sein;  um  aber  die  wahre  Proportion  bezüg- 
lich des  Ertrags  zu  finden,  soll  jeder  Grund  nach  den  verschiedenen 
Gattungen  der  Erdfrüchte  mittels  eines  zehnjährigen  Durchschnitts  seiner 
Erträgnisse,  jedoch  nach  Abschlag  des  jährlichen  Samens  bestimmt  wer- 
den. Ist  alles  dies  in  Ordnung  gebracht,  so  kann  man  sich  schmeicheln, 
den  Punkt  der  Unfehlbarkeit  schier  erreicht  zu  haben,  weil  selber  das 
Ausmaß  der  Gründe  die  Quantität  der  Fechsungen  und  deren  Preis  be- 
stimmt. Wenn  nun  der  schier  unfehlbare  Maßstab  zur  Bedeckung  der 
Staatsbedürfnisse  mittels  der  Grundsteuer  gefunden  ist,  müßten  alle  an- 
dern Abgaben,  besonders  die  Consum-  und  Salzgefälle  aufgehoben  wer- 
den,  auch  hätten  alle  Polizeianstalten  wegen  Wohlfahrt  aufzuhören, 
und  wäre  dagegen  der  Freihandel  mit  allen  Rohproducten  und  die  freie 
Fabricirung  derer,  so  zum  Lebensunterhalt  gehören,  in  Städten  und  auf 
dem  Lande  ohne  zunftmäßige  Vorrechte  und  ohne  Bedingung  auf  Maß 
und  Gewicht  zu  verstatten.  Eine  dergleichen  Einrichtung,  welche  alle 
Industrie  freiließe,  könnte  nicht  anders  als  der  Nation  eine  außerordent- 
liche Schnellkraft  geben.  Es  müßte  aber  auch  in  allen  Provinzen  dieses 
System  gleichförmig  sein,  weshalb  es  nöthig  wäre,  alle  Zwischenmauthen 
von  einem  Lande  in  das  andere  gänzlich  aufzuheben  und  die  freie  Cir- 
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culatiori  unter  etlichen  20  Millionen  Menschen  herzustellen.  Man  könnte 
zwar  dagegen  einwenden,  daß  diejenigen  Provinzen,  die  einen  vortheil- 
haften  auswärtigen  Handel  mit  Getreide  und  Wein  geführt  haben,  wegen 
des  steigenden  Preises  dieser  Producte  in  der  Concurrenz  nicht  mehr 
aufkommen  würden.  Dem  wäre  aber  leicht  mittels  Prämien  auf  die 
Ausfuhr  abzuhelfen.  Und  da  die  Erde  nicht  blos  Wein  und  Getreide 
erzeugt,  so  könnte  sie  auch  zum  Besten  der  Viehzucht  und  anderer 
Industriebranchen  benutzt  werden,  woraus  unzählbare  Vortheile  ent- 
ständen, besonders  wenn  die  Grenzen  mit  bessern  Mautheinrichtungen 
versehen,  und  die  nur  zur  Ueppigkeit  dienenden  ausländischen  Producte 
hintangehalten,  hingegen  der  inländische  Ackerbau  und  die  Industrie  in 
allen  Fächern  befördert  würden." ' 

Es  darf  uns  nicht  wundern,  daß  Joseph  das  physiokratische  Steuer- 
system für  das  richtigste  hielt,  ungeachtet  dasselbe  auf  irrigen  Ansichten 
beruht,  und  eine  die  sonstigen  Abgaben  ausschließende  einzige  Grund- 
steuer in  der  Wirklichkeit  gar  nicht  ausführbar  ist.  Die  meisten  philo- 
sophischen Staatswirthe  seiner  Zeit  huldigten  demselben  und  er  um  so 
mehr,  weil  es  die  Besteuerung  der  größten  Grundbesitzer,  des  Adels 
und  des  Klerus,  unabw^eislich  forderte.  Entschlossen,  das  Steuerwesen 
in  seinen  Staaten  soviel  wie  möglich  nach  physiokratischen  Ansichten 
1785  neu  zu  gestalten,  setzte  er  am  19.  April  1785  für  die  deutsch-böhmischen 
Länder  eine  Steuerregulirungs- Hofcommission  ein,  der  er  den  Plan  der 
Steuerreform  zur  Ausarbeitung  vorlegte,  dessen  Grundzüge  er  selbst 
entworfen  hatte.  Was  in  dieser  Hinsicht  in  Ungarn  geschehen  sollte, 
gibt  das  Rescript  an,  welches  er  am  30.  December  an  den  Vicekanzler 
Pälffy  (der  Kanzler  Eszterhäzy  war  gestorben)  erließ:  „Im  Staate  sind 
nur  die  Steuern  gerecht  und  am  wenigsten  drückend,  zu  deren  Ausmaße 
der  Boden,  sein  Umfang  und  Erträgniß  dient;  daher  muß  jeder  Grund 
nach  seiner  Größe  und  seinem  Erträgnisse  besteuert  werden,   dagegen 

alles,  was  Erzeugniß  der  Industrie  ist,  von  Steuern  befreit  bleiben 

Das  bisherige  Steuerquantum,  welches  mit  der  Domesticalsteuer 
5,440000  Gulden  beträgt,  soll  daher  diesen  Grundsätzen  gemäß  aus- 
geworfen werden.  Hierzu  ist  vor  allem  erforderlich,  daß  die  Grund- 
fläche des  Landes  besitzweise  vermessen  und  der  Ertrag  des  Bodens 
nach  dem  in  den  einzelnen  Gespanschaften  gangbaren  Marktpreise  der 

Producte   abgeschätzt   werde Die  Grundstücke   des  Adels   dürfen 

von  dieser  Vermessung  und  Abschätzung  nicht  ausgenommen  sein,  denn 
die  allgemeine  Besteuerung  muß  um  so  billiger  auch  auf  sie  sich  er- 
strecken, weil  Se.  Majestät  beabsichtigt,  diese  Klasse  zu  ihrer  Entschä- 
digung von  der  für  sie  ebenso  drückenden  als  für  den  Staat  unnützen 
Last  der  persönlichen  Insurrection  zu  entheben,  und  überdies  auch  das 
von  der  Kammer  bisher  bei  jedem  Aussterben  eines  Geschlechts  geübte 
Fiscalitätsrecht,  demzufolge  keine  Familie  vollkommene  Eigenthümerin 
ihrer  Güter  ist,  aufzuheben,  und  dadurch  den  Edelleuten  das  volle 
Eigenthumsrecht  zu  verleihen.  Ohnehin  bestehen  die  Vorrechte  und 
Freiheiten  einer  Adelschaft  oder  Nation  in  allen  Reichen  und  Republiken 
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der  Welt  nicht  darin,  daß  sie  zu  den  öffentlichen  Lasten  nichts  beitragen, 
vielmehr  ist  ihre  Belegung,  wie  z.  B.  in  England  und  Holland,  stärker 
als  irgendwo;  sondern  sie  bestehen  darin,  sich  die  für  den  Staat  und  das 
Allgemeine  erforderlichen  Lasten  selbst  aufzulegen,  und  durch  ihre  Ver- 
willigung  mit  Erhöhung  und  Vermehrung  der  Auflagen  vorzugehen. 
Die  Freiheit  der  Personen  ist  wohl  zu  unterscheiden  von  jener  der  Be- 
sitzungen ;  als  Besitzer  stellen  die  adelichen  Eigenthümer  nicht  den 
Edelmann,  sondern  blos  den  Feldbauer,  den  Hauer  oder  Viehmäster, 
und  in  Städten  blos  den  Bürger  und  Consumenten,  auf  der  Straße  und 
Ueberfulir  blos  den  Reisenden  und  Uebersetzer  vor,  in  welchen  Fällen 
sie  zur  Erhaltung  der  das  System  allein  nutzbar  machenden  Concurrenz 
nach  ihren  Besitzungen  mit  allen  andern  Bürgern  gleich  sein  müssen. 
Wenn  also  der  Adel  die  Steuer  im  Verhältnisse  seines  Besitzes  über- 
nimmt, wird  Se.  Majestät  ihr  Recht  der  Fiscalität  aufheben  und  ihn  von 
der  schweren  Last  der  Insurrection  befreien.  Im  entgegengesetzten  Falle 
aber  —  was  jedoch  nicht  zu  erwarten  ist  —  würde  Se.  Majestät  streng 
fordern,  daß  sich  die  Edelleute  jährlich  in  den  Waffen  üben,  damit  sie 
fähig  seien,  ihrer  Pflicht,  das  Vaterland  zu  vertheidigen,  zweckmäßig  zu 
entsprechen;  außerdem  aber  noch  genöthigt  sein,  um  zwischen  den  Er- 
zeugnissen der  bäuerlichen  mit  Abgaben  belasteten  und  den  adelichen 
steuerfreien  Gründen  hinsichtlich  der  Preise  ein  Gleichgewicht  herzu- 
stellen, den  Grundherren  durch  Verminderung  der  urbarialen  Verpflich- 
tungen die  Erzeugung  kostspieliger  zu  machen,  damit  der  nichts  zahlende 
Edelmann,  der  beim  Verkaufe  mit  dem  Unterthan  concurrirt,  nicht  im 
übermäßigen  Vortheil  sei,  wodurch  diesem  auch  die  pünktliche  Erfüllung 
seiner  Steuerpflicht  erschwert  würde.  Zu  diesen  Mitteln  würde  indessen 
Se.  Majestät  nur  dann  greifen,  wenn  Sie  keine  andere  Art  fände,  den 
unter  seiner  Last  zusammensinkenden  Unterthan  vom  Uebergewicht  des 
b(ivorrechteten  Adels  zu  befreien. 

„Dies  alles  betrifft  jedoch  nur  die  verhältnißmäßigere  Vertheilung  des 
bisherigen  Steuerquantums  und  das  Aequivalent  der  beiden  erwähnten 
Lasten.  Wenn  aber  die  Stände  Ungarns  bereit  wären,  das  bisherige 
Steuerquantum  auf  ein  mit  dem  der  deutschen  Provinzen  verhältniß- 
niäßiges  Quantum  zu  erhöhen,  so  wäre  in  diesem  Falle  Se.  Majestät  ge- 
neigt, alle  Zölle  und  Dreißigsten  innerhalb  der  Grenzen  der  Monarchie 
aufzuheben,  die  Handwerks-  und  Fabrikindustrie,  die  bisher  in  Ungarn 
absichtlich  unterdrückt  wurde,  ebenso  wirksam  wie  in  den  deutschen 
Provinzen  zu  befördern  und  endlich  auch  die  bei  der  Militärverpflegung 
erlittenen  Verluste  (Deperditen)  abzustellen.  Da  die  Steuerregulirung 
der  deutschen  Provinzen  eben  jetzt  im  Werke  ist,  und  die  Feststellung 
des  Steuerquantums,  das  ihnen  auferlegt  werden  soll,  davon  abhängt, 
wie  viel  Ungarn  zu  den  gemeinschaftlichen  Ausgaben  beiträgt,  muß  man 
wissen,  ob  der  ungarishe  Adel  geneigt  ist,  das  ausgearbeitete  Steuer- 
system anzunehmen.  Von  seinem  Entschlüsse  wird  es  nun  abhängen,  ob 
Ungarn  im  Handel  mit  jenen  Provinzen  gleiche  Begünstigungen  erhalten 
oder  noch  fernerhin  als  bloße  Colonic  betrachtet  werden  solle,  hinsicht- 
lich deren  es  die  Aufgabe  Sr.  Majestät  wäre,  die  Entwickelung  ihrer 
Industrie  und  ihre  Bereicherung        wodurch  die  andern  Provinzen  nur 
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Schaden  erlitten  —  möglichst  zu  beschränken,  und  die  Nahrungsmittel, 
damit  die  Verpflegung  des  Militärs  um  so  wohlfeiler  sei,  auf  niedrigem 
Preise  zu  halten."  Sodann  wird  Pälffy  aufgetragen,  die  Regierungs- 
behörden und  Commissare  zu  befragen,  ob  sie  dieses  Steuersystem  richtig 
verstanden  haben  und  von  dessen  Vortheilen  überzeugt  sind,  ob  sie  sich 
zutrauen,  auch  andere  davon  überzeugen  und  es  durchführen  zu  können. 
"Wegen  der  erforderlichen  Daten  habe  Pälffy  sich  an  die  Steuer- 
regulirungs- Hofcommission  zu  wenden.  Die  Vermessung  und  Ertrags- 
abschätzung muß  jedenfalls  am  1.  Mai  1786  begonnen  werden.  ^ 

Hiermit  glaubte  Joseph  seine  Willensmeinung  noch  nicht  hinlänglich 
ausgesprochen  zu  haben,  und  schrieb  Pälffy  am  4.  Januar  1786  noch- 
mals eigenhändig:  ....  „Ich  will  die  Vermessung  und  Ertragsabschätzung 
durchaus  nach  den  die  Grundsteuer  in  den  deutschen  Erblanden  ord- 
nenden Vorschriften  regeln,  darum  sollen,  damit  die  Arbeit  jedenfalls 
am  1.  Mai  beginnen  könne,  zwei  Räthe  der  siebenbürger- ungarischen 
Hofkanzlei,  die  die  Vorarbeiten  verfertigen  werden,  die  Sitzungen  der 
unter  dem  Präsidium  des  Grafen  Sinzendorff  eingesetzten  Steuer- 
regulirungs-Hofcommission  von  nun  an  fleißig  besuchen.  In  diese  Ver- 
messung und  Abschätzung  müssen  auch  die  Besitzungen  des  Adels  auf- 
genommen werden.  Man  verständige  die  Grundbesitzer,  daß  diese  Ver- 
messung ihnen  nicht  zum  Nachtheile  gereichen,  sondern  blos  dazu  dienen 
werde,  damit  sowol  der  König  wisse,  wie  viel  er  zu  verlangen  habe, 
wenn  die  Insurrection  oder  welche  Last  immer  abgelöst  werden  sollte, 
als  auch  sie  ersehen,  wie  viel  sie  überhaupt  anbieten  können,  und  wie 
viel  im  einzelnen  auf  sie  insgesammt  falle.  Hiervon,  was  ich  für  eine 
ebenso  selbstverständliche  Sache  wie  die  Conscription  halte,  kann  ich 
nicht  abstehen.  Die  Vermessung  und  Abschätzung  muß  sich  also 
gleichermaßen  auf  die  adelichen  und  bäuerlichen  Gründe  erstrecken : 
hierbei  bedarf  ich  der  Befragung  und  Einwilligung  der  Stände  nicht, 
denn  ich  kann  und  will  es  mit  vollem  Rechte  vermöge  meiner  könig- 
lichen Gewalt  vollführen.  In  diesem  Sinne  muß  man  den  Regierungs- 
behörden und  Gespanschaften  meinen  erlassenen  Befehl  erklären.  Ein 
Geheimniß  kann  und  darf  man  daraus  nicht  machen,  sondern  muß  es 
denen,  die  es  betrifft,  offen  sagen.  Und  nur  dann,  wenn  die  ganze  Ver- 
messung und  Abschätzung  in  meinen  Händen  sein  wird,  werde  ich  die 
Frage  über  die  Ablösung  oder  zweckmäßigere  Einrichtung  der  Insur- 
rection und  die  Aufhebung  des  Fiscalitätsrechts  entscheiden,  denn  nur 
dann  werde  ich  im  Stande  sein  zu  berechnen,  wde  viel  jeder  Edelmann 
von  seinen  fruchtbringenden  Gründen  der  allgemeinen  Steuer  gemäß  zu 
steuern  verpflichtet  sei.  Alle  andern  herrschaftlichen  Rechte,  wie  der 
Weinschank,  die  Fleischausschrotung,  das  Mahlen,  die  Jagd  u.  s.  w. 
bleiben  von  Steuern  befreit." 

„Nun  entsteht  die  Frage:  Kann  man  über  das  jetzige  Steuerquantum 
auf  die  zu  vermessenden  Gründe  auch  jene  Summe  legen,  um  welche 
das  Staatseinkommen,  falls  die  Zölle  und  Dreißigstabgaben  abgeschafft 
werden  sollten,  vermindert  würde,  wie  auch  jene,  welche  man  von  der 
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Steuer  der  benachbarten  Erbländer  nachlassen  müßte,  wenn  in  diesen 
der  Handel  mit  ungarischen  Producten  gänzlich  freigegeben  würde?  Es 
ist  billig  und  nöthig,  daß  über  die  beiden  Punkte  mit  Zustimmung  der 
Ungarn  und  Siebenbürgen  entschieden  werde.  Die  etlichen  Personen, 
deren  Gutachten  ich  in  dieser  Sache  jetzt  verlange,  mögen  sich  blos  über 
die  folgenden  Fragen  äußern:  1)  Sind  sie  von  der  Nützlichkeit  sowol 
des  freien  Handels,  wie  auch  der  Ablösung  der  Insurrection  und  des 
Fiscal itätsrechts  und  folglich  der  Begründung  des  vollen  Eigenthums- 
rechts  überzeugt?  2)  Trauen  sie  es  sich  zu,  diese  ihre  Ueberzeugung 
sowol  den  ausgezeichnetem  Persönlichkeiten,  wie  auch  der  Menge  des 
kleinem  Adels  beizubringen.  3)  Zu  welchen  Mitteln  werden  sie  greifen, 
um  den  Misverständnissen  und  dem  Mistrauen,  welche  daraus  entstehen 
könnten,  daß  die  Vermessung  auch  auf  die  adelichen  Gründe  angewendet 
werden  solle,  vorzubeugen,  dieselbe  nicht  nur  als  unschädlich,  sondern 
als  nöthig  erscheinen  zu  lassen  und  so  die  Sache  jedermann  begreiflich 
und  jene,  die  sie  begreifen  wollen,  auch  zum  Gehorsam  geneigt  zu 
machen?''  ^ 

Joseph  pflegte,  so  oft  er  wichtigere  Reformen  vorzunehmen  im  Be- 
griff' stand,  in  den  Kanzleien  zu  erscheinen,  dort  bisweilen  mehrere 
Stunden  sich  aufzuhalten,  um  über  die  Reform  Aufklärungen  zu  geben 
und  die  Art  ihrer  Durchführung  zu  besprechen.  Jetzt,  wo  die  Vermes- 
sung und  Werthabschätzung  auch  der  adelichen  Gründe  als  Grundlage 
einer  künftigen  allgemeinen  Grundsteuer  in  Frage  stand,  besuchte  er  die 
Kanzleien  im  Januar  und  Februar  fast  täglich,  berieth  sich  mit  den 
Räthen  derselben  oft  von  9  Uhr  morgens  bis  4  Uhr  nachmittags  und 
stellte  ihnen  die  Sache  im  günstigsten  Lichte  dar.  Außerdem  versäumte 
er  keine  Gelegenheit,  Männer,  die  derselben  bei  ihrem  Einflüsse  förder- 
lich oder  hinderlich  sein  konnten,  für  sie  zu  gewinnen.  Dessenungeachtet 
lauteten  die  Antworten  der  sonst  dienstbeflissenen  Regierungsbehörden 
und  Commissare  auf  die  ihnen  vorgelegten  Fragen  nicht  seinen  Wünschen 
gemäß.  „Da  die  beabsichtigte  Besteuerung  des  Adels  und  Ablösung  der 
Insurrection'-,  in  diesem  Sinne  äußerten  sich  die  meisten  der  Befragten, 
„wesentliche  Punkte  der  Constitution  betreffen,  die  ohne  Theilnahrae  der 
Nation  nicht  geändert  werden  dürfen;  da  ferner  die  Summe,  um  welche 
die  Steuer  Ungarns  erhöht  werden  müßte,  wenn  sein  Handel  von  Zöllen 
und  sonstigen  Beschränkungen  befreit  würde,  sich  nach  der  Berechnung 
der  Steuerregulirungs -Hofcommission  auf  den  Ungeheuern  Betrag  von 
9  Millionen  Gulden  beläuft,  so  können  diese  Fragen  in  gesetzlicher 
Weise  nur  durch  Beschlüsse  des  Reichstags  entschieden  werden.  Und 
die  Einberufung  desselben  ist  um  so  nöthiger,  weil  der  Adel  wegen  der 
Einführung  der  deutschen  Amtssprache,  der  Aenderung  der  Comitats- 
verfassung  und  anderer  Neuerungen  in  so  gereizter  Stimmung  ist, 
daß  ofibner  Aufstand  zu  befürchten  wäre,  wenn  seine  Besteuerung 
und  die  mit  derselben  verknüpfte  Vermessung  mit  Gewalt  durchgeführt 
würden."  ^ 

Durch  diese  Antworten  und  noch  wirksamer  durch  die  Unruhen, 
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die  in  den  Niederlanden  schon  ausgebrochen  waren,  gewarnt,  gedachte 
Joseph  den  Reichstag  auszuschreiben,  und  versprach  auch,  als  er  die 
Abhaltung  von  Comitatsversammlungen  wegen  der  Fublication  des  die 
Vermessung  betreffenden  Decrets  anordnete,  von  nun  an  Reichstage 
öfters  einzuberufen.  ^  Er  wollte  jedoch  erst  nach  Beendigung  der  Ver- 
messung, die  er  kraft  königlicher  Vollgewalt  durchzuführen  sich  für 
berechtigt  hielt,  die  Stände  versammeln,  um  ihnen  die  allgemeine  Be- 
steuerung wie  auch  die  Ablösung  der  Insurrection,  der  Fiscalität  und 
der  Grenzzölle  zur  Berathung  und  Annahme  vorzulegen,  denn  die  Ver- 
messung des  Landes  sollte  ihm  erst  den  Maßstab  für  die  Gegen- 
forderungen an  die  Hand  geben.  Er  befahl  also  in  dem  Decret  vom 
10.  Februar  178G-,  die  Vermessung  am  1.  Mai  zu  beginnen,  und  ver- 
kündete zugleich:  keine  Gegenvorstellung  werde  ihn  bewegen,  das,  was 
er  beschlossen  habe,  zurückzunehmen  oder  auch  nur  zu  ändern.  „Sollte 
aber,  was  er  nicht  erwarte,  sich  jemand  erkühnen,  seiner  nichts  anderes 
als  das  gemeine  Beste  bezweckenden  und  zu  einer  billigen  Vertheilung 
der  Abgaben  unumgänglich  erforderlichen  Anordnung  Widerstand  ent- 
gegenzusetzen, der  möge  es  sich  selbst  zuschreiben,  wenn  er  durch 
strenge  Maßregeln  zum  Gehorsam  gezwungen  würde."  Um  der  Drohung 
Nachdruck  zu  geben,  jedem  Widerstände  vorzubeugen  und  selbst  den 
Gedanken  daran  zu  ersticken,  ließ  Joseph  nach  Ungarn,  wo  schon  seit 
1784  eine  große  Anzahl  von  Truppen  lag,  noch  mehrere  Regimenter 
einrücken  und  zog  bei  Pest  ein  Uebungslager  von  80000  Mann  zusam- 
men, bei  deren  Manövern  er  selbst  zugegen  war. 

Die  Edelleute,  die  in  Staatsämtern  standen  oder  nach  solchen  und 
andern  Begünstigungen  strebten,  mußten  sich,  selbst  wenn  sie  anders 
dachten,  mit  der  Verordnung  des  Kaisers  einverstanden  und  zur  Voll- 
ziehung derselben  bereit  erklären.  Nur  wenige  Adeliche  waren  damals 
so  aufgeklärt  und  rechtlich  gesinnt,  daß  sie  einsahen,  die  Freiheit  sei 
nur  dann  dieses  Namens  würdig,  wenn  sie  sich  auf  alle  Volksklassen 
erstrecke,  und  nur  der  Staat  sei  glücklich,  in  welchem  alle  Bürger  die 
Lasten  desselben  nach  Maßgabe  ihres  Vermögens  tragen;  diese  billigten 
zwar  aus  Ueberzeugung  die  Verordnung,  die  das  bezweckte,  beklagten 
aber,  daß  dieselbe  eigenmächtig  erlassen  wurde  und  wieder  ein  Stück 
der  Constitution  niederreiße.  Der  bei  weitem  größte  Theil  des  Adels 
nahm  das  Decret,  welches  seinem  höher  als  alles  andere  geschätzten 
Vorrechte,  der  Steuerfreiheit,  Vernichtung  drohte,  mit  verbissenem  In- 
grimm auf.  So  richtete  denn  der  Adel  der  meisten  Gespanschaften  Re- 
präsentationen an  den  Kaiser,  ungeachtet  dessen  abermalige  Erklärung 
und  die  bisherige  Erfahrung  ihnen  die  Hoffnung  benahm,  daß  er  ihre 
Einsprache  beachten  werde,  weil  sie  wenigstens  ihr  Recht  wahren 
wollten.  Aber  sie  führten  diesmal  nicht  die  kühne,  trotzige  Sprache,  in 
der  sie  früher,  auf  Gesetz  und  ihr  Recht  sich  berufend,  die  Zurücknahme 
eigenmächtiger  Verordnungen  forderten,  sondern  machten  bescheidene 
Vorstellungen  und  Zugeständnisse,  die  von  Bereitwilligkeit,  den  Ab- 
sichten  des  Kaisers   entgegenzukommen,   zeigten.     „Wir   hängen",   so 
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lauteten  der  Hauptsache  nach  diese  Repräsentationen,  ,, nicht  so  ver- 
blendet an  den  bestehenden  Gesetzen  und  unsern  Rechten,  daß  wir  nicht 
geneigt  waren,  die  nöthige  Aenderung  derselben  und  der  Staatsverwal- 
tung zuzugeben;  bitten  aber  Se.  Majestät,  die  Vollziehung  der  in  die 
Verfassung  des  Landes  und  unsere  Rechte  tief  eingreifenden  Vermessung 
und  Abschätzung  des  gesammten  Grundbesitzes  wie  auch  anderer 
Neuerungen  bis  zum  Reichstage  aufzuschieben,  wo  der  König  und  die 
Stände  gemeinschaftlich  über  die  Regulirung  der  Steuern,  der  Insur- 
rection  und  anderer  Angelegenheiten  Beschlüsse  fassen  werden.  Nur 
auf  diese  Art  ist  es  möglich,  die  Staatsverwaltung  zu  verbessern  und 
zugleich  die  Rechte  der  Stände  zu  wahren."  ^  Es  hatten  sich  jedoch 
nicht  die  Gesinnungen  des  Adels,  sondern  die  Umstände  geändert;  die 
Comitatscongregationen  waren  abgeschafft,  in  denen  feurige  Reden  ge- 
balten, kühne  Anträge  gestellt  und  zu  Beschlüssen  erhoben  wurden; 
die  Correspondenz  der  Gespanschaften  miteinander  war  verboten,  und 
dadurch  ihnen  das  Mittel  genommen,  sich  über  ein  gemeinschaftliches 
Verfahren  zu  verständigen;  die  Anwesenheit  einer  Militärmacht  endlich, 
die  jede  Widersetzlichkeit  unmöglich  machte,  zwang  den  Adel,  Mismuth 
und  Zorn  in  der  Brust  zu  verschließen  und  eine  günstigere  Zeit  abzu- 
warten. Uebrigens  gelangten  jene  Repräsentationen  gar  nicht  an  den 
Kaiser,  denn  auf  seinen  Befehl  wies  sie  der  Präsident  der  Statthalterei, 
Niczky,  zurück. 

Im  Frühling  1786  schickte  Joseph  750  Offiziere  und  Ingenieure  17S6 
nach  Ungarn,  welche  die  Vermessung  im  Einverständnisse  mit  den 
Comitatsbearaten  ungesäumt  vornehmen  und  bis  Ende  October  voll- 
enden sollten.  Die  technische  Leitung  wurde  dem  durch  Fachkennt- 
niß  und  Fleiß  ausgezeichneten  Obersten  Neu  aufgetragen.  —  Im  Juni 
trat  der  Kaiser  eine  Rundreise  an.  Den  Weg  über  Grätz,  Agram 
und  Karlstadt  nehmend,  besuchte  er  das  Küstenland  am  Adriatischen 
Meere,  wo  er  sich  über  die  Beschaffenheit  der  Häfen  unterrichtete  und 
Anordnungen  zur  Hebung  des  Seehandels  traf.  Von  da  ging  er  durch 
die  Militärgrenze  über  Peterwardein,  dessen  Festungswerke  er  besich- 
tigte, Semlin,  Szegedin,  Arad  und  Großwardein  nach  Siebenbürgen,  wo 
er  die  Wunden  zu  heilen  strebte,  welche  der  erst  kürzlich  unterdrückte 
Aufstand  der  Walachen  dem  Lande  geschlagen  hatte.  Sodann  bereiste 
er  die  Bukowina  und  Galizien,  von  wo  er  wieder  nach  Ungarn  kam  und 
sich  über  Kaschau  nach  Pest  und  Ofen  begab.  Hier  widmete  er  der 
Statthalterei  und  Universität  seine  Fürsorge,  besichtigte  den  Bau  der 
großen  Kaserne,  des  sogenannten  Neugebäudes,  empfing  viele  ange- 
sehene Männer,  mit  denen  er  die  Vermessung  besprach,  und  kehrte  gegen 
Ende  August  nach  Wien  zurück.  Außer  den  erwähnten  Angelegenheiten 
beschäftigte  sich  der  unermüdet  thätige  Kaiser  während  der  Reise  mit 
Entwürfen  zur  Förderung  der  Landwirthschaft  und  des  Handels,  zur 
Anlegung  von  Landstraßen  und  Kanälen,  zur  Verbesserung  der  Schulen 
und  des  Volksunterrichts. 

'  Collect.  Onlin.  et  Repraes.,  .S.  27G  fg. 
Frßler.    V.  3ü 
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Der  Fortgang  der  Vermessung  entsprach  seiner  Erwartung  nicht. 
Sie  konnte  erst  im  August  angefangen  werden,  nachdem  die  viele  Zeit 
erfordernden  Vorarbeiten  beendigt  waren.  Nun  zeigten  sich  erst  recht 
die  vielen  und  großen  Schwierigkeiten,  die  mit  einem  Werke  verknüpft 
sein  mußten,  welches  sich  auf  den  Umfang  von  6000  Quadratmeilen  er- 
streckte und  von  der  Bevölkerung  mit  tiefem  Widerwillen  betrachtet 
wurde.  Die  meisten  Comitatsbeamten  förderten  dasselbe  so  lässig,  als 
sie  konnten,  ohne  straffällig  zu  werden;  die  Gutsbesitzer  legten  ihm  so 
viele  Hindernisse  in  den  Weg,  als  sie  vermochten;  und  an  mehrern  Orten 
widersetzte  sich  das  Volk,  weil  man  ihm  sagte,  die  Vermessung  be- 
zwecke die  Erhöhung  der  Steuern.  Die  größten  Schwierigkeiten  ver- 
ursachte jedoch  die  im  Verhäitniß  zu  der  Größe  der  Arbeit  und  dem 
kurzen  Zeiträume,  in  welchem  sie  beendigt  werden  sollte,  viel  zu  kleine 
Zahl  der  Ingenieure.  Neu  hatte  zwar  dem  Kaiser  offen  erklärt,  daß  die 
Vermessung  mit  den  zu  Gebote  stehenden  Kräften  unmöglich  bis  Ende 
October  durchgeführt  werden  könne;  da  dieser  aber  eine  bedeutende 
Verlängerung  des  Termins  nicht  gewährte,  war  er  genöthigt,  die  Arbeit 
mit  der  größten  Eile  zu  betreiben  und  nicht  nur  Feldmesser  vom  Civil- 
stande  zu  Hülfe  zu  nehmen,  sondern  auch  Schulmeister,  Dorfnotäre, 
Schreiber  und  sogar  Landleute,  so  gut  es  geschehen  konnte,  abrichten 
zu  lassen.  Die  Menge  dieser  Vermesser  bedeckte  die  Felder,  Tausende 
von  Bogen  wurden  mit  Schreibereien,  Tabellen  und  Geständnissen  der 
Grundbesitzer  über  den  durchschnittlichen  Ertrag  ihrer  Felder  in  zehn 
Jahren  angefüllt,  und  große  Summen  auf  Kosten  der  letztern  veraus- 
gabt; als  aber  die  Ingenieure  hin  und  wieder  Nachmessungen  vornah- 
men, da  fanden  sie  unzählige  Fehler  und  ganz  unbrauchbare  Arbeiten. 
Nun  wurden  Kreis-  und  Comitatscommissionen  mit  der  Aufsicht  über 
die  Vermessungen  betraut,  die  bittere  Klagen  über  absichtliche  Fäl- 
schungen und  über  das  unnütz  erpreßte  schwere  Geld  zu  hören  hatten. 
1787  Die  Arbeit  wurde  1787  mit  weniger  Eile  und  geringerm  Widerstreben 
der  Grundbesitzer  fortgesetzt,  und  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres 
die  sehr  mangelhafte  Vermessung  und  Ertragsabschätzung  der  Grund- 
stücke vollendet.  Hierauf  ernannte  Joseph  eine  Commission,  welche, 
dem  physiokratischen  System  gemäß,  die  aus  den  so  entstandenen 
•  Katastertabellen  sich  ergebende  Summe  der  Grundsteuer  berechnen  und 
die  Art  ihrer  Vertheilung  anzugeben  berufen  war.  Die  Instruction  für 
die  Commission  verfaßte  er  selbst.  Sie  war  seine  letzte  Arbeit  in  dieser 
Sache,  denn  von  nun  an  nahm  der  Krieg  mit  der  Türkei  seine  Thätig- 
keit  hauptsächlich  in  Anspruch. 

Wie  die  allgemeine  Besteuerung  des  Bodens,  die  Aufhebung  der 
Grenzzölle  und  was  damit  zusammenhing,  unterblieben,  so  kamen  auch 
die  übrigen  Reformen,  welche  die  Einverleibung  Ungarns  in  den  Ein- 
heitsstaat herbeiführen  sollten,  nicht  zu  Stande.  Joseph  ging  nämlich 
damit  um,  die  Siebenbürger- ungarische  Hofkanzlei  in  der  Art  mit  der 
böhmisch-deutschen  zu  vereinigen,  daß  sie,  von  zwei  Vicekanzlern 
geleitet,  eine  Abtheilung  einer  allgemeinen  Hofkanzlei  und  Central- 
Regierungsbehörde  sein  sollte.  Das  Gerücht,  welches  die  Vereinigung 
der  Hofkanzleien  vorher  verkündete,  erhielt  dadurch  Glaubwürdigkeit, 
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daß  nach  dem  Tode  des  Kanzlers  Franz  Eszterliäzy,  der  1785  starb, 
kein  Nachfolger  ernannt  wurde.  Er  war  zugleich  Ban  von  Kroatien 
gewesen,  was  sich  wegen  der  Verschiedenheit  des  Berufs  und  unter- 
geordneten Stellung  des  Baus  rait  der  Kanzlerwürde  schlecht  vertrug, 
und  hatte  mehr  blos  den  Titel  als  die  Geschäfte  derselben  geführt,  in- 
dem Joseph  dem  Vicekanzler  Johann  Pälffy  das  vollste  Vertrauen 
schenkte  und  ihn  in  jeder  Angelegenheit  zu  Rathe  zog;  um  so  mehr 
mußte  es  auffallen,  daß  dieser  nicht  zum  Kanzler  befördert  wurde.  Um 
die  Mitte  von  1786  machte  Joseph  die  höchst  wichtige  Sache  zum 
Gegenstande  ernstlicher  Berathungen  und  wohnte  auch  darum  den 
Sitzungen  beider  Kanzleien  so  häufig,  wie  erwähnt  worden,  bei;  ver- 
schob aber  die  Durchführung  derselben  wahrscheinlich  auf  die  Zeit,  in 
welcher  die  untergeordneten  Regierungsorgane,  die  erst  vor  kurzem  ge- 
schaffen worden,  in  volle  Wirksamkeit  getreten  sein  würden.  Des- 
gleichen sollte  auch  die  Septemviraltafel  mit  einem  höchsten  Gerichts- 
hofe, dessen  Sitz  Wien  sei,  verschmolzen  werden,  was  nothwendig  auch 
ein  gleiches  Gesetzbuch  für  Civil-  und  Criminalsachen  in  beiden  Theilen 
der  Monarchie  erforderte.  Da  aber  dieses  Gesetzbuch  (angeblich  nur 
für  die  deutschen  Provinzen)  erst  verfaßt  wurde,  mußte  man  warten, 
bis  dasselbe  fertig  sein  w^erde.  Das  letzte  unausbleibliche  Ergebniß  der 
unternommenen  und  beabsichtigten  Reformen,  wenn  sie  Bestand  ge- 
wonnen hätten,  würde  die  Aufhebung  der  ungarischen  Constitution, 
Einführung  der  absoluten  Monarchie  und  Umgestaltung  der  Reichs- 
tage in  Postulalen- Landtage  wie  die  der  deutsch -böhmischen  Pro- 
vinzen gewesen  sein.  Auf  diese  Weise  wäre  nach  dem  Plane  Joseph's 
der  Einheitsstaat  fertig  und  Ungarn  dessen  Provinz  geworden;  aber  der 
Türkenkrieg  hinderte  ihn,  den  scheinbar  schon  weit  gediehenen  Bau  zu 
vollenden,  und  sein  Tod  vernichtete  denselben. 


Joseph's   die  Landwirthschaft,    die  Industrie  und   den  Handel 
betreffende  Maßregeln. 

Joseph  war  unablässig  bemüht,  auch  den  materiellen  Wohlstand 
seiner  Staaten  durch  Förderung  ihrer  Landwirthschaft,  ihrer  Industrie 
und  ihres  Handels  zu  heben ;  diesen  Endzwt  ck  hatte  er  bei  den  Reformen 
der  Staatsverwaltung  und  den  Unterhandlungen  mit  andern  Mächten  im 
Auge;  ihn  suchte  er  durch  eigens  hierzu  getroffene  Einrichtungen  und 
Anstalten  zu  erreichen.  Daß  er  Ungarn  in  dieser  Hinsicht  von  seiner 
Fürsorge  nicht  ausschloß,  sondern  die  Absicht  hatte,  ihm  dieselben  Vor- 
theile  wie  den  deutsch-böhmischen  Ländern  zu  gewähren,  unterliegt  kei- 
nem Zweifel.  Als  die  Bürger  Ofens  1784  ihm  ein  Denkmal  errichten 
wollten,  weil  er  den  Sitz  der  Stafthalterei  in  ihre  Stadt  verlegt  hatte, 
schrieb  er  an  den  Magistrat:  „Ich  danke  für  die  Ehre,  die  mir  zugedacht 
wurde,  auf  einem  der  Hauptplätze  Ofens  meine  Bildsäule  zu  errichten. 
Was   ich  bisher   für  Ungarn  getlian.    verdient   in  der  That  eine  solche 
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Ehre  nicht.  Wenn  ich  es  jedoch  einmal  werde  dahin  gebracht  haben, 
daß  die  Ungarn  die  wahren  Verhältnisse  zwischen  dem  König  und  den 
Unterthanen  anerkennen,  wenn  ich  Thätigkeit  und  Industrie  erweckt, 
den  Handel  in  Flor  gebracht,  das  Land  von  einem  Ende  zum  andern  mit 
Straßen  und  schiffbaren  Kanälen  werde  versehen  haben,  wie  ich  es 
hoffe  —  wenn  dann  die  Nation  mir  ein  Denkmal  errichten  will,  dann 
möchte  ich  es  vielleicht  verdient  haben,  und  dann  werde  ich  es  auch  mit 
Dank  annehmen."  Das  waren  nicht  leere  Worte.  Den  Kreiscommis- 
saren machte  er  es  in  den  ihnen  gegebenen  Instructionen  zur  strengen 
Pflicht,  den  jeder  Gegend  angemessenen  Cultur-  und  Gewerbszweig  zu 
befördern,  die  Flüsse  zu  reguliren,  Kanäle  anzulegen  und  Straßen  zu 
bauen;  entwarf  selbst  Pläne  zu  dergleichen  Werken  und  befahl  deren 
Ausführung.  Um  die  schemnitzer  Bergwerke  zu  entwässern,  ließ  er  den 
8000  Klafter  langen  Erbstollen  anlegen,  der  nach  ihm  benannt  wird  und 
erst  in  der  jüngsten  Zeit  vollendet  wurde.  Die  Straße,  Via  Josephina, 
die  von  Karlstadt  an  die  Häfen  von  Zengg  und  Carlopago  führt,  und  die 
Verbesserungen  der  adriatischen  Häfen,  namentlich  des  Hafens  von 
Fiume,  sollten  besonders  dem  Handel  Ungarns  zugute  kommen.  Der 
1784  Vertrag,  den  Joseph  am  24.  Febr.  1784  mit  der  Pforte  schloß,  erwei- 
terte die  den  Bewohnern  der  Erblande  und  Ungarns  durch  den  karlo- 
witzer  und  passarowitzer  Frieden  hinsichtlich  der  Beschiffung  der  Donau 
und  des  Schwarzen  Meers  wie  auch  des  Handels  eingeräumten  Vortheile 
und  beseitigte  die  Hindernisse,  welche  die  Barbarei  der  Türken  beiden 
legte,  wenigstens  zum  Theil.  Auch  erwirkte  er  1786  von  der  Pforte 
günstige  Verordnungen  über  den  Auftrieb  der  siebenbürger  Schafe  auf 
walachische  Weideplätze.  In  dem  Vertrage  mit  Rußland  vom  12.  Nov. 
1785  sicherten  sich  beide  Staaten  gegenseitig  die  Handelsvortheile  der 
am  meisten  begünstigten  Nationen  zu. 

Von  dem  allen  konnte  Ungarn  nur  wenig  oder  keinen  Nutzen  ziehen, 
so  lange  an  den  Grenzen  zwischen  ihm  und  Oesterreich  bei  der  Einfuhr 
solcher  Erzeugnisse  in  das  letztere,  deren  man  dort  nicht  bedurfte  und 
die  ins  Ausland  gingen,  unverhältnißmäßig  hohe,  hingegen  bei  der  Ein- 
fuhr von  Waaren  jeder  Art  aus  diesem  nach  Ungarn  niedere  oder  keine 
Zölle  erhoben  wurden  (vgl.  S.  437).  Diesem  höchst  ungerechten  Ver- 
fahren lag  die  Absicht  zu  Grunde,  Ungarn,  das  man  dank  seiner  Consti- 
tution nicht  willkürlich  wie  die  unumschränkt  beherrschten  deutsch- 
böhmischen Länder  direct  besteuern  durfte,  indirect  durch  Zölle  zu 
besteuern,  zugleich  dessen  Gewerbe  und  Handel  zum  Vortheil  dieser 
möglichst  zu  beschränken,  um  sie  für  die  höhern  Abgaben,  welche  sie 
zahlten,  zu  entschädigen.  Joseph  versprach,  die  Ungleichheit  der  Ein- 
und  Ausfuhrzölle  an  den  Grenzen  beider  Theile  seiner  Monarchie,  bei 
welcher  der  eine  zunehmend  verarmte,  der  andere  auf  dessen  Kosten 
sich  bereicherte,  aufzuheben  und  die  materielle  Wohlfahrt  Ungarns  ebenso 
wirksam  wie  die  seiner  andern  Länder  zu  befördern,  wenn  dessen  Reichs- 
stände einwilligten,  daß  ihr  Land  im  Verhältniß  zu  seinem  Umfange  und 
Vermögen  zu  den  Bedürfnissen  der  Monarchie  beitrage.  Das  war  aber 
noch  bei  weitem  nicht  alles,  was  er  von  den  Ungarn  begehrte;  sie  sollten 
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ihrer  Constitution  entsagen  und  die  unbeschränkte  Regierungsform  an- 
nehmen, ihre  Sprache  aus  dem  öffentlichen  Leben  verbannen  und  sich 
germauisiren,  ihr  800jäbriges  Königreich  aufgeben  und  es  zu  einer  Pro- 
vinz des  Einheitsstaats,  den  er  gründen  wollte,  erniedrigen  lassen.  Um 
das  alles  zu  erzwingen,  ließ  er  diese  Zölle  nicht  nur  fortbestehen,  son- 
dern erhöhte  sie  noch,  als  er  seine  Staaten  vom  Auslande  durch  hohe 
Zölle  und  Einfuhrverbote  absperrte,  wodurch  die  Zollbelastung  Ungarns 
noch  viel  drückender  und  die  Ausfuhr  seiner  Producte  unendlich  er- 
schwert wurde. 

Joseph  war  ein  entschiedener  Anhänger  des  physiokratischeu 
Systems,  das  in  vielen  Stücken  mit  dem  Merkantilsystem  übereinstimmt. 
Nach  beiden  soll  ein  Staat  seinen  Reichthum  in  dem  Maße  vermehren, 
in  welchem  er  viele  Producte  und  Fabrikate  an  das  Ausland  absetzt, 
dagegen  wenige  vom  Auslande  einführt,  und  demzufolge  das  Geld  sich 
bei  ihm  anhäuft.  „Der  Staat  hat  bisher",  schrieb  er  an  den  Kanzler 
Kolowrat,  „jährlich  mehr  als  24  Millionen  bei  seinem  Commerz  verloren. 
Bisher  war  es  beinahe  eine  besondere  Absicht  der  österreichischen  Re- 
gierung, die  Fabrikanten  und  Kaufleute  der  Franzosen,  Engländer  und 
Chinesen  zu  ernähren  und  sich  aller  der  Vortheile  zu  begeben,  die  ein 
Staat  nothwendig  haben  würde,  wenn  er  durch  eigene  Industrie  für  die 
Nationalbcdürfnisse  Sorge  getragen  hätte."  Diesen  nur  zum  Theil  rich- 
tigen, übrigens  falschen  Ansichten  gemäß  erließ  er  am  27.  August  1784 
das  Zollpatent,  das  auf  einmal  seine  Staaten  vom  Auslande  fast  gänzlich 
absperren  sollte.  Die  Einfuhr  aller  fremden,  wie  er  sich  ausdrückte, 
„nur  zur  Ueppigkeit  dienenden  Producte"  für  den  Weiterverkauf  wurde 
streng  verboten,  ihr  Bezug  Privatleuten  zum  eigenen  Verbrauch  mit  so 
erschwerenden  Formalitäten  und  so  hohen  Zöllen  belastet,  daß  derselbe 
ohne  Schmuggel  hätte  aufhören  müssen.  Die  vorräthigen  fremden 
Waaren  mußten  von  Kaufleuten  in  bestimmte  Magazine  abgeliefert  und 
binnen  einer  festgesetzten  Zeit  verkauft  werden.  Fremde  Waaren,  die 
noch  weiterbin  vorgefunden  wurden,  wurden  vernichtet  oder  an  Armen- 
und  Krankenhäuser  abgegeben,  die  Besitzer  derselben  hart  gestraft. 
Um  mit  seinem  Beispiel  vorauszugehen,  ließ  Joseph  die  ausländischen 
Weine  aus  den  Kellern  der  Burg  in  die  Kranken-  und  Armenhäuser 
Wiens  abführen,  und  trug  gewöhnlich  aus  inländischen  Zeugen  ver- 
fertigte Kleider. 

Damit  die  Industrie,  die  durch  das  Prohibitivsystem  gehoben  werden 
sollte,  hinsichtlich  des  Materials  für  ihre  Fabrikate  vom  Auslande  unab- 
hängig sei,  und  es  in  hinreichender  Menge  zu  wohlfeilen  Preisen  erhalte, 
theilte  der  Kaiser  die  Länder  der  Monarchie  in  zwei  Klassen,  deren  eine 
er  zur  Erzeugung  von  Rohstoffen,  die  andere  zur  Verarbeitung  derselben 
bestimmte.  Ungarn  stellte  er  in  die  erste,  die  deutsch-böhmischen  Pro- 
vinzen in  die  zweite  Klasse.  Da  das  erstere  hierdurch  hauptsächlich 
auf  Bodencultur  und  Viehzucht  angewiesen  war,  gab  er  dem  pester 
Kreiscommissar  die  Weisung,  die  Vergrößerung  Pests  nicht  zu  beför- 
dern, weil  große  Städte,  die  nothwendig  Gewerbe  und  Handel  treiben, 
der  Bearbeitung   des  Bodens  zu  viele  Hände   entziehen.     Um   zu  ver- 
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hindern,  daß  Ungarn  über  die  ihm  zugedachte  Bestimmung  hinausgehe 
und  der  Industrie  der  Erblande  Concurrenz  mache,  erhöhte  und  ver- 
mehrte er  die  Zölle,  welche  die  Erzeugnisse  ungarischer  Gewerbe  beim 
Eingang  nach  Oesterreich  zu  entrichten  hatten,  derart,  daß  sie  dahin 
kaum  noch  eingeführt  werden  konnten,  während  die  Artikel  der  dortigen 
Industrie,  die  nach  Ungarn  gebracht  wurden,  einem  sehr  geringen  Zoll 
unterlagen.  Ungarische  Naturproducte,  deren  die  Fabriken  Oesterreichs 
und  Böhmens  bedurften,  oder  die  den  Einwohnern  als  Nahrungsmittel 
dienten,  zahlten  zwar  bei  der  Einfuhr  in  diese  Länder  unbedeutende 
Zölle,  aber  desto  größere  Transitzölle,  wenn  sie  für  die  Ausfuhr  be- 
stimmt waren;  das  war  bei  Zug-  und  Schlachtvieh,  Eisen,  Hanf,  Flachs 
und  Unschlitt  der  Fall;  vom  Centner  Wolle,  wenn  sie  nach  Oesterreich 
ging,  wurden  15  Kreuzer,  wenn  ins  Ausland,  12  Gulden  erhoben;  die  Aus- 
fuhr von  Häuten,  Knoppern,  Pottasche  und  Weinstein  war  mit  zwanzig 
bis  dreißig,  von  Tabak  und  manchen  andern  Artikeln  mit  sechzig  vom 
Hundert  des  Schätzungswerthes  belastet.  Damit  aber  auch  der  Handel 
Ungarns  mit  dem  Auslande  in  die  Hände  der  österreichischen  Kaufleute 
falle,  hatte  ein  Ungar,  der  es  unternahm,  in  directen  Verkehr  mit  dem 
Auslande  zu  treten,  mit  so  viel  Schwierigkeiten  und  Plagen  zu  kämpfen, 
daß  er  schon  beim  ersten  Versuche  die  Lust  verlor,  noch  einen  zweiten 
zu  wagen. 

Die  Industrie  Oesterreichs,  die  auf  diese  Art  mit  wohlfeilen  Roh- 
stoffen versehen  und  gegen  Concurrenz  geschützt  wurde,  erhob  sich  bald 
zu  einer  gewissen  Blüte.  Inländer  und  einwandernde  Ausländer  errich- 
teten Manufacturen  und  Fabriken,  aber  die  Industrie  wurde  nicht  ver- 
bessert, weil  der  Sporn  der  Concurrenz  fehlte.  Ob  die  österreichischen 
Länder  dadurch  wirklich  gewannen,  daß  Millionen  Menschen  zum  Vor- 
theil  der  Fabrikanten  gezwungen  waren,  schlechtere  und  theurere 
Waaren  als  die  ausländischen  zu  verbrauchen,  mag  dahingestellt  blei- 
ben; der  Handel,  der  zu  seinem  Gedeihen  des  freien  Verkehrs  bedarf, 
litt  durch  die  Maßregeln,  durch  welche  die  Industrie  befördert  werden 
sollte,  schweren  Abbruch.  Um  den  Schmuggel,  zu  dem  die  hohen  Zölle 
verlockten,  zu  verhindern,  wurden  sowol  an  den  ungarischen  als  öster- 
reichischen Grenzen  Plätze  bestimmt,  über  die  allein  ein-  und  ausgeführt 
werden  durfte,  wodurch  unausbleiblich  der  Verkehr  beschränkt  und  die 
Fracht  vertheuert  wurde.  Ueberdies  schloß  sich  das  Ausland  gleicher- 
maßen durch  hohe  Zölle  und  Waarenverbote  gegen  Oesterreich  ab.  Für 
Ungarn  besonders  wurde  das  Prohibitiv-  oder  Isolirungssystem,  wie  es 
Joseph  nannte,  wahrhaft  verderblich;  denn  sein  Markt  war  den  Auslän- 
dern verschlossen  und  stand  fast  ausschließlich  nur  österreichischen  Han- 
delsleuten offen;  daher  konnten  diese  die  Preise  dessen,  was  sie  kaufen 
wollten,  nach  Gefallen  hinabdrücken,  und  fand  das,  wessen  sie  nicht  be- 
durften, keine  Abnehmer.  Hierdurch  wurde  die  Production  Ungarns  nicht 
nur  auf  gewisse  gangbare  Artikel,  sondern  auch  überhaupt  so  beschränkt, 
daß  die  fruchtbarsten  Landstrecken  brach  lagen  und  höchstens  als  Hut- 
weiden  benutzt  werden  konnten.  Hierdurch  erlitt  besonders  der  Wein- 
bau Verluste,   von  denen  er  sich  nicht  wieder  erholte,   weil  die  damals 
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gesperrteu  Wege  nach  den  Ländern,  die  tornehmlich  ungarische  Weine 
bezogen  hatten,  sich  nicht  wieder  öffneten.  Hierdurch  geriethen  auch 
die  Handgewerbe  ins  Stocken,  und  die  wenigen  Manufactureu,  welche 
unter  Kari's  HI.  und  Maria  Theresia's  Regierung  entstanden  waren,  wie 
die  uiunkäcser,  kaschauer  und  preßburger  Tuch-  und  die  lauschitzer 
Kattunnianufactur,  gingen  zu  Grunde.  ^ 


'  M.Horvath,  Az  ipar  es  kereskedelem  törteuete  Magyarorszagbaii  a  haroni 
ntolso  szarad  alatt  (Geschichte  der  Industrie  und  des  Handels  in  Ungarn  wäh- 
rend der  drei  letzten  Jahrhanderte),  S.  212  fg. 
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Plane  Josepli's,  die  Monarchie  zu  vergrößern. 
Bündniß  mit  RuIUand. 

Uleicb  nach  Abschluß  des  Friedens  von  Teschen,  der  den  Phui, 
einen  großen  Theil  Baierns  an  Oesterreich  zu  bringen,  vernichtet  hatte, 
richtete  Joseph  seine  Sorge  darauf,  die  Kaiserin  Katharina  II.  vonRußland 
von  Friedrich  II.  zu  trennen  und  für  sich  zu  gewinnen.  In  dieser  Absicht 
besuchte  er  sie  im  Mai  1780  zu  Mohilew  und  erreichte  seinen  Wunsch 
vollständig,  weil  Katharina  gleich  ihm  eines  mächtigen  und  durch  ge- 
meinsame Interessen  festgehaltenen  Alliirten  bedurfte.  Die  beiden  Mon- 
archen schlössen  vorläufig  einen  Bund  der  Freundschaft  und  traten  von 
nun  an  in  einen  Bi'iefwechsel ,  der  die  besten  Aufschlüsse  über  die  End- 
zwecke gibt,  die  sie  verfolgten.  ^  Die  Briefe  strömen  über  von  Schmei- 
cheleien und  überschwenglichen  Versicherungen  gegenseitiger  Hoch- 
achtung, die  aber  schwerlich  so  lebhaft  empfunden  waren,  als  sie  aus- 
gesprochen wurden.  Joseph  schreibt  an  Kaunitz  9.  Januar  1781 :  „Ihre 
(Katharina's)  Eitelkeit  ist  ihr  Götzenbild;  ihr  rasendes  Glück  sowie  der 
Wetteifer  ganz  Europas  in  übertriebenen  Huldigungen  für  sie  haben  sie 
verdorben.  Man  muß  schon  mit  den  Wölfen  heulen;  wenn  nur  das 
Gute  geschieht,  liegt  wenig  an  der  Form,  in  welcher  man  es  erreicht."- 
Katharina,  die  für  Seelenadel  keinen  Sinn  hatte,  dachte  gewiß  nicht 
anders. 

Sobald  Joseph  nach  dem  Tode  seiner  Mutter  die  Regierung  angetreten 
hatte,  nahmen  sogleich  die  Unterhandlungen  über  ein  enges  Bündniß  der 
beiden  Kaiserreiche  ihren  Anfang.  Dasselbe  wurde  nicht  durch  Bevoll- 
mächtigte und  förmlichen  Vertrag,  sondern  von  den  Monarchen  selbst 
durch  Brief  geschlossen.  Joseph  garantirt  in  dem  einen  Briefe  vom  21.  Mai 
1781  der  Kaiserin  und  ihren  Nachfolgern  ihren  gesammten  Länderbesitz 

'  Josepli  II.  iiiul  Katharina  von  Kußland.  Ihr  Briefwechsel,  herausge- 
geben von  Alfred  Kitter  von  Arneth  (Wien  1869).  —  '^  Ebendaselbst  S.  35 
Anmerk.  —  Die  (Korrespondenz  Joseph's  mit  Katharina  und  Kaunitz  wurde  in 
französischer  8prachc  geführt. 
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und  verspricht,  wenn  sie  von  irgendeiner  Macht  angegriffen  würde,  ein 
IIülfscor|DS  von  10000  Mann  Infanterie  und  2000  Mann  Cavalerie  zu  stel- 
len; bei  einem  Angriff' von  Seiten  Schwedens  jedoch  statt  der  Sendung  des 
Hülfscorps  400000  Rubel  zu  zahlen.  Hinsichtlich  Polens  verpflichtete  er 
sich,  für  die  Erhaltung  der  Republik  sowie  des  ihr  gewährleisteten  Besitz- 
standes und  ihrer  Verfassung  von  1773  Sorge  zu  tragen.  Auch  sagt  er 
Katharina  in  allen  Angelegenheiten  seine  guten  Dienste  auf  diploma- 
tischem Wege  zu.  Sein  zweiter  Brief  von  demselben  Tage  enthält  die 
geheimen  Artikel,  die  sich  ausschließlich  auf  die  Pforte  beziehen.  Er  ver- 
pflichtet sich,  die  Pforte  zur  strengen  Beobachtung  aller  mit  Rußland  ge- 
schlossenen Verträge  anzuhalten,  wenn  aber  die  Pforte  dieselben  brechen 
sollte,  ihr  drei  Monate  nach  der  Aufforderung  Katharina's  den  Krieg  zu 
erklären,  dieselbe  Anzahl  von  Truppen  wie  Rußland  ins  Feld  zu  stellen, 
mit  ihm  über  eine  gleiche  Entschädigung  für  die  Kriegskosten  sich  zu 
verständigen  und  nur  gemeinschaftlich  Frieden  zu  schließen.  Würde 
Katharina  während  und  wegen  des  vorausgesetzten  Kriegs  von  irgend- 
einem Staate  angegriffen,  macht  sich  Joseph  verbindlich,  ihr  mit  ganzer 
Macht  Hülfe  zu  leisten.  ^  Die  Dauer  des  Bündnisses  beschränkt  er  auf 
acht  Jahre.  —  Ganz  dieselben  Verpflichtungen  und  beinahe  mit  den- 
selben Worten  übernimmt  Katharina  gegen  Joseph  ebenfalls  in  zwei 
Briefen  vom  24.  Mai  alten  oder  4.  Juni  neuen  Stils.  Die  Zahlung  von 
400000  Rubeln  statt  der  Stellung  eines  Hülfscorps  sollte  bei  einem 
Kriege  des  Kaisers  in  Italien  eintreten.  ^  Dessenungeachtet  fällt  es  in 
die  Augen,  daß  das  Bündniß  der  Zarin  weit  größere  Vortheile  als  dem 
Kaiser  brachte,  denn  er  konnte  auf  Kosten  der  Türkei  an  der  untern 
Donau  und  dem  Schwarzen  Meere  nie  so  großen  und  wirklichen  Gewinn 
machen  als  sie,  und  die  Hülfe,  welche  sie  ihm  gegen  feindliche  Angriffe, 
die  er  kaum  zu  befürchten  hatte,  in  Aussicht  stellte,  wog  nicht  im  ge- 
ringsten den  Schaden  auf,  den  jede  Vergrößerung  Rußlands  in  der  euro- 
päischen Türkei  seiner  Monarchie  brachte.  —  Zur  Befestigung  des 
Bündnisses  wurde  der  Erzherzog  Franz,  ältester  Sohn  des  Großherzogs 
Leopold  von  Toscana,  mit  der  würtembergischen  Prinzessin  Elisabeth, 
einer  Schwester  der  Gemahlin  des  Großfürsten -Thronfolgers  Paul, 
verlobt. 


Zwist  mit  der  Republik  der  Niederlande. 

Zwei  Artikel  des  Friedens  von  Utrecht  veranlaßten  Joseph,  mit  Hol- 
land Streit  anzufangen.  Der  eine  Artikel  bestätigte  zugleich  mit  der 
Ueberlassung  der  spanischen  Niederlande,  Belgiens,  an  Oesterreich  das 
Holland  im  westfälischen  Frieden  verliehene  vernunftwidrige  Recht,  die 
Schiffahrt  auf  der  Scheide  zu  sperren,  wodurch  dt-r  Handel  der  erstem 
schweren  Schaden  erlitt.     Der  andere  berechtigte  Holland,  eine  Anzahl 

'  Joseph  II.  und  Katharina  von  Rußland.  Ihr  Briefwechsel.  —  '  Ebenda- 
selbst S.  81  fg.  —  Anmerkung:  Die  Briefe  Joseph's  sind  alle  nach  dem  Gre- 
gorianischen, die  Katharina's  nach  dem  Julianisclien  Kalender  datirt. 
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belgischer  Festungen  als  Barrieren  gegen  Frankreich  von  seinen  Truppen 
besetzt  zu  halten.  Hinsichtlich  beider  Artikel  bestanden  mehrmals  er- 
neuerte Verträge  zwischen  Oesterreich  und  Holland.  Als  Joseph  1781 
Belgien  und  Holland  bereiste,  sah  er,  wie  sehr  das  erstere  an  Reichthum 
hinter  dem  andern  zurückstand,  fand  die  Ursache  seines  Zurückbleibens 
in  den  Fesseln,  welche  die  beiden  Artikel  demselben  anlegten,  und  be- 
schloß, diese  zu  brechen.  Er  verfuhr  aber  auch  in  der  Angelegenheit 
nach  seiner  gewohnten  hastigen  und  gewaltthätigen  Art. 

Den  Barrierenvertrag  betrachtete  er  als  eine  schmähliche  Beschrän- 
kung seiner  Souveränetät,  die  er  um  so  weniger  dulden  könne,  da  die 
Holländer  seit  dem  Verfallen  ihrer  Land-  und  Seemacht  ihre  aus  dem- 
selben   entspringenden   Verpflichtungen    sehr    lässig   erfüllten.     Joseph 

1781  kündigte  also  den  Barrierenvertrag  1781.  Nach  längern  Unterhand- 
lungen erwiderte  Kaunitz  auf  die  Gegenvorstellungen  der  General- 
staaten: „Der  Kaiser  will  von  den  Barrieren  nichts  mehr  hören;  sie 
haben  zu  existiren  aufgehört."    Die  Holländer  wurden  durch  Drohungen 

1783  genöthigt,  1783  ihre  Truppen  aus  den  Festungen  abzuberufen,  und  die 
Festungen,  Luxemburg,  Namur,  Antwerpen  und  Ostende  ausgenommen, 
geschliffen.  Die  Leichtigkeit,  mit  der  die  Barrieren  beseitigt  worden, 
und  die  militärische  Schwäche  der  Republik  ermuthigten  Joseph,  auch 
die  Oeffnt^ng  der  Scheide  für  die  belgischen  Schiffe  zu  erzwingen.  Zuerst 
erhob  er,  um  die  Holländer  in  Furcht  zu  setzen,  Ansprüche  auf  Mastricht 
wie  auch  andere  Orte  und  Landschaften;  erbot  sich  sodann,  auf  dieselben 
zu  verzichten,  wenn  die  Generalstaaten  die  Scheide  freigäben,  brach  aber 

178-1  die  Unterhandlungen  kurz  ab  und  meldete  ihnen  im  August  1784,  daß 
er  die  augenblickliche  Oeffnung  der  Scheide  verlange  und  jedes  Hinder- 
niß,  welches  man  der  Schiffahrt  seiner  Unterthanen  auf  derselben  ent- 
gegensetzte, als  Kriegserklärung  betrachten  werde.  Am  6.  October  fuhr 
ein  Schiff  unter  kaiserlicher  Flagge  von  Antwerpen  die  Scheide  hinab, 
wurde  an  der  holländischen  Zollstätte  angehalten  und  durch  Beschießung 
zur  Rückkehr  gezwungen.  Ein  anderes  Schiff,  das,  von  Ostende  kom- 
mend, in  die  Scheide  einlief,  wurde  genommen  und  nach  Vließingen 
gebracht.  Hierauf  ließ  Joseph  ein  Heer  nach  den  Niederlanden  auf- 
brechen, und  die  Holländer  rüsteten  sich  mit  großem  Eifer  zum  Wider- 
stände, Die  Zarin  Katharina  unterstützte  zwar  durch  ihre  Gesandten 
die  Forderungen  des  Kaisers,  wie  es  ihr  Bündniß  mit  ihm  erheischte; 
aber  andere  Mächte  konnten  solch  eine  einseitige  und  gewaltthätige 
Durchlöcherung  feierlicher  europäischer  Friedensverträge  nicht  leichthin 
zugeben.  England,  obgleich  im  Zerwürfniß  mit  Holland,  erklärte  sich 
dawider;  König  Ludwig  XVL  von  Frankreich,  des  Kaisers  Schwager, 
wurde  durch  das  Interesse  seines  Landes  und  die  öffentliche  Meinung 
genöthigt,  für  Holland  Partei  zu  nehmen;  König  Friedrich  H.  von 
Preußen  verweigerte  dem  Heere  des  Kaisers  den  Durchmarsch  durch 
seine  Rheinlande;  mehrere  deutsche  Fürsten,  selbst  Joseph's  Bruder, 
Kurfürst  Maximilian  von  Köln,  überließen  Holland  Truppen  für  Geld. 
Nun  verlor  Joseph  den  Muth  und  nahm  die  Vermittelung  Frankreichs 
an.  Der  Minister  der  auswärt  igen  Angelegenheiten,  Vergennes,  schlug 
vor,  der  Kaiser  möge  seine  Ansprüche  auf  holländisches  Gebiet  und  die 
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Forderung  iii  Betreff  der  Scheide  fiir  eine  Entschädigung  in  Geld  auf- 
geben. Diesen  eben  nicht  ehrenvollen  Ausgleich  ließ  sich  Joseph  gefallen. 
Er  verlangte,  daß  die  Republik  für  die  seiner  Flagge  zugefügte  Schniacli 
in  Wien  Abbitte  leiste  und  15  Mill.  holländische  Gulden  zahle;  die 
Holländer  versprachen  erst  3,  dann  5,  während  er  auf  10  Millionen 
herunterging,  wobei  beide  Parteien  unnachgiebig  beharrten.  Da  hielt  es 
Vergennes  für  vortheilhafter,  daß  Frankreich  die  streitigen  5  Millionen 
auf  sich  nehme,  als  für  Holland  wider  den  Schwager  seines  Königs  einen 
Krieg  führe,  der  weit  mehr  kosten  würde,  und  am  8.  November  1785  1785 
wurde  zu  Fontainebleau  der  Vertrag  geschlossen,  in  welchem  Holland 
auf  die  Barrieren  verzichtete,  aber  das  Recht,  die  Scheide  zu  sperren, 
behielt.  —  Frankreich  erwarb  die  Ehre,  durch  ein  großmüthiges  Opfer 
den  Frieden  Europas  erhalten  zu  haben  und  nebenbei  das  Bündniß  mit 
Holland.  Joseph  gewann  zwar  einige  Millionen,  die  aber  den  Verlust 
nicht  aufwogen,  den  er  an  Ansehen  und  an  der  Zuneigung  der  Belgier 
erlitt,  die  ihn  beschuldigten,  ihre  wichtigsten  Interessen  verkauft  zu 
haben.  Sie  wurden  noch  mehr  erbittert,  als  sie  hörten,  sie  seien  ihrem 
Landesherrn,  der  ihnen  und  dem  sie  Treue  geschworen,  so  wenig  werth, 
daß  er  sie  wie  eine  Heerde,  ihr  Land  wie  ein  Privatgut  vertauschen 
wolle. 


Plan,   die  Niederlande  für  Baiern  einzutauschen. 

Noch  war  der  Vergleich  mit  Holland  nicht  zu  Stande  gekommen,  als 
Joseph  den  Plan  Maria  Theresia's,  die  von  den  andern  Staaten  der 
Monarchie  durch  dazwischenliegende  Gebiete  getrennten  Niederlande 
mit  dem  wohlgelegenen  Baiern  zu  vertauschen,  wieder  aufgriff.  Die  Un- 
zufriedenheit des  Kurfürsten  Karl  Theodor  mit  dem  Frieden  von  Teschen, 
der  die  frühern,  seinen  persönlichen  Interessen  entsprechenden  Verträge 
mit  Oeslerreich  zerrissen  hatte,  ließ  das  Gelingen  hoffen.  Auch  schien 
das  Haus  Witteisbach  durch  den  Tausch  keine  wesentliche  Benach- 
theiligung zu  erleiden,  obgleich  Luxemburg  und  Namur  bei  Oesterreich 
bleiben  sollten;  denn  Belgiens  Lage  und  dichte  Bevölkerung,  seine  In- 
dustrie, sein  Handel  und  Reichthum  mochten  ersetzen,  was  das  dünner 
bewohnte  und  ärmere  Baiern  an  Flächenraum  voraus  hatte,  und  der 
Titel  „König  von  Bnrgund"  wie  die  volle  Souveränctät ,  welche  der 
Kaiser  als  Zugabe  anbot,  für  einen  etwaigen  Verlust  entschädigen.  So 
war  denn  Karl  Theodor  bereit,  den  Handel  abzuschließen;  aber  der 
präsumtive  Erbe,  Herzog  Karl  von  Zweibrücken,  und  Sein  Bruder  Maxi- 
milian widersprachen.  Vergebens  bf»t  Joseph  dem  erstem  eine,  dem 
andern  eine  halbe  Million  Gulden  für  ihre  Einwilligung  an;  vergebens 
ließen  Katharina  II.  und  der  französische  Hof  ihnen  zureden,  den  Tausch 
zu  genehmigen;  sie  beharrten  bei  ihrer  Protestatioti  und  riefen  Frank- 
reich, Rußland  und  Preußen  auf,  den  Frieden  von  Teschen  aufrecht  zu 
halten.  Die  zwei  erstgenannten  Mächt«',  ließen  es  bei  Versprechungen 
bewenden;  Friedrich  II.  aber  trat  entsciiieden  gegen  den  Ländertausch 
auf,  der  Oesterreich  durch  Abrundung  seiner  Staaten  und  Erweiterung 
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seiner  Herrschaft  in  Deutschland  eine  Macht  versebaffen  sollte,  gegen 
welche  Preußen  seine  erst  vor  kurzem  errungene  Stellung  nicht  behaup- 
ten könnte.  Er  benutzte  die  erwachende  Eifersucht  und  Besorgniß  der 
deutschen  Fürsten,  daß  Joseph  die  kaiserliche  Gewalt  durch  Schmälerung 
1785  ihrer  Rechte  ausdehnen  wolle,  und  schloß  am  23.  Juni  1785  mit  Kur- 
sachsen und  Hannover  den  sogenannten  Deutschen  Fürstenbund,  welchem 
die  meisten  weltlichen  Fürsten  und  auch  der  Kurfürst  von  Mainz  bei- 
traten. Als  Zweck  des  Bundes  wurde  angegeben,  „man  wolle  mit  ver- 
einter Macht  die  Reichskreise  bei  ihrer  Integrität  und  Verfassung  und 
alle  Reichsstände  bei  ihrer  Haus-,  Familien-  und  Successionsverfassung 
erhalten".    Joseph  war  genöthigt,  den  ganzen  Plan  aufzugeben. 


Plan,  türkische  Provinzen  zu  gewinnen. 

Noch  eine  Aussicht  auf  Vergrößerung  fand  Joseph  in  der  Schwäche 
1782  des  Osmanischen  Reichs  und  forderte  1782  von  der  Pforte  die  Abtretung 
des  nördlichen  Bosniens  und  Türkisch -Kroatiens,  welches  seinen  Vor- 
fahren mit  Unrecht  und  Gewalt  entrissen  worden.  ^  Die  Unterhand- 
lungen hierüber  wurden  von  beiden  Theilen  mit  zunehmender  Erbit- 
terung geführt,  und  Joseph  drohte  schon  mit  Krieg,  begnügte  sich 
aber  vorläufig  mit  der  Erlangung  der  erwähnten  Handelsvortheile, 
weil  Katharina  11.  ihm,  ihrem  Verbündeten,  einen  Plan  vorlegte,  der 
ihm  weit  größern  Gewinn  an  türkischem  Lande  verhieß.  In  einem 
langen  Briefe  vom  10.  September  1782  ^  berichtet  sie,  daß  die  Pforte, 
dem  Frieden  von  Kainardschi  zuwider,  die  freie  Schiffahrt  in  der  Meer- 
enge von  Konstantinopel  hindere,  die  Rebellion  in  der  Krim  anfache, 
mit  der  Moldau  und  Walachei  vertragswidrig  verfahre.  Sie  theilte  Joseph 
das  Ultimatum  mit,  in  welchem  sie  die  Abstellung  ihrer  Beschwerden 
gefordert,  und  sprach  die  zuversichtliche  Erwartung  aus,  daß  er,  falls 
die  Pforte  ihr  Begehren  zurückweisen  sollte,  helfen  werde,  sie  zur  Er- 
füllung desselben  zu  zwingen.  Deshalb  sei  es  aber  nöthig,  nicht  nur  den 
Plan  des  Feldzugs  gemeinschaftlich  zu  entwerfen,  sondern  auch  einen 
geheimen  Vertrag  darüber  zu  schließen,  mit  welchen  türkischen  Ländern 
Oesterreich  und  Rußland  ihre  Gebiete  erweitern  wollen.  An  dem  Siege 
der  beiden  alliirten  Mächte  sei  nicht  zu  zweifeln,  denn  die  Pforte  befinde 
sich  in  einem  erbärmlichen  Zustande,  und  die  Einmischung  anderer 
Staaten  habe  man  nicht  zu  besorgen;  sollte  aber  eine  solche  dennoch 
erfolgen,  so  werde  es  den  beiden  Kaiserreichen  nicht  schwer  fallen,  die- 
selbe abzuwehren.  Für  den  Fall  des  Sieges  seien  also  zwei  Punkte 
besonders  festzustellen.  1)  Damit  künftigen  Reibungen  Oesterreichs, 
Rußlands  und  der  Türkei  vorgebeugt  werde,  möge  aus  der  Walachei, 
Moldau  und  Bessarabien  ein  unabhängiger  Staat  gebildet  werden,  der 
den  alten  Namen  Dacien  erhalte,  und  dessen  Fürst  griechischen  Glau- 
bens und  von  unzweifelhafter  Ergebenheit  für  Oesterreich  und  Rußland 

*  Geissler,  XI,  66.    —    ^  Joseph  II.    und  Katharina    von   Ruühuid,    ihr 
Briefwechsel,  S.  143  fg. 
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sei.  2)  Dem  K.'iiser  stehe  es  frei,  st-lbst  zu  bestimmen,  wie  weit  er  die 
Grenzen  Oesterreichs  gegen  die  Türkei  ausdehnen  wolle.  Kußland 
beabsichtige,  mit  den  seinigen  bis  an  das  Schwarze  Meer  vorzurücken, 
verlange  außerdem  Oczakow  mit  seinem  Gebiete  zwischen  dem  Bug  und 
Dniester  und  eine  oder  zwei  Inseln  im  Archipel  zum  Vortheil  seines 
Handels.  Wenn  es  jedoch  gelänge,  die  Feinde  der  Christenheit  aus 
Europa  zu  vertreiben,  so  rechne  Katharina  darauf,  Joseph  werde  ihr 
behülflich  sein,  das  griechische  Kaiserthum  wiederherzustellen,  das  von 
Rußland  immer  getrennt  und  unabhängig,  und  dessen  Beherrscher  ihr 
zweiter  Enkelsohn  Konstantin  sein  solle,  wogegen  Oesterreich  außer  der 
vorerwähnten  Gebietserweiterung  noch  einige  Handelsplätze  am  Mittel- 
ländischen Meere  sich  aneignen  möge. 

Joseph  antwortete  erst  am  13.  November.  Er  widerlegt  vor  allem 
die  Meinung  Katharina's,  daß  Frankreich  und  Preußen,  die  einzigen  und 
mächtigsten  Staaten,  die  sich  dem  großen  Projecte  widersetzen  könnten, 
sich  nicht  einmischen  werden.  Weder  das  Alter  Friedrich's  H.  noch  die 
Freundschaft  Ludwig's  XVI.  gebe  dem  Herzen  seiner  Staaten  und  seinen 
abgelegenen  Provinzen  die  nöthige  Sicherheit  gegen  Angriffe  dieser 
Mächte.  Wenn  es  auch  gelänge,  Preußen  durch  Aufstellung  einer  Armee 
in  Schach  zu  halten,  so  sei  doch  zur  Ausführung  des  gemeinschaftlichen 
Plans  eine  Verständigung  mit  Frankreich  unumgänglich  nöthig.  Gegen 
die  vorgeschlagene  Gebietserweiterung  Rußlands,  die  iM-ricIitung  eines 
dacischen  Staats  unter  einem  Fürsten  griechischer  Confession,  die 
Wiederherstellung  des  griechischen  Reichs  und  Einsetzung  des  Groß- 
fürsten Konstantin  zu  dessen  Kaiser  habe  er  nichts  einzuwenden,  stelle 
aber  die  Bedingung,  daß  Oesterreich  gleiche  Vortheile  erhalte.  Als 
solche  bezeichnete  er  Choczim  mit  einem  kleinen  Gebiete,  das  Ga- 
lizien  und  der  Bukowina  zur  Vormauer  diene,  den  Theil  der  Walachei 
zwischen  der  Donau  und  Alt,  das  Land  zu  beiden  Seiten  der  Donau  von 
Belgrad  bis  Nikopol,  die  beiden  Städte  nebst  Orsowa  und  Widdin;  ferner 
solle  von  Belgrad  eine  gerade  Linie  bis  an  das  Adriatische  Meer  gezogen 
werden,  und  müßten  vom  Festlande  Venedigs  Istrien  und  Dalmatien  an 
Oesterreich  fallen,  wofür  die  Republik  durch  Morea,  Candia,  Cypern 
oder  andere  Inseln  des  Archipels  reichlich  entschädigt  werden  könnte. 

Katharina  bewilligte  in  ihrem  Briefe  vom  4.  Januar  1783  Joseph  1T8; 
alles  das,  was  den  Theil,  den  sie  von  der  Türkei  an  sich  reißen  wollte, 
nicht  verringerte,  aber  dem,  worauf  er  den  meisten  Werth  legen  mochte, 
daß  Venedig  seine  festländischen  Besitzungen  ihm  abtrete  und  dal'ür 
-Morea  und  die  Inseln  erhalte,  versagte  sie  ihre  Zustimmung,  weil  man 
Venedig,  dessen  Mitwirkung  im  Kriege  mit  der  Pforte  man  nöthig  habe, 
nicht  kränken,  und  das  griechische  Kaiserthum,  das  man  errichten  wolle, 
nicht  allzu  sehr  verkleinern  dürfe;  demselben  müßten  besonders  Morea 
und  die  Inseln  des  Archipels  verbleiben.  Der  Brief  machte  auf  Joseph 
einen  so  widrigen  Eindruck,  daß  er  Kaunitz  schrieb:  „Man  sieht  offen- 
bar, daß  die  Kaiserin  keine  andere  Absicht  habe,  als  zu  täuschen;  sie 
hat  sich  aber  nicht  an  den  rechten  Fisch  gewendet,  der  ihren  Köder 
verschlingen  werde;  ich  glaube,  meine  Antwort  werde  ihr  die  Augen 
oflFnen."    Die  Antwort  war  in  einem  so  entschiedenen  Tone  geschrieben, 
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daß  Kaunitz  befürchtete,  sie  könnte  ein  bleibendes  Zerwürfniß  mit  der 
Kaiserin  verursachen,  und  rieth,  derselben  eine  andere  Form  zu  geben.  ^ 
Joseph  befolgte  den  Rath  und,  da  eben  die  Nachricht  eintraf,  die  Pforte 
habe,  um  jeden  Vorwand  zum  Kriege  zu  beseitigen,  die  Forderungen 
zugestanden,  welche  die  beiden  Mächte  an  sie  gerichtet  hatten,  be- 
schränkte er  sich  am  1 1 .  Januar  darauf,  seine  Freude  zu  äußern  und 
Katharina  Glück  zu  wünschen,  daß  die  Angelegenheit  friedlich  gelöst 
worden  sei;  doch  erklärte  er  zugleich,  wenn  die  Dinge  eine  andere 
Wendung  genommen  hätten,  wäre  er  genöthigt  gewesen,  an  den  Be- 
dingungen, welche  er  in  frühern  Briefen  gestellt  habe,  festzuhalten. 

Katharina,  von  unersättlicher  Begierde  nach  Eroberungen  und  Ruhm 
getrieben,  wollte  durchaus  den  Krieg  mit  der  Pforte  und  strebte  unauf- 
hörlich, auch  in  Joseph  dieselbe  Begierde  zu  wecken.  Schon  am  7.  April 
schreibt  sie  ihm :  „Die  Thaten  der  Pforte  stimmen  mit  ihrem  neuerdings 
gegebenen  feierlichen  Versprechen,  den  Frieden  von  Kainardschi  zu  hal- 
ten, nicht  überein;  sie  hat  die  Halbinsel  Taman  besetzen  und  für  den 
Sultan  in  Besitz  nehmen,  der  Commandant  den  Offizier,  den  der  Khan 
hinschickte,  um  hierüber  Erklärungen  zu  fordern,  enthaupten  lassen. 
Das  empörende  Verfahren  der  Pforte,  die  durch  ihre  Versprechungen 
nur  Zeit  gewinnen  wolle,  um  sich  zu  rüsten,  werde  sie  trotz  ihrer  fried- 
lichen Gesinnungen  zum  Kriege  zwingen,  der  den  Staaten  des  Kaisers 
nicht  gefährlich  sein  könne.  Frankreich  werde  bedenken,  daß  Vorliebe 
für  die  Türken  ihm  das  Bündniß  mit  dem  Kaiser  kosten  würde,  und  der 
König  von  Preußen  könne  es  nicht  verkennen,  daß  er,  indem  er  ihn  an- 
greife, zugleich  auch  sie  angreife.  Ihre  eigenen  Kräfte  reichten  zwar 
hin,  die  Pforte  zur  Vernunft  zu  bringen;  aber  sie  kenne  die  Seelen- 
größe des  Kaisers  Joseph  II.  so  gut  und  interessire  sich  so  sehr  für  sei- 
nen Ruhm  und  das  Wohl  seiner  Monarchie,  daß  es  ihr  peinlich  wäre, 
nicht  zu  wünschen,  daß  er  in  den  Kampf  einti-ete,  und  seine  wohllhätige 
Regierung  auch  mit  Siegen  und  nützlichen  Eroberungen  bezeichne.  Sie 
werde  es  weder  an  gutem  Willen  noch  an  Mitwirkung  fehlen  lassen,  daß 
die  vor  Zeiten  von  seiner  erblichen  Krone  abgerissenen  Länder  so  bald 
als  möglich  mit  derselben  wieder  vereinigt  werden." 

Während  Katharina  die  Pforte  wegen  Verletzung  des  Friedens  von 
Kainardschi  so  hart  anklagte  und  züchtigen  wollte,  beging  sie  selbst  den 
offenbarsten  und  gewaltthätigsten  Bruch  desselben.  Nach  der  Bestim- 
mung dieses  Friedens  sollte  die  Krim  ein  ebenso  von  der  Pforte  wie 
von  Rußland  unabhängiges,  in  dem  Geschlcchte  der  Gerai  erbliches 
Khanat  sein;  aber  sie  bewirkte  die  Einsetzung  ihres  Schützlings  Shahin 
Gerai  zum  Khan,  herrschte  durch  ihn  willkürlich  über  die  Krim  und 
bereitete  durch  List  und  Gewalt  die  gänzliche  Unterwerfung  der- 
1733  selben  unter  russische  Herrschaft  vor.  Im  April  1783  waren  die 
Unterhandlungen  mit  Shahin  Gerai  zu  Ende  geführt,  und  war  dieser 
beredet  oder  gezwungen  worden,  der  Kaiserin  das  Khanat  abzu- 
treten und  seinen  Wohnsitz  in  Rußland  zu  nehmen,  wofür  man  ihm  den 
Rang  eines   Oberstlieutenants   und    reichliche  Jahrgelder  versprochen 

'  Correspondenz  Joseph's  und  Katharina'^,  Vorrede  S.  21. 
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hatte.  '  Außer  der  Krim,  die  ihren  vormaligen  Namen  Taurien  erhielt, 
bemächtigte  sich  Katharina  auch  eines  großen  Theils  von  Kuban,  den 
sie  Kaukasien  benannte.  Am  26.  April  berichtete  sie  Joseph,  das  Wohl 
und  die  Ehre  Rußlands  habe  sie  genöthigt,  die  Krim  und  Kuban  in 
Besitz  zu  nehmen.  Joseph,  der  mit  ihr  Polen  getheilt  hatte  und  im  Be- 
griff stand,  der  Türkei  ein  gleiches  Schicksal  zu  bereiten,  mochte  woL 
gegen  die  gewaltthätige  Verletzung  des  öffentlichen  Rechts  nichts  einzu- 
wenden haben;  aber  kränken  mußte  es  ihn,  daß  Katharina  diese  Läi-der 
ohne  Befragung  und  Betheiligung  ihres  V^erbündeten  an  sich  gerissen 
habe,  der  doch,  wenn  es  deshalb  zum  Kriege  käme,  in  denselben  mit  ver- 
wickelt werden  sollte.  Er  wünscht  ihr  also  am  1  9.  Mai  Glück  zu  dir 
wichtigen  Erwerbung,  die  sie  ohne  Schwertschlag  und  Menschenverlust 
gemacht,  spricht  aber  zugleich  mit  Hinweisung  auf  seine  örtliche  und 
politische  Stellung  den  innigen  Wunsch  aus,  sie  möge  außer  der  Erwer- 
bung der  Krim,  Taraans  und  ganz  Kubans  noch  den  Vortheil  erlangen, 
daß  daraus  kein  Krieg  entstehe.  Er  werde  durch  seine  guten  Dienste 
und  Vorkehrungen  an  der  Grenze  sein  Bestes  thun,  damit  die  Türken 
sich  in  den  neuen  Zustand  fügen,  den  zu  schaffen  ihr  beliebte,  und  der 
so  sehr  von  den  Stipulationen  des  Friedens  von  Kainardschi  verschieden 
sei.  Wirklich  bewog  er  auch  im  Verein  mit  Frankreich  die  durch  den 
Länderraub  schwer  beleidigte  Pforte,  Rußland  den  Krieg,  der  über  sie 
nur  Verderben  bringen  könne,  nicht  zu  erklären.  Katharina  aber,  deren 
Bündniß  ihm  unentbehrlich  schien,  suchte  er  unter  beständigen  Ver- 
sicherungen unbegrenzter  Hochachtung  und  unwandelbarer  Bundestreue 
bis  zu  einer  günstigem  Gestaltung  der  politischen  Verhältnisse  und  der 
Entscheidung  seiner  eigenen  Angelegenheiten  vom  Kriege  abzuhalten. 
Denn  solange  der  Streit  mit  Holland  und  der  Tausch  der  Niederlande 
für  Baiern  nicht  zu  Ende  geführt  war,  durfte  er  sich  in  den  Krieg  wider 
die  Pforte,  die  ihm  zu  demselben  keine  Veranlassung  gegeben,  nicht  ver- 
wickeln lassen,  wodurch  sein  Streben  nach  Vergrößerung  vorzeitig  ent- 
hüllt, Frankreich  ihm  entfremdet  und  Preußen  gereizt  worden  wäre,  ihm 
feindlich  entgegenzutreten. 

Joseph's  zweite  Reise  nach  Rußland.  Am  10.  August  178G  178G 
schrieb  Katharina,  die  Lesghier  seien  in  Georgien,  das  unter  ihrem 
Schutze  stehe,  eingefallen  und  vom  Pascha  von  Achalzik  unterstützt 
worden.  Sie  habe  deshalb  die  Bestrafung  des  Paschas  von  der  Pforte 
gefordert,  aber  nicht  erhalten.  Da  sie  auf  ihrer  Forderung  bestehen 
müsse,  bittet  sie  den  Kaiser,  ihr  vermöge  des  Einflusses,  den  er  am 
Hofe  von  Konstantinopel  besitze,  diese  Genugthuung  auszuwirken.  So- 
dann meldete  Katharina,  daß  sie  im  nächsten  Jahre  die  Reise  nach  dem 
Süden  ihres  Reichs  unternehmen  wolle,  und  sprach  in  einschmeichelnder 
Weise  die  Hoffnung  aus.  der  Kaiser  werde  sein  in  Smolensk  gegebenes 
Versprechen  erfüllen  und  sie  dorthin  begleiten.    Joseph  nahm  den  Brief 

'  Stiahin  wurde  schändlich  betrogen;  Potenikin  unterschlug  die  ihm  ver- 
sprochenen Jahrgelder  und  Katharina  beachtete  ^eine  Klagen  nicht,  wndunli 
er  in  solche  Nuth  gerieth,  daß  er  endlich  nacli  Konstantitiopel  (loh,  wo  er 
als  Rebell  und  Renegut  hingerichtet  wurde. 
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misfällig  auf,  denn  er  glaubte,  die  Zarin  habe  sich  in  Holland  für  ihn  mit 
zu  wenig  Eifer  und  Nachdruck  verwendet,  und  der  Tausch  der  Niederlande 
für  Baiern  sei  auch  wegen  der  Art,  auf  welche  sich  ihr  Gesandter  Ro- 
manzow  in  der  Sache  benahm,  vereitelt  worden.  Er  schrieb  an  Kaunitz: 
„Ich  finde  sowol  die  Forderung  meiner  guten  Dienste,  nachdem  Frank- 
reich die  Vermittelung  übernommen  hat,  und  meine  Erklärungen  bewirkt 
haben,  daß  Rußland  die  Krim  besitzt,  als  auch  die  Einladung,  daß  ich 
nach  Cherson  laufe,  sehr  cavaliermäßig.  Meine  Antwort  wird  artig  und 
kurz  sein,  aber  die  Prinzessin  von  Zerbst  dennoch  fühlen  lassen,  daß  sie 
ein  wenig  mehr  Beachtung  und  Eifer  beweisen  müsse,  um  über  mich  ver- 
fügen zu  dürfen."^  Joseph  bedachte  jedoch,  daß  die  Ablehnung  der 
Einladung  eine  Beleidigung  wäre,  die  Katharina  ihm  nie  verzeihen 
würde,  und  Kaunitz  meinte,  der  Kaiser  werde  die  Zarin,  die  er 
schon  durch  seinen  ersten  Besuch  gewonnen  habe,  durch  den  zweiten 
noch  mehr  an  sich  fesseln,  was  für  ihn  die  wichtigsten  Folgen  haben 
werde.  2  Er  antwortete  also,  er  wolle  jede  Angelegenheit  der  Kaiserin 
mit  demselben  Eifer  betreiben,  als  wäre  sie  die  seinige,  und  werde  der 
Einladung,  welche  ihm  das  Glück  verschaffe,  sie  wiederzusehen  und  per- 
sönlich von  seiner  unveränderlichen  Freundschaft  zu  versichern,  Folge 
leisten.  Katharina  erwiderte:  „Meine  Seele  zittert  vor  Freude,  den 
Grafen  von  Falkenstein  wiederzusehen"  (unter  diesem  Namen  wollte  sie 
Joseph  auch  diesmal  besuchen).  Ihre  Freude  ist  glaublich,  denn  es 
schmeichelte  ihrer  Eitelkeit,  der  Welt  zu  zeigen,  daß  der  große  Kaiser 
die  weite  Reise  unternehme,  um  ihr  zu  huldigen. 

Mit  dem  Vorsatze,  Katharina  vom  Kriege  unter  den  bestehenden 
1787  gefährlichen  Umständen  abzumahnen,  trat  Joseph  im  Mai  1787  die  Reise 
nach  Cherson  an,  wo  er  die  Stimmung  sehr  kriegerisch  fand.  Am  25.  Mai 
schreibt  er  an  Kaunitz:  „Die  Kaiserin  brennt  vor  Begierde,  mit  den 
Türken  anzufangen;  sie  hört  auf  keine  Vorstellungen  über  diese  Sache; 
denn  Eigenliebe  und  Glück  haben  sie  so  sehr  verblendet,  daß  sie  sich 
stark  genug  glaubt,  allein  und  ohne  daß  ich  mitwirke,  alles,  was  sie  will, 
auszuführen,  und  bildet  sich  deshalb  ein,  alle  die  Schwierigkeiten,  welche 
ich  ihr  in  Bezug  auf  Preußen  und  Frankreich  zu  bedenken  gegeben 
habe,  beseitigen  zu  können."  In  seinen  Briefen  an  den  Feldmarschall 
Lascy  schildert  Joseph  die  erbärmlichen  Zustände  in  der  Krim  und  weist 
auf  die  Schattenseiten  von  Katharina's  glänzenden  Regierung  hin.  Po- 
temkin,  schreibt  er,  ist  gegenwärtig  über  alle  Vorstellung  allmächtig; 
er  lenkt  den  Gang  der  Staatsmaschine  nach  seinem  Belieben.  Der  neue 
Günstling  der  Kaiserin  ist  ein  hübscher  junger  Mann  ohne  Geist  und 
Erziehung.  —  Die  Armee  in  der  Krim  soll,  wie  man  angibt,  lOüOOOMann 
stark  sein,  hat  aber  wirklich  kaum  40000,  die  schlecht  gezahlt  und  vcr- 
jillcgt  werden,  mangelhaft  bekleidet  und  bewaffnet  sind.  Die  Pferde,  die 
kein  Futter  bekommen  und  im  Sommer  wie  im  "Winter  das  verdorrte 
(Jra.s  der  Steppen  abweiden,  sind  abgemagert.  Geschütze  sind  wol  in 
hiiilänghcher  Zahl  vorräthig,  aber  es  fehlt  an  Pulver.     Die  von  grünem 
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Holz  gebauten,  mit  Masten  und  Takelwerk  noch  nicht  versehenen  Schiffe 
im  Hafen  von  Cherson  scheinen  nur  für  die  Anwesenheit  der  Kaiserin 
da  zu  sein,  um  nach  ihrer  Abreise  wieder  auseinandergenommen  zu 
werden.  Die  Bemannung  der  im  schönen  Hafen  von  Sebastopol  liegen- 
den Kriegsschiffe  besteht  aus  Rekruten,  die,  im  Innern  Rußlands  ausge- 
hoben, zu  Matrosen  gemacht  werden.  Daß  sie  beim  Erklettern  des 
Takelwerks  hinabstürzen.  Arme  und  Beine  brechen,  darum  kümmert 
man  sich  nicht,  andere  ersetzen  sie.  Alle  Bedürfnisse  der  Marine  müssen 
aus  Kronstadt  herbeigeschafft  werden.  In  den  Spitälern,  in  denen  die 
vic-leii  Kranken  „wie  Hunde  übereinandergeschichtet  liegen",  gibt  es 
weder  Aerzte,  noch  Medicin,  noch  Wartung.  Es  ist  unbegreiflich,  wie 
wenig  der  Mensch  in  diesem  Lande  geachtet  wird.  Cherson,  an  einem 
seichten  Hafen  erbaut,  wird  nie  die  Handelsstadt  werden,  zu  der  es  be- 
stimmt wurde.  Die  Krim  ist  unter  der  russischen  Herrschaft  verödet, 
die  meisten  alten  Einwohner  sind  geflohen,  die  zurückgebliebenen  wollen 
auswandern,  und  die  neuen  Colonisten  sehnen  sich  nach  der  Heimat,  die 
sie  verlassen  haben;  die  menschenleeren  Städte  zerfallen  in  Trümmer, 
fruchtbare,  früher  angebaute  Strecken  liegen  wüste,  Meil  es  an  Händen 
zu  ihrer  Bearbeitung  fehlt.  Hier,  wo  die  Mittel  nichts  kosten,  strebt 
man  nur  nach  Täuschung  und  Erfolg  für  den  Augenblick. 

Der  Aufstand,  der  mittlerweile  in  Belgien  ausgebrochen  war,  bewog 
Joseph,  sich  eilig  von  Katharina  zu  verabschieden,  bevor  die  Verhand- 
lungen in  Betreff"  der  Türkei  zu  einem  Resultat  geführt  hatten,  wie  man 
aus  seinen  voranstehenden  Aeußerungen  schließen  darf.  ^ 
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Aufstand  der  österreichischen  Niederlande. 

Die  Niederlande  oder  Belgien  waren  wie  Ungarn  nicht  eine  Provinz 
des  Beherrschers  von  Oesterreich,  sondern  ein  eigener  souveräner  Staat 
mit  einer  verwickelten,  mehr  auf  Herkommen  als  geschriebenen  Ur- 
kunden beruhenden  Verfassung,  die,  seit  drei  Jahrhunderten  wenig  ver- 
ändert, so  tiefe  Wurzeln  im  Volke  geschlagen  hatte,  daß  dieses  stets 
bereit  war,  für  dieselbe  Gut  und  Blut  einzusetzen.  Mit  gleicher,  wo 
nicht  noch  wärmerer  Innigkeit  hingen  die  Belgier  an  der  katholischen 
Kirche,  an  deren  Einrichtungen,  Gebräuchen  und  Festlichkeiten,  weshalb 
die  zahlreiche  und  durch  großen  Landbesitz  mächtige  Geistlichkeit  eine 
unbedingte  Gewalt  über  das  bigote  Volk  übte.  Die  Regierung  führte 
im  Namen  des  auswärts  residirenden  Landesherrn  ein  Statthalter,  dem 
ein  kaiserlicher  Minister  und  ein  belgischer  Staatsrath  zur  Seite  standen. 
Zu  Statthaltern  hatte  noch  Maria  Theresia  ihre  Tochter  Christine  und 
deren  Gemahl,  Herzog  Albert  von  Sachsen-Teschen,  zum  Minister  schon 
Joseph  den  Fürsten  Starhemberg  ernannt. 

Der  Kaiser  fing  in  Belgien  1781  seine  Reformen  mit  Aenderung  des 
katholischen  Kirchen wesens  und  dem  Erlaß  des  Toleranzedicts  an,  wo- 
bei er  gleich  anfangs  auf  heftigen  Widerstand  von  selten  der  Geistlich- 
keit stieß,  die  besonders  die  Kundmachung  des  Toleranzedicts  verhin- 
derte. Joseph  ließ  sich  dadurch  nicht  irre  machen,  verbot  die  Appellation 
an  den  Papst,  entzog  den  Bischöfen  die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen, 
untersagte  die  Veröffentlichung  päpstlicher  Breven  und  bischöflicher 
Hirtenbriefe,  bevor  dieselben  vom  Landesherrn  gebilligt  worden,  hob 
Klöst(!r  auf,  deren  es  nirgends  so  viele  und  so  reiche  als  in  Belgien  gab, 
und  beschränkte  die  Menge  der  Processionen  und  Wallfahrten.  Das 
Geschrei  des  bigotten  Klerus,  der  ihn  als  einen  Feind  der  Religion 
schilderte,  nicht  beachtend,  schritt  er  zugleich  zur  Verbesserung  der 
Schulen,  entzog  diese  der  Aufsicht  der  Geistlichkeit  und  strebte  einen 
Unterricht  einzuführen,  der  die  Jugend  aufkläre  und  bilde.  Er  änderte 
besonders  die  Einrichtung  der  Landesuniversität  zu  Löwen,  die,  gänzlich 
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unter  der  Leitung  des  Erzbiscliofs  von  Mecheln  und  des  päpstlichen 
Nuntius  stehend,  den  Endzwecken  der  Hierarchie  diente  und  finstern 
Bigotismus  verbreitete.  Neben  derselben  errichtete  er  1786  ein  General-  178G 
Seminarium,  an  welchem  von  deutschen  Lehrern  jene,  die  sich  dem 
Stande  der  Weltgeistlichen  oder  Mönche  widmeten,  zu  aufgeklärten  und 
würdigen  Priestern  gebildet  werden  sollten.  Die  Geistlichkeit,  die  da- 
durch ihre  Herrschaft  über  die  Gemüther  bedroht  sah,  wiegelte  die  Stu- 
denten des  Seminars  und  der  Universität  so  lange  auf,  bis  diese  im  De- 
cember  einen  förmlichen  Aufstand  machten.  Die  Regierung  verfuhr 
gegen  die  irregeführten  Jünglinge,  unter  denen  sich  Söhne  der  vor- 
nehmsten Familien  befanden,  mit  rücksichtsloser  Strenge,  ließ  Militär 
ausrücken  und  auf  sie  schießen.  Da  sich  über  dieses  Verfahren  ganz 
Belgien  mit  Entrüstung  aussprach,  verfiel  die  Regierung  in  den  entgegen- 
gesetzten Fehler;  sie  stellte  die  strengen  Maßregeln  ein,  nahm  eine  Schrift 
an,  in  welcher  die  Studenten  Aufliebung  des  Seminars,  Entfernung  der 
ausländischen  Lehrer  und  Zurückversetzung  der  Universität  in  ihren 
frühern  Zustand  forderten,  und  ließ  es  zu,  daß  die  Seminaristen  das  Se- 
minar verließen  und  dasselbe  gleichsam  in  Bann  thaten. 

Der  Kaiser  rügte  das  Verfahren  der  Regierung  dadurch,  daß  er  den 
Minister  Starhemberg  aus  Belgien  abrief  und  an  dessen  Stelle  den  Grafen 
Belgiojoso  hinschickte,  dem  er  den  Willen  und  die  Kraft,  seine  Verord- 
nungen zu  vollziehen,  zutraute.  Hierauf  theilte  er  durch  bloße  Verord- 
nungen Belgien  willkürlich  und  ohne  Rücksicht  auf  die  bestehenden  Ver- 
hältnisse in  Kreise,  und  änderte  sowol  die  Verwaltung  als  auch  das 
Justizwesen.  Das  war  eine  Aufhebung  nicht  nur  der  Provinzen,  deren 
jede  ihre  eigenthümlichen  Privilegien  und  Herkömmlichkeiten  hatte,  son- 
dern auch  eine  eigenmächtige  Aenderung  der  ganzen  Verfassung,  was 
kein  Belgier  geduldig  hiimehmen  konnte.  Der  Aufstand,  der  nun  aus- 
brach, verbreitete  sich  schnell  über  ganz  Belgien.  Die  Regierung,  welche 
die  kaiserlichen  Verordnungen  ohnedies  misbilligte,  verkündete,  daß  die 
Vollstreckung  derselben  bis  zur  weitern  Entscheidung  des  Kaisers  auf- 
geschoben bleibe;  aber  die  Belgier  forderten  deren  unbedingte  Zurück- 
nahme, und  einer  der  drei  höchsten  Gerichtshöfe,  der  Rath  von  Brabant, 
erklärte  alle  Urtheile,  welche  die  neuen  Gerichte  sprechen  würden,  für 
nichtig.  Nun  gerieth  die  Regierung  so  ganz  außer  Fassung,  daß  sie  alle 
an  sie  gestellten  Forderungen  bewilligte,  und  den  in  Cherson  weilenden 
Kaiser  dringend  bat,  die  Bewilligung  zu  genehmigen,  sonst  wären  die 
Niederlande  für  Oesterreich  auf  immer  verloren. 

Joseph  kehrte  voll  Unwillen  über  die  Schwäche  der  belgischen 
Regierung  eilig  nach  Wien  zurück  mit  dem  Vorsatz,  unbedingt  zu 
widerrufen,  was  diese  ohne  Ermächtigung  zu  bewilligen  sich  unter- 
standen habe,  und  ein  Heer  nach  den  Niederlanden  zu  schicken,  um  Ge- 
horsam zu  erzwingen.^  Nach  reiflicherer  üeberlegung  beschloß  er 
jedoch,  vorerst  mildere  Wege  einzuschlagen.  Er  verkündete  eine  Am- 
nestie, erlaubte,  daß  die  Vollstreckung  seiner  Verordnungen  aufgeschoben 
bleibe,  und  berief  die  Statthalterschaft  nebst  Deputirten  der  Stände  nach 
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Wien.  Mit  diesen  Deputirten  traf  er  eine  Uebereinkunft,  gemäß  deren 
er  einerseits  die  Wiederherstellung  der  Landeseintheilung  in  Provinzen 
wie  auch  die  alte  Einrichtung  der  Verwaltung  und  der  Justiz  zugab, 
andererseits  die  Aufhebung  der  eingezogenen  Klöster  und  die  Reformen 
des  Unterrichts  nebst  dem  General -Seminarium  aufrecht  hielt.  Der 
Friede  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Belgiern  schien  nun  durch  gegen- 
seitige Nachgiebigkeit  wiederhergestellt  zu  sein.  Graf  TrauttmansdorflF 
wurde  an  Belgiojoso's  Stelle  zum  Minister,  General  d'Alton  zum  Befehls- 
haber der  nur  mit  einem  Regiment  verstärkten  Truppen  ernannt,  und 
die  Statthalterin  Christine  kehrte  nach  Brüssel  zurück. 

Aber  weder  Joseph  noch  die  Belgier  waren  mit  der  Uebereinkunft 
zufrieden,  zu  der  beide  der  Drang  der  Umstände  genöthigt  hatte,  und 
betrachteten  einander  mit  Mistrauen.  Die  Geistlichkeit  insbesondere 
fand  es  unerträglich,  daß  gerade  die  Neuerungen,  welche  ihrem  Interesse 
am  meisten  zuwiderliefen,  fortbestehen  sollten.  Sie  ermuthigte  die 
Studenten  der  Universität  und  des  Seminars,  das  frühere  skandalöse  Be- 
tragen gegen  die  ausländischen  Professoren  wieder  zu  beginnen;  sie  half 
auch  dem  Hauptanstifter  und  Leiter  aller  Bewegungen,  dem  Advo- 
cateu  van  der  Noot,  das  ihr  blindlings  ergebene  Volk  aufwiegeln, 
und  bald  brachen  in  Brüssel,  Löwen  und  andern  Städten  Aufstände  aus. 
Die  Regierung  war  längere  Zeit  unschlüssig,  ob  man,  wozu  Trauttmans- 
dorft'  rieth,  die  Gemüther  durch  mildes  Verfahren  beruhigen,  oder,  was 
d'Alton  wollte.  Strenge  gebrauchen  solle;  als  aber  versöhnliche  Schritte 
nicht  zum  Ziele  führten,  wurden  die  tobenden  Volkshaufen  durch  das 
Militär  zerstreut  und  die  Aufstände  gewaltsam  unterdrückt.  Viele,  die 
in  dieselben  verwickelt  gewesen,  flohen  nun  nach  Holland,  wohin  auch 

1788  van  der  Noot  entkam,  der  im  August  1788  verhaftet  werden  sollte,  und 
dort  mit  van  Eupen  und  andern  Flüchtlingen  einen  Revolutionsausschuß 
bildete,  der  die  Bewegungen  in  der  Heimat  leitete.  Neben  den  Klerikalen 
und  Aristokraten  sammelte  sich  um  den  Advocaten  Vonck  in  Belgien 
eine  Partei,  die  Vonckisten,  welche  den  in  Frankreich  schon  laut  ver- 
kündeten Lehren  von  bürgerlicher  und  religiöser  Freiheit  huldigten,  sich 
aber  an  jene  anschlössen,  um  ihr  Vaterland  vor  der  Autokratie  des  Kai- 
sers zu  bewahren.  Von  ihnen  unterstützt,  errichtete  der  Revolutions- 
ausschuß jenseit  der  Grenzen  in  Holland  Freischaren,  welche  van  der 
Mersch,  früher  österreichischer  Oberst,  organisirte. 

Bei  dieser  über  ganz  Belgien  verbreiteten  gefährlichen  Gärung 
faßte  Joseph  abermals  den  unglücklichen  Entschluß,  die  Verfassung 
autokratisch  umzugestalten.  Weil  die  bürgerlichen  Deputirten  in  der 
Versammlung  der  Stände  von  Brabant  und  Hennegau  zu  Ende  des 
Jahres  1788  die  von  ihm  verlangten  Subsidien  verweigerten,  erklärte  er 

1780  im  Januar  1789,  daß  er  aus  eigener  landesherrlicher  Macht  eine  neue 
Staatsordnung  einführen  werde.  Ungeachtet  die  Stände,  durch  diese 
Erklärung  eingeschüchtert,  die  Subsidien  bewilligten,  gebot  er  im  Mai 
den  Ständen  Brabants,  eine  Veränderung  der  Städtevertretung  und  des 
Steuerwosens  vorzunehmen.  Die  Stände  wiesen  die  hierauf  bezüglichen 
Vorschläge  zurück  und  wurden  deshalb  gewaltsam  aufgelöst.  Zugleich 
zeigte  man  ihnen  an,  der  Kaiser  werde  jetzt  die  im  Januar  verkündete 


Die  letzten  Lebensjahre  Joseph's.  565 

Aenderuug  der  Verfassung  militärisch  durchführen.  Diesen  Staatsstreich 
wagte  Joseph  zu  der  Zeit,  als  die  revolutionären  Ereignisse  in  Frank- 
reich den  Muth  der  Belgier  erhöhten,  als  der  Krieg  mit  den  Türken  seine 
ganze  Heeresmacht  in  Anspruch  nahm  und  das  Zerwürfniß  mit  England 
und  Preußen  verursachte.  Die  kaiserlichen  Truppen  in  den  Nieder- 
landen, deren  Vermehrung  die  Eifersucht  der  genannten  Mächte  sich 
fortwährend  widersetzte,  bestanden  höchstens  aus  20000  Mann,  größten- 
theils  Eingeborenen,  die  nicht  geneigt  waren,  wider  ihre  Mitbürger 
zu  kämpfen.  Unter  diesen  Verhältnissen  brachen  in  mehrern  Städten 
Aufstände  aus,  die,  von  Trauttmansdorff  nicht  gleich  anfangs  unter- 
drückt, von  Krurapipen,  Vicepräsidenten  des  Staatsraths,  insgeheim 
befördert,  sich  schnell  über  das  ganze  Land  verbreiteten  und  in  förm- 
liche Empörung  übergingen. 

Nun  war  für  den  Revolutionsausschuß  die  Zeit  zum  Handeln  gekom- 
men. Vau  der  Noot  und  die  andern  Häupter  desselben  knüpften  unter 
Vermittelung  Hollands  mit  England  und  Preußen  Unterhandlungen  au. 
Der  englische  Minister  Pitt  der  Jüngere  ließ  sich  mit  ihnen  nicht  ein, 
der  preußische  Herzberg  dagegen  machte  ihnen  Hoffnung  auf  Unter- 
stützung, sobald  die  Belgier  die  Oesterreicher  aus  dem  Lande  vertrieben 
und  sich  für  einen  selbständigen  Staat  erklärt  haben  würden.  Dem- 
zufolge beschloß  der  Revolutionsausschuß  den  Einfall  der  von  van  der 
Mersch  so  gut  als  möglich  eingeübten  Freischaren  in  Belgien,  die  auch 
wirklich  am  24.  October  die  Grenze  überschritten.  Die  eine  Schar,  die 
van  der  Mersch  selbst  führte,  gewann  am  27.  October  einen  Sieg  über 
die  schlecht  geleiteten  und  mit  Unlust  kämpfenden  kaiserlichen  Truppen. 
Sie  mußte  sich  zwar  wieder  zurückziehen,  aber  eine  andere  Schar  drang 
l)is  Gent  vor  und  bemächtigte  sich  der  dortigen  Citadelle,  worauf  die 
Stände  Flanderns  am  23.  November  ihre  Provinz  für  unabhängig  er- 
klärten und  ihr  eine  republikanische  Verfassung  gaben.  Vergebens  wider- 
rief Joseph  am  25.  November  die  von  ihm  unternommenen  Reformen 
und  stellte  die  alte  bürgerliche  und  kirchliche  Verfassung  wieder  her. 
Die  kaiserliche  Armee  löste  sich  von  Tag  zu  Tag  mehr  auf  und  die  Sol- 
daten gingen  größtentheils  zu  den  Aufständischen  über.  Um  so  leichter 
ward  es  den  übrigen  Provinzen,  dem  Beispiel  Flanderns  zu  folgen.  Am 
13.  December  sprachen  ihre  in  Brüssel  versammelten  Stände  den  Abfall 
von  Oesterreich  und  die  Republik  aus,  am  17.  zog  van  der  Noot  mit  dem 
Revolutioiisausschusse  triumphirend  in  die  Stadt  ein,  und  am  letzten 
Tage  des  Jahres  waren  alle  Provinzen,  Luxemburg  ausgenommen,  von 
den  österreichischen  Truppen  geräumt. 


Krieg  wider   die  Türkei  im  Verein  mit  Rußland.     Reaction  in 
Ungarn  wider  die  Reformen  Joseph's. 

Joseph  entschloß  sich  kurz  nach  der  Heimkehr  aus  der  Krim  zum 
Kriege  mit  der  Pforte,  trotz  der  frühern  Bedenklichkeiten  gegen  den 
vorzeitigen  Beginn  desselben  und  der  widrigen  Eindrücke,  welche  die 
Regierung  und   die  Zustände  Rußlands   auf  ihn  gemacht  hatten.     Die 
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Zarin  hatte  es  nämlich  durch  fortwährend  gesteigerte  Forderungen  und 
Drohungen  dahin  gebracht,  daß  der  Pforte  nur  die  Wahl  zwischen  der 
tiefsten  Demüthigung  oder  dem  Krieg  übrigblieb.  Sie  wählte  den  letz- 
tern, ließ  sich  aber  vom  Zorne  so  weit  hinreißen,  daß  sie  den  russischen 
Gesandten  Bulgakow,  ungeachtet  der  ernsten  Vorstellungen  der  öster- 
reichischen Gesandtschaft,  in  die  Siebenthürme  gefangen  setzte.  So  er- 
langte Katharina,  wonach  sie  gestrebt,  die  Kriegserklärung  und  eine 
nicht  zu  erduldende  Beleidigung  von  Seiten  der  Pforte,  wodurch  sie 
berechtigt  wurde,  vom  Kaiser,  „dessen  Vermittelung  von  den  Barbaren 
nicht  beachtet  worden",  die  Leistung  der  durch  das  Bündniß  mit  ihr  fest- 
gesetzten Hülfe  zu  verlangen.  Uebrigens  hatten  sich  auch  die  politischen 
Verhältnisse  in  Betreff  des  Kriegs  in  der  letzten  Zeit  um  vieles  günstiger 
gestaltet;  Preußen  war  seit  dem  Tode  Friedrich's  II.  weit  weniger 
furchtbar,  und  Frankreich  bei  seiner  zunehmenden  Innern  Zerrüttung 
kaum  noch  im  Stande,  sich  ernstlich  in  auswärtige  Angelegenheiten  ein- 
zumischen. Joseph  erklärte  also  in  einem  Briefe  an  Katharina  vom 
30.  August  1787  den  Krieg  für  gerecht  und  unaufschiebbar  und  ver- 
sprach, denselben  als  seine  eigene  Sache  anzusehen  und  mit  ganzer 
Macht  daran  theilzunehmen,  welches  Versprechen  er  in  spätem  Briefen 
wiederholte.  ^ 

Das  Obercommando  in  dem  bevorstehenden  Kriege  behielt  sich  der 
Kaiser  selbst  vor,  erwählte  jedoch  den  Feldmarschall  Lascy,  seinen 
Lehrer  in  der  Kriegskunst  und  Organisator  des  Heeres,  zu  seinem 
Rathgeber.  Schon  im  Herbst  zogen  zahlreiche  Truppenmassen  an  die 
südlichen  Grenzen  des  ungarischen  Gebiets,  wo  Futak  zum  Sitze  des 
Hauptquartiers  bestimmt  war;  den  Krieg  aber  erklärte  Joseph  der 
1788  Pforte  erst  am  9.  Februar  1788-  hauptsächlich  unter  dem  Vorwande, 
daß  diese  seine  Friedensvermittelung  abgelehnt  habe.  In  der  Antwort 
erinnerte  die  Pforte  den  Kaiser  daran,  daß  die  Osmanen  zu  der  Zeit, 
als  Oest erreich,  von  allen  Seiten  angegriffen,  in  den  größten  Gefahren 
schwebte,  dessen  damalige  Schwäche  nicht  benutzt  und  den  Frieden  treu 
gehalten  habe.  Zugleich  erbot  sie  sich,  jedes  billige  Verlangen  des 
Kaisers  zu  erfüllen.  Das  Bündniß  mit  Rußland  und  die  blendende  Aus- 
sicht auf  großen  Gewinn,  welchen  ihm  der  Krieg  gewähren  sollte,  hielten 
Joseph  ab,  durch  Erneuerung  des  Friedens  mit  der  Pforte  sichere  Vor- 
tlieile  zu  erlangen. 

Einen  Monat  nach  der  Kriegserklärung  standen  200000  Mann  Fuß- 
volk und  36000  Reiter  mit  800  Kanonen  dem  unglückseligen  Cordon- 
system  Lascy's  gemäß  an  den  Grenzen  auf  einer  Linie,  die  sich  vom 
Osten  Siebenbürgens  bis  an  das  Adriatische  Meer  erstreckte,  zwischen 
Morästen  und  Wäldern,  wo  ein  großer  Theil  derselben  durch  Krank- 
heiten umkommen  mußte.  In  dieser  ausgedehnten  Aufstellung  bot  das 
machtige  Heer  an  jedem  einzelnen  Punkte  nur  Schwäche  dar,  war  es 
unfähig,  selbst  etwas  zu  unternehmen,  dagegen  feindlichen  Angriffen 
preisgegeben,  und  die  Mannschaft  deshalb  zu  einem  so  beschwerlichen 
und   häufig   wiederkehrenden  Wachdienst    genöthigt,    daß    ihre  Kraft 

'  Briufwechsei  Joseph's  II.  und  Katliurina's  II. 
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dadurch  aufgerieben  wurde.  Ära  14.  März  traf  der  Kaiser  im  Haupt- 
quartier zu  Futak  ein,  nachdem  er  die  Posten  längs  des  Cordons  in 
Augenschein  genommen  hatte.  Obgleich  bei  der  Ausrüstung  der  Armee 
nichts  gespart  worden  war,  zeigte  sich  schon  damals  theils  wegen  nach- 
h'tssiger  Befolgung  der  Befehle,  theils  wegen  vielfältiger  Unterschleife 
Mangel  am  Nöthigsten.  Der  größte  Fehler,  der  gemacht  werden  konnte, 
war  jedoch,  daß  beschlossen  wurde,  so  lange  nur  vertheidigungsweise  zu 
verfahren,  bis  auch  die  Russen  den  Krieg  mit  ganzer  Macht  beginnen 
würden,  ungeachtet  man  wußte,  daß  ein  großer  Theil  ihrer  Land-  und 
Seemacht  durch  den  Krieg,  den  König  Gustav  III.  von  Schweden  gegen 
Rußland  unternommen  hatte,  im  Norden  festgehalten  werde.  Dadurch 
wurde  nicht  nur  das  eigene  Heer  für  längere  Zeit  den  erwähnten  Ge- 
fahren ausgesetzt,  sondern  auch  die  Gelegenheit  versäumt,  die  noch  nicht 
vollständig  versammelte  und  ausgerüstete  feindliche  Armee  zu  schlagen. 
Mitte  April  schien  es  zwar,  daß  Joseph  und  Lascy  von  dem  Vorsatze, 
die  Ankunft  der  Russen  zu  erwarten,  abgekommen  seien;  ein  Armee- 
corps wurde  zwischen  Futak  und  Semlin  zusammengezogen,  als  sollte 
Belgrad  angegriffen  werden;  der  Kaiser  führte  dasselbe  jedoch  gegen 
Sabacz  und  eroberte  den  schwach  befestigten  Platz  nach  sechstägiger 
Belagerung.  Aber  nach  dieser  unbedeutenden  That  kehrten  die  Truppen 
in  ihre  frühern  Stellungen  zurück.  Kurz  darauf  erhielt  man  im  Haupt- 
quartier die  traurige  Nachricht,  daß  das  in  Kroatien  stehende  Armee- 
corps, welches  Fürst  Liechtenstein  befehligte,  beim  Angriff'  auf  Dubitza 
zurückgeschlagen  worden. 

Die  Unthätigkeit  im  Centrum  des  Heeres  dauerte  den  größten  Theil 
des  Sommers  hindurch  fort,  bis  endlich  der  Großvezier,  der  zwischen 
Widdin  und  Gladowa  stand,  dessen  fehlerhafte  Aufstellung  zu  benutzen 
beschloß.  Er  setzte  unterhalb  Orschowa  über  die  Donau,  fiel  in  das 
Banat  ein,  schlug  den  General  Papilla,  dem  er  nebst  13  Kanonen  auch 
andere  Beute  abnahm,  und  verheerte  den  Landstrich  von  Karänsebes 
bis  Temesvar,  nachdem  er  Weißkirchen,  Pancsova  und  andere  Städte 
eingenommen  und  geplündert  hatte.  Der  Kaiser  eilte  mit  40000  Mann 
den  geschlagenen  Truppen  und  dem  verwüsteten  Banate  zu  Hülfe.  Das 
Gefecht,  welches  er  dem  Feinde  am  14.  September  lieferte,  führte  zu 
keiner  Entscheidung;  dagegen  erlitt  seine  Armee  in  der  stürmischen  und 
finstern  Nacht  vom  20.  auf  den  21.  September  schweren  Verlust.  Zwei 
Abtheilungen  derselben  stießen  unbegreifiicherweise  zwischen  Lugos  und 
Karänsebes  aufeinander,  glaubten,  feindliche  Scharen  vor  sich  zu  haben 
und  beschossen  einander,  bis  der  eine  Theil,  von  panischem  Schrecken 
ergriffen,  in  unbeschreiblicher  Verwirrung  floh,  wobei  der  Kaiser  selbst, 
der  die  Fliehenden  zum  Stehen  bringen  wollte,  in  große  Lebensgefahr 
kam.  Das  Tageslicht  machte  zwar  dem  Irrthuni  ein  Ende,  aber  vieles 
Gepäck  und  30  Kanonen,  die  man  bei  der  Flucht  stehen  gelassen,  fielen 
den  Türken  in  die  Hände.  Die  beiden  feindlichen  Armeen  nahmen 
einander  gegenüber  bei  Karänsebes  Stellung,  die  sie  erst  verließen,  als 
der  Großvezier  die  seinige  über  die  Donau  zurückführte.  In  Kroatien 
gewann  der  Krieg  einen  den  Kaiserlichen  günstigen  Verlauf,  sobald 
Laudon,   ein  wirklicher  Feldherr,   dort   statt    des   erkrankten  Fürsten 
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Liechtenstein  das  Commando  übernommen  hatte.  Er  zwang  Dubitza, 
sich  zu  ergeben,  nachdem  er  ein  Truppencorps,  welches  die  belagerte 
Festung  entsetzen  sollte,  geschlagen  hatte.  Mit  gleichem  Glücke  be- 
siegte er  die  Türken  bei  Novi  und  nahm  dann  die  Stadt  mit  Sturm.  Im 
Osten  drang  der  Prinz  von  Sachsen-Koburg  aus  Siebenbürgen  über  die 
Moldau  nach  Bessarabien  vor,  wo  er,  mit  dem  russischen  Feldherrn 
Suwarow  vereinigt,  Choczim  eroberte. 

Als  die  Truppen  Ende  October  die  Winterquartiere  bezogen,  hatte 
der  Krieg  bereits  70  Millionen  gekostet,  und  zeigte  sich  ein  Abgang  an 
Mannschaft  von  45000  Mann,  die  als  Opfer  des  verderblichen  Cordon- 
systems  größtentheils  an  ausgebrochenen  ansteckenden  Seuchen  umge- 
kommen waren.  Joseph  selbst,  bei  schwächlichem  Körper  und  im  un- 
gesunden Klima  ohne  Rast  den  doppelten  Sorgen  und  Mühen  des  Feld- 
herrn und  Regenten  sich  hingebend,  ward  von  unheilbarer  Krankheit 
ergriffen,  und  kehrte  mit  dem  Todeskeim  in  der  Brust  und  voll  Unmuth 
über  den  Miserfolg  des  Feldzugs  nach  Wien  zurück. 

Mit  dem  unglückseligen  Kriege  zugleich  fing  in  Ungarn  die 
Reaction  gegen  die  Reformen  Joseph's  sich  kräftiger  zu 
regen  an.  Sobald  der  Kaiser  sich  1787  zur  Theilnahme  an  demselben 
entschlossen  hatte,  ordnete  er  die  Einberufung  der  Congregationen  in 
den  Gespanschaften  an,  damit  diesen  die  Stellung  von  Soldaten  anbe- 
fohlen werde.  Hierdurch  erhielt  der  Adel,  der  während  der  zwei  Jahre, 
in  denen  keine  Congregationen  gehalten  werden  durften,  zum  Schweigen 
verurtheilt  gewesen,  wieder  die  erwünschte  Gelegenheit,  seine  bittere  Un- 
zufriedenheit mit  den  eigenmächtigen  Neuerungen  des  ungekrönten  Kö- 
nigs auszusprechen.  Die  Repräsentationen  gegen  die  befohlene  erste 
Rekrutenstellung  wurden  jedoch  "in  gemäßigtem  Tone  abgefaßt.  Die 
meisten  Congregationen  erklärten,  die  Constitution  und  die  Gesetze  ver- 
bieten den  einzelnen  Gespanschaften,  sich  in  Verhandlungen  über  die  zur 
Landesvertheidigung  erforderlichen  Mittel  einzulassen,  und  noch  strenger, 
dieselben  zu  bewilligen;  Se.  Majestät  möge  daher,  baten  sie,  den  Reichs- 
tag versammeln,  der  allein  berechtigt  sei,  hierüber  zu  berathen  und  zu 
entscheiden.  Joseph  beachtete  das  gesetzmäßige  Verlangen  der  Comi- 
tatsstände  nicht,  sondern  befahl  den  Kreiscommissaren,  die  Rekrutirung 
vorzunehmen,  was  diese  auch,  wenngleich  nicht  ohne  Schwierigkeiten, 
bewerkstelligten. 

Die  leeren  Magazine  und  die  Verluste  an  Mannschaft,  die  sich  schon 
im  Frühling  1788  in  erschreckender  Weise  zeigten,  nöthigten  Joseph,  sich 
abermals  an  die  durch  Nichtbeachtung  ihrer  vorjährigen  Bitte  gekränkten 
Comitate  zu  wenden.  Am  8.  Mai  gebot  er  die  Stellung  von  400  Rekruten 
für  jedes  ungarische  Regiment,  und  daß  jeder  Landbewohner  ohne  Unter- 
schied des  Standes,  nach  dem  Maße  seines  Vermögens,  ein  gewisses 
Quantum  Brotfrucht  und  Hafer  in  die  Magazine  des  Heeres  zum  halben 
Marktpreise  liefern,  wovon  die  eine  Hälfte  sogleich  bei  der  Ablieferung, 
die  andere  nach  Beendigung  des  Kriegs  mit  S^äProc.  Verzinsung 
bezahlt  werden  solle.  Den  Kreiscommissaren  wurde  befohlen,  bis 
15.  August  zu  berichten,  wie  viel  Getreide  Ungarn  werde  liefern  können. 
Die  willkürliche  Forderung  von  Blut  und  Gut  vermehrte  die  Erbitterung, 
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und  der  gleich  anfangs  ungünstige  Verlauf  des  Kriegs  erhöhte  den  Muth 
der  Comitatsstcände.  Die  im  Juni  und  Juli  abgehaltenen  Congregationen 
führten  nun  in  ihren  Gegenvorstellungen  eine  kühnere  Sprache.  „Es  ist 
höchst  traurig",  schrieben  unter  andern  die  Szabolcser,  „daß  die  auf 
Beglückung  der  Völker  gerichteten  Absichten  eines  so  großen  Monarchen, 
der  bei  der  Vertheidigung  des  Vaterlandes  allen  Bequemlichkeiten  des 
Lebens  entsagt  und  seine  erhabene  Person  selbst  Gefahren  aussetzt,  der 
es  fühlt,  er  sei  zum  Wohl  der  Millionen  seiner  Unterthanen  geboren, 
und  diesem  sogar  die  Stunden  der  nöthigen  Ruhe  opfert,  von  Fein- 
den der  allgemeinen  Wohlfahrt  zum  Verderben  derselben  gemisbraucht 
werden." Die  Stände  bitten  Se.  Majestät,  die  Neuerungen,  die  Ur- 
sachen so  vieler  gerechten  Klagen,  abzuschaffen,  den  Reichstag  auszu- 
schreiben und  im  Einverständniß  mit  diesem  die  Mängel  der  Constitution 
und  Staatsverwaltung  zu  verbessern.  Werde  ihre  Bitte  erhört,  so  werde 
die  getreue  Nation  (der  Adel  ist  hierunter  zu  verstehen),  nicht  von 
knechtischer  B'urcht,  sondern  von  Liebe  bewogen,  zu  jedem  Opfer  für 
den  König  bereit  sein  und  nicht  nur  das  Getreide  und  die  Rekruten  her- 
geben, sondern  auch  das  Blut  und  Leben  der  eigenen  Söhne  anbieten. 
In  der  Hoffnung,  erhört  zu  werden,  müssen  die  Stände  zwar  aussprechen, 
daß  die  Gesetze  ihnen  verbieten,  sich  auch  nur  in  Berathungen  über  die 
Stellung  von  Rekruten  einzulassen;  sie  wollen  aber  nichts  dagegen  ein- 
wenden, daß  Se.  Majestät,  wenn  die  Ergänzung  des  Heeres  sich  nicht 
bis  zum  Reichstage  verschieben  ließe,  dies  eine  mal  und  ohne  daß  da- 
durch für  künftig  ein  Recht  begründet  werde,  die  Rekrutirung  durch 
die  königlichen  Beamten  vornehmen  lasse.  Hinsichtlich  der  Getreide- 
lieferung antworteten  die  Stände:  Obgleich  man  vor  der  Ernte  nicht 
wissen  könne,  wie  groß  die  Vorräthe  sein  werden,  wollen  sie  dennoch 
beiläufig  berechnen,  wie  viel  Getreide  den  Grundbesitzern  nach  Abzug 
des  häuslichen  Bedürfnisses  übrigbleiben  dürfte,  und  danach  das  von 
jedem  zu  liefernde  Quantum  bemessen.  Sie  bitten  jedoch,  weil  das  Volk 
zufolge  der  kärglichen  Ernte  im  verflossenen  Jahre  sehr  verarmt  sei, 
Se.  Majestät  möge  anordnen,  daß  das  gelieferte  Getreide  zu  den  vollen 
Marktpreisen  und  sogleich  bezahlt  werde.  —  Aehnlich  lauteten  die  Re- 
präsentationen Bihars  und  der  meisten  Gespanschaften. 

Da  diese  Zuschriften  ebenso  wenig  Beachtung  fanden  wie  alle 
frühern  und  die  königlichen  Beamten  bei  dem  schon  an  sich  verdrieß- 
lichen Geschäfte  theils  ungeschickt,  theils  mit  ünmuth  verfuhren,  weil 
von  ihrer  Besoldung  nach  Maßgabe  des  niedern  oder  höhern  Betrags 
derselben  als  Beisteuer  zum  Kriege  6  — 15  Proc.  abgezogen  wurden, 
stieß  die  Durchführung  der  Getreidelieferung  auf  große  Schwierigkeiten. 
Manche  Grundbesitzer  verweigerten  geradezu  die  Ablieferung  des  Ge- 
treides zu  den  für  sie  nachtheiligen  Bedingungen,  wozu  sie  zu  zwingen 
selbst  der  König  nicht  berechtigt  sei;  andere  konnten  wegen  der  auch 
diesmal  spärlichen  Ernte  das  ihnen  auferlegte  Quantum  nicht  abgeben, 
weil  sie  dadurch  selbst  in  Noth  gerathen  wären.  Joseph,  keine  Wider- 
setzlichkeit duldend,  befahl,  gegen  die  renitenten  Gutsbesitzer  zwangs- 
weise vorzugehen,  ihre  Fruchtspeicher  zu  erbrechen  und  das  Getreide 
wegzunehmen.  Die  strenge,  mit  Gewaltthätigkeiten  verbundene  Maßregel 
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erregte  um  so  größern  Unwillen,  da  auch  wirklich  Unvermögende  von 
derselben  betroffen  wurden.  Ueberdies  klagte  man  bitter  über  Willkür, 
Betrug  und  Erpressung  der  mit  der  Einsammlung  des  Getreides  beauf- 
tragten Beamten.  Die  größte  Bedrückung  erlitten  jedoch  die  Bauern, 
die  gezwungen  waren,  das  Getreide  gegen  sehr  schlechte  Zahlung  nach 
weit  entfernten  Magazinen  abzuführen.  Häufig  geschah  es,  daß  Hun- 
derten von  Wagen  wegen  ungenauer  oder  abgeänderter  Anordnungen 
unterwegs  befohlen  wurde,  nach  andern,  oft  um  vieles  entlegenem  Orten 
als  den  ihnen  ursprünglich  angewiesenen  zu  fahren;  daß  Hunderte  von 
Wagen  wegen  der  Bequemlichkeit  der  Beamten  oder  weil  diese  keine 
Weisung  erhalten  hatten,  bei  den  Magazinen  mehrere  Tage  warteten, 
bis  ihre  Ladung  übernommen  wurde.  In  beiden  Fällen  ging  den  armen 
Frachtern  aus,  was  sie  von  Hause  an  Geld  und  Vorräthen  mitgenommen 
hatten,  sodaß  sie  entweder  mit  ihrem  Vieh  verhungern  oder  dieses  um 
jeden  Preis  verkaufen  mußten,  denn  statt  der  verheißenen  baren  Zahlung 
erhielten  sie  bei  der  Ablieferung  meistens  nur  Empfangsscheine,  die  erst 
später  eingelöst  wurden.  ^ 

Die  vielen  Erpressungen  und  Plackereien,  die  bei  der  schon  an  sich 
äußerst  drückenden  Getreidelieferung  stattfanden,  erschöpften  endlich 
die  Geduld  des  Adels  und  noch  mehr  der  Bauern,  die  einen  Theil  ihrer 
kärglichen,  für  das  eigene  Bedürfniß  kaum  ausreichenden  Vorräthe  dem 
Staate  borgen  und  außerdem  die  Last  und  den  Schaden  der  Verfrachtung- 
trägen  mußten,  so  sehr,  daß  in  mehrern  Gegenden  des  Landes  Unruhen 
ausbrachen.  Joseph  sah  ein,  daß  das  Volk  arg  bedrückt  sei,  ordnete 
die  Abhaltung  von  Congregationen  in  den  am  meisten  aufgeregten  Ge- 
spanschaften an  und  ermahnte  die  Stände  mit  milden  Worten  zur  Er- 
füllung seiner  Begehren,  zu  denen  ihn  der  Krieg  nöthige,  wie  auch  das 
Ihrige  zur  Beruhigung  des  Volks  zu  thun.  Die  Stände  aber  benutzten  die 
ihnen  dargebotene  Gelegenheit  zu  bittern  Beschwerden  über  gesetz- 
widrige Neuerungen  und  Belastungen  und  drangen  nachdrücklicher  als 
bisher  auf  die  Einberufung  des  Reichstags. 

Zu  derselben  Zeit  machte  eine  anonyme  Flugschrift  gegen  den  zweck- 
losen und  verderblichen  Krieg  großes  Aufsehen  und  fand  in  weiten  Krei- 
sen Zustimmung.  „Die  Völker",  sagte  der  Verfasser  unter  anderem,  „die 
in  ihrer  Heimat  ruhig  lebten,  werden  aus  ihren  friedlichen  Hütten  ge- 
rissen und  an  die  Grenzen  geführt,  um  zu  morden  oder  gemordet  zu 
werden.  Und  weshalb?  Damit  die  Phantasien  unumschränkter  Selbst- 
herrscher verwirklicht  würden Der  Gewinn,  welchen  wir  von  diesem 

Kriege  zu  erwarten  haben,  besteht  darin,  daß  ein  Stück  Land  mehr  un- 
serm  Herrscherhause  unterworfen  werde.  Und  der  Schade?  Eine  Million 
Menschen,  tausend  Tonnen  Gold,  ausgesogene  Provinzen,  Tödtung  von 
Tausenden  der  zur  Arbeit  und  Fortpflanzung  des  Menschengeschlechts 
tauglichsten  Männer,  vier  bis  fünf  verwüstete  Länder,  damit  wir  ein  Land 
mehr  besäßen.  Ein  schöner  Gewinn!  Wir  machen  uns  den  Türken  zum 
Femde  wegen  einer  verbündeten  Monarchin,  deren  furchtbare  Macht 
bald  auch  uns  über  den  Kopf  wachsen  wird Werden  wir  glücklich 

'  Collectio  Repraesent.  et  Protocoll.,  I,  260  fg. 
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sein,  so  machen  wir  uns  alle  Welt  zu  Feinden.  Preußen  steht  schon 
bereit;  während  wir  spielen,  wird  es  einen  kaum  zu  bezweifelnden  glück- 
lichen Wurf  tbun.  Es  schreitet  unablässig  vorwärts,  bemächtigt  sich 
immer  mehr  des  Handels  im  Deutschen  Meere  und  wirft  sich  Oesterreich 
mit  einer  Wucht  entgegen,  welche  dieses  nur  mit  der  Anstrengung  seiner 
ganzen  Macht  aufzuhalten  im  Stande  sein  wird. . . .  Und  wer  wird  uns 
helfen,  wenn  in  Rußland,  was  dort  leicht  geschehen  kann,  ein  Thron- 
wechsel eintritt?  Dann  werden  wir  gezwungen  sein,  entweder  einen 
nachtheiligen  Frieden  zu  schließen  oder  allein  mit  den  furchtbaren  Os- 
manen  zu  kämpfen.  .  . .  Joseph  läßt  sogar  Uebelthäter  nicht  hinrichten, 
wie  kann  er  erlauben,  daß  seine  unschuldigen  Unterthanen  gemetzelt 
werden,  um  aus  ihren  Gräbern  eine  Flamme  zu  nähren,  deren  Name 
eitle  Ruhmsucht  ist?"  u.  s.  w. 

Die  Flugschrift  mußte  auf  Joseph,  der  sie  las,  einen  peinlichen  Ein- 
druck machen,  denn  sie  sprach  die  öffentliche  Meinung  über  den  Krieg 
aus,  und  vieles,  was  sie  sagte,  war  schon  eingetroffen.  Die  glänzenden 
Aussichten  auf  leichte  Eroberungen  schwanden;  Tausende  rüstiger  Män- 
ner und  Millionen  Geldes  waren  mit  sehr  geringem  Erfolge  hingeopfert 
worden.  Wie  sein  großer  Vorgänger  widersetzte  sich  König  Friedrich 
Wilhelm  II.,  den  noch  der  Minister  Herzberg  leitete,  der  Vergrößerung 
Oesterreichs.  Er  bot  den  kriegführenden  Mächten  seine  Vermittelung 
an,  trat  aber  auch  mit  der  Pforte  und  mit  Polen  in  Unterhandlungen 
über  den  Abschluß  eines  Bündnisses  wider  jene,  dem  auch  England  sich 
anzuschließen  bereit  war,  und  zog  an  den  Grenzen  Oesterreichs  Truppen 
zusammen.  Herzberg  fachte  außerdem  in  Belgien  den  Aufstand,  in 
Ungarn  die  Unzufriedenheit  an.  Joseph  fühlte  sich  daher  bewogen,  dem 
König  zu  schreiben:  „Ich  habe  das  Schwert  gezogen  und  stecke  es  nicht 
eher  in  die  Scheide,  als  bis  das  wieder  in  meinem  Besitze  sein  wird,  was 
meinen  Vorfahren  abgenommen  worden  ist.  Ew.  Majestät  ist  König 
und  kennt  die  Rechte  der  Fürsten.  Und  ist  denn  das  Unternehmen 
wider  die  Pforte  etwas  anderes  als  Zurückforderung  der  Provinzen, 
welche  sie  meiner  Krone  entrissen  hat?  Es  ist  der  Grundsatz  der  Tür- 
ken und  vielleicht  nicht  allein  der  ihrige,  das,  was  sie  durch  Misgeschick 
verloren  haben,  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit  zurückzunehmen. 
Meine  Vorfahren  waren  gezwungen,  im  Utrechter  Frieden  Spanien,  im 
Wiener  Neapel  und  Sicilien,  einige  Jahre  später  Belgrad,  Schlesien  und 
Parma  abzutreten.  Und  hat  Oesterreich  seitdem  andere  Erwerbungen 
gemacht?  Jawohl,  einen  Theil  Polens;  —  aber  Preußen  hat  auch  da  den 
bessern  Theil  gewonnen.  Ich  hoffe,  Ew.  Majestät  werde  klar  einsehen, 
aus  welcher  Ursache  ich  mit  der  Türkei  Krieg  führe,  und  die  Gerechtig- 
keit meiner  Ansprüche  anerkennen."  ^  In  dem  Briefe  an  Katharina  vom 
19.  Mai  schreibt  Joseph,  er  würde  sich  dem  König  von  Preußen  gegen- 
über nicht  so  erklärt  haben,  wie  er  es  gethan,  wenn  es  wahrscheinlich 
wäre,  daß  er  und  die  Kaiserin  den  Krieg  mit  der  Pforte  schnell  endigen 
könnten,  bevor  derselbe  eine  gefährliche  weitere  Ausdehnung  gewinne. 
Er  wünsche  daher,   daß   der  Abschluß   des  Friedens   betrieben   werde, 

^  Bei  Hübner,  Lebensgeschichte  Joseph's  II.,  S.  466  fg. 
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denn  die  Absicht  Preußens,  ihn  allein  anzugreifen,  sei  ebenso  wenig  zu 
bezweifeln  als  die  Unmöglichkeit,  daß  er  zu  gleicher  Zeit  der  Macht  der 
Türken  widerstehe.  Hierauf  wurde  das  abgelaufene  Bündniß  der  beiden 
Monarchen  von  1781  mittels  ihrer  eigenhändigen  Schreiben  auf  fer- 
nere acht  Jahre  erneuert,  und  beschlossen,  durch  übereinstimmendes 
energisches  Verfahren  die  Pforte  zum  Frieden  zu  zwingen.  ^ 
1789  Der  Feldzug  von  1789  wurde  weit  besser  geleitet  als  der  vorjährige 
und  war  deshalb  reicher  an  Siegen.  Lascy  hatte  den  Oberbefehl  wegen 
Erkrankung,  wol  auch  wegen  des  schlechten  Erfolgs  seiner  Art,  den  Krieg 
zu  führen,  niedergelegt,  besaß  jedoch  beim  Kaiser  noch  immer  so  viel 
Einfluß,  daß  nicht  Laudon,  sein  beneideter  Gegner  vom  Siebenjährigen 
Kriege  her,  sondern  der  78  Jahre  alte  Hadik  sein  Nachfolger  wurde. 
In  Kroatien  behielt  Laudon,  in  Siebenbürgen  Hohenlohe,  in  der  Moldau 
der  Prinz  von  Koburg  das  Commando.  Die  Commandanten  hatten  Be- 
fehl, angriffsweise  vorzugehen,  wobei  sie  der  russische  Feldherr  Suwarow, 
dessen  Streitmacht  ansehnlich  verstärkt  worden  war,  kräftig  unterstützen 
sollte.  Laudon  eröffnete  den  Feldzug  mit  n)ehrern  glücklichen  Gefechten 
und  der  Eroberung  Brebirs.  Der  Prinz  von  Koburg  stieß  bei  Fokschani 
auf  eine  überlegene  türkisch-walachische  Armee,  mit  der  allein  in  Kampf 
sich  einzulassen,  er  nicht  wagte,  und  rief  Suwarow  zu  Hülfe.  Dieser, 
rasch  und  entschlossen  zu  handeln  gewohnt,  vereinigte  sich  mit  ihm  nach 
einem  äußerst  schnellen  Marsche  am  30.  Juli,  und  noch  am  selben  Tage 
lieferten  die  beiden  Feldherren  die  Schlacht,  in  welcher  sie  das  feindliche 
Heer  auseinandersprengten,  dessen  Lager  erstürmten,  Artillerie,  Gepäck 
und  Fahnen  eroberten.  Dasselbe  wiederholte  sich  bei  Martinesti  am 
Flusse  Rimnik.  Der  Großvezier  zog  mit  einem  Heere,  das  90ÜÜ0  Mann 
stark  gewesen  sein  soll,  heran;  Prinz  Koburg  wandte  sich  abermals  an 
Suwarow,  der  ebenso  schnell  wie  früher  herbeieilte;  die  Türken  wurden 
am  22.  September  nach  zehnstündigem  harten  Kampfe  noch  vollstän- 
diger als  bei  Fokschani  geschlagen  und  erlitten  noch  weit  größere  Ver- 
luste an  Mannschaft  und  Heeresgeräth.  Unterdessen  hatte  Hadik  die 
Türken,  die  wieder  in  das  Banat  eingefallen  waren,  durch  den  General 
Vecsey  von  da  vertreiben  lassen  und  Anstalten  zur  Belagerung  Belgrads 
getroffen.  Er  entsagte  aber  seiner  hohen  Stellung  im  August,  weil  er 
sich  unfähig  fühlte,  die  mit  derselben  verbundenen  Mühen  länger  zu 
tragen.  Nun  gab  Joseph  endlich  dem  Feldmarschall  Laudon  den  Ober- 
befehl über  das  gesammte  Heer,  und  ein  lebendiger  Geist  durchdrang 
sogleich  dasselbe.  Nach  mehrern  glücklichen  Gefechten  begann  Lau- 
don die  Belagerung  Belgrads,  wobei  er  dieselben  Verschanzungen 
bezog,  aus  welchen  hervorbrechend,  einst  Prinz  Eugen  den  glän- 
zendsten Sieg  über  die  Türken  erfochten  hatte.  Am  30.  September 
waren  diese  genöthigt,  die  Stadt,  deren  Mauern  und  Wälle  das  feindliche 
Geschütz  zerstört  hatte,  zu  räumen,  und  neun  Tage  später  auch  die 
Festung  zu  übergeben,  wobei  1465  Kanonen,  60  Schiffe,  große  Vorräthe 
von  Munition  und  anderes  Kriegsmaterial  in  die  Hände  der  Sieger  fielen. 
Nach  der  Einnahme  Belgrads  eroberte  Laudon  Semendria  und  besetzte 

'  Correspondenz  Josephs  und  Katharina's,   S.  331—335. 
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Serbien  bis  an  flen  Timok.  Im  Osten  des  Kriegsschauplatzes  rückte 
Hohenlohe  aus  Siebenbürgen  in  die  Walachei  ein  und  erfocht  dort  am 
8.  October  über  Kara  Mustafa  einen  Sieg,  welchem  zufolge  der  Prinz 
von  Koburg  die  Alt  überschritt  und  Bukarest  besetzte.  Die  Russen  er- 
oberten Akjerraan,  Galacz,  Bender  und  Ismail. 

Die  günstige  Wendung  des  Kriegsglücks  beschwichtigte  nicht  die  in 
Ungarn  immer  mächtiger  gärende  Unzufriedenheit.  Die  Weitersehenden 
erblickten  in  der  mit  schweren  Opfern  erkauften  Unterwerfung  der  Län- 
der, die  erobert  werden  sollten,  unter  die  Herrschaft  des  Königs,  auch 
abgesehen  von  den  Kosten  ihrer  Civilisirung,  keinen  Gewinn,  sondern 
eine  Gefahr  für  das  Vaterland;  denn  diese  Länder  werden  von  Volks- 
stämmen bewohnt,  von  denen  man  wegen  ihrer  der  ungarischen  Nation 
unfreundlichen  Gesinnung  zu  befürchten  hatte,  daß  sie,  wenn  ihre  Unter- 
werfung wirklich  gelänge,  wie  ihre  früher  aufgenommenen  Stamm- 
genossen in  den  Kämpfen  um  das  Recht  und  die  Freiheit  Ungarns  auf 
die  Seite  der  österreichischen  Regierung  treten  und  deren  Macht  ver- 
stärken werden.  Uebrigens  fuhr  Joseph  fort,  die  Erbitterung  durch 
Rescripte  und  eigenmächtige  Verordnungen  zu  verschärfen.  Vom  Kriege 
und  von  Krankheit  abgehalten,  erließ  er  zwar  noch  immer  das  Decret 
nicht,  welches  den  Adel  der  Besteuerung  unterwerfen  sollte,  sandte  aber 
zu  Anfang  von  1789  mittels  der  Kreiscomraission  an  die  Gespanschaften  1789 
eine  Zuschrift  mit  dem  Motto:  „Ignoti  nulla  cupido  neque  metus"  (das 
Unbekannte  weckt  weder  Verlangen  noch  Furcht),  in  welcher  er.,  den 
Adel  zu  überzeugen  suchte,  daß  dessen  eigener  Vortheil  die  Ablösung 
der  Insurrection  fordere,  die  in  der  neuern  Zeit  für  ihn  eine  drückende 
Last  und  zur  Landesvertheidigung  ganz  ungeeignet  geworden  sei.  Die 
Zuschrift,  glaubte  man,  enthülle  die  Absicht  des  Kaisers,  die  Besteuerung 
des  Adels  bei  günstiger  Gelegenheit  zu  erzwingen,  indem  durch  dessen 
Zuziehung  zu  den  Getreidelieferungen  für  das  Heer  der  Anfang  dazu 
schon  gemacht  worden  sei. 

Bald  darauf,  am  28.  Februar,  hob  Joseph  die  glaubwürdigen  Orte 
auf  (Kapitel  und  Klöster,  die  seit  Jahrhunderten  das  Vorrecht  besaßen, 
daß  bei  ihnen  den  Grundbesitz  betreffende  Urkunden  niedergelegt  und 
als  treu  und  unverfälscht  bewahrt  angesehen  wurden)  und  befahl,  deren 
Archive  in  die  Kirche  des  Franciscanerklosters  zu  Ofen  zu  überführen. 
Diese  Orte  schienen  ihm  nämlich  überflüssig  zu  sein,  seit  1787  in  Ofen 
das  oberste  Grundbuchsamt  für  ganz  Ungarn  errichtet  worden  war,  bei 
dem  jeder  Grundbesitz  mit  allen  darauf  ruhenden  Rechten  und  Lasten 
wie  auch  dessen  jedesmaliger  Uebergang  an  andere  Besitzer  verzeichnet 
wurde.  Die  Sache  war  weit  wichtiger,  als  sie  bei  oberflächlicher  Be- 
trachtung zu  sein  scheint.  Die  Aviticität  (vermöge  welcher  ein  adelicher 
Grundbesitz  nur  mit  Bewilligung  des  Königs  verkauft,  ohne  diese  blos 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  verpfändet  werden  durfte),  die  Fiscalität 
(Rückfall  der  Güter  erloschener  Familien  und  wegen  Hochverraths  Ver- 
urtheilter  an  den  König)  und  die  zu  Ende  des  17.  Jahrhunderts  von  der 
Regierung  eingesetzte  neonquistische  Commission  hatten  im  adelichen 
Grundbesitz  solche  Verwirrung  angerichtet,  daß  der  größte  Theil  des 
Adels  untereinander  und  mit  dem  königlichen  Fiscus  unzählige  Processe 
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führte.  Und  da  die  meisten  noch  vorhandenen  Urkunden,  welche  die 
Kechte  auf  Besitzungen  bezeugten ,  in  den  Archiven  der  glaubwürdigen 
Orte  aufbewahrt  wurden,  kann  man  denken,  welche  Besorgnisse  die 
Aufhebung  derselben  weckte.  Die  Comitate  und  selbst  der  oberste  Ge- 
richtshof verlangten  die  Zurücknahme  der  Verordnung.  Der  letztere 
sagte  in  seiner  Zuschrift  an  den  König,  wie  der  Reichstag  die  glaubwür- 
digen Orte  errichtet  habe,  könne  auch  nur  er  über  dieselben  verfügen; 
wolle  also  Se.  Majestät,  daß  ihnen  eine  andere  Einrichtung  gegeben  oder 
ihre  Aufhebung  beschlossen  werde,  so  berufe  Sie  den  Reichstag  ein. 
„Uebrigens  —  ohne  das  Recht  der  Nation,  Reichstage  abzuhalten,  und 
ihre  Verträge  mit  dem  königlichen  Hause  zu  erwähnen  —  ergebe  es  sich 
von  selbst  aus  der  Natur  der  Sache,  daß  der  Reichstag,  der  die  Verfas- 
sung, die  Rechte  des  Volks  und  die  gesetzmäßigen  Herkömmlichkeiten 
vollkommen  kennt,  weit  zweckmäßigere  Verfügungen  treffen  könne,  als 
einige  das  Land  nicht  kennende  ausländische  Räthe  (die  Mitglieder  der 
mit  der  Ausarbeitung  der  Reformplane  betrauten  Commissiou),  die  durch 
ihre  Mehrheit  die  zwei  ungarischen  Räthe  jedesmal  niederstimmen." 
Ferner  wies  der  Gerichtshof  auf  die  Gefabren  der  Vernichtung  hin, 
denen  die  Urkunden,  auf  denen  die  Rechte  der  Tausende  von  Grund- 
besitzern beruhen,  ausgesetzt  würden,  wenn  man  die  ganzen  Archive  von 
16  Kapiteln  und  Klöstern  an  einem  Orte  aufhäufte.  Sodann  legte  er 
einen  Plan  vor,  wie  das  Grundbuchsamt  mit  den  glaubwürdigen  Orten 
in  Zusammenhang  und  Uebereinstimmung  gebracht  werden  könnte. 
Schließlich  bat  er  den  König,  zur  Beruhigung  der  aufgeregten  Gemüther 
von  der  Verordnung  abzustehen  und  sobald  als  möglich  einen  Reichstag 
auszuschreiben.  Die  Vollstreckung  der  Verordnung  wurde  an  den 
meisten  Orten  bis  zur  weitern  Entscheidung  des  Königs,  die  nicht  er- 
folgte, verschoben. 

Noch  weit  stürmerischere  Bewegungen  verursachte  das  Gebot  des 
Kaisers  vom  24.  September,  daß  Ungarn  zwei  Drittheile  des  zum  Unter- 
halte des  Heeres  erforderlichen  Getreides,  die  Gesammtheit  der  deutschen 
und  böhmischen  Länder  ein  Drittheil  liefere  und  zwar  so,  daß  die  Hälfte 
davon  in  Geld,  die  wiener  Metze  Brotfrucht  zu  3,  Hafer  zu  2  Gulden 
gerechnet,  eingezahlt,  die  andere  Hälfte  in  natura  in  die  Militärmaga- 
zine abgeführt  werde,  für  welche  das  Aerar  nach  Beendigung  des  Kriegs 
die  Metze  Brotfrucht  mit  2,  Hafer  mit  ]  Gulden  bezahlen  werde.  Außer- 
dem sollte  Ungarn,  solange  der  Krieg  dauert,  monatlich  1350  Rekruten 
stellen.  Im  October  wurden  die  Comitatscongregatinnen  einberufen,  in 
denen  diese  Verordnung  veröffentlicht  wurde.  Einige  Gespanschaften 
gehorchten  dem  Gebote,  theils  weil  die  Erfahrung  lehrte,  daß  es  ver- 
geblich sei,  sich  gegen  die  willkürlichen  Verordnungen  Joseph's  zu  sträu- 
ben, theils  von  d(4n  Kreiscommissaren  überredet  und  eingeschüchtert. 
Die  meisten  hingegen  weigerten  sich,  dasselbe  auch  imr  in  Verhandlung 
zu  nehmen,  denn  der  Reichstag  allein,  behaupteten  sie,  sei  befugt,  dem 
Konig  Subsidien  zu  bewilligen;  die  Comitatsstände  aber  können  dessen 
Verlangen  um  so  weniger  erfüllen,  weil  die  eigenmächtige  Erhöhung  der 
Domesticalsteuer,  der  Gerichtsgebühren  und  des  Salzpreises  (dos  Cent- 
ners um  1  Fl.  40  Kr.),  desgleichen  die  des  Kriegs  wegen  über  alles  Maß 
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vermehrten  Handarbeiten  und  Fuhren,  zu  denen  die  Leute  aus  den  ent- 
ferntesten Gegenden  herbeigetrieben  werden,  und  wobei  sie  außer  großen 
Verlusten  auch  arge  Mishandlung  erleiden,  eine  Verarmung,  ein  Elend 
verursacht  haben,  wie  das  Volk  selbst  zur  Zeit  der  Kuruczenkriege  nicht 
erduldete.  Diese  und  andere  angehäufte  Beschwerden  und  Uebel  for- 
dern es  unabweislich,  daß  endlich  nach  vielen  Jahren  Reichstag  gehalten 
werde.  Das  biharer  Comitat  sagt  in  seiner  Zuschrift  an  den  König: 
„Wann,  warum  und  wie  hat  Ungarn  sein  Recht,  Reichstage  zu  haben, 
verloren?  Und  wenn  es  dasselbe  nicht  verloren  hat,  weshalb  wird  ihm 
nicht  gestattet,  von  seinem  Rechte  Gebrauch  zu  machen,  welches,  selbst 
wenn  es  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  enthalten  und  nie  herkömmlich 
gewesen  wäre,  dennoch  ein  Recht  ist,  das  vom  Volke  nach  Belieben  geübt 
werden  sollte.  . . .  Jedes  unabhängige  Volk  trat  einzig  um  seiner  Wohl- 
fahrt willen  und  aus  keiner  andern  Ursache  in  die  staatliche  Gesellschaft 
und  besitzt  daher  das  höchste  Recht  über  sich  selbst.  Das  ungarische 
Volk,  das  seine  Freiheit  mit  sich  aus  Asien  gebracht  und  unter  tausend- 
jährigen Kämpfen  zu  bewahren  gewußt  hat,  sollte  jetzt,  in  diesem  auf- 
geklärten Zeitalter,  in  welchem  andere  Völker  ihr  vor  Zeiten  verlorenes 
Recht  wieder  erkämpfen,  von  dem  Standpunkte,  den  es  in  der  großen 
Staatengesellschaft  einnimmt,  hinabsinken?  Wer  kann  aber  ein  Volk 
frei  nennen,  das  gehindert  wird,  Reichstage  zu  halten? Wäh- 
rend die  Einberufung  der  Stände  auf  ungewisse  Zeiten  hinausgeschoben 
wird,  und  während  ein  Theil  des  Volks  zu  Hause,  der  andere  im  Feld- 
lager so  viele  Beweise  der  Treue  und  Tapferkeit  ablegt:  werden  seine 
sämmtlichen  Gesetze,  die  das  Staats-  und  Privatrecht  sichern,  ohne  sein 
Wissen  und  seine  Zustimmung  abgeschafft  und  neue  Gesetze  gegeben, 
welche  ihm  die  Erlaubniß  entziehen,  über  sein  Eigenthum,  seine  Rechte 
und  selbst  sein  Leben  zu  berathen  und  zu  beschließen;  werden  die  Ur- 
kunden aus  den  Kapiteln  und  Klöstern  hinweggenommen,  denen  sie  die 
Grundbesitzer  selbst  unter  dem  Schutze  der  Gesetze  anvertraut  haben; 
werden  mit  Verletzung  des  Eigenthumsrechts  fromme  Stiftungen  con- 
fiscirt,  die  Güter  des  Klerus  von  der  Kammer  in  Besitz  genommen,  wer- 
den in  den  Schulen  so  hohe  Schulgelder  erhoben,  daß  den  Aermern  die 
Schulen  verschlossen  sind;  werden  neue  und  immer  schwerere  Lasten 
und  Dienste  durch  bloße  Befehle  dem  Volke  auferlegt,  ohne  daß  es 
darüber  irgend  einmal  auch  nur  befragt  würde;  wird  zum  großen  Nach- 
theile der  Nationalsprache  in  den  Schulen,  der  Staatsverwaltung  und  den 
Gerichten  der  Nation  die  nicht  verstandene  deutsche  Sprache  aufge- 
zwungen;... werden  die  Zuschriften,  in  denen  die  Stände  ihre  Be- 
schwerden vorbringen,  theils  unterschlagen,  theils  nicht  beantwortet.  .  .  . 
Wo  es  keinen  Reichstag  gibt,  da  können  die  Stände  ihre  Pflichten  nicht 
erfüllen,  da  gibt  es  auch  keine  Gesetze;  aber  ein  Reich  ohne  Gesetze, 
ohne  Stände  und  deren  Versammlungen  ist  nicht  denkbar.  .  .  .  Der 
Krieg  kann  die  Abhaltung  des  Reichstags  nicht  hindern;  einst,  als 
der  Feind  im  Lande  selbst  wüthete,  wurden  dennoch  Reichstage  ge- 
halten . . .  u.  s.  w."  Die  Stände  Bihars  baten  also,  daß  Se.  Majestät  das 
ungarische  Volk  sobald  als  möglich  durch  die  Einberufung  des  Reichs- 
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tags  nach  Ofen  erfreue.  ^  Einige  Gespanschaften  gingen  noch  weiter ; 
sie  begnügten  sich  nicht  damit,  in  dreisten  Zuschriften  an  den  König  die 
Abstellung  der  eigenmächtigen  Neuerungen  und  Einberufung  des  Reichs- 
tags zu  verlangen,  sondern  forderten  auch  den  Oberst-Landesrichter  auf, 
falls  der  König  nicht  spätestens  bis  Ende  Mai  des  nächsten  Jahres  (1790) 
einen  Reichstag  ausschriebe,  zu  thun,  wozu  ihn  Gesetzartikel  VIII.  vor 
der  Krönung  von  1608  ebenso  ermächtige  als  verpflichte,  und  die  Stände 
zum  Reichstage  einzuberufen. 

Diesmal  durfte  Joseph  die  Repräsentationen  der  Comitate  wie  bis- 
her nicht  unbeantwortet  lassen,  denn  so  zu  ihm  zu  sprechen  und  sogar 
mit  Einberufung  des  Reichstags  wider  seinen  Willen  zu  drohen,  hatten 
die  Stände  derselben  noch  nie  gewagt;  daß  sie  jetzt  den  Muth  dazu 
hatten,  war  das  Merkmal  einer  Gärung,  die  nächstens  die  Schranken 
der  Ehrfurcht  und  des  Gehorsams  durchbrechen  könnte,  besonders  da 
sie,  wie  er  wußte,  von  auswärts  genährt  wurde.  Zuerst  sagte  er  in  dem 
Rescript  vom  18.  Deceraber;  sein  Misfallen  über  die  Widersetzlichkeit 
einiger  Gespanschaften  gegen  Verordnungen,  die  eine  Sache  betreffen, 
welche  schlechterdings  keinen  Aufschub  gestatte,  sei  um  so  größer,  je 
gewisser  er  gehofft  habe,  daß  die  Stände  aus  Liebe  zum  Vaterlande  für 
die  Bedürfnisse  des  Heeres  willig  sorgen  würden,  welches  sie  und  ihre 
Wohnungen  wider  einen  Feind  beschütze,  dessen  Raubsucht  und  Grau- 
samkeit man  kenne.  Sollten  sie  bei  dieser  Widersetzlichkeit  beharren, 
so  werde  er  genöthigt  sein,  so  sehr  sich  auch  sein  von  Natur  mildes  Ge- 
müth  dagegen  sträube,  das,  was  er  vom  guten  Willen  der  Stände  er- 
wartet habe,  durch  wirksame  Mittel  aufzubringen,  damit  das  Heer  nicht 
Mangel  leide  und  das  Vaterland  gefährdet  werde.  Sodann  erklärte  er, 
die  erhobenen  Beschwerden  und  die  Bitte  um  Einberufung  des  Reichs- 
tags anbelangend:  bisjetzt  haben  ihn  vielfache  Hindernisse  abgehalten, 
die  Reichsstände  zu  versammeln ,  auch  sei  es  bisjetzt  nicht  möglich  ge- 
wesen, die  Vorschläge  über  Angelegenheiten,  die  von  der  Entscheidung 
der  Stände  abhängen  (damit  war  die  Steuerreform  gemeint),  so  aus- 
zuarbeiten, daß  sie  ihnen  vorgelegt  werden  könnten;  er  verpfände  jedoch 
sein  königliches  Wort,  daß  er  sofort  nach  Wiederherstellung  des  Frie- 
dens einen  Reichstag  zur  Berathung  über  die  Beschwerden  und  das 
Wohl  des  Landes  überhaupt  einberufen  werde.  Das  thue  er  den  Ständen 
in  der  Erwartung  kund,  daß  sie  von  nun  an  seine  landesväterlichen  Ge- 
sinnungen würdigen,  das  Vertrauen,  welches  er  durch  rastlose  Arbeiten 
für  das  Wohl  des  Volks  verdiene,  zu  ihm  fassen,  seinen  Forderungen 
bereitwilliger  entsprechen  und,  wenn  der  Krieg  länger  dauerte,  die  zur 
Vertheidigung  des  Vaterlandes  nöthigen  Subsidien  unweigerlich  be- 
willigen würden.  2 

Das  Rescript,  welches  die  Weigerung  der  Stände,  die  des  Kriegs 
wegen  geforderten  Subsidien  zu  bewilligen,  als  sträfliche,  das  Wohl  des 
Vaterlandes  nicht  beachtende  Widersetzlichkeit  bezeichnete,  die  Ab- 
schaffung der  Neuerungen,    über   die  sie  sich   beschwerten,    nicht  in 
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Aussicht  stellte  und  die  Abhaltung  des  Reichstags  in  die  ungewisse  Zeit 
nach  Wiederherstellung  des  Friedens  hiuausrückte,  konnten  die  leiden- 
schaftliche Aufregung   um  so  weniger  besänftigen,    da  die  königlichen 
Kreisconimissare  die  Rckrutirung   und    die  Getreidelieferung  sowol   in 
Geld  als  in  Körnern  auf  höchsten  Befehl  in  mehrern  Gespanschaften  mit 
Drohungen  und  mit  Gewalt  durchzuführen  angefangen  hatten.    Die  Con- 
gregationen,  die  zu  Anfang  von  1790  einberufen  wurden,  um  den  Ständen  1790 
das  Rescript  zur  Kenntniß  zu  bringen,  gaben  diesen  Gelegenheit,  ihren 
Schmerz  und  Unwillen  über  die  seit  neun  Jahren  erduldeten  Verletzungen 
der  Verfassung  und  ihrer  Rechte  nicht  nur  in  heftigen  Reden  und  Zu- 
schriften an  den  König   unverhohlen    auszusprechen,   sondern  dagegen 
auch    eigenmächtige  Maßregeln   zu   ergreifen.     Aus  der  am   25.  Januar 
gehaltenen  Congregation  des  Comitats  Neitra  erging  eine  Zuschrift  an 
den  König,   in    welcher   die  Stände   die  Abschaffung  der  Neuerungen, 
Wiederherstellung  der  vernichteten  Rechte  des  Adels   wie  des  Landes 
überhaupt  und  die  Einberufung  des  Reichstags  forderten.     „Sollte  ihre 
Bitte  bei  Sr.  Majestät  keine  Erhörung  finden,   erklären   sie,    nicht  aus 
blinder  Hartnäckigkeit,  sondern  aus  inniger  Anhänglichkeit  an  das  hei- 
lige Recht  und  das  öffentliche  Wohl,  daß  sie  vom  Reichstage  nicht  be- 
willigte Subsidien  weder  geben  wollen  noch  werden.     Es  ist  ihnen  un- 
begreiflich, wie  es  geschehen  könne,  daß  Se.  Majestät  zwar  die  Freiheit 
der  Rede  gestatte,  aber  die  Freiheit  des  Lebens  und  Handelns  beschrän- 
ken wolle.    Um  nicht  hinsichtlich  beider  in  Gefahr  zu  geralhen  und  das 
äußerste  Elend  erleiden  zu  müssen,  werden  sie  genöthigt  sein,  sich  gegen 
gewaltsame  Bedrückungen  und  Eigenmächtigkeiten,   die  etwa  versucht 
werden  könnten,  mit  der  der  schuldlosen  Vertheidigung  eigenen  Mäßi- 
gung zu  schützen   und  ihr  Schicksal  dem  König  der  Könige  anheimzu- 
stellen." Die  Gespanschaft  Neograd  sprach  in  ilirer  Repräsentation  sogar 
Zweifel   an  der  Aufrichtigkeit   des  von  Joseph   gegebenen  Wortes  aus. 
„Se.  Majestät,  der  König",  schrieben  deren  Stände,  „verspreche  zwar  die 
Einberufung  des  Reichstags,  da  er  aber  sein  beim  Antritt  der  Regierung 
gegebenes  Wort  gebrochen,  könne  man  seinem  Versprechen  nicht  trauen. 
Sei  es  also  sein  unabänderlicher  Wille,  den  Reichstag  erst  nach  Beendi- 
gung des  Kriegs  auszuschreiben,   so  möge  er  als  Beweis,   daß  er  seine 
Zusage  zu  erfüllen   gesonnen    sei,   den  Beschwerden  der  Nation  durch 
Auftiebung  der  Neuerungen  unverzüglich  abhelfen."    Zugleich  meldeten 
sie,  daß  die  Neuerungen  in  ihrer  Gespanschaft  schon  thatsächlich  abge- 
schafft wurden  und  die  verfassungsmäßige  Verwaltung  wiederhergestellt 
ist.     Die  Congregation  der  pester  Gespanschaft  erklärte  unter  anderm: 
„Die  noch  unvollendeten  Vorarbeiten    für   das   neue  Steuersystem   sind 
nicht  nur  kein  hiineichender  Grund,  den  Reichstag  zu  verschieben,    son- 
dern,   weil  sie  ohne  Weissen  und  Zustimmung   der  Reichsstände  vorge- 
nommen wurden,  eine  Verletzung  der  Verfassung,  welche  die  schwersten 
Besorgnisse   weckt.     Damit    also   die  pester  Stände    nicht  gegen   die 
schuldige  Treue  und  Aufrichtigkeit  sündigten,   erklären  sie  unterthänig 
und  vertrauensvoll  vor  Sr.  Majestät,   daß  nichts  sie  je  bewegen  könne, 
auf  ihre  verfassungsmäßigen  Rechte  freiwillig  zu  verzichten."     Außer- 
dem   forderten    sie    die    Statthalterei     in    einer    ungarischen    Zuschrift 
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nachdrücklich  auf,  bis  zur  Beseitigung  der  Beschwerden  sich  in  allem 
streng  an  die  Gesetze,  namentlich  an  den  Art.  CIL  von  1723  zu  halten. 
Von  den  Gespanschaften,  welche  das  königliche  Rescript  vom  18.  De- 
cember  in  ähnlichem  Sinne  beantworteten,  sei  noch  die  honter  erwähnt, 
welche  die  Einsetzung  der  ungarischen  Sprache  in  ihre  natürlichen 
Rechte  durch  ein  Gesetz  und  die  Entlassung  des  Hofrathes  Izdenczy, 
der  durch  seine  Rathschläge  der  eigentliche  Urheber  der  gesetzwidrigen 
Neuerungen  sei,  forderte.  Uebrigens  baten  die  Stände  den  Kanzler 
Kaunitz,  den  Feldherrn  Laudon,  den  Cardinal-Erzbischof  von  Gran  und 
den  Oberst-Landesrichter  das  durch  Feinde  Ungarns  verhärtete  Herz 
des  Königs  zu  erweichen  und  die  Gewährung  ihrer  gerechten  Bitten  zu 
erwirken.  ^ 

So  trotzig  dem  König  entgegenzutreten  würden  die  Comitatsstände 
nicht  gewagt  haben,  wenn  sie  nicht  wahrgenommen  hätten,  daß  die 
Macht,  mit  der  er  sie  bisher  zu  gehorchen  gezwungen  hatte,  seinen 
Händen  entschlüpft  sei.  Die  in  Ungarn  seit  1784  zusammengezogene 
Heeresmacht,  die  sie  genöthigt  hatte,  jahrelang  den  Unwillen  über  die 
verhaßten  Neuerungen  zu  unterdrücken  und  höchstens  gegen  dieselben 
zu  remonstriren,  standen  nun  jenseit  der  Landesgrenzen  im  Kampfe  mit 
den  Türken,  von  wo  sie  Joseph  nicht  abrufen  konnte,  ohne  seinen 
Planen,  die  Monarchie  zu  vergrtißern,  zu  entsagen,  die  bereits  errungenen 
Vortheile  aufzugeben  und  einen  nachtheiligen  Frieden  zu  schließen.  Die 
Truppen,  über  die  er  noch  sonst  hätte  vei'fügen  können,  mußten  die 
Grenzen  Schlesiens  und  Mährens  hüten,  weil  König  Friedrich  Wilhelm  H. 
im  Einverständniß  mit  England  ihm  ernstlich  mit  Krieg  drohte,  wenn  er 
nicht  Frieden  mit  der  Pforte  schlösse.  Zugleich  verrieth  das  erwähnte 
Patent  vom  25.  November,  welches  in  Belgien  die  Reformen  aufhob  und 
die  alten  Zustände  wiederherstellte,  wie  auch  der  Abfall  der  Belgier  das 
Unvermögen  des  Kaisers,  deren  Empörung  zu  unterdrücken,  und  gab 
den  Ungarn  die  Hoffnung,  durch  entschlossenen  Widerstand  die  Wieder- 
herstellung ihrer  avitischen  Verfassung  (mehr  wollten  sie  nicht)  zu  er- 
kämpfen. Außerdem  wußten  sie,  daß  der  Adel  und  die  Geistlichkeit 
Böhmens  über  die  Reformen,  die  ihre  Vorrechte  schmälerten,  höchst 
erbittert,  und  daß  auch  die  Tiroler  bereit  sind,  zur  Vertheidigung  des- 
sen, was  sie  für  Religion,  fronmien  Glauben  und  gutes  Recht  halten, 
aufzustehen.  Selbst  die  französische  Revolution,  die  doch  eben  das  hin- 
wegräumte, was  sie  erhalten  wollten,  erhöhte  ihren  Muth,  weil  dieselbe 
die  Macht  des  unbeschränkten  Königthums  brach  und  dem  Kaiser  die 
Hülfe  Frankreichs  entzog.  Ueberdies  trat  die  preußische  Regierung  mit 
d»ii  unzufriedenen  ungarischen  Ständen  in  Verbindung,  sandte  an  sie 
Boten  und  empfing  ihre  Abgeordneten,  die  mit  dem  Versprechen  heim- 
kehrten, die  Ungarn  dürften  auf  den  Beistand  Preußens  rechnen,  wenn 
sie  sich  wie  die  Belgier  vom  Hause  Oesterreich  lossagten.  Unter  diesen 
ermufhigendon  Umständen  verständigten  sich  die  Gespanschaften  über 
ein  gleiches  Verfahren,  feuerten  einander  an,  kühn  aufzutreten,  und 
mehrere  Stellleu  nicht  nur  thatsächlich  ihre  ;ilte  gesetzmäßige  Verwaltung 
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wieder  her,  sondern  einige  trafen  sogar  geheime  Anstalten  zur  bewaff- 
neten Erhebung. 

Als  das  geschah,  stand  Josepli  schon  am  Rande  des  Grabes.  Die 
Krankheit,  ein  unheilbares  Lungenleiden,  welches  ihn  im  Feldlager  von 
1788  ergriffen  hatte,  nahm  um  so  schneller  zu,  weil  er  sich  die  nöthige 
Schonung  versagte  und  mit  rastloser  Thätigkeit  zu  arbeiten  fortfuhr. 
Auf  Merkmale  einer  anscheinenden  Besserung  folgten  heftige  Anfälle 
der  Krankheit,  die  bald  mit  der  Kraft  des  Körpers  auch  die  Kraft  des 
Geistes  brachen.  Mit  Staunen  und  Bestürzung  las  der  kranke  Monarch 
die  kühnen  und  herausfordernden  Zuschriften  der  ungarischen  Comitats- 
stände  und  die  Berichte  über  die  Eigenmächtigkeit,  mit  der  sie  seine 
Reformen  abschafften  und  die  constitiitionelle  Verwaltung  in  den  Ge- 
spanschaften wieder  einführten.  Er  kannte  die  Umtriebe  der  preußischen 
Regierung,  das  glimmende  Feuer  der  Unzufriedenheit  zu  hellen  Flammen 
anzufachen,  und  hatte  deren  Kriegserklärung  jeden  Augenblick  zu  er- 
warten. Er  fühlte  sich  außer  Stande,  zugleich  den  Krieg  mit  der  Pforte 
und  Preußen  zu  führen  und  den  Aufstand  der  Ungarn,  der  auszubrechen 
drohte,  zu  unterdrücken.  Da  faßte  er  den  Entschluß,  vor  allem  andern 
die  ungarische  Nution  zu  versöhnen.  So  schmerzlich  es  ihm  sein  mußte, 
von  den  Völkern,  deren  Bildung  und  Wohl  der  Endzweck  seines  Lebens 
gewesen,  seine  redlichen  Absichten  verkannt  zu  sehen,  welch  peinliche 
Selbstüberwindung  es  ihm  kosten  mochte,  die  Plane,  die  er  von  Jugend 
an  genährt,  an  deren  Durchführung  er  mit  rastlosem  Eifer  gearbeitet 
hatte,  aufzugeben,  und  den  Bau  des  in  allen  seinen  Theilen  möglichst 
gleichförmigen  Einheitsstaats,  der  schon  seiner  Vollendung  nahe  schien, 
mit  eigener  Hand  niederzureißen,  that  er  es  dennoch. 

Am  28.  Januar  1790  erließ  er  mittels  der  ungarischen  Hofkanzlei 
an  alle  Gespanschaften  folgendes  in  lateinischer  Sprache  verfaßte 
Patent:  „Da  wir  den  allgemeinen  Reichstag,  dessen  Abhaltung  wir 
neulich,  am  18.  December  des  verflossenen  Jahres,  mit  Verpfändung  un- 
sers  königlichen  Wortes  versprochen  haben,  im  Sinne  des  II.  Gesetz- 
artikels von  1723  mit  unserer  gesetzmäßigen  Krönung  und  der  Aus- 
stellung des  Inauguraldiploms  beginnen,  und  daher  bei  demselben  per- 
sönlich anwesend  sein  wollten,  wünschten  wir  dessen  Einberufung  auf 
eine  friedliche  Zeit  aus  der  Ursache  zu  verschieben,  weil  wir  glaubten, 
wenn  wir  der  Sorgen  des  Kriegs  enthoben  sein  und  unsere  jetzt  durch 
Krankheit  geschwächten  Kräfte  wieder  erlangt  haben  werden,  uns  der 
Leitung  der  reichstäglichen  Angelegenheiten  gänzlich  widmen  zu  können. 
Aber  um  euch  nicht  länger  wegen  der  ungewissen  Zeit  des  Reichstags 
in  Besorgniß  zu  lassen,  haben  wir  uns  entschlossen,  diesen  Reichstag 
nicht  übe«-  das  künftige  Jahr  1791  hinauszuschieben.  Demnach  ver- 
sichern wir  euch  mit  unserm  königlichen  Worte,  daß  wir  den  allge- 
meinen Reichstag  im  künftigen  Jahre  gewiß  ausschreiben  und  in  der 
durch  die  Gesetze  vorgeschriebenen  Weise  halten  werden. 

„Hiermit  setzen  wir  jedoch  der  Innigkeit  unserer  väterlichen  Gesin- 
nung gegen  Ungarn  noch  nicht  Grenzen;  sondern  um  euern  Wünschen 
auch  für  die  kurze  Zeit,  welche  bis  zur  Haltung  des  Reichstags  ver- 
fließen wird,  vollständig  zu  genügen,  beschließen  wir  gnädigst  von  selbst 
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und  von  unserni  eigenen  Herzen  bewogen,  daß  wir  die  politische  und 
goriclitlicbe  Verwaltung  des  Königreichs  vom  1.  des  künftigen  Mai  an 
gänzlich  in  den  Stand  zurückversetzen  werden,  in  welchem  sie  sich  1780 
befand,  als  wir  nach  dem  Tode  Ihrer  Majestät,  der  verwitweten  Kaiserin 
und  Apostolischen  Königin,  unserer  unvergeßlichen  Mutter,  die  Regierung 
des  Königreichs  übernahmen.  Indem  wir  nämlich  seit  Anfang  utisercr 
Regierung  für  gut  befunden  hatten,  einige  Einrichtungen  der  Staatsver- 
waltung aus  Eifer  für  die  Förderung  des  allgemeinen  Wohls  und  in  der 
Hoffnung  zu  ändern,  daß  diese  Aenderungen  euch,  sobald  ihr  sie  aus 
eigener  Erfahrung  kennen  gelernt,  gefallen  werden,  jetzt  aber  dessen 
gewiß  wurden,  daß  ihr  die  alte  Art  der  Verwaltung  vorzieht  und  nur  in 
ihr  euer  Glück  sucht  und  findet:  zögern  wir  nicht,  auch  in  dieser  Hin- 
sicht eure  Wünsche  zu  befriedigen;  denn  uns  ist,  weil  wir  einzig  das 
Glück  der  uns  anvertrauten  Völker  wünschen,  jener  Weg  zur  Erreichung 
desselben  der  liebste,  welchen  wir  aus  der  allgemeinen  Uebereinstim- 
mung  der  Nation  als  den  am  sichersten  dahin  führenden  erkennen. 

„Indem  wir  also  deshalb  säramtliche  Gespanschaften  sowol  hin- 
sichtlich der  von  den  allgemeinen  und  kleinen  Congregationen  zu  ver- 
handelnden Gegenstände,  wie  auch  der  gesetzlichen  Wahl  ihres  Beamten- 
körpers in  ihre  gesetzliche  Befugniß  wieder  einsetzen,  desgleichen  den 
königlichen  Freistädten  und  allen  Bezirken,  die  eigene  Porten  (Gehöfte 
und  Thorwege,  nach  denen  die  Steuern  bemessen  wurden)  haben,  ihre 
frühere  gesetzliche  Befugniß  zurückgeben :  erklären  wir  hiermit  zugleich 
alle  jene  seit  unserra  Regierungsantritt  erlassenen  Verordnungen,  welche 
nach  dem  allgemeinen  Urtheil  den  Gesetzen  widersprechen,  für  aufge- 
hoben und  ungültig.  Damit  aber  die  öffentliche  Verwaltung  nicht  in 
Verwirrung  gerathe,  wollen  wir,  daß  ihr  bis  zur  Herabgelangung  unserer 
die  Aufhebung  derselben  betreffenden  Verordnungen,  die  schon  heraus- 
gegeben sind,  nichts  eigenmächtig  ändert;  wie  auch,  daß  ihr,  bis  der 
Obergespan,  dem  wir  die  Wiedereinsetzung  in  sein  Amt  ebenfalls  zu- 
sichern, die  gesetzmäßige  Ausübung  seiner  Befugnisse  antreten  kann, 
euch  an  die  Verordnungen  des  gegenwärtig  amtirenden  Obergespans 
haltet. 

„Uebrigens  beschließen  wir,  daß  unser  sogenanntes  Toleranzedict 
wie  auch  jene  Edicte,  welche  die  Regelung  der  Pfarreien,  die  Unter- 
thanen,  das  Verfahren  mit  ihnen  und  ihre  Verhältnisse  zu  ihren  Grund- 
herren betreffen,  in  voller  Kraft  und  Gültigkeit  bleiben;  denn  diese  kön- 
nen ebenso  in  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen  gebracht  werden, 
wie  sie  das  natürliche  Recht  fordert;  die  Regelung  der  Pfarreien  aber 
erfordert  von  uns  die  Pflicht  des  obersten  Patrons;  übrigens  glauben 
wir  auch,  daß  ihr  billigermaßen  mit  diesen  Edicten  zufrieden  seid. 

„Damit  wir  endlich  von  der  Gesammtheit  eurer  Wünsche  es  an 
nichts  fehlen  ließen,  beschließen  wir,  daß  die  heilige  Reichskrone  und 
die  übrigen  Kleinodien,  die  einstweilig  in  unserer  kaiserlichen  Schatz- 
kammer aulhewahrl  wurden,  nach  Ofen  in  unsere  königliche  Burg  ge- 
bracht und  dort  nach  Anordnung  des  Gesetzes  gehütet  werden  sollen; 
und  befehlen,  daß  unverzüglich  ein  zu  deren  Aufnahme  geeigneter  Ort 
bereitet  werde. 
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.,In  dem  allen,  was  wir  auf  diese  Weise  den  Gesetzen  gemäß  ver- 
ordnen, erhaltet  ihr  einen  neuen  Beweis  der  väterlichen  Gesinnung,  mit 
welcher  wir  die  ungarische  Nation  umfassen,  und  zugleich  eine  für  alle 
Zeiten  gültige  Bürgschaft,  daß  wir  hinsichtlich  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt, welche  nach  den  Grundgesetzen  des  Königreichs  zwischen  dem 
König  und  den  Ständen  gleich  getheilt  ist,  dieses  Recht  der  Stände  un- 
versehrt aufrecht  halten,  und  dasselbe,  wie  wir  es  selbst  von  unsern 
Vorfahren  übernommen  haben,  ebenso  unversehrt  auf  unsere  Nachfolger 
übertragen  werden.  Zugleich  hoffen  wir,  daß  ihr  dem  um  eure  Hülfe 
flehenden  Vaterlande  sowol  mit  Getreide  für  das  Heer,  welches  über  die 
Sicherheit  desselben  wacht,  wie  mit  Rekruten,  die  ihr  auf  die  Art, 
welche  von  euch  für  die  geeignetste  gehalten  wird,  stellen  könnt,  auch 
während  des  Feldzugs  im  laufenden  Jahre  zu  Hülfe  kommen  werdet.  — 
Wien,  am  28.  Januar  1790.     Joseph." 

Die  Hofkanzlei,  die  Statthalterei  und  der  Oberst-Landesrichter  er- 
mahnten hierauf  die  Comitatsstände,  dem  königlichen  Worte,  das  beilig 
sei,  zu  vertrauen,  das  Getreide  und  die  Rekruten,  die  der  Krieg  erfor- 
dere, nicht  zufolge  des  Befehls,  der  zurückgenommen  wurde,  sondern  als 
freiwilliges  Anerbieten  und  in  der  Weise,  die  sie  selbst  bestimmen  dür- 
fen, zu  bewilligen  und  zu  geben.  —  Kaunitz  antwortete  den  Gespan- 
schaften, die  um  seine  Vermittelung  gebeten  hatten,  es  freue  ihn,  daß  er 
dem  Vertrauen  der  ungarischen  Nation  entsprechen  konnte,  aber  er 
hoffe  auch,  daß  diese  ihre  dem  König  treue  Gesinnung,  wofür  er  sich 
verbürgt  habe,  in  allen  Angelegenheiten  durch  Thaten  beweisen  werde. 

Am  17.  Februar  übernahmen  die  Kronhüter,  die  Grafen  Joseph 
Keglevich  und  Michael  Nädasdy,  die  Krone  saramt  den  andern  Klei- 
nodien und  brachen  damit  tags  darauf  nach  Ungarn  auf.  Das  heilig  ge- 
haltene Symbol  des  Reichs  und  Königthums  wurde  überall  mit  lautem 
Jubel  und  huldigender  Ehrfurcht  empfangen,  an  den  Grenzen  der  Ge- 
spanschaften und  Städte  von  den  Deputationen  und  Körperschaften  der- 
selben feierlich  bewillkommt,  und  von  Banderien  und  Ehrenwachen 
bis  an  die  Grenzen  begleitet,  während  die  Bevölkerung  in  fast  ununter- 
brochenen Reihen  längs  des  Weges  stand,  Jungfrauen  Blumen  streuten, 
Fackeln  und  Freudenfeuer  des  Nachts  loderten,  und  der  Ruf:  „Es  lebe 
die  ungarische  Freiheit!"  mit  dem  Geläute  der  Glocken  erschallte.  Am 
21,  B^ebruar  langte  die  Krone  in  Ofen  an,  wurde,  mit  500  Kanonen- 
schüssen begrüßt,  in  ein  Gemach  der  Burg  niedergelegt  und  bis  zum 
nächsten  Reichstage  von  adelichen  Banderien,  welche  die  Gespanschaften 
hinschickten,  bewacht. 

In  den  Comitatscongregationen,  die  mittlerweile  wegen  der  Publica- 
tion  des  Patents  gehalten  wurden,  zeigte  es  sich,  daß  dasselbe  die  Ungarn 
nicht  versöhnt  habe;  denn  Joseph's  eigenmächtige  Regierung  hatte  ihr 
Nationalgefühl  zu  tief  verwundet,  die  Vorrechte  und  Interessen  des  Adels 
and  Klerus  zu  sehr  beeinträchtigt,  als  daß  sich  die  heftige  Gärung  der 
Gemüther  sogleich  hätte  legen  können.  Der  Widerruf  de  r  gehaßten 
Neuerungen  und  die  Wiederherstellung  der  alten  Ordnung  wurde  zwar 
nberall  mit  Jubel,  aber  mit  dem  Jubel  des  Sieges  über  den  auto- 
kratischen König,  mit  Zorn  und  Trotz  vernommen.    Selbst  jene  Gespan- 
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Schäften,  in  denen  eine  weniger  gereizte  Stimmung  herrschte,  sprachen 
in  ihren  Zuschriften  an  den  König  mit  dem  Danke  für  die  Erhörung 
ihrer  und  der  ganzen  Nation  Bitten  auch  das  Verlangen  aus,  daß  der 
Reichstag  unverzüglich  nach  Ofen  einberufen  werde,  denn  nur  die  ver- 
sammelten Reichsstände  könnten  die  durch  Neuerungen  zerrütteten  Zu- 
stände wieder  ordnen,  und  sie  allein  seien  berechtigt,  Subsidien  und 
Soldaten  zu  bewilligen.  Sollte  der  König  durch  Krankheit  gehindert 
werden,  selbst  am  Reichstage  gegenwärtig  zu  sein,  so  möge  er  den 
Thronfolger,  Großherzog  Leopold  von  Toscana,  oder  sonst  jemand  als 
seinen  Stellvertreter  entsenden.  Andere  Gespanschaften  drangen  trotzig 
auf  sofortige  Ausschreibung  des  Reichstags  und  forderten  nochmals  den 
Oberst-Landesrichter  auf,  wenn  der  König  dieselbe  in  die  ungewisse 
Zukunft  hinausschiebe,  kraft  der  ihm  vom  Gesetz  ertheilten  Befugniß  die 
Stände  einzuberufen,  sonst  würden  sich  die  Abgeordneten  der  Gespan- 
schaften ohne  Einberufung  versammeln,  um  die  Staatsverwaltung  den 
Gesetzen  gemäß  einzurichten  und  Anstalten  zur  Vertheidigung  des 
Landes  zu  treffen.  Man  glaubte  nämlich,  daß  die  schwierigen  Umstände, 
in  die  Joseph  sich  selbst  gebracht,  ihn  gezwungen  haben,  das  Patent 
herauszugeben,  und  zweifelte  noch  immer,  daß  er  den  Reichstag  wirklich 
halten  werde.  Das  biharer  Comitat  erklärte  in  seiner  Zuschrift,  die  Ver- 
fassung hänge  nicht  von  der  Willkür  des  Königs  ab,  wie  er  dieselbe 
zwar  thatsäclilich ,  aber  widerrechtlich  aufgehoben  habe,  könne  er  sie 
auch  durch  ein  Patent  nicht  wieder  gesetzlich  herstellen;  darin  liege 
eben  die  schwerste  Verletzung  derselben,  daß  im  Patent  das,  worüber 
der  Reichstag  mit  dem  König  zu  entscheiden  habe,  als  von  des  letztern 
Willkür  allein  abhängig  dargestellt  werde.  Andere,  wie  Gömör  und 
Zemplen,  sprachen  sogar  aus,  das  Volk  sei  seiner  Verpflichtungen  gegen 
einen  König  enthoben,  der  seine  Bitten  nicht  beachtet,  sich  über  die  Ge- 
setze erhebt  und  ihm  seine  Verfassung  nimmt.  Uebrigens  wartete  keine 
Gespanschaft  den  für  die  Wiederherstellung  der  alten  Comitatsverfassung 
festgesetzten  Termin  ab;  alle  insgesammt  nöthigten  die  ihnen  aufge- 
drungenen Beamten,  ihre  Aemter  niederzulegen,  nahmen  die  Wahl  zu 
den  früher  bestandenen  Aemtern  vor  und  setzten  alles  auf  den  vorigen 
Fuß.  In  manchen  wurden  die  Schriftstücke  der  Landesvermessung  den 
Grundherren  übergeben,  in  andern  unter  Jubelgeschrei,  Musik  und  Böller- 
schüssen öffentlich  verbrannt,  „damit  keine  Spur  von  dieser  hauptsäch- 
lichen Ursache  des  Zerwürfnisses  zwischen  der  Nation  und  dem  König 
übrigbleibe".  —  „Damit  aber  die  Nachkommen  sich  vor  dem  Bösen  hüten 
und  das  Gute  schätzen  lernten",  wurden  die  erlittenen  Rechtsverletzungen 
und  die  erlangte  Abschaffung  derselben  nebst  den  erwähnten  Vorgängen 
in  die  Protokolle  der  Comitate  eingetragen. 

Der  schweren  Kränkung  durch  diese  Zuschriften  entging  Joseph, 
weil  sie  ihn  nicht  mehr  am  Leben  trafen.  Auf  sein  dringendes  Verlangen 
erklärte  einer  seiner  Aerzte,  Guarini,  am  5.  Februar,  daß  für  ihn  die 
lioftnung  auf  Genesung  geschwunden  sei  und  nur  noch  eine  kurze  Zeit 
des  Lebens  erübrige.  Er  vernahm  den  Ausspruch  mit  gefaßtem  Muthe, 
schrieb  eigenhändig  rührende  Abschiedsbriefe  an  die  Glieder  seiner  Fa- 
milie, an  erprobte  Staatsdiener,  namentlich  an  Kaunitz,  seineu  Minister 
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und  Freund,  und  fuhr  fort,  mit  dem  gewohnten  Eifer  seine  Regenten- 
pflichten zu  erfüllen.  Seineu  Bruder  und  Nachfolger  berief  er  zu  sich ; 
Leopold  aber,  der  mit  ihm  seit  dem  Tode  des  Vaters  in  Uneinigkeit 
gelebt,  folgte  der  Einladung  nicht.  Der  Tod  der  Prinzessin  Elisabeth  von 
Würtemberg,  Gemahlin  seines  Neffen  Franz,  die  er  hochachtete,  ver- 
bitterte seine  letzten  Tage.  An  einem  derselben  soll  er  zu  seiner  Um- 
gebung gesagt  haben:  „Ich  wünsche,  daß  man  auf  mein  Grab  schreibe: 
Hier  ruht  ein  Fürst,  der  bei  reinen  Absichten  so  unglücklich  war,  zu 
sehen,  daß  alle  seine  Plane  scheiterten."  Und  bei  der  Nachricht  von  den 
Vorgängen  in  Ungarn  und  andern  seiner  Länder  rief  er,  von  tiefem 
Schmerz  ergriffen,  aus:  „Ich  gebe  ihnen  ja  alles,  sie  mögen  mich  nur 
ruhig  sterben  lassen."  Dennoch  finden  wir  in  dem  Testamente,  welches 
er  seinen  Völkern  hinterließ,  keine  Spur  von  Groll,  wohl  aber  die  Ab- 
schiedsworte eines  Monarchen,  dessen  ganzes  Leben  und  Wirken  ihnen 
gewidmet  war.  Er  hörte  noch  am  19.  Februar  Vorträge  an,  unterzeich- 
nete Verordnungen,  entließ  erst  abends  um  10  Uhr  seine  Secretäre  und 
starb  am  Morgen  um  ö  Uhr  im  49.  Jahre  seines  Lebens  am  20.  Februar 
1790.  1790 
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Leopold  IL     1790  —  1792. 


» 


Von  Leopold's  Thronbesteigung  bis  zur  Einberufung 
des  Keichstags. 

Leopold  als  Großherzog  von  Toscana.  —  Gefahrvoller  Zustand  der 
Monarchie  nach  dem  Tode  Joseph's.  —  Gärung  in  Ungarn.  —  Vor- 
herrschen aristokratischer  Gesinnung  beim  Adel,  Stimmung  der  an- 
dern Volksklassen.  —  Aeußerungen  des  erwachten  Nationalgefühls, 
kirchlicher  Zwiespalt.  —  Comitatsversammlungen  und  deren  Zu- 
schriften an  die  Eeichsbehörden.  —  Leopold's  Rescript  an  die  Hof- 
kanzlei, Ankunft  in  Wien,  Manifest  an  die  Ungarn.  —  Dasselbe 
genügt  den  Aristokraten  und  Klerikalen  nicht.  Zuschrift  des  pester 
Comitats  an  den  König.  —  Einberufung  des  Reichstags  nach  Ofen.  — 
Rathschläge  einiger  Comitate,  was  nun  zu  geschehen  habe. 

Leopold  IL,  der  seinem  Vater,  Kaiser  Franz  L,  im  Großherzogthuni 
Toscana  nachgefolgt  war,  hatte  sich  schon  den  Ruhm  eines  weisen,  für 
das  Wohl  seines  Volks  eifrig  thätigen  Regeuten  erworben,  als  er  nach 
dem  Tode  seines  Bruders  Joseph  dessen  Ki*onen  erbte.  Aufgeklärt  und 
freisinnig  wie  dieser,  nahm  auch  er,  sobald  er  die  Regierung  Toscunas 
selbst  angeti'eten  hatte,  im  Kirchen-  und  Staatswesen  durchgreifende 
Reformen  vor;  verfuhr  aber  dabei  mit  weniger  Willkür,  Hast  und  Ge- 
walt, hörte  auf  die  Meinung  erprobter  Räthe,  schonte  soviel  wie  möglich 
die  bestehenden  Einrichtungen,  berücksichtigte  die  Wünsche  und  selbst 
die  Vorurtheile  des  Volks,  und  brachte  auf  diese  Art,  ohne  auf  heftigen 
Widerstand  zu  stoßen,  viel  Gutes  zu  Stande.  In  kirchlichen  Angelegen- 
heiten, bei  der  Aufhebung  von  Klöstern  und  Brüderschaften,  der  Be- 
schränkung der  Feiertage  und  Processionen,  der  Abschaffung  der  Inqui- 
sition und  Einführung  einer  regelmäßigen  Kirchenzucht,  unterstützte  ihn 
der  Bischof  Ricci  von  Ristoja  mit  Rath  und  That,  der  auf  sein  Geheiß 
1787  eine  Landessynode  berief,  welche  die  1682  vom  französischen 
Klerus  sanctionirten  Artikel  der  Gallikanischen  Kirche  für  die  toscanischc 
annahm.  Die  Reformen  im  Staate,  die  Leopold  gleichfalls  nach  dem 
Rathe  und  mit  Zustimmung  dabei  betheiligter  und  einsichtsvoller  Männer 
vornahm,  hatten  die  wohlthätigsten  Folgen;   die  lange  vernachlässigten 
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Volksschulen  wurden  vermehrt  und  verbessert,  Straßen  und  Kanäle  an- 
gelegt, Landwirthschaft,  Gewerbe  und  Handel  befördert,  durch  ein  vor- 
treffliches Criminalgesetzbuch,  welches  die  Todesstrafe  abschaffte,  und 
durch  Besserungshäuser  der  Rechtssinn  und  die  Sittlichkeit  so  gehoben, 
daß  die  Gefängnisse  sich  immer  mehr  leerten.  Der  Großherzog  entwarf 
sogar  mit  seinem  Minister  Gianina  eine  repräsentative  Verfassung,  die 
er  Toscana  geben  wollte,  und  deren  Ausarbeitung  schon  vollendet  war, 
als  er  durch  den  Tod  seines  Bruders  von  da  abberufen  wurde.  Wahr- 
scheinlich beabsichtigte  er,  durch  die  Verleihung  derselben  die  revolu- 
tionären Bewegungen,  die  sich  von  Frankreich  nach  Italien  verbreiteten, 
zum  Stillstande  zu  bringen.  Leider  mochte  ihn  die  Besorgniß  vor  einer 
Revolution  auch  bewogen  haben,  die  geheime  Polizei  im  Großherzog- 
thum  einzuführen  und  ihr  eine  Einrichtung  und  Ausdehnung  zu  geben, 
die  sie  damals  noch  in  keinem  andern  Staate  hatte,  sodaß  dort  kaum 
etwas  gesprochen  und  gethan  wurde,  wovon  die  Regierung  nicht  bald 
durch  ihre  Spione  Nachricht  erhielt.  Dieselbe  Besorgniß  war  es  ver- 
muthlich,  die  ihn  verleitete,  diese  verderbliche  Anstalt,  welche  die  Men- 
schen mistrauisch  gegeneinander  und  gegen  die  Regierung  macht  und 
sie  zwingt,  sich  in  Heimlichkeit  zu  hüllen,  auch  in  den  Ländern  einzu- 
führen, deren  Monarch  er  nach  Joseph  geworden  war.  ^ 

Er  trat  die  Regierung  derselben  unter  den  schwierigsten  Umständen 
an.  Trotz  des  über  Erwarten  siegreichenFeldzugs  von  1789  ließ  sich 
ein  baldiges  Ende  des  Kriegs  nicht  vorhersehen,  weil  die  Pforte  im  Ver- 
trauen auf  ihr  Bündniß  mit  Preußen  und  auf  die  verheißene  Unter- 
stützung Englands  und  Hollands  nicht  geneigt  war,  einen  Frieden  zu 
schließen,  der  nach  den  erlittenen  Niederlagen  nur  nachtheilig  für  sie 
sein  konnte.  Solange  aber  der  Krieg  fortdauerte,  stand  die  Monarchie 
in  Gefahr,  von  Preußen  angegriffen  zu  werden,  ihre  Streitkräfte  theilen 
zu  müssen  und  deshalb  weder  dem  einen  noch  dem  andern  ihrer  Gegner 
mit  hinreichender  Macht  entgegentreten  zu  können.  Noch  weit  gefähr- 
licher für  sie  als  der  äußere  Krieg  war  die  durch  Joseph's  Reformen 
verursachte  und  von  der  preußischen  Regierung  unablässig  genährte 
große  Unzufriedenheit  der  verschiedenen  Nationen,  die  nur  das  Band  des 
gemeinsamen  Monarchen  zusammenhielt. 

Die  Gärung,  die  sich  besonders  in  Ungarn  in  den  letzten  Tagen  Jo- 
seph's  heftig  geregt  hatte,  aber  durch  die  Ehrerbietung  gegen  den  König 
und  die  Furcht  vor  der  Macht  des  weit  gebietenden  Kaisers  noch  in 
etwas  niedergehalten  worden  war,  brauste  nach  seinem  Tode  viel  ge- 
waltiger auf.  Die  Nachricht  von  demselben  weckte  nur  bei  wenigen 
Trauer  über  den  Verlust  des  großen  Regenten;  im  allgemeinen  wurde 
sein  Tod  als  eine  Rettung  aus  der  Gefahr,  in  welche  sein  längeres  Leben 
die  Verfassung,  Freiheit  und  Nationalität  Ungarns  versetzt  hätte,  und 
als   eine   willkommene   Gelegenheit   betrachtet,    die  frühern   Zustände 

»  Antonio  Zobi,  Storia  civile  della  Toscana  (Florenz  1852).  Becpatini, 
unter  dem  Pseudonym  Remigio  Pupares ,  Vita  publica  e  privata  di  P.  Leo- 
poldo  d'Austria  Grauduca  di  Toscana  (Siena  1797).  Aug.  Fried.  Wilh.  Creme, 
Staatsverwaltung  von  Toscana  unter  Leopold  II.  Siebenbürger  Quartalschrift, 
erster  Jahrgang  1790,  S.  140  fg. 
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wiederherzustellen.  Unter  dera  höhern  und  mittlem  Adel  fanden  sich 
wol  gemäßigte  Aristokraten,  die,  vom  Geiste  der  Zeit  angeweht,  manche 
Reformen  Joseph's  billigten  und  durch  Gesetze  zu  bestätigen  geneigt 
waren;  die  es  für  nüthig  hielten,  die  Verfassung  ohne  Aenderung  ihrer 
Grundlagen  den  Bedürfnissen  und  Forderungen  der  Gegenwart  anzu- 
passen und  die  anstößigsten  adelichen  Vorrechte  aufzugeben,  damit  das 
Hauptsächlichste  gegen  Angriff  sowol  von  selten  der  Regierung  wie  von 
Seiten  des  Volks  gesichert  werde.  Ihre  Zahl  war  jedoch  zu  klein,  ihr 
Eifer  für  die  Sache  zu  lau,  als  daß  sie  etwas  gegen  die  weit  zahlreichere 
und  eifrigere  Partei  derer  hätten  ausrichten  können,  welche  die  „avitische" 
Constilntion  mit  ihren  feudalen  Einrichtung(>n  als  ein  unantastbares 
Ileiligthum  betrachteten  und  den  niedcrn,  unwissenden,  um  seine  Vor- 
rechte, besonders  die  Steuerfreiheit  besorgten  Adel  für  sich  zu  gewinnen 
wußten.  Diese  hatten  vorzüglich,  solange  Joseph  lebte,  ihre  Stimme 
unerschrocken  und  standhaft  gegen  dessen  willkürliche  und  gesetzwidrige 
Verordnungen  und  Einrichtungen  erhoben  und  forderten,  nachdem  er 
gestorben  war,  mit  gleicher  Kühnheit  vom  Thronfolger,  daß  Ungarn 
seinem  Volke  zurückgegeben,  seine  Verfassung  und  Freiheit  durch  neue 
Garantien  gesichert  werde.  Sic  würden  daher  den  Dank  der  ungarischen 
Nation  verdient  haben,  wenn  das,  was  sie  wollten  und  thaten,  aus  reiner 
Liebe  zum  Vaterlande  und  Volke  entsprungen  wäre.  '  Allein  die  eng- 
herzigen Aristokraten  verstanden  unter  Volk  ausschließlich  die  2  —  300001) 
Adelichen  im  Gegensatze  zu  den  ungefähr  8  Millionen  der  Unadelichen. 
unter  Constitution  und  Freiheit  ihre  Vorrechte  und  ihre  Herrschaft. 
Diese  verfochten  und  wollten  sie  nicht  nur  erhalten,  sondern  wie  dem 
König,  so  auch  dem  Volke  (der  plebs)  gegenüber  noch  vermehren.  Ge- 
dachten sie  doch,  das  Urbarium  Maria  Theresia's  und  das  Patent  Jo- 
seph's,  welches  den  Unterthanen  des  Adels  einigen  Schutz  gegen  will- 
kürliche Bedrückung  gewährte,  wieder  abzuschaffen;  einige  Grundherren 
versuchten  sogar,  die  frühere  fast  unbeschränkte  Hörigkeit  auf  ihren 
Besitzungen  wieder  einzuführen,  wogegen  die  Bauern  mehrerer  Gegenden 
sich  auflehnten.  Hieraus  entstanden  Unruhen,  die  der  Adel  nur  mit  Mühe 
tlieils  durch  das  Versprechen,  daß  die  Angelegenheiten  der  Unterthanen 
am  bevorstehenden  Reichstage  geregelt  werden  sollten,  theils  durch 
Rüstungen  zum  bewaffneten  Widerstände  dämpfte. 

Die  nichtadelichen  sogenannten  Honoratioren,  Lehrer,  Aerzte,  Sach- 
walter und  gebildetem  Stadtbürger,  die  die  von  den  philosophischen 
Schriftstellern  des  Jahrhunderts  vorgetragenen  Ideen  über  Kirche  und 
Staat,  Freiheit  und  Gleichberechtigung  aller  Landesbewohner  in  sich 
aufgenommen  hatten,  priesen  Joseph,  weil  er  an  der  Verwirklichung 
dieser  Ideen  gearbeitet  und  besonders  die  Macht  des  hochmüthigcn  Adels 
erschüttert  habe,  der  alleVortheile  der  bürgerlichen  Gesellschaft  an  sich 
reiße,  dagegen  an  den  Lasten  derselben  theilzunehmen  sich  weigere. 
Demungeachtet  verdammten  auch  sie  Joseph's  autokratisches  Verfahren, 
seine  Absicht,  an  die  Stelle  der  constitutionellen  die  absolute  Monarchie 
zu  setzen,  sein  Streben,  die  Sprache,  den  nationalen  Charakter  und  die 
Selbständigkeit  des  ungarischen  Volks  zu  unterdrücken;  auch  sie  wollten, 
daß  die  Verfassung,  welche  dasselbe  im  Besitze  dieser  höchsten  Güter 
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jeder  Nation  jaliilHUidertelaiig  erhalten  habe,  jedoch  nach  den  Grund- 
sätzen des  Vernunftrechts  verbessert,  wiederhergestellt  und  gegen  An- 
griffe gesichert  werde.  Selbst  für  die  Sache  wirksam  auftreten,  konnten 
sie  nicht,  denn  ihre  Zahl  war  noch  zu  klein  und  ihr  Einfluß  auf  die 
öffentlichen  Angelegenheiten,  die  fast  gänzlich  in  den  Händen  des  Adels 
lagen,  noch  viel  zu  gering,  als  daß  sie  etwas  Bedeutendes  hätten  aus- 
richten können. 

Das  Nationalgefühl,  während  der  Regierung  Karl's  III.  und  noch 
mehr  Maria  Theresia's  absichtlich  durch  Schmeichelei  eingeschläfert,  er- 
wachte unter  dem  Drucke  der  Josephinischen  Maßregeln  zu  neuem  Leben 
und  äußerte  sich  mächtig  bei  allen,  die  Begriffe  von  Volksrechtcn  und 
Sinn  für  nationale  Bildung  hatten,  sie  mochten  welcher  Klasse  der  Be- 
völkerung immer  angehören.  Für  ihr  Vaterland  und  ihre  Nation  be- 
geisterte Männer  nährten  durch  dichterische  und  prosaische  Schriften, 
durch  Wort  und  Beispiel  die  Liebe  zu  beiden,  strebten  die  Sprache  zu 
bilden  und  eine  Nationalliteratur  zu  begründen;  sie  bewirkten,  daß  in 
den  Schulen  die  ungarische  Sprache  theils  als  Gegenstand,  theils  als 
Sprache  des  Unterrichts  eingeführt  wurde.  Die  meisten  Comitate  be- 
dienten sich  ihrer  in  den  Congregationen  und  bei  allen  öffentlichen  Ver- 
handlungen wieder.  Dabei  erhob  sich  eine  lebhafte  Reaction  gegen  alles 
Ausländische  und  Fremde;  in  den  vornehmern  Kreisen  redete  man  nun 
nicht,  wie  es  Mode  gewesen,  deutsch  oder  französisch,  sondern  ungarisch ; 
die  ungarische  Tracht,  die  man  nur  noch  bei  besondern  Gelegenheiten 
hervorgenommen  hatte,  kam  nun  wieder  in  allgemeinen  Gebrauch;  man 
bestrebte  sich,  selbst  die  einfachen  Gewohnheiten  und  Sitten  der  Vor- 
fahren nachzuahmen,  so  schwer  es  auch  fallen  mochte,  der  liebgewon- 
nenen Zierlichkeit  und  Weichlichkeit  zu  entsagen. 

Zu  diesem  politischen  und  nationalen  Gärungsstoff  kam  noch  der 
kirchliche  hinzu,  indem  der  Streit  der  Confessionen  wieder  ausbrach. 
Der  katholische  Klerus  und  seine  weltlichen  Anhänger  behaupteten,  Jo- 
seph habe  den  Akatholischen  zu  viele  Freiheit  und  überhaupt  weit  mehr, 
als  ihnen  gebühre,  zum  großen  Schaden  der  katholischen  Kirche  ge- 
währt, denn  diese  haben  im  Marianischen  Reiche  außer  der  Duldung  und 
beschränkten  Religionsübung,  welche  ihnen  durch  Gesetze  gestattet 
worden,  keine  weitern  Ansprüche;  was  sie  darüber  vom  verstorbenen 
Kaiser  erhalten  haben,  müsse  zurückgenommen  werden.  Die  Evan- 
gelischen dagegen  führten  an,  die  Religionsfreiheit,  die  ihnen  Joseph 
zurückgegeben,  sei  nicht  vollständig  und  viel  weniger,  als  wozu  sie  be- 
rechtigt seien;  sie  beriefen  sich  auf  die  vom  Reichstage  als  unumstößliche 
Grundgesetze  sanctionirten  beiderseitigen  Staatsverträge,  welche  ihnen 
alle  Rechte  einer  vom  Staate  anerkannten  Kirche  zusichern,  erklärten, 
diese  Rechte  seien  dadurch,  daß  sie  ihnen  durch  gesetzwidrige  Verord- 
nungen der  Könige  und  an  sich  ungültige  Beschlüsse  solcher  Reichstage, 
an  denen  ihre  Gegner  die  Mehrheit  und  Macht  für  sich  hatten,  gewalt- 
sam entrissen  wurden,  nicht  aufgehoben  worden,  und  forderten  die 
Wiedereinsetzung  in  dieselben. 

Die  Congregationen,  die  Anfang  März  in  allen  Gespanschaften 
gebalten  wurden,   verliefen  unter  lebhaften,   an  manchen  Orten  unter 
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Stürmischen  Aeußerungen  der  durch  den  Tod  Joseph's  vollends  ent- 
fesselten nationalen  Leidenschaften,  denn  in  den  meisten  derselben  hatten 
die  heftigsten  Streiter  für  die  Nationalität,  Selbständigkeit  und  feudale 
Verfassung  Ungarns  theils  als  gewählte  Beamten,  theils  als  gefeierte 
Patrioten  den  größten  Einfluß,  und  die  Coniitate  feuerten  einander  zu 
kühnen  Beschlüssen  und  muthigem  Kampfe  für  die  Freiheit  an.  Also 
machten  die  Comitatsstände  es  den  höchsten  Behörden  und  Würden- 
trägern des  Reichs  zur  Pflicht,  den  Thronfolger  zu  bewegen,  daß  er  den 
Reichstag  baldigst  ausschreibe,  und  falls  er  dieses  zu  thun  sich  weigerte, 
die  Stände  selbst  einzuberufen,  damit  die  unerträglichen  Gesetzwidrig- 
keiten abgestellt,  und  die  Maßregeln,  welche  der  Krieg  dringend  fordere, 
getroffen  würden.  Alle  erklärten,  daß  sie  lieber  Blut  und  Leben  opfern, 
als  die  Vernichtung  der  Gesetze  noch  länger  dulden  wollen.  Einige 
gingen  noch  weiter;  die  Stände  der  Zips  zum  Beispiel  sagten  in  ihrer 
Zuschrift  an  die  Reichsbehörden  und  Würdenträger:  Wie  sie  dem  neuen 
König,  wenn  er  seine  Regierung  verfassungsmäßig  beginnen  werde,  im 
voraus  Treue  und  Gehorsam  geloben ,  so  dürfe  es  im  entgegengesetzten 
Falle,  wenn  er  die  zwischen  der  Nation  und  dem  Herrscherhause  be- 
stehenden Verträge  bräche,  der  Nation  nicht  als  Vergehen  angerechnet 
werden,  daß  sie  die  Bürgschaft  für  ihre  von  den  Vorfahren  geerbte  Frei- 
heit in  der  Ausübung  des  Rechts,  den  König  zu  wählen,  suchen  werden. 
Die  preßburger  Gespanschaft  schrieb:  „Nur  unter  der  Bedingung  wil- 
ligte die  Nation  in  die  Erbfolge  des  weiblichen  Zweiges  ein,  daß  der 
König  seine  Regierung  mit  dem  Reichstage,  seiner  gesetzlichen  Krönung 
und  Ablegung  des  gebräuchlichen  Eides  beginne.  Da  nun  dieser  beider- 
seitige Vertrag  von  dem  einen  Theile,  nämlich  vom  seligen  Kaiser, 
durch  Nichterfüllung  der  Bedingungen  und  sogar  geradezu  durch  Bruch 
derselben  vernichtet  worden  ist:  so  kann  man  auch  die  Landesbewohner 
rechtlich  zur  Haltung  des  Vertrags  nur  dann  zwingen,  wenn  die  Gesetze 
künftighin  pünktlich  beobachtet  würden."  Dasselbe,  nur  noch  schärfer, 
sprachen  die  Zuschriften  der  pester  und  der  biharer  Gespanschaft  aus. 
Sie  erklärten  in  Form  eines  Beschlusses:  Durch  die  Regierung  Kaiser 
Joseph's,  welche  die  Bedingungen  der  Pragmatischen  Sanction  brach, 
die  Constitution  und  die  Gesetze  verletzte,  wurde  der  zwischen  der 
Nation  und  dem  Herrscherhause  bestehende  Vertrag  thatsächlich  ver- 
nichtet, die  Reihe  der  Thronfolge  unterbrochen,  daher  müsse  die  Erb- 
lichkeit der  Krone  durch  neue  Gesetze  festgestellt  werden.  Die  Ge- 
spanschaft Neitra  sagt  in  einem  Rundschreiben  an  die  andern  Gespan- 
schaften: „Ein  Gesetz  willkürlich  ohne  Zuthun  der  Nation  zu  geben 
oder  ein  gegebenes  zu  deren  Nachtheil  abzuschaffen,  ist  ein  Unrecht, 
welches  das  Recht  der  erblichen  Thronfolge  nicht  zum  Rechte  machen 
kann. .  . .  Die  Fürsten  irren,  wenn  sie  ihr  Glück  und  ihre  Macht  nach 
der  Ungebundenheit,  Gesetze  zu  verletzen,  messen.  Wer  hat  ihnen  die 
Macht  hierzu  gegeben?  Weder  Gott,  noch  die  Natur,  noch  die  nüch- 
terne Vernunft,  noch  die  Nation;  hieraus  aber  entspringt  alle  Macht  der 
Könige." 

Der  Kanzler  Pälßy  berief  den  Primas  Batthyäny,  den  Oberstlandes- 
richter Karl  Zichy,  den  Ban  von  Kroatien  Franz  Balassa,  den  Personal 
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Joseph  Ürmenyi  und  andere  hohe  Staatsbeamte  nach  Wien  zur  Be- 
rathung  über  den  Stand  der  Dinge  in  Ungarn  und  den  Bericht,  welchen 
man  über  denselben  dem  Thronfolger  abzustatten  habe.  Der  Bericht 
ging  ab;  aber  auch  mehrere  Gespanschaften  sandten  nach  dem  Vorgange 
der  pester  dem  neuen  König  ihre  an  die  genannten  Würdenträger  ge- 
richteten Zuschriften.  Leopold,  der  von  jeher  mit  den  gewaltsamen  Re- 
formen seines  Bruders  nicht  einverstanden  war  und  Ungarn  schnell  zu 
beruhigen  wünschte,  that  in  einem  Rescript  kund,  daß  er  die  Regierung 
mit  seiner  Krönung  beginnen  wolle,  und  befahl,  die  Einberufungsschrei- 
ben zum  Krönungsreichstage  noch  vor  seiner  Ankunft  auszufertigen.  Die 
Comitate,  denen  die  Hofkanzlei  das  königliche  Schreiben  vermittels  der 
Statthalterei  zuschickte,  dankten  hocherfreut  dem  König  in  ihren  Zu- 
schriften für  den  Entschluß,  sich,  wie  die  Constitution  und  die  Gesetze 
es  fordern,  krönen  zu  lassen,  sprachen  aber  zugleich  das  Begehren  aus, 
daß  der  Tag  der  Krönung  vom  König  und  Reichstag  gemeinschaftlich 
festgesetzt  werde,  damit  beide  zuvor  hinsichtlich  wichtiger  Angelegen- 
heiten und  besonders  des  Inauguraldiploms  eine  Uebereinkunft  treffen 
könnten,  um  nicht,  wie  es  1741  geschehen  sei,  durch  eine  voreilige  Krö- 
nung der  zur  Fertigstellung  des  Krönungsdiploms  erforderlichen  Zeit 
beraubt  zu  werden. 
1790  Leopold  kam  am  12.  März  1790  in  Wien  an.  Drei  Tage  später 
erließ  er  ein  Manifest  an  das  ungarische  Volk,  in  welchem  er  demselben 
meldet,  daß  er  den  durch  den  Tod  seines  Bruders  erledigten  Thron  den 
Gesetzartikeln  I  und  II  von  1723  gemäß  eingenommen  habe,  die  Staats- 
beamten in  ihren  Aemtern  lasse,  auch  fest  beschlossen  habe,  die  Stände 
bei  allen  den  Rechten  und  Freiheiten,  welche  ihnen  die  Constitution  und 
die  Gesetze  verleihen,  zu  erhalten,  und  deshalb  das  Patent  des  seligen 
Kaisers  und  Königs  vom  28.  Januar,  das  die  von  diesem  eingeführten 
Neuerungen  aufliebt,  bestätige  und  bis  1.  Mai  vollziehen  werde.  Die 
Aenderung  des  Toleranzedicts,  wie  auch  der  Verordnungen,  die  die  Re- 
gelung der  Pfarreien  und  des  Verhältnisses  zwischen  den  Grundherren 
und  deren  Unterthanen  betreffen,  welche  das  Patent  in  voller  Kraft 
läßt,  behalte  er  der  Entscheidung  des  Reichstags  vor,  wolle  jedoch,  daß 
die  Stände  mittlerweile  hinsichtlich  derselben  den  Regierungsbehörden 
gehorchen.  Da  er  die  Gesetze  pünktlich  zu  beobachten  gesonnen  sei, 
werde  er  den  Reichstag  wegen  der  Krönung,  Ablegung  des  gesetzlichen 
Eides,  Ausstellung  des  Inauguraldiploms  und  Wahl  des  Palatins  gewiß 
künftigen  Juni  halten  und  den  Tag  der  Eröffnung  desselben  mittels  der 
königlichen  Einberufungsschreiben  kundmachen. 

Den  aristokratischen,  desgleichen  den  klerikalen  Comitatsständen 
genügte  das  Manifest  bei  weitem  nicht.  Sie  sahen  sich  in  der  Erwar- 
tung getäuscht,  daß  es  gleichen  Inhalts  mit  dem  an  die  Belgier  gerich- 
teten sein  werde,  in  welchem  Leopold  die  Art,  wie  der  verstorbene 
Kaiser  Belgien  regiert  habe,  ausdrücklich  für  gesetzwidrig  erklärte,  auch 
die  Hoffnung  aussprach,  daß  die  Belgier  die  erlittenen  Rechtsver- 
letzungen, an  denen  er  keinen  Theil  genommen,  ihm  nicht  zuschreiben 
und  in  Ruhe  die  Wiederherstellung  ihrer  alten  Verfassung,  ihrer  Rechte 
und  Einrichtungen  abwarten  werden.   „Wir  trauten  kaum  unsern  Augen", 
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sagt  das  pester  Comitat  in  seiner  Zuschrift  an  den  König,  „als  wir  im 
Manifest  Ew.  Majestät  vom  14.  d.  M.  jene  billigermaßen  erwartete  Sicher- 
stellung unserer  Verfassung  nicht  fanden,  welche  sowol  die  Größe  der 
Gefahr,  in  die  wir  durch  die  vorhergehende  Regierung  versetzt  worden, 
wie  die  Unbestreitbarkeit  unserer  Rechte  und  die  eiserne  Geduld,  welche 
die  Nation  unter  dem  verstorbenen  Kaiser  bewiesen,  erfordert  hätten,  und 
die  Ew.  Majestät  als  ein  die  Rechte  des  Volks  ehrender  Fürst  und  ein 
die  Menschen  auch  in  seinen  Unterthanen  achtender  Vater  den  Belgiern 
zu  geben  für  Ihre  Pflicht  gehalten  hat.  . .  .  Das  Völkerrecht  und  jener 
Gesellschaftsvertrag,  vermöge  deren  Staaten  entstehen,  beweisen,  daß 
das  Majestätsrecht  sich  ursprünglich  im  Besitz  der  Völker  befindet; 
dieser  Satz,  den  die  Natur  selbst  in  das  Herz  eines  jeden  schreibt,  gehört 
in  die  Reihe  jener,  die  kein  gerechter  Fürst  (für  welchen  wir  auch  Ew. 
Majestät  halten)  bezweifeln  darf.  Auf  diesem  Majestätsrechte  beruht  in 
durch  Gesetze  beschränkten  Monarchien  die  vom  gesetzmäßigen  König 
und  dem  Volke  gemeinschaftlich  ausgeübte  gesetzgebende  Gewalt  in  der 
Art,  daß  das  V^olk  jederzeit  die  Mittel  besitze,  welche  nach  Umständen 
zur  Erreichung  des  Staatszwecks  erforderlich  sind.  Wir  erwarten  daher 
zuversichtlich,  daß  Ew.  Majestät  den  Reichstag  und  die  Abhülfe  unserer 
Beschwerden  nicht  blos  auf  das  beschränken  werde,  was  in  Ihrem  gnä- 
digen Manifest  enthalten  ist,  sondern  uns  auch  das  gegeben  werde,  was 
den  Belgiern  gegeben  wurde,  die  ihre  Freiheit  mit  den  Waffen  verthei- 
digten.  Denn  es  wäre  gewiß  ein  verderbliches  Beispiel,  wenn  die  Re- 
gierung durch  ihre  Thaten  bezeugte,  daß  die  Völker  nicht  durch  Gehor- 
sam, sondern  nur  mit  Waffen  ihre  Freiheit  vertheidigen  und  wieder- 
gewinnen können.  Geruhe  also  Ew.  Majestät,  deren  Rechtssinne  wir 
völlig  vertrauen,  daß  Sie  sich  durch  keinerlei  Rathschläge  in  Ihren 
Vorhaben  werde  wankend  machen  lassen,  dies  gnädigst  zu  Herzen  zu 
nehmen  und  über  die  öffentlichen  Angelegenheiten  baldigst  mit  den 
gesammten  Ständen,  nicht  aber  mit  einzelnen,  zu  rathschlagen.  Da 
wir  ferner  bedenken,  daß  unsere  Freiheiten  unter  der  Herrschaft  des 
Hauses  Oesterreich  weder  durch  beiderseitige  Verträije,  noch  durch  die 
auf  diesen  beruhenden  Gesetze,  noch  durch  Urkunden  hinreichend  ge- 
sichert waren,  und  wir  dem  zufolge  für  weitere  Sicherstellung  unserer 
Angelegenheiten  sorgen  müssen:  geruhe  Ew.  Majestät  die  gerechten 
Wünsche  des  Volks  so  zu  erhören,  daß  sowol  die  zwischen  dem  König 
und  dem  Volke  bestehenden  gegenseitigen  Rechtsverhältnisse  erneuert 
und  entwickelt,  als  auch  durch  Schließun<i  neuer,  den  fj^^srenwärtisen 
Umständen  angemessener  Verträge  die  Sicherung  unserer  bürgerlichen 
Existenz  begründet  würden.  Und  erst  dann  übernehme  Ew.  Majestät 
nach  Leistung  des  gesetzlichen  Eides  und  Vollziehung  der  Krönung  die 
Regierung  des  in  solcher  Weise  auf  festen  Grund  gestellten  Reichs, 
damit  Ew.  Majestät  auch  die  Sachen,  welche  dem  Wunsche  der  Stände 
gemäß  noch  in  Berathung  gezogen  werden  sollen,  an  dem  gesetzmäßig 
und  frei,  mitbin  nach  Entfernung  des  fremden  Militärs  zu  haltenden 
Reichstage  mit  den  Ständen  gesetzlich  berathen  könne."  Aehnlicli 
lautende  Zuschriften  sandten  auch  andere  Gespanschaften  an  den 
König. 
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Leopold  beantwortete  und  rügte  die  Zuschriften  nicht,  denn  er  war 
überzeugt,  daß  die  Aufregung,  in  der  sie  verfaßt  wurden,  wenn  er  sie 
nicht  durch  Zurechtweisung  anfache,  und  dagegen  die  "Wünsche  der 
Ungarn,  inwieweit  es  zulässig  sei,  erfülle,  sich  von  selbst  legen  werde. 
Er  berief  also  schon  am  29.  März  den  Reichstag  auf  den  6.  Juni  und  zwar 
dem  allgemein  ausgesprochenen  Verlangen  gemäß  nach  Ofen,  wo  kein 
fremdes  Militär  lag.  „Da  wir  unsere  Regierung",  sagt  er  im  Aus- 
schreiben, „mit  der  Erfüllung  der  von  der  Erblichkeit  des  Throns  han- 
delnden Gesetze  beginnen  wollen,  verkündigen  wir  wegen  der  Wahl  des 
Palatins,  Ausstellung  des  Inauguraldiploms,  Leistung  des  königlichen 
Eides  und  unserer  Krönung  —  sodann  aber  auch  wegen  der  Berathung 
über  alles,  was  zum  Wohle  und  zur  Mehrung  des  Königreichs  Ungarn 
und  der  Knüpfung  des  ungarischen  Volks  durch  die  dauernden  Bande 
der  Liebe  und  des  Vertrauens  an  uns  zweckdienlich  scheinen  wird, 
sämratlichen  Ständen  unsers  Königreichs  Ungarn  und  der  verbundenen 
Theile  auf  den  zweiten  Sonntag  nach  Pfingsten  oder  den  6.  Juni  einen 
in  unserer  königlichen  Freistadt  Öfen  abzuhaltenden  allgemeinen  Reichs- 
tag und  wünschen  an  demselben,  wenn  der  Himmel  günstig  ist,  auch 
persönlich  zu  erscheinen." 

Mittlerweile  erließ  Leopold  am  20.  April  im  Wege  der  Statthalterei 
Verordnungen,  durch  welche  auch  das,  was  von  den  reformatorischen 
Einrichtungen  Joseph's  noch  übrig  war,  vollends  aufgehoben  wurde.  Er 
schaffte  die  neu  eingeführten  Aemter  und  Anstalten  ab  und  entfernte 
aus  den  fortbestehenden  diejenigen,  die  sich  verhaßt  gemacht  hatten. 
Mit  der  Aufhebung  der  Oberhof-Studiencommission  in  Wien  hob  er  zu- 
gleich die  ungarische  Landes-Schulcommission  auf  und  stellte  die  Schulen 
wieder  unter  die  Aufsicht  der  Statthalterei;  auch  verfügte  er,  daß  in  den 
Schulen  statt  der  deutschen  die  ungarische  Sprache  gelehrt  werde. 
Schon  früher  hatte  er  Siebenbürgen  überhaupt  und  den  dortigen  Na- 
tionen insbesondere  ihre  Rechte  und  Verfassung  zurückgegeben.  Um 
den  Klerus  zu  versöhnen,  hob  er  die  Oberkirchencommission  ebenfalls 
auf;  behielt  die  weitere  Aufhebung  von  Klöstern,  desgleichen  die  Wieder- 
herstellung aufgehobener  der  Entscheidung  des  Reichstags  vor,  schaffte 
die  Generalseminarien  ab  und  überließ  die  Heranbildung  der  katho- 
lischen Geistlichkeit  den  bischöflichen  Seniinarien,  gab  den  Bischöfen  die 
Gerichtsbarkeit  in  Ehe-  und  Testamentssachen  zurück  und  setzte  den 
Klerus  wieder  in  den  Besitz  seiner  politischen  Rechte. 

Ungeachtet  dieses  Vertrauen  weckenden  Verfahrens,  mit  dem  Leo- 
pold seine  Regierung  anfing,  blieb  der  politisch  berechtigte  Theil  des 
Volks  bei  dem  Entschluß,  am  bevorstehenden  Reichstage  die  Selbstän- 
digkeit und  Verfassung  des  Landes,  wie  auch  die  eigenen  Standes- 
recht(;  durch  neue  Garantien  zu  sichern.  Einige  meinten,  dieser  End- 
zweck könnte  dadurch  erreicht  werden ,  daß  sich  der  gesammte  Adel 
diesmal  wie  einst  auf  dem  Rakos  einfinde,  um  seine  Wünsche  mit  Nach- 
druck kundzugeben;  der  Antrag  wurde,  als  den  gegenwärtigen  Umstän- 
den unangemessen  und  gefährlich,  fast  gar  nicht  in  Betracht  gezogen. 
Der  Vorschlag  des  szabolcser  Comitats,  daß  für  alle  Fälle  die  Insur- 
rection  des  Adels  angeordnet  werde,  fand  ebenfalls  als  zweckwidrig  und 
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gefahrvoll  wenig  Beachtung.  Die  Aufforderung,  den  Reichstag  zu  be- 
schicken, welche  Zeniplin  an  die  Generalate  der  ungarischen  Militär- 
grenze richtete,  blieb  unbeantwortet.  Dagegen  stimmte  man  beinahe 
allgemein  dem  Vorschlage  bei,  daß  jene  Staatsdiener,  die  Joseph  zu  den 
verderblichen  Neuerungen  gerathen  und  sie  durchführen  geholfen,  ebenso 
jene  Gespanschaften,  die  ihn  durch  ihren  bereitwilligen  Gehorsam  in 
seinen  Unternehmungen  bestärkt  hatten,  zum  warnenden  Beispiele  für 
künftige  Generationen  zur  Verantwortung  gezogen  und  streng  bestraft 
werden  sollten.  Die  allgemeinste  Zustimmung  fand  aber  die  Behaup- 
tung, welche  das  pester  Comitat  aufgestellt  und  in  der  Zuschrift  an  den 
König  ausgesprochen  hatte:  Die  gesetzwidrige  Regierung  Kaiser  Jo- 
seph's  habe  die  zwischen  dem  ungarischen  Volk  und  dem  Ilerrscher- 
hause  geschlossenen  Verträge  zerrissen  und  dadurch  die  in  der  Pragma- 
tischen Sanction  festgesetzte  Ordnung  der  Thronfolge  aufgehoben,  darum 
müsse  ein  neuer  Vertrag  geschlossen  und  ein  Inauguraldiplom  verfaßt 
werden,  worin  sowol  die  Verfassung  und  Souveränetät  des  Reichs,  wie 
auch  die  Rechte  der  Stände  wirksamer  als  in  den  bisherigen  Verträgen 
und  Diplomen  sichergestellt  würden. 
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Wahl  und  Instruction  der  Reichstagsabgeordneten.  —  Die  Stände 
sind  am  6.  Juni  zu  Ofen  zahlreich  versammelt,  aus  allen  Gegenden 
des  Landes  Patrioten  und  Neugierige  herbeigeströmt.  —  Der  König 
unterläßt  die  Eröffnung  des  Reichstags  durch  einen  Commissar.  — 
Kreis-  und  Reichssitzungen  der  Untern  Tafel.  —  In  der  ersten 
Reichssitzung  derselben  wird  Benyovszky's  Antrag,  den  Oberst- 
landesrichter Zichy  und  den  Personal  Ürmönyi  nicht  als  Präsidenten 
anzuerkennen,  abgelehnt.  —  Der  Eid  der  Reichsstände,  während 
des  Reichstags  ohne  dessen  Bewilligung  weder  ein  Amt  noch  sonst 
eine  Gunst  anzunehmen.  —  Beschluß  über  die  Führung  der  Pro- 
tokolle und  der  Verhandlungen  in  ungarischer  Sprache.  —  Heftige 
Debatten  über  das  Inauguraldiplom  und  Gesetze  vor  der  Krönung. 
—  Leopold  tritt  als  König  auf.  Die  Schreiben  des  Kanzlers  an  die 
Präsidenten  beider  Tafeln.  —  Die  Kreise  schlagen  die  Errichtung 
eines  Reichsraths  zur  Beschränkung  königlicher  Willkür  vor,  der 
dem  Reichstage  verantwortlich  sein  soll.  —  Bestrafung  einiger  vor 
ein  Kriegsgericht  gestellter  ungarischer  Offiziere.  —  Der  König  wird 
gebeten,  zur  Eröffnung  des  Reichstags  und  Krönung  in  der  Mitte 
der  Stände  zu  erscheinen.  Er  erklärt  in  seiner  Antwort,  er  werde 
kein  anderes  Inauguraldiplom  als  das  von  Karl  III.  oder  von  Maria 
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Theresia  ausgestellte  annehmen.  Die  Stände  erweitem  das  Diplom 
Karl's  und  führen  in  ihrer  Zuschrift  die  Gründe  an,  die  sie  dazu  be- 
wogen haben.  Leopold  bleibt  bei  seinem  Ausspruch,  verspricht  aber 
die  Punkte,  welche  die  Stände  hinzugefügt  haben,  wenn  sie  ihm 
dieselben  nach  der  Krönung  als  Gesetze  vorlegten,  zu  bestätigen. 
Der  Reichstag  verzichtet  auf  das  erweiterte  Diplom.  Der  König 
beruft  die  Stände  auf  den  15.  November  nach  Preßburg  zur  Krö- 
nung. —  Der  Reichstag  ist  genöthigt  nachzugeben.  Die  äußern 
Verhältnisse  der  Monarchie  haben  sich  geändert.  Die  Unadelichen 
gießen  ihren  gerechten  Unwillen  über  die  Anmaßungen  des  Adels 
besonders  in  einer  drohenden  Flugschrift  aus;  die  Bürgerschaften 
von  neun  Freistädten  bitten  den  König,  ihre  Rechte  zu  schützen, 
und  wollen  sich  unter  seine  Gnade  begeben.  Der  Congreß  der 
Serben  nimmt  die  feindseligste  Haltung  gegen  Ungarn  an  und  macht 
die  ausschweifendsten  Forderungen.  —  Eröffnung  des  Reichstags  — 
die  königlichen  Propositionen,  Wahl  des  Erzherzogs  Alexander  zum 
Palatin.  Krönung.  Abschiedsrede  des  Königs.  —  Gesetze,  welche 
die  Constitution  befestigen  und  sichern  sollen  —  das  Urbarium 
Maria  Theresia's  unter  die  Gesetze  aufgenommen  —  Temesvär,  Sza- 
badka,  Pözsega  und  Karlstadt  werden  königliche  Freistädte  —  dem 
unbegüterten  und  dem  eine  Ansässigkeit  besitzenden  Adel  wird  die 
Befähigung  zu  jedem  Staatsamte,  den  Unadelichen  zu  Kameral- 
und  niedern  Aemtern  bei  den  Regierungsbehörden  zugesprochen.  — 
Ernennung  der  Commissionen,  die  nach  dem  Schlüsse  des  Reichs- 
tags bis  zum  künftigen  die  Entwürfe  zu  Reformen  und  Gesetzen 
ausarbeiten  sollen. 

Je  naher  der  Tag  herankam,  an  welchem  der  Reichstag  eröffnet 
\verde,ii  sollte,  desto  höher  wogte  die  Bewegung,  zu  der  schon  die  Ao- 
küiidigung  desselben  besonders  in  den  adelicben  Kreisen  den  Anstoß 
gegeben  hatte.  Das  Geräusch  der  Comitatscongregationen,  die  wegen 
der  Wahl  und  Instruction  der  Abgeordneten  gehalten  wurden,  erfüllte 
alle  Gespanschaften.  Da  in  den  meisten  dieser  Versammlungen  die- 
jenigen die  Mehrheit  bildeten,  die,  von  aristokratischem  Hochmuth  und 
engherzigem  Eigennutz  verblendet,  an  ihren  adelichen  Vorrechten  hingen, 
setzten  sie  es  durch,  daß  größtentheils  ihnen  Gleichgesinnte  gewählt  und 
diesen  Instructionen  nach  ihren  Ansichten  gegeben  wurden,  die  bei  aller 
Verschiedenheit  im  einzelnen  im  allgemeinen  darin  übereinstimmten,  daß 
in  einem  neuern  Vertrage  mit  der  Dynastie  und  geänderten  Inaugural- 
diplom  die  Verfassung  Ungarns  wirksam  garantirt  werde. 
179Ö  Am  G.  Juni  1  790  versammelten  sich  die  Reichsstände  nach  230  Jah- 
ren, wälirend  welcher  sie  in  den  Grenzstädten  Preßburg  oder  Oedenburg 
getufi,t  hatten,  zum  ersten  male  wieder  in  der  Landeshauptstadt.  An 
der  Obern  Talel  nahmen  250  Weltliche  Magnaten  und  38  Prälaten  unter 
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dem  Vorsitze  des  geistig  begabten,  erst  38  Jahre  alten  Oberstlandes- 
richters, Karl  Zichy,  Platz;  an  der  Untern  saßen  außer  den  Richtern  der 
Königlichen  Tafel  218  Abgeordnete,  nämlich  102  der  Gespanschaften, 
79  der  Städte,  35  der  Kapitel,  2  Kroatiens  und  31  Stellvertreter  der  an 
der  Obern  nicht  erschienenen  Magnaten.  Ihr  Präsident  war  der  könig- 
liche Personal  Joseph  Ürmenyi,  der  sich  durch  Recbtskenntniß  und  Be- 
redsamkeit auszeichnete.  In  Ofen  befand  sich,  als  der  Reichstag  eröffnet 
wurde,  die  zahlreiche  adeliche  Kronwache,  welche  von  den  Gespan- 
schaften gestellt  worden  war,  auch  sandten  die  meisten  Gespanschaften 
mit  ihren  Abgeordneten  Banderien  adelicher  Jünglinge  hin,  sodaß  der 
Reichstag  unter  dem  Schutze  einer  ansehnlichen  und  glänzenden  Schar 
einheimischer  Bewaffneter  stand.  Außer  diesen  fanden  sich  viele  Adeliche 
und  Nichtadeliche  ein,  theils  um  außerhalb  des  Reichstags  für  ihre  oder 
die  Sache  des  Vaterlandes  zu  wirken,  theils  um  wenigstens  Zeugen  der 
wichtigen  Vorgänge  an  deren  Schauplatze  zu  sein.  Vaterlandsliebe  und 
Neugierde  bewogen  selbst  Frauen,  an  die  Reichsstände  die  Bitte  zu 
richten,  daß  ihnen  erlaubt  werde,  in  den  Sitzungen  anwesend  zu  sein, 
von  denen  sie,  da  dieselben  nicht  öffentlich  waren,  ausgeschlossen  ge- 
wesen, und  erhielten  die  Erlaubniß.  Der  König  schickte  zur  Eröffnung 
des  Reichstags  keinen  Commissar,  weil  er  den  Ständen  vorderhand 
völlige  Freiheit  der  Berathung  gewähren  wollte,  damit  sie  ungehindert 
ihre  Gesinnungen  und  Meinungen  aussprechen  könnten,  und  dadurch  die 
Aufregung  der  Gemüther  gedämpft  werde.  ^ 

In  der  Absicht,  das  Verständniß  des  Folgenden  zu  erleichtern, 
bringen  wir  in  Erinnerung,  was  zum  Theil  schon  früher  erwähnt  wor- 
den, daß  die  Ständetafel  von  lange  her  bis  1848  zweierlei  Sitzungen, 
nämlich  Kreis-  oder  Circular-  und  Reichs-  oder  Regnicolarsitzungen 
hielt.  Zu  den  ersten  versammelten  sich  ausschließlich  die  Abgeordneten 
der  Gespanschaften,  nach  den  vier  Kreisen  Ungarns  voneinander  ge- 
schieden, mit  ihren  Obergespanen  entweder  in  vier  abgesonderten  Sälen 
oder,  wie  es  zu  der  hier  in  Rede  stehenden  Zeit  meistens  geschah,  die 
Abgeordneten  aus  den  beiden  Donaukreisen  in  einem  und  die  aus  den 
beiden  Theißkreisen  in  einem  andern  Saale.  In  diesen  Sitzungen  be- 
riethen  und  entschieden  vorläufig  die  Abgeordneten  eines  jeden  Kreises 
oder  zweier  über  die  reichstäglich  zu  verhandelnden  Gegenstände,  und 
unterbreiteten  ihre  Beschlüsse  zur  weitern  Verhandlung  und  Beschluß- 
fassung der  Reichssitzung,  der  alle  Mitglieder  der  Ständetafel  beiwohnten. 
Diese  nahm  entweder  den  Beschluß  des  einen  Kreises  an  oder  faßte,  die 
Beschlüsse  aller  verschmelzend,  ihren  Beschluß,  denn  eine  Aenderung 
dessen,  was  in  den  Kreissitzungen  ausgesprochen  worden,  ließen  die 
Comitatsabgeordneten  nicht  leicht  zu.  Hieraus  ist  ersichtlich,  daß  die 
Kreissitzungen  weit  wichtiger  waren  als  die  Reichssitzungen  der  Untern 
Tafel,   und  daß  daher  die  Mitglieder  der  königlichen  Gerichtstafel  wie 


^  A  magyar  anyäknak  az  orszäggyülesre  egybegyült  orszagnagyai  es 
magyar  atyäk  eleibe  terjesztett  alazatos  kerelmök.  (Der  ungarischen  Mütter 
den  am  Reichstage  versammelten  Großen  des  Reichs  und  ungarischen  Vätern 
unterbreitete  unterthänige  Bitte)   1790. 


598  Fünftes   Buch. 

die  Abgeordneten  der  Städte  und  Kapitel,  die  von  den  erstem  ausge- 
schlossen waren,  auf  die  Gesetzgebung  nur  geringen  Einfluß  übten.  Die 
Ausschließung  der  Kapitel-  und  Städtedeputirten  ist  nicht  allein  aus 
dem  Stolz  und  der  Herrschsucht  des  Adels,  sondern  auch  aus  andern 
Ursachen  zu  erklären.  Die  Kapitel  waren  von  ihren  Bischöfen  abhängig, 
die  vom  König  ernannt  wurden,  und  von  dem  auch  ihre  Mitglieder  Be- 
förderung zu  höhern  Pfründen  und  Ehrenstellen  erwarteten;  daher 
versprach  man  sich  von  den  Abgeordneten,  die  die  Kapitel,  durch  diese 
Verhältnisse  bestimmt,  wählten  und  mit  Weisungen  versahen,  keinen 
ernsten  Eifer  für  die  Sache  des  Vaterlandes  und  der  Freiheit.  Sodann 
befanden  sich  an  der  Ständetafel  immer  eine  Anzahl  Evangelischer,  die 
es  wünschen  mußten,  daß  der  Einfluß  ihrer  Dränger  auf  die  Gesetz- 
gebung beschränkt  werde.  —  Das  Interesse  der  Städte  stimmte  mit  dem 
des  Adels  nicht  überein;  gegen  dessen  Willen  hatten  sie  von  den  Kö- 
nigen ihre  Privilegien  und  die  Reichsstandschaft  erhalten,  waren  aber 
unter  die  Botmäßigkeit  der  königlichen  Kammern  gerathen,  und  nicht 
die  Bürger,  sondern  die  Magistrate  wählten  und  instruirten  nach  den 
Weisungen  der  Kammer  die  Abgeordneten,  die  demzufolge  immer  auf 
die  Seite  der  Regierung  traten.  Dies  alles  bewog  die  Stände,  den  Ein- 
fluß der  Städte  auf  die  Gesetzgebung  durch  Ausschließung  ihrer  Ab- 
geordneten von  den  Kreissitzungen  zu  beschränken.  Damit  aber  die 
70  Städtedeputirten  durch  Vereinigung  mit  der  Regierungspartei  nicht 
dennoch  in  den  Reichssitzungen  den  Ausschlag  geben  könnten,  war 
schon  im  vorhergehenden  Jahrhunderte  bestimmt  worden,  daß  ihre  Ge- 
sanimtheit  ebenso  wie  jeder  Kreis  in  jenen  Sitzungen  eine  Stimme  habe, 
mithin  zu  den  Kreisen  im  Verhältniß  von  eins  zu  vier  stehe.  Die  Stim- 
men der  Vertreter  der  am  Reichstage  nicht  erschienenen  Magnaten, 
deren  Sitz  an  der  Ständetafel  ohnehin  ein  Unsinn  war,  wurden  längst 
nicht  mehr  beachtet. 

Am  10.  Juni  hielt  die  Ständetafel  ihre  erste  Reichssitzung.  Nachdem 
der  Personal  dieselbe  mit  einer  Rede  eröffnet  hatte,  erhob  sich  der  Ab- 
geordnete der  preßburger  Gespanschaft,  Georg  Benyovszky;  die  könig- 
lichen Commissare,  sagte  er,  waren  insonderheit  die  Werkzeuge,  durch 
die  der  verstorbene  Kaiser  seine  verderblichen  Neuerungen  durchzu- 
setzen versuchte,  und  da  sowol  der  Oberstlandesrichter  als  auch  der 
Personal  dieses  gesetzwidrige  Amt  von  dem  ungekrönten  König  ange- 
nommen und  verwaltet  haben,  so  verbiete  ihm  seine  Instruction,  sie  als 
Präsidenten  anzuerkennen  und  über  die  Landesangelegenheiten  unter 
ihrer  Leitung  zu  berathen.  Obgleich  der  Antrag  Benyovszky's  von  vier 
andern  Gespanschaften  unterstützt  wurde,  beschloß  die  Mehrheit  der 
Stände,  daß  beide  hohe  Staatsdiener  ihr  Amt  und  das  Präsidium  bis 
zur  endgültigen  Entscheidung  des  Reichstags  behalten  dürfen,  aber  unter 
der  Bedingung,  daß  eine  Commission  eingesetzt  werde,  vor  welcher  sie 
und  alle,  die  vom  Kaiser  ein  Amt  angenommen,  dem  Reichstage  über 
die  Führung  desselben  Rechenschaft  legen  sollen.  Hierauf  wurde  der 
Antrag  gestellt:  Alle  Mitglieder  des  Reichstags  sollen  schwören,  daß 
sie  weder  ein  Geschenk,  noch  ein  Amt,  noch  eine  Würde,  noch  irgend- 
welche Auszeichnung  während   des  Reichstags   ohne   dessen  Vorwissen 
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und  Genebmigung  aunehmen  werden.     D6r  Antrag  wurde  nach  heftigen 
Debatten  zum  Beschluß  erhoben,  und  sämmtliche  Mitglieder  der  Stände- 
tafel legten  den  Eid  ab.  Die  Magnaten  wollten  anfangs,  daß  die  Leistung 
des  Eides  dem  freien  \VilIen  eines  jeden  überlassen  werde;   als  aber  die 
Stände  bei  ihrem  Beschlüsse  beharrten  und  erklärten,  daß  sie  mit  jenen 
Magnaten,  die  den  Eid  nicht  abgelegt  haben,  weder  in  den  Kreis-,  noch 
Reichs-,  noch  Ausschußsitzungen  sitzen  werden,  leisteten  in  der  sechsten 
Sitzung  39  Magnaten  denselben.    In  dieser  Sitzung  ward  auch  beschlos- 
sen,  daß  die  Protokolle  des  Reichstags   ungarisch   und    lateinisch  ge- 
führt, durch  eine  ständische  Coramission  geprüft  und  in  beiden  Sprachen 
in  gegenüberstehenden  Columnen  gedruckt  werden  sollen,  jedoch  müsse 
der  ungarische  Text  immer  als  Original  gelten.    Das  Oberhaus  gab  zu, 
daß  die  Protokolle  ungarisch  und  lateinisch  verfaßt  würden,  verlangte 
aber  Einflußnahme   auf  deren  Redaction   und   erklärte   sich   gegen  die 
Drucklegung   derselben.     Eine  von  ihm  entsendete  Deputation   nahm 
hierauf  an  der  Prüfung  der  ersten  Protokolle  theil;    da  aber  diese  nur 
die  Verhandlungen  der  Stände  enthielten,  verzichteten  die  Magnaten  auf 
die  fernere  Theilnahme  an  der  Prüfung  der  folgenden    und  willigten  in 
die  Drucklegung  derselben  ein.     Nachdem  die  Stände  den  ungarischen 
Text  der  Protokolle  zum  Original  erklärt  hatten,   beschlossen  sie  ganz 
folgerichtig,    auch   ihre   Verhandlungen    in   dieser   Sprache   zu  führen, 
stellten  es  aber  denen,  die  derselben  nicht  mächtig  seien,  frei,  ihre  Mei- 
nungen lateinisch  vorzutragen.     Bemerkenswerth  ist  endlich  auch  der 
Beschluß,   daß  die  Botschaften  der  einen  Tafel  an  die  andere  in  wich- 
tigen Dingen  künftig  nicht  mündlich,  sondern  schriftlich  überbracht,  und 
in  minder  wichtigen  zu  Rednern  nicht  immer  Mitglieder  des  Hauses  von 
geistlichem,  sondern  auch  von  weltlichem  Stande  gewählt  werden  sollen. 
Mittlerweile  wurde  auch  das  Inauguraldiplom,   das  dem  König  vor- 
gelegt werden  sollte,  in  Berathung  gezogen.    Man  fand,  daß  die  frühern 
Diplome  die  Könige  zu  wenig  gebunden,  ihnen  zu  weiten  Spielraum  zu 
Ueberschreitungen  der  Constitution  und  Gesetze  gelassen  haben,  und  daß 
es  nöthig  sei,  der  königlichen  Willkür  durch  ein  seiner  Bestimmung  ent- 
sprechendes Inauguraldiplom  engere  Schranken  zu  setzen.    Dasselbe  zu 
entwerfen,  kam  den  Kreisen  der  Ständetafel  zu.     Die  Abgeordneten,  in 
deren  Gesinnung  aufbrausender  Patriotismus  mit   engherzigem  Aristo- 
kratismus  gemischt   war,   hatten    es    sich  längst  eingeredet,    daß   die 
adelichen  Vorrechte  der  wesentlichste  Bestandtheil  der  Constitution  und 
zugleich  deren  und  der  Freiheit  kräftigste  Schutzwehr  seien.    Sie  streb- 
ten daher  bei  der  Gelegenheit,  die  ihnen  höchst  willkommen  war,  diese 
Vorrechte  auf  Kosten    der    königlichen   Gewalt    und   der   natürlichen 
Rechte  der  andern  Volksklassen  zu  erweitern,  und  brachten  es  durch 
die  sophistischen  Gründe,  welche  sie  mit  rednerischem  Pathos  vortrugen, 
dahin,  daß  das  Inauguraldiplom  in  ihrem  Sinne  entworfen  wurde.     Als 
die  Donaukreise  ihren  Entwurf  fertig  gemacht,  und  die  Theißkreise  den 
ihrigen  beinahe  vollendet  hatten,  schlug  der  Oberstlandesrichter  in  der 
Sitzung  des  Oberhauses  vom  12.  Juli  vor,  daß  beide  Tafeln  zur  Prüfung 
der  Entwürfe   und  endlichen  Fertigstellung  des  Inauguraldiploms   eine 
gemischte   Deputation    (Ausschuß)    entsenden    mögen.      Beide   Tafeln 
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nahmen  den  Vorschlag  an,  und  die  Stände  wählten  ihrerseits  auch  die 
MitgUeder  dieser  Deputation,  beschlossen  aber  zugleich,  daß  von  den 
Kreissitzungen  eine  zweite  Deputation  entsendet  werde,  die  zur  weitern 
Sicherstellung  der  Verfassung  und  ihrer  Freiheiten  mit  dem  Inaugural- 
diplom  übereinstimmende  Gesetze  ausarbeite,  welche  der  König  vor  sei- 
ner Krönung  bestätigen  solle,  wie  dies  1608  geschehen  ist.  Bei  den 
Verhandlungen  über  das  Diplom  und  diese  Gesetze  wurde  unter  anderm 
der  Zustand  der  nichtadelichen  Städtebürger  und  Bauern  zur  Sprache 
gebracht,  wobei  Magnaten  und  Abgeordnete  ihre  engherzig- aristo- 
kratischen Gesinnungen  unverhohlen  offenbarten.  Hinsichtlich  der 
Bauei-n  sollten  nicht  nur  die  Verordnungen  Joseph^s  II.  zu  deren 
Gunsten,  sondern  auch  das  Urbarium  JMaria  Theresia's  abgeschafft,  die 
Rechte  der  Bürger  aber,  besonders  ihre  Befähigung  zu  Aemtern  und  ihr 
Einfluß  auf  die  Gesetzgebung,  noch  mehr  als  bisher  beschränkt  werden. 
Das  erregte  den  gerechten  Unwillen  aller  wirklich  Freisinnigen;  es  er- 
schienen Flugschriften,  welche  die  Bauern  aufforderten,  das  Joch  abzu- 
schütteln, das  ihnen  der  Adel  aufgelegt  habe.  Die  Städte  dagegen  baten 
den  König,  sie  entweder  vor  Unterdrückung  durch  den  Adel  zu  schützen 
oder  ihnen  zu  erlauben,  daß  sie  selbst  Maßregeln  zum  Schutze  ihrer 
Rechte  ergreifen.  Am  Reichstage  selbst  trugen  die  Uebertreibungen 
der  hitzigen  Kämpen  für  das,  was  sie  Constitution  und  Freiheit  nannten, 
dazu  bei,  die  Partei  der  Gemäßigten  zu  vermehren  und  ihren  Einfluß  zu 
verstärken,  der  jedoch  noch  immer  beschränkt  blieb. 

Unter  solchen  kühnen  Vorschlägen  und  oft  stürmischen  Verhand- 
lungen verflossen  sechs  Wochen,  ohne  daß  der  König,  wie  gebräuchlich 
war,  eingeladen  worden,  im  Reichstage  zu  erscheinen  und  ihn  gesetz- 
mäßig zu  eröffnen;  denn  das  Inauguraldiplom  war  noch  nicht  ausgear- 
beitet und  angenommen,  und  mau  wollte  ihn  erst  nach  dessen  Fertig- 
stellung berufen.  Leopold  kannte  die  Vorgänge  und  deren  Urheber, 
•ohne  ihnen  Einhalt  zu  thun,  weil  er  überzeugt  war,  die  leidenschaftliche 
Aufregung  werde  sich  desto  früher  besänftigen,  je  weniger  man  ihr  durch 
Einschreilen  neuen  Stoß"  zum  Aufbrausen  zuführe.  Dagegen  war  er 
eifrig  darauf  bedacht,  die  äußern  Verhältnisse  der  Monarchie  friedlich  zu 
gestalten,  und  dadurch  die  Hoffnung  auf  Beistand  von  auswärts  derer 
zu  vereiteln,  die  bei  ihrem  kühnen  Streben,  die  königliche  Macht  zu 
beschränken,  auf  den  Krieg  mit  der  Pforte  und  das  Zerwürfniß  mit  an- 
dern Mächten,  besonders  mit  Preußen,  rechneten.  Als  es  ihm  gelungen 
war,  ein  freundlicheres  Verhältniß  mit  Preußen  und  den  Abschluß  des 
Friedens  mit  der  Türkei  anzubahnen,  die  Beschlüsse  des  Reichstags  aber 
die  königliche  JMacht  und  die  Ruhe  Ungarns  zu  gefährden  anfingen, 
blieb  er  nicht  länger  der  ruhige  Zuschauer  der  Vorgänge  an  demselben, 
der  er  bisher  geschienen  hatte,  sondern  trat  als  König,  der  seine  Rechte 
behaupten  wolle,  auf.  Demzufolge  richtete  der  Kanzler  Pälffy  am 
20.  Juli  an  den  Oberstlandesrichter  folgendes  Schreiben:  „Es  ist  der 
leste  Entschluß  Sr.  Majestät,  die  Constitution  des  Königreichs  in  dem- 
selben Stande  aufrecht  zu  halten,  in  welchem  sie  von  seiner  Mutter  Maria 
Theresia  und  seinem  Großvater  Karl  seligen  Andenkens  an  ihn  gekom- 
men ist;  zugleich  glaubt  Sc.  Majestät  zuversichtlich,  daß  die  Stände  sich 


Leopold  II.     Wiedcrherätelluiig  der  Verfassung.  601 

zum  Ziel  ihrer  Wünsche  nur  jene  Constitution  gestellt  haben,  welche  der 
Gegenstand  des  bei  Gelegenheit  der  Pragmatischen  Sanetion  geschlosseneu 
gegenseitigen  Vertrags  ist.  .  . .  Da  nun  Se.  Majestät  eine  solche  Absicht 
hegt  und  von  derselben  durch  sein  bisheriges  Verfahren  und  besonders 
durch  die  Einberufung  des  Reichstags  schon  hiulängliche  Beweise  ge- 
geben hat,  hoifte  er  mit  Gewißheit,  es  werde  auch  das  Vertrauen  der 
Nation  zu  ihm  begründet  werden.  Als  aber  Se.  Majestät  die  Begeben- 
heiten, die  sich  im  Königreiche  zutrugen,  sah  —  wie  z.  B.  die  Gespan- 
schaft Szabolcs  zur  Störung  des  öffentlichen  Friedens  an  mehrere  Ge- 
spanschaften Aufrufe  richtete,  daß  sie  aus  eigener  Macht  Reichstage 
halten  mögen  und  der  Adel  bewaffnet  aufstehe;  wie  die  Gespanschaft 
Zemplin  mit  Verletzung  der  Kriegszucht  die  ungarischen  und  Grenz- 
regimenter  aufforderte,  auch  Abgeordnete  zum  Reichstage  zu  schicken; 
wie  endlich  mehrere  Gespanschaften  nach  dem  von  der  pester  gege- 
benen Beispiele  die  Unterbrechung  der  aus  der  Pragmatischen  Sanetion 
fließenden  erblichen  Thronfolge  in  Verhandlung  zogen  — :  da  überzeugte 
sich  Se.  Majestät,  daß  manche  Behörden  nicht  die  Ehrfurcht  vor  den 
Gesetzen  beweisen,  welche  das  öffentliche  Wohl  erfordert.  Damals 
glaubte  jedoch  Se.  Majestät  dies  alles  in  der  Hoff^nung  mit  Schweigen 
übergehen  zu  dürfen,  daß  der  bevorstehende  Reichstag  das  Andenken 
daran  verwischen  werde,  ist  aber  jetzt  bemüßigt  auszusprechen,  daß  der 
bislierige  Verlauf  desselben  seinen  Erwartungen  nicht  entspricht.  Damit 
also  die  Stände  wüßten,  was  hinsichtlich  des  Inauguraldiploms  Sr.  Ma- 
jestät entschiedener  Wille  sei,  erklärt  er  hiermit:  Wie  er  sich  selbst  an 
die  zur  Zeit  der  Feststellung  der  Pragmatischen  Sanetion  bestehende  Con- 
stitution streng  hält  und  diese  weder  selbst  verletzen,  noch  andern,  sie 
zu  verletzen,  erlauben  wird,  und  wie  er  ferner  nicht  dagegen  ist,  daß  ihm 
die  Reichsstände  mit  der  königlichen  Würde  verträgliche  Vorschläge 
zur  Sicherung  der  Constitution  vortragen:  so  wird  dagegen  Se.  Majestät 
nie  erlauben,  daß  das  vermöge  der  Pragmatischen  Sanetion  ihm,  der 
diesen  Vertrag  selbst  freiwillig  halten  will,  gebührende  Recht  der  erb- 
lichen Thronfolge,  sei  es  zu  seinem  oder  seiner  Nachfolger  Nachtlieil 
in  Frage  gezogen  werde,  auch  dulde  er  es  nicht,  daß  in  Betreff'  des  Mili- 
tärs irgendwelche  Neuerung  zum  Umsturz  der  Mannszucht  gemacht 
werde;  ebenso  werde  er  es  nicht  leiden,  daß  der  vollziehenden  Gewalt, 
die  er  ohnedies  gesetzlich  auszuüben  gesonnen  ist,  dem  Geiste  der  Ver- 
fassung widersprechende  Schranken  gesetzt  werden.  Hingegen  ist  Se. 
Majestät  zu  bewilligen  geneigt,  daß  die  Rechte  der  Bekenner  der  augs- 
burger und  helvetischen  Confession,  die  durch  den  wiener  und  linzer 
Friedensschluß  begründet  wurden,  am  Reichstage  ausführlich  erörtert 
und  gesetzlich  festgestellt  werden,  indem  er  zugleich  wünscht,  daß  auch 
auf  die  nichtunirten  Griechen  die  erforderliche  Aufmerksamkeit  gerichtet 
werde."  '  In  einem  gleichzeitigen  Schreiben  an  den  königlichen  Personal 
Urmenyi  sagt  der  Kanzler:  „Die  Zeit  von  zwei  Monaten,  auf  welche  das 
Gesetz  die  Dauer  des  Reichstags  beschränkt,  ist  beinahe  ganz  abgelau- 
fen, und  doch  ist  der  gegenwärtige  Reichstag  noch  nicht  gehörigerweise 

'  Acta  comiliorum ,    6.  105. 
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eröffnet.  Da  aber  darch  diese  Verzögerung  das  arme  steuernde  Volk, 
welches  sovvol  die  Taggelder  der  Abgeordneten  bezahlen,  wie  auch  einen 
Theil  von  den  Kosten  der  geistlichen  und  weltlichen  Magnaten  tragen 
muß,  schwer  belastet  wird,  woraus  gefährliche  Unruhen  entstehen  könn- 
ten, andererseits  die  Thätigkeit  der  Gerichte  während  des  Reichstags 
eingestellt  ist  (wegen  der  Anwesenheit  der  königlichen  Tafel  im  Stände- 
hause), was  den  Processirenden  bedeutenden  Schaden  verursacht:  hat 
Se.  Majestät  gestern  befühlen,  den  Personal  zu  befragen,  was  die  eigent- 
liche Ursache  sei,  warum  Se.  Majestät  bisher  noch  nicht,  wie  es  ge- 
bräuchlich ist,  gebeten  wurde,  die  Eröffnung  des  Reichstags  vorzu- 
nehmen." ^  —  Man  sprach  auch  von  einem  andern  Schreiben,  das,  wie 
einige  angaben,  an  den  Personal  als  Präsidenten  der  königlichen  Tafel, 
nach  der  Aussage  anderer  an  den  Oberstaatsanwalt  (causarum  regalium 
director)  herabgelangt  war,  in  welchem  ihm  befohlen  wurde,  ein  Gut- 
achten über  die  Strafe  zu^  geben,  welche  jene  verdienen,  die  sich  erküh- 
nen zu  behaupten,  daß  die  erbliche  Thronfolge  durch  die  Regierung 
Kaiser  Joseph's  II.  unteibrochen  worden  sei,  auf  Empörung  sinnen  und 
mit  auswärtigen  Mächten  sich  in  Verbindung  setzen.  In  das  gefällte 
Urtheil  werde  Se.  Majestät  die  Namen  der  Schuldigen  selbst  eintragen. 
Was  an  dem  Gerüchte  Wahres  ist,  läßt  sich  nicht  erforschen;  so  viel  ist 
indessen  gewiß,  daß  der  preußische  Minister  Bischofswerder  die  von 
einigen  Ungarn  an  seinen  Vorgänger  Herzberg  geschriebenen  Briefe  der 
kaiserlichen  Regierung  au.sgeliefert  hatte,  und  Leopold  daher  die  Schul- 
digen kannte,  sie  aber,  falls  er  wirklich  ein  Gutachten  über  ihre  Be- 
strafung verlangt  hat,  sie  nicht  zu  strafen,  sondern  nur  die  Hitzköpfe 
einzuschüchtern  beabsichtigte,  denn  niemand  wurde  zur  Verantwortung 
gezogen. 

Die  Schreiben  des  Kanzlers  bewirkten  jedoch  nur  unvollkommen, 
was  sie  sollten.  Beide  Tafeln  fuhren  fort,  sich  mit  dem  neuen  Inaugural- 
diplom  zu  beschäftigen.  Die  von  den  Ständen  entsendete  Deputation, 
welche  die  Gesetze  vor  der  Krönung  entwerfen  sollte,  schlug  sogar  die 
Errichtung  eines  mit  ausgedehnter  Macht  bekleideten  und  zugleich  ver- 
antwortlichen Reichsrathes  vor,  der  den  Verletzungen  der  Constitution 
und  der  Gesetze  durch  willkürliche  Verordnungen  des  Königs  vorbeugen 
sollte.  Die  Mehrheit  der  Stände  stimmte  in  den  Kreissitzungen  dem 
Vorschlage  bei,  und  am  24.  Juli  beschlossen  die  Abgeordneten  der 
Theißkreise:  Es  werde  ein  oberster  Reichsrath  errichtet,  den  der  König 
in  allen  innern  und  äußern  Angelegenheiten  zu  Rathe  zu  ziehen  habe. 
Mittels  desselben  sollen  alle  königlichen  Verordnungen  und  Rescripte 
an  die  Regierungs-  und  Comitatsbehörden,  wie  auch  von  diesen  alle  Be- 
richte und  Zuschriften  an  den  König  geschickt  werden.  Wenn  der 
König  Verordnungen  erließe,  welche  der  Reichsrath  für  unannehmbar 
halte,  solle  der  letztere  dieses  den  Comitaten  nebst  der  Angabe  der  Ur- 
sachen, warum  dieselben  unannehmbar  seien,  melden.  Die  Vollziehung 
königlicher  Verordnungen,  die  mit  der  Gegenzeichnung  des  Reichsrathes 

'  Jancso's  Urkundensammlung. 
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nicht  versehen  sind,  sei  den  Behörden  und  Aemtern  untersagt.  In  Ab- 
wesenheit des  Königs  übernehme  der  Reichsrath  die  höchste  vollziehende 
Gewalt  und  sei  blos  verpflichtet,  die  Protokolle  über  die  von  ihm  end- 
gültig entschiedenen  Sachen  dem  König  einzuschicken,  dem  jedoch  das 
Recht  der  Begnadigung  vorbehalten  wei'de.  Der  Reichsrath,  dessen  Be- 
fugnisse auf  die  Vollziehung  der  Gesetze  beschränkt  sind,  darf  keine 
Neuerungen  vornehmen,  und  ist  für  die  strenge  Beobachtung  der  Gesetze 
dem  Reichstage  verantwortlich,  der  das  Recht  hat,  ihn  zur  Rechenschaft 
zu  ziehen  und  seine  Vergehungen  zu  bestrafen.  Die  Donaukreise  be- 
schlossen ebenfalls  die  Errichtung  des  Reichsrathes  und  legten  ihm  die- 
selben Befugnisse  bei,  schlugen  aber  zugleich  vor,  daß  derselbe  unter 
dem  Präsidium  des  Palatins,  im  Falle  von  dessen  Verhinderung  des 
nächsthöchsten  Reichsbeamten,  aus  dem  Primas  nebst  vier  Diöcesan- 
bischöfen,  dem  Ban  von  Kroatien,  Vaid  von  Siebenbürgen,  Tavernicus, 
Schatzmeister,  den  Krouhütern,  40  von  den  Gespanschaften  Ungarns 
und  den  Nebeuländern  gewählten  Abgeordneten  und  20  Secretären 
bestehe.  Außerdem  verlangten  sie  die  gänzliche  Aufliebung  der  Statt- 
halterei,  welche  mehr  als  Werkzeug  zum  Umsturz  der  Constitution  als 
zu  deren  Erhaltung  diene,  beschränkten  die  Hofkanzlei  auf  Gnaden- 
sachen und  verschärften  die  Verantwortlichkeit  sowol  jedes  einzelnen 
Mitgliedes  als  auch  der  Gesammtheit  des  Reichsrathes.  Diese  Entwürfe, 
welche  die  königliche  Gewalt  außerordentlich  beschränkten,  ja  bei  der 
fortwährenden  Residenz  der  Könige  in  Wien  dieselbe  auf  den  Reichs- 
rath übertrugen,  bewog  die  Gemäßigten  zu  entschiedenem  Widerspruch, 
und  die  Besorgniß,  Leopold  könnte  dadurch  sich  herausgefordert  fühlen, 
zur  Wahrung  des  königlichen  Ansehens  ernste  Maßregeln  zu  ergreifen, 
verstärkte  ihre  Partei;  daher  findet  sich  keine  Spur,  daß  dieselben  an 
der  einen  oder  andern  Tafel  in  ernste  Berathungen  genommen  wurden; 
sie  mögen  aber  dazu  beigetragen  haben,  daß  die  Frage,  ob  der  König 
noch  vor  oder  erst  nach  der  Ausfertigung  des  neuen  Krönungsdiploms, 
am  Krönungsreichstage  zu  erscheinen,  eingeladen  werden  solle,  zu  hef- 
tigen Debatten  Veranlassung  gab. 

Diese  wurden  durch  einen  Vorfall  unterbrochen,  welcher  die  Beach- 
tung des  Reichstags  in  hohem  Maße  in  Anspruch  nahm.  Der  Oberst- 
lieutenant Graf  Georg  Fesztetics,  der  Hauptmann  Johann  Laczkovics 
und  andere  Offiziere  des  ungarischen  Regiments  Greven  hatten  am 
12.  Juli  ein  Gesuch  eingereicht,  in  welchem  sie  die  Reichsstände  baten, 
beim  König  auszuwirken:  daß  die  ungarischen  Regimenter  in  Friedens- 
zeiten immer  im  Lande  liegen  sollen,  ihnen  zu  Offizieren  nicht  wie  bis- 
her größtentheils  Ausländer,  sondern  Ungarn  gegeben  werden  mögen, 
und  bei  ihnen  die  Commando-  und  Geschäftssprache  die  ungarische  sei. 
Die  Vornahme  des  Gesuchs  wurde  auf  spätere  Zeit  verschoben,  weil  sich 
damals  beide  Tafeln  mit  der  erwähnten  Frage  beschäftigten.  Aber  am 
12.  August  klagte  Stephan  Laczkovics,  Vicegespan  und  Abgeordneter 
der  Gespanschaft  Temes,  daß  die  Offiziere  des  Regiments  Greven  wegen 
ihres  Gesuchs  auf  Befehl  des  Kriegsrathes  verhaftet  und  vor  das  Kriegs- 
gericht  gestellt  worden   seien,   und    forderte  die  Stände   auf,   sich  der 
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Männer  anzunehmen,  die  wegen  ihres  Patriotismus  verfolgt  werden. 
Die  Stände  fühlten  sich  durch  das  Verfahren  des  Hofkriegsrathes  um  so 
mehr  beleidigt  und  in  ihrer  persönlichen  Sicherheit  bedroht,  weil  Graf 
Fesztetics  als  vom  König  zum  Reichstage  einberufener  Magnat  die  Im- 
munität der  Mitglieder  desselben  genoß.  Sie  wiesen  daher  in  einer  Bot- 
schaft au  die  Obere  Tafel  auf  die  Nothwendigkeit  hin,  dieser  betrübenden 
Sache  wegen  eine  Zuschrift  an  den  König  zu  richten.  Hierauf  wurde  von 
den  Magnaten  General  und  Platzcommandant  Barko  um  Aufklärung  über 
dieselbe  ersucht.  Er  antwortete,  nur  Fesztetics  und  Laczcovics  seien 
verhaftet,  die  übrigen  Offiziere  in  andere  Regimenter  versetzt  worden, 
und  zwar  nicht  wegen  des  Gesuchs,  sondern  aus  andern  Ursachen. 
Durch  die  Antwort  wurden  die  Reichsstände  nicht  befriedigt;  sie  klagten 
also  in  einer  Zuschrift  an  den  König,  daß  der  salvus  conduclus  der 
Reichsstände  durch  die  Stellung  des  Grafen  Fesztetics  vor  das  Kriegs- 
gericht verletzt  worden  sei,  und  baten,  die  Offiziere  wegen  ihres  Ge- 
suchs an  den  Reichstag,  wenn  sie  keines  andern  Vergehens  sich  schuldig 
gemacht  haben,  nicht  büßen  zu  lassen. 

Hierauf  wurde  die  Frage,  welche  schon  seit  raehrern  Tagen  Gegen- 
stand erregter  Debatten  gewesen,  wieder  in  Berathung  genommen  und 
endlich  beschlossen,  den  König  noch  vor  der  Ausfertigung  des  Inaugural- 
diploms  zu  ersuchen,  daß  er  in  die  Mitte  der  getreuen  Reichsstände 
komme.  Damit  aber  weder  Se.  Majestät  genöthigt  sei,  längere  Zeit  bis 
zur  Krönung  zu  warten,  noch  das  Reich,  wenn  er  nicht  warten  wollte, 
wie  dies  1741  der  Fall  war,  Schaden  erleide,  wurde  zugleich  beschlos- 
sen, daß  die  mit  der  Verfassung  des  Diploms  betraute  Commission  das- 
selbe mit  Anspannung  aller  Kräfte  vollende,  damit  die  Reichsstände  Zeit 
gewönnen,  deren  Werk  in  gemischten  Sitzungen  zu  prüfen.  Eine  aus 
Mitgliedern  beider  Tafeln  bestehende  Deputation  überbrachte  dem  König 
die  Berufung  zum  Reichstage.  Leopold  äußerte  sein  Misfalleu  darüber, 
daß  die  Stände  trotz  der  in  seinem  Namen  vom  Kanzler  ihnen  kund- 
gemachten Willensmeinung  fortfuhren,  ein  neues  Inauguraldiplom  aus- 
zuarbeiten, dadurch,  daß  er  die  Deputation  erst  drei  Tage  nach  ihrer 
Ankunft  in  Wien,  am  20.  August,  empfing,  und  die  Antwort  auf  das 
Einladungsschreiben  nicht  mit  eigener  Namensunterschrift  versehen, 
sondern  in  Form  einer  Verordnung  durch  die  Hofkanzlei  ausstellen  ließ, 
was  die  Reichsstände  höchlich  übelnahmen.  Ihre  Unzufriedenheit  wurde 
noch  durch  den  Inhalt  der  Antwort  vermehrt.  Es  hieß  zwar  in  der- 
selben, Se.  Majestät  habe  die  Bitte  der  Stände,  in  ihrer  Mitte  zu  erschei- 
nen, und  ihren  Wunsch,  ihn  zu  krönen,  mit  Wohlgefallen  vernommen; 
daß  dieser  Wunsch  bisher  nicht  erfüllt  worden,  sei  nicht  seine  Schuld. 
Er  sei  seit  dem  Augenblick,  in  welchem  er  die  Regierung  übernommen, 
immer  bereit  gewesen  und  sei  auch  jetzt  bereit,  das  Inauguraldiplom 
Maria  Theresia's  oder  Karl's  III.  auszustellen,  mit  einem  Eide  zu  be- 
kräftigen und  gewissenhaft  zu  halten,  habe  aber  unabänderlich  beschlos- 
sen, außer  dieser  Urkunde  nichts  weiter  vor  der  Krönung  anzunehmen. 
Daher  sei  es  sein  Wunsch,  daß  sich  die  Stände  hierüber  ungesäumt 
äußern,  denn  von  ihrer  Erklärung  hänge  es  ab,  ob  er  noch  vor  seiner 
Kaiserkrönung  den  Reichstag  eröffnen  und  den  Tag  der  Krönung  be- 
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stimmen  oder  andere  gesetzliche  Maßregeln  zu  treffen  genöthigt  sein 
werde.  ^ 

Die  Antwort  brachte  die  Reichsstände  in  große  Verlegenheit ;  sie 
hielten  es  für  nöthig,  die  Constitution  und  ihre  Reclite  durch  ein  ruelir 
bindendes  Inauguraldiplora  und  Gesetze  vor  der  Krönung  wirksamer 
als  bisher  zu  sichern,  wünschten  aber  auch,  daß  Leopold  als  schon  ge- 
krönter Erbkönig  von  Ungarn  die  römisch-deutsche  Wahlkrone  empfange, 
und  besorgten  zugleich,  daß  er  zu  den  angedrohten  Maßregeln  greifen 
könnte.  Um  zu  erreichen,  was  sie  wünschten,  und  zu  verhüten,  was  sie 
besorgten,  beschlossen  sie,  daß  ein  Inauguraldiplora  ausgearbeitet  werde, 
das  mit  dem  von  Maria  Theresia  und  Karl  ausgestellten  soviel  als  möglich 
wörtlich  übereinstimme,  aber  dennoch  die  Aenderungen  und  Zusätze 
enthalte,  welche  den  Rechten  der  Nation  hinlängliche  Garantien  ge- 
währten. Das  in  solcher  Gestalt  dem  König  unterbreitete  Diplom 
unterschied  sich  schon  dadurch  von  dem  KarFs  III.,  daß  dieses  nur  fünf, 
jenes  zw(")lf  Punkte  enthielt.  Funkt  V  des  erstem  verlangte,  daß  der 
König  anerkenne,  das  Recht,  Gesetze  zu  geben,  zu  erklären  und  zu 
ändern,  besitze  die  Nation  gemeinschaftlich  mit  dem  gesetzlicherweise 
gt'krönten  König;  daß  er  daher  gelobe,  das  Land  nicht  durch  Ilof- 
befi'lile  und  Verordnungen  zu  regieren,  sondern  die  vollziehende  Gewalt 
den  Gesetzen  gemäß  auszuüben.  Punkt  VIII  verpflichtet  ihn,  die  vom 
Friedens-  und  Kriegsrechte  handelnden  Gesetze  pünktlich  zu  beobachten 
und  besonders  an  die  Pforte  jedesmal  auch  einen  ungarischen  Gesandten 
zu  schicken.  Punkt  IX  ordnet  an,  daß  die  Krone  nie  außer  Land  ge- 
bracht, sondern  immer  daheim  bewahrt  werde.  Punkt  X  fordert,  daß 
der  König  erkläre,  er  besitze  Siebenbürgen  und  Galizien  kraft  des 
Rechtes  der  ungarischen  Kx'one.  Punkt  XII  begehrt  vom  Könige  das 
Zugeständniß,  daß  der  Thronerbe,  solange  er  vor  seiner  Krönung  die 
Reclite  und  Freiheiten  des  Reichs  nicht  durch  Ausstellung  des  Inaugural- 
diploms  und  Ablegung  des  gesetzlichen  Eides  verbürgt  hat,  kein  Recht 
zur  Ausübung  der  königlichen  Gewalt  besitze;  ferner,  daß  der  neue 
König  drei  Monate  nach  dem  Tode  seines  Vorgängers  den  Reichstag 
ausschreibe,  und  daß  die  Stände,  falls  er  es  nicht  thäte,  berechtigt  seien, 
sich  nach  sechs  Monaten  ohne  Einberufung  zu  versammeln.  Endlich 
wurde  verlangt,  der  König  spreche  aus,  daß  die  Reichsstände,  wenn  er 
durch  Verordnungen  die  Gesetze  verletze,  diesem  straflos  den  Gehor- 
sam verweigern  dürfen.  ^ 

Mit  diesem  Inaugurationsdiplome  sandten  die  Reichsstände  eine  Zu- 
schrift an  den  König,  in  der  sie  die  Gründe  angaben,  welche  sie  bewogen 
haben,  die  erwähnten  Punkte  in  dasselbe  aufzunehmen,  und  unter  anderm 
sagten:  „Wenn  Ew.  Majestät  ewig  lebte,  würden  wir  uns  vertrauensvoll 
damit  begnügen,  daß  im  Inauguraldiplora  nur  ira  allgemeinen  die  Ver- 
sicherung, unsere  Rechte  und  Freiheiten  aufrecht  zu  halten,  ausgesprochen 
werde.  Wie  aber  Ew.  Majestät  für  die  Gesinnungen  Ihrer  Nachfolger 
nicht  gutstehen  kann,  so  können  auch  wir,  die  unter  der  vorigen  Regie- 
rung den  Umsturz  der  Verfassung  selbst  zu  der  Zeit,  als  alle  Umstände 
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den  Widerstand  begünstigten,  mit  Mäßigung  und  Treue  erduldeten,  nicht 
versprechen ,  daß  unsere  Nachkommen  in  demselben  Falle  gleiche  Ge- 
duld und  Treue  beweisen  werden.  Wir  wollen  daher  durch  das,  was 
wir  bitten,  nicht  allein  unsere  und  unserer  Nachkommen  Rechte  und 
Freiheiten,  sondern  auch  die  Sicherheit  und  Ruhe  des  königlichen  Hauses 
befestigen.  Auch  bitten  wir  nicht  neue  Rechte,  sondern  wünschen  nur 
die  Wiederherstellung  der  alten,  welche  auf  Gesetzen  beruhen,  die  durch 
das  königliche  Wort  und  den  königlichen  Eid  anerkannt  und  bestätigt, 
aber  von  der  Macht  verletzt  worden  sind.  Wenn  die  Nation  ihre  Rechte 
in  Frieden  genießen  kann,  gibt  es  nichts,  was  sie  für  Ew.  Majestät  zu 
thun  nicht  bereit  wäre;  die  Brust  ihrer  Mitglieder  wird  die  stärkste 
Schutzwehr  des  Thrones  und  der  ganzen  Monarchie  sein.  Geruhe  also 
Ew.  Majestät,  unsere  inbrünstige  und  gerechte  Bitte  zu  erhören,  durch 
Genehmigung  des  Inauguraldiploms  und  der  Gesetzartikel  das  Andenken 
an  das  Vergangene  auszulöschen  und  unsere  Besorgnisse  wegen  der  Zu- 
kunft zu  zerstreuen;  geruhe  Ew.  Majestät,  die  heißen  Wünsche  der  Na- 
tion zu  erfüllen,  recht  bald  in  den  treuen  Schos  derselben  zu  kommen 
und  sich  krönen  zu  lassen."  ^  Die  Deputation,  welche,  die  Schriftstücke 
dem  König  zu  überreichen,  entsendet  worden,  traf  ihn  nicht  zu  Hause, 
weil  er  dem  neapolitanischen  Königspaar,  das  ihn  zu  besuchen  kam, 
entgegengereist  war,  und  wurde  erst  am  20.  September  empfangen.  Die 
Antwort,  die  sie  erhielt,  wiederholte  eigentlich  nur  das  im  Resci'ipt  vom 
20.  August  Gesagte.  Leopold  erklärte  nochmals,  um  durch  Genehmi- 
gung des  neuen  Inauguraldiploms  nicht  die  Unterbrechung  der  Thron- 
erbfolge anzuerkennen,  daß  er  kein  anderes  als  entweder  das  von  Karl 
oder  das  von  Maria  Theresia  ausgestellte  annehmen  werde,  jedoch  nach 
der  Krönung  die  Beschwerden  und  Begehren  der  Stände  sich  vortragen 
lassen  und  auf  dieselben  die  Antwort  geben  wolle,  die  den  Gesetzen  und 
Wünschen  des  Landes  entspreche.  Auch  er  hätte  gewünscht,  daß  seine 
Krönung  zum  König  von  Ungarn  der  Kaiserkrönung  vorhergehe,  da 
aber  diese  auf  30.  September  schon  angesetzt  sei,  müsse  die  ungarische 
Krönung  bis  nach  seiner  Rückkehr  von  Frankfurt  verschoben  werden 
und  solle,  wegen  der  späten  Jahreszeit,  in  Preßburg  stattfinden.^ 

Weil  die  Antwort  weder  die  Begehren  der  Stände  erfüllte,  noch  die 
Absichten  des  Königs  klar  darlegte,  reichte  die  Deputation  ein  Gesuch 
um  einen  günstigem  Bescheid  ein  und  erhielt  schon  tags  darauf  ein 
Rescript  an  den  Reichstag,  in  welchem  Leopold  erklärt,  daß  er  zwar 
hinsichtlich  des  Inauguraldiploms  bei  seinem  wiederholt  ausgesprochenen 
Beschlüsse  beharre,  da  er  aber  sich  nicht  minder  fest  vorgenommen  habe, 
nach  der  Krönung  alle  billigen  Begehren  der  Reichsstände  zu  erfüllen, 
mache  er  ihnen  seinen  Willen  in  Bezug  auf  dieselben  vorläufig  kund, 
damit  sie  die  Gesetzartikel  zu  entwerfen  wüßten.  Er  wird  darauf  be- 
dacht sein,  daß  die  Religionssache  durch  ein  den  Friedensschlüssen  von 
Wien  und  Linz  entsprechendes  Gesetz  zur  Befriedigung  sowol  der  Ka- 
tholischen als  Evangelischen  entschieden  werde.  Er  gestatte,  daß  ein 
Gesetz  die  Einberufung  des  Reichstags  zu  gewissen  Terminen  anordne, 
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jedoch  dürfe  durch  dasselbe  das  königliche  Recht,  den  Reichstag  aus- 
zuschreiben und  den  Ort,  wo  derselbe  gehalten  werde,  zu  wählen, 
keinen  Abbruch  erleiden.  Zugleich  sollen  die  Stände  sowol  über  eine 
bessere  Organisation  des  Reichstags  wie  auch  darüber  Vorschläge 
machen,  daß  durch  dessen  von  nun  an  öftere  Abhaltung  das  steuernde 
Volk  nicht  belastet  werde.  Er  gibt  im  voraus  seine  Einwilligung  zu 
einem  Gesetz,  welches  die  Befugnisse  der  Regierungsbehörden,  die 
zweckmäßigere  Einrichtung  der  Comitate,  die  Rechte  der  obersten 
Reichsbeamten  und  die  Entsendung  ungarischer  Bevollmächtigter  zu 
Friedensunterhandlungeu,  die  Ungarn  betrefl'en,  anordne.  Auch  wendet 
er  nichts  gegen  ein  Gesetz  ein,  in  welchem  ausgesprochen  werde,  daß 
der  König,  bevor  er  gekrönt  worden,  kein  Recht  zur  Ertheilung  von 
Privilegien  habe,  jedoch,  bis  er  sich  zu  der  vom  Gesetz  vorgeschriebenen 
Zeit  krönen  läßt,  die  andern  Regentenrechte  übe;  aber  die  Clausel  vom 
nichtschuldigen  Gehorsam  müsse  wegbleiben.  Er  gibt  seine  Zustimmung, 
daß  der  Preis  des  Salzes,  die  Zölle  und  die  Abgabe  von  Bergwerken 
immer  am  Reichstage  mit  Zuthun  der  Stände  festgesetzt,  daß  über  den 
Unterricht  der  Jugend,  den  gesetzlichen  Gebrauch  der  ungarischen 
Sprache,  die  Gründung  einer  Landeskassa,  die  Anstellung  ungarischer 
Offiziere  bei  den  ungarischen  Regimentern  und  andere  Dinge  Gesetze 
gebracht  werden. ^ 

Bei  der  Veröffentlichung  des  Rescripts  stellte  der  Oberstlandesrichter 
den  Antrag:  „Nachdem  der  König  die  Annahme  des  Inauguraldiploms 
entschieden  verweigere,  das  Rescript  dagegen  seinen  Entschluß,  die 
Constitution  aufrecht  zu  halten  bezeuge,  mögen  die  Reichsstände  von 
ihrem  Begehren  ablassen  und  die  Krönung  nicht  länger  verzögern." 
Der  Antrag  wurde  an  beiden  Tafeln  von  unnachgiebigen  Verfechtern 
ihrer  und  der  Landesrechte  zwar  bestritten ,  aber  von  den  Gemäßigten 
und  die  Umstände  Erwägenden  befürwortet.  Es  sei  Zeit,  sagten  diese, 
den  Unzukömmlichkeiten  ein  Ende  zu  machen,  die  aus  der  Regierung 
eines  ungekrönten  Königs  entspringen,  besonders  auch  darum,  weil  Ge- 
setze die  ungarische  Constitution  und  Freiheit  nicht  weniger  sicher- 
stellen als  Inaugurationsdiplome,  und  der  König  wolle,  daß  solche  Ge- 
setze nach  seiner  Krönung  gebracht  werden.  Ihnen  stimmte  die  Melirheit 
der  Stände  insoweit  bei,  daß  zwar  beschlossen  wurde,  auf  die  Annahme 
des  entworfenen  Inauguraldiploms  von  Seiten  des  Königs  ferner  nicht  zu 
dringen,  aber  in  der  Zuschrift,  welche  ihm  den  Beschluß  melden  werde, 
dennoch  den  Schmerz  des  Reichstags,  von  Sr.  Majestät  misverstanden  zu 
werden,  auszusprechen.  ,,Dieser  Schmerz",  so  lautet  die  Klage,  „ist  um 
so  größer,  je  mehr  wir  überzeugt  sind,  nichts  anderes  begehrt  zu  haben 
als  das,  was  von  guten  Fürsten  mit  Recht  gebeten  werden  kann,  und 
was  den  gemeinsamen  Nutzen  des  Königs  und  des  Vaterlandes  bezweckt. 
Jetzt,  wo  wir  unsere  Rechte  durch  die  vorige  Regierung  so  gefährdet 
sahen,  daß  sogar  das  Inauguraldiplom,  die  Ablegung  des  Eides  und  die 
Krönung  beseitigt  wurden,  welche  die  Verträge  über  die  Erblichkeit  der 
Thronfolge  anordnen;  jetzt,  wo  wir  uns  unwillkürlich  erinnern  —  denn 
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die  Erinnerung  ist  betrübend  — ,  daß  fast  unter  jedem  König  aus  dem 
Hause  Oesterreich  feindliche  Anschläge  wider  Ungarn  gemacht  wurden, 
denen  zufolge,  während  die  Könige,  von  bösen  Rathgebern  verleitet, 
die  Rechte  des  Volks  unterdrückten,  dieses  dagegen  dieselben  aufrecht 
zu  halten  suchte,  das  gegenseitige  Vertrauen  wegen  der  widerstreitenden 
Bestrebungen  schwand,  das  Band,  welches  den  König  und  das  Volk  aufs 
innigste  verknüpfen  sollte,  sich  lockerte:  haben  wir,  aus  dieser  Ursache 
durch  die  Gerechtigkeit  und  Huld  Ew.  Majestät  bewogen,  ja  gleichsam 
aufgefordert,  indem  wir  die  Wurzel  des  Uebels  ausrotten  wollten,  in  das 
Inauguraldiplom  des  Kaisers  und  Königs  Karl  das  klar  und  ohne  Zwei- 
deutigkeit eingeschaltet,  was  wir  zur  Sicherstellung  der  Gesetze  und 
unserer  auf  diesen  beruhenden  Freiheiten,  ja  der  höchsten  Gewalt  selbst 
für  nöthig  hielten."  Hierauf  ließen  sich  die  Reichsstände  weitläufiger 
darüber  aus,  daß  die  Nation  das  unbestreitbare  Recht  habe,  statt  des 
ungenügenden  Inaugurationsdiploms  ein  anderes,  ihre  Rechte  und  Frei- 
heiten mehr  sicherndes  zu  verfassen,  und  baten  den  König,  das  am 
5.  September  ihm  unterbreitete  anzunehmen.  Sollte  er  jedoch  ihre 
Bitte  schlechterdings  nicht  erfüllen  wollen,  so  seien  sie  bereit,  ihn  nach 
der  Wahl  des  Palatins  an  dem  zu  bestimmenden  Tage  zu  krönen,  jedoch 
mit  dem  Vorbehalt,  daß  nach  der  vollzogenen  Krönung  für  die  Sichcr- 
stellung  der  Constitution  und  nationalen  Unabhängigkeit  Ungarns  durch 
Gesetze  hinreichend  gesorgt  werde.  Auch  seien  sie  nicht  dagegen,  daß 
die  Krönung  in  Preßburg  stattfinde,  wünschen  aber,  daß  der  Reichstag 
zu  Ofen  fortgesetzt  werde.  Leopold  nahm  den  Beschluß  und  auch  die 
für  seine  Vorgänger  eben  nicht  schmeichelhafte  Zuschrift  des  Reichstags 
huldvoll  zur  erfreulichen  Kenntniß,  denn  er  hatte  die  königliche  Gewalt 
vor  Beschränkung  bewahrt,  und  setzte  ohne  Anfrage  bei  den  Standen 
die  Krönung  auf  den  15.  November  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
an,  weil  er  gewiß  erwartete,  daß  die  Stände  von  nun  an  gefügiger  sein 
und  auch  hiergegen  keinen  Widerspruch  erheben  werden. 

In  den  äußern  Verhältnissen  und  Innern  Zuständen  der  Monarchie 
war  ein  solcher  Umschwung  eingetreten,  daß  jene,  die  auf  die  misliche 
Lage  derselben  zu  Anfang  von  Leopold's  Regierung  gerechnet  und  ihre 
Vorrechte  auf  Kosten  der  Krone  wie  des  Volks  zu  erweitern  gesucht 
iiatten,  nun  einsahen,  es  sei  Zeit,  in  eine  andere  Bahn  einzulenken,  damit 
der  König,  der  Constitutionen  zu  regieren  verspreche,  nicht  endlich  ge- 
reizt werde,  absolutistische  Maßregeln  zu  ergreifen.  Mit  Preußen  war 
Friede  und  Freundschaft,  mit  der  Pforte  ein  Waflenstillstand  geschlossen 
worden,  der  den  Frieden  in  nahe  Aussicht  stellte.  In  den  deutsch- 
böhmischen  Ländern  zeigte  sich  statt  des  frühern  tiefen  Misvergnügens 
von  Tag  zu  Tag  zunehmende  Zufriedenheit  mit  der  neuen  Regierung, 
und  die  Belgier  kehrten  theils  freiwillig,  theils  gezwungen  zum  Gehorsam 
zurück.  In  Ungarn  aber  zogen  sich  die  engherzigen  Aristokraten  durch 
Uebertreibung  ihrer  Ansprüche  die  verdiente  Niederlage  selbst  zu. 

Die  Donaukreise  hatten  im  7.  Punkte  des  von  ihnen  entworfenen 
Inaugurationsdiploms  dem  König  zugemuthet,  Folgendes  auszusprechen: 
„In  Uebercitistimmung  mit  dem  3.  Punkte  der  Gesetze  Wladislaw's  I. 
und  dem  15.  Art.  der  Gesetze  von  1741  liängen  nicht  nur  der  Staatsrath, 
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sondern  auch  sämmtliche  kirchlichen  und  weltlichen  Würden,  alle  Re- 
gierungs-,  Gerichts-  und  Kriegsämter,  mit  einem  Worte  welche  Staats- 
und königlichen  Aerater  immer,  großem  und  kleinern  Dienste  theils  von 
der  Candidation,  theils  von  der  Wahl  des  Volks  ab.  Wir  (der  König) 
werden  daher  jene  Würden  und  Aemter,  zu  denen  infolge  der  Candi- 
dation des  Volks  die  Ernennung  uns  gebührt,  geborenen  Ungarn  und 
/.war,  indem  dies  das  Gesetz  fordert,  ausschließlich  begüterten  Edelleuten 
verleiben.  Inwieweit  aber  dergleichen  öflFentliche  Aemter,  worunter 
auch  die  Kameral-,  Gruben-,  Salz-,  Dreißigst-  und  Postämter  zu  vei*- 
stehen  sind,  jetzt  Fremde  oder  zwar  geborene,  aber  nicht  die  gesetzlichen 
Eigenschaften  besitzende  (nicht  begüterte  adeliche)  Ungarn  innehaben, 
so  werden  wir  diese  noch  im  Verlaufe  des  Reichstags  ohne  Ausnahme 
von  denselben  entfernen."  Der  ebenso  vernunftwidrige  als  ungerechte 
Vorschlag  wurde  zwar  in  den  Reichssitzungen  der  Kreise  verworfen 
und  kam  daher  am  Reichstage  gar  nicht  zur  Sprache,  verursachte  aber 
nicht  nur  unter  den  Beamten,  die  sich  mit  Entsetzung  bedroht  sahen, 
sondern  auch  in  allen  Kreisen  der  gebildeten  Unadelichen  den  größten 
Unwillen,  der  sich  in  der  Gestalt  einer  am  Reichstage  gehaltenen  Rede 
über  die  fanatischen  Kämpfer  für  die  adelichen  Vorrechte  ergoß.  „Wir 
glauben  nicht",  sagt  unter  anderm  der  anonyme  Verfasser  derselben, 
.,daß  die  Namen  Vaterland  und  Volk  dem  Adel  allein  zukommen;  glau- 
ben nicht,  daß  die  sonst  so  feurigen  Vorkämpfer  der  ungarischen  Frei- 
heit so  verblendet  seien,  nur  die  Verletzung  der  adelichen  Rechte  für 
Unrecht  zu  halten,  sich  dagegen  berechtigt  meinen,  die  Rechte  anderer 
unter  die  Füße  zu  treten;  oder  daß  sie  den  Staat  als  eine  Gesellschaft 
ansehen,  in  welcher  alle  Arbeit  und  Last  den  Unadelichen  obliegen,  den 
Adelichen  dagegen  alle  Vortheile  und  Bequemlichkeiten  gebühren.  Eine 
privilegirte  Klasse,  die  so  denkt,  so  handelt,  gibt  es  in  einem  wohlgeord- 
neten Staate  nicht,  und  wenn  sie  da  wäre,  würde  es  im  Interesse  eines 
jeden  liegen,  sie  baldigst  in  ein  billigeres  Verhältniß  zu  den  übrigen  zu 
setzen.  Das  Wohl  des  Volks  ist  das  oberste  Gesetz,  daher  würde  es 
die  Gerechtigkeit  fordern,  daß  der  Adel,  auch  wenn  er  bisher  ausschließ- 
lich alle  Aemter  bekleidet  hätte,  freiwillig  seinem  rechtswidrigen  Vor- 
recht entsage,  das  dem  ganzen  Staate  zum  Schaden  gereicht.  Die  Welt 
kennt  schon  besonders  seit  der  Französischen  Revolution  die  Rechte  der 
Bürger;  die  Finsterniß  ist  geschwunden,  in  die  das  unsinnige  System 
des  Feudalismus  die  Wahrheit  gehüllt,  und  es  steht  nun  in  keines 
Menschen  Macht,  zu  hindern,  daß  die  Gefühle  der  Freiheit,  die  den  löb- 
lichen Ständen  so  werthvoll  sind,  sich  in  der  Brust  des  ganzen  Volks 
regen.  Die  von  der  Aristokratie  in  Bezug  auf  die  übrigen  Volksklassen 
gebrachten  Gesetze  haben  überall  die  blutigsten  Empörungen  erzeugt.  .  .  . 
Die  Zeit  bricht  schon  an,  in  welcher  das  von  der  herrschenden  Klasse 
raishandelte  Volk  die  Thatsachen  in  Zweifel  ziehen  wird,  auf  welche  jene 
ihre  Rechte  gründet;  in  welcher  es,  ob  das  Dasein  einer  privilegirten 
Klasse  nöthig  sei,  untersuchen,  und  nach  dem  Beispiel  der  Franzosen 
diese  Frage  vielleicht  verneinend  entscheiden,  in  welcher  es,  alles  aus- 
gleichend,   außer    der   auf  Volksverträgen   beruhenden   Gewalt  keine 
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andere  ihm  gewaltsam  aufgezwungene  Mittelmacht  anerkennen  wird." 
Schließlich  werden  die  Stände  ermahnt,  solange  es  noch  Zeit  sei,  den 
eigenen  Vortheil  beiseite  zu  setzen,  einzig  das  allgemeine  Wohl  im  Auge 
zu  halten  und  jene  Rechte  wiederherzustellen,  die  den  Staatsbürgern 
sowol  kraft  des  Naturrechts  als  dem  Zwecke  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft gemäß  gebühren,  und  die  weder  ein  anderes  Gesetz,  noch  ein 
Gebrauch,  noch  eine  Zeit  aufheben  kann.  ^ 

Zu  der  Zeit,  wo  solche  Ansichten  von  natürlichen  und  staatsbürger- 
lichen Rechten  sich  verbreiteten,  empfanden  die  Bürger  der  Freistädte 
lebhafter  als  bisher  die  Kränkung,  die  ihren  Rechten  durch  die  Aus- 
schließung ihrer  Abgeordneten  von  den  Kreissitzuugen  und  durch  deren 
Beschränkung  auf  eine  CoUectivstimme  in  den  Reichssitzungen  wider- 
fuhr; der  Vorschlag  der  Donaukreise  aber,  der  die  Unadelichen  für  un- 
befähigt zu  öffentlichen  Aemtern  erklärt  und  die  Entsetzung  der  schon 
Angestellten  gefordert  hatte,  empörte  sie  so  sehr,  daß  die  Bürger  der 
Städte  Pest,  Preßburg,  Großwardein,  Eperies,  Karpfen,  Temesvär, 
Zombor,  Neusatz  und  Fünfkirchen  ein  Gesuch  an  den  König  einreichten, 
welches  bedauerlichen  Mangel  an  patriotischer  und  constitutioneller  Ge- 
sinnung verräth.  „Ein  solcher  Vorschlag",  schrieben  sie  unter  andern), 
„hätte  die  städtischen  Abgeordneten  zum  kräftigsten  "Widerstände  be- 
wegen sollen  .  .  .  das  geschah  aber  nicht;  der  Bürgerstand  hat  nicht  ein- 
mal gehört,  daß  die  städtischen  Abgeordneten  je  irgendeinen  Antrag 
auf  Wiederherstellung  seiner  gesetzlichen  Rechte  und  Verleihung  jener 
Begünstigungen  gemacht  haben,  die  er  in  allen  Ländern  genießt,  in 
denen  nicht  der  Adel  allein  die  gesetzgebende  Gewalt  an  sich  gerissen 
hat.  Das  demüthige  Verstummen  der  städtischen  Abgeordneten  aber 
.bei  allen  Vorschlägen,  welche  dem  Bürgerstande  nachtheilig  sind,  läßt 
sich  dadurch  leicht  erklären,  daß  die  städtischen  Magistrate  großentheils 
aus  Edelleuten,  nicht,  wie  es  naturgemäß  sein  sollte,  aus  Bürgern  be- 
stehen, und  demnach  dafür  sorgen,  daß  nur  Edelleute  zum  Reichstage 
als  Gesandte  geschickt  werden.  . .  .  Demzufolge  haben  wir  Bürger  kö- 
niglicher Freistädte  beschlossen,  uns  entweder  unmittelbar  und  unbedingt 
unter  den  Schutz  Ew.  Majestät  zu  begeben  und  von  Ew.  Majestät,  unserm 
rechtmäßigen  König  und  Gesetzgeber,  allein  die  Verleihung  und  Erhal- 
tung jener  Rechte  zu  erwarten,  welche  dem  Bürgerstande  unter  jedem 
gebildeten  Volke  gesichert  sind,  oder,  wenn  Zeit  und  Umstände  es  erfor- 
derten, daß  das  Land  mit  einem  andern  Systeme  der  Gesetzgebung  aus- 
gestattet werde,  so  meinen  wir  das  Recht  zu  haben,  in  der  Sache  mitzu- 
reden und  bürgerliche  Männer  zum  Reichstage  zu  schicken,  die  unbe- 
stochen  im  Interesse  des  Bürj^erstandes  sprechen  und  auf  die  Einführung 
eines  neuen  Systems  der  Gesetzgebung  wirksamen  Einfluß  nehmen 
konnten.  . .  .  Die  Ew.  Majestät  getreuen  Bürger  der  unterfertigten  und 
andern  Städte  wünschen  sich  im  erstem  Falle  zu  sehen,  in  welchem  sie 

^  A  magj^arorszäg  gyüleseben  egybegyült  rendekhez  1790  tartott  besred, 
most  deak  iiyelvböl  magyarra  fordittatott  1790  (Rede  an  die  im  Reiclistage 
Tersanimelten  Stände  Ungarns,  gehahen  1790,  jetzt  aus  der  lateinischen 
Sprache  in  die  ungarische  übersetzt   1791);   ohne  Angabe  des  Druckortes. 
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nämlich  ohne  jede  andere  Rücksicht  sich  einzig  Ew.  Majestät  höchsten 
und  bürgerfreuudlichen  Gnade  übergeben  und  van  dieser  Gnade  allein 
hoffnungsvoll  das  erwarten  könnten,  was  sie  lur  sich  nach  Recht  und 
Gerechtigkeit  fordern  zu  dürfen  glauben."  ^  Daß  die  Bürger  der  ge- 
nannten Städte  den  König  um  Schutz  und  Wiederherstellung  ihrer  vom 
Adel  verkürzten  Rechte  baten,  kann  nicht  getadelt  werden,  aber  sie 
handelten  unbesonnen  und  freier  Männer  unwürdio',  indem  sie  den  festen 
Boden  der  Gesetze  verließen  und  den  schwankenden  der  königlichen 
Gnade  betraten,  indem  sie  den  König  aufforderten,  die  Constitution  zu 
beseitigen  und  absolutistisch  zu  regieren. 

Ernstlicher  als  durch  das  Auftreten  der  Unadelichen  wurden  die 
Stände  durch  das  separatistische  Gebaren  der  Serben  beunruhigt  und  zum 
Aufgeben  ihrer  an  den  König  gestellten  Forderungen  bewogen.  Nach- 
dem die  Anzalil  der  einheimischen  Serben  oder  Raczen,  wie  sie  sich 
selbst  nennen,  durch  Einwanderer  und  Flüchtlinge  aus  der- nördlichen 
Türkei  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  bedeutend  zugenom- 
men hatte,  gab  ihnen  Leopold  I.  eine  bürgerliche  und  kirchliche  Ver- 
fassung, die  sie  zu  der  von  der  Bevölkerung  anderer  Zungen  und  andern 
Glaubens  abgesonderten  illyrisch-serbischeu  Nation  machte.  Von  da  an 
buhlten  sie  um  die  Gunst  des  wiener  Hofs,  damit  dieser  ihre  Privilegien 
erweitere  und  ihre  Sonderstellung  befestige,  trugen  sie  feindlichen  Haß 
gegen  die  Ungarn,  auf  deren  Boden  sie  wohnten,  zur  Schau  und  wider- 
setzten sich  jedesmal,  so  oft  diese  für  ihre  Constitution  und  F'reiheit 
kämpften.  Um  so  größer  war  ihre  Unzufriedenheit,  als  Maria  Theresia 
durch  das  Decret  von  1771  sie  zuerst  den  andern  Landesbewohnern  in 
bürgerlicher  Hinsicht  gleichstellte  und  sodann  1779  das  Declaratorium 
Illyricum  erließ,  welches  die  illyrische  Hofcommission  aufhob  und  sie 
der  ungarischen  Hofkanzlei  wie  auch  den  gesetzmäßigen  politischen  und 
juridischen  Behörden  untergab.  Bei  der  Thronbesteigung  Leopold's  II, 
schienen  es  die  Serben  oder  wenigstens  ihre  Häupter  einzusehen,  um 
wieviel  vortheilhafter  es  für  ihre  Nation  und  Kirche  wäre,  die  constitu- 
tionellen  Rechte  der  Ungarn  als  von  der  wandelbaren  königlichen  Gunst 
abhängige  Privilegien  zu  besitzen.  Der  karlowitzer  Metropolit,  Moses 
Putnik,  erschien  schon  am  22.  März  1790  vor  dem  König,  um  die  Ein- 
berufung der  serbischen  Bischöfe  nebst  anderer  Serben  zum  ungarischen 
Reichstage  zu  erbitten.  Von  Leopold  vorgeladen,  kam  er  am  2.  Juni 
mit  Johann  Johannovics,  neusatzer,  und  Stephan  Sztratomirovics,  ofener 
Bischof,  wieder  und  trug  dieselbe  Bitte  nochmals  vor.  Die  Bischöfe  er- 
hielten das  königliche  Einberufungsschreiben,  aber  keine  andern  welt- 
lichen Serben,  denn  die  Verfassung  Ungarns  kannte  keine  serbische 
Nation,  und  die  Serben  wurden  derselben  gemäß  durch  die  Abgeord- 
neten der  Gespanscbaften  und  Städte,  in  denen  sie  wohnten,  vertreten. 
Die  Reiciisstände  zeigten  sich  nicht  abgeneigt,  den  Bischöfen  als  ungari- 
schen Prälaten  den  Sitz  an  der  Magnatentafel  zu  gewähren,  und  nahmen 

'  Schneller,  Einflnß  üesterreichs  auf  Deutseliland  und  Europa  seit  der 
Reformation  bis  zu  den  Revolutionen  unserer  Tage  (Stuttgart  1828),  II,   11-1. 
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vorläufig  die  Anerkennung  und  Glaubensfreiheit  ihrer  griechisch -nicht- 
unirten  Kirche  in  den  Entwurf  des  Inauguraldiplonis  als  dritten  Punkt 
auf.  Das  Gelüste  der  Serben  nach  nationaler  Sonderstellung  und  sogar 
Losreißung  von  Ungarn  erwachte  jedoch  bald  wieder,  wahrscheinlich 
vom  Hofe  geweckt,  um  den  Reichstag  hinsichtlich  des  Inauguraldiplonis 
und  der  Gesetzartikel  vor  der  Krönung  geschmeidiger  zu  machen.  Am 
10.  Juni  überreichte  der  Metropolit  dem  König  ein  Gesuch,  daß  der 
serbischen  Nation  gestattet  werde,  einen  Congreß  zu  halten.  Leopold 
bewilligte  die  Einberufung  des  Congi-esses  nach  Temesvär  auf  den 
26.  August,  ernannte  zum  Commissar  an  demselben  den  General  und 
Commandanten  in  Peterwardein,  Baron  Schmidfeld,  und  gewährte  später 
den  Serben  auch  die  Vergünstigung,  daß  außer  den  25  Abgeordneten, 
die  jeder  der  drei  Stände,  die  Geistlichkeit,  das  Grenzmilitär  und  die 
Bürger  der  Städte  dem  Declaratorium  Maria  Theresia's  gemäß  zu  ent- 
senden hatte,  auch  25  Vertreter  des  Adels  einzuberufen  seien.  ^ 

Noch  vor  Eröffnung  des  Congresses  am  1.  September  durch  Schmid- 
feld hielten  „die  Eingeweihten"  (in  die  Absichten  des  Hofs?)  geschlossene 
Versammlungen,  in  denen  der  „angebetete"  Monarch  mit  den  ausge- 
suchtesten Schmeicheleien  gepriesen,  die  Ungarn  mit  den  Ausbrüchen 
fanatischen  Nationalhasses  überschüttet  wurden.  Die  Grenzoffiziere, 
die  nicht  blos  aus  nationalen  Vorurtheilen,  sondern  auch  darum  Feinde 
der  Ungarn  waren,  weil  diese  für  constitutionelle  Freiheit  kämpften,  für 
die  sie  selbst  keinen  Sinn  hatten,  fachten  diesen  Haß  vornehmlich  an. 
Einer  der  Eingeweihten  nannte  die  Ungarn  in  seiner  Rede  „Barbaren, 
die  sieb  erst  vor  kurzem  aus  den  Höhlen  Asiens  ergossen  haben  und  das 
Merkmal  ihres  Ursprungs  für  alle  Zeit  beibehalten  wollen", ....  „die, 
im  Traume  der  Wildheit  schlafend,  vor  den  Augen  des  wartenden 
Europa  erst  die  Probe  ablegen  müßten,  ob  sie  würdig  seien,  unter  ge- 
bildeten Völkern  zu  leben";....  „die  die  Geschichte  des  18.  Jahr- 
hunderts mit  den  Auftritten  der  Wildheit  der  Räkoczy'schen  Zeit  besu- 
deln, indem  sie  die  verhängnißvollen  Zustände  der  Monarchie  abwarteten, 
um  eine  Flut  von  Forderungen  ergießen  zu  können." ....  „Ein  Volk", 
fährt  der  Redner  mit  Bezug  auf  Joseph  fort,  „das  seine  Würde  fühlt,  ist 
zu  Drohungen  nicht  bemüßigt,  besonders  nachdem  es  von  seinem  Fürsten 
so  offenbare  Beweise  zuvorkommender  Liebe  erhalten  hat.  Dies  ist  nur 
Sache  derer,  die  sich  nicht  getrauten,  mit  Beweisen  ihrer  Berechtigung 
dazumal  aufzutreten,  als  ihr  Gegner  noch  in  voller  Kraft  stand,  sondern, 
um  ihre  eingebildeten  Rechte  wiederzuerlangen,  den  geschwächten  Zu- 
stand derjenigen  Monarchie  abwarteten,  welche  ihre  Orangutange  in 
Menschen,  ihre  Wildnisse  in  ein  Eden  umgewandelt  und  in  ihren  Wüste- 
neien Bildung,  Verträglichkeit  und  Fleiß  hervorgezaubert  hatte,  deren 
Wohlthaten  sie  jetzt  mit  einem  Dolchstoß  erwidern  und  über  den  be- 
gangenen Vatermord  sich  mit  einer  gräßlichen  Stelle  des  Tripartitums 
beruhigen."  —  Aus  diesen  Worten  des  Eingeweihten  kann  man  fast  mit 
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Gewißheit  schließen,  daß  er  einer  jener  Greozoffiziere  war.  —  Nach 
solchen  Verlästerungen  der  Ungarn  und  nach  überschwenglichen  Lob- 
preisungen der  serbischen  Nation,  „deren  glänzende  Eigenschaften  der 
gegenwärtige  Congreß  offenbaren  und  Europa  bewundern  werde", 
sprach  der  Redner  geradezu  aus,  daß  diese  das  ungarische  Joch  nicht 
länger  tragen  wolle,  und  „daß  die  längst  ersehnte  Zeit  da  sei,  in  welcher 
wichtige  Angelegenheiten  die  Trennung  Illyriens  von  Ungarn  herbei- 
führen werden".  ^ 

In  den  öffentlichen  Sitzungen  wurden  die  Ungarn  wol  nicht  in  so 
roher  Weise  gelästert,  aber  dagegen  die  übertriebensten  Ansprüche  auf 
Trennung  von  Ungarn   und  Gründung   einer  unabhängig   für   sich   be- 
stehenden serbischen  Nation  auf  einem  von  demselben  auszuscheidenden 
Territorium  in  heftigen  Reden  vorgetragen.  Vergebens  erhob  der  wegen 
seines  Reichthums  und  achtungswürdigen  Charakters  bei  seinen  Volks- 
genossen in  hohem  Ansehen  stehende  adeliche  Sabbas  Tököli  seine  war- 
nende Stimme  gegen  deren  Vorhaben,  die  gesicherten  constitutionellen 
Rechte,   welche  ihnen  Ungarn  gewähre,  gegen  unsichere  Privilegien  zu 
vertauschen,   welche  sie  von   der  wechselnden   königlichen  Gnade  zu 
erlangen  hoffen ;  statt  ein  Glied  der  starken  ungarischen  Nation  zu  blei- 
ben,  eine  Nation  werden  zu  wollen,   die  ohnmächtig  sein  werde,   sich 
gegen  Angriffe  zu  schützen;   vergebens  wies  er  auf  die  Vorzeit  hin,  in 
der  den  mit  den  Ungarn  vereinigten  Serben  der  Weg  zu  den  höchsten 
Reichsämtern  offen   stand   und  Männer  ihrer  Nation  wirklich  zu  den- 
selben erhoben  wurden:   er  konnte  die  von  ihren  Vorurlheilen  und  den 
Grenzoffizieren    Irregeleiteten    von    ihrem   Beginnen    nicht   abbringen. 
Sie  glaubten  den  Verheißungen  der  Offiziere,   daß  der  König,   der  den 
ungehorsamen  Ungarn  zürne,   ihr  Begehren  gewiß  erfüllen  werde;  be- 
zeichnete doch  der  königliche  Commissar  selbst  als  für  sie  auszuschei- 
dendes Territorium  das   temeser  Banat,   das  zwar  von  Maria  Theresia 
mit  Ungarn  wieder  vereinigt,   aber  noch  durch  kein  Gesetz  demselben 
einverleibt  worden  sei.  Also  wurde  eine  Commission  von  32  Mitgliedern 
unter  dem  Vorsitz  des  Generals  Papilla  entsendet,  welche  die  Zuschrift 
verfaßte,  in  der  die  Serben  dem  König  ihre  Wünsche  vortrugen.     Sie 
verlangten:    1)   die  Ausscheidung   eines  Territoriums,   die  Einsetzung 
nationaler    Behörden    innerhalb    desselben    und    die   Errichtung    einer 
obersten  Regierungsstelle  am  Hofe;    2)   für  die   außerhalb    des  Terri- 
toriums wo   immer  wohnenden  Serben  gleiche  Rechte  mit  den  andern 
Einwohnern  und  völlige  gesetzliche  Religionsfreiheit;  3)  daß  die  Militär- 
greuze,  solange  sie  als  solche  bestehe,  fortwährend  dem  Oberhofkriegs- 
rath  untergeordnet  bleibe,  wenn  sie  aber  in  den  Civilstand  versetzt  wer- 
den sollte,  eine  eigene  Verfassung  und  Privilegien  erhalte;   4)  daß  der 
Erzherzog  Alexander  zum  Gouverneur  des  illyrischen  Territoriums  er- 
nannt  werde.     Diese  Zuschrift   unterbreitete  Schmidfeld   gegen  Ende 
September  dem  König.     Die  Serben  sollen  sogar  nach  einem  allgemein 
verbreiteten  Gerüchte   dem  König,   damit    er   ihre  Bitte   gewähre,   die 

1  Rede  vor  Eröönung  der  illyrisehen  Nationalversammlung,   gehalten  zu 
Temesvär  in  einem  Cirkcl  der  Eingeweihten  1790. 
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kräftigste  Hülfe  angeboten  haben,  wenn  er  derselben  gegen  die  wider- 
spenstigen Ungarn  bedürfte,  die  die  königliche  Gewalt  beschränken 
wollen;  40000  rüstige  Männer  seien  bereit,  auf  seinen  Befehl  jeden 
Augenblick  die  Waffen  zu  ergreifen. 

Schon  am  27.  September  verlas  der  Commissar  Schmidfeld  das  fol- 
gende königliche  Rescript:  „Se.  Majestät  genehmigt  nicht  blos  die  vier 
vom  illyrischen  Nationalcongreß  unterbreiteten  Punkte  mit  Wohlge- 
fallen, sondern  gibt  zugleich  seine  wahrhafte  Freude  über  das  regel- 
mäßige, vernünftige,  bescheidene  und  humane  Vorgehen  der  Mitglieder 
des  Congresses,  wie  auch  über  das  Vertrauen  kund,  welches  die  illyrische 
Nation  in  die  väterliche  Gesinnung  Sr.  Majestät  setzt,  und  verspricht, 
daß  es  bis  an  sein  Lebensende  seine  eifrigste  Sorge  sein  werde,  dem 
Vertrauen  der  ihm  so  theuern  Nation,  die  sich  um  die  ganze  Monarchie 
so  viele  Verdienste  erworben  hat,  vollkommen  zu  entsprechen.  Sogleich 
nach  der  Rückkehr  von  Frankfurt  werde  sich  Se.  Majestät  alle  Begehren 
und  Vorschläge,  welche  diese  Nation  betreffen,  vorlegen  lassen,  damit 
er  dieselben  prüfen  und  die  Wünsche  der  getreuen,  ihm  theuern  illy- 
rischen Nation  erfüllen  könne.  Bis  dahin  darf  der  Congreß  mit  Sicher- 
heit darauf  rechnen,  daß  Se.  Majestät  alles  gewähren  wird,  was  zur  Be- 
förderung des  wahren  Wohls  der  Nation  dient,  und  wozu  vornehmlich 
die  Errichtung  einer  besondern  illyrischen  Hofstelle  gehört,  welche  die 
illyrische  Nation  beständig  vertreten,  deren  Rechte,  Privilegien  und 
Religionsfreiheit  aufrecht  halten  und  für  alles  sorgen  solle,  was  zur  Ver- 
mehrung der  Wohlfahrt  derselben  gegenwärtig  zu  thun  sei  oder  im 
Laufe  der  Zeit  zu  thun  sein  werde."  ^ 

Am  Reichstage  zu  Ofen  kannte  man  den  gegen  Ungarn  feindseligen 
Geist,  der  im  serbischen  Congresse  herrschte,  wußte  auch,  daß  die  unter 
militärischer  Zucht  stehenden  Grenzoffiziere  dort  in  diesem  Geiste  das 
große  Wort  führten,  und  schloß  hieraus,  daß  sie  sich  nach  höherer  Wei- 
sung so  geberdeten.  Und  da  das  königliche  Rescript  an  den  Congreß 
im  Gegensatze  zu  dem  am  20.  und  22.  an  den  Reichstag  erlassenen  für 
die  Serben  höchst  schmeichelhaft  lautete  und  ihnen  die  Bewilligung 
selbst  der  unberechtigtsten  Forderungen  verhieß,  sah  man  ein,  daß  Leo- 
pold durch  sie  auf  die  ungarischen  Stände  einen  Druck  ausüben  wolle, 
ihnen,  wenn  diese  auf  der  Annahme  des  neuen  Tnauguraldiploms  und 
der  Gesetzartikel  vor  der  Krönung  noch  ferner  bestünden,  für  Ungarn 
sehr  nachtheilige  Privilegien  verleihen,  sich  ihrer  wol  gar  zur  Ergreifung 
gewaltsamer  Maßregeln  bedienen  könnte.  Dies  und  die  günstige  Auf- 
nahme, welche  die  Beschwerden  der  eigenen  misvergnügten  Unadelichen 
beim  Hofe  gefunden,  trugen  viel  dazu  bei,  daß  der  Reichstag,  wie  schon 
früher  gesagt  worden,  von  dem  Begehren  des  neuen  Inanguraldiploms 
und  dessen,  was  damit  zusammenhing,  abließ,  sich  mit  der  Versicherung 
des  Königs  begnügte,  daß  die  Constitution  wie  auch  die  Rechte  der 
htände  durch  gewöhnliche  Gesetze  noch  am  gegenwärtigen  Reichstage 
gesichert  werden  sollen,  und  das  Rescript,  welches  die  Krönung  eigen- 
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mächtig  auf  den  15.  November  ansetzte  und  die  Stände  von  Ofen  nach 
Preßburg  berief,  fast  ohne  Widerrede  annahm. 

Anfang  November  versammelten  sich  die  Stände  zu  Preßburg;  am 
10.  kam  Leopold  hin,  eröffnete  mit  den  gewöhnlichen  Formalitäten  in 
der  Uniform  seines  ungarischen  Husarenregiments  den  Reichstag  und 
übergab  diesem  die  königlichen  Propositionen  oder  Gesetzvorschläge, 
wobei  der  Kanzler  Karl  Pälflfy  eine  ungarische  Rede  an  die  Stände 
hielt.  In  der  ersten  Proposition  wird  die  gesetzmäßige  erbliche  Thron- 
folge vorgebracht.  In  der  zweiten  gibt  der  König  das  Versprechen,  er 
werde  die  Regierung  mit  der  Ausstellung  des  Inauguraldiploms,  Leistung 
des  gesetzlichen  Eides  und  Krönung  antreten.  In  der  dritten  kündigt 
er  an,  daß  er  vor  allem  die  Candidation  für  das  erledigte  Palatinat  vor- 
nehmen wolle.  In  der  vierten  verspricht  er,  alles  das,  was  die  Stände 
ihm  in  Hinsicht  auf  das  Wohl  des  Landes  vortragen  werden,  anzuhören 
und  nach  Möglichkeit  zu  bestätigen,  und  schlägt  daher  als  Gegenstände 
der  Berathung  und  Gesetzgebung  von  Seiten  der  Krone  vor:  5)  Daß  die 
Stände  einen  Plan  zur  zweckmäßigem  neuen  Organisation  der  mangel- 
haften und  mit  Misbräuchen  erfüllten  Comitats-  und  Reichstagsversamm- 
lungen entwerfen  und  dabei  darauf  Rücksicht  nehmen  mögen,  daß  der 
pjinfluß  der  besondern  Klassen  der  Reichsstände  in  ein  ihnen  angemes- 
senes Verhältniß  und  Gleichgewicht  gesetzt,  die  Unterthanen  aber,  die 
am  Reichstage  nicht  vertreten  sind,  von  den  Kosten  desselben  befreit 
werden.  6)  Das  Ürbarium  Maria  Theresia's  soll  zum  Gesetze  gemacht, 
und  über  die  Aufhebung  der  willkürlichen  Bestrafung  der  Unterthanen, 
ihre  persönliche  Freiheit  und  ihr  Recht,  über  ihr  erworbenes  Vermögen 
zu  verfügen,  sollen  neue  Gesetze  gebracht  werden.  7)  Der  Steuer- 
zuschlag von  1664  werde  noch  ferner  erhoben.  8)  Da  in  der  bisherigen 
Auswerfung  der  Steuern  der  Willkür  ein  weites  Feld  geöffnet  ist,  Ver- 
hältnißmäßigkeit  und  bestimmte  Grundsätze  gänzlich  fehlen:  so  werde 
sowol  die  Verwaltung  der  Kriegs-  wie  auch  der  Domesticalsteuer  so 
geregelt,  daß  dem  steuernden  Volk  Erleichterung  seiner  Lasten  wider- 
fahre. 9)  Indem  alle  Adelichen  den  Grundgesetzen  gemäß  gleiche 
Rechte  besitzen,  werde  den  Briefedelleuten  und  den  eine  Ansässigkeit 
(Bauerngut)  besitzenden  Adelichen  dieselbe  Steuerfreiheit,  welche  die 
andern  Edelleute  genießen,  ertheilt,  jedoch  so,  daß  die  Last  des  steuern- 
den Volks  nicht  vermehrt  werde.  10)  Die  Amtsfähigkeit  werde  auch 
den  Unadelichen,  besonders  zu  Salz-,  Zoll-  und  andern  Kameral- 
ämtern  ohne  alle  Beschränkung  und  bei  den  Regierungsbehörden  wenig- 
stens bis  zum  Range  der  Secretäre  verliehen.  11)  Um  die  Industrie 
und  den  Handel  zu  heben,  sollen  in  die  Reibe  der  schon  bestehenden 
königlichen  Freistädte  noch  andere  volkreichere  Städte  aufgenommen  und 
die  gerechten  Wünsche  der  Freistädte  erfüllt  werden.  12)  Die  Stände 
mögen  auf  eine  zweckmäßigere  Einrichtung  der  Gerichte  und  eine  ver- 
besserte Rechtspflege  überhaupt  bedacht  sein.  13)  Die  in  Betreff  der 
Religionsfreiheit  am  7.  November  erlassene  königliche  Verordnung 
werde  zum  Gesetz  erhoben.  14)  Die  Stände  mögen  alles  Mistrauen 
gegen  die  sonst  um  das  Vaterland  vprdienten  Männer  ablegen,  die  unter 
der  vorigen  Regierung   der  Nation  misliebige  Aemter   bekleidet   haben, 
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und,  das  Vergangene  vergessend,   nur  das  gegenwärtige  und  künftige 
Wohl  des  Reichs  sich  vor  Augen  halten.  ^ 

Leopold  machte  mit  der  Vorlegung  dieser  Fropositionen  thatsächlich 
den  Anfang  zur  Erfüllung  des  Versprechens,  daß  er  Constitutionen 
regieren  und  die  Rechte  der  Stände  aufrecht  halten  werde,  indem  er  die 
Berathung  und  Beschlußfassung  über  die  vorgeschlagenen  Verbesserungen 
der  Staatsverwaltung  dem  Reichstage  überließ  und  wol  Berücksichtigung 
der  natürlichen  Rechte  der  Unadelichen  empfahl,  aber  keine  Beschrän- 
kung der  Vorrechte  des  Adels  verlangte.  Hierdurch  erwarb  er  sich  das 
Vertrauen  der  Stände,  und  ihre  Liebe  strebte  er  durch  leutselige  Freund- 
lichkeit zu  gewinnen.  Dessen  sich  bewußt,  hoffte  er  von  ihnen  die  Er- 
füllung des  innigen  Wunsches,  daß  der  vierte  seiner  Söhne  zum  Palatin 
gewählt  werde.  Seine  Vorgänger  hatten  dieses  höchste,  mit  weiten 
Rechten  ausgestattete  Staatsamt,  weil  es  ihrem  Streben  nach  unbe- 
schränkter Gewalt  hinderlich  war,  so  oft  sie  nur  konnten,  entweder 
unbesetzt  gelassen  oder  ganz  abgeschafft.  Er,  der  verfassungsmäßig 
regieren  wollte,  hatte  die  Besetzung  dieses  seit  25  Jahren  erledigten 
Amtes  versprochen,  mußte  aber  wünschen,  daß  es  einem  übertragen 
werde,  der  es  im  Einverständnisse  mit  ihm  führe,  und  das  konnte  er  von 
niemand  zuversichtlicher  hoffen  als  von  dem  Sohne,  dessen  edle  Gesin- 
nung er  kannte.  Er  wollte  jedoch,  daß  die  Sache  nicht  von  ihm,  sondern 
vom  Reichstage  ausgehe,  theils  des  Anstandes  wegen,  theils  um  nicht 
den  Argwohn  herrschsüchtiger  Absichten  zu  wecken;  er  theilte  daher 
seinen  Wunsch  Männern  mit,  die  sein  volles  Vertrauen  besaßen  und  bei 
den  Ständen  in  hohem  Ansehen  standen.  Diese  stellten  den  letztern 
vor,  wie  wünschenswerth  es  sei,  daß  wenigstens  ein  königlicher  Prinz 
im  Lande  residire,  wie  viel  der  Sohn  zum  Besten  desselben  beim 
Vater  bewirken,  wie  gerade  er  das  von  den  vorigen  Königen  herab- 
gedrückte und  in  seinen  Rechten  beschränkte  Palatinat  wieder  zu  An- 
sehen und  Einfluß  bringen  könne.  Die  Stände  mochten  überdies  selbst 
fühlen,  wie  nothwendig  es  sei,  den  König,  den  sie  zu  Anfang  des  Reichs- 
tags fast  nicht  beachtet,  später  durch  Mistrauen  und  durch  die  Absicht, 
seine  Macht  zu  beschränken,  gekränkt  hatten,  wieder  zu  versöhnen,  und 
dadurch  die  Plane  der  Gegner  Ungarns  am  Hofe  wie  der  übermüthigen 
Serben  zu  vereiteln,  und  entschieden  sich  dafür,  daß  einer  seiner  Söhne 
zum  Palatin  gewählt  werde.  Als  Commissare  das  versiegelte  königliche 
Schreiben,  welches  die  Namen  der  vier  zum  Palatinate  Candidirten  ent- 
hielt, in  die  gemeinschaftliche  Sitzung  beider  Tafeln  brachten,  trug  der 
Präsident,  Oberstlandesrichter  Zichy,  in  eindringlicher  Rede  vor:  das 
königliche  Schreiben  möge  nicht  entsiegelt  werden,  sondern,  um  die 
Bande  der  Liebe  und  des  Vertrauens,  die  den  Monarchen  und  das  Volk 
umschlingen,  fester  zu  knüpfen,  wie  auch  zum  Wohl  und  Ruhme  beider, 
mögen  die  hohen  und  löblichen  Stände  den  vierten  Sohn  Sr.  Majestät, 
Erzherzog  Alexander,  als  Reichspalatin  ausrufen,  worauf  die  Stände 
einhellig  riefen:  „Es  lebe  Erzherzog  Alexander,  der  Palatin  Ungarns!" 
Nach   vollzogener  Wahl   geleiteten  sämmtliche  Stände  den  Erzherzog 
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zum  König,  in  dessen  Häude  er  den  Amiseid  ablegte.  Sodann  sprach 
Leopold  zu  seinem  Sohne:  „Die  Gesetze  des  Königreichs  haben  den 
Wirkungskreis  und  die  Pflichten  des  Falatins  einleuchtend  festgestellt; 
daß  Ew.  Liebden  diese  pimktlich  erfülle  und  heilig  halte,  rathen  wir 
nicht  nur  als  Vater,  sondern  wollen  wir  auch  als  König;  nur  so  werden 
Sie  sowol  der  Wahl  der  Stände  wie  auch  unserer  königlichen  Bestä- 
tigung entsprechen,  wenn  Sie  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten  vollkommen 
genügen.  Darin  darf  Ew.  Liebden  das  Band  nicht  beengen,  welches 
den  Sohn  mit  dem  Vater  verknüpft;  denn  wir  erklären  vor  den  getreuen 
Ständen,  daß  wir  Ihre  kindliche  Liebe  gegen  uns  nach  der  strengsten 
Führung  Ihres  Palatinalamtes  messen  werden."  Die  Rede  verfehlte  die 
beabsichtigte  Wirkung  nicht;  die  Stände  brachen  in  laute  Rufe  des  Bei- 
falls aus  und  beschlossen,  daß  die  Rede  des  Königs  in  die  Gesetze  auf- 
genommen werde. 

Die  Krönung,  bei  der  das  neapolitanische  Königspaar  zugegen  war, 
wurde  mit  den  gebräuchlichen  Ceremonien  am  15.  November  vollzogen. 
Drei  Tage  nach  derselben  brachten  die  Stände  dem  König  ein  größeres 
als  das  gewöhnliche  Krönungsgeschenk  dar,  40000  Dukaten,  welches 
diesmal  ausschließlich  vom  Adel  erhoben  wurde.  Bei  derselben  Ge- 
legenheit erklärten  sie,  daß  sie  den  König  mit  Hab  und  Gut  unterstützen 
wollen,  damit  ja  kein  die  Würde  des  Herrscherhauses,  das  Wohl  und  die 
Ehre  des  Vaterlandes  beeinträchtigender  Friede  mit  der  Pforte  ge- 
schlossen werde.  Zugleich  baten  sie,  Se.  Majestät  möge  die  Königin, 
die  durch  Krankheit  abgehalten  wurde,  jetzt  nach  Preßburg  zu  kommen, 
am  Reichstage,  der  im  nächsten  Jahre  zu  Ofen  werde  gehalten  werden, 
krönen  lassen.  Von  der  Rückkehr  des  Königs  nach  Wien  am  19.  No- 
vember benachrichtigt,  erschienen  die  Stände  unter  Führung  des  Pala- 
tins  am  selben  Tage  zur  Abschiedsaudienz  vor  ihm,  bei  welcher  Gelegen- 
heit er  unter  anderm  sagte:  „Wir  bekennen  mit  Freuden,  daß  uns  jeder 
Augenblick  unsers  Hierverweilcns  werthvoll  war,  denn  wir  haben  so 
unzählige  Beweise  jenes  edeln  Vertrauens  erfahren,  welches  zwischen 
dem  Monarchen  und  Volke  bestehen  soll,  daß  die  schönsten  Hoffnungen 
in  uns  erwacht  sind,  dieses  Vertrauen  werde  unter  unserer  milden  und 
constitutionellen  Regierung  noch  tiefer  wurzeln,  und  das  Land  zu  immer 
höherer  Blüte  gelangen.  Das  von  den  Ständen  uns  dargebrachte  Ehren- 
geschenk ist  uns  um  so  werthvoller,  weil  das  Volk  seinetwegen  nicht 
belastet  wird.  Das  aufrichtige  Streben  der  getreuen  Stände,  das  öffent- 
liche Wohl  zu  fördern,  werden  wir  auch  künftig  in  dem  Maße  würdigen, 
in  welchem  sie  mit  ihrer  Fürsorge  alle  Klassen  der  Staatsbürger  um- 
fassen. Von  der  Fürsorge  der  Stände,  daß  der  zu  schließende  Friede 
mit  der  Würde  unsers  Hauses  und  der  Krone  übereinstimme,  können 
wir  zwar  jetzt  nicht  mehr  zu  unserm  Nutzen  Gebrauch  machen,  sie  ist 
uns  aber  dennoch  werthvoll,  weil  sie  uns  die  sichere  Hoffnung  gibt,  das 
edle  Volk,  das  unter  meiner  Mutter  die  Monarchie  zum  unvergänglichen 
Ruhme  seines  Namens  gerettet  hat,  werde  auch  alles  das  thun,  was  zur 
Erhaltung  derselben  in  blühendem  Zustande  bei  der  jetzigen  politischen 
Lage  mit  jedem  Tage  nöthiger  sein  wird,  und  was  man  von  der  groß- 
herzigen  Gesinnung  des   Volks    zu   erwarten   berechtigt   ist Die 
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getreuen  Stände  können  aus  unsern  Propositionen  ersehen,  daß  wir  nicht 
nach  Vermehrung  der  königlichen  Gewalt  streben,  die  wir  stets  inner- 
halb der  gesetzlichen  Grenzen  und  zur  Vollbringung  -des  Guten  ge- 
brauchen wollen,  sondern  von  dem  Wunsche  beseelt  sind,  die  Wohlfahrt 
über  alle  Landesbewohner  verhältnißmäßig  ausgebreitet  zu  sehen.  Ja 
wir  empfehlen  dieste  Propositionen  den  getreuen  Ständen  zur  ruhigen 
Berathung  und  trauen  ihnen  zu,  daß  sie,  gleich  uns  von  dem  Wunsche, 
das  allgemeine  Beste  zu  befördern,  beseelt,  jene  aufrichtige  Liebe  zum 
Vaterlande  besitzen,  die  sich  nicht  blos  auf  die  eine  oder  die  andere 
Klasse,  sondern  auf  sämmtliche  in  gleichem  Maße  erstreckt.  Ueber- 
bringen  Sie,  getreue  Stände,  Ihren  Landsleuten  unse?^.  Wünsche,  über- 
bringen Sie  ihnen  die  Botschaft,  daß  wir  unsere  Völker  zwar  nach  Ge- 
setzen, aber  noch  mehr  mit  Liebe  zu  regieren  wünschen."  Die  Rede 
endete  mit  einer  nochmaligen  Ermahnung  an  den  Sohn,  die  Pflichten 
des  Palalins  mit  treuem  Eifer  zu  erfüllen.  Die  fernem  Verhandlungen 
und  Beschlüsse  des  Reichstags  werden  lehren,  inwieweit  die  Stände  die 
Ermahnung  des  Königs,  für  das  Wohl  aller  Volksklassen  durch  eine 
gleichmäßigere  Vertheilung  der  Rechte  und  Lasten  zu  sorgen,  befolgten. 
Sie  werden  zeigen,  daß  Leopold  zwar  durch  sein  kluges  Verfahren, 
indem  er  Freundlichkeit  mit  Ernst  verband,  die  bei  seiner  Thronbeslei- 
gung  heftig  brausende  Gärung  stillte,  und  bewirkte,  daß  die  Constitution 
ohne  Verminderung  der  königlichen  Gewalt  wiederhergestellt  wurde, 
aber  sich  mit  zu  wenig  Eifer  und  Nachdruck  für  die  zeitgemäße  Ver- 
besserung derselben  verwendete,  deren  sie  sehr  bedurfte. 

Die  Reichsstände  tagten  zu  Preßburg  noch  vier  Monate,  während 
derer  statt  der  frühern  Uebertreibungen  meistens  Mäßigung  nebst  Er- 
kenntniß  des  Erreichbaren  und  Nützlichen  vorherrschte.  Vor  allem 
andern  wurden  die  Gesetze,  welche  die  Constitution  befestigen  und  ihr 
Schutz  gegen  königliche  Willkür  gewähren  sollten,  in  Verhandlung  ge- 
nommen. Also  erkennt  Gesetzartikel  II  Leopold  und  seine  Nachfolger 
im  Sinne  der  Gesetze  von  1723  über  die  Erbfolge  der  weiblichen  Linie 
des  Hauses  Oesterreich  als  rechtmäßige  Könige  Ungarns  an.  III.  ordnet 
an.  bei  jedem  Thronw-echsel  soll  die  Krimung  des  neuen  Königs  binnen 
sechs  Monaten,  vom  Tode  des  verstorbenen  gerechnet,  vollzogen  werden. 
V.  Der  Palatin  residire  in  der  Landeshauptstadt,  die  der  Sitz  der  Reichs- 
behörden ist,  Merde  in  der  Ausübung  seiner  gesetzlichen  Gewalt  nicht 
beschränkt  und  sei  zugleich  Oberkapitän  des  Reichs  (Befehlshaber  der 
Insnrrection).  VI.  Die  Reichskronc  werde  beständig  in  Ofen  auf- 
bewahrt. IX.  Der  König  residire  öfters  und  längere  Zeit  im  Lande. 
X.  Se.  Majestät  erkennt  an  und  gelobt,  daß  Ungarn  ungeachtet  der 
Pragmatischen  Sanction  ein  freies,  hinsichtlich  seiner  ganzen  Regie- 
rungsform  —  worin  auch  alle  Staatsbehörden  einbegriffen  sind  —  unab- 
hängiges Reich  i.-;t,  welches  von  keinem  andern  Reiche  oder  Volke  ab- 
hängt, sondern  Selbständigkeit  und  eine  eigene  Constitution  besitzt,  daher 
von  seinem  gesetzlich  gekrönten  erblichen  König,  mithin  auch  von  den 
Nachfolgern  Sr.  Majestät  nach  seinen  eigenen  Gesetzen  und  Gewohn- 
heiten, nicht  aber  nach  Art  der  andern  Provinzen  regiert  und  verwaltet 
werden  soll.     XI.  Se.  Majestät  erkennt  es  als  seine  Pflicht  an,  von  den 
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Grenzen  Ungarns  und  seinen  Nebenländern  nichts  zu  trennen  und  das, 
was  davon  abgerissen  worden,  wenn  es  an  die  erblichen  Provinzen  ge- 
kommen ist,  dem  Reiche  wieder  zurückzugeben.  XII.  Se.  Majestät 
erkennt  aus  eigener  Bewegung  an,  daß  in  Ungarn  und  dessen  Neben- 
ländern das  Recht,  Gesetze  zu  geben,  aufzuheben  und  zu  deuten,  ein 
dem  gesetzlich  gekrönten  König  und  den  am  Reichstage  versammelten 
Ständen  gemeinsames  ist  und  außer  diesem  nicht  ausgeübt  werden  darf, 
und  erklärt  zugleich,  daß  er  dieses  Recht  der  Stände  unversehrt  aufrecht 
halten  und,  wie  er  es  von  seinen  verewigten  Vorgängern  übernommen, 
seinen  Nachfolgern  unverletzt  überliefern  wird,  indem  er  die  Stände 
sicherstellt,  daß  das  Königreich  und  dessen  Nebenländer  nie  durch  Hof- 
befehle, sogenannte  Patente,  welche  die  Staatsbehörden  gar  nicht  an- 
nehmen dürfen,  werde  regiert  werden.  Demnach  wird  die  königliche 
Gewalt  die  gesetzliche  Gestaltung  der  Behörden  selbst  nicht  ändern, 
die  Vollstreckung  gesetzlicher  Urtheile  weder  selbst  hindern,  noch  zu 
hindern  erlauben,  auch  diese  Urtheile  nicht  ändern  und  weder  ihrer 
eigenen  noch  irgendeiner  politischen  Behörde  Revision  unterziehen, 
sondern  die  Gerichte  werden,  den  bisher  gegebenen  oder  künftig  zu 
gebenden  Gesetzen  gemäß,  nach  den  angenommenen  Gewohnheiten  des 
Königreichs  von  Richtern,  die  ohne  Unterschied  der  Religion  gewählt 
werden  sollen,  gehalten,  die  vollziehende  Gewalt  aber  wird  von  Sr.  Ma- 
jestät im  Sinne  der  Gesetze  ausgeübt  werden.  XIII.  Se.  Majestät  wird 
den  Reichstag  jedes  dritte  Jahr  oder,  wenn  es  das  "Wohl  des  Reichs 
forderte,  auch  früher  einberufen,  wie  dies  die  Gesetze  von  1655,  1715 
und  1723,  die  hierorts  erneuert  werden,  vorschreiben,  XIV.  Damit  Se, 
Majestät,  den  Grundgesetzen  des  Königreichs  gemäß,  die  Sachen  und  An- 
gelegenheiten des  Königreichs  durch  Ungarn  zu  verwalten,  und  diese  ge- 
Iiörigerweise  zu  Rathe  zu  ziehen  vermöge,  wird  mit  Zustimmung  Sr.  Maj. 
festgesetzt,  daß  die  Statthalterei,  als  höchste  politische  Behörde,  die 
kraft  der  bestehenden  Gesetze  von  allen  andern  Behörden  unabhängig, 
dem  König  unmittelbar  untergeordnet  ist,  wenn  wider  Erwartung  irgend- 
welche ungesetzliche  Verordnungen  in  das  Königreich  gelangten,  mit 
der  Treue,  die  sie  demselben  und  dem  König  schuldet,  verpflichtet  ist, 
Sr.  Majestät  die  sich  dagegen  ergebenden  Bedenklichkeiten  vorzustellen, 
Se.  Majestät  aber  wird,  seiner  königlichen  Pflicht  und  dem  feierlichen  Ge- 
löbnisse gemäß,  die  Gesetze  zu  beobachten,  solchen  Gegenvorstellungen 
die  gebührende  Berücksichtigung  schenken.  Außerdem  soll  der  gesetz- 
liche Bestand  und  die  Wirksamkeit  der  Comitate  und  aller  Behörden 
unverletzt  bleiben.  XVJ.  Eine  fremde  Sprache  darf  als  Amtssprache 
nicht  eingeführt  werden.  —  An  den  Gymnasien,  Akademien  und  der 
Universität  soll  eine  besondere  Professur  der  ungarischen  Sprache  und 
Literatur  gegründet  werden.  —  Bei  den  Behörden  sind  die  Geschäfte 
für  jetzt  noch  in  der  lateinischen  Sprache  zu  führen.  (Diese  Verfügung 
wurde  wahrscheinh'ch  ans  Rücksicht  auf  den  König  und  den  Erzherzog- 
Palatin  getroffen,  die  der  ungarischen  Sprache  nicht  mächtig  waren.) 
XVII.  Se.  Majestät  wird,  damit  der  Gesetzartikel  XI  von  1741  in  volle 
Wirksamkeit  trete.  Ungarn  in  das  Staatsministerium  aufnehmen;  das 
Begehren  der  Stände,  daß  die  innern  Angelegenheiten  des  Königreichs 
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durch  Ungarn,  die  äußern  mit  deren  Einflußnahme  verhandelt  und  un- 
mittelbar von  ihm  entschieden  werden  sollen,  erfüllen,  auch  dafür  sor- 
gen, daß  die  Gesetze  hinsichtlich  des  mit  den  Türken  abzuschließenden 
Friedens  zur  Wirksamkeit  kommen.  XVIII.  Die  Mitglieder  der 
Behörden  sollen  sich  mit  einem  Eide  verpflichten,  die  Gesetze  zu 
beobachten.  —  Niemand  darf  zufolge  einer  einfachen  Denunciation 
seines  Amtes  entlassen,  sondern  die  Klagepunkte  sollen  dem  Beschul- 
digten mitgetheilt,  und  ihm  Gelegenheit  sich  zu  rechtfertigen  gegeben 
werden.  Uebrigens  bleiben  die  Verfügungen  der  Gesetze  hinsichtlich 
der  Amtsentsetzung  in  Gültigkeit.  XIX.  Subsidien  unter  welchem  Na- 
men immer,  es  sei  in  Geld  oder  Naturalien  oder  an  Rekruten,  dürfen 
weder  den  Ständen  noch  den  Unadelichen  aus  königlicher  Willkür  auf- 
erlegt, auch  nicht  unter  dem  Titel  freier  Gaben  oder  welch  anderm 
Titel  ohne  Bewilligung  des  Reichstags  gefordert,  der  Betrag  der  Steuer 
zum  Unterhalt  des  stehenden  Militärs  aber  soll  von  einem  Reichstage  bis 
zum  andern  festgesetzt  werden.  XX.  Der  Preis  des  Salzes  soll,  außer 
höchst  dringende  Ursachen  erforderten  es,  nur  mit  Zustimmung  des 
Reichstags  erhöht  werden.  Nachdem  die  Stände  den  Punkten  I  —  IV 
der  königlichen  Propositionen  gemäß  die  Gesetze  gebracht  hatten,  durch 
welche  die  Constitution  hauptsächlich  wiederhergestellt  wurde,  gingen 
sie  zu  den  übrigen  Punkten  derselben  über.  Punkt  V  lautet:  „Nachdem 
bei  den  Comitatscongregationen  und  den  Reichstagen  die  größten  Mis- 
bräuche  überhandgenommen  haben,  fordert  Se.  Majestät  die  Reichs- 
stände auf,  darüber  zu  berathen,  wie  man  diese  Misbräuche  abschaffen  — 
ein  Gleichgewicht  unter  den  verschiedenen  Reichsständen  herstellen  und 
sowol  bei  den  Verhandlungen  wie  auch  dem  Abstimmen  mit  Beseitigung 
des  Ausrufens  eine  der  Würde  und  Wichtigkeit  der  öffentlichen  Ange- 
legenheiten angemessenere  Ordnung  einführen,  die  nicht  vertretenen 
Steuerpflichtigen  aber  von  der  Tragung  der  Reichstagskosten  befreien 
könnte."  Leopold  hatte  bei  dieser  Proposition  offenbar  den  Bürger- 
stand im  Auge,  den  er  als  den  kräftigsten  Förderer  des  Staatswohls 
heben,  dessen  Vertretung  am  Reichstage  er  vermehren  und  dem  er  den 
ihm  gebührenden  Einfluß  auf  die  Gesetzgebung  verschaffen  wollte.  Diese 
nur  leise  angedeutete  Absicht  wurde  von  den  adelichen  Mitgliedern  des 
Reichstags  errathen  und  wenigstens  für  die  Gegenwart  zu  vereiteln  ge- 
sucht. Da  die  Abfassung  der  Antwort  auf  die  königlichen  Propositionen 
einer  Deputation  anvertraut  war,  so  wurde  nicht  die  Proposition  selbst, 
sondern  nur  die  Antwort  der  Deputation  auf  dieselbe  in  Verhandlung 
genommen,  die  wesentlich  lautete:  „Die  Comitatscongregationen  und 
die  Reichstage  sind  durch  die  Gesetze  hinreichend  geregelt;  wenn  sich 
dessenungeachtet  Misbräuche  eingeschlichen  haben,  sind  die  Stände  der 
Beseitigung  derselben  nicht  abgeneigt  und  geben  ihre  Zustimmung  auch 
dazu,  daß  eine  Reichstagsdeputation  einen  Plan  zur  Organisation  der 
Congregationen  und  des  Reichstags  entwerfe  und  dem  künftigen  Reichs- 
tage vorlege,  stellen  aber  im  voraus  die  Bedingung,  daß  der  Plan  mit 
der  Constitution  und  den  Privilegien  der  Stände  vereinbar  sei  und  diese 
ebenso  wie  die  herkömmlichen  Rechte  und  Gewohnheiten  der  Nation 
und  der  Behörden  unverletzt  lasse."   In  der  Iloffnunj?,  die  zu  entsendende 
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Deputation  werde  einen  Mittelweg  finden,  auf  welchem  die  Comitats- 
congregationen  und  der  Reichstag  organisirt  und  doch  auch  die  Vor- 
rechte und  das  Üebergewicht  des  Adels  erhallen  werden  könnten,  nahm 
die  Mehrheit  beider  Tafeln  das  Gutachten  des  Ausschusses  als  Beschluß 
an.  Auch  wurde  auf  Antrag  Johann  Palfty's  und  zufolge  eines  könig- 
lichen Rescripts  beschlossen,  daß  die  Magnaten  nicht  weiter  Ersatz  für 
die  Kosten,  die  ihnen  die  Anwesenheit  beim  Reichstage  verursacht,  von 
ihren  Unterthanen  fordern  dürfen.  ^ 

Im  Zusammenhange  mit  der  Regelung  der  Comitatscongregationen 
und  des  Reichstags  verlangte  Leopold  die  Erhebung  Temesvärs,  Maria- 
iheresianopels  (Szabatha),  Posegas,  Karlstadts  und  Fünfkirchens  zu 
königlichen  Freistädten.  Der  Antrag,  der  mit  der  Vermehrung  der  Frei- 
städte zugleich  eine  Aenderung  des  Verhältnisses  der  Stimmen  am  Reichs- 
tage zum  Nachtheile  der  adelichen  Stände  bezweckte,  stieß  auf  heftigen 
Widerspruch  von  Seiten  der  Aristokraten.  Der  Oberstlandesrichter 
widerlegte  ihre  Besorgniß,  daß  die  weitere  Vermehrung  der  Freistädte, 
deren  Zahl  jetzt  schon  der  der  Gespanschaften  gleich  sei,  den  überwie- 
genden Einfluß  des  Adels  auf  die  Gesetzgebung  nächstens  aufheben 
werde.  Es  werde,  sagte  er,  bei  der  Organisation  des  Reichstags  in  der 
Macht  der  Stände  stehen,  die  Zahl  der  städtischen  Stimmen  so  zu  be- 
schränken, daß  dadurch  jeder  Verletzung  der  Gesetze  und  der  gesetz- 
lichen Freiheit  vorgebeugt  werde,  dagegen  erheischen  namhafte  materielle 
Interessen  die  unverzügliche  Inarticulirung  der  genannten  Städte.  Die 
Mehrheit  beachtete  nun  nicht  weiter  den  Widerspruch  einiger  Comitnts- 
abgeordneten  und  beschloß:  Temesvär,  Mariatheresianopel,  Posega  und 
Karlstadt  sollen  königliche  Freistädte  sein,  die  Aufnahme  Fünfkirchens 
aber  unter  dieselben,  weil  dessen  Verhältniß  zu  seinem  frühern  Grund- 
herrn, dem  dasigen  Kapitel,  noch  nicht  geordnet  ist,  bis  zum  künftigen 
Reichstage  in  Schwebe  bleiben.  Nachdem  die  genannten  Städte  könig- 
liche Freistädte  geworden  waren,  wurde  ihnen  folgerichtig  ohne  viele 
Schwierigkeit  auch  das  Recht  des  Sitzes  und  der  Stimme  am  Reichstage 
zuerkannt.  —  Den  vereinigten  Bezirken  der  laßen  und  Kumanen,  des- 
gleichen den  Haidukenstädten  verlieh  der  Reichstag  aus  eigener  Bewe- 
gung die  Reichsstandschaft,  denn  von  ihnen,  die  den  Regierungsbehörden 
weit  weniger  als  die  Freistädte  untergeordnet  waren,  befürchteten  die 
adelichen  Stände  auch  weniger  Nachtheil  für  ihren  vorherrschenden  Ein- 
fluß auf  die  Gesetzgebung.  Die  Bezirke  zusammen  hatten  zwei  und 
die  Haidukenstädte  ebenfalls  zwei  Abgeordnete  zum  Reichstage  zu 
schicken.  ^ 

Im  VI.  Punkte  der  Propositionen  verlangt  der  König:  Das  Urbariuni 
Maria  Theresia's  soll  zum  Gesetz  gemacht,  durch  neue  Gesetze  die  fort- 
währende Hörigkeit  und  willkürliche  Bestrafung  der  Unterthanen  auf- 
gehoben, ihre  persönliche  Freiheit  und  ihr  Recht,  über  die  erworbene 
Habe  zu  verfügen,  gesichert  werden.  Es  fanden  sich  zwar  noch  einige, 
unter  andern  auch  ein  Abgeordneter  der  Gespanschaft  Zips,  die  gegen 

1  Orszäggyülesi  naplo  (Tagebucli  des  Reichstags),  S.  449,  460.  —   *  Das- 
selbe, S.  467.     Acta  comitior.,  S.  415.     Corp.  jur.  Hung. 
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die  Aufhebung  der  fortwährenden  Hörigkeit  sprachen,  weil  die  Frei- 
zügigkeit der  Unterthanen  die  unfruchtbarem  obern  Gegenden,  aus 
denen  die  Bauern  in  das  gesegnete  Unterland  auswandern  würden,  mit 
Verödung  bedrohe.  Als  aber  der  Personal  Urmenyi  die  Stände  daran 
erinnerte,  wie  die  Hörigkeit  der  Unterthanen  entstanden,  bald  gesetzlich 
gemildert  und  bald  gewaltsam  verschärft  worden  sei,  verstummte  der 
Widerspruch  gegen  die  Aufhebung  derselben,  und  die  Aufnahme  des 
Urbariums  unter  die  Gesetze  wurde  beschlossen.  Aber  jene  Verord- 
nungen, in  denen  Joseph  den  Unterthanen  den  Ausschank  des  eigenen 
Weines  gestattete,  zur  Entscheidung  ihrer  Streitigkeiten  mit  den  Grund- 
herren grundherrliche  Kanzleien  und  bestimmte  Amtstage  eingeführt 
hatte,  weigerte  sich  die  Mehrheit  anzunehmen.  Dagegen  waren  die  bil- 
liger und  dem  Geiste  der  Zeit  gemäßer  Denkenden  überzeugt,  die  Unter- 
thanen, die  während  mehrerer  Jahre  die  von  Joseph  ihnen  verliehenen 
Zugeständnisse  genossen,  würden  durch  das,  was  ihnen  das  Urbarium 
Maria  Theresia's  gewährte,  nicht  befriedigt  werden,  und  drangen  darauf, 
daß  eine  Deputation  entsendet  werde,  die  bis  zum  künftigen  Reichs- 
tag einen  Entwurf  zur  Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Grund- 
herren und  Unterthanen  ausarbeite.  Leopold,  dem  die  Inarticulirung 
des  Urbariums  nicht  genügte,  und  die  Verschiebung  der  Sache  bis  zum 
nächsten  Reichstage  nicht  rathsam  schien,  forderte  in  einem  Rescript 
vom  4.  Januar  1791  die  Stände  auf,  noch  am  gegenwärtigen  Reichstage 
den  Bauern  einige  Wohlthaten  zu  erweisen,  sie  wenigstens  im  Genüsse 
der  ihnen  von  Joseph  ertheilten  Zugeständnisse  zu  belassen.  Das  zu 
thun,  war  jedoch  die  Mehrheit  viel  zu  engherzig.  Am  3.  Februar  ant- 
worteten die  Stände  folgendermaßen:  Wie  Se. Majestät  an  ihren  Rechten 
festhalte,  so  wünschen  auch  sie  ihre  Rechte  unverkürzt  zu  erhalten; 
demzufolge  sind  sie,  ihren  Unterthanen  das  den  grundherrlichen  Rechten 
zuwiderlaufende  Weinausschänken  zu  gestatten,  um  so  weniger  geneigt, 
weil  dasselbe  diesen  ohnehin  schädlich  ist.  Das  Fortbestehen  der  von 
Joseph  angeordneten  Kanzleien  und  Amtstage  können  sie  nicht  zugeben, 
theils  weil  die  Herrenstühle  in  vielen  Gespanschaften  schon  wiederher- 
gestellt sind,  theils  weil  dieselben  mit  derComitatsverwaltung  unvereinbar 
sind,  theils  weil  die  alte  Art,  Streitigkeiten  zwischen  Herren  und  Unter- 
thanen zu  entscheiden,  für  die  letztern  vortheilhafter  und  bequemer  ist. 
Ebenso  wenig  können  sie  zugeben,  daß  den  Grundherren  das  Recht,  die 
Unterthanen  zu  strafen,  gänzlich  entzogen  werde,  denn  dadurch  würde 
die  öffentliche  Sicherheit  gefährdet.  Aber  dem  stimmen  sie  bereitwillig 
bei,  daß  die  Willkür  beschränkt  werde.  Da  Leopold  die  Sache  nicht 
weiter  betrieb,  kam  der  XXXV.  Gesetzartikel  zu  Stande,  der  Folgendes 
verordnete:  Die  Freizügigkeit  wird  allen  Unterthanen  und  Bauern  zu- 
rückgegeben. Jene,  die  fortziehen  wollen,  haben  sich  um  den  Michaelis- 
tag (29.  September)  beim  Vicegespan  zu  melden;  hierauf  soll  der  Stuhl- 
richter den  Werth  der  von  ihnen  unternommenen  Baulichkeiten  und 
Verbesserungen  schätzen,  den  der  Grundherr,  mit  Abzug  des  von  ihm 
dazu  Beigetrjigenen,  zu  zahlen  hat;  und  wenn  sie  ihre  sämmtliche  Schul- 
digkeit geleistet  haben,  worüber  ihnen  der  Vicegespan  und  der  Grundherr 
ein  Zeugniß  ausstellen  sollen,  das  nicht  verweigert  werden  darf,  dürfen 
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sie  zu  Georgi  (24.  April),  wohin  sie  wollen,  ziehen.  Die  andern  Ver- 
hältnisse der  Gruudherren  und  Unterthanen  bleiben,  bis  eine  Reichs- 
deputatiou  ihr  Gutachten  darüber  abgeben  und  der  künftige  Reichstag 
sie  ordnen  werde,  in  dem  Stande,  in  welchen  sie  das  Urbarium  Maria 
Theresia's  gesetzt  hat.  ^ 

In  Bezug  auf  den  Punkt  XI  der  königlichen  Propositionen,  welcher 
verlangte,  daß  den  adelichen  Besitzern  nur  einer  Ansässigkeit  und  den 
unbegüterteu  Edelleuten  (den  ohneGutsschenkungGeadelten,  Armalisten) 
der  Weg  zu  allen,  selbst  den  höchsten  Staatsänitern  offen  stehe,  den  Un- 
adelichen  aber  die  Befähigung  zu  allen  Karaeralämteru  und  bei  den 
Regierungsbehörden  zu  den  niederem  Aemtern  zugesprochen  werde, 
äußerten  die  Stände  ihre  Freude  darüber,  daß  Se.  Majestät  bei  der 
Aemterverleihung  blos  die  Fähigkeit  und  das  Verdienst  berücksichtigen 
wolle.  „Das  ist",  sagten  sie,  „auch  der  Geist  unserer  Gesetze,  das  die 
Gesinnung  und  der  Wunsch  unser  aller.  Auch  bisher  haben  die  Gesetze 
die  unbegüterten  Edelleute  und  Unadelichen  von  öffentlichen  Aemtern 
nicht  gänzlich  ausgeschlossen,  wir  sind  daher  nicht  dagegen,  daß  deren 
Befähigung  zu  denselben  durch  ein  Gesetz  ausgesprochen  werde.  Da 
aber  die  Sache  Bedenken  erregt,  die  deren  allseitige  Erwägung  fordern, 
so  soll  eine  der  zu  entsendenden  Reichstagsdeputationen  auch  den  Ent- 
wurf dieses  Gesetzes  ausarbeiten,"  ^ 

Nachdem  noch  durch  andere  Gesetze  die  Ungültigkeit  der  josephi- 
nischen  Landesvermessung  und  Volksconscription  erklärt,  das  Verfahren 
in  Betreff  der  vor  den  gesetzwidrigen  Gerichten  geführten  Processe  ge- 
regelt, die  Bezahlung  der  Lieferungen  für  den  Türkenkrieg  angeordnet 
und  über  andere  Gegenstände  verfügt  worden  war,  schritt  der  Reichstag 
zu  der  Wahl  der  Deputationen,  denen  die  Vorarbeiten  für  die  vom  König, 
aber  auch  von  den  Ständen  für  nöthig  erachteten  Reformen  übertragen 
wurden.  Nach  der  Entfesselung  der  Presse  und  Aufhebung  des  Verbotes 
im  Ausland  erschienener  Werke  hatten  sich  die  neuen  Ansichten  über 
den  Staat  und  dessen  Regierung,  über  angeborene  Menschen-  und  gege- 
bene Bürgerrechte,  über  Gewerbe  und  Handel  weiter  verbreitet;  auch 
hatten  die  verschrienen  Reformen  Joseph's  in  vielfacher  Hinsicht  zur 
Erkenutniß  des  Bessern  geführt  und  den  Wunsch,  dazu  zu  gelangen,  ge- 
weckt; die  Französische  Revolution  warnte  einerseits  vor  starrem  Fest- 
halten am  alten  Unrecht,  das  verderbliche  Ausschweifungen  verursache, 
und  reizte  andererseits  zur  Nachahmung  des  Rechten  und  Heilsamen, 
das  sie  schuf,  und  das  Versprechen,  Constitutionen  zu  regieren,  welches 
Leopold  nicht  blos  gab,  sondern  zum  Theil  schon  erfüllte,  verminderte 
die  Besorgniß  vor  Neuerungen.  So  waren  denn  die  Stände  bei  aller 
Zähigkeit,  mit  der  sie  an  der  Feudalverfassung  hingen,  zu  der  Ueberzeu- 
gung  gelangt,  daß  Ungarn  eine  durchgreifende  Umgestaltung  derselben 
und  bessere  Einrichtung  der  bürgerlichen  Verhältnisse  höchst  nöthig 
seien,  wenn  Ungarn  erstarken,  aufblühen  und  sein  gutes  Recht  behaupten 

'  Acta  cuniitii)r.,  S.  527.     Orszäggyül.  naplö,  S.  449,  460.   —    ^  Dasselbe 
a.  a.   ü.     Acta  comit.,    S.  41'2. 
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solle,  und  trafen  ernstliche  Anstalten,  diesem  Bedürfniß  abzuhelfen.  Das 
beweisen  die  Aufträge,  welche  den  neun  Reichsdeputationen  gegeben 
wurden.  Die  erste  hatte  den  Plan  zur  Organisirung  des  Reichstags,  der 
Statthalterei,  der  Gespanschaften  wie  auch  der  Städte  und  Bezirke  mit 
eigenen  Palatinalporten  zu  entwerfen.  Die  zweite  sollte  den  Plan  vor- 
schlagen, nacli  welchem  die  Regelung  der  Porten,  die  verhältnißmäßigo 
Vertheilung  der  Staatssteuer,  die  Einrichtung  der  Domesticalsteuer,  die 
Verwaltung  der  öffentlichen  Kassen,  die  Versorgung  und  Einquartierung 
des  Militärs  vorzunehmen  sei.  Der  dritten  lag  es  ob,  anzugeben,  auf 
welche  Art  das  Verhältniß  zwischen  den  Grundherren  und  Unterthanen 
geordnet  werden  solle.  Die  vierte  erhielt  den  Auftrag,  ein  besseres 
Steuersystem  auszuarbeiten,  die  Mittel  und  Wege  zur  Förderung  der  In- 
dustrie und  des  Handels  wie  auch  zur  Gründung  einer  hierzu  erforder- 
lichen Landeskasse  zu  bezeichnen.  Der  fünften  wurde  der  Bergbau  und 
die  Entwerfung  eines  neuen  Montangesetzes  zugewiesen.  Die  sechste 
sollte  eine  neue  Gerichts-  und  Proceßordnung  nebst  einem  neuen  Cri- 
minal-  und  Wechselgesetze  ausarbeiten.  Die  siebente  war  mit  der  Re- 
gelung der  kirchlichen  Angelegenheiten  betraut.  Die  achte  hatte  die 
Pläne  zur  Organisation  sämmtlicher  Schulen,  der  Gymnasien,  Akade- 
mien, auch  der  militärischen  und  der  Universität,  wie  auch  zur  Einrich- 
tung des  Unterrichts  in  denselben  zu  entwerfen.  Die  neunte  endlich  war 
berufen,  die  Beschwerden,  die  abgestellt,  und  die  Begehren,  die  bewilligt 
werden  sollten,  zu  sammeln  und  darzulegen. 

Hiermit  hatte  der  Reichstag  seine  Arbeiten  vollendet,  sodaß  nur 
noch  die  Redaction  der  Gesetze  übrig  war,  zu  deren  Vornahme  beide 
Tafeln  aus  ihrer  Mitte  einen  Ausschuß  ernannten  und  die  ungarische 
Hofkammer  Abgeordnete  entsendete.  Kaum  hatten  die  mit  diesem  Ge- 
schäfte Betrauten  dasselbe  begonnen,  so  traten  auch  schon  widerwärtige 
Umstände  ein,  die  es  sehr  erschwerten.  Die  Reichsstände  hatten  bei  der 
.  Verfassung  der  Gesetze  meistens  selbst  die  Worte  der  königlichen  Re- 
scripte  beibehalten  und  nur  da  Aenderungen  und  Zusätze  vorgenommen, 
wo  dies  die  Bestimmtheit  und  Deutlichkeit  des  Ausdrucks  erforderte. 
Dessenungeachtet  ließ  die  Kanzlei  durch  ihre  Abgeordneten  melden,  es 
sei  ihr  vom  Könige  die  bestimmte  Weisung  zugekommen,  sich  bei  der 
Redaction  der  Gesetze  streng  an  die  Worte  der  Rescripte  zu  halten; 
wenn  aber  die  Stände  sich  gegen  ein  oder  das  andere  Rescript  erklärten, 
sollen  die  Gesetze,  auf  die  sich  dieselben  beziehen,  lieber  aus  der  Reihe 
der  übrigen  weggelassen  als  in  irgendeiner  Weise  geändert  werden. 
Wegen  dieser  Sache  versammelten  sich  am  2.  März  beide  Tafeln  zu 
einer  gemeinschaftlichen  Sitzung,  in  der  trotz  der  Anwesenheit  des  Kron- 
prinzen Franz  die  heftigsten  Reden  gehalten  wurden  und  laute  Kund- 
gebungen des  Unwillens  stattfanden.  Wozu,  fragte  man,  sind  die  Reichs- 
tage? was  wird  aus  dem  Rechte  der  Stände,  im  Verein  mit  dem  König 
Gesetze  zu  geben,  wenn  der  Wille  des  letztern  am  Ende  alles  allein  ent- 
scheiden sollte?  Die  Stimmung  der  Stände  wurde  noch  mehr  dadurch 
verbittert,  daß  Leopold  ihnen  freigestellt  hatte,  ihm  das  Inauguraldiploni 
Karl's  HL  oder  Maria  Theresia's  vorzulegen;  demzufolge  nahmen  sie 
das  des  erstem  dem  ihrigen  zum  Muster;   nun  aber  erklärte  er,  daß  er 
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nur  das  von  seiner  Mutter  ausgestellte  annehmen  werde,  und  wies  auch 
die  jenem  entnommene  Vorrede  zurück.  Ferner  erblickten  die  Stände 
in  der  Trennung  der  siebenbürger  Hofkanzlei  von  der  ungarischen,  mit 
der  sie  Joseph  vereinigt  hatte,  einen  Beweis  von  Mistrauen,  welches  Leo- 
pold bewege,  die  Erstarkung  Ungarns  durch  innigere  Vereinigung  mit 
Siebenbürgen  zu  hindern.  Am  tiefsten  kränkte  sie  aber,  daß  der  König 
der  Ungarn,  der  bei  der  Krönung  für  sein  Volk  die  freundlichste  Ge- 
sinnung geäußert  habe,  nun  dessen  Widersachern,  den  Serben,  seine 
Gunst  zuwende. 

Als  die  Reichsstände  im  Herbst  1790  erfahren  hatten,  daß  die  Serben 
die  Losreißung  von  Ungarn  zu  betreiben  fortfahren  und  am  4.  November 
in  einem  Gesuch  vom  König  die  Ausscheidung  eines  Territoriums  für 
ihre  Nation,  eine  Hofkanzlei  und  eigene  nationale  Behörden  nochmals 
verlangt  haben,  erachteten  sie  es  für  nöthig,  diesem  gefährlichen  Treiben 
entgegenzutreten  und  richteten  am  14.  November,  dem  Tag  vor  der 
Krönung,  an  Leopold  die  nachstehende  Zuschrift:  „Da  es  der  Grundsatz 
eines  jeden  wohlgeordneten  Staates  ist,  daß  kein  Staat  im  Staate  er- 
richtet werde;  da  ferner  aus  derMannichfaltigkeit  centraler  Behörden  nur 
Reibungen  und  Wirren  entstehen,  was  auch  die  nicht  geringe  Verwicke- 
lung der  Behörden  beweist,  welche  die  fi-üher  bestandene  illyrische  Com- 
mission  verursachte:  so  glauben  wir,  um  dies  alles  und  die  Belastung  des 
steuernden  Volkes  zu  beseitigen,  wie  auch  die  nähere  Vereinigung  der 
Nationen  des  Königreichs  zu  bewirken,  solle  in  Bezug  auf  die  Ein- 
wohner griechisch-nichtunirter  Confession,  die,  auf  dem  Boden  Ungarns 
wohnend ,  an  den  gemeinsamen  Vortheilen  und  Wohlthaten  mit  den 
andern  Landesbewohnern  theilnehmen,  folgendes  Gesetz  gebracht  werden: 
Se.  königlich-apostolische  Majestät  willigt  ein,  daß  die  Landesbewohner 
griechisch-nichtunirter  Confession  mit  dem  staatsbürgerlichen  Rechte 
beschenkt  werden;  mithin  werden  diese  mit  den  andern  Landesbewohnern 
gleiche  Rechte  besitzen,  und  denselben  Gesetzen,  Regierungsbehörden 
und  Gerichtsämtern  unterworfen  sein;  in  der  freien  Uebung  ihrer  Reli- 
gion aber  sollen  sie  auf  keine  Art  je  angefochten,  sondern  in  derselben 
erbalten  werden."  Der  König  schlug  in  einem  am  8.  Januar  1791  er- 
lassenen Rescripte  vor,  dieses  Gesetz  folgendermaßen  zu  ändern:  „Se. 
k.  k.  apost.  Majestät  willigt  ein,  daß  die  Landesbewohner  griechisch- 
nichtunirter  Confession  in  diesem  Königreiche,  mit  dem  staatsbürger- 
lichen Rechte  beschenkt,  indem  die  dem  zuwiderlaufenden  Gesetze  auf- 
gehoben worden,  sie  fähig  seien,  in  Ungarn  und  dessen  Nebenländern 
Güter  zu  erwerben  und  zu  besitzen  wie  auch  alle  Aemter  zu  bekleiden. 
Uebrigens  bleiben  die  Rechte  Sr.  königlichen  Majestät  in  Betreff  der  An- 
gelegenheiten der  Geistlichkeit,  der  Kirche,  der  Religion,  deren  voll- 
ständig freie  Uebung  sie  haben  werden,  der  Stiftungen,  der  Studien,  der 
Jugenderziehung,  nicht  weniger  ihrer  Privilegien,  wie  Se.  Majestät  die- 
selben von  seinen  Vorgängern  glorreiclien  Andenkens  empfangen  hat,  in 
vollem  Bestand."  Der  Reichstag  änderte  diesen  Gesetzvorschlag  nun  so, 
daß  er  nach:  indem  die  dem  zuwiderlaufenden  Gesetze  aufgehoben  werden, 
„insoweit  diese  die  Bekenner  der  griechisch -niclitunirten  Confeision  be- 
treffen", nach  Güter  zu  besitzen  und  Aemter  zu  bekleiden  „gleich  den 
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andern  Landesbewohnern",  nach  ihren  Privilegien  „in  deren  thatsäch- 
lichem  Besitze  sie  sind",  hinzufügte.  Da  der  König  zu  diesen  Aende- 
rungen  schwieg,  glaubte  man,  er  stimme  denselben  bei.  Als  aber  das 
Gesetz  redigirt  werden  sollte,  erklärten  die  Abgeordneten  der  Hofkam- 
mer, dasselbe  müsse  entweder  von  Wort  zu  Wort  so  lauten,  wie  der 
König  es  stilisirt  habe,  oder  ganz  wegbleiben.  Ueberdies  hatte  Leopold 
wenige  Tage  zuvor  die  illyrische  Hofkanzlei  errichtet  und  den  Grafen 
Franz  Balassa  zum  illyrischen  Hofkanzler  ernannt.^ 

Die  gewaltige  Aufregung,  die  sich,  wie  gesagt,  am  2.  Mäiv  in  der 
Sitzung  der  beiden  Tafeln  in  heftigen  Reden  äußerte,  wurde  durch  das 
von  einigen  Rednern  vorgebrachte  Gerücht,  daß  man  beim  Hofe  damit 
umgehe,  die  ungarische  Kammer  von  der  wiener  Hofkammer  abhängig 
zu  machen,  und  daß  die  Trennung  der  siebenbürger  Kammer  von  der  un- 
garischen schon  als  geschehen  zu  betrachten  sei,  noch  gesteigert,  legte  sich 
aber  endlich  insoweit,  daß  die  Stände  zur  Berathung  übergehen  konnten. 
Sie  beschlossen,  all  diese  widerwärtigen,  die  Rechte  und  selbst  die  Inte- 
grität Ungarns  gefährdenden  Angelegenheiten  nicht  nur  unter  die  übrigen 
Landesbeschwerden  aufzunehmen,  sondern  derenthalben  auch  eine  Zu- 
schrift an  den  König  zu  richten,  den  falsche  Rathgeber  seinem  treuen 
ungarischen  Volke  zu  entfremden  suchen.  Zugleich  baten  sie  den  Erz- 
herzog Palatin,  den  Primas,  den  Oberstlandesrichter,  den  Ban  von  Kroa- 
tien und  den  Personal,  die  gerechte  Sache  des  Vaterlandes  am  Throne 
durch  ihre  Fürsprache  zu  unterstützen.  Die  Zuschrift,  die  dem  König 
überreicht  wurde,  widerlegte  insonderheit  die  maßlosen  Begehren  der 
Serben  mit  folgenden  Gründen:  Ein  Volk,  das  einwandert,  kann  weniger 
oder  dieselben  Rechte,  aber  nie  mehr  und  grössere  erhalten,  als  die  Lan- 
desbewohner besitzen.  —  Ein  einwanderndes  Volk  darf  nie  unter  der 
Bedingung  angesiedelt  werden,  da,ß  es  einen  besondern  Staat  bilde, 
denn  das  wäre  nicht  Aufnahme,  sondern  neue  Staatsgründung.  —  Leo- 
pold I.,  der  sich  eidlich  verpflichtet  hatte,  die  Rechte  des  ungarischen 
Reiches  aufrecht  zu  halten,  durfte  den  Serben  keineswegs  einen  Theil 
des  Landes  derartig  überlassen,  daß  sie,  mit  einem  besondern  Rechte 
ausgestattet,  einen  eigenen  Staat  gründen,  denn  das  ungarische  Land  ist 
nicht  ein  veräußerbares  Erbgut  des  Königs.  —  Leopold  L  durfte  dem 
einwandernden  Volke  keine  solchen  Privilegien  verleihen,  vermöge  deren 
es  einen  Staat  im  Staate  bilden  könnte,  sondern  durfte  es  nur  mit  Rechten 
beschenken,  die  der  Constitution  des  Königreichs  nicht  widersprechen. 
—  Aus  diesen  Gründen  folgert  die  Zuschrift,  daß  kein  Thei!  der  Landes- 
bewohner eine  eigene  Hofkanzlei  haben  könne,  die  selbst  Kroatien,  Sla- 
wonien und  Dalmatien  nicht  besitzen,  obgleich  sie  eigentlich  nicht 
Theile,  sondern  Nebenländer  des  Königreichs  sind.  Die  Stände  drücken 
ihre  Verwunderung  darüber  aus,  daß  nun  vielleicht  dieselben  Leute,  die 
unter  Joseph  H.  Länder  und  Provinzen,  welche  der  Nationalität  und 
Sprache  ihrer  Bewohner,  wie  auch  ihrer  Verfassung  nach,  voneinandor 
verschieden  sind,  miteinander  vereinigen  wollten  und  für  die  Staatseinheit 
schwärmten,  jetzt  Sr.  Majestät  rathen,  das  seinem  Entstehen  und  Wesiu 

'  Orszäysyül  naplö,  S.  620,  629.     Acta,  comitior.,  S.  440. 
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nach  ein  Ganzes  bildende  Königreich  Ungarn  zu  tbeilen.  Die  Stände 
wissen  wohl,  was  mit  diesen  Rathscblägen  beabsicbtigt  werde,  wünschen 
aber  das  Vertrauen  und  die  Liebe  zu  bewahren,  welche  die  Reden 
Sr.  Majestät  in  ihnen  geweckt  haben,  und  wollen  nicht  beleidigen;  sie  be- 
haupten daher  blos,  dass  eine  solche  Theilung  sowol  dem  Vaterlande 
als  auch  Sr.  Majestät  und  selbst  den  Serben  zum  Schaden  gereichte,  in- 
dem sie  im  Vaterlande  Verwnrrung  und  Zwietracht  verursachen,  die 
Serben  aber  der  Willkür  preisgeben  würde.  .  .  .  Dagegen  sprechen  die 
Stände  nochmals  aus,  daß  sie  sowol  alle  die  bürgerlichen  und  kircblichen 
Rechte,  wie  auch  die  übrigen  vom  Staat  ausgehenden  Vortheile,  welche 
die  Ungarn  vermöge  der  Gesetze  ihrem  Stande  gemäß  genießen,  auch 
auf  die  Einwohner  griechisch-  nichtunirter  Confession  ausdehnen,  diese 
gleich  den  andern  in  Ungarn  und  dessen  Nebenländern  wohnenden  Na- 
tionen für  Söhne  desselben  ungarischen  Vaterlandes  erklären,  sie  auch  im 
Genüsse  der  von  den  Königen  erlangten  Begünstigungen,  die  der  Con- 
stitution nicht  widerstreiten,  erhalten  wollen,  denn  die  Stände  sind  über- 
zeugt, daß  die  Serben  selbst  so  etwas  nicht  begehren  können,  das  der 
Constitution  zuwiderläuft.  Wenn  aber  Se.  Majestät  nicht  erlaubte,  das 
Gesetz  in  diesem  Sinne  zu  verfassen,  so  zögen  es  die  Stände  vor,  daß 
über  diesen  Gegenstand  lieber  kein  Gesetz  gebracht  werde,  als  daß  sie 
Sr.  Majestät,  den  Serben  und  dem  Vaterlande  schaden  sollten.  Sie  bitten 
also  Se.  Majestät,  die  ihm  vorgelegten  Gesetze,  wie  diese  von  ihnen  ver- 
faßt worden,  zu  genehmigen  und  die  illyrische  Hofkanzlei  aufzuheben. 
Hierauf  erhielt  der  Reichstag  zur  Antwort:  Die  illyrische  Kanzlei 
wird  keine  Verletzung  der  Constitution  zur  Folge  haben,  denn  ihr  sind 
imr  jene  Sachen  zugewiesen,  die  auch  das  neue  Gesetz  dem  Könige  vor- 
behält; ihre  Befugnisse  werden  daher  nur  dieselben  sein,  welche  der  illy- 
rischen Commission  unter  Maria  Theresia  eingeräumt  waren.  Ebenso 
wenig  wird  durch  sie  die  Wirksamkeit  der  gesetzlichen  Regierungs-  und 
Gerichtsbehörden  auf  die  Einwohner  griechisch -nichtunirter  Confession 
beschränkt  oder  aufgehoben,  denn  diese  bleiben  ihnen  untergeben  wie 
bisher.  Die  Stände  haben  also  keine  Ursache,  zu  befürchten,  daß  Se. 
Majestät  einen  Staat  im  Staate  zu  errichten  beabsichtige.  Ueberdies  ge- 
nehmigt Se.  Majestät  das  diese  Angelegenheit  betreffende  Gesetz,  wie  die 
Stände  es  ihm  unterbreitet  haben.  Der  König  erklärte  ferner  in  dem 
Rescripte:  Die  Wiederherstellung  der  Verfassung  Siebenbürgens  habe 
die  Trennung  der  siebenbürger  Kanzlei  von  der  ungarischen  erfordert, 
denn  Siebenbürgen  sei  von  Leopold  I.  das  Fortbestehen  seiner  eigenen 
Kanzlei  durch  das  Diplom  von  1691  verbürgt  worden,  es  habe  sie  auch 
bis  auf  deren  Vereinigung  durch  Joseph  IL  gehabt  und  verlangte  nun, 
daß  sie  wieder  von  der  ungarischen  getrennt  werde.  Die  ungarische 
Kammer  habe  er  blos  in  das  frühere  Verhältniß,  in  welchem  sie  zu  der 
allgemeinen  Hofkammer  gestanden,  zurückversetzt;  die  ungarischen 
Kameralsachen  werden,  wenn  sie  bei  der  allgemeinen  Hofkammer  zur 
Verhandlung  kommen,  immer  von  ungarischen  Räthen  vorgetragen,  und 
die  Unabhängigkeit  der  ungarischen  Kammer  werde  gewahrt  werden. 
Dieses  königliche  Rescript  entsprach  zwar  nicht  den  Wünschen  der  Stände, 
denn  es  ließ  bestehen ,  was  diese  beseitigt  sehen  wollten ;  es  zerstreute 
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aber  durch  die  gegebenen  Erklärungen  deren  Besorgnisse  und  wirkte  be- 
ruhigend, vornehmlich  auch  dudurch,  daß  Leopold  nicht  allein  das  die 
Serben  betreffende  Gesetz,  sondern  auch  die  meisten  andern  mit  den  Zu- 
sätzen und  Einschaltungen  der  Stände  annahm.  Dagegen  ließen  sich 
auch  die  Stände  die  Aenderungen,  welche  der  König  an  dem  einen  und 
andern  Gesetze  vornahm,  gerne  gefallen.  Sie  waren  über  dessen  Ein- 
gehen auf  ihre  Wünsche  so  erfreut,  daß  sie  mit  Zuversicht  hofften,  er 
werde  mit  der  Zeit  jedes  gerechte  Begehren  erfüllen. 

Am  13.  März  kam  Leopold  nach  Preßburg,  bestätigte  die  74  dies- 
mal gebrachten  Gesetze  und  schloß  den  Reichstag,  in  welchem  Ungarn 
seine  Souveränetät  und  Constitution  wieder  erlangt  hatte,  mit  einer  Rede, 
die  ihm  die  Herzen  der  Anwesenden  vollends  gewann. 

Nach  dem  Schlüsse  des  Reichstags  begannen  die  Deputationen,  die  mit 
der  Ausarbeitung  der  Entwürfe  zu  den  als  nöthig  erkannten  Reformen  be- 
traut waren,  ihre  Arbeiten.  Obgleich  die  Begriffe  von  constitutioneller 
Regierung  und  zweckmäßiger  Staatswirthschaft  damals  namentlich  auch 
in  Ungarn  noch  unklar  und  durch  Vorurtheile  getrübt  waren,  enthielten 
dennoch  diese  Arbeiten,  wenn  sie  vollendet  worden  wären,  viel  Rich- 
tiges und  Heilsames,  woraus  sich  in  der  folgenden  Zeit  bei  fortdauerndem 
Streben  nach  Verbesserung  vollkommenere  öffentlicheZuständehätten  ent- 
wickeln können.  Leider  schreckten  die  furchtbaren  Auftritte  der  Fran- 
zösischen Revolution  schon  in  der  nächsten  Zeit  die  Regierung  und  die 
privilegirten  Stände  von  fernem  Fortschritten  auf  der  Bahn  der  Re- 
formen ab;  bald  brachen  die  langwierigen  verlustvollen  Kriege  aus,  die 
den  Welttheil  erschütterten  und  alle  Gedanken  und  Kräfte  in  Anspruch 
nahmen;  der  Monarch,  der  auf  dem  Throne  saß,  und  seine  Minister  sahen 
den  Stillstand,  die  Erhaltung  verrotteter  Einrichtungen  als  die  höchste 
Staatsweisheit  an  und  unterdrückten  jeden  freien  auf  Verbesserungen  ge- 
richteten Gedanken.  Die  Deputationen  lösten  sich  auf,  ihre  Arbeiten  ver- 
moderten in  Archiven;  ein  halbes  Jahrhundert  mußte  verfließen,  bis  sich 
das  von  der  Vernunft  und  Zeit  gebotene  Bessere  Bahn  brechen  und  unter 
schweren  und  blutigen  Kämpfen  zu  Stande  kommen  konnte. 

In  Siebenbürgen  ging  die  Wiederherstellung  der  Constitution  viel 
ruhiger  als  in  Ungarn  vor  sich.  Nach  dem  Patent  vom  28.  Januar  1790, 
das  die  Reformen  aufhob,und  nach  dem  Tode  Joseph's  konnten  sich  die  drei 
politisch -berechtigten,  nach  ihrer  Sprache,  Gesinnung  und  Verfassung 
verschiedenen  Nationen  nicht  so  leicht  wie  der  Adel  des  Mutterlandes 
über  das,  was  zu  thun  sei,  einigen,  um  sogleich  eigenmächtig  an  die  Stelle 
des  aufgezwungenen  Neuen  das  liebgewonnene  Alte  zu  setzen.  Sie  ließen 
also  die  Eintheilung  des  Landes  in  Kreise,  die  Einrichtungen  und  Aemter 
fortbestehen,  die  der  verstorbene  König  eingeführt  hatte,  und  warteten 
die  Anordnungen  des  nunmehrigen  ab.  Daher  wurde  jenes  Decret 
Leopold's,  welches  die  Neuerungen  abschaffte  und  die  staatlichen  Ein- 
richtungen des  Großfürstenthums  wiederherstellte,  in  der  zweiten  Hälfte 
des  März  noch  in  den  Versammlungen  der  Kreise  veröffentlicht.  Das 
Decret  fand  überall  die  freudigste  Zustimmung.  In  den  ungarischen  Ge- 
spanscbaften  traten  die  frühern  Obergespane  ihre  Wirksamkeit  wieder 
an  und  leiteten  die  Wahl  der  ^gesetzlichen   Beamten,  die  Szekler-  und 
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Sachsen-Stühle  vollzogen  die  Wahlen  ihrer  Königsrichter  und  sonstigen 
Beamten  anter  dem  Vorsitze  königlicher  Commissare.  Am  27.  März  er- 
hielt die  sächsische  Nation  ihr  Archiv  zurück  und  schritt  nun  zur  Wahl 
der  verfassungsmäßigen  Beamten  ihrer  Gesammtheit,  und  am  29.  Sep- 
tember trat  der  Sachsengraf  sein  Amt  an.  Auf  den  12.  December  schrieb 
der  König  den  Landtag  der  drei  Nationen  nach  Klausenburg  aus  und 
ernannte  zum  Commissar  bei  demselben  den  Feldmarschall -Lieutenant 
Baron  Christian  Rall.  Dieser  eröffnete  den  Landtag  am  genannten  Tage 
und  übergab  die  königlichen  Propositionen,  welche  wie  die  dem  unga- 
rischen Reichstage  vorgelegten  den  Ständen  auftrugen,  über  eine  neue  Ge- 
richtsordnung, die  Befreiung  des  unbegüterten  Adels  von  Abgaben,  die 
Aufhebung  der  immerwährenden  Hörigkeit  der  Unterthanen,  die  Aus- 
arbeitung eines  zweckmäßigen  Urbariums,  die  den  Verhältnissen  ange- 
messene Vertheilung  der  Steuer,  die  Amtsfähigkeit  derUnadelichen  u.s.w. 
/u  berathen  und  Gesetze  zu  bringen.  Am  22.  December  beschwor  der 
Commissar  im  Namen  des  Königs  die  Aufrechthaltung  der  Rechte  des 
Landes  und  die  Beobachtung  der  Gesetze,  und  leisteten  die  Stände  dem 
König-Großfürsten  den  Eid  der  Treue. 

Siebenbürgen, dessen  Nationen  an  ihren  besondern  Verfassungen  fest- 
hielten und  sich  der  Rolle  erinnerten,  die  sie  unter  ihren  Fürsten  gespielt 
hatten,  war  ebenso  der  Verschmelzung  mit  Ungarn  wie  der  Umgestal- 
tung zu  einer  absolutistisch  regierten  Provinz  des  von  Joseph  geplanten 
Einheitsstaates  abgeneigt,  daher  misfiel  dort  die  Vereinigung  seiner  Hof- 
kanzlei mit  der  ungarischen,  und  die  Stände  baten  zu  Anfang  des  Land- 
tags den  König,  dieselbe  von  dieser  wieder  zu  trennen.  Aber  sobald 
die  Bitte  erhört  war,  bedachten  sie  auch,  daß  ihre  eigenthümliche  Ver- 
fassung und  die  selbständige  Verwaltung  ihrer  Innern  Angelegenheiten  nur 
bei  der  Vereinigung  ihres  Landes  mit  Ungarn  fortbestehen  könne,  und 
brachten  das  Gesetz:  „Kraft  der  Gesetze  und  Verträge  werden  Se.  Maje- 
stät wie  auch  seine  Nachfolger  aus  dem  Hause  Oesterreich,  als  gesetzliche 
Könige  Ungarns,  Siebenbürgen  als  zu  der  heiligen  Krone  gehörend,  ver- 
möge desselben  erblichen  Herrscher-  und  Thronfolgerechtes  besitzen  und 
als  ein  Land,  das  keinem  andern  Reiche  unterworfen ,  seine  eigene  Ver- 
fassung hat,  seinen  gesetzlich  bestätigten  Gesetzen  und  Beschlüssen  ge- 
mäß, nicht  aber  nach  x\rt  der  andern  erblichen  Provinzen  regieren,  so- 
daß  gemäß  der  Pragmatischen  Sanction  das  Band,  welches  dasselbe  mit 
den  andern  Reichen  und  Provinzen  vereint,  nur  in  der  gemeinschaftlichen 
Beherrschung  und  gegenseitigen  Vertheidigung  besteht."  Ein  anderes 
Gesetz  spricht  aus,  daß  die  gesetzgebende  Gewalt  zwischen  dem  König 
und  den  gesetzlich  am  Landtage  versammelten  Ständen  getheilt  sei. 
Andere  schafften  die  immerwährende  Hörigkeit  ab,  ertheilten  den  Unter- 
thanen die  Freizügigkeit  und  erklärten  die  Unadelichen  für  amtsfähig. 
Der  Landtag  entsendete  ebenfalls  Deputationen,  die  Entwürfe  der  nöthigen 
Reformen  unterbreiten  sollten,  aber  ebenso  vergeblich  wie  die  ungarischen 
arbeiteten.  Der  Reichstag  wurde  am  9.  August  1791  geschlossen.  Die 
Bestätigung  der  64  Gesetze  vollzog  erst  der  Nachfolger  Leopold's  H., 
Franz  I. 
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Das  Keligioiisgesetz  (XX VI.  Artikel  von  1790—91)  gibt 
den  evangelischen  Kirchen  ihre  Rechte  groii^entheils 

znrnck. 

Allgemeines  Verlangen  nach  einem  Gesetze,  das  den  evangelischen 
Kirchen  ihre  durch  die  Friedensschlüsse  von  Wien  und  Linz  ver- 
bürgten Rechte  zurückgebe.  —  Verschiedene  Meinungen  hierüber 
in  den  Kreissitzungen.  —  Die  Religionssache  v^ird  den  Inaugural- 
deputationen  der  Kreise  zugewiesen.  —  Die  Deputationen  legen  ihre 
Vorsehläge  in  den  Kreissitzungen  vor.  —  Vorschläge  der  Kreise 
über  die  Aufnahme  der  ReJigionssache  in  das  Inauguraldiplom.  — 
Willenserklärung  des  Königs,  daß  ein  Gesetz  gebracht  werde,  welches 
auf  Grundlage  der  Friedensschlüsse  die  Rechte  der  Evangelischen 
festsetze.  —  Vorschläge  der  Kreise  für  den  Artikel  von  der  Religions- 
sache vor  der  Krönung.  —  Der  von  der  Reichsdeputation  vorge- 
schlagene Artikel  von  der  Religionssache,  der  als  dritter  in  das 
erweiterte  Inauguraldiplom  Karl's  III.  solle  aufgenommen  werden. 
Der  Antrag  des  Oberstlandesrichters,  dem  König  die  Verfassung  des 
Religioiisgesetzes  zu  überlassen,  wird  vom  Reichstag  angenommen 
und  von  Leopold  genehmigt.  —  Die  dreizehnte  königliche  Propo- 
sition in  Betreff  des  Religionsgesetzes  und  Resolution  Leopold's 
vom  7.  November,  die  dasselbe  enthält.  —  Die  Evangelischen  danken 
dafür,  der  Klerus  protestirt  gegen  die  Inartikulirung  derselben.  — 
Der  Klerus  und  sein  Anhang  versammeln  sich  und  repräsentiren 
an  den  König  wider  die  Resolution.  —  Leopold  ändert  Einiges  in 
der  Resolution  zu  Gunsten  der  katholischen  Kirche.  —  Reichstags- 
sitzung vom  8.  Februar  1791.  —  Trotz  der  schriftlichen  Protestation 
des  Klerus  und  seiner  Anhänger  wird  die  Resolution  als  Religions- 
gesetz angenommen.  —  Der  XXVI.  Artikel  von  1790- -91. 

Das  Toleninzedict  Joseph's  genügte  den  Evangeliscben  nicht,  wie 
schon  erwähnt  worden,  denn  es  war  ein  Gnadenact  des  Königs,  der  wie- 
der zurückgenommen  werden  koimte,  und  überdies  des  ungekrönten 
Königs,  der  keine  Rechtskraft  liatte;  auch  verlieh  er  ihnen  weit  weniger, 
als  ihnen  vermöge  natürlicher  und  gegebener  Gesetze  gebührte.  Sie  ver- 
langten daher  die  Wiedereinsetzung  ihrer  Kirchen  Augsburgischer  und 
Helvetischer  Confession  durch  den  bevorstehenden  Reichstag  in  die 
Rechte,  die  sie  seit  ihrem  Bestehen  in  Ungarn  genossen,  und  die  ihnen 
der  wiener  Friede  von  1606  (vgl.  Bd.  IV,  S.  77)  und  die  denselben  un- 
iimstöiiliclic  RechLskrafl  verleihenden  Gesetze,  namentlich  die  Artikel 
vor  der  Krönung  von  1608  (Bd.  IV,  S.  99),  der  nikolsburger  Friede  von 
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1622  (Bd.  IV,  S.  188)  und  der  linzer  Friede  von  1645  (Bd.  IV,  S.  249) 
und  die  Gesetze  von  1747  (S.  253)  verbürgt  hatten.  Das  jetzt  zu  er- 
langen, durften  sie  schon  darum  zuversichtlich  hoffen,  weil  diese  Friedens- 
schlüsse zugleich  die  Constitution,  die  wiederhergestellt  werden  sollte, 
gewährleisteten,  folglich  kein  Artikel  derselben  ohne  Entkräftigung  der 
übrigen  ausser  Acht  gelassen  werden  durfte,  noch  mehr  aber  darum, 
weil  bei  der  zunehmenden  Aufklärung  und  dem  vom  König  gegebenen 
Beispiele  der  religiöse  Fanatismus  und  die  Verfolgungssucht  besonders 
in  den  höhern  Klassen  der  Bevölkerung  der  Duldsamkeit  und  dem  Rechts- 
gefühl auch  in  Bezug  auf  Andersglaubende  wichen.  AJle  Gespanschaften 
bis  auf  zwei  gaben  ihren  Reichstagabgeordneten  die  Weisung,  für  die 
Entscheidung  der  Religionsangelegenheit  im  Sinne  jeuer  Friedensschlüsse 
zu  stimmen ;  nur  Kroatien  und  die  Magistrate  der  Freistädte  Ofen,  Pest, 
Gran ,  Kaschau  und  Skalitz  trugen  ihren  Abgeordneten  auf,  die  Privi- 
legien zu  verfechten,  welche  Dalmatien,  Slawonien  und  Kroatien,  wie  auch 
die  Städte  befugten,  den  Evangelischen  Religionsübung  und  Bürgerrechte 
zu  verweigern.  Ihren  Weisungen  gemäß  faßten  dagegen  die  Abgeord- 
neten der  Theißkreise  schon  am  5.  Juni  in  einer  dem  Beginne  des  Reichs- 
tags vorausgehenden  Versammlung  den  Beschluß:  „Damit  die  Ruhe  der 
Gemüther  wiederhergestellt  werde,  erklären  die  katholischen  Stände 
dieser  Kreissitzung  für  recht  und  nöthig,  daß  die  evangelischen  Stände 
und  alle  Landesbewohner  Augsburger  und  Helvetischer  Confession  in  den 
Stand  des  wiener  Friedens  von  1606  und  des  linzer  von  1645,  mithin  in 
den  Stand  unbeschränkter  und  völliger  Religionsfreiheit  gesetzt  werden. 
Darum  sollen  die  Rechte  und  die  Freiheit  dieser  aufgenommenen  (gesetz- 
lich anerkannten)  Religionen  unter  die  Punkte  des  Inauguraldiploms  ein- 
gestellt und  vollständig  gesichert  werden.  Das  Inauguraldiplom  beginne 
mit  der  Religionsangelegeuheit  und  die  Verfassung  desselben  werde  ent- 
weder in  gemeinschaftlichen  Sitzungen  beider  Tafeln  oder  von  einer 
durch  beide  Tafeln  entsendeten  Deputation  vorgenommen." 

Am  19.  Juni  wurden  in  den  Kreissitzungen  die  Berathungen  über  das 
Inauguraldiplom  überhaupt  und  über  dessen  von  der  Religionssache  han- 
delnden Artikel  insbesondere  eröffnet.  Wegen  der  Wichtigkeit  der  vor- 
liegenden Gegenstände  waren  die  Magnaten  und  die  Mitglieder  der 
Ständetafel,  die  von  diesen  Sitzungen  sonst  ausgeschlossen  waren,  einge- 
laden worden,  denselben  beizuwohnen.  In  der  Sitzung  des  Kreises  dies- 
seit  der  Donau  erklärten  die  katholischen  Abgeordneten  weltlichen  Stan- 
des die  Religionssache  für  einen  Gegenstand  der  Gesetzgebung,  der  nicht 
länger  der  Entscheidung  des  Königs  überlassen  bleiben  dürfe.  Die  Evan- 
gelischen verlangten  überdies,  daß  dem  neuen  Religionsgesetze  die  Frie- 
densschlüsse zu  Grunde  gelegt  werden.  Der  Klerus  und  einige  Welt- 
liche verwarfen  den  Antrag  der  katholischen,  weil  spätere  Gesetze  die 
Religionssache  vom  Reichstage  ausschließen  und  an  den  König  weisen, 
den  der  Evangelischen,  weil  der  Klerus  vermöge  seiner  Protestation  den 
Friedensschlüssen  die  Gesetzeskraft  benommen  habe.  Peter  Balogh, 
Generalinspector  sämmtlicher  evangelischen  Gemeinden  augsburger  Con- 
fession lind  Abgeordneter  der  iieugrader  Gespanschaft,  widerlegte  die 
vom  Klerus  vorgebrachten  Behauptungen  und  erklärte,  seine  Glaubens- 
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genossen  werden  nie  aufhören,  die  vom  Reichstag  und  König  bestätigten 
Friedensschlüsse  als  die  unerschütterliche  Grundlage  ihrer  Religionsfrei- 
heit zu  betrachten  und  sich  auf  sie  zu  berufen.  Der  vermittelnde  Vor- 
schlag des  trencsiner  Abgeordneten,  Prileszky:  „Die  Religionssache 
werde  am  Reichstage  verhandelt  und  hänge  nicht  länger  vom  Belieben 
des  Königs  ab",  wurde  mit  Stimmenmehrheit  angenommen.  —  In  der 
Sitzung  der  vereinten  Theißkreise  wurde  trotz  des  heftigen  Widerspruchs, 
den  der  Klerus  erhob,  auf  Verlangen  der  Evangelischen,  denen  die  meisten 
weltlichen  Katholiken  beistimmten,  beschlossen:  „Die  Religionssache 
werde  den  Weisungen  der  Gespanschaften  gemäß  mit  Berufung  auf  den 
wiener  und  linzer  Frieden  in  das  Inauguraldiplom  aufgenommen  und  die 
mit  der  Entwerfung  desselben  beauftragten  Kreisdeputationen  haben  ein 
diesem  Beschlüsse  gemäßes  Religionsgesetz  vorzuschlagen".  —  In  der 
Sitzung  des  Kreises  jenseit  der  Donau  am  26.  Juni  sprach  der  Klerus 
gegen  die  Aufnahme  der  Religionssache  in  das  Inauguraldiplom  und  für 
die  Entscheidung  derselben  nach  dem  Gesetze  von  1681  (vgl.  Bd.  IV, 
S.  380).  Der  Abgeordnete  Kroatiens,  Skerlecz,  verlangte,  daß  der  Ge- 
setzart.  XLVI  von  1741,  der  den  Evangelischen  in  Dalmatien,  Kroatien 
und  Slawonien  die  freie  Religionsübung  und  den  Besitz  bürgerlicher 
Rechte  abspricht,  in  Gültigkeit  bleibe.  Obgleich  nicht  allem  Päzmändy, 
der  Abgeordnete  der  Gespanschaft  Raab  und  der  einzige  evangelische 
dieses  Kreises,  sondern  auch  die  Katholiken  Bezeredy,  Szomsics  und 
andere  wider  diese  Anträge  auftraten,  konnte  es  doch  der  widerstreiten- 
den Meinungen  wegen  zu  keinem  Beschlüsse  kommen.  Die  Religions- 
sache wurde  an  die  Deputationen  der  Kreise  gewiesen,  die  das  Inaugural- 
diplom entwerfen  sollten. 

Die  Evangelischen,  die  sich  in  der  Wohnung  des  Grafen  Joseph  Teleki 
zu  versammeln  pflegten,  reichten  ihrer  Inauguraldeputation  am  22.  Juni 
ein  Memorandum  an  die  katholischen  Mitstände  ein,  das  zugleich  den 
Vorschlag  eines  Religionsgesctzes,  wie  sie  es  wünschten,  enthielt.  Die 
einzelnen  Punkte  desselben,  deren  Wortlaut  das  Gesetz,  bei  denen,  die 
es  bewilligt,  meistens  beibehält,  führen  wir  hier  kurz  ihrem  Inhalte  nach 
an:  1)  Die  Rechte  der  Evangelischen  Augsburger  und  Helvetischer  Con- 
fession  beruhen  auf  dem  wiener  Frieden  von  1606  und  dem  linzer  von 
1645,  durch  welche  ihre  Religion  feierlich  aufgenommen  wurde. . .  Diese 
Friedensschlüsse  sind  aber  zweiseitige  Verträge  einerseits  des  Königs  und 
der  katholischen  Stände,  andererseits  des  Fürsten  von  Siebenbürgen  und 
der  evangelischen  Stände  und  dürfen  als  solche  nicht  nach  dem  Belieben 
des  einen  Theils,  des  Königs  und  der  katholischen  Stände,  aufgehoben 
werden.  Daher  müssen  die  später  einseitig  trotz  der  Protestation  der 
Evangelischen  gebrachten  Gesetze,  wie  auch  die  von  den  Königen  er- 
lassenen Verordnungen  und  Explanationen,  inwiefern  sie  jenen  Friedens- 
schlüssen widersprechen,  für  ungültig  erklärt  und  die  Freiheit  nebst  den 
Rechten  der  evangelischen  Religion  *  auf  den  Stand  jener  Friedenschlüsse 

'  Wie  hier,  wird  im  Religionsgesetze  selbst  und  in  den  auf  dasselbe  be- 
züglichen Diarien  und  Acten  durchgängig  die  Benenniiug  „Religion"  statt  der 
richtigem   „Kirche"  gebraucht,  darum  behalten  auch  wir  dieselbe  hei. 
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zurückversetzt  werden.  —  2)  Kraft  der  erwähnten  Friedensschlüsse  und 
des  I.  Art.  vor  der  Krönung  von  IGOS  darf  sieh  jedermann  mit  gleicher 
Freiheit  wie  zu  der  katholischen  so  auch  zu  der  evangelischen  Religion 
bekennen  und  dieselbe  üben.  Die  in  gemischter  Ehe  erzeugten  Kinder 
sollen  in  der  Religion,  hinsichtlich  welcher  die  Aeltern  übereinkommen, 
wenn  diese  kein  Uebereinkommen  getroffen  haben,  die  Söhne  in  der  Re- 
ligion des  Vaters,  die  Töchter  in  der  der  Mutter  bis  zu  ihrer  Mündigkeit 
erzogen  werden,  nach  Erreichung  derselben  aber  ihre  Religion  selbst 
wählen.  Von  nun  an  dürfen  weder  die  Soldaten  noch  sonst  jemand 
unter  welchem  Vorwand  und  bei  welcher  Gelegenheit  immer  genöthigt 
werden,  an  Ceremonien,  Processionen  u.  s.  w.  theilzunehmen,  die  ihrem 
Glauben  zuwider  sind.  Daher  sollen  auch  evangelische  Militärgeistliche 
angestellt  werden.  Ferner  werde  bei  keiner  Eidesleistung  von  Evan- 
gelischen gefordert,  bei  Maria  und  den  Heiligen  wie  auch  in  der  katho- 
lischen Kirche  zu  schwören  und  katholische  Feiertage  zu  halten.  — 
',y)  Die  Religionsübung  der  Evangelischen  soll  nirgends  eine  private,  son- 
dern überall  eine  öffentliche,  auch  nicht  auf  gewisse  Orte  beschränkte 
sein.  Die  Privilegien,  vermöge  welcher  dieselbe  in  einigen  Städten  unter- 
sagt ist,  sind  aufzuheben.  Den  Evangelischen  stehe  es  frei,  auch  in  sol- 
chen Orten  Kirchen  und  Schulen,  wo  sie  bisher  keine  hatten,  zu  errichten, 
ohne  daß  sie  um  die  Erlaubniß  bei  dem  Comitat  oder  der  Statthalterei 
einkommen  müßten.  Ihre  Geistlichen  sollen  ungehindert  die  kranken 
und  gefangeneu  Glaubensgenossen  überall  besuchen  und  auf  den  Tod 
vorbereiten  wie  auch  die  zum  TodeVerurtheilten  zur  Richtstätte  begleiten 
dürfen.  —  4)  Die  Evangelischen  beider  Confessionen  hängen  in  allem, 
was  die  Glaubenslehre,  den  Gottesdienst,  die  Regierung  der  Kirche  und 
die  Kirchenzucht  betrifft,  allein  ab  von  ihren  eigenen  Kirchenvorständen, 
den  Superintendenten,  den  Gemeindepresbyterien,  Senioral  -  und  Supc- 
rintendential-Consistorien  und  Generalsynoden;  die  Beschlüsse  und  ür- 
theile  der  erstem,  wie  auch  die  Kanone  der  letztern  unterliegen  keiner 
Superrevision  der  Dikasterien  und  sollen  weder  durch  deren  noch  durtli 
königliche  Verordnungen  geändert  werden.  Die  bevorstehende  Abhal- 
timg einer  Synode  muß  jedoch  dem  König  angezeigt  werden,  der  die  Be- 
willigung zu  derselben  nicht  verweigern  wird.  In  den  Synoden  soll 
ausser  dem  gewählten  Präsidenten  niemand  anders  den  Vorsitz  führen 
und  einen  leitenden  Einfluß  üben.  —  5)  Die  Evangelischen  behalten  die 
untern  Grammatikal-  und  höhern  Schulen,  die  sie  haben,  und  dürfen  über- 
all neue  errichten  und  mit  unbeschränkter  Freiheit  Lehrer  und  Vorsteher 
ilerselben  einsetzen,  Lehrbücher  vorschreiben  und  den  Unterricht  regeln, 
ihre  Religions-,  Andachts-  und  Schulbücher  ohne  Censur  drucken.  Die 
ganze  Erziehung  ihrer  Jugend  steht  ausschließlich  unter  Aufsicht  ihrer 
Curatoren  und  Districtualinspectoren.  Den  Schülern  sei  es  auch  ferner 
erlaubt,  um  milde  Gaben  zu  sammeln,  Gönner  und  Gemeinden  zu  be- 
suchen, desgleichen  an  auswärtigen  Universitäten  zu  studiren.  -  6)  Den 
Evangelischen  dürfen  die  Stiftungen  für  Kirchen,  Schulen,  Kranken-  und 
Armenhäuser  unter  keinerlei  Vorwande  genommen  und  die  Verwaltung 
derselben  entzogen  werden.  —  7)  Die  Evangelischen  seien  von  den  Stol- 
und  Lecticalgebühren,  die  sie  dem  katholischen  Pfarrer  bisher  errichteten, 
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desgleichen  von  den  Diensten,  die  sie  bei  Kirchen-,  Pfarr-  und  Scbulbau- 
ten  den  Katholischen  leisteten,  für  immer  befreit.  —  8)  Die  Ehesachen 
der  Evangelischen  sollen  von  ihren  aus  geistlichen  und  weltlichen  Mit- 
gliedern bestehenden  Superintendential-Consistorien  nach  den  Grund- 
sätzen ihrer  Religion  untersucht  und  entschieden  werden;  die  Sachen  ge- 
mischter Ehen  vor  das  Gericht  des  Angeklagten  gehören,  —  9)  Die 
Evangelischen  sollen  in  allen  Städten  ohne  Schwierigkeit  als  Bürger  und 
Meister  aufgenommen,  zu  Dorf-,  Stadt-  und  Comitatsbeamten  gleich  den 
Katholiken  mit  alleiniger  Rücksicht  auf  Befähigung  ernannt  und  gewählt 
und  ebenso  bei  Hof-  Militär-  und  Kameralämtern  angestellt  werden. 
Bei  den  Regierungsbehörden  aber  soll  die  Zahl  der  angestellten  Evan- 
gelischen wenigstens  ein  Drittheil,  und  bei  der  Statthalterei  die  Hälfte 
der  Räthe  und  Bediensteten  betragen.  —  10)  Uebertreter  dieses  Gesetzes 
sollen  als  Friedensstörer  der  im  YHI.  Art.  des  XL  Decrets  von  Wla- 
dislaw  n.  festgesetzten  Strafe  (Verlust  des  Amtes  und  Vermögens)  ver- 
fallen. —  11)  Die  evangelischen  Stände  sind  bereit,  wenn  die  Freiheit 
und  die  Rechte  ihrer  Religion  in  dieser  Weise  gesichert  werden,  auf  die 
Zurückgabe  der  ihnen  seit  1647  weggenommenen  Kirchen,  Schulen, Pfar- 
ren und  Stiftungen  um  des  Friedens  willen  zu  verzichten. 

Zufolge  dieser  Vorschläge  der  Evangelischen  reichte  ein  Theil  der 
katholischen  Stände  am  27.  Juni  ebenfalls  der  mit  der  Verfassung  des 
Inauguraldiplonis  betrauten  Deputation  der  Theißkreise  ihre  Gegen- 
vorschläge ein,  die  der  großwardeiner  Großpropst,  Graf  Sauer,  ver- 
faßt hatte,  und  deren  mehrere,  welche  die  Rechte  der  Evangelischen 
beschränken,  Aufnahme  in  das  Religionsgesetz  fanden.  In  denselben 
wird  zuerst  behauptet:  der  wiener  und  linzer  Frieden  wurden  nicht  von 
den  beiden  Religionsparteien,  sondern  einerseits  vom  König  und  mit  ihm 
vereinigten  katholischen  und  evangelischen  Ständen,  andererseits  vom 
Siebenbürger  Fürsten  und  den  ihm  verbündeten  katholischen  und  evange- 
lischen Ständen  ohne  Zuziehung  des  Reichstags  geschlossen,  und  sind 
keine  Religionsfrieden,  weil  die  ihnen  vorhergehenden  Kriege  nicht  Re- 
ligionskriege waren,  und  in  ihnen  nicht  blos  von  der  Religion,  sondern 
auch  von  andern  Dingen  die  Rede  ist,  welche  die  Katholiken  und  Evan- 
gelischen gleichermaßen  betrafen.  Die  spätem  Gesetze  sind  darum  nicht 
einseitige,  weil  die  Evangelischen  den  Reichstag  verließen  und  gegen 
weitere  Beschlüsse  desselben  protestirten,  denn  sie  wurden  von  der  Mehr- 
heil gebracht.  Die  Friedensschlüsse  und  die  Gesetze  von  1608  und  1  647, 
durch  welche  sie  unter  die  Gesetze  aufgenommen  wurden,  haben  endlich 
keine  unumstößliche  Gültigkeit,  weil  der  Klerus  dagegen  protestirt  hat. 
Dessenungeachtet  willigen  die  katholischen  Stände,  um  den  Frieden  und 
die  Eintracht  mit  ihren  evangelischen  Mitständen  zu  begründen,  ein,  daß 
der  durch  den  1.  Art.  des  Inauguraldiploms  von  1608  zum  Gesetz  er- 
hobene und  durcl)  den  nikolsburger  Frieden  1622  erneuerte  wiener,  wie 
auch  der  1647  inartikulirte  und  durch  das  Inauguraldiplom  von  1659 
bestätigte  linzer  Friede  dem  für  alle  Zeiten  gültigen  Religionsgesetze  zu 
Grunde  gelegt,  und  die  spätem  diesen  Friedensschlüssen  widersprechen- 
den Gesetze  aufgehoben  werden,  nur  weise  das  Gesetz,  das  nun  gebracht 
werden  solle,  niclit  auf  die  Friedenssclilüsse,  sondern  auf  die  Gesetze  von 
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1608  und  1G47  hin.  —  Da  die  katholische  Religion  in  Ungarn  seit  800 
Jahren  blüht,  diu  bcidoii  evangelischen  Confessionen  aber  eist  1608  auf- 
geiionimen  wurden,  da  überdies  zu  der  erstem  der  König  sich  bekemun 
inuÜ,  und  die  vornehmsten  Magnaten,  der  größere  Theil  des  Adels  und 
des  V^olks  sich  bekennen,  auch  ihr  Klerus  der  erste  Reichstand  ist,  so  ge- 
bührt derselben  der  Name,  wenn  nicht  der  herrschenden,  was  die  Evan- 
gelischen beleidigte,  so  doch  der  hervorragenden  (praeeminenlis)  Religion. 
Indem  also  die  den  Evangelischen  beider  Confessionen  durch  die  für 
immer  gültigen  Gesetze  von  1608  und  161:7  gewährte  Glaubensfreilieil 
darin  besteht,  daß  sie  ihre  Religion  mit  völliger  Freiheit  bekennen  und 
ohne  Anfechtung  üben  dürfen,  müssen  der  katholischen  vermöge  ihrer 
hervorragenden  Stellung  folgende  Vorrechte  eingeräumt  werden:  Der 
Uobertritt  von  derselben  zu  einer  der  evangelischen  Confessionen  ziehe 
für  den  Adel  den  Verlust  der  Amtsfähigkeit  nach  sich  und  sei  gemeinen 
Leuten  gänzlich  verboten.  Für  Adeliche,  die  zur  augsburger  oder  helve- 
tischen Confession  übertreten,  bestehe  die  von  der  katholischen  Kirche 
ausgesprochene  Untrennbarkeit  der  Ehe  fort.  Die  aus  gemischten  Ehen 
stammenden  Kinder  sollen,  wenn  der  Vater  katholisch  ist,  alle  in  der 
katholischen,  wenn  der  Vater  evangelisch  ist,  nur  die  Söhne  in  der  evan- 
gelischen Religion  erzogen  werden ;  haben  aber  die  Eheleute  einen  Ver- 
trag geschlossen,  daß  alle  ihre  Kinder  katholisch  sein  sollen,  so  muß 
dieser  Vertrag  pünktlich  beobachtet  werden;  zum  Vortheil  einer  evan- 
gelischen Confession  darf  ein  solcher  Vertrag  nicht  gemacht  werden. 
Weil  die  Ehe  nach  den  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  ein  Sakra- 
ment ist,  so  gehören  die  Sachen  gemischter  Ehen  vor  die  katholischen 
geistlichen  Stühle.  —  Der  König  wird,  wenn  es  ihm  beliebt,  zu  den 
Synoden  der  Evangelischen  einen  Commissar  senden,  der  nicht  Präsi- 
dent und  Leiter  der  Verhandlungen,  sondern  blos  Zeuge  derselben  sei. 
Ihre  censurfrei  zu  druckenden  Religions-  und  Andachtsbücher  dürfen 
nichts  die  katholische  Religion  Beleidigendes  enthalten,  wofür  die  Super- 
intendenten und  Inspectoren,  die  den  Druck  derselben  zu  beaufsichtigen 
haben,  verantwortlich  sind.  Die  Evangelischen  sind  von  den  Stol-  und 
Lecticalgebühren  befreit,  den  Zehnten  aber  und  andere  grundherrliche 
Leistungen,  welche  der  katholischen  Geistlichkeit  an  einigen  Orten  zu- 
kommen, sollen  sie  ferner  entrichten.  Die  öffentlichen  Aemter  sind  ohne 
Rücksicht  auf  dasReligionsbekennlniß  zu  besetzen,  die  Privilegien  einiger 
Freistädte,  welche  die  Evangelischen  von  deren  städtischen  Aemtern 
ausschließen,  bleiben  jedoch  in  Gültigkeit.  Im  übrigen  werden  die 
Forderungen  der  Evangelischen  bewilligt,  und  wird  schließlich  gesagt: 
., Damit  vermöge  dieses  für  immer  gültigen  Gesetzes  sowol  die  freie  Re- 
ligionsübung wie  auch  der  Besitz  ihrer  Kirchen,  Schulen,  Pfarren  und 
Stiftungen  den  Evangelischen  desto  gewisser  bleibe,  und  die  Eintracht 
desto  tiefere  Wurzeln  schlage,  sollen  beide  Theile  den  gegenwärtigen 
Besitzstand  zur  Richtschnur  ihrer  Berechtigung  annehmen  und  ein  für 
allemal  weitern  Forderungen  entsagen, 

Dpr  Klerus,  dessen  Führer  der  erlauer  Bischof,  Graf  Karl  Eszter- 
liäzy,  war,  erklärte,  er  könne  den  Gesetzvorschlag  der  evangelischen 
Stände,   in  welchem   diese  so  übertriebene  Forderungen   machen,   daß 
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schon  eine  auch  nur  theilweise  Bewilligung  derselben  die  Rechte  der 
katholischen  Religion  untergrübe,  unmöglich  annehmen,  aber  auch  dem 
Vorschlage  der  katholischen  Stände  müsse  er  seine  Zustimmung  ver- 
weif'eru,  weil  derselbe  den  Evangelischen  zu  viel  Vortheile  zugestehe. 
Diese  Erklärung  war  für  die  evangelischen  Abgeordneten  eine  ernste 
Mahnung,  ihre  Rechte  standhaft  zu  behaupten.  Sie  reichten  daher  aber- 
mals der  Inauguraldeputation  der  Theißkreise  am  28.  Juni  eine  Erwide- 
rung auf  den  Gesetzvorschlag  der  katholischen  Stände  ein.  In  derselben 
widerlegen  sie  die  Ansprüche  der  katholischen  Kirche  auf  eine  bevor- 
zugte Stellung,  verlangen,  daß  die  Religioussache  als  zweiter  Punkt  in 
das  Inauguraldiplom  aufgenommen  werde;  schlagen  vor,  daß  die  von 
der  einen  Religon  zur  andern  übertreten  Wollenden  sich  einem  sechs- 
wöchentlichen Unterricht  in  der  Religion,  der  sie  zu  entsagen  gesonnen 
sind,  bei  einem  Geistlichen  derselben  unterwerfen  sollen;  geben  die  An- 
wesenheit eines  königlichen  Commissars  als  Zeugen  bei  ihren  Synoden 
zu;  willigen  ein,  daß  ihre  Superintendenten  und  luspectoren  für  den  In- 
halt der  unter  ihrer  Aufsicht  zu  druckenden  Religious-  und  Erbauungs- 
bücher verantwortlich  seien,  und  nehmen  als  Richtschnur  bei  der  Ent- 
scheidung über  den  Besitz  von  Kirchen  u.  s.  w.  den  gegenwärtigen  Be- 
sitzstand an.  Aber  sie  begehren  nun  auch,  daß  ihre  Schulen  und  Pfar- 
reien, ihre  Geistlichen  und  Lehrer  von  Staatssteuern  und  grundherrlichen 
Lastenfrei  seien;  daß  ihren  Consistorien  das  Recht  zustehe,  Brautleute 
vom  dreimalichen  kirchlichen  Aufgebot  und  von  verbotenen  Graden  der 
Verwandtschaft  den  Grundsätzen  ihrer  Kirche  gemäß  zu  dispensiren ; 
daß  bei  den  Staats-,  Comitats-  und  Stadtbehörden  in  kirchlichen  Ange- 
legenheiten ein  katholischer  und  evangelischer  Berichterstatter  bestellt 
und  aus  einer  gleichen  Zahl  von  Bekennern  beider  Religionen  bestehende 
Commissionen  eingesetzt  werden  sollen. 

Hierauf  entgegneten  die  dem  Klerus  ergebenen  katholischen  Stände, 
weil  die  Evangelischeu  den  Sinn  der  Friedensschlüsse  so  erweitern,  daß 
durch  dessen  Annahme  ihre  Religion  der  katholischen  gleichgestellt 
würde,  müssen  sie  darauf  bestehen,  daß  diese  die  herrschende  sei.  Dem- 
zufolge soll  der  Uebertritt  von  derselben  zu  der  Augsburger  oder  Hel- 
vetischen Confession  verboten,  und  die  Schließung  gemischter  Ehen  nur 
unter  der  Bedingung  erlaubt  sein,  daß  der  evangelische  Gatte  sich  mit- 
tels Reverses  zur  Erziehung  aller  Kinder  in  der  katholischen  Religion 
verpflichte.  Der  Bau  evangelischer  Kirchen  und  die  Errichtung  von 
Schulen  und  Pfarreien  an  Orten,  wo  bisher  keine  bestanden,  ist  nur  zu 
gestatten,  inwieweit  es  ohne  Erschöpfung  der  Einwohner  zulässig  ist. 
Mehr  Begünstigungen  und  Vortheile,  als  die  ihnen  bisher  bewilligten, 
dürfen  die  Evangelischen  weder  vom  Reichstage  noch  sonst  von  wem 
immer  nicht  einmal  erbitten. 

Die  zum  Verfassen  des  Inauguraldiploms  entsendeten  Deputationen 
legten  hauptsächlich  die  von  den  evangelischeu  Ständen  der  Theißdepu- 
tation eingereichten  Vorschläge  und  die  Erwiderungen  der  katholischen 
Stände  ihren  Entwürfen  des  Religionsgesetzes  zu  Grunde  und  bcwillijr- 
ten  oder  beschränkten  und  verwarfen  das,  was  jene  begehrten  oder  diese 
forderten,  je  nachdem  in  ihnen  der  Klerus  und  dessen  Anhänger  oder 
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die  Evangelischen  und  freisinnigen  Katholiken  überwogen.  Dasselbe  gilt 
auch  von  den  Kreisen,  in  deren  Sitzungen  die  Entwürfe  der  Deputa- 
tionen zur  Verhandlung  und  Beschlußfassung  kamen.  So  gab  denn  der 
Kreis  diesseit  der  Donau  seinem  vierzehnten  Punkte  des  Krönungs- 
diploms die  den  Evangelischen  höchst  ungünstige  Fassung:  „Die  den 
Landesbewohnern  Augsburger  und  Helvetischer  Confession  durch  den 
wiener  und  linzer  Frieden  erlaubte  freie  Religionsübung  (admis- 
sum  liberum  religionis  exercitium)  werden  auch  wir  (der  König)  den 
Gesetzen  vor  unserer  Krönung  gemäß  erlauben  (admittemus) 
und  nicht  stören.'-  Der  Kreis  jenseit  der  Donau  nahm  die  Religions- 
sache in  das  Krönungsdiplom  als  siebzehnten  Punkt  auf,  der  für  die 
Evangelischen  zwar  weniger,  aber  doch  ungünstig  genug  lautete:  „Die 
freie  Religionsübung  der  Landesbewohner  der  Augsburger  und  Helveti- 
schen Confession  werden  wir  (der  König)  mit  Abschaffung  der  Benen- 
nung ■■X  christliche  Duldung  »  dem  wiener  und  linzer  Frieden  gemäß,  je- 
doch ohne  den  mindesten  Nachtheil,  ohne  Rechtsverletzung  und  Aerger- 
niß  der  römisch-katholischen  Religion,  als  der  constitutionellen  Religion 
dieses  Königreichs,  und  unbeschadet  der  grundherrlichen  Rechte  wie 
auch  des  Dalmatien,  Slawonien  und  Kroatien  betreffenden  XLVI.  Ge- 
setzartikels von  1741  selbst  aufrecht  halten  und  von  andern  halten 
lassen."  Die  ähnlichen  Privilegien  einiger  Freistädte  wurden  in  den 
Punkt  nicht  aufgenommen,  weil  der  König  dieselben  ohne  Zuziehung 
des  Reichstags  verliehen  hat.  Die  Theißkreise  beschlossen  dagegen  am 
selben  Tage,  daß  der  zweite  Punkt  des  Inauguraldiploras  ausspreche: 
..Wir  erkennen  an,  daß  die  Rechte  und  die  Freiheit  der  Landesbewohner 
Augsburger  und  Helvetischer  Confession  auf  dem  wiener  1606  und  dem 
linzer  1645  geschlossenen  und  1608  und  1746  inartikulirten  Frieden 
beruhen,  vermöge  welcher  ihre  Religion  argenommen  wurde  ....  und 
werden  dafür  sorgen,  daß  sie  dem  betreffenden  Artikel  des  gegenwärtigen 
Reichstags  gemäß,  der  eine  Vereinbarung  der  Katholiken  und  Evangeli- 
schen ist,  in  den  von  jenen  Friedensschlüssen  und  Gesetzen  angeord- 
neten Stand  zurückversetzt  und  darin  erhalten  werden."  In  den  Sitzungen 
vom  11.  und  13.  Juli  entschieden  die  Theißkreise,  daß  die  evangelischen 
Consistorien  die  Brautpaare  vom  dreimaligen  Aufgebote  dispensiren 
sollen;  auch  nahmen  sie  den  Vorschlag  Teleki's  an:  Die  Gesetzgebung 
naöge  die  Evangelischen  von  dem  in  der  katholischen  Kirche  bestehen- 
den Ehehinderniß  der  Verwandtschaft  im  dritten  und  vierten  Grade  so 
entbinden,  wie  sie  vom  Eide  bei  Maria  und  den  Heiligen  entbunden  wor- 
den sind,  die  Dispensation  aber  von  der  Verwandtschaft  im  zweiten  wie 
auch  im  ersten  und  zweiten  Grade  solle  ihnen  dem  Ehepatent  Joseph"s  U. 
gemäß  der  König  ertheilen. 

Kurz  nachher  nöthigten  die  bekannten  Schreiben  des  Kanzlers  an 
den  Oberstlandesrichter  und  den  Personal  vom  20.  Juli  die  Stände,  die 
Fertigstellung  des  Inauguraldiploms  und  die  Artikel  von  der  Krönung, 
welche  die  einzelnen  Punkte  dessen  enthalten  sollten,  wozu  das  erstere 
den  König  im  allgemeinen  verpflichte,  zu  beschleunigen.  Das  Schreiben 
an  den  Kanzler  enthielt  aber  auch  die  Mahnung,  daß  ein  Religionsgesetz, 
dem  die  Friedensschlüsse  zu  (rrunde  lägen,  gebracht  werde:  „Se.  Maje- 
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stät  ist  willens,  daß  die  Rechte  der  Evangelischen  Augsburger  und  Hel- 
vetischer Confession,  die  vermöge  deswiener  und  linzer  Friedensbegründet 
wurden,  ausführlicher  erörtert  und  gesetzlich  festgesetzt  werden."  Dem- 
zufolge stellten  die  Donaukreise  am  5.  August  zwölf  Punkte  auf,  aus 
denen  der  die  Religionssache  betreffende  Artikel  von  der  Krönung  be- 
steben sollte,  und  worunter  fünf  für  die  Evangelischen  ungünstig  lauten 
und  ihnen  nachtheilig  wurden,  weil  sie  zum  Theil  in  das  Religionsgesetz 
Eingang  fanden. 

1)  Die  Landesbewohner  Augsburger  und  Helvetischer  Confession 
werden  auf  den  Stand  des  wiener  und  linzer  Friedens  zurückversetzt, 
jedoch  ohne  Rechtsverletzung  der  katholischen  Religion  und  bei  Auf 
rechthaltung  des  in  Bezug  auf  Dalmatien,  Slawonien  und  Kroatien  ge- 
brachten Gesetzes  von  1741  und  der  grundherrlichen  Rechte.  —  3)  Sie 
dürfen  überall,  auch  an  Orten,  wo  sie  bisher  keine  hatten,  Kirchen  bauen. 
Schulen  und  Pfarren  errichten,  insoweit  dies  ohne  Erschöpfung  des 
steuernden  Volkes  geschehen  kann.  Daher  soll  das  Bedürfniß  derselben 
dem  Comitate  gemeldet  werden,  welches  eine  Comraission  zur  Unter- 
suchung des  Sachverhaltes  ausschicken  und  nach  Befund  derselben  die 
Erlaubniß  ertheilen  wird;  sobald  diese  erfolgt,  ist  der  Grundherr  blos 
verpflichtet,  für  die  Gebäude  einen  Innern  Grund  zu  geben,  wenn  ein 
solcher  vorräthig  ist.  —  7)  Die  Evangelischen  dürfen  nur  mit  Bewilli- 
gung des  Königs  höhere  Schulen  errichten.  —  9)  Gemischte  Ehen  dürfen 
zwar  nicht  gehindert  werden, aber  dieTrauungen  sollen  immer  vom  katho- 
lischen Geistlichen  verrichtet  werden  und  alle  Kinder  katholisch  sein,  wo- 
gegen jede  Uebereinkunft  der  Aeltern  ungültig  ist.  —  10)  Der  Ueber- 
tritt  von  der  katholischen  Religion  zu  der  evangelischen  ist  bei  schwerer 
und  nach  Umständen  selbst  willkürlicher  Strafe  verboten.  Die  übrigen 
sieben  Punkte  bewilligen  den  Evangelischen  wesentlich  das,  was  diese 
selbst  begehrt  hatten  und  ihnen  von  seilen  der  Katholischen  schon  zu- 
gestanden war.  ■ —  Der  Artikel  von  der  Krönung,  den  die  Theißkreise 
entwarfen,  ist  in  den  meisten  seiner  vierzehn  Punkte  eine  Wiederholung 
und  Ergänzung  dessen,  was  sie  in  Betreff  der  Religionsfreiheit  der  Evan- 
gelischen schon  früher  ausgesprochen  hatten.  Die  Entscheidung  dar- 
über, ob  der  Uebertritt  von  der  katholischen  Religion  zur  evangelischen 
strafliar  sei,  wurde  der  Reichsdeputation  überlassen. 

Jede  der  beiden  Tafeln  wählte  nämlich  aus  ihrer  Mitte  die  Glieder 
einer  gemischten  Reichsdeputation,  die  den  Auftrag  erhielt,  aus  den 
Vorschlägen  der  Kreise  das  Inauguraldiplom  und  die  Artikel  von  der 
Krönung  zu  entwerfen,  die,  vom  Reichstag  zuvor  geprüft  und  angenom- 
men, dem  König  zur  Genehmigung  unterbreitet  werden  sollten.  Die 
Deputation  vollendete  ihre  Arbeit  in  sieben  Sitzungen,  vom  7.  bis 
18.  August.  Der  die  Religionssache  betreffende  Artikel  des  Inaugural- 
diploms  lautete:  „Wir  (der  König)  erkennen  an,  daß  die  Freiheit  und  die 
Rechte,  der  Stände,  sie  mögen  sich  zur  katholischen  oder  zur  Augsburger 
lind  Helvetischen  Religion  bekennen,  dieselben  und  gleich  sind;  des- 
gleichen, daß  die  freie  Religionsübung  der  der  Augsburger  und  Helveti- 
schen Confession  Zugethanen  auf  dem  wiener  1606  und  dem  linzer  1645 
geschlossenen,  1608  und  1647  inartikulirten  Frieden  beruht,  deren  Sinne 
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gemäß  ihre  Religion,  jeiloch  ohne  Rechtsverletzung  der  römisch-katholi- 
schen, aufgenommen  wurde;  wir  setzen  die  Religionssache  derselben 
während  dieses  Reichstags  vermöge  eines  besondern  Gesetzes,  das  uns 
die  Stände  mit  gegenseitiger  Uebereinstimraung  unterbreitet  und  wir 
genehmigt  haben,  allsogleich  und  vollständig  in  den  Stand  jener  Frie- 
densschlüsse und  Gesetze  zurück  und  werden,  sowol  wir  selbst  wie  auch 
unsere  Nachfolger,  sämmtliche  Landesbewohner  Augsburger  und  Hel- 
vetischer Confessiun  in  demselben  erhalten."  Trotz  des  heftigen  Wider- 
spruchs, den  Eszterhäzy  und  ihm  gleichgesinnte  klerikale  und  weltliche 
Mitglieder  dagegen  erhoben,  wurde  der  Artikel  in  der  obigen  Fassung 
von  der  Mehrheit  angenommen.  Hierauf  kam  als  erster  Punkt  des 
Religionsgesetzes  in  den  Artikeln  vor  der  Krönung  die  Strafbarkeit 
oder  Straflosigkeit  des  Uebertrittes  von  der  katholischen  zur  evangeli- 
schen Religion  zur  Verhandlung.  Durch  die  erlittenen  Niederlagen  nicht 
entmuthigt,  drang  der  Bischof  mit  seinem  Anhange  darauf,  daß  derselbe 
für  ein  strafwürdiges  Verbrechen  erklärt  werde.  Die  Straflosigkeit  des- 
selben wurde  mit  27  gegen  10  Stimmen  ausgesprochen,  aber  auch  der 
Minderheit  das  Zugeständniß  gemacht,  daß  Punkt  1  laute:  „Der  üeber- 
tritt  von  der  römisch-katholischen  Religion  zu  einer  der  evangelischen 
Confessionen  darf  zwar  von  den  Römisch-Katholischen  gesetzlich  nicht 
erlaubt  werden,  weil  man  aber  auf  denselben  weder  eine  bürgerliche 
noch  Criminalstrafe  setzen  kann,  so  werden  von  der  Gesetzgebung  im 
Verein  mit  dem  zu  krönenden  König,  um  der  Lossagung  von  der  katho- 
lischen Religion  vorzubeugen,  mit  der  Natur  der  Religion  übereinstim- 
mende und  der  freien  Religionsübung  der  Evangelischen  nicht  zuwider- 
laufende Maßregeln  getroffen  werden." —  Punkt  6  scheint  ebenfalls  das 
Ergebniß  von  gegenseitigen  Zugeständnissen  zu  sein.  An  Orten,  wo  von 
nun  an  mit  der  Einführung  der  freien  Religionsübung  eine  Kirche  ge- 
baut oder  ein  Prediger  eingesetzt  werden  soll,  wird  eine  vom  Comitat 
ausgeschickte  C(tmmission,  mit  .Ausschließung  des  Diöcesanbischofs,  aber 
mit  Zuziehung  der  Grundherrschaft,  der  Bittsteller  und  ihres  kirchlichen 
Vorstandes,  die  erforderlichen  Kosten  und  die  Kraft  des  steuernden 
Volkes  erforschen,  zur  Kenntniß  nehmen  und  dem  Comitate  Bericht  er- 
statten;  sobald  von  diesem  das  Zeugniß  erfolgt,  es  sei  hinreichender 
Fonds  vorhanden,  ist  der  Grundherr  blos  verpflichtet,  einen  innern  Grund 
zu  der  Kirche  und  Pfarrei  zu  geben.  .  . .  Das  Recht  evangelischer  Edel- 
Icute  und  Gnindherren,  die  freie  Religionsübung  einzuführen.  Kirchen 
zu  bauen  und  Pfarren  zu  errichten,  wird  ein  für  allemal  für  unbe- 
grenzt erklärt.  —  Punkt  8  spricht  aus,  daß  die  Evangelischen  in  Glau- 
benssachen allein  von  ihren  kirchlichen  Vorgesetzten  abhängen;  daß  der 
königliche  Commissar  in  ihren  Synoden  nicht  als  Leiter  oder  Präsident, 
sondern  blos  der  Aufsicht  wegen  zugegen  sei,  und  setzt  hinzu:  ..Die  so 
gemachten  Kanone  und  Statute  erlangen  Gültigkeit  und  Kraft  erst, 
nachdem  sie  durch  die  königliche  Oberaufsicht  gegangen  sind,  denn  die 
Oberaufsicht  der  höchsten  Gewalt  muß  jedenfalls  und  in  allem  ver- 
bleiben." Die  übrigen  dreizehn  Punkte  bewilligen  den  Evangelischen 
alles,  was  sie  für  ihre  Religion  mit  Recht  und  Berücksichtigung  der 
L^mstände  verlangten,  und  schlössen  alles  das  aus,  wodurch  die  Donau- 
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kreise  die  natürlichen  und  gesetzlichen  Rechte  derselben  gekränkt  hatten. 
Das  Elaborat  der  Reichsdeputation  zeugt  von  der  Freisinnigkeit  und 
dem  Rechtsgefühl  des  namhaftem  Theils  ihrer  katholischen  Mitglieder, 
die  mit  den  evangelischen  stimmten. 

Wie  bekannt,  erklärte  Leopold  im  Rescript  vom  23.  August,  er  habe 
unabänderlich  beschlossen,  kein  anderes  Inauguraldiplom  als  entweder 
das  von  Karl  III.  oder  das  von  Maria  Theresia  aufgestellte  und  sonst 
nichts  weiter  vor  der  Krönung  anzunehmen,  und  forderte  die  Stände 
auf,  ihm  das  eine  oder  andere  ohne  Verzug  vorzulegen.  Als  die  Stände 
das  von  ihnen  gewählte  Diplom  Karl's  durch  die  Zusätze  schon  er- 
weitert hatten,  die  ihre  und  die  Rechte  der  Nation  sichern  sollten,  war 
das  Religionsgesetz,  welches  in  dasselbe  eingestellt  werden  mußte,  noch 
nicht  fertig,  und  bei  der  Uneinigkeit  der  Parteien  lag  das  Zustande- 
kommen desselben  noch  in  weiter  Ferne.  Am  2.  September  in  der  ge- 
meinschaftlichen Reichssitzung  beider  Tafeln  sollte  der  Entwurf  des 
Religionsgesetzes,  den  die  Reichsdeputation  bereitet  hatte,  in  Verhand- 
lung genommen  werden:  da  legte  der  Präsident,  Obei-stlandesrichter 
Zieh}',  zur  Aufnahme  in  das  Inauguraldiplom  an  dritter  Stelle  einen  Ar- 
tikel über  die  Religionssache  der  Evangelischen  vor,  welcher  nur  den 
Schluß  des  von  der  Reichsdeputation  entworfenen,  mit  Hinweglassung 
des  Vorangehenden  enthielt:  „Wir  setzen  die  Religionssache  der  Evan- 
gelischen Augsburger  und  Helvetischer  Confession  während  dieses 
Reichstags  vermöge  eines  besondern  Gesetzes,  das  uns  die  Stände  mit 
gegenseitiger  Zustimmung  unterbreitet  und  wir  genehmigt  haben,  in  den 
Stand  des  wiener  und  linzer  Friedens  und  der  in  dieser  Angelegenheit 
1608  und  1647  gebrachten  Gesetze  allsogleich  und  vollständig  zurück 
und  werden,  sowol  wir  selbst  wie  auch  unsere  Nachfolger,  sämmtliche 
Landesbewohner  Augsburger  und  Helvetischer  Confession  in  demselben 
erhalten."  Einverständniß,  sagte  Zichy  sodann,  ist  unter  den  gegen- 
wärtigen Umständen  vor  allem  nöthig,  darum  wurde  die  Abkürzung,  die 
den  Artikel  milder  und  beiden  Theilen  annehmbarer  mache,  vorgenom- 
men. Da  aber  bei  der  zunehmenden  Entzweiung  der  Parteien  und  der 
nahe  bevorstehenden  Krönung  nicht  zu  hoffen  ist,  daß  das  Gesetz,  auf 
welches  dieser  Artikel  hinweist,  rechtzeitig  gebracht  werden  könne,  so 
mögen  die  Stände  zuerst  entscheiden,  ob  es  nicht  rathsamer  sei,  daß  der 
Reichstag  anstatt  dieses  Gesetz  zu  verfassen,  den  König  um  Erlassung 
desselben  bitte.  Nach  langem  Streiten  für  und  wider  den  Vorschlag 
des  Oberstlandesrichters  wurde  noch  in  derselben  Sitzung  beschlossen, 
den  eingebrachten  Artikel  in  das  Inauguraldiplom  als  dritten  einzu- 
stellen, den  König  zu  bitten,  daß  er  ein  demselben  entsprechendes  Reli- 
gionsgesetz dem  Reichstag  vorlege,  ihm  deshalb  die  Vorschläge  der 
Donaukreise,  der  Theißkreise  und  der  Reichsdeputation  einzusenden, 
aus  denen  die  Begehren  der  Evangelischen  und  die  Zugeständnisse  der 
Katholischen  ersichtlich  seien,  und  beiden  Parteien  zu  gestatten,  dem 
Konig  noch  weiter  ihre  Wünsche  vorzutragen. 

Leopold  wies  zwar  in  den  bekannten  Rescripten  vom  20.  und 
21.  September  mit  den  andern  in  das  Inauguraldiplom  Karl's  III.  ein- 
geschalteten Punkten    auch  den    über  die  Religionssaihe  zurück,    ging 
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aber  auf  die  Bitte  des  Reichstags,  das  Religionsgesetz  zu  verfassen,  ein 
und  schrieb:  „Nachdem  uns  außer  den  drei  von  Ew.  Getreuen  zugesand- 
ten Gesetzvorscblägen  sowol  von  Seiten  der  Katiiolischen  wie  der  Evan- 
gelischen mehrere  Gesuche  unterbreitet  wurden,  befehlen  wir,  uns  einen 
aubtührlichen  Bericht  zu  erstatten,  und  werden  nach  Anhörung  beider 
Parteien  dafür  Sorge  tragen,  daß  die  Religionssache  auf  Grund  des 
wiener  und  linzer  Friedens  zur  gerechten  und  völligen  Zufriedenheit 
beider  Theile  durch  ein  eigenes  Gesetz  entschieden  werde." 

Am  11,  November  eröffnete  Leopold  den  Krönungsreichstag  mit 
der  Uebergabe  der  königlichen  Propositionen,  deren  XIII.  lautete:  „In 
Betreff  der  Religionsfreiheit  der  Evangelischen  Augsburger  und  Helve- 
tischer Confession  will  Se.  xMajestät  gnädigst,  daÜ  seine  am  7.  des  laufen- 
den Monats  November  den  Ständen  herausgegebene  Resolution  in  einen 
Artikel  gebracht  und  durch  ein  Staatsgesetz  für  immer  bestätigt  werde.'' ^ 
Die  Resolution  wurde  an  demselben  Tag  in  der  gemeinschaftlichen 
Sitzung  beider  Tafeln,  nachdem  die  Fropositionen  vorgelesen  worden, 
veröffentlicht.  —  Weil  das  Gesetz  mit  ihr  meistentheils  wörtlich  überein- 
stimmt und  nur  in  einigen  Stücken  von  ihr  abweicht,  theilen  wir,  statt 
sie  hier  anzuführen,  weiter  unten  jenes  nebst  Angabe  der  wichtigern 
Unterschiede  mit. 

Obgleich  die  Evangelischen  durch  diese  Resolution  ihre  Wünsche 
nur  unvollständig  erfüllt  sahen,  vernahmen  sie  dieselbe  dennoch  mit 
der  lebhaftesten  Freude  und  dankten  unverzüglich  dem  König.  Der 
Klerus  und  sein  Anhang  dagegen  protestirten  sogleich  gegen  die  Inar- 
tikulirung  derselben.  Der  kalocsaer  Erzbischof  berief  auf  den  30.  No- 
vember den  gesammten  am  Reichstag  anwesenden  Klerus  sammt  den 
katholischen  Magnaten  und  Deputirten  in  seine  Wohnung,  um  zu  be- 
rathen,  wie  man  hindern  könne,  daß  die  Resolution  unter  die  Reichs- 
gesetze aufgenommen  werde.  Es  wurde  beschlossen,  an  den  König  im 
Namen  der  katholischen  Stände  eine  Zuschrift  zu  richten,  in  welcher 
Folgendes  verlangt  werde:  1)  Der  Abfall  von  der  katholischen  Religion 
soll  für  ein  strafwürdiges  Vergehen  erklärt;  2)  die  Erziehung  aller  in 
gemischten  Ehen  erzeugten  Kinder  in  der  katholischen  Religion  ange- 
ordnet; 3)  die  Gerichtsbarkeit  der  katholischen  geistlichen  Stühle*in 
Ehesachen  der  Evangelischen  festgesetzt;  4)  die  Augsburger  und  die 
Helvetische  Confession  solllen  nicht  als  aufgenommen  anerkannt  wer- 
den, denn  dadurch  würden  sie  der  katholischen  Religion  gleichgestellt. 
Nachdem  dies  beschlossen  worden,  wurde  die  schon  fertige  Zuschrift 
den  Anwesenden  zur  Unterzeichnung  vorgelegt.  Diese  zählte  außer  den 
angeführten  Forderungen  so  viel  Rechtsverletzungen  auf,  welche  die 
katholische  Religion  durch  die  Resolution  erleide  und  von  sich  abwehren 
müsse,  daß  von  derselben  nichts  mehr  übrigblieb.  Sie  beklagte  unter 
anderm,  daß  die  Resolution  die  in  der  Urkunde  des  wiener l^Viedens 
stehende  Clausel:  „ohne  Rechtsverletzung  der  katiiolischen  Religion", 
nicht  enthalte,  den  Evangelischen  ein  unbeschränktes  Reclit,  Gemeinden 
und  Schulen  zu  stiften,  einräume  und  weder  die  Privilegien  Kroatiens 


'  Die  Resolutiüii,  Acta  cüinitioruni,  S.  2^2  1". 
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Slawoniens  und  Dalmatiens  noch  der  Freistädte  bestätige;  daß  durch  die 
Bewilligung  der  evangelischen  Synoden  ein  Staat  im  Staate  geschaffen 
werde,  der  ohne  Einfluß  der  Stände  und  des  Königs  gesetzgebende  Ge- 
walt besitze;  daß  Se.  Majestät,  ausgezeichnet  durch  den  Titel  „Aposto- 
lischer König",  sich  das  Oberhaupt  jener  Confessionsgenossenschaften 
nenne,  deren  Mitglied  er  weder  sein  wolle  noch  sein  könne,  u.  s.  w.  Da 
eine  größere  Anzahl  katholischer  Magnaten  und  Deputirten  gar  nicht 
erschienen  war,  andere  sich  entfernten,  als  die  Zuschrift  vorgelegt  wurde, 
unterschrieben  dieselbe  im  Namen  des  Klerus  der  Primas  Battbyäny, 
der  Erzbischof  von  Kalocsa  und  der  erlauer  Bischof  Eszterhäzy,  aber 
nur  14  Magnaten,  24  Comitats-,  23  Städtedeputirte,  4  Mitglieder  der 
königlichen  Tafel  und  15  Stellvertreter  abwesender  Magnaten,  zusam- 
men 80  Weltliche. 

In  der  Reichssitzung  vom  7.  December  trug  der  Primas  vor:  Der 
Klerus  und  viele  der  weltlichen  katholischen  Stände  haben  Sr.  Majestät 
ihre  Einwendungen  und  Beschwerden  gegen  die  Resolution  eingereicht; 
den  Evangelischen  stehe  es  frei,  ihre  Anliegen  in  Betreff  derselben  eben- 
falls am  höchsten  Orte  vorzubringen;  daher  dürfe  in  dieser  Angelegen- 
heit, bevor  die  Antwort  des  besser  unterrichteten  Königs  anlangt,  kein 
Gesetz  gebracht  werden.  Graf  Joseph  Teleki,  Peter  Balogb,  Ludwig 
Domokos  und  andere  Evangelische  erwiderten,  ihre  Glaubensgenossen 
sind  durch  die  Resolution  des  gerechten  Königs  vollkommen  befriedigt 
und  wollen  an  ihr  festhalten.  Der  Oberstlandesrichter,  der  Personal 
Ürmenyi,  Fürst  Grassalkovics,  die  Grafen  Alois  und  Franz  Battbyäny, 
Franz  Szechenyi,  noch  mehrere  katholische  Magnaten,  besonders  aber 
Johann  Pälffy,  sprachen  mit  Nachdruck  für  die  Inartikulirung  der  vom 
Reichstag  erbetenen  Resolution,  wie  sie  ist.  Nach  langen  und  heftigen 
Debatten  wurde  von  der  Mehrheit  beschlossen,  dem  König  über  die 
neuerlichen  Vorgänge  Bericht  zu  erstatten  und  ihn  zu  bitten,  daß  er 
endgültig  in  der  Sache  entscheide.  Die  Evangelischen  sandten  an  den 
König  eine  Zuschrift,  in  der  sie  die  vom  Klerus  und  der  Minderheit  der 
katholischen  Stände  in  deren  Zuschrift  vom  7.  December  gegen  die  Re- 
solution vorgebrachten  Einwendungen  sehr  ausführlich  widerlegten.  Das 
17'J1  Rescript,  welches  hierauf  Leopold  am  18.  Januar  1791  herausgab,  läßt 
zwar  die  Resolution  im  ganzen  ungeändert,  enthält  aber  außer  den  früher 
gemachten  noch  manche  Zugeständnisse  für  die  katholische  Kirche,  in- 
dem einiges,  was  deren  Klerus  wünschte,  bewilligt,  anderes,  was  den 
Evangelischen  gewährt  worden,  ihnen  wieder  genommen  oder  beschränkt 
wurde. 

Ungeachtet  des  königlichen  Rescriptes  hob  der  Streit  der  Parteien 
am  8.  Februar  in  der  gemeinschaftlichen  Reichssitzung  beider  Tafeln 
vom  neuen  an.  Anton  Szirmay,  der  evangelische  Abgeordnete  der  Ge- 
spanschaft  Zeniplin,  eröffnete  die  Debatte  mit  dem  Ausspruche:  nach- 
dem die  Entscheidung  der  Sache  dem  König  anheimgestellt  worden  ist, 
so  könne  ohne  Verletzung  der  ihm  schuldigen  Ehrfurcht  seine  Resolu- 
tion weder  geändert  noch  deren  Einreihung  in  die  Gesetze  verweigert 
werden.  Dagegen  suchte  Boronkay,  der  Abgeordnete  der  Gespanschaft 
Somogy,   '/ii   erweisen,  die  Resolution  widerspreche  den  Kanonen  der 
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katholischen  Kirche,  gewähre  den  Bekennern  der  Augsburger  und  Hel- 
vetischen Cont'ession  weit  mehr  Rechte  als  der  Friede  von  Wien  und 
Linz  und  gebe  das  Vaterland  allen  Lastern  und  Verderbnissen  preis, 
darum  protestire  er  feierlich  gegen  die  Annahme  derselben.  Der  Abge- 
ordnete der  Gespanschaft  Trencsin  verlangte,  daß  nur  der  Theil  der 
Resolution  den  Gesetzen  einverleibt  werde,  der  mit  den  Friedensschlüssen 
übereinstimme.  Der  Abgeordnete  von  Bars  meinte,  man  müsse  die  Re- 
solution zwar  annehmen;  weil  aber  die  frühern  Reichstage,  um  Streitig- 
keiten vorzubeugen,  die  Religionssaclie  vom  Reichstage  ausgeschlossen  und 
dem  König  überwiesen  haben, so  sollte  auch  die  Resolution  nicht  inartiku- 
lirt,  sondern  als  königliche  Verordnung  betrachtet  werden.  Die  Abge- 
ordneten der  Gespanschaften  Neitra,  Tolna,  Säros,  Gran,  Eisenburg 
und  Komorn  wünschten  zwar  keineswegs  die  Beschränkung  der  den 
Evangelischen  gewährten  Religionsfreiheit,  könnten  aber  nicht  zugeben, 
daß  die  Resolution,  welche  die  katholische  Religion  verletze,  zum  Ge- 
setz erhoben  werde.  Der  Abgeordnete  der  Gespanschaft  Freßburg  be- 
antragte die  Inartikulirung  derselben  unter  der  Bedingung,  daß  die 
Evangelischen,  durch  sie  befriedigt,  versprechen,  die  Religionssache 
künftig  nie  wieder  vor  den  Reichstag  zu  bringen.  Die  Abgeordneten 
von  Ung  und  Neograd  und  andern  Gespanschaften  forderten  die  unbe- 
dingte Einverleibung  der  Resolution  in  die  Gesetze. 

Da  unterbrach  Graf  Aloisius  Batthyäny  den  Streit,  der  mit  jeder 
Rede  heftiger  wurde.  Er  wies  hin  auf  die  Drangsale,  welche  die  Evan- 
gelischen seit  zwei  Jahrhunderten  erlitten,  und  auf  die  vielen  dadurch 
verursachten  Kämpfe,  welche  die  Ent  Wickelung  der  allgemeinen  Wohlfahrt 
hinderten;  sagte  sodann,  daß  nicht  von  den  innern  Vorzügen  der  einen 
oder  andern  Religion,  sondern  von  Menschen-  und  Bürgerrechten  die 
Rede  sei,  die  man  den  Stammverwandten  und  Mitbürgern  nicht  versagen 
dürfe,  und  ermahnte  die  Stände,  den  Geboten  der  christlichen  Liebe  und 
den  Forderungen  des  aufgeklärten  Zeitalters  Gehör  zu  schenken,  die 
Evangelischen  wieder  in  den  Geuuss  der  Rechte  zu  setzen,  die  ihnen  in 
verhängnißvollen  Zeiten  entri^sen  worden,  und  die  königliche  Resolu- 
tion zum  Gesetze  zu  erheben.  In  gleichem  Sinne  und  gleich  warm  sprach 
auch  der  Oberstlandesrichter.  Hierauf  ergriff  der  Primas  das  Wort. 
Leber  die  Religionssache,  sagte  er,  konnte  man  sich  nie  einigen,  son- 
dern widerstrebte  einander  so  sehr,  daß  die  Evangelischen  sich  sogar 
1G81  vom  Reichstag  entfernten;  deshalb  hat  der  Reichstag  1715  die 
Entscheidung  der  wegen  derselben  entstehenden  Streitigkeiten  dem  Kö- 
nig übertragen:  demzufolge,  und  weil  die  Resolution  die  durch  die  Frie- 
densschlüsse festgesetzten  Grenzen  überschreitet,  protestire  er  feierlich 
in  seinem,  des  Klerus  und  vieler  weltlichen  Katholiken  Namen  gegen 
die  Inartikulirung  derselben.  Nun  trat  der  Personal  Joseph  Ürmenyi 
auf:  das  Volk,  sprach  er,  ist  der  Glaubensstreitigkeiten  müde,  wünscht 
ein  klares  und  gerechtes  Religionsgesetz  und  hat  seinen  Abgeordneten 
ein  solches  zu  bringen  aufgetragen;  aber  der  Reichstag  konnte  es 
wegen  der  Uneinigkeit  der  Stände  nicht  bringen,  bat  daher  den  König, 
dassellie  zu  geben,  und  der  König  hat  es  mittels  einer  Resolution  er- 
lassen.    Da  CS  sich  mit   der  Würde  des  Reichstags  nicht  verträgt,  daß 
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sein  früherer  Beschluss  jetzt  in  Frage  gestellt  werde,  und  gegen  die  dem 
Koni"-  gebührende  Ehrfurcht  verstößt,  das  von  ihm  aus  königlicher  Ge- 
walt auf  den  einmüthigen  Wunsch  der  Stände  gebrachte  Gesetz  noch 
einmal  in  Verhandlung  zu  nehmen :  so  muß  die  Resolution  unausbleib- 
lich in  die  Gesetze  aufgenommen  werden.  Schon  sollte  unter  dem  tiefen 
*  Eindruck,  den  die,  dem  Inhalte  nach  angeführten  ergreifenden  Reden 
gemacht,  die  Abstimmung  beginnen,  da  reichte  der  Primas  in  seinem, 
des  gesammten  Klerus  und  „der  mit  ihm  einverstandenen  weltlichen 
Herren"  Namen  gegen  alle  von  diesem  Reichstag  in  Sachen  der  Augs- 
buroer  und  Helvetischen  Confession  schon  gefassten,  wie  auch  künftig 
zu  fassenden  Beschlüsse  eine  schiüftliche  Protestation  ein  und  verlangte 
ein  Zeugniß  über  die  Einreichung  derselben.  Das  Zeugniß  wurde  ohne 
viel  Widerspruch  verweigert.  Desto  mehr  drangen  der  Klerus  und  seine 
Partei  darauf,  daß  die  Protestation  in  das  Religionsgesetz  eingeschaltet 
werde.  Und  nun  entspann  sich  ein  hitziger  Streit  darüber,  ob  und  wie 
man  die  Protestation  in  das  Gesetz  aufnehmen  solle.  Der  Oberstlandes- 
richter schlug  vor,  sie  möge  mit  den  Worten  in  das  Gesetz  eingeschaltet 
werden:  „Ungeachtet  der  Protestationen  der  Herren  voniKlerus  und  eines 
Theils  der  weltlichen  Katholischen,  ja  dieselben  auf  ewig  für  ungültig 
erklärend."  Die  Evangelischen  und  die  freisinnigen  Katholiken  wende- 
ten gegen  die  Einschaltung  der  Protestationen  in  diesen  Ausdrücken 
nichts  ein,  der  Klerus  aber  und  sein  Anhang  machten  nur  schwache  An- 
strengungen dafür,  daß  dieselben  auf  andere  Art  erwähnt  würden,  denn 
ihnen  war  darum  zu  thun,  dass  ihre  Protestation,  gleichviel  in  welcher 
Form  immer,  im  Gesetze  stehe,  damit  sie  sich  auf  dieselbe  bei  gelegener 
Zeit  berufen  könnten.  Der  Antrag  Zichy's  wurde  angenommen.  Hier- 
aufwurde über  die  Inartikulirung  der  königlichen  Resolution  abgestimmt 
und  dieselbe  mit  291  gegen  80  Stimmen  beschlossen.  ^ 

Das  in  dieser  Weise  gebrachte  Gesetz  lautet : 

XXVI.  Artikel.  Da  die  Stände,  um  beständige  Einigkeit  und  Ein- 
tracht zwischeneinander  zu  begründen,  für  Recht  erachtet  haben,  daß  die 
Religionssache,  ausschließlich  im  Umfange  des  Königreichs  Ungarn,  auf 
den  Stand  der  Gesetze  von  1608  und  1647  zurückversetzt  und  folglich 
der  Inhalt  des  im  I.  Artikel  vor  der  Krönung  von  1608  angeführten 
und  den  Gesetzbüchern  einverleibten  wiener  Friedens  wie  auch  des  im 
V.  Artikel  von  1647  inartikulirten  linzer  Friedens  als  Basis  und  Grund 
der  wiederhergestellten  freien  Religionsübung  der  evangelischen  Landes- 
bewohner Augsburger  und  Helvetischer  Confession  angenommen  und 
erneuert  werde,  wird  mit  Zustimmung  Sr.  Majestät  (unerachtet  der  Pro- 
testationen der  Herren  vom  Klerus  und  eines  Theils  der  weltlichen 
Katholischen,  ja  dieselben  auf  ewig  für  ungültig  erklärend)  beschlossen: 

1  Orszäggylllesi  naplü  (Tagebuch  des  Reichstags),  unter  Aufsicht  des 
Reichstags  ungarisch  verfaßt  und  ins  Lateinische  übersetzt  (Ofen  1791).  — 
Diarium  et  Acta  eomitiorum  anni  1790/1 ,  verfaßt  von  Christoph.  Torkos, 
Stellvertreter  am  Reichstage  des  Fürsten  Livius  Odescalciii,  Handschrift,  in 
der  Bibliothek  des  Nationalmuseums  in  Pest.  Katona,  XL,  793,  809.  — 
Joseph  Iri'nyi,  Geschichte  der  Entstehung  des  Religionsgcsetzes  von  1790/1, 
ungarisch  und  deutsch  (Pest  1857). 
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1.  Daß  ohne  Rücksicht  auf  spätere  Beschlüsse,  Artikel,  Verord- 
nungen und  Erklärungen  von  nun  an  künftighin  die  Religionsübung  mit 
freiem  Gebrauche  der  Kirchen,  Thürme,  Glocken,  Schulen,  Friedhöfe 
und  des  Begräbnisses  sowol  den  Baronen,  Magnaten  und  Adelichen  wie 
auch  Freistädten  und  sämmtlichen  Ständen  auf  ihren  und  des  Fiscus 
Gütern,  Marktflecken  und  Dörfern  überall  frei  gestattet  sei,  und  auch 
niemand,  welch  Standes  und  Ranges  er  sein  mag,  im  freien  Gebrauche 
derselben,  unter  welchem  Vorwand  immer,  von  Sr,  Majestät  und  seinen 
Ministern  oder  irgendwelchem  Grundherrn  gestört  oder  gehindert  werde 
u.  s.  w. 

2.  Zur  weitern  Bekräftigung  der  so  beschriebenen  freien  Religions- 
übung wird  ferner  erklärt,  dass  diese  von  nun  an  nirgends  eine  private, 
sondern  überall  eine  öffentliche  sei,  und  dass  es  bei  dem  gänzlichen  Auf- 
hören des  Unterschiedes  zwischen  der  privaten  und  öffentlichen  Uebung 
den  Evangelischen  freistehe,  in  der  unten  angegebenen  Weise  in  Zu- 
kunft auch  an  Orten,  die  bisher  als  Filiale  betrachtet  worden,  und  an 
allen  jenen,  wo  sie  es  für  nöthig  erachten,  Pfarrer  einzusetzen,  Kirchen 
mit  Thürmen  und  ohne  Thürme,  Pfarreien  und  Schulen  nicht  anders  wie 
in  den  Orten,  in  denen  sie  die  Religionsübung  haben,  ohne  weiteres  Ge- 
such zu  bauen  und  auszubessern;  weil  aber  die  Erhaltung  des  steuern- 
den Volks  der  wichtigste  Theil  der  öffentlichen  Vorsorge  ist,  mit  dem 
Vorbehalte,  daß  in  den  Orten,  wo  forthin  mit  der  Einführung  der  öff"ent- 
lichen  Religionsübung  eine  neue  Kirche  oder  ein  Bethaus  zu  bauen  oder 
ein  Prediger  einzusetzen  wäre,  mittels  einer  von  dem  competenten  Comi- 
tate  zu  entsendenden  gemischten  Deputation,  jedoch  ohne  Einflußnahme 
des  Diöcesanbischofs,  die  nöthigeu  Kosten  und  Ausgaben,  die  Kräfte  des 
steuernden  Volks  und  die  zu  der  Unterhaltung  der  öffentlichen  Reli- 
gionsübung erforderliche  Zahl  der  dort  bleibend  ansässigen  Seelen  oder 
Familien  mit  Zuziehung  des  Grundherrn  erforscht,  in  Kenntniß  gebracht 
und  dem  Comitate  berichtet  werden  sollen.  Gibt  dieses  das  Zeugniß, 
daß  ein  hinreichender  Fond  und  die  erforderliche  Seelenzahl  vorhanden 
sind,  so  ist  der  Grundherr  blos  gehalten,  einen  geeigneten  Innern  oder 
äußern  Grund  für  die  Kirche,  Pfarrei  und  Schule  anzuweisen;  die  ka- 
tholischen Ort.«<gemcinden  aber  sind  keineswegs  verpflichtet,  zu  den  Kosten 
der  Errichtung  und  Dotation  solcher  Kirchen  und  Schulen  beizutragen, 
Iland-  und  Spanndienste  zu  leisten;  dasselbe  ist  auch  hinsichtlich  der 
evangelischen  Grundherren  und  Ortsgemeinden  bei  der  Errichtung  neuer 
katholischen  Kirchen  und  Pfarren  zu  beobachten.  Das  Recht  evangeli- 
scher Edelleute  und  Grundherren  in  Bezug  auf  den  Bau  und  die  Aus- 
besserung von  Kirchen  und  Pfarreien  wird  ein  für  allemal  für  unbe- 
schränkt erklärt. 

3.  Zufolge  der  den  Evangelischen  gebührenden  freien  Religions- 
übung sollen  sie,  gleichviel  ob  sie  Handwerker  oder  Leute  eines  andern 
Standes  und  Berufs  sind,  auch  ohne  Rücksicht  auf  Zunftprivilegien, 
weder  zum  Meßopfer,  noch  zu  Processionen,  noch  zu  andern  Ceremonien 
und  Ilandlnngen,  die  ihrer  Religion  zuwider  sind,  unter  irgendeinem  Vor- 
wand und  durch  Strafen  oder  Gaben  welches  Namens  immer,  die  unter 
diesem  Titel  zu  entrichten  seien,  angehalten  werden. 
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4.  Die  Evangelischen  beider  Confessioueu  sollen  in  Sachen,  welche 
die  Religion  betreffen,  allein  von  den  Vorständen  ihrer  Religion  ab- 
hängen. Damit  aber  diese  stufenweise  gegliederte  Vorstandschaft  in 
der  Religionssache  nach  fester  Ordnung  bestehe,  behält  sich  Se.  Majestät 
vor,  bezüglich  auf  die  Einrichtung  der  vorerwähnten  Vorstandschaft  wie 
auch  die  übrigen  Theile  der  Verfassung,  jedoch  ohne  Verletzung  der 
Religionsfreiheit,  jene  Ordnung  zu  bestimmen,  welche  nach  der  gemein- 
schaftlichen Uebereinstimmung  der  weltlichen  Männer  dieser  Religion 
und  der  Prediger  für  die  angemessenste  wird  gehalten  werden.^  Daher 
wird  Se.  Majestät  vermöge  des  ihm  gebührenden  Rechtes  der  obersten 
Aufsicht  die  Evangelischen  beider  Confessionen  ferner  anhören  und  zu- 
gleich dafür  sorgen,  daß  in  dieser  Sache  eine  feste,  den  Grundsätzen 
ihrer  Religion  angemessene  Ordnung  begründet  werde.  Unterdessen 
aber  wird  festgesetzt,  daß  die  von  den  Synoden  ihrer  Confessionen  in 
ihrer  Art  gebrachten  Kirchengesetze,  nämlich  die,  in  deren  thatsäch- 
lichem  Gebrauch  sie  beharren,  und  jene,  die  von  nun  an  in  der  von  die- 
sem Gesetze  bestimmten  Weise  künftig  gebracht  werden,  weder  durch 
Befehle  der  Behörden  noch  durch  königliche  Verordnungen  geändert 
werden  dürfen.  Es  wird  also  den  Evangelischen  freistehen,  nicht  nur 
Consistorien  jeder  Art  abzuhalten,  sondern  auch  Synoden,  die  aber  Se. 
Majestät  im  voraus  hinsichtlich  der  Zahl  der  Zusammenkommenden  und 
der  zu  verhandelnden  Gegenstände  von  Fall  zu  Fall  regeln  wird,  nach 
dem  Ort  einzuberufen,  den  sie  selbst  mit  Zustimmung  Sr.  Majestät  wäh- 
len, jedoch  so,  daß  sie  verpflichtet  seien,  zu  den  Synoden  der  Superin- 
tendenzen,  die  Sr.  Majestät  im  voraus  gemeldet  werden  sollen,  wenn  es 
Sr.  Majestät  gut  dünkt,  einen  königlichen  Commissar,  ohne  Unterschied 
der  Religion,  nicht  als  Director  oder  Präsidenten,  sondern  als  Zeugen 
zuzulassen.  Die  so  gebrachten  Kirchengesetze  und  Statuten  erhalten 
nicht  eher  gesetzliche  Kraft,  als  bis  siederköniglichen  Oberaufsicht  vorge- 
legen und  die  Genehmigung  erhalten  haben.  Unversehrt  soll  überhaupt 
das  königliche  Recht  der  höchsten  Aufsicht,  die  im  Wege  der  gesetz- 
lichen Behörden  geübt  wird;  unversehrt  sollen  die  übrigen  Rechte-  blei- 
ben, welche  Sr.  Majestät  „circa  sacra"  der  evangelischen  Kirche  beider 


^  Hier  stand  in  der  ursprünglichen  Resolution:  „Da  jedoch  mittlerweile  im 
Namen  der  Theißer  Superintendent  und  der  Bezirkssenioren  sowol  in  Bezug 
anf  diese  stufenweise  gegliederte  Vorstandschaft  ihrer  Religion,  wie  auch 
auf  die  von  den  weltlichen  Curatoren  verlangte  größere  Einflußnahme  in  die 
Angelegenheiten,  die  bisher  nur  durch  die  Geistlichen  jeuer  Confession  und 
in  gewisser  Hinsicht  durch  die  Professoren  verwaltet  wurden,  verschiedene 
Bedenken  eingereicht  worden  sind,  wir  aber  aufrichtig  wünschen,  je- 
doch ohne  Verletzung  der  Religionsfreiheit,  sowol  in  der  Einrichtung  der 
vorerwähnten  Vorstandschaft  als  auch  in  den  übrigen  Theileu  der  Verfassung 
jene  Ordnung  festgesetzt  zu  sehen,  welche  nach  der  gemeinschaftlichen 
Uebereinstimmung  der  weltlichen  und  geistlichen  Männer  dieser  Religion  für 
die  angemessenste  wird  gehalten  werden."  Das  Recht  der  Evangelischen,  ihrer 
Kirche  eine  VerfasMuig  nach  eigenem  Ermessen  zu  geben,  welches,  ihnen  dieser 
Satz  einräumt,  wird  im  Gesetz,  wie  ersichtlich,  sehr  beschränkt.' 

In  der  ursprünglichen  Resolution  steht:    „Die  Rechte,    welche    uns  als 
dem  obersten  Haupte  der  evangelischen  Kirche  beider  Confessionen  gebühren." 
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Confessionen   gebühren    und   deren    Beeinträchtigung  Se.  Majestät  zu 
keiner  Zeit  dulden  wird. 

5.  Den  Evangelischen  beider  Confessionen  soll  es  in  alle  Zukunft 
gestattet  sein,  nicht  nur  die  Elementar-  und  Grammatikaischulen,  die  sie 
haben,  zu  behalten,  sondern  auch  neue  überall,  wo  sie  es  für  nöthig  er- 
achten werden,  und  höhere,  diese  jedoch  nach  voraus  erfolgter  könig- 
licher Einwilligung,  zu  errichten,  und  überall  Lehrer,  Professoren,  Rec- 
toren  und  Subrectoren  zu  berufen,  deren  Zahl  zu  vermehren  oder  zu  ver- 
mindern, auch  Directoren  und  Curatoren  aller  Schulen,  sowol  örtliche 
als  höhere  und  höchste,  aus  ihren  Confessionsgenossen  zu  wählen,  die 
Art,  Regel  und  Ordnung  des  Unterrichts  und  Lernens  zu  bestimmen  (je- 
doch unbeschadet  der  höchsten  königlichen  Oberaufsicht).  Auch  soll 
ihren  Studirenden  erlaubt  sein,  nicht  nur  Wohlthäter  ihrer  Confession 
zu  besuchen,  um  Unterstützung  zu  erhalten,  und  Predigern  auszuhelfen, 
sondern  auch,  sich  ungehindert  auf  auswärtige  Hochschulen  des  Studi- 
rens wegen  zu  begeben  und  die  für  sie  dort  gestifteten  Stipendien  zu  ge- 
nießen. Den  Evangelischen  soll  ferner  gestattet  sein,  ihre  symbolischen 
theologischen  und  Erbauungsbücher  unter  Aufsicht  besonderer  von  ihnen 
ernannter  und  der  Statthalterei  namentlich  angezeigter  Censoren  ihrer 
Confession  frei  drucken  zu  lassen,  doch  unter  der  Bedingung,  daß  in 
diese  Bücher  keine  Ausfälle  und  Spöttereien  gegen  die  katholische 
Religion  eingestreut  werden,'  wofür  die  Censoren  verantwortlich  sind 
u.  s.  w. 

6.  Die  Zahlung  der  Stolen  und  des  Lecticals,  die  bisher  von  den 
Evangelischen  den  katholischen  Pfarrern,  Schullehrern  und  andern 
Kirchendienern  in  Geld  oder  Naturalien  oder  in  Arbeiten  entrichtet 
wurden,  soll  in  Zukunft  gänzlich  aufhören  und  nach  drei  von  der  Publi- 
cation  dieses  Gesetzes  zu  rechnenden  Monaten  nirgends  mehr  ausge- 
hoben werden. '  Wie  den  katholischen  Pfarrern  für  diese  verlorenen 
Einkünfte  Ersatz  zu  leisten  sei,  darüber  wird  die  Statthalterei  vernom- 
men, zugleich  aber  jenen  (den  Pfarrern)  zu  wissen  gethan  werden: 
Se.  Majestät  werde  nie  zugeben,  daß  unter  dem  Namen  dieser  Entschä- 
digung dem  steuernden  Volke  oder  dem  königlichen  Kameralärar 
irgendeine  Last  zuwachse. 

7.  Die  evangelischen  Geistlichen  werden  die  Kranken  und  Gefange- 
nen ihrer  Confession  unter  Anwendung  der  gebräuchlichen  polizeilichen 
Maßregeln  immer  und  überall  frei  besuchen,  auf  den  Tod  vorbereiten 
und  den  zum  Tode  Verurtheilten  am  Richtplatze  ötfentlich,  jedoch  ohne 
eine  Rede  zu  halten,  beistehen  dürfen.  Den  römisch-katholischen  Prie- 
stern aber  soll,  weim  sie  von  den  Kranken,  Gefangenen  und  Verurtheil- 
ten gerufen  werden,  der  Zutritt  unter  Anwendung  der  gewöhnlichen 
Polizeimaßregeln  nicht  verweigert  werden. 

8.  In  Anbetracht  sowol  der  größern  als  kleinern  öffentlichen  Aemter 
wird  augeordnet,  daß  dieselben  Söhnen  des  Vaterlandes,  die  sich  um 
den  Staat  wohlverdient  gemacht  haben  und  die  vom  Gesetz  geforderten 

'  Der  Zehnt  von  den  Evangelischen  blieb  der  katholischen  Geistlichkeit, 
biü  er  1848  überhaupt  abgeschaut  wurde. 
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Eigenschaften  besitzen,  ohne  Berücksichtigung  der  Religion  zu  verleihen 
sind. 

9.  Die  Evangelischen  werden  auch  vom  Decretal-Eide  hinsichtlich 
der  Clausel:  „allerseligste  Jungfrau  Maria,  die  Heiligen  und  Auserwähl- 
ten Gottes",  freigesprochen. 

10.  Die  bestehenden  oder  künftig  gemachten  Stiftungen  der  Evange- 
lischen für  ihre  Kirchen,  Pfarren,  hohen  und  niedern  Schulen,  Kranken-, 
Waisen-  und  Armenhäuser  oder  für  ihre  Jugend  sollen  ihnen  auf  keine 
Art  genommen  und  unter  keinem  Vorwand  ihrer  Verwaltung  entzogen 
werden,  auch  bleibe  die  Direction  derselben  denen  aus  ihrer  Mitte,  wel- 
chen sie  der  richtigen  Ordnung  gemäß  gebührt,  unverkürzt  und  voll- 
ständig. Die  Stiftungen,  die  ihnen  etwa  unter  der  letzten  Regierung  ge- 
nommen worden,  sollen  ihnen  sogleich  zurückgegeben  werden.  Die 
königliche  Oberaufsicht,  daß  die  Fundationen  im  Sinne  der  Stifter  ver- 
wendet werden,  erstreckt  sich  auch  auf  dieselben. 

11.  Alle  Ehesachen  der  Evangelischen  beider  Confessionen  bleiben 
der  Entscheidung  ihrer  eigenen  Consistorien  überlassen;  Se.  Majestät 
wird  jedoch  seinem  königlichen  Amte  gemäß,  nachdem  er  die  Evangeli- 
schen beider  Confessionen  vernommen,  die  erforderliche  Einrichtung 
treffen,  daß  nicht  nur  zur  Sicherheit  der  processirenden  Theile  die  Con- 
sistorien zweckmäßig  organisirt,  sondern  auch  die  Grundsätze,  nach 
denen  dieselben  Ehesachen  seinerzeit  zu  entscheiden  haben  werden,  ihm 
zur  Einsicht  und  Bestätigung  verabfolgt  werden.  Unterdessen  aber  wer- 
den die  Ehesachen  von  den  bürgerlichen  Gerichten  entschieden  werden, 
jedoch  mit  dem  ausdrücklichen  Vorbehalte,  daß  die  Scheidungsurtheile 
nur  hinsichtlich  ihrer  bürgerlichen  Wirksamkeit  überall  als  gültig  anzu- 
sehen sind,  die  Bischöfe  aber  nicht  verbindlich  machen  können,  diese 
Auflösung  des  Ehebundes  anzuerkennen  und  auch  auf  Katholiken  aus- 
zudehnen. Hinsichtlich  der  Dispensationen  vom  dritten  und  vierten 
Grade,  welche  vom  vaterländischen  Gesetze  verboten,  nach  den  Grund- 
sätzen der  Evangelischen  dagegen  zulässig  sind,  entbindet  Se.  Majestät 
die  Evangelischen  von  der  Nothwendigkeit,  diese  Dispensationen  bei 
ihm  nachzusuchen. 

12.  Da  die  Evangelischen  durch  die  Fürsorge  dieses  für  immer  gül- 
tigen Gesetzes  in  Betreff  der  freien  Religionsübung  und  des  Besitzes  ihrer 
Kirchen,  Schulen,  Pfarreien  und  Stiftungen  auf  alle  Art  vollkommene 
Sicherheit  erhalten,  so  wird  zur  Befestigung  des  Friedens  und  der 
Eintracht  zwischen  ihnen  und  den  katholischen  Landesbewohnern  ver- 
ordnet, daß  hinsichtlich  des  Eigenthums  von  Kirchen,  Schulen  und 
Stiftungen  der  gegenwärtige  Besitzstand  in  der  Art  zur  Richtschnur 
zu  nehmen  ist  (jedoch  unbeschadet  der  Ansprüche  der  Evangelischen 
auf  die  Szirmay'sche,  Hrabovszky'sche  und  Apaffy'sche  Stiftung,  in- 
wieweit sie  dieselben  erproben  können),  daß  die  Stiftungen  der  Katho- 
lischen für  die  Katholischen,  der  Evangelischen  für  die  Evangelischen  zu 
verwenden  sind.  Daher  sollen  beide  Theile  von  fernem  Ansprüchen  nicht 
nur  abstehen,  sondern  es  dürfen  auch  künftighin  Wegnahmen  von  Kir- 
chen, Schulen  und  Pfarreien  unter  keinem  Vorvvande  zugelassen  werden; 
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jene  aber,  die  sich  solcher  gewaltthätigen  Wegnahmen  schuldig  machten, 
sollen  in  die  Strafe  von  600  ungarischen  Gulden  verfallen. 

13.  Da  der  Uebertritt  von  der  katholischen  Religion  zu  einer  der 
im  Sinne  der  Friedensschlüsse  aufgenommenen  evangelischen  den  Grund- 
sätzen der  katholischen  Religion  zuwider  ist,  sollen  dergleichen  vorkom- 
mende Fälle,  damit  derselbe  nicht  leichtfertig  geschehe,  Sr.  Majestät  be- 
richtet werden.  Außerdem  wird  bei  schwercrStrafe  verboten,  daß  irgend- 
jemand einen  Katholiken  zur  Annahme  der  evangelischen  Religion  durch 
welches  Mittel  immer  zu  verlocken  sich  erkühne.  ^ 

14.  Es  wurde  schon  oben  ausgesprochen,  daß  diese  Rechte  der  Evan- 
gelischen blos  im  Umfange  des  Königreichs  Ungarn  Gültigkeit  haben, 
daß  mithin  die  Königreiche  Dalmatien,  Slawonien  und  Kroatien  im  fer- 
nem Gebrauche  ihrer  Municipialgesetze  verbleiben,  also  die  Evangelischen 
innerhalb  der  Grenzen  dieser  Königreiche  weder  Güter  zu  besitzen  noch 
ein  öffentliches  oder  Privatamt  zu  bekleiden  fähig  sind.  Es  steht  jedoch 
den  Evangelischen  Augsburger  und  Helvetischer  Confession  frei,  ihre  er- 
erbten Besitzrechte  auch  innerhalb  derselben  auf  dem  Rechtswege  dieser 
Königreiche  zu  suchen,  und  wenn  sie  auf  demselben  eine  Besitzung  er- 
langten, behält  es  Se.  Majestät  sich  vor,  für  ihre  Entschädigung  zu  sor- 
gen. Ueberdies  sollen  die  einigen  im  untern  Slawonien  gelegenen  Ort- 
schaften, theils  Augsburger  theils  Helvetischer  Confession,  auch  künftig 
nicht  nur  auf  keine  Weise  bedrängt,  sondern  in  der  freien  Religionsübung, 
die  sie  jetzt  genießen,  ferner  erhalten  werden.  Endlich  steht  es  Evange- 
lischen frei,  des  Handels  oder  der  Fabriken  wegen  einen  Aufenthaltsort 
zu  miethen,  aber  ohne  Besitz  eines  adelichen  oder  bürgerlichen  Grundes. 

15.  GemischteEben  müssen  vor  den  katholischen  Pfarrern  geschlossen 
werden,  denen  es  verboten  ist,  denselben  unter  welchem  Vorwand  immer 
Hindernisse  entgegenzusetzen.-  Die  in  denselben  erzeugten  Kinder  soll  en 
der  Religion  des  Vaters  folgen,  wenn  dieser  katholisch  ist,  wenn  aber  die 
Mutter  katholisch  ist,  d  ürfen  die  Kinder  männlichen  Geschlechts  der  Re- 
ligion des  Vaters  folgen. 

16.  Die  Sachen  sowol  solcher  Ehen,  die  schon  gemischt  waren,  als 
sie  geschlossen  wurden,  wie  auch  solcher,  die  durch  den  Uebertritt  des 
einen  Theils  zu  der  katholischen  oder  evangelischen  Religion  gemischte 
wurden,  da  es  sich  in  beiden  Fällen  von  einem  wahrhaftigen  Sakrament 
handelt,  werden  den  geistlichen  Stülilen  der  Katholiken  zugewiesen. 

17.  Diedcr  Augsburger  und  Helvetischen  Confession  Zugethanen  sollen 
zur  Vermeidung  öftentlichen  Aergernisses  die  jetzt  gebräuchlichen  Fest- 
tage der  Katholiken  in  der  Oeffentlichkeit,  jedoch  nicht  im  häuslichen 
Kreise,  in  welchem  sie  außer  Geräusch  machenden  jede  andere  Arbeit 
verrichten  dürfen,  beobachten,  mit  dem  Zusätze,  daß  Grundherren  und 
Familienvätern  bei  Fiscalaction  verboten  sei,  ihre  Dienstboten  und  Unter- 


'  In  der  ursprünglichen  Resolution  wiiJ  der  von  den  Evangelischen  zu- 
erst vorgeschlagene  Unterricht  in  der  katholischen  Religion  derer,  die  von 
derselben  zur  evangelischen  übertreten,  angeordnet,  der  später  auch  wirklich 
eingeführt  wurde. 

^  Steht  nicht  in  der  ursprüuglicheu  Resolution. 
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gebeneii  von  der  Feier  der  Feste,  Ceremouien  und  Andacbten  ihrer  Re- 
ligion abzuhalten.  ^ 

Dieser  XXVI.  Artikel  von  1790/91  gibt  den  Evangelischen  die  Rechte, 
welche  ihre  Kirchen  in  Ungarn,  sobald  sie  entstanden  waren  und  sich  ohne 
Einfluß  des  Staats  selbst  organisirt  halten,  thatsächlich,  später  vermöge 
der  Friedensschlüsse  von  Wien  und  Linz  auch  gesetzlich  besaßen,  und  die 
ihnen  seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  entrissen  worden,  zwar 
sehr  unvollständig  und  mit  vielen  Beschränkungen  zurück;  befestigt  aber 
dadurch,  daß  er  jene  Friedensschlüsse  als  unumstößliche  Staatsverträge 
anerkennt,  den  Grund,  auf  dem  sie  beruhen,  unerschütterlich.  Auf  den- 
selben fußend  wehrten  die  Evangelischen  die  unter  Franz  I.  vom  katho- 
lischen Klerus  und  der  Regierung  auf  ihre  Kirche  unternommenen  An- 
griffe von  derselben  ab,  forderten  sie  besonders  an  den  letzten  Reichstagen 
vor  1848  die  ihnen  noch  vorenthaltenen  Rechte  zurück,  lehnten  sie  die 
ihnen  1848  gemachten  Anerbietungen  ab,  weil  deren  Annahme  sie  von 
der  Gunst  oder  Ungunst  der  jedesmaligen  Regierung  abhängig  gemacht 
hätte,  erhoben  sie  sich  einmüthig  wider  das  kaiserliche  Patent  vom 
1.  September  1859,  durch  das  ihrer  Kirche  unter  Verheißung  materieller 
Vortheile  eine  geänderte  Organisation  und  Verfassung  aufgezwungen  wer- 
den sollte,  und  retteten  die  Autonomie  derselben,  und  um  diese  zu  wah- 
ren, halten  sie  an  jenem  Artikel  auch  jetzt  noch  fest,  nachdem  derLIII.  Ar- 
tikel von  1868  allen  christlichen  Glaubensgenossenschaften  im  Verhält- 
nisse zueinander  gleiche  Rechte  verliehen  hat. 

Dem  vierten  Punkte  des  Religionsgesetzes  gemäß  kamen  die  Evange- 
lischen beim  König  um  die  Bewilligung  ein,  dieSynode  abzuhalten,  welche 
ihr  Kirchen-  und  Schulwesen  ordnen  solle.  Nachdem  Leopold  ihnen  die- 
selbe bereitwillig  ertheilt  hatte,  versammelten  sich  die  Repräsentanten 
der  Evangelischen  Augsburger  Confession  am  14.  September  in  Pest,  die 
der  Evangelischen  Helvetischer  Confession  in  Ofen;  die  erstem  wählten 
zum  Präsidenten  den  Baron  Ladislaus  Pronay,  die  zweiten  den  Grafen 
Joseph  Teleki;  der  König  sandte  als  seinen  Commissar  bei  den  Sitzungen 
jener  den  Grafen  Joseph  Brunszvik,  bei  den  Sitzungen  dieser  den  Ober- 
gespan von  Arad,  Paul  Almäsy. 

Auf  Antrag  der  Reformirten  wurden  von  den  Synoden  Commissionen 
entsendet,  die,  aus  Repräsentanten  beider  Kirchen  bestehend,  mit  Aus- 
schließung der  Lehrbegriffe  übt-r  eine  gleiche  Organisation  der  Synoden 
selbst,  der  Consistorien,  der  Districtual-,  Senioral-  und  Gemeinde- 
convente,  über  das  Verfahren  in  Ehesachen,  die  Verwaltung  des  Kirchen- 
vermögens, Einrichtung  der  Schulen,  über  Liturgie,  Ceremonien  und 
Kirchenzucht  Vorschläge  auszuarbeiten  hatten  und  auch  vorlegten.  Aber 
die  anfangliche  Einigkeit  nahm  bald  ein  Ende.  Die  Mitglieder  der 
Synode  vom  geistlichen  Stande  forderten,  daß  aus  ihrer  Mitte  ein  zweiter 
Präsident  erwählt  werde,  was  die  weltlichen  nicht  zugeben  wollten. 
Auch  entstand  über  die  Rechte  der  Districtualinspectoren  und  Superin- 
tendenten, der  Gemeindeinspectoreu  und  Pfarrer,  wie  auch  darüber,  ob 
die  Consistorien  ausschließlich  geistliche  oder  doch  vorwiegend  geist- 

'  Das  GeseU  im  Corpus  juris  Hung. 
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liehe  oder  geistliche  und  weltliche  Mitglieder  in  gleicher  Zahl  haben  sollten 
(die  reformirte  Geistlichkeit  besonders  forderte  das  erstere),  heftiger  Streit. 
Mit  Erbitterung  wurde  jedoch  vornehmlich  für  und  wider  die  Beeidigung 
der  Geistlichen  auf  die  symbolischen  Bücher  ihrer  Kirche  gekämpft,  und  als 
diese  Frage  besonders  hinsichtlich  der  Concordienformel  der  Lutheraner 
aufgeworfen  wurde,  welche  im  tinstern  Geiste  ihrer  Zeit  beleidigende 
Ausfälle  gegen  die  Glaubenssätze  der  Reformirten  enthält,  schien  es  so- 
gar zu  einer  Entzweiung  der  Schwesterkirchen  kommen  zu  wollen.  Für 
vernünftig  denkende  Evangelische  war  es  ein  trauriges,  für  schadenfrohe 
Katholiken  ein  ergötzliches  Schauspiel,  daß  dort,  wo  man  nach  endlich 
mühsam  erlangter  Berechtigung  in  Ruhe  und  Eintracht  berathen  sollte, 
Zank  und  Zerwürfniß  herrschten.  Das  bewog  den  Feldmarschall,  Prinzen 
Josias  von  Koburg,  seine  Glaubensgenossen  nachdrücklich  zu  gegen- 
seitiger Nachgiebigkeit  und  zum  Frieden  zu  ermahnen.  Sein  Schreiben, 
noch  mehr  das  Einverständniß  und  die  Umsicht  der  beiden  Präsidenten 
bewirkten,  daß  die  Verhandlungen  einen  ruhigem  und  würdigern  Ver- 
lauf nahmen.  Die  Einigung  über  die  Gegenstände  des  Streites  kam  zu 
Stande;  die  Organisation  der  Consistorien  und  der  Convente  nebst  der 
ordnungsmäßigen  Abstufung  der  letztern  wurde  festgesetzt,  die  jähr- 
lich zweimalige  Abhaltung  eines  Generalconsistoriums  in  Pest  be- 
schlossen und  ein  Fonds  von  .34250  Gulden  zur  Bestreitung  der  nöthig- 
sten  Ausgaben  in  wenigen  Augenblicken  gesammelt.  Die  Synoden 
schlössen  ihre  Sitzungen  am  14.  October,  und  eine  Deputation  über- 
reichte dem  König  die  Beschlüsse  derselben  zur  Bestätigung.  Der  Car- 
dinal und  Fürst-Primas  Batthyäny  suchte  die  Bestätigung  derselben  auf 
jede  Weise  zu  hintertreiben,  und  sie  unterblieb  für  immer,  da  Leopold, 
bevor  er  .-^ie  vollzogen  hatte,  am  18.  Februar  1701  plötzlich  starb,  sein 
Nachfolger  aber.  Franz  L,  dieselbe  unterließ.  Die  Evangelischen  selbst 
betrieben  die  Bestätigung  nicht  ernstlich,  weil  sie  bald  erkannten,  wie 
viel  Mangelhaftes  und  ganz  Verfehltes  die  Synodalbeschlüsse  enthielten. 


AViederaufblülieii  der  iiiigarischeii  Literatur, 
von  1780  bis  zum  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 

1.  Schöne  Literatur.  —  2.  Wissenschaftliche  Literatur. 

Die  ungarische  Literatur  fing  schon  in  den  letzten  zehn  Jahren  von 
der  Regierung  Maria  Theresia's  an,  sich  aus  dem  Verfall  zu  erheben, 
in  welchen  sie  unter  dem  schweren  Drucke  des  politischen  Despotismus 
und  der  religiösen  Unduldsamkeit  seit  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts gesunken  war.  Trotz  aller  Bücherverbote  und  strengen  Cen- 
suren  hatte  man  die  herrlichen  Werke  der  vorzüglichsten  Schriftsteller 
in  Bildung  weit  fortgeschrittener  Nationen  kennen  gelernt  und  bewun- 
derte den  geistvollen  Inhalt  und  die  bezaubernde  Schönheit  der  Sprache 
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derselben,  wurde  aber  auch  zu  dem  peinlichen  Geständnisse  genöthigt, 
daß  die  Literatur  Ungarns  weit  hinter  der  Literatur  jener  Länder  zu- 
rückgeblieben sei.  Der  Wunsch,  ihnen  nachzustreben,  sie  einzuholen, 
erwachte,  und  die  Muster,  an  die  man  sich  halten  konnte,  lagen  vor. 
Glücklicherweise  verminderten  sich  auch  die  Ursachen  der  Entmuthigung 
zu  geistiger  Thätigkeit  und  die  Hindernisse,  auf  welche  Schriftsteller  bei 
der  Veröffentlichung  ihrer  Arbeiten  durch  den  Druck  gestoßen  waren, 
als  Kaiser  Joseph  IL  Mitregent  seiner  überfrommen  Mutter  geworden 
war  und,  soviel  er  vermochte,  den  Einfluß  lichtscheuer  Priester  und 
Staatsdiener  beschränkte,  die  Handhabung  der  noch  immer  bestehenden 
strengen  Censurvorschriften  milderte  und  aufgeklärte  Männer  zu  litera- 
rischen Arbeiten  ermunterte.  Das  kam  auch  der  ungarischen  Literatur 
zu  gute;  Männer,  denen  die  Ehre  und  Bildung  ihrer  Nation  am  Herzen 
lag,  entschlossen  sich  nun,  ungarisch  zu  schreiben,  die  während  der  Zeit 
ihrer  Vernachlässigung  nicht  nur  an  Worten  und  Formen  verarmte,  son- 
dern auch  entartete  Sprache  wieder  aus  ihrem  Verfalle  zu  erheben  und 
zum  Aufkommen  einer  nationalen  Literatur  mitzuwirken.  Dieses  Streben 
wurde  allgemein  und  kräftig,  als  Joseph  im  vierten  Jahre  seiner  Regie- 
rung, 1784,  zu  der  Vervi'irklichung  des  Einheitsstaates  schritt,  der  alle 
Länder  seiner  Monarchie  umfassen  sollte,  und  auch  in  Ungarn  den  Re- 
gierungsbehörden, Gerichten  und  Schulen  die  deutsche  Sprache  auf- 
zwang, mithin  die  ungarische  aus  dem  öffentlichen  Leben  verbannte  und 
dadurch  selbst  die  fernere  Existenz  der  Nation  gefährdete.  Nun  ver- 
wandelte sich  die  Geringschätzung  der  Nationalspracbe  in  Begeisterung 
für  dieselbe;  sie  fand  Eingang  auch  in  die  Kreise  der  vornehmern  Ge- 
sellschaft, wurde  Gegenstand  und  Mittel  des  Unterrichts  in  den  Schulen, 
erklang  in  den  Sitzungen  der  Behörden,  der  Gespauschafteu  und  der 
Reichsstände;  zugleich  mehrte  sich  dieZahl  derer,  die  kleinere  oder  größere 
Werke  in  dei'selben  verfaßten  und  sich  bemühten,  sie  grammatikalisch 
zu  regeln,  zu  bereichern  und  von  allem  Fremdartigen  zu  reinigen,  ihr 
Genauigkeit  und  Anmuth  zu  geben.  Seit  dieser  Zeit  erhob  sich  die 
ungarische  Literatur  nach  und  nach  zu  der  Stufe,  auf  welcher  sie 
heute  steht. 


L   Sdiöue  Literatur. 

Die  meisten  dieser  Schriftsteller  glaubten  die  Ausbildung  der  ungari- 
schen Sprache  und  Literatur  dadurch  am  wirksamsten  zu  fördern  und 
zugleich  den  Sinn  für  das  Wahre  und  Schöne  wecken  zu  können,  daß 
sie  classische  Werke  des  Alterthums  und  der  neuern  Zeit  theils  über- 
setzten, theils  nach  dem  Geschmack  ihrer  Nation  umarbeiteten,  theils 
nachahmten.  So  wählten  denn  die  einen  unter  ihnen  griechische  und 
lateinische,  die  andern  französische  Werke  zu  ihren  Vorbildern  —  gegen 
die  deutschen  hatte  sie  Joseph  mit  Abneigung  erfüllt.  Es  traten  aber 
auch  Schriftsteller  auf,  die  sich  wenig  oder  gar  nicht  nach  fremden 
Mustern  richteten,  sondern  für  das  Volk  in  dessen  Denkungsart  und 
Sprechweise  schrieben. 
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Der  erste  unter  denen,  die  nach  französischen  Vorbildern  schrieben, 
war  Georj;  Bessenyei;  er  dichtete  noch  in  der  Zeit  Maria  Theresia's 
die  Tragödien  „Agis''  (dritter  König  der  Spartaner  dieses  Namens,  der 
bei  dem  Versuche,  die  Lykurgische  \  erfassung  wiederherzustellen,  er- 
mordet wurde),  „Uunyady  Läsziö''  (Wien  1772)  und  „Buda"'  (Pest  1773), 
worin  er  im  rednerischen  Pathos  der  französischen  Tragiker,  aber  ohne 
Entwickelung  der  Handlungen  und  Charaktere,  in  dramatischer  Form  und 
Alexaudrinein  die  Geschichte  seiner  Heroen  vorträgt.  Besser  gelang 
ihm  das  Lustspiel  ,,A  Philosophus"  (Pest  1777),  wobei  ihm  Moliere  vor- 
schwebte und  welches  in  Pouthyi  die  Denkungsart,  Sitten  und  Hand- 
lungsweise eines  ehrenhaften  ungarischen  Landedelmanns  der  damaligen 
Zeit  treflfend  darstellt.  Den  Druck  des  Epos  „Mätyäs  Kiräly"  in  sechs 
Gesängen  untersagte  der  Ceusor.  Am  besten  gelang  ihm  „Az  ember 
probäja,  Die  Erprobung  des  Menschen",  nach  einer  französischen  Ueber- 
setzung  von  Pupe's  Werk  ähnlichen  Inhalts,  dem  er  elegische  Dichtungen 
beifügte  (Wien  1772).  Das  Feld  der  Gesciiichte  betrat  er  mit,,  Hunyudy 
Jänos  Elete,  Das  Leben  J.  II."  (Wien  1778),  schrieb  sodann  „A  magyar 
nemzet  philosophiai  törtenete,  Philosophische  Geschichte  der  ungarischen 
Nation",  „Europa  tizenegyedik  szäzatban,  Europa  im  11.  Jahrhundert", 
und  „A  törvenynek  utja,  Der  Weg  der  Gesetze".  Diese  Werke,  die  er 
nach  den  Grundsätzen  Montesquieu's  und  ^'oltaire's  verfaßte,  blieben 
ungedruckt,  weil  die  Censur  ihnen  das  Imprimatur  versagte.  Etliche 
kleinere  Schriften  gab  er  nebenbei  von  1772  — 1779  heraus.  Bessenyei 
schrieb  in  kurzer  Zeit  zu  viel  und  zu  Verschiedenartiges,  als  daß  er  Vor- 
zügliches hätte  liefern  können;  machte  sich  aber  dadurch  verdient,  daß 
er  es  "wagte,  in  ungarischer  Sprache  über  Dinge,  für  welche  sie  noch 
ganz  ungeeignet  schien,  und  dazu  in  kühner,  von  den  Mächtigen  ver- 
pönter Art  zu  schreiben;  daß  er  andere,  seinem  Beispiele  zu  folgen,  an- 
eiferte; daß  er  statt  der  vierzeiligen  sich  gleichreimenden  Strophe 
Zrinyi's  den  regelmäßigen  und  sich  paarweise  männlich  und  weiblich 
reimenden  Alexandriner  einfülirte  und  außerdem  einen  Verein  ungarischer 
^thrittsteller  stiftete,  der  sich  zu  einer  wissenschaftlichen  Gesellschaft 
»erweitern  sollte.  Diesem  Verein  als  einer  der  ersten  beitretend,  sprach 
der  alte  Baron  Lorenz  Orczy,  General  und  Obergespan,  seine  Lebeus- 
philosophie  und  Vaterlandsliebe  in  Gedichten  und  Briefen  aus.  Dem- 
selben gehörten  auch  der  Gardist  und  spätere  Oberst,  Alexander  Baröczy, 
und  Paul  Anyös,  vom  Ordi.-n  Paul's  des  Eremiten,  an.  Der  erstere  dich- 
tete Erzählungen  (Wien  1774;  und  übersetzte  Marmontel's  „Contes 
moraux"  und  Caprenede's  Roman  „Cassandra"  (die  letzte  Ausgabe  sei- 
ner Werke,  von  Franz  Kazinczy  besorgt,  Pest  1813 — 14).  Der  andere, 
als  ahnte  er  seinen  frühen  Tod,  beklagte  in  Elegien  und  Briefen  die  Ver- 
gänglichkeit des  irdischen  Lebens  (herausgegeben  von  Bacsänyi,  Pest 
1785).  Baniczy  handhabte  die  noch  ungelenke  Sprache  mit  bewun- 
dernswürdiger Geschicklichkeit  in  Versen  und  Prosa.  Anyös  machte  die 
Tiefe  seiner  Gefülile  ui.d  den  Wohlklang  seiner  Verse  zu  einem  auch 
jetzt  noch  beliebten  Dichter.  Graf  Adam  Teleki,  Kronhüter,  übersetzte 
Corneille''s  .,Cid"  (Klausenburg  1773),  Joseph  Peczeli,  reformirter  Pre- 
diger  in  Koniorn,    Dramen  Hacine's  und  Voltaire's    (Raab   1784),    des 
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letztern  „Henriade"  (1786),  Fabeln  Lafontaine's,  zu  denen  er  von  ihm 
selbst  verfaßte  hinzufügte  (1788),  und  Young's  „Nachtgedanken"  (1787 
und  1795),  Samuel  Szilägyi,  reformirter  Superintendent,  treuer  und 
besser  als  Peczeli,  die  „Henriade"  (Preßburg  1789). 

Unter  denen,  die  Werke  römischer  und  griechischer  Classiker  theils 
übersetzten,  theils  nachahmten,  that  sich  der  Exjesuit  David  Szabo 
Maroti,  gewöhnlich  schlechtweg  Maröti  genannt,  hervor.  Er  schrieb 
„üj  mertekre  vett  küiömb  versek,  Verschiedene  nach  neuen  Metren  ge- 
bildete Verse"  (3  Bde.,  Kaschau  1777  und  noch  dreimal  verbesöert  und 
vermehrt),  außerdem  übersetzte  er  Virgil's  „Aeneide"  (Wien  1810  und 
1813).  Werthvoller  sind  die  Arbeiten  des  Piaristenlehrers  Nikolaus 
Revai,  der  theils  von  ihm  selbst  gedichtete,  theils  dem  Ovid,  Tibull,  Pro- 
pertius  und  Moschus  entnommene  Elegien  herausgab  („Alagyagäk",  Preß- 
burg 1778),  auch  das  erste  Buch  der  Ilias  und  Oden  des  Anakreon  über- 
setzte, die  nicht  gedruckt  wurden.  Joseph  Rajnis  gab  im  „Magyar 
Helikonra  verczö  kalausz,  Der  auf  den  ungarischen  Helikon  führende 
Wegweiser"  Anleitungen  zur  Poesie,  die  er  theils  mit  von  ihm  selbst 
verfaßten,  theils  aus  dem  Virgil  genommenen  Beispielen  erläuterte  (Preß- 
burg 1781);  auch  lieferte  er  eine  Uebersetzung  Virgil's  („Magyar  Vir- 
gilius",  Preßburg  1789,  Pest  1814).  Die  drei  Genannten  wurden  von 
Benedict  Viräg  übertrofFen,  der  in  seinen  Oden,  Fabeln,  Epigrammen 
und  poetischen  Briefen  („Viräg  poetai  munkai",  Pest  1799,  1822  und 
1863),  desgleichen  in  der  Uebersetzung  sämmtlicher  Werke  desHoratius 
(Pest  1815  — 1824)  nicht  nur  die  äußere  Form  der  Classiker,  sondern 
auch  ihren  Geist  treu  wiedergab.  Diese  und  andere  weniger  bedeutende 
Dichter  wiesen  die  Ungarn  an  die  alten  Classiker,  die  unübertrefflichen 
Vorbilder  des  einfach  Schönen  und  Erhabenen,  wodurch  sie  dieselben 
abhielten,  die  rednerisch -pomphafte  Schreibart  mancher  französischen 
Dichter,  besonders  Tragiker,  nachzuahmen,  die  bei  Nachahmern  in  leeren 
Schwulst  ausartet.  Sie  begründeten  aber  auch  die  ungarische  Metrik. 
Bis  auf  sie  zählte  man  blos  die  Silben  der  Verse  ohne  Rücksicht  auf 
deren  Länge  oder  Kürze,  und  reimte,  ohne  auf  den  Rhythmus  zu  achten, 
sodaß  sich  die  gebundene  Rede  von  der  ungebundenen  nur  durch  den 
Reim  oder  die  Alliteration  unterschied.  Sie  führten  die  Versmaße  der 
Griechen  und  Römer  ein,  für  die  sich  die  ungarische  Sprache,  die  wie 
die  jener  nicht  den  Accent,  sondern  die  Zeitdauer  hervorhebt,  vorzüglich 
eignet,  und  begründeten  hiermit  eine  der  Natur  derselben  angemessene 
Metrik,  die  den  Rhythmus  mit  sich  bringt.  Sie  fehlten  aber  darin,  daß 
sie  den  Reim  verwarfen,  den  die  meisten  neuern  Versmaße  fordern. 

Unter  denen,  die  weniger  nach  griechischen  und  römischen  oder  fran- 
zösischen Vorbildern  in  der  Art  der  altern  ungarischen  Poesien  und  im 
Volkstone  dichteten,  war  unstreitig  Andreas  Dugonics  der  erste. 
Den  Stoff  für  seine  epischen  Gedichte  nahm  er  zwar  aus  den  alten  Clas- 
sikern,  behielt  aber  weder  deren  Hexameter  bei,  noch  strebte  er  ihre 
einfach  erhabene  Sprache  nachzuahmen,  sondern  verfaßte  im  Versmaße 
und  dem  Style  Göngyösi's:  „Troja  Ve&zdelme,  Trojas  Untergang",  nach 
dem  zweiten  Buche  von  Virgil's  „Aeneide"  (Preßburg  1774),  „Ulysses 
Törteneli,  Thaten  des  Ulysses",  nach  Homer  (Pest  17.S0),  ,,Az  gyapjas 
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vitezek,  Die  Helden  des  Vlieses"  (Preßburg  1794),  „A  szerecsenek,  Die 
Möhren'-,  nach  Heliodor's  „Aethiopica"  (Pest  1798).  Viel  werthvoUer 
sind  seine  Romaue,  die  er  der  Geschichte  und  dem  Leben  des  ungarischen 
Volks  entnahm:  „Etelka^'  (2  Bde.,  Freßburg  1787,  1791  und  180G), 
„Az  arany  perecek,  Die  goldenen  Armbänder'''  (Preßburg  1790  und 
1808),  „Jolanta"  (2  Bde.,  Preßburg  1803).  Er  wollte  in  denselben  die 
alten  ungarischen  Zeiten  schildern,  was  ihm  nicht  gelang,  denn  er  trägt 
in  dieselben  die  Denkungsart  und  die  Sitten  der  neuern  Zeit  hinüber,  auch 
gebricht  es  dem  Charakter  der  handelnden  Personen  an  psychologischer 
Wahrheit.  Dabei  wird  seine  Sprache,  indem  er  volksthündich  sein  will, 
oft  gemein.  Dessenungeachtet  fanden  seine  Romane  großen  Beifall  unter 
allen  Volksklassen  wegen  der  patriotischen  Gesinnung,  die  aus  denselben 
hervorleuchtet,  und  trugen  viel  zur  Belebung  des  Nationalgeistes  bei. 
Dasselbe  gilt  auch  von  seinen  Schauspielen:  „Toldi  Miklös",  „Etelka", 
„Bätori  Maria",  „Kun  Laszlo",  welche  er  1794  und  1795  veröffentlichte. 
Obgleich  sie  den  Regeln  der  Dramaturgie  nicht  entsprechen,  ja  dagegen 
verstoßen,  erhielten  sie  sich  dennoch  längere  Zeit  auf  der  Bühne.  Adam 
Horvath-Palöczi  verfaßte  das  Heldengedicht  „Hunnias"  (Raab  1787), 
dessen  Held  Johann  Hunyadi  ist.  Eine  Anzahl  anderer,  die  im  Volks- 
tone schrieben,  mag  unerwähnt  bleiben,  da  ihre  unbedeutenden  Werke 
bald  der  verdienten  Vergessenheit  anheimfielen.  Dagegen  verdient  Graf 
Joseph  Guadünyi,  Cavaleriegeneral,  genannt  zu  werden  wegen  seiner 
scherzhaften  Romane:  „Egy  falusi  notarius  budai  utazäsa,  Die  Reise 
eines  Dorfnotars  nach  Ofen"  (Preßburg  1790  und  1822),  „Falusi  no- 
tariusnak  elmelkedesei,  Betrachtungen  des  Dorfnotars"  (Preßburg  1795 
und  1822),  worin  er  in  komischen  Auftritten  den  Coutrast  veralteter 
und  neuer  Denkweise  und  Sitte  treffend  vor  Augen  stellt.  „Rontö  Päl, 
Paul  der  Verderber"  (Preßburg  1793  und  1816),  der  noch  mehr  Beifall 
fand,  enthält  die  Großsprechereien  eines  gemeinen  Husaren  von  seinen 
Erlebnissen  und  Thaten.  Die  Satire  „Mostan  folyo  orszäggylesnek 
satirico-crilica  valö  leirasa,  Satirisch -kritische  Beschreibung  des  jetzt 
verlaufenden  Reichstags"  (Leipzig  1791),  schildert  in  großen  Worten 
die  kleinlichen  Parteikämpfe  des  Reichstags  von  1790 — 91.  Nennens- 
werth  ist  ferner  Michael  Fazekas;  er  dichtete  Lieder  und  Oden,  die  noch 
immer  geschätzt  werden,  wurde  aber  zu  seiner  Zeit  weit  mehr  gepriesen 
wegen  seines  volksthümlich- komischen  Epos  „Ludas  Matyi,  Matz  der 
Gänsehirt"  (mehrmals  ohne  Angabe  des  Jahres  gedruckt,  eine  üLite 
illustrirte  Ausgabe,  Wien  1817  und  Ofen  1831),  das  in  Hexametern  und 
vier  Abtheilungen  die  Rache  beschreibt,  welche  das  Volk  an  seineu 
tyrannischen  Grundherren  nimmt. 

Keiner  der  bisher  Genannten  bewirkte  eine  so  fast  gänzliche  Um- 
gestaltung der  ungarischen  Sprache  in  der  Poesie  und  Prosa  als  Franz 
Kazinczy,  gel),  zu  Ersemleny  in  der  Gespanschaft  Bihar  am  27.  Oc- 
tober  1759.  Bei  seinem  Auftreten  als  Schriftsteller  schrieb  er:  „Alles 
war  unfertig,  unser  Lexikon  arm,  unsere  Grammatik  schwankend  und 
mangelhaft,  unser  Stil  gezwungen  und  ungelenk;  ich  wünschte",  fuhr  er 
fort,  „daß  meine  Sprache  v(»n  den  Schriftstellern  des  Auslandes  freien 
Fluß  und  Glätte,  von  den  Alten  .\del  lerne."  ....    Von  diesem  Wunsche 
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beseelt,  stiftete  er  mit  mebrern  gleichgesinnten  Männern  einen  Verein, 
„Die  Kaschauer  Gesellschuft",  der  es  sich  zur  Aufgabe  machte,  die 
ungarische  Sprache  zu  vervollkommnen,  und  zu  dem  Endzweck  1788  die 
Zeitschrift  „Magyar  Museum"  gründete,  deren  Redaction  Kazinczy, 
Bacsänyi  und  Baroti  übernahmen;  sie  erschien  in  Kaschau  und  Pest. 
Eine  zweite,  „Orpheus",  gründete  1790  und  redigirte  Kazinczy  allein. 
Hiermit  war  denen,  die  den  Drang  dazu  fühlten,  Gelegenheit  gegeben, 
ihre  Ansichten  über  Verbesserung  der  Sprache,  über  Poesie  und  Prosa 
mitzutheilen  und  eigene  Arbeiten  zu  veröffentlichen,  was  die  Fortschritte 
der  Literatur  ungemein  förderte.  Kazinczy  hatte  schon  durch  einzelne 
Gedichte,  wie:  „Fogy  az  elet,  Das  Leben  flieht",  „Egtem  erted.  Ich 
brannte  für  dich",  allgemeine  Aufmerksamkeit  erregt,  als  er  „Gessner 
Salamon  Idylliumai",  die  Uebersetzung  von  S.  Gessner's  Idyllen  heraus- 
gab (Kaschau  1788),  die  mit  großem  Beifall  aufgenommen  wurde. 
-Diesen  folgten  „Bacsmegyei  Levelek,  költött  törtenet,  Briefe  aus  der 
bäcser  Gespanschaft,  eine  erdichtete  Geschichte"  (Kaschau  1789),  die 
durch  geistreiche  Behandlung  des  Stofis  und  Schönheit  des  Stils  wahre 
Begeisterung  weckten.  Diesen  folgten:  „Stella,  dräma  öt  felvonäsban, 
azoknak,  akik  szeretnek,  Goethe  utän,  St.  Dr.  in  fünf  Aufzügen,  für  die, 
welche  lieben,  nach  G."  und  „A  Vak  lantos,  rege  a  hajdani  korbol,  Veit 
Weber  utan,  Der  blinde  Lautenschläger,  Sage  aus  der  vormaligen  Zeit 
nach  V.W."  (Preßburg  1794).  In  „Stella"  gibt  er  den  vollendeten  dra- 
matischen Dialog  Goethe's,  im  „Lautenschläger"  die  einfache  Sprachweise 
der  vormaligen  Zeit  mit  sorgfältiger  Treue  wieder.  Außerdem  behan- 
delte er  in  seinem  ausgebreiteten  Briefwechsel  grammatikalische,  ortho- 
graphische und  ästhetische  Fragen,  wodurch  er  in  weitem  Kreise  beleh- 
rend und  anregend  wirkte.  Es  war  daher  ein  schwerer  Verlust  für  die 
ungarische  Literatur,  als  er  1794  in  die  sogenannte  Martinovicä'sche 
Verschwörung  verwickelt  und  zum  Tode  verurtheilt  wurde,  aber,  von 
Franz  I.  begnadigt,  sieben  Jahre  in  harter  Gefangenschaft  schmachtete. 
Der  Kerker  brach  jedoch  die  Kraft  seines  Geistes  nicht;  sobald  er  die 
Freiheit  erlangt  hatte,  nahm  er  seine  literarischen  Arbeiten  wieder  auf, 
übertrug  Werke  von  Klopstock  .Wieland,  Lessing,  Goethe,  Schiller, 
Moliere  ins  Ungarische,  indem  er  dieselben  theils  übersetzte,  theils  nach 
dem  Geiste  und  den  Bedürfnissen  seines  Volks  umarbeitete.  Nebstbei 
verfaßte  er  auch  eigene  Werke  und  gab  die  Lebensgeschichte  verstor- 
bener Autoren  heraus.  Seiner  unermüdlichen  Thätigkeit  machte  der 
Tod  am  22.  November  1831  ein  Ende.  Seine  sämmtlichen  Werke 
erschienen  zuletzt  in  Pest  1843  —  44. 

Unter  den  Zeitgenossen  Kazinczy's,  die  mit  ihm  nach  demselben  Ziele 
in  ihrer  Art  strebten,  gab  es  mehrere,  die  genannt  zu  werden  verdienen. 
Gabriel  Dayka  dichtete  Elegien  voll  tiefen,  oft  schwärmerischen  Ge- 
fühls, die  einen  ehrenwerthen  Platz  in  der  ungarischen  Literatur  behaup- 
ten, starb  aber  schon  1796  im  28.  Lebensjahre.  Seine  Gedichte  gab 
Kazinczy  (Pest  1813)  heraus.  Franz  Verseghy  drang  in  der  Schrift: 
„Mi  a  poesis?  Was  ist  die  Poesie?"  (Ofen  1793)  auf  rhythmischen  Fluß 
der  Verse,  auch  gelang  ihm,  in  eigenen  Dichtungen  (zuletzt  herausge- 
gfbcn  von  F.  Toldy,   Pest  1865)    die  Schönheit  der  wahren  Poesie  zu 
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zeigen.  Johann  Bacsänyi's  Gedichte  zeugen  von  weniger  poetischer 
als  patriotischer  Begeisterung.  (Vollständig  und  in  ursprünglicher  Ge- 
stalt sammt  seinen  auserlesenen  prosaischen  Schriften  herausgegeben 
von  F. Toldy,  Pest  1865.)  Joseph  Kärmän  betrat  die  Laufbahn  eines 
Schriftstellers  mit  der  Zeitschrift  „Urania"  (3  Bde.,  Waitzen  1794)  und 
verfaßte  den  werthvollen  psychologischen  Roman  „Fanni  Ilagyomanyai, 
Fanny's  hinterlassene  Aufsätze",  den  Toldy  herausgab  (Pest  1813). 

Die  genannten  Dichter  übertraf  Michael  Csokonai-Vitez  an 
natürlicher  Begabung  und  vielseitigem  gelungenen  Schaffen.  In  De- 
breczin  am  17.  December  1773  geboren,  vollendete  er  am  dasigen 
reformirten  Collegium  seine  Studien  und  erwarb  sich  die  Kenntniß  der 
griechischen  und  lateinischen  wie  auch  mehrerer  neuern  Sprachen 
und  der  classischen  in  denselben  geschriebenen  Werke.  In  seinen 
lyrischen,  satirischen,  epischen  und  dramatischen  Werken  entwickelt  er 
eine  Fülle  von  Gedanken  und  tiefen  Gefühls,  bewegt  er  sich  auf  allen 
Abstufungen  vom  erhaben  Schönen  bis  zum  niedrig  Komischen,  und  trifft 
für  alles  den  rechten  Ausdruck  und  die  passende  Form.  Einige  seiner 
Gedichte  veröffentlichte  er  zuerst  1794  anonym  in  der  „Urania".  Wäh- 
rend des  Reichstags  von  1796  hielt  er  sich  in  Preßburg  auf  und  gab  ein 
poetisches  Wochenblatt  unter  dem  Titel  „Dietai  (reichstägige)  magyar 
Musa"  heraus,  für  welches  er  verschiedenartige  Gedichte  schrieb,  unter 
denen  eines  den  Reichstag  von  1741  besang.  Von  1797  an  verfaßte  er 
die  komisch-satirischen  Epen  „Dorottya,  Dorothea"  und  „Bekaegerharcz, 
Froschmäusekrieg",  eine  Nachahmung  der  fälschlich  dem  Homer  beige- 
legten „Batrachomyomachia",  die  Lustspiele  „Tempeföi"  in  fünf,  „Gersou 
du  Malhereux"  in  zwei  und  „Az  özvegy  (die  Witwe)  Karnone"  in  drei 
Aufzügen,  die  zwar  wegen  seiner  ünbekanntschaft  mit  der  dramatischen 
Technik  fehlerhaft,  aber  durch  witzige  Einfälle  und  drollige  Verwicke- 
lungen ergötzlich  sind;  ferner  Volkslieder  und  Oden,  hierunter  auch  „A 
tavasz"  nach  Kleist,  deren  mehrere  1802  in  der  Zeitschrift  .,Hirmondö" 
erschienen.  Im  Jahre  1804  beschäftigte  er  sich  mit  der  Herausgabe 
seiner  Dichtungen.  Da  er  aber  selbst  das  erforderliche  Geld  nicht 
besaß  und  keinen  Verleger  fand,  konnten  sogleich  nur  „Dorottya"  und 
„Tavasz",  etwas  später  auch  die  erotische  Dichtung  „Lila"  gedruckt 
werden.  „Dorottya"  wurde  mit  großem  Beifall  aufgenommen,  aber  sein 
Ruhm  wurde  erst  begründet,  nachdem  er  am  20.  Januar  1805  gestorben 
war.  Nun  erst  erschienen  seine  zum  Drucke  schon  vorbereiteten  Werke, 
sammelte  man  eifrig  seine  in  Zeitschriften  zerstreuten  Gedichte  und  auch 
die  theils  ernsten,  theils  scherzhaften,  aber  immer  geistreichen  Gelegen- 
heitsgedichte. Am  vollständigsten  gab  dieselben  Franz  Töldy  heraus 
(Pest  1846).  Das  ungeregelte  Leben  Csokonai's  findet  Entschuldigung 
in  dem  jugendlichen  Feuer  seines  Geistes  und  in  der  Armuth,  mit  der  er 
fortwährend  kämpfte.  Daß  er  oft  zum  Derben  und  Gemeinen  herab- 
sinkt und  unter  die  edeln  Gedanken  und  zarten  Empfindungen  seiner 
Dichtungen  Dinge  und  Ausdrücke  mischt,  welche  das  ästhetische  Gefühl 
und  die  gute  Sitte  beleidigen,  rührt  vom  Mangel  an  feinerer  Bildung 
her,  die  er  in  den  Kreisen  nicht  erlangen  konnte,  in  denen  er  sich  von 
Jugend  an  bewegte. 

Keßler.    V.  « 
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2.  Wissenschaftliche  Literatur. 

In  dem  Zeiträume  vom  letzten  Drittheile  des  18.  und  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  blieb  die  wissenschaftliche  ungarische  Literatur  hinter 
den  Fortschritten,  welche  die  schöne  machte,  sichtbar  zurück.  Die  Ur- 
sache ihres  Zurückbleibens  lag  hauptsächlich  darin,  daß  die  ungarische 
Sprache,  von  der  Schule  und  Verwaltung  der  öffentlichen  Angelegen- 
heiten ausgeschlossen,  lange  Zeit  nur  im  Munde  des  Volks  gelebt  hatte, 
und  ihr  deshalb  die  Gelenkigkeit  und  die  Kunstwörter  fehlten,  deren  die 
"Wissenschaften  zur  Darstellung  der  Begriffe  unumgänglich  bedürfen. 
Man  fuhr  daher  fort,  über  wissenschaftliche  Gegenstände  lateinisch,  sel- 
tener deutsch  zu  schreibeu. 

Die  philosophischen  Ideen  und  Systeme,  welche  die  scharfsinnigen 
Denker  des  18.  Jahrhunderts  aufstellten,  verbreiteten  sich  nach  Ungarn, 
indem  viele,  die  nach  höherer  wissenschaftlicher  Bildung  strebten,  beson- 
ders Protestanten,  an  ausländischen  Universitäten  studirten,  und  die 
Werke  jener  Denker  trotz  aller  Verbote  eingeführt  wurden.  Dadurch 
wurde  der  Eifer  angeregt,  eigene  philosophische  Gedanken  vorzutragen 
oder  empfangene  weiter  zu  entwickeln.  Die  meisten,  die  den  Drang 
dazu  fühlten,  schrieben,  wie  schon  gesagt  worden,  lateinisch,  da  aber  ihre 
Schriften  von  keiner  größern  Bedeutung  für  die  Wissenschaft  waren,  so 
seien  hier  nur  die  Männer  erwähnt,  die  einzelne  Theile  der  Philosophie 
in  ungarischer  Sprache  bearbeiteten.  Als  solcher  wurde  Georg  Bessenyei 
schon  erwähnt.  Johann  Molnär  machte  zuerst  den  Versuch,  eine  Logik 
in  ungarischer  Sprache  unter  dem  Titel  „A  gondolat  mestersege,  Die 
Kunst  des  Denkens",  zu  verfassen;  Adam  Horväth-Paloczi  gab  heraus: 
„Psychologia,  az  az  a  lelekröl  valo  tudomäny,  Wissenschaft  von  der 
Seele"  (Pest  1792);  Johann  Szep:  „Aesthetika,  vagy  a  j6  iszlesnek  a 
szepseg  philosophiäbol  fejtegetett  tudomänya,  oder  die  aus  der  Philoso- 
phie des  Schönen  entwickelte  Wissenschaft  des  guten  Geschmacks"  (Ofen 
1794);  Joseph  Takäcs  „Erkölcsi  oktatäsok,  Sittenlehren"  (Wien  1799). 
Der  Piarist  Johann  Endrödy  schrieb  eine  auf  eudämonistischen  An- 
sichten beruhende,  sonst  wissenschaftlich  gehaltene  Sittenlehre:  „Az 
embernek  boldogsäga,  kifejtegetve  a  jözan  bölcsekedesnek  segitsegevel, 
Die  Glückseligkeit  des  Menschen  mit  Hülfe  vernünftigen  Philosophirens 
entwickelt"  (3  Bde.,  Pest  1806).  Unterdessen  hatte  man  sich  in  Ungarn 
mit  dem  Systeme  Kant's,  eines  der  scharfsinnigsten  Denker  aller  Zeiten 
und  Schöpfers  der  neuern  Philosophie,  so  vertraut  gemacht,  daß  seine 
Philosophie,  die  er  die  transscendontale  nannte,  in  protestantischen 
Schulen  gelehrt  wurde,  und  Schriftsteller  ihre  Fachwissenschaften  nach 
den  Grundsätzen  derselben  ungarisch  vortrugen,  wie  Stephan  Molnär  die 
christliche  Ghiubeus-  und  Sittenlehre;  andere  einzelne  Theile  der  Philo- 
sophie ungarisch  zu  bearbeiten  versuchten,  wie  namentlich  Paul  Särväry, 
Professor  am  debrecziner  reformirten  CoUegium,  der  eine  philosophische 
SiltenU'hre  „Philophiai  Ethika"  herausgab  (2  Bde.,  Großwardein  1802 
und  1  804).  Um  die  Kant'sche  Philosophie  richtig  verstehen  zu  können, 
mußte  man  sich  zuvor  mit  der  Terminologie  derselben  vertraut  gemacht 
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liuben.  die  den  Wörtern  oft  statt  der  gewöhnlichen  Bedeutung  eine  an- 
dere unterlegt,  daher  wurde  sie  anfangs  misverstanden  und  bestritten. 
Als  Gegner  derselben  trat  Esaias  Budai,  Professor  am  debrecziner 
Collegium,  später  Superintendent,  auf;  in  der  Form  an  den  Kantianer 
Märton  gerichteter  Briefe  schrieb  er:  ,,A  Kant  szerint  valö  philosophiä- 
nak  rostälgatäsa,  Kritik  der  Philosophie  nach  Kant"  (Preßburg  1801). 
Hieraus  entspann  sich  ein  Streit,  der  mit  Heftigkeit  längere  Zeit  geführt 
wurde,  schließlich  aber  zur  Klärung  der  Ansichten  vieles  beitrug. 

Die  Theologie  konnte  sich  dem  Einflüsse,  den  die  neuere,  beson- 
ders die  Kant'sche  Philosophie  auf  alle  Wissenschaften  übte,  nicht  ent- 
ziehen. Auf  die  katholische  Theologie  konnte  ihre  Wirksamkeit  freilich 
wegen  der  Stabilität  derselben  nur  eine  beschränkte  sein,  sich  blos  auf 
die  Form,  in  der  das  von  der  Kirche  unabänderlich  festgestellte  Dogma 
vorgetragen  wurde,  erstrecken.  In  Ungarn  war  dies  auch  deshalb  der 
Fall,  weil  die  Professoren  der  höhern  katholischen  Lehranstalten,  ge- 
wöhnlich Ordensbrüder,  die  neuere  Philosophie  entweder  gar  nicht 
lehrten,  oder  sie  nur  vorbrachten,  um  sie  zu  widerlegen  und  als  mit  den 
Glaubenssätzen  der  Kirche  unverträgliche  Ketzerei  zu  verschreien.  Das 
mochte  mit  die  Ursache  sein,  warum  in  die.'-er  Zeit  des  Wiedererwachenst 
zu  geistiger  Thätigkeit  unter  dem  katholischen  Klerus  Ungarns  niemand 
ein  selbständiges  Werk  von  einiger  Wichtigkeit  über  theologische  Ma- 
terien in  lateinischer  oder  ungarischer  Sprache  schrieb,  denn  wer  sollte 
Lust  fühlen,  schon  vielmal  von  andern  Gesagtes  nochmals  zu  sagen? 
Wir  haben  daher  nur  zu  erwähnen,  daß  Karl  Dome  Bossuet's  „Expo- 
sition de  la  doctrine  de  Teglise  catholique  sur  les  matieres  de  controvers" 
(Tyrnau  1793)  und  Joseph  Kopäcsy,  Domherr  des  veßpriraer  Kapitels, 
später  Primas  von  Ungarn,  Fleury's  „Moeurs  des  Israelites'-  und  „Moeurs 
des  Chretiens  (Veßprim  1801  — 2)  übersetzten.  Um  so  wirksamer  war  die 
neuere  Philosophie  auf  die  Theologie  der  Evangelischen,  denn  ihre  auf 
dem  Princip  der  freien  Forschung  ruhende  Kirche,  wollte  sie  nicht  mit 
sich  selbst  in  Widerspruch  gerathen,  durfte  es  nicht  verbieten,  daß  die 
Vernunft  auch  die  Lehren  der  Religion  der  Kritik  unterziehe.  Es  war 
daher  im  protestantischen  Deutschland,  nicht  wie  im  katholischen  Frank- 
reich, Verneinung  des  Christenthums,  sondern  Fortbildung  der  Theologie 
zur  Vernunft-  und  Schriftmäßigkeit  im  Gange,  die  auch  nach  Ungarn 
von  den  Theologen,  welche  die  deutschen  Universitäten  besuchten,  ver- 
pflanzt wurde.  Heimgekehrt,  trugen  diese  als  Professoren  an  höhern 
Lehranstalten  theologische  Wissenschaften  im  Geiste  der  neuern  Philo- 
sophie vor,  oder  strebten  als  Prediger  durch  vernunftgemäße  Darstel- 
lung der  Glaubens-  und  Sittenlehre  das  Volk  aufzuklären  und  den  reli- 
giösen Sinn  der  Gebildeten  zu  nähren.  Werke,  in  denen  Ansichten  der 
neuern  Philosophie  mehr  oder  weniger  bemerkbar  vertreten  sind,  gaben 
heraus:  Franz  Hunyadi,  Superintendent,  „Kerestyen  Archivarius",  ein 
exegetisches  Handbuch  (2  Bde.,  Waitzen  1794);  Franz  Töth,  Superin- 
tendent, „Lclkipäsztori  Theologia"  (3  Bde.,  Komorn  1802  und  Raab 
1810),  und  „Keresztyün  Hittudomäny,  Christliche  Glaubenswissenschafl'- 
(2  Bde.,  Komorn  1S04);  Joseph  Peczeli,  „A  szentiräs  theologiäja, Biblische 
Theologie'-  (3  Bde..  Komorn  1792)  und  t-ine  Uebersetzung  von  Mayso- 
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nette's  „Geschichte  der  alttestamentlichen  Kirche"  (Komorn  1791). 
Nach  Kant'schen  Principien  verfaßte  Stephan  Märton  „Keresztyen  theo- 
logiai  Moral"  (Raab  1796),  worauf  er  „Kerestyen  Hittan,  Glaubens- 
lehre", und  andere  theils  theologische,  theils  philosophische  Schriften 
folgen  ließ. 

Das  N  atur-,  richtiger  Vernunftrecht,  die  Darstellung  dessen, 
-was  nach  den  Gesetzen  der  Vernunft  recht  ist,  wurde  an  den  höhern 
Schulen  als  ein  Theil  der  Philosophie  nach  Handbüchern  vorgetragen, 
welche  die  Professoren  zum  Theil  selbst  verfaßten.  In  einem  ausführ- 
lichen Werke  „A  Termezet  Törvenye,  Gesetz  der  Natur"  (2  Bde.,  Wien 
1792)  faßte  Samuel  Dienes  dasselbe  mehr  von  praktischer  als  theo- 
retischer Seite  ins  Auge.  Das  positive  Recht  Ungarns  bear- 
beiteten in  ausgezeichneter  Weise,  jedoch  in  lateinischer  Sprache,  denn 
diese  war  noch  lange  Zeit  hindurch  die  amtliche  bei  den  höhern  Ge- 
richten und  politischen  Behörden,  Emerich  Kelemen,  Professor  an 
der  pester  Universität,  „Jus  publicum  et  privatum  Hungarise"  (3  Bde., 
Pest,  mehrmals  aufgelegt),  und  Alexander  Kövy,  Professor  am  saros- 
pataker  Collegium,  „Elementa  jurisprudentiae  Hungariae"  (1  Bd.,  Säros- 
patak,  mehrmals  ohne  Angabe  des  Jahres).  Das  letztere  Werk  wurde 
besonders  an  den  Rechtsschulen  der  Evangelischen  bis  1848  als  Leit- 
faden benutzt.  Elias  Georch  schrieb  „Honni  Törveny,  Vaterländisches 
Gesetz"  (3  Bde.,  Preßburg  1804,  Pest  1811).  Samuel  Balia  gab  heraus 
„Erdelyorszäg  kösönseges  nemzeti  törvenyei.  Die  gemeinen  nationalen 
Gesetze  Siebenbürgens  (1  Bd.,  Klausenburg  1791),  Wolfgang  Cserei  die 
Monographie  „A  magyar  es  szekely  asszonyok  Törvenye"  (Klausenburg 
1800),  eine  Darstellung  der  ausgedehnten  Rechte,  welche  die  Gesetze 
den  ungarischen  und  szekler  Frauen  einräumen. 

Die  Geschichtschreibung  erhob  sich  von  der  chronikartigen 
Erzählung  zur  pragmatischen  Darstellung  der  Begebenheiten.  Das  gilt 
jedoch  nur  in  beschränktem  Sinne  von  des  Franciscaners  Joachim 
Szeker  „A  Magyarok  eredete  a  regi  es  mostani  magyarök  cseleked- 
teivel  egütt,  Ursprung  der  Ungarn,  sammt  den  Thaten  der  alten  und 
jetzigen  Ungarn"  (2  Bde.,  Preßburg  1791),  desgleichen  von  des  katho- 
lischen Pfarrers  Ignaz  Svastics  „A  Magyarok  Historiaja  (3  Bde.,  Preß- 
burg 1805).  Dagegen  war  EsaiasBudai  der  erste,  der  die  vaterländische 
Geschichte  mit  sorgfältiger  Benutzung  der  Quellen  und  kritischem  Geiste 
ungarisch  schrieb.  „A  Majarok  Ilistoriäja",  3  Bde.,  von  denen  der  erste 
den  Zeitraum  bis  zur  mohäcser  Schlacht  (2.  Aufl.,  Debreczin  1805),  der 
zweite  bis  zur  Wiedereroberung  Ofens  (Debreczin  1808),  der  dritte 
(Debreczin)  bis  auf  die  neuere  Zeit  reicht.  Sehr  verdienstvoll  ist  auch 
sein  „A  Majarorszag  polgäri  historiäjära  valö  Lexikon,  Lexikon  zu  der 
bürgerlichen  Geschichte  Ungarn.s"  (3  Bde.,  Gmßwardein  1804),  welches 
die  aus  Quellen  geschöpfte  Biographie  historisch  merkwürdiger  Ungarn 
l;is  zum  Ende  des  16.  Jahrhunderts  enthält.  Des  Servitenmönchs  Leo 
Speiz  „Magyarorszäg  Tövti'uetc"  (Post  1793)  zeugt  zwar  von  des  Ver- 
fassers ausgebreiteter  Geschichtskenntniß,  aber  auch  von  seiner  den 
Evangelischen  feindlichen  Gesinnung.  Die  vom  Piaristen  Joseph  Hegyi 
begonnene  üebersetzung   von    Gebhardi's   „Geschichte   von    Hungarn" 
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setzte  Klacsär  bis  auf  Ferdioand  IV.  fort,  der  als  gekrönter  König 
Ungarns  1654  gestorben  ist  (3  Bde.,  Pest  1803).  J.  C  Engel  fing  an, 
sein  mehrere  Bände  füllendes  Werk  „Geschichte  des  ungarischen  Reichs 
und  seiner  Nebenländer"  herauszugeben  (3  Bde.,  Halle  1797  — 1801). 
Johann  Ribini  schrieb  „Memorabilia  Augustanse  Confessionis  in  Regno 
Hungariae  a  Ferdinando  I.  usque  ad  Carolum  VI."  (2  Bde.,  Preßbarg 
1787 — 89).  Johann  Samuel  Klein,  „Nachrichten  von  den  Lebens- 
umständen und  Schriften  evangehscher  Prediger  in  Ungarn"  (die  ersten 
2  Bde.  Leipzig  und  Ofen  1789;  wieder  nebst  Bd.  3  herausgegeben  von 
Andreas  Fabo,  Pest  1871).  Der  greise  Graf  Joseph  Gvadänyi  brachte 
seine  Weltgeschichte,  „A  vilägnak  közönseges  Historiäja",  bis  zum 
6.  Bande;  das  nicht  wegen  Erforschung  der  Quellen,  sondern  wegen 
unbefangener  Wahrheitsliebe,  auch  treffender  Beurtheilung  der  Menschen 
und  Begebenheiten  rühmliche  Werk  wurde  von  Johann  Kis  bis  zum 
16,  Jahrhundert  fortgesetzt  (Preßburg  1796 — 1803);  Samuel  Mindszenti 
übertrug  nicht  blos  ins  Ungarische,  sondern  ergänzte  auch  Ladvocat's 
„Dictionnaire  l'historique"  (8  Bde.,  Komorn  1795 — 1809). 

Geographie  und  Statistik  wurden  ebenfalls  mit  Eifer  und  Er- 
folg bearbeitet.  Samuel  Decsy  schildert  in  seiner  „Osmanographia" 
(3  Bde.,  Wien  1778—79)  die  natürliche  Beschaffenheit,  die  sittlichen, 
bürgerlichen  und  militärischen  Zustände  des  Osmanischen  Reichs  und 
die  Kriege  der  Sultane  mit  den  Königen  Ungarns.  Ladislaus  Nemeth 
verfaßte  „Az  europai  nevezetesebb  orszagok  revid  leiräsa.  Kurze  Be- 
schreibung der  wichtigern  Länder  Europas"  (I  Bd.,  Oedenburg  1795); 
Välyi,  Universitätsprofessor,  „Magyarorszäg  leiräsa"  (3  Bde.,  Ofen  1796), 
Franz  Benko,  „Magyar  Geographia"  (3  Bde.,  Klausenburg  1801),  Martin 
Schwartner,  Universitätsprofessor,  „Statistik  des  Königreichs  Ungarn". 
Esaias  Budai  gab  einen  Schulatlas  auf  12  Blättern  heraus  (Debreczin 
1804),  Demeter  Görök  eine  Karte  von  Ungarn  und  seinen  Nebenlän- 
dern auf  62  Blättern,  mit  einem  Verzeichnisse  der  Ortsnamen  (Wien 
1802—1812). 

Sprachwissenschaft.  Die  ungarische  Sprache  gewann  zwar 
mit  der  Zunahme  in  ihr  geschriebener  Werke  wie  an  Wortreichthum,  so 
auch  an  Genauigkeit  des  Ausdrucks  und  Wohlklang  täglich  mehr,  aber 
sie  selbst  hatte  man  bisher  nur  wenig  zum  Gegenstand  der  Forschung 
gemacht,  ihre  wesentliche  Eigenthümlichkeit  nicht  hinlänglich  erkannt 
und  die  grammatikalischen  Formen  und  Kegeln  der  indo-germanischen 
Sprachen,  von  denen  sie  gänzlich  verschieden,  oder  der  orientalischen, 
mit  denen  sie  nicht  stammverwandt  ist,  auf  sie  augewendet.  Sie  litt  daher 
noch  vielfach  an  Unbestimmtheit  und  Regellosigkeit;  die  Natur  der  An- 
hängsilben (ragok),  die  beim  Nomen  die  Stelle  der  Casus  und  Präposi- 
tionen vertreten,  lag  im  Dunkeln,  die  mannicbfaltigen  Formen  des  Ver- 
bums waren  schwankend,  der  Gebrauch  seiner  Tempora  war  nicht  fest- 
gesetzt, die  Satzfüguug  ungeregelt,  die  Wortbildung  aber  befand  sich, 
trotz  der  außerordentlichen  Biegsamkeit  der  ungarischen  Sprache,  vol- 
lends im  Argen.  Da  es  derselben  noch  an  Wörtern  zur  Bezeichnung 
mancher  den  Wissenschaften  und  Künsten  eigenen  Begriffe  und  Gegen- 
stände fehlte,  oder  weil  man  ihren  Wortreichthum  überhaupt  vermehren 
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wollte,  erfanden  unberufene  Schriftsteller  und  Beamte  jener  Gespan- 
schaften, in  denen  die  öifentlichen  Angelegenheiten  ungarisch  geführt 
wurden,  neue  Wörter,  die  weder  grammatikalisch  richtig,  noch  bezeich- 
nend, noch  verständlich  waren.  Allgemein  verlangte  man  daher  nach 
einer  der  Natur  der  Sprache  angemessenen  Grammatik,  einem  das  Ge- 
biet derselben  umfassenden  Lexikon  und  einer  literarischen  Gesellschaft 
oder  Akademie,  die,  gleich  der  französischen,  die  Ausarbeitung  beider 
vornehme  und  mit  anerkannter  Autorität  die  Sprache  regele.  Die  Ge- 
sellschaft kam,  wie  Kazinczy  sagt,  zum  Glück  nicht  zu  Stande,  aber 
Grammatiken,  in  welchen  die  ungarische  Sprache  einer  wissenschaft- 
lichen Forschung  unterzogen  wurde,  erschienen  mehrere. 

Die  Herausgeber  der  Zeitung  „Hadi  s  mds  Törtenekek,  Kriegerische 
und  andere  Begebenheiten",  Görök  und  Kerekes,  hatten  1790  und  noch- 
mals 1791  einen  Preis  für  die  beste  Grammatik  ausgeschrieben,  und  zu 
Preisrichtern  den  debrecziner  Stadtrichter,  Ludwig  Domokos,  nebst  den 
reformirten  debrecziner  Pfarrern,  Georg  Szikszay  und  Michael  Benedek, 
bestellt,  die  den  Preis  1795  der  „Magyar  Grammatika,  melyet  keszitett 
Debreczenben  egy  magyar  tärsasäg.  Ungarische  Grammatik,  welche  zu 
Debreczin  eine  ungarische  Gesellschaft  verfaßt  hat"  (Wien  1795),  zu- 
sprachen. Infolge  der  Preisausschreibung  gaben  heraus  Verseghy: 
„Proludium  in  institutioneni  linguse  hungaricje"  (Pest  1793),  worin  ver- 
langt wird,  daß  die  ungarische  Sprache  nach  Adelung's  System  im  Geiste 
der  orientalischen  Sprachen  und  nach  der  jenseit  der  Theiß  und  in 
Siebenbürgen  herrschenden  Mundart  geregelt  werde;  Böjthy:  „A  ma- 
gyar nyelv  iräsänak  es  szöläsänak  tudomanya,  Lehre  vom  Schreiben 
und  Sprechen  der  ungarischen  Sprache"  (Maros-Väsärhely  1794); 
Gyarmathi:  „Okoskodva  tani'to  magyar  nyelvmester,  Denkend  leh- 
render ungarischer  Sprachmeister"  (2  Bde.,  Klausenburg  1794).  Die 
beiden  letztern  stellen  wie  Verseghy  die  siebenbürger  Mundart  als 
Muster  hin  und  nehmen  gleich  ihm  einen  zu  beschränkten  Standpunkt 
ein,  von  dem  sie  das  Gebiet  der  ungarischen  Sprache  nicht  überschauen 
konnten,  sagten  aber  dessenungeachtet  viel  Richtiges.  Beregszäzi,  „Ver- 
such einer  magyarischen  Sprachlehre,  mit  einiger  Hinsicht  auf  die  tür- 
kische und  andere  morgenländische  Sprachen"  (Erlangen  1797),  bewies 
bei  der  erkünstelten  Vergleichung  der  ungarischen  mit  den  genannten 
Sprachen  mehr  die  Verschiedenheit  jener  von  diesen,  als  ihre  Verwandt- 
schaft mit  ihnen.  Die  Verfasser  der  debrecziner  Grammatik  erwarben 
sich  zwar  ein  unleugbares  Verdienst  um  die  Vervollkommnung  der 
ungarischen  Sprachlehre,  indem  sie  in  den  eigenthümlichen  Bau  der 
Sprache  eindrangen,  auf  die  ursprünglichen  Wurzeln  der  Wörter  hin- 
wiesen, von  denen  man  diese  und  ihre  Bedeutung  ableiten  müsse,  und 
über  die  Satzlelire,  welche  die  Grammatiker  bisher  wenig  berücksichtigt 
hatten,  Vorschriften  gaben;  aber  sie  verfuhren  nicht  nach  festen  Grund- 
sätzen, leiteten  vom  fehlerhaften  Sprachgebrauche  Regeln  ab,  durch  die 
das  Unrichtige  für  das  Richtige  erklärt  wurde;  sie  nahmen  besonders 
♦^ine  fehlerhafte  Conjugation  der  intransitiven  Verba,  die  in  der  dritten 
Person  des  Präsens  im  Indicativ  auf  ik  endigen,  an,  legten  denselben 
eine  passive  Bedeutung  bei   und  gaben  ihnen  sogar  eine  ungeheuerliche 
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Form,  durch  die  sie  zugleich  eine  passive  und  rückwirkende  Bedeutung 
erhielten. 

Um  diese  Zeit  hatte  Nikolaus  Revay  schon  den  Weg  eingeschlagen, 
der  zu  der  Begründung  einer  wissenschaftlichen  und  richtigen  Sprach- 
lehre führt.  Durch  Forschen  in  den  wenigen  Bruchstücken  ungarischer 
Schriften,  die  aus  alten  Zeiten  herrühren,  in  dem  in  der  kaiserlichen 
Bibliothek  zu  Wien  vorräthigen  Codex  einer  alten  Bibelübersetzung,  in 
den  Werken  Päzman's  und  anderer  älterer  Schriftsteller  gewann  er  die 
Ueberzeugung,  daß  jede  Sprache  in  den  einmal  festgeformten  Elementen 
begrenzt  ist,  aber  zugleich  den  lebendigen  Keim  fortschreitender  Ent- 
wickelung  in  sich  trägt;  daß  man  daher  ihre  Gesetze  nicht  aus  dem 
schwankenden  Gebrauch  einer  Gegend  und  einer  Zeit,  sondern  aus  ihrer 
geschichtlichen  Entwickelung  und  aus  der  Vergleichung  mit  stammver- 
wandten Sprachen  herleiten  müsse.  Nun  schritt  er  zur  Ausarbeitung 
einer  ungarischen  Grammatik  nach  diesem  Grundsatze,  die  im  Mai  1805 
bis  zu  2^/2  Bänden  gediehen  war,  als  er  sich  genöthigt  sah,  gegen  An- 
griffe einiger  Gegner,  namentlich  Verseghy's,  sein  Werk  zu  vertheidigen. 
Er  starb  nach  langwieriger  Krankheit  am  1.  April  1807,  bevor  er  noch 
die  andere  Hälfte  des  dritten  und  den  vierten  Band  vollendet  hatte. 
Die  ersten  Bände  erschienen  unter  dem  Titel  „Elaboratior  grammatica 
Hungarica  ad  genuinam  patrii  sermonis  indolem  exacta,  affiniumque 
linguarum  adminiculis  illustrata"  (Pest  1806).  Revay  ist  der  Urheber 
der  geschichtlichen  Sprachwissenschaft  in  Ungarn,  wiewol  sein  Werk 
noch  unvollkommen  ist;  denn  er  hing  der  irrigen  Meinung  an,  daß  es 
ursprünglich  nur  eine  Sprache  gegeben  habe,  aus  der  alle  spätem  ent- 
sprungen sind;  auch  lagen  ihm  zu  wenig  alte  Schriften  vor,  als  daß  er 
die  geschichtliche  Entwickelung  der  ungarischen  Sprache  ohne  Lücken 
hätte  nachweisen  können;  endlich  war  es  damals  noch  sehr  ungewiß, 
welche  Völkerschaften  die  nächsten  Stammverwandten  der  Ungarn 
seien.  Aber  um  so  verdienstlicher  ist  das,  was  er  unter  diesen  Um- 
ständen geleistet  hat.  ^ 
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Als  Joseph  II.  starb,  war  der  Gewinn,  den  er  sich  vom  Kriege  mit 
der  Pforte  versprochen  hatte,  trotz  der  Siege,  die  seine  Armee  er- 
kämpfte, mehr  als  zweifelhaft,  denn  Preußen,  im  Vereine  mit  England 
und  Holland,  drohte,  um  die  Türkei  zu  retten,  immer  ernstlicher  mit 
Krieg.  Auch  durfte  man  nicht  hoffen,  die  in  den  meisten  Ländern  der 
Monarchie  und  besonders  in  Ungarn  mit  jedem  Tage  steigende  Gärung 
zu  stillen,  solange  die  genannten  Mächte  sie  nährten.  Leopold  war 
daher  beim  Antritt  der  Regierung  vor  allem  darauf  bedacht,   den  ver- 

'  Franz  Toldy,  A  magy.  nemzeti  irodalom  törtenete. 
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häugnißvollen  türkischen  Krieg  mittels  eines  billigen  Friedens  zu  en- 
digen, um  sich  mit  Preußen  und  dessen  Verbündeten  auszusöhnen. 
Er  wandte  sich  unmittelbar  an  den  König  Friedrich  Wilhelm  II.  und 
that  diesem  seinen  Entschluß  kund,  mit  der  Pforte  einen  Frieden  zu 
schließen,  der  die  Integrität  des  Osmanischen  Reichs  nicht  verletzen 
werde.  Gleichzeitig  befahl  er  seinen  Feldherren,  die  am  17.  April 
Türkisch -Orschowa  sich  zu  ergeben  gezwungen,  bei  Giurgewo  zwar 
Verlust  erlitten,  aber  kurz  nachher  bei  Kalafat  wieder  gesiegt,  die  ganze 
Kleine  Walachei  erobert  und  auch  Czettin  eingenommen  hatten,  von 
fernem  Angriffen  abzulassen  und  nur  vertheidigungsweise  zu  verfahren. 
Aber  an  der  Spitze  der  preußischen  Regierung  stand  noch  Graf  Herz- 
berg, der  die  äußern  Angelegenheiten  im  Sinne  Friedrich's  IL  leitete, 
mithin  die  schwierige  Lage  Leopold's  benutzen  wollte,  jede  Vergrößerung 
Oesterreichs  zu  hintertreiben,  Preußen  dagegen  ansehnlichen  Gewinn  zu 
verschaffen.  Er  wußte  aus  eigener  Erfahrung,  wie  vieldeutig  das  Wort 
Integrität  im  Munde  der  Diplomaten  ist,  mistraute  der  Versicherung 
Leopold's  und  bewirkte,  daß  das  preußische  Cabinet,  im  Einverständnisse 
mit  den  Regierungen  Englands  und  Hollands,  an  Leopold  die  perem- 
torische  Forderung  richtete,  der  Türkei  alle  eroberten  Provinzen  zurück- 
zugeben, sonst  müßten  die  Waffen  entscheiden.  Zugleich  wünschte  der 
scharfsinnige  Minister,  daß  sich  Preußen,  ohne  Furcht  vor  der  Revo- 
lution, mit  Frankreich  verbinde,  um  der  weit  gefährlichem  unersätt- 
lichen Eroberungssucht  Rußlands  Schranken  zu  setzen. 

Die  Plane  Herzberg's  scheiterten  an  der  Friedensliebe  Leopold's, 
am  Schrecken,  den  die  Französische  Revolution  den  Aristokraten,  Pfaffen 
und  Machthabern  einflößte,  und  an  den  Kabalen  der  Obscuranteu  am 
preußischen  Hofe.  Um  Mitte  Juni  gab  Leopold  auf  die  an  ihn  gestellte 
Forderung  die  Antwort:  Da  es  sein  Wunsch  sei,  mit  dem  König  von 
Preußen  zum  Wohle  der  beiderseitigen  Unterthanen  ein  freundschaft- 
liches Verhältniß  zu  unterhalten,  sei  er  bereit,  auf  dessen  und  der  eng- 
lischen Regierung  Verlangen  der  Türkei  die  eroberten  Provinzen  zurück- 
zugeben, hoffe  aber  auch,  daß  die  Pforte,  dieses  Zugeständniß  würdi- 
gend, einen  Vertrag,  der  einen  dauerhaften  Frieden  begründe,  eingehen, 
und  daß  sowol  Preußen  wie  England  zum  Abschlüsse  desselben  mit- 
wirken werden.  Die  Cabinete  beider  wurden  durch  die  Annahme  der 
von  ihnen  selbst  gestellten  Bedingung  entwaffnet.  Den  Obscuranten 
gelang  es,  den  frömmelnden  Friedrich  Wilhelm  wider  die  Politik  Herz- 
berg's einzunehmen  und  dessen  Vertrauen  den  ihnen  gleichgesinnten 
Bischofswerder  und  Wöllner  zuzuwenden,  die  jede  Art  von  Freiheit, 
mithin  auch  die  revolutionäre  Umgestaltung  Frankreichs,  verabscheuten. 
Leopold,  der,  im  Gegensatze  zu  seinem  frühern  Verfahren  in  Toscana, 
Neuerungen  abhold  geworden,  unterstützte  die  Minister,  die  ihrem  Kö- 
nige das  riethen,  was  mit  seinen  Absichten  übereinstimmte,  und  die 
beiden  Monarchen  trafen  in  unmittelbarem  Verkehr  eine  Uebereinkunft, 
die  zum  Frieden  mit  der  Türkei  und  zum  Bündnisse  miteinander  führte. 
Zufolge  derselben  kam  der  Bevollmächtigte  des  Kaisers,  Spielmann,  mit 
Herzberg  am  26.  Juni  in  Reichenbach  zu  einem  Congresse  zusammen, 
auf  welchem   auch   die  Gesandten  Englands   und  Hollands   erschienen, 
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Herzberg  schlag  vor,  Oesterreich  solle  den  Theil  Serbiens  und  der  Wa- 
lachei erbalten,  welchen  der  Sultan  dem  Kaiser  Karl  VI.  1718  im  Frieden 
von  Passarowitz  abgetreten,  dieser  aber  jenem  1739  im  Frieden  von 
Belgrad  zurückgegeben  hatte,  dafür  einen  näher  zu  bestimmenden  Theil 
Galiziens  Polen  überlassen,  dieses  aber  die  Städte  Thoru  und  Danzig 
nebst  den  zu  denselben  gehörenden  Landstrecken  an  Preußen  abtreten. 
Die  Gesandten  Englands  und  Hollands  protestirten  gegen  den  Vorschlag 
Herzbcrg's  und  beharrten  bei  der  Forderung,  daß  Oesterreich  den  Krieg 
beendige  und  der  Türkei  die  in  demselben  geraachten  Eroberungen  zu- 
rückgebe. Spielmann  ging  darauf  ein,  verlangte  aber  als  Gegenleistung, 
daß  England,  Preußen  und  Holland  seinem  Kaiser  zur  Unterwerfung 
Belgiens  behülflich  seien.  Zugleich  setzte  er  sich  insgeheim  mit  Friedrich 
Wilhelm  und  dessen  Ministern  in  Verbindung  und  erhielt  von  ihnen  das 
Zugeständniß  des  Gegendienstes,  zu  dessen  Leistung  sich  auch  die  beiden 
andern  Mächte  verbindlich  machten.  Demzufolge  mußte  Herzberg  wider 
seinen  Willen  die  reichenbacber  Convention  unterzeichnen,  in  welcher 
eich  Leopold  verpflichtete,  mit  der  Pforte  auf  dem  Stande  vor  dem 
Kriege  Frieden  zu  schließen,  und  die  drei  Mächte  ihm  ihre  Unter- 
stützung bei  der  Wiederunterwerfung  der  Beiger  zusagten. 

Auf  Grund  dieser  Convention  schloß  Leopold's  Bevollmächtigter, 
Baron  Herbert,  mit  Bevollmächtigten  des  Sultans  zu  Giurgewo  am 
23.  September  Waffenstillstand  auf  neun  Monate,  während  welcher  über 
den  Frieden  unterhandelt  werden  sollte.  Da  der  ungarische  Reichstag 
in  Uebereinstimmung  mit  frühem  Gesetzen  verlangte,  daß  an  den  Unter- 
handlungen mit  der  Türkei  auch  ein  Bevollmächtigter  Ungarns  theil- 
nehme,  ernannte  Leopold  zu  solchem  am  1.  Februar  1791  den  Grafen  1701 
Franz  Eszterhäzy.  Damals  waren  die  Friedensunterhandlungen  zwar 
schon  seit  längerer  Zeit  in  Sistowa  begonnen  worden,  aber  nicht  vorwärts 
gekommen,  weil  die  Pforte,  die  unerwartete  Nachgiebigkeit  des  Kaisers 
als  Schwäche  deutend,  außer  der  Rückgabe  des  an  ihn  Verlorenen  noch 
forderte,  daß  alle  mit  dem  kaiserlichen  Hofe  seit  1739  geschlossenen 
Verträge  für  aufgehoben  und  ungültig  erklärt  würden;  daß  dieser  die 
Bukowina  zurückgebe  und  als  Ersatz  der  Kriegskosten  eine  bedeutende 
Summe  zahle.  Die  Bevollmächtigten  Oesterreichs  und  Ungarns  wiesen 
die  übermüthigpn  Forderungen  mit  Entrüstung  zurück,  brachen  die 
Unterhandlungen  mit  den  Türken  ab  und  begaben  sich  nach  Bukarest, 
von  wo  sie  jedoch  die  Unterhandlungen  mit  den  Gesandten  der  ver- 
mittelnden Mächte  fortsetzten.  Nun  gab  die  Pforte  nach  und  wies  ihre 
Bevollmächtigten  an,  auf  Grund  des  Standes  vor  dem  Kriege  zu  unter- 
handeln. Die  Bevollmächtigten  Leopold's  dagegen  besorgten,  daß  die 
Türken  besonders  hinsichtlich  der  Verträge  abermals  Einwürfe  und 
Forderungen  machen  würden,  verlangten  deshalb,  daß  die  vermittelnden 
Mächte  die  Verträge  überhaupt  und  namentlich  den  Handelsvertrag  von 
1784  vorläufig  garantiren,  und  kehrten  erst,  nachdem  diese  die  Garantie 
übernommen  hatten,  am  14.  Juli  nach  Sistowa  zurück.  Hierauf  nahmen 
die  Verhandlungen  einen  schnellern  Verlauf  und  der  Friede  wurde  am 
4.  August  geschlossen,  dessen  wichtigste  Punkte  die  folgenden  sind: 
Kaiser  Leopold    gibt    die   im    letzten    Kriege   gemachten    Eroberungen 
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heraus,  und  zwischen  seiner  Monarchie  und  dem  Reiche  der  Osmanen 
wird  alles  auf  den  Stand  vor  dem  9.  Februar  1788  zurückversetzt. 
Choczim  bleibt  von  kaiserlichen  Truppen  bis  zum  Friedensschlüsse  der 
Pforte  mit  Rußland  besetzt.  Die  Gefangenen  werden  beiderseits  ausge- 
wechselt. Die  seit  1739,  dem  Frieden  zu  Belgrad,  geschlossenen  Ver- 
träge, namentlich  die  von  1741,  1747  und  1775,  desgleichen  der  Han- 
delsvertrag von  1784  werden  erneuert  und  bestätigt.  Die  Christen 
sollen  ihre  Religion  im  ganzen  osmanischen  Reiche  ungehindert  und 
frei  üben  dürfen.  Der  Friede  Rußlands  mit  der  Türkei  wurde  im 
August  1791  in  Galacz  abgeschlossen  und  am  9.  Januar  1792  in  Jassy 
unterzeichnet;  in  demselben  erhielt  Rußland  den  ganzen  Landstrich 
zwischen  dem  Dniester  und  Bug  und  blieb  zugleich  im  Besitze  von 
Oczakow. 

Leopold  zog  aus  dem  Frieden  von  Sistowa  wichtige  Vortheile,  ob- 
gleich er  leer  ausging,  während  seine  Bundesgenossin  Katharina  eine 
sehr  ansehnliche  Vergrößerung  davontrug.  Die  Mächte,  die  ihm  noch 
vor  kurzem  feindlich  entgegenstanden  und  mit  Krieg  bedroht  hatten, 
wurden  seine  Freunde,  und  Preußen  insbesondere  trat  zu  ihm  in  ein 
Verhältuiß,  welches  er  bald  durch  Unterstützung  des  Bischofswerder- 
Wöllner'scheu  Anhangs  am  dortigen  Hofe  zur  Bundesgenossenschaft 
gestaltete.  Nun  konnte  er  dem  ungarischen  Reichstage  gegenüber  mit 
Ernst  als  König  auftreten  und  die  abgefallenen  Belgier  wieder  unter 
seine  Herrschaft  beugen;  nun  durfte  er  daran  denken,  dem  bedrängten 
Könige  von  Frankreich,  Ludwig  XVI.,  Hülfe  zu  gewähren. 

Leopold  hatte  den  Belgiern  schon  im  März  1790  vollständige  Am- 
nestie nebst  Wiederherstellung  ihrer  alten  Verfassungen  und  Zustände 
angeboten.  Das  Anerbieten  wurde  trotzig  zurückgewiesen,  denn  Noot, 
van  Eupen  und  die  andern  Häupter  der  herrschenden  Partei  waren 
durch  den  leichten  Sieg  über  die  kaiserlichen  Truppen  so  verblendet 
worden,  daß  sie  glaubten,  die  von  ihnen  errichtete  Republik  werde  auch 
im  abermaligen  Kampfe  gegen  die  Macht  Oesterreichs  siegreich  bleiben. 
Und  wie  sie  die  eigene  Kraft  verkannten,  so  sahen  sie  auch  nicht  ein, 
daß  die  Diplomaten  Preußens,  Englands  und  Hollands  sie  nur  dazu  ge- 
brauchen, um  Oesterreich  zum  Frieden  mit  der  Türkei  willfährig  zu 
machen,  und  sich  von  ihnen  lossagen  werden,  sobald  sie  ihre  Absicht 
erreicht  haben.  Das  geschah  auf  dem  Congreß  zu  Reichenbach  auch 
darum,  weil  die  Politik  sämmtlicher  auf  demselben  vertretenen  Mächte 
die  Wiederherstellung  der  österreichischen  Herrschaft  in  Belgien  der 
Französischen  Revolution  wegen  erforderte.  Also  traten  die  Gesandten 
Englands,  Preußens  und  Hollands  im  Haag  zusammen  und  schrieben 
unter  dem  Scheine  der  Vcrmittelung  Protokolle,  die  theils  dem  Kaiser, 
theilb  den  Belgiern  raisfielen,  bis  sie  endlich  die  Rückkehr  Belgiens  unter 
die  österreichische  Herrschaft  decretirten,  jedoch  dem  Kaiser  empfahlen, 
den  Abgefallenen  eine  Frist  zur  freiwilligen  Unterwerfung  zu  gewähren. 
Die  republikanische  Regierung  ließ  die  Frist  ungenutzt  verstreichen; 
ihre  Häupter  und  andere  schwer  Compromittirte  flohen  nach  Frankreich. 
Dagegen  halte  sich  die  Aristokratie  schon  früher  mit  dem  österreichischen 
Hofe  verständigt,  von  welchem  sie  lieber  beherrscht  sein  wollte  als  von 


Leopold  II.    A  Hb  wältige  Aiigelegeiiliei  ten.  667 

den  einheimischen  Advocaten  und  Pfaffen.  Auch  das  republikanische 
Heer,  aus  welchem  schon  viele  Offiziere  aus  Verdruß  über  dessen  er- 
bärmlichen Zustand  geschieden  waren,  löste  sich  auf.  Sogar  der 
Ilaupturheber  des  Aufstandes,  der  Erzbischof  von  Mecheln,  eilte,  seinen 
Frieden  mit  dem  kaiserlichen  Hofe  zu  schließen,  denn  er  gehörte  zu  den 
Heuchlern,  die  ohne  Ueberzeugung  und  Scheu  von  einer  Partei  zur  an- 
dern über^^ehen,  wie  es  ihr  Vortheil  jedesmal  erheischt.  Daher  konnte 
der  kaiserliche  General  Bender  im  November  1790  mit  30000  Mann 
aus  Luxemburg  ohne  Schwertstreich  in  Belgien  einrücken,  Brüssel  und 
das  ganze  Land  unterwerfen.  Die  Vernichtung  der  belgischen  Republik 
vermehrte  die  Zahl  derer,  die  sich  nach  dem,  was  in  Frankreich  geschah, 
sehnten,  und  zwei  Jahre  später  dem  französischen  Heere  die  Eroberung 
Belgiens  erleichterten. 

König  Ludwig  XVI.  wollte  aufrichtig,  daß  die  unerläßliche  Reform 
des  französischen  Staats  vermittels  der  am  5.  Mai  1789  eröffneten  Ver- 
sammlung der  Reichsstände  (Etats  generaux)  vollbracht  werde,  was  er 
dadurch  bewies,  daß  vom  dritten  oder  Bürgerstande  600,  vom  Adel 
und  Klerus  je  300  Deputirte  einberufen  wurden.  Aber  ihm  fehlte  die 
Kraft,  einen  festen  Entschluß  zu  fassen  und  ausi;uführen;  während  er  die 
Nothwendigkeit,  ein  con&titutionelles  Königthum  zu  begründen,  einsah, 
zogen  ihn  Gewohnheit  und  Neigung  zur  unbeschränkten  Monarchie  hin; 
daher  befolgte  er  bald  die  eigennützigen  Rathschläge  seiner  aristokra- 
tischen und  klerikalen  Umgebung,  die  ihre  Feudalrechte  und  Privilegien 
nicht  aufgeben  wollten,  und  gab  bald  dem  mächtigen  Andränge  des  nach 
Entlastung  und  Freiheit  strebenden  Volks  nach;  gewährte  dessen  Trotze, 
was  er  der  Bitte  abgeschlagen  hatte,  und  suchte  nachher  die  erzwungenen 
Zugeständnisse  durch  Maßregeln,  zu  deren  Verwirklichung  er  weder 
Entschlossenheit  noch  Mittel  genug  besaß,  wieder  zu  nichte  zu  machen, 
wodurch  Mistrauen  in  seine  Gesinnungen  geweckt  und  das  Volk  er- 
bittert wurde. 

So  erkannte  er  nach  anfänglicher  Weigerung  den  dritten  Stand,  der 
sich  zur  constituirenden  Nationalversammlung  erklärt  hatte,  als  solche 
an,  und  befahl  dem  Adel  und  Klerus,  sich  mit  demselben  zu  vereinigen, 
traf  aber  dann  auf  Eingebungen  des  von  Hochmuth  und  Herrschsucht 
verblendeten  Hofs  Anstalten,  die  Macht  der  Nationalversammlung  zu 
brechen  und  die  Volksfreiheit  zu  unterdrücken,  entließ  den  liberalen 
Minister  Necker  sammt  dessen  Collegeu,  nahm  zu  Ministern  Männer, 
die  bereit  waren,  diese  Anstalten  durchzuführen,  und  berief  im  Auslände 
geworbene  Regimenter  nach  Paris,  Da  trkannten  die  besonnenen  und 
gemäßigten  Freunde  der  Freiheit,  daß  das  Vorurtheil  und  die  rohe 
Macht  der  Großen  nur  dem  Fanatismus  und  der  rohen  Gewalt  der  auf- 
geregten Menge  weichen  würden,  traten  daher  einstweilen  zurück  und 
machten  den  Schwärmern  Platz,  die  durch  Reden  und  Flugschriften  das 
pariser  Volk  mit  einer  vom  Hofe  beabsichtigten  blutigen  Reaction 
schreckten,  zu  den  Waffen  riefen  und  mit  fanatisirten  Scharen  durch  die 
Straßen  zogen.  Die  Tricolore  wurde  zur  Nationalfarbe  Frankreichs 
erklärt;  die  Wähler  der  Stadt  Paris  ernannten  einen  neuen  Stadtrath, 
der    die   Errichtung   der    Nationalgard«'    decretirte.     Die   Nationalver- 
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Sammlung  genehmigte  sowol  die  Aenderung  des  Stadtregimeuts  als  auch 
die  Errichtung  der  pariser  Nationalgarde.  Sie  bat  auch  den  König  um 
die  Bestätigung  beider  und  die  Entfernung  der  Truppen  aus  Paris,  und 
faßte,  da  sie  kein  Gehör  fand,  Beschlüsse,  durch  welche  die  Polizei- 
soldaten und  die  in  Paris  liegenden  Gardes  fran^aises  zum  Üebertritt  zu 
dem  Bürgerheere  bewogen  wurden.  Am  Morgen  des  14.  Juli  griffen 
Tausende  des  pariser  Volks  das  Invalidenhaus  an,  nahmen  Gewehre, 
Kanonen  und  Munition,  gingen  dann  auf  die  Bastille,  den  Zwinger  der 
Stadt,  los  und  erstürmten  dieselbe,  wobei  Mordthaten  und  Grausam- 
keiten verübt  wurden.  Am  folgenden  Tage  wurde  Bailly  zum  Präsi- 
denten des  Rathes  von  Paris,  Lafayette  zum  Commaudanten  der  Natio- 
nalgarde gewählt.  Am  17.  erschien  der  König  selbst  in  Paris,  bestätigte 
die  neugeschaffenen  Gewalten,  rief  Necker  ins  Ministerium  zurück  und 
entfernte  die  fremden  Truppen  aus  Paris.  In  der  Nacht  desselben 
Tages  reisten  sein  zweiter  Bruder,  Karl  Graf  von  Artois,  die  Prinzen 
und  Hofleute  von  Versailles  ab,  die  als  verstockte  Anhänger  des  Feudal- 
systems und  Verächter  der  Bürgerklassen  verhaßt  waren,  die  dem  König 
vornehmlich  verderbliche  Rathschlage  ertheilt  hatten,  und  ihn  nun  ver- 
ließen, als  das  Unheil,  welches  sie  angestiftet,  ausbrach. 

Das  Volk  hatte  über  das  Königthum  gesiegt,  seine  Ehrfurcht  gegen 
dasselbe  schwand,  die  alte  Ordnung  löste  sich  auf  und  die  neue  sollte 
erst  geschaffen  werden.  In  dieser  Zeit  des  Uebergangs  hörte  die  Wirk- 
samkeit der  Regierung,  der  Polizei  und  der  Justiz  auf;  die  Parteiwuth 
wurde  entfesselt,  exaltirte  Schwärmer  und  Bösewichter,  die  im  Trüben 
fischen  wollten,  stachelten  in  Reden  auf  öffentlichen  Plätzen  und  in  Zei- 
tungen die  rohe  Menge  zu  Gewalt-  und  Greuelthaten  auf.  In  Paris 
drohten  die  Latcrnenpfähle  jedem,  der  als  Aristokrat  verschrien  wurde, 
auf  dem  Lande  nahmen  die  Bauern  durch  Mord,  Brand  und  Zerstörung 
Rache  für  die  von  den  Feudalherren  erlittenen  Mishandlungen. 

Um  so  eifriger  beschäftigte  sich  die  Nationalversammlung  mit  der 
Ausarbeitung  der  neuen  Verfassung,  Am  4.  August  wurde  beschlossen, 
derselben  eine  Erklärung  der  Menschenrechte  vorauszuschicken,  deren 
17  Artikel  am  Ende  des  Monats  fertig  waren.  In  der  Nacht  vom  4,  auf 
den  5.  August  schlug  Graf  Noailles  vor,  die  Ruhe  und  Ordnung  durch 
Abschaffung  der  Lehensabgaben  und  Frondienste  wiederherzustellen. 
Vom  Enthusiasmus  ergriffen,  wetteiferten  die  Mitglieder  der  National- 
versammlung in  Vorschlägen  und  Annahmen  von  Entsagungen  und  Be- 
freiungen; in  dieser  welthistorischen  Nacht  wurden  die  Vorrechte  des 
Adels,  der  Zehnt  der  Geistlichkeit,  die  Privilegien  einzelner  Provinzen 
und  Städte,  der  Innungen  und  Zünfte  aufgehoben.  Hierauf  faßte  die 
Nationalversammlung  über  die  Fundamentalartikel  der  neuen  Verfas- 
sung vom  28.  August  bis  12.  September  folgende  Beschlüsse:  Die  vom 
Volke  gewählten  Deputirten  bilden  einen  einzigen  Körper;  sie  bleiben 
immer  beisammen  und  werden  jedes  zweite  Jahr  erneuert;  ihren  Be- 
schlüssen gegenüber  hat  der  König  kein  absolutes,  sondern  ein  auf 
vier  Jahre  beschränktes  Veto.  Außerdem  wurde  erklärt,  daß  die  Ar- 
tikel der  Verfassung  nicht  wie  die  Gesetze  seiner  Bestätigung  bedürfen. 
Schon   früher  war  verfügt  worden,   daß  die  Truppen  nicht   blos  dem 
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König,  sondern   auch   der  Nation  und   den  Gesetzen  Treue  schwören 
sollen. 

Der  Hof  und  die  Aristokraten  betrachteten  diese  Beschlüsse  mit 
Abscheu;  der  König  zögerte,  dieselben  zu  bestätigen;  sie  rückgängig  zu 
machen,  wurden  allerlei  kleinliche  Mittel  angewendet  und  trachtete  man 
besonders,  die  Truppen  zu  gewinnen.  Dadurch  wurde  das  Mistrauen 
gegen  den  König  und  noch  mehr  gegen  die  Königin,  die  ihn  leitete,  ver- 
schärft. Besorgniß  um  die  noch  unbefestigte  Freiheit  bewog  abermals 
die  gemäßigten  Freunde  derselben,  Schwärmern  und  Leuten,  die  auf  den 
Trümmern  des  Alten  ihre  Macht  gründen  wollten,  das  Feld  zu  über- 
lassen. Diese  redeten  den  untern  Volksklassen  der  Hauptstadt  ein,  der 
in  derselben  herrschenden  Theuerung  werde  durch  die  Anwesenheit  des 
Königs  abgeholfen  werden,  und  reizten  sie  durch  Reden  und  Geld,  das 
der  Herzog  von  Orleans  hergab,  die  Uebersiedelung  des  Hofs  zu  er- 
zwingen. Am  5.  October  strömten  Tausende  von  Männern  und  Weibern 
des  rohesten  Pöbels  nach  Versailles,  wo  sie  mit  dem  Geschrei  nach 
Brot  und  andern  Bewilligungen  in  den  Saal  der  Nationalversammlung 
drangen.  Vergeblich  war  es,  daß  der  König  nun  die  Beschlüsse  der 
Nationalversammlung  genehmigte  und  Paris  mit  Lebensmitteln  zu  ver- 
sorgen versprach;  vergebens  bemühte  sich  Lafayette,  der  in  der  Nacht 
mit  der  Nationalgarde  in  Versailles  eintraf,  den  Aufruhr  zu  stillen;  die 
wilden  Rotten  stürzten  sich  am  Morgen  des  6.  October  auf  das  Schloß, 
ermordeten  die  Leibgarden,  die  ihnen  entgegentraten,  bedrohten  das 
Leben  der  Königin,  nöthigten  den  König,  sich  allerhand  Demüthi- 
gungen  zu  unterwerfen  und  führten  ihn  in  schmachvollem  Aufzuge 
nach  Paris. 

Die  Demagogen  hatten  ihren  Endzweck  erreicht,  der  König  und  die 
Nationalversammlung  befanden  sich  in  ihrer  Gewalt;  sie  konnten  beide 
durch  den  Pöbel,  den  sie  lenkten,  beaufsichtigen,  einschüchtern  und  zu 
dem,  was  sie  wollten,  zwingen  lassen.  Auch  organisirte  sich  der  Club 
der  Jakobiner  gleichsam  zu  einer  zweiten  Nationalversammlung,  zu 
einer  Macht,  die  bald  Paris,  und  durch  ähnliche  Clubs,  die  sich  in  allen 
größern  Städten  bildeten,  ganz  Frankreich  beherrschte.  Dagegen  con- 
spirirten  die  Hofleute  und  Prinzen,  die  Königin  und  der  König  mit  den 
sich  täglich  mehrenden  Emigranten  und  mit  fremden  Fürsten,  um  nicht 
nur  die  Macht  der  gewaltthätigen  Demagogen  zu  brechen,  sondern  um 
die  ganze  neue  Ordnung  der  Dinge  schon  im  Entstehen  zu  stürzen.  Die 
L^mtriebe  des  Hofs  wurden  der  Nation  durch  die  Entdeckung  des  soge- 
nannten Rothen  Buchs  bekannt,  welches  außer  den  verschwenderischen 
Ausgaben  für  die  Hofhaltung,  für  die  Prinzen  und  Günstlinge,  auch  jene 
enthielt,  die  zur  Bestechung  liberaler  Schriftsteller  und  einflußreicht-r 
Demagogen  verwendet  wurden. 

Diese  Vorgänge  drängten  die  Nationalversammlung,  die  constitu- 
tionelle  Umgestaltung  Frankreichs  baldigst  zu  vollenden.  Sie  zog  am 
2.  November  allo  Kirchengüter  als  Eigenthum  des  Staats  ein,  der  für 
die  Kosten  des  Cultus  und  für  den  Unterhalt  der  Geistlichkeit  sorgen 
werde,  und  decretirte  im  Laufe  von  1790  die  Civilverfassung  des  Klerus,  itdo 
vermöge  welcher  die  höhern  Geistlichen  für  Staats-,  die  Pfarrer  für  Gc- 
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meindebeamten  erklärt  und  verpflichtet  wurden,  den  Eid  der  Treue  der 
Nation,  dem  König  und  den  Gesetzen  zu  schwören.  Auch  wurden  alle 
geistlichen  Orden  aufgehoben,  mit  Ausnahme  jener,  die  dem  Jugend- 
unterricbt  und  der  Krankenpflege  gewidmet  waren.  Um  der  argen 
Finanznoth  des  Staats  abzuhelfen,  wurden  die  Assignaten,  Anweisungen 
auf  das  Kircheugut,  herausgegeben,  die  wegen  ungeheuerer  Vermehrung- 
schnell  ihren  Werth  verloren,  dadurch  zwar  den  Ruin  von  Tausenden 
nach  sich  zogen,  aber  auch  Tausenden  die  Möglichkeit  verschafften, 
Landbesitz  zu  erwerben,  und  sie  zu  Anhängern  der  neuen  Verfassung 
machten.  Vom  März  bis  September  berieth  und  vollbrachte  die  Natio- 
nalversammlung, nach  Aufhebung  der  Parlamente  und  der  verschiedenen 
Gerichtsbehörden,  die  Einrichtung  einer  gleichförmigen  Justiz  mit  Ge- 
schworenengerichten. Auch  sprach  sie  im  März  1791  die  Gleichheit 
aller  Bürger  und  die  Abschaffung  aller  Titel,  Wappen  und  Orden  aus. 
Einer  der  größten  Vortheile  aber,  die  Frankreich  der  Nationalversamm- 
lung verdankt,  war  die  schon  1790  durchgeführte  Eintheilung  des  Lan- 
des in  Departements,  Districte,  Cantone  und  Gemeinden,  die  noch  immer, 
bis  auf  die  denselben  nach  den  Theorien  der  Volkssouveränetät  und 
Selbstregierung  verliehene  Verfassung,  fortbesteht.  Paris  erhielt  eine 
besondere  Verfassung. 

Noch  bevor  diese  Beschlüsse  alle  gefaßt  worden,  wurde  am  14.  Juli 
1790  auf  dem  pariser  Marsfelde  das  wirklich  großartige  Föderationsfest 
gefeiert,  an  welchem  der  König,  die  Nationalversammlung,  die  Staats- 
gewalten und  die  Abgeordneten  der  Departements  die  neue,  noch  un- 
vollendete Verfassung  beschworen  und  die  constitutionelle  Monarchie 
errichteten.  Aber  die  Einigkeit  des  französischen  Volks,  welche  dieses 
Fest  hätte  bezeugen  und  herstellen  sollen,  löste  sich  bald  in  heftige 
Parteikämpfe  auf.  Die  Reformen,  deren  eine  auf  die  andere  folgte, 
steigerten  den  Zorn  und  die  Umtriebe  der  Aristokraten,  die  ihre  Feudal- 
rechte schon  verloren  hatten  und  nun  auch  auf  Aemter,  Würden  und 
Ehrenzeichen  verzichten  sollten,  die  sie  als  ihnen  ausschließlich  gebüh- 
rend betrachteten.  Der  größte  Theil  des  katholischen  Klerus  pro- 
testirte  auf  Geheiß  des  Papstes  gegen  die  Einziehung  des  Kirchenguts, 
weigerte  sich,  den  Eid  zu  leisten,  der  zu  nichts  anderm  als  zu  dem  ver- 
pflichtete, was  jeder  gute  Staatsbürger  als  heilige  Pflicht  erfüllt,  und 
wiegelte  die  ungebildete  Menge  gegen  die  gottlosen  Religionsverächter 
und  Kirchenräuber  auf.  Der  König  genehmigte  mit  Widerwillen  die 
Beschlüsse,  die  weltliche  Dinge  betrafen,  versagte  aber  seine  Zustim- 
mung der  Civilconstitution  des  Klerus,  gab  sie  nur  gezwungen  gegen 
Ende  des  Jahres  und  wies  jeden  beeideten  Priester  von  sich,  wodurch 
er  sich  die  Anhänger  der  constitutionellen  Monarchie  entfremdete  und 
den  Demokraten  Anlaß  gab,  ihn  als  Verräther,  seine  den  neuen  Staats- 
eiurichtungen  günstigen  Erklärungen  als  Heuchelei  und  das  König- 
thum  überhaupt  als  mit  der  Freiheit  und  Wohlfahrt  der  Völker  unver- 
träglich darzustellen. 

Trotz  dem  allen  blieben  die  Mehrheit  der  Nationalversammlung  und 
selbst  die  der  pariser  Gemeinde  dem  constitutionellen  Princip  treu;  ihr 
Club,  die  Fcuillants,  zählte  die  edelsten  Männer  Frankreichs  zu  .seinen 
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Mitgliedern  und  war  mächtiger  als  der  Club  der  Jakobiner.  Aber  die 
Umtriebe  der  Emigranten  und  des  verblendeten  französischen  Hofs,  wie 
auch  das  Verhalten  der  auswärtigen  Regierungen  und  der  Aristokraten 
beförderten  das  Streben  der  Jakobiner,  das  auf  Umsturz  der  Monarchie 
hinauslief.  Der  Graf  von  Artois  und  die  Emigranten,  desgleichen 
Bevollmächtigte  des  Königs  Ludwig  und  seiner  Gemahlin  riefen  die 
Monarchen  Europas  auf,  die  gemeinsame  in  Frankreich  gefährdete  Sache 
der  Throne  und  des  Adels  zu  retten;  sie  fanden  williges  Gehör;  Abso- 
lutisten  und  Aristokraten  ließen  durch  ihre  Clienten  den  Kreuzzug  gegen 
die  rebellischen  Franzosen  predigen.  Die  deutschen  Fürsten  und  Frei- 
herren, die  im  Elsaß  und  sonst  in  Frankreich  Güter  besaßen  und  durch 
den  Beschluß  vom  4.  August  1789  ihre  Feudalrechte  verloren  hatten, 
flehten  den  Schutz  des  Deutschen  Reichs  an.  Kaiser  Leopold  sagte 
ihnen  seine  Unterstützung  zu,  berathschlagte  mit  dem  König  von  Preußen, 
wie  man  in  Frankreich  das  alte  Königthum,  Kirchen-  und  Adelswesen 
aufrecht  erhalten  könne,  und  machte  im  Namen  des  Reichs  in  Paris 
mehrmals  drohende  Vorstellungen  wegen  des  an  Reichsständen  ver-  lT\il 
übten  Unrechts,  obgleich  er  thätig  einzuschreiten  nicht  geneigt  war.  Im 
Vertrauen  auf  den  Beistand  des  Auslandes  sammelten  sich  bewaffnete 
Scharen  der  Emigranten  an  den  deutschen  Grenzen  Frankreichs,  um  mit 
den  fremden  Heeren  in  ihr  Vaterland  zurückzukehren  und  dort  die  ver- 
derblichen alten  Zustände  wiederherzustellen.  Am  1.  Mai  1791  wurde 
in  Mantua  ein  Congreß  gehalten,  auf  dem  der  Kaiser  Leopold  und  der 
Graf  von  Artois  persönlich  zugegen,  Ludwig  XVL  durch  Calonne  und 
mehrere  Mächte  durch  ihre  Gesandten  vertreten  waren.  Hier  wurde 
verabredet,  daß  Oesterreich  50000,  Sardinien  30000,  Spanien  20000 
Mann  nach  Frankreich  senden  werden;  es  blieb  aber  bei  der  Verab- 
redung, und  das  einzige  Resultat  des  Congresses  war  eine  von  Leopold 
in  Padua  am  G.Juli  unterzeichnete  Circularnote,  welche  leere  Drohungen 
gegen  Frankreich  enthielt  und  Ludwig  XVL  höchst  nachtheilig  wurde. 
Dadurch  erhielten  nämlich  die  Jakobiner  Gelegenheit,  das  Volk  mit 
Schrecken  und  Haß  nicht  allein  gegen  seine  Feinde,  sondern  auch  gegen 
die  Constitutionellen  und  gemäßigten  Republikaner  zu  erfüllen;  dadurch 
wurden  ihre  Führer,  der  schleichende  Robespierre  und  der  zu  allem  ent- 
schlossene Danton,  ihre  Volksredner  und  Journalisten,  der  blutdürstige 
Marat  und  der  schwärmerische  Camille  Desmoulins,  weit  mächtiger  als 
Lafayette  und  Bailly.  Jene  Männer  und  ihre  Gesinnungsgenossen  sahen 
ein,  daß  bei  der  Auflösung  im  Innern,  bei  dem  Verhalten  des  Königs 
und  bei  der  vom  Auslande  drohenden  Gefahr  nur  revolutionäre  Maß- 
regeln helfen  kiinnten,  daß  sie  untergehen  oder  siegen  müßten.  Mit 
genialer  Kühnheit  setzten  sie  jede  Rücksicht  auf  Sittlichkeit  und  H<<lil 
beiseite,  regten  die  Kampf-  und  Mordlust  des  Pöbels  auf  und  trieben  di«- 
Dinge  bis  zum  Aeußerslen. 

Der  unglückliche,  übelberathene  König  aber  wurde  durch  die  .\u.s- 
sicht  auf  Hülfe  bewogen,  sich  vor  ihrer  täglich  wadisenden  und  gewalt- 
thätiger  werdenden  Macht  in  die  Festung  Montmt'dy  zu  flüchten,  wo  vi 
unter  dem  Schutze  treugebliebener  Truppen  di«-  Ankunft  befreundeter 
Heere  abwarten  woille.     Am  10.  Juni   1791   schrieb  t-r  e-int' Prolestafinn 


ß72  Fünftes   Buch. 

gegen  die  Beschlüsse  der  Nationalversammlung  nieder,  die  er  bestätigt 
hatte,  und  in  der  Nacht  vom  20.  bis  21.  Juni  brach  er  aus  dem  Schlosse 
der  Tuilerien  mit  seiner  Familie  auf.  Die  Flucht,  die  erst  am  Morgen 
entdeckt  wurde,  erregte  in  Paris  die  größte  Bestürzung.  Ludwig  wurde 
jedoch  in  Menehould  erkannt,  in  Varennes  von  den  Bürgern  angehalten 
und  von  Commissaren  der  Nationalversammlung  auf  eine  Art  nach  Paris 
zurückgebracht,  die  der  Transportirung  von  Gefangenen  glich.  Die 
Flucht  mit  Hinterlassung  der  Protestation  ward  als  Beweis  angesehen, 
daß  die  Genehmigung  der  von  der  Nationalversammlung  ausgesprochenen 
Beschlüsse  und  sein  Eid  auf  die  Constitution  nur  Verstellung  gewesen, 
unter  der  er  den  Vorsatz  verborgen  habe,  im  Verein  mit  den  Emigranten 
und  fremden  Armeen  das  alte  Königthum  mit  allen  seineu  Auswüchsen 
wieder  aufzurichten.  Die  Nationalversammlung  beschloß  daher  am 
25.  Juni  die  Suspension  der  königlichen  Gewalt,  nahm  die  Minister  in 
Pflicht  und  entsendete  Coramissionen,  denen  sie  die  Leitung  der  einzel- 
nen Zweige  der  Verwaltung  auftrug.  Zugleich  wurde  gegen  den  König 
eine  gerichtliche  Untersuchung  eingeleitet.  Nur  mit  Mühe  gelang  es  der 
constitutionellen  Mehrheit,  seine  förmliche  Anklage  zu  verhindern  und 
eine  beschrankte  Lossprechung  zu  erwirken.  Die  Gardes- du- Corps 
wurden  abgeschafft  und  die  Mitglieder  der  königlichen  Familie  fortan 
von  der  Nationalgarde  gleich  Gefangenen  bewacht.  Der  Bruder 
Ludwig's,  Graf  von  der  Provence,  war  glücklich  nach  Belgien  ent- 
kommen. 

Die  gefahrvolle  Lage  des  Königs  und  Entwürdigung  des  König- 
thums  in  seiner  Person  bewogen  Leopold  und  Friedrich  Wilhelm  II.  am 
25.  Juli  zu  einem  vorläufigen  Allianzvertrage  und  zu  der  Zusage,  an 
einem  Congresse  theilzunehmen,  auf  welchem  über  die  französischen 
Angelegenheiten  ein  gemeinschaftlicher  Beschluß  gefaßt  werden  sollte. 
Zu  diesem  Congresse,  der  in  Pillnitz  vom  25.  bis  27.  August  gehalten 
wurde,  fanden  sich  Leopold,  Friedrich  Wilhelm  und  der  Kurfürst 
Friedrich  August  von  Sachsen  persönlich  ein  und  schlössen  einen  gegen 
Frankreich  gerichteten  Vertrag.  Da  aber  Leopold  einem  Kriege  mit 
Frankreich  bei  dem  damaligen  Zustande  seiner  Monarchie  abgeneigt 
war,  und  der  Congreß  ihm  vielleicht  nur  als  Mittel,  die  Franzosen  zu 
schrecken,  dienen  sollte,  brachte  sein  Minister  Spielmann  in  die  Ver- 
tragsacte  Clausein  und  Beschränkungen  ein,  vermöge  welcher  der 
Kriegszug  erst  dann  unternommen  werden  sollte,  wenn  man  mit  Ruß- 
land hinsichtlich  Polens  und  der  Türkei  einig  geworden  sein  werde. 
Dagegen  ließen  sich  die  Mächte  vom  Grafen  von  Artois,  Calonne  und 
Bouille,  die  unberufen  nach  Pillnitz  gekommen  waren,  verleiten,  ein 
Manifest  zu  erlassen,  das  die  Franzosen  erbitterte  und  dem  König  sehr 
schadete.  „Der  Kaiser  und  der  König  von  Preußen",  lautete  dasselbe, 
„betrachten  die  jetzige  Lage  des  Königs  von  Frankreich  als  einen  Gegen- 
stand des  gemeinsamen  Interesses  aller  Souveräne  in  Europa,  hoffen, 
daß  dieses  Interesse  von  den  Mächten,  deren  Hülfe  in  Anspruch  genom- 
men worden,  werde  anerkannt  werden,  und  daß  diese  sich  nicht  weigern 
werden,  gemeinschaftlich  mit  ihnen  und  nach  Verhältniß  ihrer  Kräfte 
die  wirksamsten  Mittel  zu  ergreifen,    um   den  König  von  Frankreich  in 
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den  Stand  zu  setzen,  in  der  vollkommensten  Freiheit  die  Grundlage  einer 
den  Rechten  der  Souveräne  und  dem  Besten  der  französischen  Nation 
gleichmäßig  zuträglichen  monarchischen  Kegierungstbrm  zu  hefestigen. 
Dann  und  in  dem  Falle  sind  der  Kaiser  und  der  König  von  Preußen 
entschlossen,  schleunig  im  gemeinsamen  Einverständnisse  mit  der  nö- 
thigen  Macht  zu  handeln,  um  gemeinschaftlich  den  vorgesetzten  Zweck 
zu  erreichen.  Inzwischen  wollen  sie  ihren  Truppen  die  nöthigen  Refelilc 
geben,  damit  diese  im  Stande  seien,  in  Activität  zu  treten."  Die  Fran- 
zosen betrachteten  das  Manifest  mit  Entrüstung  als  die  Drohung  einer 
Coalition  von  Mächten,  welche  die  iiujern  Angelegenheiten  Frankreichs 
vor  ihren  Hichterstuhl  ziehen  und  es  mit  Gewalt  zwingen  wollen,  die- 
selben nach  ihrem  Gefallen  zu  ordnen. 

Mittlerweile  beendigte  die  Nationalversanunlung  ihre  Verfassungs- 
arbeiten, erklärte  die  Constitution,  nachdem  sie  dieselbe  im  August  noch- 
mals revidirt  hatte,  für  vollendet  und  legte  sie  dem  König  zur  Annahme 
vor.  Der  König  nahm  die  Constitution  an  und  beschwor  sie  am  14.  Sip- 
tember  in  der  Nationalversammlung  durch  einen  feierliehen  Eid.  Mit 
diesem  feierlichen  Acte  endigte  sich  die  Suspension  seiner  Gewalt  wie 
auch  die  Gefangenschaft,  in  welcher  er  und  seine  Familie  gehalten  wor- 
den waren.  Nun  wäre  es  möglich  gewesen,  daß  die  coustitutionelle 
Monarchie  Bestand  gewinne,  und  Frankreich  die  Segimngen  gesetzlicher 
Freiheit  genieße.  Aber  die  Nationalversammlung  hatte  ihr  Werk  selbst 
untergraben,  indem  sie  schon  am  IG.  Mai  I7'tl  auf  Robespierre's  An- 
trag decretirte.  daß  ihre  Mitglieder  von  der  Wahl  in  die  legislative 
Nationalversammlung,  welche  der  Constitution  gemäß  unmittelbar  nach 
ihr  in  Wirksamkeit  zu  treten  hatte,  ausgeschlossen  seien.  Dabei  ließen 
es  die  Prinzen  und  andere  Emigranten  zur  Aussöhnung  der  Nation  mit 
dem  Könige  nicht  kommen.  Gerade  zu  der  Zeil,  als  der  König  die  neue 
Constitution  beschwor,  verött'entlichten  sie  nebst  dem  pillnitzer  Manifest 
auch  ein  eigenes,  in  welchem  sie  alles,  was  seit  1779  geschehen  war. 
verwarfen  und  vt>rkündeten,  daß  der  König  selbst,  trotz  seines  Eides, 
ihren  und  der  fremden  Heere  Einmarsch  in  Frankreich  unterstützen 
werde.  Die  eidscheuen  Priester  regten  den  gläubigen  Theil  des  Volks 
unablässig  gegen  die  ihnen  verhaßte  Constitution  auf,  die  auch  di'v 
König  und  die  Königin  haßten. 

Am  29.  September  löste  sich  die  constituirendeNationalversammlung 
auf,  und  am  1.  October  1791  eröffnete  die  legislative  ihre  Sitzungen. 
Die  Mehrheit  der  letztern  bestand  aus  Rt'publikanern,  die  entschlossen 
waren,  an  die  Stelle  des  Königthums  die  Repuldik  zu  setzen.  Ihr  Plan 
wurde  von  den  vornehmem  Volksklassen,  welche  der  constitutitMiellen 
Monarchie  anhingen,  dadurch  befördert,  daß  sie  die  städtischen  Aemter 
den  niedern  Volksklassen  überlassen  und  auch  die  bewafl'nete  Macht 
denselben  in  die  Hände  gegeben  hatten,  weil  sie.  anstatt  selbst  Dienste 
in  der  Nationalgarde  zu  thun,  sich  durch  Leute  aus  dem  Pöbel  vertreten 
ließen,  die  sich  den  Namen  Sansculotten  beilegten  und  den  Jakobinern 
blindlings  gehorchten.  Schon  am  5.  October  beschloß  die  legislative 
Nationalversammlung,   die  Titel   Sire  und   Majestät  dem  König   nicht 

Feßler.    V.  43 


ßY4  Fünftem  Buch. 

mehr  zu  webeu.  Im  Oclober  und  November  faßte  sie  die  strengsten  Be- 
schlüsse gegen  die  Emigranten  und  die  Geistiichen,  die  den  Bürgereid 
verweigerten.  Scharen  der  erstem,  die  sich  auf  60000  Mann  belaufen 
haben  sollen,  rüsteten  sich  zum  bewaffneten  Einfall  in  Frankreich,  und 
wurden  von  den  Kurfürsten  von  Mainz,  Köln  und  Trier  thatsächlich 
unterstützt,  vom  Kaiser  Leopold  und  König  Friedrich  Wilhelm  II.  wenig- 
stens nicht  gehindert,  von  der  Zarin  Katharina  und  dem  schwedischen 
König  Gustav  III.  durch  Versprechungen  ermuthigt.  Die  Nationalver- 
sammlung erklärte  die  Emigranten  der  Verschwörung  gegen  das  Vater- 
land verdächtig  und  sprach  über  alle,  die  bis  zum  1.  Janaar  nicht 
zurückkehrten,  die  Todesstrafe  und  Confiscation  ihrer  Güter  und  Ein- 
künfte aus.  Die  Geistlichen,  die  den  Eid  nicht  leisteten,  sollten 
ihres  Amtes  entsetzt,  den  vom  Staate  ihnen  angewiesenen  Gehalt  ver- 
lieren, aus  ihrem  bisherigen  Aufenthaltsorte  entfernt  und  unter  polizei- 
liche Aufsicht  gestellt  werden,  die  Unruhestifter  der  Gefängnißstrafe 
verfallen.  Gleichzeitig  wurde  der  Nationalgericbtshof  zu  Orleans  in 
Thätigkeit  gesetzt.  Der  König  setzte  diesen  Beschlüssen  sein  Veto  ent- 
gegen, denn  er  konnte  sich  nicht  überwinden,  die  Verurtheilung  seiner 
Brüder  und  aller,  die  für  seine  Sache,  -wie  er  glaubte,  kämpfen  wollten, 
wie  auch  derer,  die  den  Eid,  den  der  Papst  verdammte,  verwarfen,  zu 
genehmigen.  Dadurch  nahm  er  aber  den  Decreten  nichts  von  ihrer 
Wirksamkeit,  sondern  zog  sich  nur  den  Verdacht  des  Einverständnisses 
1792  mit  den  Feinden  der  Nation  zu,  und  gab  den  Jakobinern  Anlaß,  auf  neue 
Beschränkungen  der  königlichen  Gewalt  zu  sinnen  und  besonders  auf 
Abschaffung  des  Veto  zu  dringen.  Einem  Beschlüsse  der  National- 
versammlung zufolge  war  er  genöthigt,  den  Kaiser  und  das  Deutsche 
Reich  aufzufordern,  daß  man  die  Emigranten  von  der  Grenze  entferne, 
sonst  werde  Frankreich  sie  mit  Gewalt  von  derselben  vertreiben.  Ueber- 
■dies  wurden  zu  Anfang  des  Jahres  1792  an  der  Ostgrenze  drei  Armeen 
unter  Rochambeau,  Luckner  und  Lafayette  aufgestellt. 

Leopold,  der  sein  Verfahren  gegen  die  Franzosen  seit  der  Annahme 
der  Constitution  von  selten  des  Königs  gemildert  und  auch  die  andern 
Mächte  ersucht  hatte,  sich  nicht  allzu  eifrig  in  deren  Angelegenheiten  zu 
mischen,  schloß  nun  mit  dem  König  von  Preußen  am  7.  Februar  ein 
engeres  Bündniß,  um  in  Frankreich  die  erniedrigte  königliche  Gewall 
wiederaufzurichten  und  die  weitere  Verbreitung  des  Jakobinismus  und 
der  Revolution  zu  hindern.  Fürst  Kaunitz  schickte  eine  äußerst  heftige 
Note  an  das  französische  Ministerium,  in  welcher  deren  Beschwerden 
über  die  Emigranten  für  unbegründet  erklärt,  und  die  jakobinischen 
Revolutionäre  als  eine  wüthende,  nach  dem  Umsturz  jeder  gesetz- 
mäßigen Regierung  strebende  Fraction  bezeichnet,  auch  ganz  unum- 
wunden die  Wiederherstellung  der  königlichen  Macht  in  den  Stand  vor 
1779,  die  Rückgabe  Avignons  und  Venaissins  an  den  Papst  und  die 
Wiedereinsetzung  der  deutschen  Reichsstände  in  die  ihnen  entzogenen 
Rechte  als  Bedingungen  des  Friedens  gefordert  wurden.  Die  wiener 
Note  wurde  von  Berlin  aus  unterstützt,  und  der  preußische  Gesandte 
erklärte,   wenn  Frankreich   dem  Beschlüsse   der   Nationalversammlung 
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gemäß  die  Eruigianteii  mit  Gewalt  von  dem  Reichsgebiete  zu 'vertreiben 
suchte,  so  würde  dies  der  König  von  Preußen  als  eine  Kriegserklärung 
ansehen  und  gemeinschal'llich  mit  dem  Kaiser,  seinem  Verbündeten,  sich 
mit  bewaffneter  Macht  widersetzen.  Die  Note  des  Ministers  Kaunitz 
wurde  am  28.  Februar  in  der  gesetzgebenden  Versammlung  vorgelesen, 
der  Inhalt  und  Ton  derselben  beleidigte  die  Ehre  Frankreichs  und 
erzürnte  selbst  die  Constitutionellen.  Der  Krieg  war  nun  unvermeidlich 
und  wurde  dies  vollends,  als  der  kluge,  den  Frieden  liebende  Leopold 
anvermutliet  am  1.  März  1792  starb,  und  ihm  sein  unerfahrener,  von 
Arist(jkraten  und  Priestern  geleiteter,  jede  freiheitliche  Neuerung  ver- 
abscheuender Neffe  Franz  auf  dem  Throne  nachfolgte. 


Druck  Tou  F.  A.  Brockbaus  in  Leipzig. 
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409,      >>       14  v.u.,  statt:    seltenen,  Munarchen,  1.:  seltenen  Monarchen 

429,       11         4  v.o.,  St.:  lümaszombar,  1.:   Uimaszombat 

434,        .       19  V.  u.,  St.:  likkner,  1.:  likkaer 
»    434,      »       14  v.u.,  St.:  gradisker,  1.:  gradiskaer 

444,       »         5  V.  u.,  St.:  als  die,  1.:  die 

493,      n       18  V.u.,  St.:  Irdenczy,  1.:  Izdenczy 

521,       i>       18   v.o.,  St.:  griechisch  -  unirten  ,     I.;     griechisch -nichtunirfen 

573,  »       21   v.o.,  St.:  Kreiscommission,   1.:   Kreiscomraissare 

603,      «       14  v.  o.,  St.:  Vajd ,  1.:  Vajda 

6'-^l)   "   II  v.  o.,  St.:  Szabadha,  1.:  Szabadka 

f5"^5,   "   11  v.u.,  St.:  .-.ie  ,  I.:  auch 

(J33,      )i       14  V.  u.,  St.:  anders,  1.:  andern 

654,       »         8   v.o.,  St.:  külömb,  1.:   különb 

i>    654,  »       itj  V.  o.,  St.:  verzö  ,  1.:   vezetö 

654,       »         o   v.u.,  St.:   Gögyösis ,  1.:  Gyöngyösi's 
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